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Entscheidungen. 



Nr« 1« Entaeli. Oestonr. Obefston Oeriehtsliofiw. 

Vom 12. Dezember 1902. 

OectoT-r Ki"f>iit« V.Tordn.-ßl. XVIf nti04. Vr isft4 
I, Reisende, welche sich während der Fahrt auf der offenen Plattform rjines Waggons 
aufhalten, müssen hierbei besondere Vorsicht aufwenden. Die in der Ausserachliassung 
ierttlbei ftlegM« Umrtl«fctl|Mt legrOiidet «1« HttrarMliuMsi dtt ReltMMlMi, weii 
tfMfMibe infolge einer aussergewöhnlichen ErschutteiiM| Wt|fl<»ns von der Platt- 
fimi tierabstCrzt II. Neben dem primiren Schmerzengetdanspruche besteht nicht 
meb iwoh ein Anspruch auf Anerkennuag des Aechtes, in Hinliinft für weitere 
SetaitrtM MMrNoli 8«bmrieii|eM fmitoni n Mrfm. III. M Bwvelwmi 4m 
VerdieittHt|«ii|M Ist nur der nr Zeit des Unfalles bestandene und itoht aiMh 
künftig pventupM zu erboffendcr Vprdipnst zu berückslchtigpn. IV. Die Einschränkung 
einer Verdienstentgangsrente auf die Zeit bis zu der unter normalen Verhältnissen 
auch ohne den Unfaii 2u gewärtigenden Peasionierung des Verletzten ist nicht gerecht- 
ftrtiit, wfim di«Mr ZtItMifct tltfi BtoM mtrlistli MerM liiit 

Die Untergerichte gehen daron aii«» -dA88 der Unfall des Klägers 
darch dessen nnvorsichtiges Verhalten in Verbindung mit einem ge* 
waltigen Ruck des Wagens Temrsacht wurde, und dass demnach beider- 
seitiges Verschulden im Sinne des § 1304 a. b. OB. vorliege. 

Diese Rechtsanschauung kann nicht als unrichtig bezeichnet werden, 
denn wenn auch unter ^en Umst&ndep des Falles dem Kläger nicht 
znm Vorwurfe g-emacht werden kann, dass er sich auf der Phittform 
des Waggons aufhielt, so gebot es doch die gewöhnliche Vorsicht, auf 
einer nur einseitii^ ahf^eschldssenen, auf der zweiten Seite offenen 
Plattform während der vollen Fahrt des Zuges sich mit einer Hand 
oder mit dem Rücken einen Stutzpunkt zu suchen, uiu niclit von irgend- 
einem über den Durchschnitt liefLigon Slosjie hinausgeworfen zu werden. 

Es l&sst sich keineswegs ausschliessen, dass Kläger, wenn er diese 
Vorsicht gebraucht hätte, dem tatsftehlich vorgekommenen, als gewaltig 
bexeiehneten Rucke h&ite standhalten kßnnen. 

Anderseits Iftsst sich die Annahme nicht widerlegen, dass Kliger 
trots UnterluBsnng der besprochenen Vorsicht nicht abgesttlrat wäre, 

Bf «r, nswMhBfnaUttohi Bntnohalduinn ZZI. 1 
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wenn der Wapfgon nicht einen anssergewöhnlich starken Ruck erlitten 
hätte. Für diesen Ruck scheint nach den zutreffenden Feststellangen 
der Untergerichte die Eisenbahnnnternehmung verantwortlicli._ 

Es wurde daher mit Reclit ein beiderseitiges VersrliuUlen angenommen 
nnd, da sich das Verhältnis des Verschuldens au der eiugeti elenen Be- 
schädigung uicht bestimmen lässt, die Uattuug zu gleichen Teilen aus- 
gesprochen. 

Die AbweiBang; des Ansprnches auf Anerkenniing des Rechtes auf 
SchmerzeDgeld fQr kttnftige, d. i. nach dem 1. Febraar 1902 erlittene 

Schmerzen ist durch die Erwägnng gerechtfertigt, dass es an einem 
Eeclitsgrunde mangelt, ans welchem die beklaj^te Balmverwaltung ihi-e 
Verpfli( htung zur Zahlung eines Schmerzengeldes für, wie die klägerische 
Revision sHll>-it. ausfuhrt, dermalen aucli nicht annähernd vnrherznsagende 
künftige Schmerzen schon jetzt anzuerkennen verbunden sein soll. 

Die vom Kläger angesprochenen vihrlichen K 200, welche sicii als 
eine jährliche (tchaltserhöhung gemäss § 9 der Satzungen über die Be- 
soldung, Lehi Verpflichtung und den Ruhestandsß-enuss der Lehrpersonen 
an den evangelischen Schulen der Gemeinde Augsburger Koulessiüu 
darstellen, kannte demselhen nieht zuerkannt werden, da fftr die Be- 
reehnnng des Verdienstentgauges nur der zur Zeit des Unfalles 
bestandene nnd nicht auch ein eTentoell znklloftiger Verdienst 
massgebend sein kann, KIfiger aber damals und auch zur Zeit 
seiner sp&teren Pensionierung sich im Genosse dieser GebaltserhShnng 
nicht befand, nnd es überhaupt nicht feststeht, eb und wann der 
Kläger diese Zulage erhalten hätte. 

Wann der Zeitpunkt für die unter normalen Umständen zu ge- 
wärtigende Pensionierung eingetreten wäre, lässt sich nicht fixieren, 
daher auch der Zusprach der Rente auf Lebenszeit gerechtfertigt ei-scheint. 

Nr. S. Eutäch. den Oberlaudesgcrichts Kolmar. 
3. Zivilsenat. Vom 6. Februar 190S. 

(Jar. Zeitschr. f. £ls. Lothr. Jahrg. 29 (1904) Heft 5/6 S. 887.) 
Auch den Hinterbliebenen eine» im Inland beim Gewerbebetrieb verunglürkten Aus- 
länders, die 2ur Zelt des Unfalls weder ihren Wohnsitz noch ihren aewötinliohen 
AnfeithaK in leltide lietten , stiit Asipnwh «if Enatt ist deroh 4m UsMI 
•rilttenen SehailMt icf m Betrl«liMiiteri«liM8r mter iw VeraitMttMi dM § 95 
des Unfallvprsichprurgjgespfrc? vom 6 Juli 1884 und des § 135 des Gewerbe Unfnlf- 
versicheruntlHticsi'tzcs vom 30 Jum liiOO ( RGB. 1900 S. 635) zu. Ab^Rsehen von 
diesen Bestimmungen ist für Schadenersatzansprüche Versicherter oder ihrer Hinter- 
MIskMM, ■■• wclelflm ReeMairttiid« anofe Immvr, ktia Rum itlM des im dtr 
UafallvsrtlolNntBg erwashtMdM Ento0htdf|iiisias|Nrlltlia. 

Die söhne der Kläger waren zar Zeit des Unfalls unbestritten 
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nftch Massgsbe des UnfaUTerrichermigsgesetses vom 6. Juli 1884 Ter- 
sichert.' Wftren die Kliger Inlftoder oder hftttea m zur Zeit des Un- 
falls im Inlande gewohnt, so würden ae einen Anspruch anf Sente 

haben, und wäre ihnen gegfnl\1)er die Bestimmung des § 96 Oesetz vom 
6. Juli 1884 (§ 135 Gew.-Unf.-Vers.-Ges.) ohne Zweifel anzuwenden. 
Es steht ihnen aber, da sie AuslRiuler sind und zur Zeit des riifalls 
unbestritten nicht im Inlande o^ewolmt, auoh ihren gewöhnlichen Auf- 
enthalt.sort dort nicht (reliabt liaben. nach v< ti letzter Absatz Gesetz 
vom 6. Juli IHH4 (§ 21 «Te\v.-rnl.-Vers.-(7es j ein Auspi'uch auf Raule 
nicht zu, und es kann sich daher trafren. <»b aus diesem Gründe auch 
für sie die Bestimmung des erwähnten 95 lüö des Gew.-Unf.-Vers.- 
öes.J Geltung hat. Diese Frage ist mit dem Landgerichle zu bejahen. 

Dieser Paragraph hestimmt ohne jede Einschrftnkung , daes den 
nach Ha&sgabe des Qesetses yom 6. Joli 1884''Tersicherten Personen 
und deren flinterbUebenen ein Entsebftdignngsanspmch gegen den Betriebs- 
nnternebner, dessen Beyollmftchtigte nsw. nor unter der Toranssetznng 
xnsteht, dass gegen diese letzteren dareh strafgerichtliches Urteil fest^ 
gestellt worden ist, dass sie den Unfall vorsätzlich herbeigeführt haben. 
Ob die Hinterbliebenen im einzelnen Falle einen Anspruch auf Rente 
gegen die Berufsgeno^<?enschaft haben, ist gleichgültig, wie in § 135 
Gew.-rnf.-Vers.-Ges. besonders zum Ausdruck gebraclit ist, aber aueh 
schon für § 95 des Gesetzes vom 6. Juli 1884 unbestritten Geltung 
hatte. \\'esentlich ist nur, ob sie zu denjenigen Personen gehören, 
welche nach dem LTiifallver.»iicheruugsgesetz rentenbereehtigt sind. Dies 
trifft abei bei den Kläffern zu; sie gehi'tren zu den im erwälinten § 6 
(§ 158 Gew.-Uul.-V'ers.-Ges.) genannten grundsätzlich zum Renteubezug 
berechtigten Verwandten der anfsteigeudeu Linie und fallen deshalb 
anter die Bestimmung des erwfthnten § 95. 

Ueber die Tragweite des letzteren gegenüber den anderweitigen 
Bestimmungen des bürgerlichen Rechts hat sich das Landgericht im 
Anschluss an die Motive zu dem Oesetz vom 6. Jnli 1684 zutreffend 
dahin ausgesprochen, dass durch dieses Gesetz alle Streitigkeiten 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitern ilber Entsch&dignugsansprftche, 
welche den letzteren aus Unfällen erwachsen, beseitigt und zu dem 
Ende durch § 95 alle Entschädigungsansprüche, welche in Veranlassung 
eines Unlal!^ <i:^'<-i^^n den Arbeitgeber iiacli dem bisheiigen Rechte 
erhoben werden konnten . bis auf die in § 95 enthaltene Ansn?ihme 
aufgehoben werden sollten. Neben den aus der Unfallversieiiernng 
erwachsenden Entsc!iädigungsans|»ri\chon ist de^shalb, abgesehen von 
dem Falle der vor.^ätzlichen Herbeifula ung des Unfalls, für Schaden- 
ersatzansprüche der versicherten Personen und deren Hinterbliebenen 

1* 
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gegen den ßetiiebsunternebmer mid dessen Betriebsbeamten aus irgend- 
einem Rechtsgrunde kein Raum mehr. Durch die Einführung des 
BOrgerlichen Geaetzbuchs liat dieser Bechtszustaiid Iceine Aendernng 
erlitten. 

Nr. 8. Entseh. des Prenss. Olierrerwaltangsgertehts. 
4. Senat. Vom 9. Februar 1903. 

(Enuoh. d. OVO. Bd. 4> a II.) 
FlUChtliniengesetz vom 2. Juli 1875 § I5 Kommunal- Abgabengpsetz vom 14. Juli »893 
§ 87. — VtfMitsetziiniieii fQr die Entstehuno der Beitragspflioht zu Strataen- 

herstelliiRgskotten. 

Die Buiüagspflicbt der Anlieger zu den Strassenherstellungskosten 
hat zwei Voraussetzungen: einmal den Ausbau der Strasse durch die 
Gemdnde nod die HOgUcbkeit, die Kosten des Ansbanee zn berechnen, 
und zweitens die Erriditang eines Geb&udes an der Strasse. Das Forde- 
rnngsrecht der Gemeinde gelangt schon mit dem Eintritte dieser 
beiden Voranssetzungen zur Entstehung, nicht aber erst mit der Heran- 
ziehung des Pflichtigen. Die Heranziehung macht die Beitragsfordemng 
fällig, zahlbar, aber das Fordenu i^siecht besteht schon vor seiner 
Geltendmachung, und Inhalt und Umfang der Fordening richten sich 
nach dem Zeitpunkte der Entstehung, nicht nach dem der Geltend- 
machuii«?. 

Ist also das Fdideruiigsrecht durch Errichten eines Gebäudes an 
der ausgebauten Strasse einmal entstanden, so wird es durch den 
späteren Abbruch des Gebäudes nicht wieder aufgehoben, die Ge- 
meinde bleibt vielmehr berechtigt, den Anlieger innerhalb des durch 
§ 87 Nr. 2 des Kommunal-Abgabengesetzes begrenzten Zeitraums trotz 
der Wiederbeseitignng des Gebäudes zu dem Beitrage heranzuziehen. 



Nr. 4« Entseli. des Deutseheii Retclisgeriehts^). 
S. Zivilsenat. Vom 17. Februar 1903. 

fPreuBS. EiMOb-Arob. tSOi Hdft 4 S. 966.) 

Gegen Gehalt^forderungen der Bpamtpn findet, soweit diese Forderangen der Pfändnng 
nicht unterworfen sind, gemäss § 3ä4 B6B. in Prensson die Aufrechnung nicht statt 
Dagegen kmn ist Zirle1il«lwlhm|sreolit dw §278 BGB. gegen Fordtrungen geltend 
SMiaoM werden, die der Pfändung nieht aitarliegeft. Voraussetzungen des Zurüoii- 

behal!ung?rechts Zum Schadensersatz aus einer unrrlaubtcn . eine Verletzung der 
Amtspflichten enthaltenden Handlung Ist der Beamte schon aus dem Amtsverhältnis 
verpflichtet, also aus denselben rechtlichen Verhältnis, auf dem seine Behaltsforderung 

bsniM. 

Dem Elttger steht aus seinem Dienstverhältnis als Stationsvorsteher 

*) Weitere AusfObrung der in dieser Zeitschrift 64. XX S. 141 bereits mit- 
getaUtan Entndiddiiiig. 
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in B. ein am 2. Oktober 1901 fUIig gewordener Oehalteanspmch von 

648,34 M. zu, den er nebst 4''/o Zinsen seit 1. Oktober 1901 klagend 
geltend maclit. Der Beklagte hat Abweisung der Klage beantragt, indem 
er einwendet, dass er mit dem durch eine Amtsuntersv'lilagim^ des 
Kläljers entstandeneii . im Defektenbeschluss vom 19. September 1901 
festgestellten Erstattungsanspruch von 1166,63 M. autrechiie. Eventuell 
hat der Bckla},'te j^ebeten , seine Verurteil im g' zur Zahlung: des Gehalts 
davon abliängi^^ zu uiathen . dass der Kläger gleichzeitig den unter- 
schlagenen Kassenbetrag eistatte. 

Durch Versäumnisurteil des Oberlaudesgerichts zu K. vom 7. Juli 1902 
wurde der Beklagte schuldig erkannt, dem Kläger gegen Erstattung 
des dem Beklagten seiteng des Klägers nnterscfalagenen Betrages von 
1166,63 M.: 648,34 M. nebst 40/i Zinsen seit dem 1. Oktober 1901 zn 
zahlen. Auf Einspruch des Klägers wurde das Versiumnisurteii dnreh 
das weitere Urteil des Oberlandesgerichts vom 27. Oktober 1908 auf- 
recht erhalten. 

Die hiergegen von beiden Parteien eingelegten Revisionen wurden 
durch Urteil des Reichsgerichts vom 17. Febmar 1903 mit der Hassgabe 
zurückgewiesen, dass der KlAger mit dem erhobenen Zinsenanspruche 
abgewiesen wird. * 

Ans (le?i (-{rnnden des fiteiis des Reichsgerichts: 

Der Einwand der Antreclinung ist von den Vorinstanzen mit Recht 
verworten worden. Nach dem unbestrittenen Sachverhalt sind die 
Forderung und Gegenforderung unter der Herrschaft des neuen Rechtes 
entstanden, und der noch nicht ausgezahlte Teil des Gehaltsauspruches 
des Klägers ist nach § 860 Absatz 1 Ziffer 8 und Absatz 2 der Zivil- 
prozessordnnng der Pftndung nicht unterworfen. Es findet daher, 
sofern nicht der Artikel 81 des Einfflhmngsgesetzes zum Bargerlichen 
Gesetzbuch zn einem anderen Ergebnis fUirt, die Bestimmung des § 394 
BGB. Anwendung, nach welcher gegen eine Forderung, soweit sie der 
Pnindung nicht unterworfen ist, die Aufrechnung nicht stattfindet. 
Nach Artikel 81 des Einftihrungsgesetzes bleiben unberührt : 

Die landesgesetzlichen Vorschriften, welche die Aufrechnung gegen 
Ansprtlche der Beamten .... auf Gehalt .... abwcicliend von der 
Vorschrift des § 394 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zula^-sen. 

Unter der Herrsrlinfr dos früheren Hechtes im Könii i t n h I'rfMissen 
wurde die Autrechnung gegen eiue der Pfändung enlzugeuc Forderung 
für zulässig erachtet, aber nicht auf Grund besonderer Bestimmungen, 
welche diese AuUechnung zuliessen, sondern nach allgemeineu Rechts- 
grundsätzen, da ein Verbot der Aufrechnung nicht bestand. 

— Teri^eiche Entscheidungen des Beichsgerichts in Zivilsachen, 
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■ Band 21 Seite 185—188; Band 41 Seite 53, Motive zum Entwarf 
eines bürgerlichen (iesetzbnclis, Hand T Reite 113. — 
Das i^erufiingsgericht le^t nun iii üebereiiisr nnmung mit dem Gericht 
erster Instanz den Artikel 81 dahin ans. (la>.s uiir Sonderbestimninngen, 
welche diese Aulreclinuug zulassen, aufrecht erhalten sind, niclit all- 
gemeine Eecbtsgrundsätze des früheren Rechtes, aus denen die Zulässig- 
kdt der Anfredinung gefolgert wurde. 

Dieser AnffiAflSDOg iät betzutreten ond die hiergegen gerichtete 
ReTision erscheint nicht begründet. 

Schon die Fassnng des Artikel 81 Iftsst erkennen, dass dies der 
Standpunkt des Gesetzes ist, denn nnberlihrt sollen bleiben die landes- 
gesetzlichen Vorschriften, welche die Aufrechnung abweichend von 
der Vorschrift des § S94 BttrgerUchen Gesetzbuches zulassen. Es 
müssen also besondere positive Vorschriften sein, welche die Aut- 
rechnung für zulässig erklären und demnach einen von der Vorschrift 
de? H94 Bürgerlichen Gesetzbuchs abweichenden Inhalt haben Nicht 
gemeint sind allgeiufcine Grundsätze, aus denen in Ermangelung be- 
sonderer Vorschritten die Zulässigkeit der Aufrechnung in diesen wie 
in allen anderen Fällen hergeleitet wurde. 

Dass dies die Absicht der gesetzlichen Bestimmung ist, wird be- 
stätigt durch ihre Entstehungsgeschichte. In der Kommission fttr die 
zweite Lesnng des Entwurfes des Bürgerlichen Gesetzbuches wurde zum 
§ 288 des ersten Entwurfes (§ 394 Bttrgerlichen Gesetzbuchs) der An- 
trag gestellt, in das EinfUhrungsgesetz folgende Bestimmung aufzunehmen: 
Die Vorschrift des § 288 des Bürgerlichen Gesetzbuchs findet auf 
die Anq)rüche der Beamten und der Hinterbliebenen keine An- 
wendung. Die Uebei*tragbarkeit dieser Ansprüche kann durch die 
Landesgesetzgebung ausgeschlossen werden. 

Zur Begründung war angeführt worden , dass die Regierungen 
mehrerer Hundesst f^aten (Bayern, Sachsen, Wüi tteniberg) Gewicht darauf 
legten, in der Auirechnung von Ansprüchen aus dienstlichem Verschulden 
der Laiuiesbeamten gegen deren Gehalts- und Peusiousanspruclie freie 
Hand zu behalten. Betont wurde hierbei, dass das Bürgerliche Gesetz- 
buch einen i^^nigi itf in diese Verhältnisse um so mehr vermeiden müsse, 
als die Gehaltsanspruche der Beamten auf einem Verhältnisse des 
öffentlichen Rechtes beruhten und, wenn auch die geschichtliche Ent> 
Wicklung ihnen einen priratrechtli^en Charakter beigelegt habe, nicht 
dem Gebiete des Bürgerlichen Rechtes, sondern dem Staatsrechte der 
Einzelstaaten angehörten. Hierauf wurde beschlossen, in das Einführungs- 
gesetz eine Vorschrift aufzunehmen, nach der die Landesgesetze un- 
berührt bleiben, duixih welche die Anwendbarkeit des § 288 auf die 
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Ansprüche der im öffentlichen Dienste eines Bundesstaates angestellten 
Beamten nnd ihrer Hinterbliebenen aut Besoldung, Wartegeld und 
Pension ansgeschlosspn wir«! Die Fassung dieser Vorschrift wurde der 
Beratung des Eintuhrungsgesetzes vorbehalten. 

— Vergleiche Protokolle der icweiten Kommission, Band 1 fcicite 374, 

375 und Band VI Seite 409. — 

Nach der Fassung des Artikels 81 des Einführangsgesetzes in Ver- 
bindung mit Artikel 3 desselben ist nun zwar nicht fflr erfordeHicb zn 
erlebten, dasa die yorbebattenen landeageaetslichen Vorschriften ans- 
drUcklich den § 394 Bürgerlichen GeBetsbnchs in bezng nehmen nnd 
ansscbliessen mftesten; denn nach Artikel 3 kann es keinem Zweifel 
unterliegen, dass der Artikel 81 nicht nnr den Erlass nener landes* 
gesetzlicher Vorschriften gestattet, sondeni auch die bestehenden landes- 
gesetzlichen Vorschriften aufrecht erhält. Erforderlich ist aber, dass 
diese Vorschriften ihrem Inhalte nach sich in einen Gegensatz 
zu dem Grundsatz des § 394 Bürgerlichen Gesetzbuchs stellen und 
die Aufrechnung abweichend von demselben zulassen, das heisst für 
zulässig erklären. 

Weitere üntersLliizung findet diese Auttassimo wenn man den in 
die Bestimmungen des dritten Abschnittes des Eiiiiühruugsgesetzes ein- 
gefügten Ailikel 81 im Zusammen Ii ang mit den übrigen Bestimmungen 
betrachtet. Der dritte Abschnitt regelt das Verhältnis des Bflrgerlicheu 
GesetzbnchB zn den Landesgesetzen. Der Artikel 65 setzt die privat- 
rechtlichen Vorschriften der Landesgesetze in ihrer (Gesamtheit ausser 
Kraft und Iftsst nur Ausnahmen insoweit zu, als in dem Bllrgerlicben 
Oesetzbuch oder in dem Einfttbrangsgesetz ein anderes bestimmt ist. 
Die in den Artikeln 56 bis 152 folgenden Vorbehalte beziehen sich 
zum Teil auf besondere Rechtsmaterien (Artikel 56—76), zum Teil auf 
einzelne besondere Fragen (Artikel 77—152). Ueberall ist als Standpunkt 
des Gesetzes erkennbar, dass im Rahmen dieser Vorbehalte der landes- 
gesetzlichen Vorschriften positive Vorschriften — zu denen nach 
Artikel 2 auch jrewolmlieitsrechtliohe Normen gehören — bestehen oder 
noch erlassen werden. Dementsprechend sind in einer Reihe deutscher 
Bundesstaaten besondere gesetzliche Voi Schriften im Sinne des Vor- 
behalts des Artikels 81 erlassen worden (vergleiche Bayerisches Aus- 
fOhrungsgesetz vom 9. Juni 18Ü9 Artikel 12, Hessisches Austühruugsgesetz 
Toin 17. Juli 1899 Artikel 35 u. a. cf. Endemanu Lehrbuch 8. Auflage 
Band I § 145 Seite 832 Anmerknng 25). 

FAr das Qebiet des Königreichs Preussen sind landesgesetzliche 
Vorschriften, welche die Aufrechnung gegen die im Artikel 81 des 
Einlfthrnngsgesetaes bezeichneten Ansprftche abweichend ?on der Vor- 
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Schrift des § 394 Bürp:erliclien Gesetzbuchs zulassen, nicht er^aiisren. 
Da, wie oben erwähnt, auch ti uher solche Vorschrifteu nicht besLaii lrii 
haben, so ist im vorliegenden Falle nach § 394 Bürgerlichen Gesetzbuchs 
die Aufrechnung unstatthaft. 

IV. Die Revision rügt, dass dem Kläger mit Unrecht 4®io Ziusen 
Minor Fordening Tom 1. Oktober 1901 an zugesprochen seien. Die 
Boge ist begrttndet. Zwar war die Forderung des Klägers , da das 
Oebalt vierteljahrlieh im TorauB zn zahlen ist, am 1. Oktober 1901 
f&llig. Das Bemfongsgericht hat aber in richtiger Anwendung des 
§ 273 BGB. den Beklagten für befugt erklftrt, die geschuldete Leistung 
zu verweigern, bis der Kläger den unterschlagenen Betrag yon 1166,68 H. 
erstattet. Der Beklagte war daher zur Zahlung nur gegen Empfang 
der ihm gebührenden Leistung verpflichtet (§ 274 Bürgerlichen Gesetzbuchs), 
und befindet sich, da diese weder erfolgt ist, noch angeboten wurde, 
nicht im Verzuge. Der Zinsanspruch des Klikgers war hiernach ab- 
zuweisen. 



Nr. 5. £ntä€h. dos Oberlandostrortchts Brannsvhweig. 
Strafsenat. Vom 28. April 1903. 

<D. Jn.«ZeStg. LV (1U04) Nr. 11 & SM.) 

MiittliaatoiiatM oittriltgea dea psilstllfohea VeruferlfiMi iltr die Seaitaitriht. 

Unter dem Gewerbebetriebe der Bisenbahnuntemehmungen i. S. 
des § 6 BGewO. ist der Betrieb dei(jemgen Gewerbes zu verstehen, 
das die Beförderung yon Personen und Sachen mittels Eisenbahnen 

zum Gegenstande hat. Der gewerbliche Betrieb von Unternehmungen 
und Anstalten , die nicht ausschliesslich — wenn auch nur mittelbar, 
wie z. B. das Hilfsgewerbe einer Maschinen Werkstatt, RGEntsch. 8 
S. 150 Transportzwecken dienen, gehört nicht zu dem fraglichen 
Gewerbebetriebe. Insbesondere können nicht alle Veranstaltungen, die 
zum Betriebe des Eiseubahnunternehmens in eine r'^in änsserliche Ver- 
bindung gebracht sind, ohne in dem Transportzwecke ihre notwendige 
Basis zu fimUii, dazu gerechnet werden. Findet mittels solcher Ver- 
anstaltungen ein gewerbsmässiger Betrieb statt, so unterliegen sie 
den Bestimmungen der RGewO., mögen sie auch zur Befriediguug der 
neben der Reiaelnst einhergehenden Bedtlrfnlsse des PnbKkums dienen 
und das Belsen angenehmer nnd bequemer gestalten. Der Warenverkauf 
mittels Automaten steht, anch wenn ihn die Eiisenbabnverwaltuttg selbst 
betreiben sollte, nur in rein äusserlieher Beziehung zu dem Bahn- 
untemehmen. Nicht Finorge fftr den Transport der Beisenden, sondern 
lediglieh das finanzielle Interesse des Gewerbetreibenden hat zu dem 
Änschluss an den Eisenbahnbetrieb gefUhrt; zwischen beiden besteht 
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eiD begrifflieher ZuBamoieiihaDg doiehtiiB nicht; vgl. auch OLG. KObi, 

ürt. V. 28. Dez. 1901; Stüttgart v. 11. Okt. 1902; Frankfurt a. M. v. 
6. Febr. 1903; Naumburg v. 7. M&rz 1903; Landmann, BßtO. 4. Aufl. 
§ 6 unter Nr. 10; a. M. OLG. Jena y. Ii. Not. 1902. 



Nr. 6. Eniseh* des Oesteir* Obersten GeriehtsIioCes* 
Vom 10. Mai 1908. 

(Oesterr. Eiscnb.-Veronln.-Bl. XVII (tüo«) Nr. 49 8. 1177.) 
In denjenigf>n Fällen, in welchen die Anwendunt; efner bestimmten Tarifktasse davon 
abhängt, ob das Frachtgut verpackt eder unverpackt aufgegeben wird, bildet die be- 
xlfllflks Angabt «tmn wMMttielM B««laMtt«lf iw Mok f Sl (I) i. Bttr.-Rtil* !■ 

ien Frachtbrief aufzunehmenden Inhaltsdeklaratton. 
Als unrichtig Vann nicht schon jerte dpr Gütprklassiflkallon nicht entsprechende, 
sondern nur eine wahrheitswidrige Angabe des Inhaltes einer Sendung angesehen werden. 
Eine bloss angenaae Angabe des Inhaltes einer Sendung begründet nicht den Ansprach 
aaf iei Fraslrtm eh l n , wmi m aigli ntoht an Ma ta § 53 (7) Bilr.pRs|l. kinieimstM 

MtM* baideli 

Wenn ancli im Einklänge mit den Ausfülimngeil der Revision 
anzuerkennen ist, dass in denjenigen Fällen, in denen die Anwendung 
einer bestimmten Tarifklasse davon abhängt, ob das Frachtgut verpackt 
oder unverpackt (alla rinfusa) aufgegeben wird, die bezügliche Angabe 
einen wesentlichen Bestan titeil der nach § 51 H s d Betr.-Regl. in den 
Frachtbrief aufzunehmenden luhaltsdeklaration bildet i Ab.s. 2 der Zusatz- 
bestimmung Vi- zu 51 (1) a. Betr.-Regl., sowie Tarifteil I. Abteilung B, 
Abschn. A. III. b]: wenn ferner auch zugegeben ist, dass im Gegeu- 
standsfalle die Deklariernng der Sendung als „Eine Partie frisches Obst" 
der Gftterklassifikation und somit auch den Vorschriften des Betrieba- 
reglements und der hierzu erlassenen Znaatzbestimmung V zu § 61 
nicht entsprach, so kann dies gleichwolil die Terurteitunp: des Beklagten 
ZOT Zahlung des BVacliteuschlages int Sinne des § &3 (0) und (8) Betr.- 
Regl. nicht zur Folge haho!, denn der Frachtznschlsg kann nur bei 
unrichtiger Angabe des Inhaltes einer Sendung begehrt werden. 

Als unrichtig kann abw nidit schon jede der GOterklassilikation 
nicht entsprechende, sondern nur eine wahrbeitswidrige luhaltsdeklaration 
angesehen werden. Die gegenständliclie Inhaltsangabe bringt aber über- 
haupt nicht mm Ausdrucke, ob das Obst verpackt oder unverpackt war. 

Die J^ehanptung der Eisenbahn, da.ss unter der gewählten Bexpiclinung 
Obst in losei" Schiittuug (alla riufusa) zu versteheu j^ei. wunl« durch 
das Gutachten der in erster Instanz vernommenen Sachverständigen 
widerlegt. 

Bei dieser Sachlage kauu die in Rede stehende Deklaration nur 
alsunvollstftudig, unklar oder ungenau, nicht aber als anrichtig 
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ej Hcbtet werden. Dass aber nach dem FIi<-*^nbahn-Betriebsreglement 
uiigeiiaut' Tnlialtsangaben in der Ke{2:el nicht mit Geldbussen zu ahnden 
sind, zeigt, wie das Berufungsgericht mit Recht hervorgehoben hat, 
gerade die Anorciiiung des § 53 (7) BeLr.-ßegl., wonach nicht allein 
die unrichtige, sondern auch bloss die ungenaue Deklaration der be- 
dingungsweise zum Ti anspürte zugelassenen Gegenstände den Anspruch 
auf den FracUtzuschlag begrOnd^. 

^^^^vM* • 

Nr. 7. Entoeh. des Obwloidesgerlehts Hunbnrg. 

1. Zivilsenat. Vom 20. Mai 1903. 

'ZfJtg. d. Ver. deuUcli. Eleenb.-Verw. 1D03 S iHf»» - n 'i;r 7.-Hi.' IX i imt Nr S Tjü -i 

(§ I Reichshaftpfliobtgesetx.) Zutamnenstoss zwischen Fuhrwerk und Eisenbahazug. 
Kantalzuaannenhang dea Uafalla ait der Verletzung. Regreaa der Elaeabahn aa 

dM llrbel«r. 

Btkl. ist mit seinem Wagen mit einem Eisenbahnzng zusammen- 

gestossen und aas StrGB. § 316 verurteilt. Ein Bahnwärter, wdcher 
bei dem Unfall zugegen gewesen, aber in keiner Weise aktiv geworden 
oder beröhrt ist, soll durch den Schreck erkrankt und dann ge.sturben 
sein Die Ei*satzforderung des Eisenbahnfiskus wegen Auslagen fQr 
eine Hilfskraft und Pension ist abj^ewiesen, da, selbst wenn der Unfall 
solche Nebenwirkung gehabt haben sollte, diese dem Bekl. nicht an- 
gerechnet werden könne. 

Nr. 8. Bntseh. des Oberlandesgertehts HunliHrs. 

4. Zivilsenat. Vom 28. Hai 190S. 

i D. Jnr Zeltg. IX (1904) Nr. 16 S. 7ös.) 

fil 3, 3 a ReiolishaftpfliclitgeaaU. Umfang des Schadensersatzes für Tötung eines Kindes. 

Kl. und Ehefrau sind Arbeiter und etwa 40 Jahre alt. Ihr Kind 

von 4 .Jahren ist durch einen Motorwagen der bekl. Bahn getötet. 
K! fordert von 1916 ab eine Rente von 200 M. jährlich, ev. Fest- 
stellung, dass Bekl. derartig zu zahlen verpflichtet ist. Die Klage ist 
abgewiesen, da völlig dahinstehe, ob das Kind so lange am Leben ge- 
blieben sein würde, zu einem Erwei b gekommen wäre und ob, bejahenden- 
falls, im Hinblick auf BGB. § 160^J die Uuterhaltspflichtigkeit ein- 
getreten wäre. 

Nr. 9. Bntscli. des Pri^uss. OborTcrwaltungsgeriekts^). 

4. Senat. Vom 18. Juni 1903. 

^Zeltsttlir. r. KlMab. Jahrg. XI IWi lieft 7 S. <7ä. - Preuss. EUenb. ArcU. 1004 Ueft s S.7S0. - 

Xataeh. d. OVO. Bd. « 8. HO.) 

Stillt tlM Ws|cia«tasiitl2iisg (Plastsrasg), ta dares Astrdirag die OriapsHstl- 

0 Weit«!« Ansfttlinuig der in dieser ZcitBohrlft Bd. XX 8. 819 mitgeteUten 
EntBcMdnng des Preoss. Oberrerwaltiiiigsgerlchta. 
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bphörde an sich zuständig ist, in untrennbarem ZusammRnhange mit dpr limgeataltung 
einer KleinbahnanlaBe (Unterbettung der Schiertengleise). worüber die fienehmigungs- 
bebSrde (Eisenbabnbehörde) zu befloden hat, so folgt daraus nicht die Ausdehnung 
iwr Zittiiidiffkett der OrtspolliallMliSnl» aif dl« Anlegaiif der SahlMMinteffetttaRO, 
vielmehr darf die Polizeibehörde mit der Anordnung der Pflasterung erst vorgehen, 
WMn Ober die Scbienenunterbettung von der Genehmigungsbehfirde entschieden worden ist. 

Dem Vorderrichter ist darin l)pizutT eteii. dass die Polizeiverwaitang 
nicht zuständig war, eine Anordnung Uber die Unterbettnng der Schienen- 
gleise zu treffen. Massgebend sind die Bestimmungen des Gesetzes 
vom 28. Juli 1892, denen sich die Stadtgemeinde hinsichtlich ihrer 
Stmaenbahnen imterworfen hat (§ 53 Abs. 3 a. a. 0.). Nach § 22 
daselbst sind die Eleinbabnen .i-ttcksichtlicli der Erfüllung der Ge- 
DebmigangsbediDganKen ond der Yorschriften dieses Gesetzes* der Aaf- 
siebt der GenehmigungsbehOrden unterworfeti. Neben dieser besonderen 
Anfsicbt unterliegen die Kleinbahnen allerdings aneb der allgemeinen 
polizeilichen Ueberwuchung durch die OrtspolizeibehOrdoi, aber die 
Ortspolizei darf an die Kleinbahn keine Anordnungen erlassen, welche 
dem Gebiete der nach dem Gesetze den Genebmigungsbehörden vor- 
behaltenen Aufsiclit ang-elioren. Im vorh>p:enden Falle hat die Orts- 
polizei in ihrei- Verfiigung auch gefordert, dass die Klägerin ^eine sach- 
gemässe Unterbettung der Schienen herstelle". Der Unterbau der 
Kleinbahn soll also verändert werden, weil die Ortspolizei ihn hinsicht- 
lich der Schienennnterbettung nicht für oi iiuuigsmässig erachtet. Die 
Polizeibehörde führt auch iu ihrer Entgegnung auf die Klage noch be- 
sonders ans, dass die nur aus einer Kiesschicht bestehende Unterbettuug 
der mit EinfUimng des elektrisehen Betriebs eingetretenen stärkeren 
Belastung der Gleise nicht widerstehen IcOnne^ und dass anch die da- 
gegen von der Klttgerin getroffenen Massnahmen — Unterziehen von 
Holzqnerscbwellen — nicht genügten. Die Anlage nnd die ordnnngsmässige 
Unterhaltnng der »Bahn'', nnd dazu gehört anch die Gleisanlage mit 
der Unterbettung der Schienen, stehen aber lediglich unter der Auf- 
sicht der Genehmignngsbehörden. insbesondere nach Satz 2 des § 22 
a. a. 0. der für die eisenbahntechnische Aufsicht bei Bahnen mit Maschinen- 
betrieb — zu denen auch die elektrischen Bahnen yt^lnvien (Urteil 
vom 14. Februar 1898, Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts 
Bd. XXXIII, S. 434.) — allein zuständigen Eisenbahnbehorde; wie 
denn auch in den „Genelimigungsbedingungen'^ der Konzession vom 
iö. Mai 1901 unter Nr. 1 und Nr. 5 die ordnungsmässige Herstellung 
und Erhaltung der „Bahn'' noch ausdrücklich erwähnt ist. Der OrLs- 
polizei steht Iceine Prüfung darüber zu, ob die von den berufenen 
Behörden genehmigte Gleisanlage fest nnd sicher genug ist; sie darf 
in die genehmigte Anlage nicht eingreifen und von dem Unternehmer 
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kdne Aeodenuig der genehmigten Babnanlage fordern. Die sich aaf 
die anderweitige ünterbettung der Schienen beziehende Anordnnng 
der Polizei ist also vom Yorderriehter mit Recht aufgehoben worden. 
Er bat jedoch die Anordnung wehren der Herstellung des Strassen- 
pflasters bestehen lassen, und au sich ist die ürtliclie W'egepolizei ohne 
Zweifel zuständig, eine die ordnungsmäi?sigre Herstellung der Strasse be- 
zweckende Verfügung zo erlassen. Die Polizei hat aber selbst wieder- 
liolL und btistimuiL erklärt, dass die Herstellung des Strasseuptl asters 
znr notwendigen Voranasetzang die vorgängige Aeuderuug der Schienen- 
unterbettnng habe. 

DarAber kann also kein Zweifel sein, dass nach eigener Auffassung 
der Polizei die angeordnete Pflasterung in untrennbarem Zusammen- 
hange mit der anderweitigen Gleisverlegung (Schienenunterbettnng) 
stand. Aus diesem Zusammenhang ist aber nicht mit der Polizeibehörde 
zu folgei-n, dass die Zuständigkeit der Ortsiiolizei sich auf die — an 
sich ihrer Zuständigkeit verschlossene — Gleisverlegung und Sduenen- 
unterbettung ausdehne, sondern aus dem untrennbaren Znsammen- 
hange folgt umgekehrt, dass die Polizei mit ihrer Anordnuncr Uber die 
Pflasterung erst vorgehen kann, wenn über <\\9 aiukrweiiifj^e iHeis- 
verlegang (Schienenunterbettnng) von der dafür zustäiiiii^eii !ie]irlimi<rniigs- 
behörde (Eiseubahnbeinirde) entsciiieden worden ist. ^Steht also iiier, 
wie die Polizei anerkennt, derjenige Teil der Anordnung, für welchen 
sie an sich zuständig ist, mit dem zweiten Teile, für welchen ihr die 
Zuständigkeit fdilt, in notwendiger Verbindung, in untrennbarem 
Zusammenhange, so fUhrt die Aufhebung^ des sweiten Teiles, die wegen 
Unzuständigkeit erfolgen mnss, notwendig auch zur Aufhebung des ersten 
Teiles, der ohne den zweiten nicht ausführbar, jedenfalls nach der 
eigenen Aufliusung der Polizei zwecklos, ja zweckwidrig ist. Sie hätte 
sich deshalb zunächst an die Genehmigiingsbehörde (BisenbahnbehOrde) 
wenden müssen, da diese allein darüber zu bestimmen bat, ob die vor- 
handene Unterbettung nicht ausreicht, und welche andere Art der Gleis- 
anlage (ünterbettung) „ordnungsmässig" und „fest" genug ist. Erst 
dann konnte die Ortspolizei ihre Anordnung über die Pflasternug ;in- 
schliessen. Der Vorderrichter durfte dabei- diesen Teil der Anordnung 
nicht aufrecht erhalten, also auch nicht zu dessen Ausführung die Stadt- 
genieinde venu teilen. Mit Jiecht fühlt sich die Stadtgemeindc dadurch 
beschwert. Abur die Aufhebung ihrer zu Unrecht eifolgten Belastung 
führt nicht zur Abweisung der Klage, sondern zur völligen Ausserkraft- 
setzung der Verfügung. 

Dem steht auch nicht entgegen, dass die Klägerin im Ziaufe des 
Streitverfabrens die Anordnnng ausgeführt hat. Sie war berechtigt. 
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ti*otxdeiii die Aafhebung dei* Verfttgung — als zur Zeit ihres Erlasaes 
QDberechtlgt — zu fordern, und diese Fordernng ist in ihren Erklftmngen 
SU finden. 

Die Entscheidnng des Bezirksausschusses war deshalb dahin ab- 
sn&ndern, dass die Anordnung der Polizeibehörde gänzlich aosser Kraft 

zu setzen sei. Damit war ein Eingehen auf den weiteren Streit der 

Parteien ausgeschlossen, iiämlich ob die Klägerin nach § 6 Abs. 2 des 
Gesetzes vom 28. Jnli 1892 oder doch nach dem mit der Stadtgeineinde 
geschlosseiiPT^ Abkommen öttentlich- rechtlich zur Unterhaltung des 
Straseenpflasierii verptiichtet ist. 

Nr« 10* Entseh« des Kgl. Sidislsclifiit MinlBteriimis des Innern« 

Vom 28. September 1903. 

(Flsclii r Srliolcliori Zeluchr. f. PiM. n. OeMtlg. Bd. S7 ileft 1/fl & fl«.) 
Die Anerkennung der Notweniligkeit dfr Enteignung setzt nicht voraus, dass vorher 
mit sämtlichen Beteiligten über den freihändimen Erwsrb erfolglos verhandelt worden 
Iwt, Zilissigkeit der Enteignung aiob zur Bvfirlediaung einet nritinftlgen Bedürfnisses. 

Was zunächst den Einwand des Rekurrenten betrifft, daas vor 
Anordnung des Enteignungsverfahrens nicht mit ihm wegen freih&nd^er 
Erwerbung des benötigten Areals verhandelt worden sei, so genttgt es 
zur Anerkennung der Notwendigkeit der Enteignung, wenn schon nach 
der Natur und der Ausdehnung des betreifenden Unternehmens anzunehmen 
ist, dass der Versuch einer freihändigen Erwerbung der sämtlichen 
zu dessen Durchführung erforderlichen Grundstücke voraussiditlicb 
ergebnislos sein wQrde. Dies liegt bei der hier in Betracht kommenden 
Anlage viergleisiger Ausbau einer längeren Bahnstrecke unter 
Be.seitigung mehrerer Schienenlibergänge — vor. Von dieser Anlage 
werden so zalili-firlie Grandstiukp bptrotVen nnd so viele verschieden- 
artige Interessen berührt, dass es von vornherein hIs aussichtslos aii- 
geselien werden mnsste, bei freihändigen VevhanU langen mit allen 
Beteiligten zu einem befriedigenden Abschlii.sse zu gelangen. Der 
Verlauf der Enteiguuugsverhanülungen hat diese Annahme auch voll- 
kommen bestAtigt. Erscheint aber eine gütliche Vereinigung mit allen 
Beteiligten Yon Anfang an ausgeschlossen, so rechtfertigt sich dann 
auch die durchgängige Anwendung des Enteignungsverfahrens schon 
wegen der gleiehmässigen Behandlung aller betroffenen Eigentümer. 

Wae den ferneren Einwand des Beknrrenten anlangt, die Not- 
wendigkeit, das Areal schon jetzt zu enteignen, liege nicht vor, da die 
Bahnverbreiterung selbst erat nach Verlauf von etwa fUnf oder mehr 
Jahren in Angriff genommen werden solle, so ist zwar richtig, dass der 
viergleisige Ausbau der Strecke j^wischen Mügeln und Pirna noch nicht 
in allernächster Zeit ausgeführt werden wird. Diese Arbeiten sind 
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Jedoch nur ein Teil des Gesaintprojektes, dessen Durchführung in ab- 
sehlmrer Zeit nach ratenweiser Bereitstellung der Mittel durch die Stände- 
Tersammlnng in Aussicht genommen ist. Zur zweckentsprechenden 
DnrchffihruTi^ des als Gesamt im ternelimen anzusehenden viergfleisjf^en 
Ausbaues der Bahnstrecke biA Pirna erschien alier der Erwerb des 
gesamten erforderlichen Areals auch insoweit zweckmii.ssig und not- 
wendig, als eine unmittelbare Inanspruchnahme vielleicht erst in einer 
Reihe von Jahren erfol{2:en wird. Denn wenn auch die in Frage 
kommenden Flächen hiernach noch nicht sofort benötigt werden, so i.st 
doch bei der Frage der Zulässigkeit der Enteignung auf das k&nftige 
Bedürfnis des Unternehmens angemessene HDcksicht za nehmen. Es 
liegt Im Zwecke der znr DarehfAhron^ eines öffentlichen Unternehmens 
angewendeten Enteignung selbst, wenn der Umfang der Enteignung so 
bemessen wird, dass das Unternehmen dadurch in seiner Entwicklung 
sichergestellt wird und dem su befriedigenden Bedürfnisse fUr abseh- 
bare Zeit gerecht zu werden vermag (vgl. Schelcher, Rechts- 
wirkungen der Enteignung S. 181, 182 Anm. 117). 

Dieselben Gesichtspunkte sind auch im neuen Enteignung.sgesetzp 
zur Oeltnng gekommen ( vgl. §§ 10, 83' des Gesetzes undhierzoäclielchers 
Kommentai* S. 184 unter b). j 

Xr. 11. Entscli. des Deutschen Bclclisgcrichts % 
6. ZiTilsenat. Tom 2. November 1903. 

(SenJArn Atdb. Bd. M Heft I 8. SU.) 
Hartpfliohtge$et2 §§1,3. — BGB. § 254 Abs. I. Die allgemeine Betriebsgefahr der 
Eisenbahn und das Verschulden des Beschädigten sind n^g^n^inander abzuwägen, so 
iMw« der Unternehmer auch ohne Vertobulden nach Lage des Falles zum teilweisen 
Sshatfissertatie hsrangezogoe WMrdsa kasa. 

Das Ber.-Urtell mnsste deshalb aufgehoben werdmi, weil das 
Ber.-Ger. den § 254 Abs. 1 BOB. gar nicht in Betracht gezogen hat. 
Dieser lautet so allgemein, dass er, wie das Reichsgericht schon Öfters 
ausgesprochen hat, auch die Falle des § 1 Haftpflichtgesetz mitomfasst. 
Daher kann es, auch wenn anf Seiten des Beklagten nur die allgemeine 
Betriebsgefahr seines Unternehmens und ein Verschulden nur auf 
selten des Klägers in Betraclit kommt, doch nicht mehr schlechthin sein Be- 
wenden dabei belialteu, dass der verklagte Eisenbahnunternehmer von 
jeder Haftung ganz treibleibt, sondern es ist nach Massgabe aller Um- 
stände des Falles zn orwiio'Hn^ ob er lüclit Avenigstens zum Ersatz eines 
Teiles des dem Kläger enlstantlenen Schadens auzulialten ist, wobei 
besonders auch das Mass des dem Kläger zur Last fallenden Ver- 



*) Vgl. Entieh. des Beichsger. vom 9. November 1906 in die». ZeitMhr. Bd. XX S. MS. 
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scbaldens von Bedeutung sein wird. Hier nun liegt die Sache so, dass 
es wohl nahe liegen möchte, der Beklagteo den Ersatz des naidi'§ 3 a 
Haftpflichtgesetz zu bem^senden Schadens teilweise aufzuerlegen, da 
das Verschnlden der Klägerin, deren Aufmerksamkeit von der Aufgabe, 
Briefschatteii aus einer Seitenstrasse heraus, wo sie den herannahenden 
Motorwagen noch niclit wahrnehmen konute, rasch an den auf der 
andern Strassenseite angebrachten Briefkasten hinzubringen, zunächst 
in Anspruch genommen war, kein sehr grobes gewesen zu sein scheint, 
^uuial da nicht heller Tag, sondern schon lange das abendliche Dunkel 
mit künstlicher Beleuchtung eingetreten war. Hierbei würde nun auch, 
als fttr d«8 Haas des Yerscliildeiis erheblich, in Betracht kommen, dass 
bis jetst dafQr, dass die Elftgerin auch auf einen an der linken Strassen-^ 
Seite fahrenden Motorwagen gefasst sein mosste, nichts vorliegt. Femer 
wäre aber in diesem Zasam'menbang aach noch in Erwftgnng an nehmen, 
ob, bei der Enge der Strasse an der in Betracht kommenden Stelle, 
in Verbindung mit dem Umstände, dass dort von jeder Seite eine Seiten- 
strasse mttndet, nicht die Betriebsgefahr, falls der Motorwagen sich 
dort auch nurmitdergewöhnliclien Durchschnittsgeschwindigkeit vorwärts 
bewegt haben sollte, eine über das Darchschuittsmass erhöhte gewesen 
sein würde, 

Nr. 18. Eniseh. des Sehwci2er Bnndesgerlekts. 
Vom 5. November 1908. 

yCbitsclir. i\ ßorn, Jur.-V«. Bd. Xr, ■mt Hoff 5 S. 2B0 

Eitmhfthobtftpllicbt. Betrieb im Sinne von Art. 2 EHG. «der HUftariieit ia Slsie 

von Art. 4 des Ausdehnungsgesetzes? 

Da Art. 4 des Ansdehnungsgesetzes aufgestellt wurde mit Rucksicht 
darauf, dass die bundesgerichtliclie Rechtsprechung den Begriff" des 
Betriebs im Sinne von Art. 2 EHG. im engeru Sinne des bloss tech- 
nischen Betriebes ausgelegt hatte, ist bei der Frage, ob eine Verrichtang 
snm Betrieb oder za den Hilfsarbeiten gehöre, auf jene frühere Definition 
zorftekzugehen. 

Nr. IS. Enisch. des Oesterr. Obersten (leriehtshofes. 

Vom 1 1. November 1903. 

(Allgeui. Tar.-Au£. XXlli (19M> Nr. 18 S. IM.) 

iBtws. Utbsrslnk. Art 5-«, II. Nir m h im priitliltrtH Tarife v«rstli«lelM 
Aatdraek lefltidn hat, alaht abtr iatern geblMMna Abtlohten, welche bei dessen 

Erlassung vorgfwaftpt habpr, sind für die Auslegung mas^gebpnd. Undeutliche 
Erklärungen sind gemäss 915 d. h. GB gegen die Bahn zu Interpretieren; es besieht 
keine VerpflichtHng des Publikums, sich ver laanspruohnahne eines Tarife« dies« 

btsl|lleli M dar Bali si arkMillieB. 

Es handelt sieh gegebenenfalls um die Anslegnng des zwischen den 
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Stireitteilen ZBSUiide gekommenen internationalen Frachtrertragos» 
dessen Bedingungen durch das Internationale Uebereinkommen vom 
14. Oktober 1890, RGBl. Nr. 186 ex 1892, ferner gemäss Art. 4 des- 
selben dnrr]) reglementarischen Bestimmunirrr des Verbandstarifes 
vom 1. März 1896, den Ansimhmetarif vom 1. Jänner 1899 und durch 
den Inhalt des Frachtbrieles ( Art. 5, 6 und 8 1. Ue.) fixiert werden. 
Nun ist e.s allerdings richtig, dass nach Art. 278 HOB. bei Beurteilung 
und Auslegung dei Handelsgeschäfte, und eiu solches liegt unzweifelhaft 
vor, nicht an dem buchstäblichen Sinne des Ausdrucks zu haften, sondern 
der Wille der Eontrahentan ttn erforaehen ist Allein biebei ist zweierlei 
sa bescliten: einmal, dass nicht der Wille des einen Vertragsteiles, 
sondern nur der Wille beider Teile von Belang ist; snm zweiten, dass 
es nicbt anf das nnkontrollierbare Innere Vorliaben, sondern 
vidmebr darauf anlcommt, welcher Wiliensinhalt in der WillenserkUrnng 
verständlichen Ausdruck gefunden hat. Wird nun die im Gegenstands- 
falle entscheidende, im obonerwlhnten Ausnahmetarif enthaltene Willens- 
erklärung der Verbaudsbahnen aus diesem Gesichtspunkte geprüft, so 
erscheint es untunlich, der ■Rntstehnngsgeschichte des Ausnahmetarifs 
die von der Klagsseite intendierte Bedeutung beizulegen. Denn wenn 
auch die Absicht der kgl, bayerischen Staatsbahnen bei Festsetzung 
des Au.snahmetarifes dahin ging, der in der Station FWrth bei Nürnberg 
befiudliclieii, mit Eizeugung von Benzin befassten chemischen Fabrik, 
respektive anderen in Bayern befindlichen, Benzin erzeugenden B'abi iken 
den Bezug des Robproduktes aus Mähren, Schlesien und G&lizien durch 
Frachtermftssigung zu erleichtern und zugleich die Anwendung des 
billigeren Tarifes und raffiniertes Benzin hintanznhalten, so kann hieraus 
noch keineswegs mit Notwendigkeit gefolgert werden, dass der im 
Ausnahmetarife bei der Pos. c Bohbenzin enthaltene Beisatz «zur 
Erzeugung von Benzin* die Zweckbestimmung des Bohbenzins bedeuten 
m&sse. 

Ausser den im Urteile des Berufungsgerichtes diesbeziiglich hervor- 
gehobenen Erwägungen sprechen noch folgende Momente dagegen: 
Zunächst ist zu beachten, dass — wie dies ja auch in der Revision 
besonders betont wird — gemäss Zusatzttpstininiunfr 10 b zu § 6 des 
österreichisch-ungarisch- deutschen Oiiteitantes, Teil 1, Abteilung a, 
vom 1. März 1896 die Bezeichnung des Inhaltes der Sendungen im 
Frachtbriefe bezüglich der in der üüterklassißkation und den Tarif- 
vorschrifteu aufgezälilteu Artikel nach den iu diesen Abschnitten auf- 
geführten Benennungen zu erfolgoi hat Fttr diese Inhaltsbezeichnung 
ist im internationalen Frachtbriefe die vierte Kolonne bestimmt Zur 
Inhaltsbezeichnung gehört aber die Angabe der kSnftigeu tatsächlichen 
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Verwendung des Gutes docli woiil niclit. Dies erliellt insbesondere klar 
aus dem französisclieu Texte des Internationalen Uebereinkommens, 
wonach gemäss Art. 6 lit. d in den Frachtbrief ,1a designation de la 
uature de la marcliandise" f^eliört. 

Dafür spricht weiters der Unistaii<l dass nach Ziisaf/bestmimung 
10 lit. c zu § <i des obbezogenen GiUeitaiitt> lu i ilen unter a und b 
nicht antgefiilirten (Gütern in der He^el die „Uandflsgebräuchliche'* 
Benennung in Anwendung zu liuuinien hat. Der Zweck des Gutes kann 
also bei dm* Inhaltsbezeicbnung in der Regel nur insofern ma&»gebeud 
sein, als er in objektiven Eigenschaften der Ware seinen Ausdruck findet 

Nicht unberttclodchtigt darf ferner bleiben^ daas^aus der geschäft- 
lichen Stellung des Empföngers des Gutes (des Adressaten) dessen 
tatsächliche Verwendung mit Sicherheit keineswegs erschlossen werden 
kann, dieselbe yielmehr von mannigfaltigen Dispositionen des Empfängers 
und jener Peraonen, welche das Gut von ihm iibernomnien li;\l)t ii. ab- 
hängig ist. Eine Kontrolle diesfalls auszuüben, wird die Bahn in den 
meisten Fällen gar nicht in der Lage sein, es wäre denn, dass die 
Frachtermäs>iguiif; im Rfu-kverfjntniis'swege zur Verrechnun^r ^relangte, 
in welclic'iii Fall'' '!"!• Narliweis dt-r latsilolilirlien Vcrweiuiiiii;^- von der 
die Hft'aktic aiisiireclicndeii Partei erbraciit werden niüsste. Bei Fracht- 
begUustif,aiii^eii, die sofoi t Itei Berichtigung der Fracht durch den Ab- 
sender oder Euipläiiger zur Geltung gelangen, spricht alsu auch die 
Bestimmung des zweiten Absatzes des Art. 7 des luteinaLioualeu 
Uebereinkonimeus gegen die klägerische Auslegung des iu Kede stehenden 
Beisatzes zu Pos. c des Ausnahmetarifes. 

Endlich kann nicht nnbemerkt bleiben, dass, wenn wirklich nur 
die Zweckbestimmung des Gutes für die Anwendbarkeit des Ansnahme- 
tarifes ausschlaggebend wäre, bei dem Umstände, als die erstere vom 
Standpunkte der Klsgsseite ans doch nur ans der Eigenschaft des 
Adressaten erschlossen werden könnte, der ganze Ausnahmetarif 
gegebenenfalls den Charakter einer bestimmten Unternehmungen 
gewährteil Begünstigung annehmen würde, was mit dem Grundsatze 
des Art. 11 des internationalen Uebereinkommens nur schwer iu Ein- 
klang gebracht werden könnte. 

Mit Recht weist lerner das Hcrutungsgericht darauf hin, dass in 
dem für die Klagsseite günstigsten Falle die Bestimmung des Ausnalime- 
tarifes als unklar und undeutlich erklärt werden müsste, was nach 
dem zweiten Satze des § 915 a. b. Gß. zur Folge hätte, dass sie zu- 
ungunsten der Bahn ansmlegen wäre. 

Wenn dem entgegen die Bevision geltend zu machen sucht, dass 
die beklagte Firma als Grosshandlungsbaus fQr Petroleum die Ent- 

Bffcr, «MatebBiMlitllBlie BDCMAfMiinc«B 3UU. 8 
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stclmugsgescliicbte da» Ausiialinictarifps krimci) iniisstt-. rt-spcktive bei 
Aiiwendnnf? der Sorjirfalt eines oideiilliciieii Kaiitniaiuit's veipHichtet 
war, sich vorliL'i tilnT die ßtideutung des in Rede i-tuUcudeu lieisatzes 
Klaiiieit zu verschaffen, so gerät sie insofern mit den tatsächlichen 
Feststellnogeii des Beruf ungsgerielttes in Widerspruch, als letzten»» 
die Annabme, die Beklagte hätte die Entstehungsgeschichte gekannt, 
▼ollstilndig fremd ist. "Uebiigens wäre dieser Umstand nach den obigen 
AusfObriingen fflr die Entscheidung belanglos. Angesichts der sowohl 
im bemfnngsgerichtlichen als auch im gegenwärtigen Urteile angeftthrten, 
fttr die Interpretation dei- beklagten Firma sprechenden Erwägungen 
kann aber auch von einer V< i letznng der Bestimmnng des Art. 282 HGB. 
seitens der Bekhigten keine Rede sein, wenn sie es unterliess. über die 
Bcflentnii!]: der AnsiinbnH tarifsbostiminnn«rpn besondere Nachforschungen 
zu ptlegeii. Ks imis.s im Uc'S'enteile als i^flicht der Eisenbahn er- 
achtet wenleii, bei Festst*t>iung und Publikation der Tarife sich einer 
den Bedürfiiisheu und Interessen des Publikums entsprechenden Klar- 
heit und Deutlichkeit zu t^elieissigeu. 



». 14. Entsdi. des Ocsterr. Vcrwaltuiigsgerlehtsbofes. 
Vom 13. November 1903. 

(Oesterr. eiwiib.<V«roida.-m. XVII (iM) Kr. M & tM7.) 
Das Eisenbahnministerium ist bei der Bewilligung von Eisenbahnbauten in einem 
Gemeindegebiete als Baubehörde nicht gehalten, auf die in einem anderen Gemeinde- 
gebiete (Nachbargemeinde) bereits besohlossenen Regulierungen Rücksicht zu pehmea, 
da Jedtr RegsHcriiiiptan Mhier Bestlwnmi tnd Miitm Whm aaeh tiob ivr «if das 
elgem OeUet der bttrefTenden Gemeinde beziehen und der NaoiriMr|iiieinde Ver> 

pfliohtungen nicht auferiegen liann. 

Allerdings ist auch das Eisenbahnuiinisterium als Baubehörde bei 
der Bewilligung von Eisenbahnbauten verpflichtet, die materiellen 
Bestimmungen d» r Hauordnung entsprechend einzuhalten, also auch die 
gegebenen Baulimen und Niveaiikoien, wie s iKlie ikii obwaltenden 
VerhÜltnissen und den Anordiiiini^en der BanoKhmii.ü: entsprechen, zu 
beobachten, und es geht gewiss auch nicht an. dass bei der Bewilligung 
von Eisenbalinbauten ausschliesslich von dem iia Zeiipunkte der Bau- 
bewilligung au irgend einer Stelle tatsächlich bestehenden Zustande 
seitens des Eisenbahuministerinms ausgegangen werde, da ja jede Ban* 
behörde auf die bereits beschlossenen Regulierungen auch Rttcksicht 
nehmen mnss, znmal beschlossene Begnlierungsprojekte eben aJs Norm 
fOr die zukünftige bauliche Ausgestaltung der Gemeinde zu dienen 
haben. Anderseits mnss aber festgehalten werden, dass, wodd das 
Eiseubahnministerinm auf Grund des Gesetzes die Funktion der Bau- 
behörden Obemommen hat, dasselbe iu Berücksichtigung der banpolizei* 
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liehen Vorschriften nicht weiter gehen kann und darf, als es sonst 
die nach der Bauordnnng bemfene Baubehörde zu tun in der Lage wäre. 
Im gegebenen Falle besteht iaot des BegehangsprotokoUes vom 

16. Dezember 1901 die projektierte Anlage einerseits in der Einlegung 
zweier Weichen in das Hanptgeleise der Linie M.— K.-E. und der Her- 
stellung eines Magazinsgeleises von 140 in nutzbarer Länge, anderseits 
in der Erbauung eines Frnchtenmagaziiies nebst einer daranscbliessenden 
Laderampe und eines frfistelicndt^n Abortes. Ein<* AGndrruii<r in der 
dermal bestehenden Ni\ eauliolie des Bahnkörpers ist iiiclit projektiert. 
Es wurde ausdrücklich konstatiert und ist auch den ileii Akten bei- 
liegeiuleii IMiinen zu entnehmen, dass die projektierleu Hochbauien im 
Gebiete der Gemeiiide 1. erricliiei werden sollen, dass dagegen die 
Bahngeleise in das Gebiet der Gemeinde W. fallen. 

Ans dieser Koustatieruug ergibt sich, dass die Gemeinde W. nicht 
berechtigt ist, zn verlangen, dass bei Ausführung der projektierten 
Hochbauten dem von der Gemeinde W. beschlossenen Regnliemngs- 
Projekte Rechnung getragen werde. Denn jeder Regniiernngsplan kann 
seiner Bestimmung und seinem Wesen nach sich nur anf das eigene 
Oebiet der betreffenden (iemeinde beziehen ond der Nachbargemeinde 
Verpflichtungen nicht auferlegen, da ja letztere auf das Zustandekommen 
des Regulierungsprojektes keinen Kinfluss zu üben vermochte, es w&re 
dpnn, dass diesfalls ein besonderes Uebereinkommen zwischen den Nach- 
bargemeiuden zustande gekommen wäre. 

Nr. 15. Eutsch. des Oestcrr. Verwaltungsgerichtshofes. 
Vom 28. November 1908. 

(OMten. BlMab.-VeroTdB.-m. XVII (WM) Mr. S8 S.«6u) 
BiirifT der Eisenbahnzufahrtsstrasse. — Als „Aufnahmtstation" ist jede ortliche Stelle 
einer EisenbaliR anzusehen, welche zur Aufnahme von Personen oder von Frachten 
eingeriebtat ist und benutzt wird, also auch eine „Haitestelle". - Der Ausspruch, ob 
elie EitMitlMifaiiritttrasee notweidlg ist, liegt in fretoa ErmeMei der trfcenMmlei 

Behirdes. 

Die Einwendung der Beschwerde, dass bei der politischen Begehung 
seinerzeit in Gojau nor die Errichtnng einer Haltestelle ohne 

Frachtenverkehr geplant gewesen sei und die Urawandlunj:: in eine 
Station mit Personen- und Fraehtenverkehr nhne vorlierige Ein- 
vernahme der beschwerdeführenden Interessenten stattgefunden habe, 

stellt sicli schon aus dem Oninde als hedentnngslos dar, weil sich das 
olizitierte (besetz in den J^i; 1 und f) des (Tesetzes vom 18. April 1886 
der Ausdrücke „Bahnhofe'* und „ Autnalnnsstati (»ncn" bedient, 
ohne irgendwelche einschränkende Beifügung in Hiu^i» ht auf liaitung 
und Umfang des auf den Stationen stattändenden Verkehres als »Auf- 

8* 
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nahnisstatiou" nber nacli der natOrltcben Bedeutung des Wortes jede 
örtliche Stelle einer Eisenbahn angesehen werdcu muss, welche znr 
Aufnahme von Personen oder von Fi'achten eingerichtet ist und benutzt 
wird, die Bestimmungen 'l«-^ zitierten Gesetzes daher auch auf Halte- 
stellen, d. i. zur Ppr.soiicnaufnahnie mit Ausschluss des Frachteuver- 
kehres- bestimmte Autiialinisstaliünen Anwendung finden, zumal der 
Persouenverkehr eine sichere und leichte Zufahrt nicht minder bedingt, 
als der Frachtenverkehr, und bezüglich der Sorge tiir den Personen- 
verkehr dieselben Gründe der besonderen Konkurrenz Platz greifen wie 
für den Fraehtenverkehr. 

Auch die weitere Beschwerdeeinwendung, dass das Verfahren nach 
§ 5 des Gesetses vom 18« April 1886, LGBl. Nr. 38, nicht einzuleiten 
war, weil nach § 4 dieses Gesetzes die Herstellung und Erhaltung von 
Zttfahrtsstrassen, welche nur das Interesse der Eisenbahnverwaltnng, 
von Industrie-Unternehmungen oder anderer Privaten ber&hren, diesen 
Interessenten überlassen bleibe, ist nicht sticlikliltip: Denn durch die 
projektierte Zufahrtsstrasse soll die bisher nur durch einen zum Teile 
im Privateigentume stehenden Feldweg vermittelte Verbindung der 
Station (T(»jau mit der nächstgelei^ciieii Be/irksstrasse Kniinan Gojau - 
Höritz hergestellt werden: es liarHlelr sich somit tim den all '2'eiiieinen 
öffentlichen \ erkelir von und zu dein genannten Halmlioie und nicht 
um eine Verbindung, die lediglich dem Interesse der Eisenbahn oder 
einem luivaien Interesse dienen soll. 

Die projektierte Strasse föllt unter den Hegriff einer Eisenbalin- 
zufahrtsstraese im Sinne des § 1 leg, dt. und war daher Uber die Not- 
wendigkeit, Richtung und Länge derselben, das Im § 5 Abs. 2 fest^ 
gesetzte Verfahren durchzufahren. 

Die Notwendigkeit der projektierten Strasse hat die angefochtene 
Entscheidung anerkannt und damit begründet, dass der gegenwärtige 
Verbindungsweg zwischen der Krumau-Höritzer Bezirksstrasse und der 
Station Gojau kein öffentliches Gut, sondern Eigentum des Pfarr- 
benefiziums Gojau sei. 

Insofern nun die Peschwerde diesen Ausspruch selbst bekämpft, 
stellt sich dieselbe als unzulässig dar. da im b leg. cit. Momente und 
Gesichtspunkte, welche !iei der Bein teilinit: der Notwendigkeit einer 
Zufahrtsstrasse massgebend .sein sollen, nicht festgestellt sind, der Aus- 
spruch, ob eine Zufahrtsstrasse notwendig sei, dalier dem freien Er- 
messen der erkennenden Behörde überlassen und eine Ueberpniiung 
dieses Ausspruches durch den Vcrwaltuugsgerichtshof nach § 3e des 
Gesetzes vom 22. Oktober 1875, RGBl. Nr. 86 ex 1876, ausgeschlossen bi 
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Nr. 16. Eiitscli. des Beutsclien SeiehsTersieheningsamts. 
Vom 22. Dezember 1903. 

Zelt^pbr f K|(»!nV> lahrj,'. XI i imi) \Mr 7 S. m ) 
Bei Strassfinbahnschaffnern ist das Trinkgeld als Arbpitsverdienst bei Rentenfest- 
setzungen anzurechnen, wenn es regelmässig und gewohnheitsgenäss gewährt wird 
aad ganz tiler teilweise tm Stelle dee Gehaltet eiter Lohiee tritt. 

Trinkgelder gelten als Lohn im Sinne des Gewerbe -Unfall- 
versictaerungsgesetzes nach § 6 daselbst unter zwei Voranssetzangen: 
einmal mttssen sie den Veraicherten regelmässig nnd gewohnheitsmftssig 
gewährt werden, und anderereeits mttssen sie ganz oder teilweise an 
Stelle des Gehalts oder Lohnes treten. Dass die erstere Voraossetziing 
bei den Hamburger Strassenbabnschaffhern vorliegt, ist von der Beklagten 
selbst nicht bestritt m worden und kann naeh den Bekundungen der 
verschiedenen min .Schiedsgericlit vrrnommenen Zeugen sowie nach der 
auf die eigene Erfahrung seiner Mitglieder gestutzten Sachkenntnis des 
Schiedsgericht«; keinem Zweifel nntcrliesren 

Zweifelhaft ist dneo«.'!'!! da«? Vorhandensein <ler zweiten Voraiis- 
setzunfr, d. h. ob die den Hamburger Strassehbalmschalfnern von den 
Fahrgästen ges^ebenen Trink^'^lder teilweise an die Rtelle des Gehalts 
treten, da.s ihnen vuu der StrassenbahngeseJl-schatt gewahrt wird. Der 
Senat hat aber auch diese Voraussetzung als gegeben erachtet. Um 
diese anzuerkennen, ist nicht etwa erforderlich, dass bei der Schliessung 
des Dienstvertrages auf die Trinkgeldereinnahmen ansdi*&cklich Besog 
genommen worden ist: es genttgt vielmehr die stillschweigende fierttck- 
sicbtignng dieser Einnahme dergestalt, dass im Hinblick auf sie das 
baie Gehalt seitens des Arbeitgebers geringer bemessen worden ist, 
als es ohne die Erwartung der Trinkgelder festgesetzt sein wflrde (zu 
vwgleichen Handbuch der Unfallversicherung 2. Aufl. Seite 1 H"i An- 
merkung 3). Hinsichtlich der berliner Strassenbalinschatfner ist dies 
vom Erweiterten Senat in der Rekursentscheidnng 1971 Amtliche Xach- 
richten des RVA. 1903 Seite 1351 bereits anerkannt worden. Aller- 
dings Heiden im vorliegenden Falle die Verhältnisse nicht ganz so wie 
in dem der Entscheiduno' des Erweiterten Senats unterbi eitet gewesenen 
Falle, insbesondere nicht liinsichLüch der Höhe de.s von der Stras.seu- 
bahngesellschaft den Schaffnern gewährten baren Lohnes: während 
uämlich bei den Berliner Strassenbahnschaifnern damals das Oehalt 
kaum d«i behördlich festgesetzten ortsüblichen Tagelohn eiTeichte, geht 
es bei den Hambui'ger Strassenbahnschaffhern darüber hinaus, so dass 
hier eher, als unter den Berliner Verhältnissen angenommen werden 
könnte, die Gesellschaft wttrde vielleicht auch ohne die Aussicht auf 
die Trinkgelder eine geuQgende Anzahl von Bewerbern für den Schaffiier- 
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dienst zur Verfügung haben. Ein ferneres Merkmal dafür, dass die 
Trinkgeldereiimalune stillschweif^eiid in Betracht gezogt^u wurde, war 
im Falle des Erweiterten Senats daihirdi rretreben. dass ilio Direktion 
der Strassenbahiige.sellschaft nach iler Einführung des 10 l'f.-Tarifs und 
dem dadurch bewirkten llückgang der Trinkgelder das Anfangsgehalt 
der Schaffner erhöht hat. Auch an diesem Merkmal fehlt es im vor- 
liegenden Falle, weniipBtens geht ans den Akten nicht hervor, dass bei 
dem Bückgang der Trinkgelder auch die Direktion der Hamburger 
Strassenbahngesellschaft sich etwa zur Erhöhung der Schaffnergeh&lter 
veranlasst gesehen hätte. 

Gleichwohl tre&n die in der Entscheidung des Erweiterten Senats 
gemachten AusflUnun^^en im wesentlichen auch auf die Verhältnisse 
der Hamburger Schaffner zu. Namentlich ist die Stellung der Schaffner 
und Führer zueinandei- und zur Direktion ähnlich. Die vom Schieds- 
gericlit nSher (largoleplen liessorcn GehaltsverliRltnisse der Fiilirnr im 
Vertrleich zu denen der Scliattner linden auch hier in den die Führer 
mehr treft'enden Unbilden der Witterung und in denn den Führern ob- 
liegenden grösseren Masf-e von Verantwortlichkeit allein noch keine 
genügende ErkUuung, zumal da wie das Schiedsgericlii zuiretiend 
hervorhebt — auch auf den Schaffnern ein nicht gering zu veran- 
schlagendes Mass von Verantwortlichkeit ruht, insbesondere hinsichtlich 
der Innehaltung der Fahrzeit, der Beschränkung der Fahrgäste« der Anzahl 
und des Gebens der Halte- und Abfahrtzeicben, der Verhtttnng unvorsichtigen 
Auf- und Absteigens, der Einziehung der Fahrgelder, der Ausgabe der 
Fahrscheine, der Führung der Fahrbücher, des Verkehrs mit dem 
Publikum usw.: die bierfür neben den entsprechenden technischen 
Fähigkeiten erforderlichen persönlichen Eigenschaften an Einsicht. 
Gewandtheit, Takt und Selbstbehernschung werden im wirtschaftlichen 
Leben nicht weniger bewerfet, als die technischen Fähigkeiten der 
Führer, deren Aneignung überdies auch von den Si liattneru gefordert 
wird. Die günstigere ( Jehaltsbemessung für die Führer muss daher 
noch in einem andeien Unistande eine Erklärung iiuden. Diesen Um- 
stand bilden eben die Trinkgelder, die den Führern nicht in dem Masse 
wie den Schatfueia zugewendet werden. Eine Bestätigung hierfür 
liefert der Umstand, dass die Schaffher, wenn sie ausnahmsweise als 
Führer verwendet werden, eine tägliche Zulage von 1 H. erhalten. Die 
Beklagte ist zwar der Ansicht^ dass auch diese Zulage nur ein Entgelt 
für das höhere Mass von Verantwortlichkeit darstelle, das der Führer 
trage. Dies wäre nur dann richtig, wenn ihnen eine Zulage bloss in 
solcher Höhe gewährt würde, dass der Unterschied zwischen ihrem und 
dem entsprechenden Gehalt der Führer ausgeglichen würde, dieser 
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Unterschied würde aber erheblich weniger als 1 M. betragen. Die 
täp-liche Ziilao^e von 1 M. niuss tlenitrcmäss in der Hauptsache als eine 
Entscliädiguug für die entgangeueu Trinksrelder angeselien werden. 
Kennzeichnend ist schliesslich auch die Tatsache, dass nach dem Rück- 
srang der Triukgelder die Schatfaer sich mehr um die Ftthrerstelleu 
bemühen. 

Somit »spricht die ganze Sachlage datur, das.s bei dar Aaslcliung 
der Hamburger Strassenbahiiscbaffner ond der Gehaltsbemessang für 
sie sowobl diese als auch die Direktion der Strassenbahngesellscbaft 
wenigstens znr Zeit des Unfalls des Elftgera mit den Trinkgeldern, die 
den Hambarger Schaffnern aas Anlass der AusQbung ihres -Berufs 
erfahrungsgemäss regeln^ig znfliessen, stiilschweigend gerechnet haben, 
und dass den Schaffnern ohne die Aussicht auf die Tnnkgelder 
ein höheres (ti halt gewährt worden wäre. Die Trinkgelder traten 
also znm Teil an die Stelle des Gehalts und sind daher bei der 
Berechnung des Jalnesarbeitsverdienstes zum Zwecke der Kenten- 
berechnnng mit in Ansatz zu bringen. 

ür. 17. lüntst'h. des Opsfcrr. Vprwnltiiiijssgerlchtshofes. 

Vom 22. Dezember 1903. 

(Oest«rr. EUenb -Vrrordn. Ul. XVII (1904) Nr. 60 S. 1378.) 

Zw Frs|« dtr KraikeRvtrsitharungspfliclit dflr 1« dM vw slma AkkiprilaitM pe- 
Isittim StoJflbrachbstrielM «iner Elsialiaha beacMfOitcii Arbsitsr. 

Mit der angefochtenen Entscheidung wurde ausgesprochen, dass 
die im Steinbmchbetriebe der k. k. Staatsbahndirektion Wien in Heidling 

im Tal beschäftigt g:ewesenen Arbeiter die Mitgliedschaft bei der 
Bezirkskrankenkassa in Krems nicht erworben haben, dass daher die 
k. k. Staatsbahndirektion in Wien zu irgend einer Leistung an diese 
Krankeukassa iiiclit veriiflichtet ist. Hiermit ersclicint das von der 
Bezirkskrankcnkas.sa im Aiiiiiinistrativvcrfahren gegen die k. k. Staats- 
bahndireklioii Wien gestellte Beoeliien auf Nachzahlung der Kranken- 
versicherungsbeiträge für eine l\eilie von .\rbeitern, welche in diesem 
Betriebe in der Zeit vom MoiiiilK Mäiz lö97 bis Ende l ebruar 1898 
beschäftigt waren, im Betrage von K. 37584, sowie auf den Ersatz 
des fttr einzelne dieser Arbeiter gemachten ErankenunterstQtznngsauf- 
wandes im Betrage von K. 422*38 abgelehnt. 

Die Ministerialentscheidung stfktzt sich darauf, dass die genannten 
Arbeiter, obgleich mit der rechtskräftigen Entscheidung des k. k. 
Ministeriums des Innern vom 18. Dezember 1901, Z. 17.210, ausge- 
sprochen ist, dass rttcksicbtlich der im Steinbruche in Meidling im Tal 
vom Monate M&rz 1897 beschäftigt gewesenen Arbeiter die k. k. Staats- 
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balindiR'ktioii iii Wien als Arbeitgebeiin niul niclit. wie in t^ein voran- 
gegan(i:enen Administrativverfahren von dieser Direktion behauptet 
worden war. der Akkordant Anton Sperker als Arbeitgeber anzn?ehen 
i.st, gleicliwolil eine Verpiiichtung zu den erwähnten Leistuno:eii au die 
Bezirktikraukeiikassa nicht vorliege, weil diese Arbeiter ipso jure Mit- 
glieder der für das Personal der Staatsbahnen bestehenden BeLriebs- 
kiankeukassa waren, daher im Sinne des § 13 Z. 1 des Kranken- 
Tersicherungsgesetzes Dienaals Mitglieder der Bezirkskraukenkassa 
werden konnten. 

Die der Entscheidung zugrunde liegende Beebteauschanmig, dass 
Tersichernngspflichtige Personen, welehe in einem mit einer Betriebs- 
krankenkaasa versehenen Betriebe beschäftigt sind, ipso jnre Hitglieder 
dieser Betriebskrankenkassa und daher niemals Mitglieder der Bezirks- 
kraukenkassa werden können, findet im Gesetze ihre volle Begründung. 
Denn gemäss § 46 des Krankenversicherungsgesetzes sind Mitglieder 
einer Betriebskrankenkassa die in dem Betriebe, für welchen dieselbe 
errichtet ist, bpschäftijiteii versicherungspflichtigen Personen , welche 
nielit bei einer der im § 11 Z. 6 bej^eichneten Kassen nl. i. bei einer 
Vereinskrankenkassaj in dti in diesem liesetze vurgeüchriebenen Art 
und Höhe gegen Kranklieit versichert sind und beginnt die Mitglied- 
ücliaft dieser Personen mit dem Tage, an welciiem sie in die betreffende 
Beschäftigung eintreten. 

Femer sind gemäss § 13 Abs. 1 Z. 1 Hitglieder einer Bezirks* 
krankenkassa znnichst die im Sprengel derselben beschäftigten ver- 
sicherangspflichtigen Personen, welche nicht bei einer der Übrigen im 
§ 11 bezeichneten Kassen in der in diesem Gesetze vorgeschriebenen Art 
und Hdhe gegen Krankheit versichert sind. 

Im § 11 sind, und zwar anter Z. 2, auch die Betriebskrankenkassen 
genannt. Hieraus folgt, dass die Zwangsmitgliedschaft bei der Betriebs- 
ki ankcnkassa von der Zugehörigkeit zu der Bezirkskraukenkassa auter 
allen Umständen befreit. 

Nr. 18. Entseh. des Demtselieii JftelehsgwiditB. 
6. Zivilsenat. Vom 23. Dezember 1903. 

^PreuHS. Elscnb.-Arcb. i90i Heft 4 S. 991.) 
Uebcr den Umfantj der Vfrpflichtung des Eisenbahnunternehmers, die zu den Bahnhofs 
anlagen führenden Wege gangbar zu erhalten. Verhältnis des $ 823 zum 831 BGB. 

KlägtM' hat am Abend des 1. März 1*JÜÜ. als ei nach Ijeeinliinuig 
der Arbeit nach seiner an der M.-Strassie in F. gelegt^ncn A\'«)hnung gehen 
wollte, nnniittelbar nach dem Austritt aus dem A\'eiknifisterhause den 
dort vorüber- und nach dem Innern der Stadt tühieudeii schwarzen Weg 
quer überschrilteu, um au die Stelle zu gelangen, wo dieser mit einem 



Digitized by Google 



Entach. des I'eutsditn Keichsgtricbts voui 23, Dezember lüU)i. 



26 



Seitentrakli der M.-Stmsa zusamtnentiifft. Der gew&hlte Weg bildet 
die kürzeste Verbindung zwischen dem Werkmeisterhause und der 
WohnuDg de.s Klägers, er ist Toti liesem immer benutzt worden, ebenso 
geschieht dies allgemein von deu Rahnai heitern, deren Wohnung eine 
ähnliche Lage hat. wie diejenige des Klägers 

Beim Ucbersclireitni des scliwarzen We<rf'?! ht Kläfrer infolge Glatt- 
eisf^s rrestttrzt Kr iieirt lii t Sidiadeiisersatz wegeu seiuer hierdurch her- 
beigelührteu Arbeitsuiüalii.ukeii, 

Die Stelle, wo er get'alien ist, hV^jt auf dfiu als Falnstrasse dienen- 
den Teile des schwarzen Weges iiini aul Gniiid und Boden, der dein 
Bekliigten gehört. Zur Zeit des Unfalls war keine b^i'irsorge getroffen, 
einen gefahrlosen Uebergang ([uer Aber den schwarzen Weg für die> 
jenigen Personen zn schaffen, die von deu Bahnhofsaulagen ans nach 
dem erwfthnten Seitentrakt der H.-Strasse zu gehen hatten; es ist dies 
anch vor dem Unfall niemals bei Glatteis oder ähnlichen Zuständen 
geschehen. 

In der Unterlassung dieser Vorkehrung ist eine von dem Beklagten 
zu yertretende Ansserachtlassung der gebotenen Sorgfalt zu finden, auch 
wenn der vom Werkmeisterhause in der Richtung nach dem Stadtinnei*n 
führende, 81*= Fnssstfia: dienende Teil des schwarzen Weges am Abend 
des 1. WAya 1V<00 genügend gangbar gewesen s^in sollte. Denn es ist 
nit:iit unter allen Umstünden geniig<Mid, wenn den von dem Unternehmer 
beschäftigten Arbeitei n und geschäftlich mit ihm verkehrenden Personen 
von einer Richtung her ein gefahrloser Zugang zur Verfligung steht. 
Das Afass der dem Betriebsunternehmer anzusinnenden Fürsorge ist 
vielmehr immer nach den besonderen Umständen des einzelnen Falles 
zn beuiteilen; nach den Verhältnissen, wie sie in F. liegen, hätte der 
Beklagte auch fttr einen gefahrlosen Uebergang von seinen Eisenbahn- 
Werkstätten Uber den schwarzen Weg hinweg nach der M.-Stra8se 
sorgen mässen. Wie sich ans den) Inhalt der Verhandlung ergibt, 
bildet der vom Kläger eingeschlagene Verbindungsweg den ordnnngs- 
mässigen Weg zwischen den hier in Frage stehenden Bahnhofsanlagen 
und demjenigen Teile der M.-Strasse, in dem die Wolnuing des Klägers 
und anderer Bahnarbeiter liegt, und es kann darliber kein Zweifel 
bestehen, dass dieser Weg von allen Bedienst! ton, die in jenem Stadt- 
teil wohnen, bei ihren Gangen nadi und von dem Bahnhofe als der für 
sie regelmässig allein in l'.et rächt kommende angesehen uud benutzt 
wird. Der Beklagte hat dem gegenüber die Meinung vertreten, diesen 
Personen stehe bei Glatteis und ähnlichen Zuständen ein ungefährlicher 
anderer Zugang, der allerdings mit einem Umwege verbunden sei, zur 
Verfügung. Die Benntzang des vom Kläger gewählten Weges sei dem 



Digitized by Google 



26 Entacb. deB Deutschen BeicfaBgerichte vom 3ä. Dezember 1903. 

gegenüber als eigenes Vei-scliulden anzusehen. Diese Auflfassnng erscheint 
nicht gerechtfertio:t. Wäre der Kläger von dem Werkraeistereigebäude 
aus den vom Beklagten bezeichneten ^jegangen, so hätte er zunächst 
eine Richtung einschlagen müssen, «lif dt in'nigen, in der snin*^ W'iliiiung 
liegt, direkt entgegengesetzt ist, und zwar für eine Wegstrecke, die 
nur wenig ki'irzer ist, als die ganze Länge des von ihm benutzten 
Verbindungsweges bis zu seiner Wohnung. Kr hätte dann allerdings 
die Möglichkeit gehabt, unter Benutzung einer t^nerstiasse — der K.- 
Strasse — oacli der M.-Strasse zu gelangen, aber an eine Stelle, deren 
Entfernung von seiner Wohnung grösser ist, als die ganze Entfernung 
zwischen dieser und dem Werkmeistereigebäude. Der Weg, dessen 
Benutzung ihm der Beklagte ansinnt, ist erheblicli mehr als doppelt so 
lang als der ordnungsmässige und bedingt einen Mehraufwand an Zeit 
von ungefähr 10 Minuten, der für einen mttde von der Arbeit heim- 
kehrenden Mann keineswegs als unerheblich bezeichnet werden darf. 
Eine Sachlage, wie sie hiernach vorliegt, hat das Reichsgericht bei 
einem früheren .\nssprnehe. der Kläger habe auch einen Umweg nicht 
scheuen dürfen, niclit im Auge gelialit. Der benutzte Verbindnn2:sweg 
ist für diejenigen Ail)eiter, deren W ohnungen ähnUeli liejren, wie die 
des Klägers, im Sinne des Vorkelirsiebens der einzigti nach ileu Bahn- 
hofswerkstätten fuhrende, und der Beklagte muss für seine Arbeiter 
diescu Weg, soweit er auf fiskalischem Boden liegt, bei Glatteis gang- 
bar erhalten. Dabei wird ihm nicht angesouneu, im allgemeinen auch 
den Fahrdamm des schwarzen Weges mit abstumpfenden Stoffen bestreneu 
zu lassen, sondern nur an einer angemessenen Stelle einen gefahrlosen 
Uebergang Uber den Fahrdamm zu erhalten, weil f&r jene Arbeiter ihr 
ordnungsmässiger Weg quer fiber den schwarzen Weg führt. 

Unbegründet ist auch der Einwiuid, dass die Vonnstanz mit Un- 
recht eine Haftung des Beklagten fQr die Ausserach tlassung dieser 
Massregel angenommen habe. Denn es kaudelt sich im vorliegenden 
Falle nicht darum, dass die Heislellung eines gefahrlosen Uebergangs 
speziell am Unfallstage infolge der Unachtsamkeit eines untergeordneten 
Hahnbedienst<'len unterblieben ist, es >ind vielmehr gar keine An- 
ordnungen daliin, dass ein gefahrloser Uelipii^anor über den Kalirdauun 
des schwarzen ^\'eg■es nach der M.-Strasse /u criaügiicht werden sulle, 
getroffen worden, und us hat vor dcui Unfälle überhaupt niemals eine Be- 
streanng des Fahrdammes zur Herstellung eines Uebergangs stattgefunden. 
Es lag aber dem Bekiagteu, d. h. seinen verfassungsmässigen Vertretern, 
ob, dafttr zu sorgen, dass die ihm bezüglich der Herstellung eines 
gefahrlosen Uebergangs obliegende Pflicht erfUüt werde, und dem 
ist nicht genttgt worden. Vergleiche die Urteile des erkennenden 
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Senats in den Entscheidungen des Reiehsgericbts Band 53 Seite 57 
und 282. 

Hiernach war die Revision zuiUcIcisnweisen. 

Nr. 19. Entseh. des Prenss. Obm'pru'altnngs^pi'Ichts« 
3. Senat. Vom 7. Januar 1904. 

(Deorae>i< 'nr zoitg. IX yV'ot Nr 13 s sri3 zifl. m. 
^ 25 Drut«;chf> ReichsfifwcrbtTj riiniirtf]. Uph^r f1''n Bt'rtriff pinT wf><«pr»t1ir:h''n Vpr- 
änderuns der Betriebsstätte und des Betriebs, welche die Genehmigung der zustandigen 

BeMrde «rftnlart 

Ohue Bedeutung ub der Grund und Boden, auf dem die iO)^^. 
Halle erricbtet werdeo soll, m dem Gelände gebort, fttr welches der 
Kläger eine gewerbepolizeiliche Genehmigung erhalten hat. Denn es 
wird nicht eine Grundfläche zu beliebiger ßeiintzung fQr eine gewerb- 
liche Anlage, sondern eine bestimmte gewerbliche Anlage konzessioniert, 
und diese Anlage kann sehr wohl auch dann verändert werden, wenu 
lediglich das Grundstück, welches die erteilte Genehmigung betrifft, 
anders als bisher benutzt wird. Weiter hat es allerdings auch keinen 
Einfluss. oll. wenn die Halle an sich niclit koiizessionspHiclitig: wäre, 
eine Gefahr bestände, dass sie in einer die Kunzes.sionspfliclit begrün- 
denden Weise verwendet würde. Ks könnte immer nur ^»ireii eine 
solche Verwendnnp:, sobald sie t-rfol^t. ciii^cscliritten werden. ]lier;iu 
vermag die Scliwierigkeil einer Kontrolle darüber, ob die JI;iIle niclit 
demnächst anders als in der Weise, nach welcher sie nicht koii/,es>io>is- 
lifliclitig sein würde, benutzt wird, nichts zu ändern. Endlich kommt 
CS nicht darauf an, dass der l^au in keiner unmittelbaren äussereu 
Verbindung mit bereits konzessionierten Fabrikgebäuden steht. Wenn 
auch beim Vorhandensein einer solchen Verbindung in der Regel leichter 
eine wesentliche Ver&nderung der Betriebsstätte anzunehmen sein wird, 
so schliesst doch ihr Fehlen diese Veränderung noch nicht unbedingt 
ans. Entscheidend ist folgendes. Das Bauwerk ist tatsächlich ein ein- 
heitliclies. Deshalb mnss es auch rechtlich als ein solches behandelt 
und darf weder, je nachdem es auf gewerbepolizeilich konzessionierten 
Grundflächen errichtet werden soll oder nicht, noch sonst in verschiedene 
Teile zerlept werden. Es würde eine Grundfläche von 1100 (iJii, also 
eine beträchtliche Grösse haben, wird vom Kliiccr ^Werkstatt" genannt 
und ist -bestimmt zur Lagerung von Maiermlen und zur Vornahme von 
solchen Arbeiten, für welche eine Konzession entweder erteilt od*»!' nieht 
erforderlich i^t. weswegen sie als Werkstatt bezeicliiiei wird". Danach 
handelt es sich also um eine nicht unerhebliche Vergrüsserung der dem 
bisherigen Betriebe dienenden Häumlichkeiteu, die gleichzeitig zu einer 
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Entlastung dieser Räumlicbkeiten und einer teilweisen anderen Beuutzaug 
derselben fi'ir den Betrieb fiibrt. Das aber ist eine wesentliche Ver- 
änderung der Beti'iebüstätte und des Betriebes. 

Nr, 30. Ents< h. des k. k. 0«'st4'rr. Reiehsgcrieht». 

Vom 1 1. .Jan uar 1 904. 

(Outerr. EJfl«ob..VOTorda..BI. XVII (t9M> Kr. S» 8. IUI.) 

Dtr Clitraktor mi die WirkmsM der Besohrinkunien dM Ber|w«rket|mtiMt tu- 

gunsten einer Eisenbahn. 

1. Die Beschränkungen des Bergwerkseiirentinnes ?:n?iinsten einer 
Eibeiiijahn entsprechen inhaltlich eint i aut dem liergwerkseigeutuiu 
lastenden negativen Servitut zii'^iinsieii der Eisenbahn. 

2. Das Aequivalent für dinst; Eigtntunisbeschränkungen l)ildet die 
dem BergwerkseigentiiuRi zugespiuchene Entsclmdigung; dieselbe ist 
nicht als eine Entschädigung im Sinne des 30. HauptstQckes des all- 
gemeinen bQrgerlichen Gcsetzbuehes, sondern als eine Schadlosbaltung 
nach § 365 dieses Gesetzes anzusehen. 

3. Die Beschränkungen des Bei-gwerkseigentomes zugansteu einer 
Bahn, bzw. das denselben entsprechende Recht bilden ein Zubehör 
der Eisenbahn. 

4. Der dein ßergbauunternelimer aus dem Titel der Beschränkung 
seines Bergbaubetriebes zugunsten einer Eisenbahn zustehende Eut- 
schädisfungsanspruch wird im Zeitpunkte der rechtskräftigen behördlichen 
Fetitstelluug der betreffenden Bergbaubeschränkung fällig. 

Nr. 21. Eiiiseli. des k. k. Oesterr. Keiehisgeriehts. 
Vom 15. Jannar 1904. 

(Oeaterr KlMBb.-VeroWia.-BI. XVII (19M) Nr. tt S. iMft.) 
Die Ablegung der österreichischen Staatsbürgerschaft seitens eines pensionierten 
St.inhheamten zieht mit dem Verluste des SttatsbeamtencHnrnktprs (der auch dem 
pensionierten Staatsbeamten eigen ist) den Verlust des Pension&anspruclies nach sich. 
DMt«llra filt fir Uidssbaantt, wenn Kr dim die stsatllobes PMislsnnwHM xir 
Aiwendaig kenmn. (Art 3 dtt StaatoBruadgasettes van 21. Oanmbir 1867* 

RGBl. Nr. 142.) 

Nach dem Art. dt> Staatsgrnndgesetzes vom 21. Dezember 1867, 
RGBl. Nr 142. kann nur derjenige Staat.sbeamter .sein, welcher 
österrei( hisi lier Staatsbi'iryer ist. Dies gilt nicht nur voji dem aktiven, 
sou'lern amli von dem pensionierten Staatsbeamten, wt^l auch dieser, 
wenn auch pensioniert, doch noch immer Staat.sbeamter i^l, was z. B. 
scUou daraus ersichtlich ist, dass er noch immer auch bezüglich seines 
Verhaltens nach der Pensionierung der Disziplinargewalt des Staates 
unterliegt. 

Daraus ergibt sich, dass der Ansprach, den ein Staatsbeamter auf 
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Bezttge stellt, die ihm als Staatsbeainten, sei es als aktivem oder 
pensioniertem, gegen den Staat znsteltpn . nnr dann zu Recht bestehen 
kann, wenn er während dieser Zeit, f iii welche er die Bezüge begehrt, 
noch den Charaktp)- t-iiies .St;),itsl)L';miten hatte. 

Praktische An ;\ i n Imi^eii (liH.>;<',s Fundament alsrinidsat/es enthalten 
die Erlässe des k k. 1 'iuan/iiiihisteriums vom 15. September 1856, 
Z. 31.249, 25. Mai 1883, Z. 9963. 

Ob diese Abhängigkeit des Anspruches auf BezUge eines Staats- 
beamten Yon der EigeDSchaft eines sokhen nnd ^on der Staatsbürger- 
schaft gesetzlich ausgesprachen ist oder nicht, ist irrelevant, weil sie 
die notwendige Konsequenz des Verhältnisses des Staatsbeamten zum 
Staate ist; vielmehr mttsste, falls diese Konsequenz nicht gelten sollte, 
diese Aosnahme besonders stataiert sein. 

Das Ebenerwähnte gilt in gleicher Weise für die Landesbeamten 
der Markgrafschaft Mähren, weil abgesehen davon, dass auch die 
Fähigkeit zum mährischen Landesdienste von der österreichischen Staats- 
bttrger.«^<haft abhängt (Art. des Staatsf^rnnd^csetzes vom 21^ De- 
zember 1807, RGBl. Nr. 142), wie irüher gezeigt worden ist, für die 
mähri.sciien rjanfleslieaniten nnd Diener die staatliehen Pensionsnormeu 
rezipiert worden sind. Wie dort mir ein Sf aHt.sheamter , aktiver oder 
pensionierter, aus dem f^taatsbeamten verbal misse gegen den Staat, .so 
kann hier auch nur ein Laudesbearater, er mag ein aktiver oder 
pensionierter sein, gegen das Land aus dem Landesbeamtenverbältnisse 
Ansprüche mit Recht stellen. 

Da nun der Klüger nach seinen eigenen AnfAhmngen in der Klage 
die 5sterreichische Staatsbürgerschaft abgelegt nnd die sächsische 
Staatsbürgerschaft erworben hat, -so hat er hiermit notwendig die 
Eigenschaft eines m&hrischen Landesbeamten, und zwar auch die dnes 
pensionierten , verloren , ist dalier von der Zeit dieses Verlustes an 
auch nicht mehr berechtigt, Ansprüche aus dem Landesbeamtenverhältni.sse 
für die dem Verluste nachfolgende Zeit zu begehren, weshalb seine 
Klage abgewiesen werden musste. 

Nr. 2S. Entsdi. des Oesterr. TerwaltuugsgeriehtAhofes. 
Vom 23. Januar 1904. 

iio-tt-rr Fi.^^eiil' \i VI ilii Hl. \V!I IC'OI Nr j» S i.ui. 

Aus §10 lit. c de» Eisenbahn -Konze8»lon8ge«^plzps ergibt sich, dass die Verpflichtung 
der EisenbaliRttRternehinuog, gestörte Konmunikationen anderweitig vollkomraen wieder 
bM-mtsIlM, sieht «tum mir «sf dsn Fall der erttM NerttsilMg der Bafeiaslais 

eingeschränkt ist, dass vielmehr die Eisenbihsenternehmungen aucii in der Folge - 

■ach Jedesmalitjer Anordnung der Behörde verpflichtet bleiben, durch Ihre Ver- 
anlassung gestörte Kommunikationen volfkommen wieder herzustellen. 
Der § 10 lit. c des Eisenbaiin- Konzessionsgesetzes vom 14. Sep- 
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tembfir 1854, RGBl. Nr. 238, verfttgt, dass, wenn durcli den Bau der 
Eisenbahn öffentliche Wege, Brücken, Stege oder sonstige Eommnnikations- 

niittpl g-inz oder zum Teile gest«ji t oder nDfalnbar gemacht werden, 

die Eisenbalinimteriielnniing veri)fli»'bttit i»^t, nach Jedesmaliger An- 
ordnung der Beiiordcn die gestörte Rommunikation anderweitig voll- 
kommen wieder Iierzustellcn. 

Ans diesen» Wortlaute des <TPst t-/<'s orjribt si< li zmiiirlist. dass die 
Verptlichlung der Kis!-iii»aliminterii> liiiiiiii.: . Lf strii ie Komraunikanoiien 
anderweitig vollkujiniuMi wieder herzust» 11< n , iiiclit etwa nur nur den 
Fall der ersten Her.siellung der ISaliiianlage eingesciiränlct ist. dass 
vielmehr die Kisenbalinunternehmungeu auch in der Folge — „nach 
jedes<nialiger Anordnung der Behörde" — verpflichtet bleiben, durch 
ihre Veranlassung gestörte Kommunikationen vollkommen wieder 
herzustellen, d. h. einen solciien Zustand herbeizuführen, dass der Yer- 
kehr anf den betreffenden Öffentlichen Wegen etc. sich ungestört und 
klaglos vollziehen könne. 

Danach befreit auch der konsensmässige Bestand einer Bahnanlage 
die Bahnunternelnnung von der Verpflichtunür nicht, solche Herstellungen, 
welche zur klaglosen Abwickelung lii-s \ «M kehres anf den betreffenden 
Kommunikationen in der Folge sicii als notwendig herausstellen, anf 
ihre eiprnrn Ki j^toii atis'/?uführen . wenn nachgotVdjjte Aenderungen in 
den Balinlietri»'b>v*!rljälliiissen , insbesondere tatsai lilicli eintretende 
wesentliciie .'Steigerung der Verkehrsdieliti;;keit auf der Balm, sulche 
Krsatzherstellungeu für die in Rede steheudeu Kommuuikatiuoen 
hervorbringen. 

Nr. ää. Entsch. des Landu:i'rii'lits Ih esden. 
6. Kammer für Handelssachen. Vom 2ü. Januar 1904. 

i.Ml^' Tar Ar/ Will imt Nr S im • 

Deutsche Ei8enb.<Verk.>0rdn. §§ 7, 60. Internat. Uebereink. Art. II, 12. tJnklare Fassung 
der Tarlflnttlnnmffn ffUlt den ElteabahaverwaltaioMt zur iMt md M os|m 
MlbM mgniwtM d*r Abtaiiler aiitzBl«gaii. 

Wenn die Hahnvei waltungen dieser Umstände ungeachtet und trotz 
der ihnen beiwohnenden Kenntnis dem Tarif die unsichere Fassang 
gaben, die er jetzt hat, so muss man annehmen, dass sie kein Interesse 
an der Ausscheidinis des amerikanischen Birkenholzes aus dem Ausnahme- 
tarif 1, dem Holztaiil'. nahmen. Träfe dies iiitlit zu, so hätten sie 
doch ihren Willen in einer so wenig klaren Weise erklärt, <lass 
die beteiligten \"i'ikehr<kreise anneinnen kunnlen und mussten, 
anierikaiiisclies Birkeninilx sei als eine dem inlandischen Birkenholze 
gleiche, nicht werivullere Ware nach den Sätzen des Ausnahmetarifes 
zu verfrachten. — Der Beklagte ist nicht in der Lage, ein ßeclit auf 
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die gröasere Leistung zu begrQiideti , und lun^ es sich daher an der 
geringeren genfigen lassen (Dernbai'g a. a. (). Bd. 1 S. 341 , letzter 

Absatz). Um so nu'lir ist hiernaeli festxnlialten. als die BaliiiverwaltunüTii 
in ihren umfangreichen stiUuligen Betrieben verhältnismässig leicht in 
der Lage sind, die einer Iclaren Fassung der Tarifbestimniungen 
entgegenstehenden Hindernisse zu bekämpfen, während es frtr den 
einzeliion bei den im Bericht und anrli von Ncnnioister bezeugten 
8cliwjinkungen nahezu uiimuglich oder docli mit den grusstt'n Weitornngen 
und Unkosten verbunden sein würde, hinreichende Kenntnis von Ueii 
einschlägigen Verhältnissen . in diesem Falle insbesondere darüber, von 
wekhei Birkenart die sehr klein gearbeiteten Stifte hergestellt sind 
und ob gerade diese Birkenart auch in Mitteleuropa Gegenstand betriebs- 
gemAssen Einschlages ist, beziehungsweise ob in Amerika und Mittel- 
europa ja nnr besondere , voneinander botanisch und faandelstechnisch 
wesentlich abweichende Birkenarten wachsen, sich zu verachaffen. Er- 
neut ist darauf hinzuweisen, dass der Ursprungsort des Holzes f&r sich 
allein keine Unterscheidung im Tarif begrttndet, dass mithin audi die 
laut der fiVachtbriefe bei den Absendern zur Zeit der Absendung vor- 
handen gewesene Kenntnis vom amerikanischen Ursprünge der ver- 
frachteten Hölzer dem Absender keine Aufklärung über den anzuwendenden 
Tarif gewälirt. — Derartige Weiterungen und Aufwendungen verträgt 
der Verkehl . zumal der auf Beschleunigung gerichtete Eisenbahnvorkehr 
nicht (l)ernburg a. a. (). 2. Bd. 1. Abt. S. 149). Aiuli das konnte den 
Verwaltungen bei den Beratuugen nicht entgehen iini so weniger 
dürfen üble Folgen der Unklarheit der Bestimmungen auf die 
Absender abgewälzt werden. 

Die Grundsätze Aber den Vertragsschluss werden hier mit Hecht 
angewendet, denn die Tarife bedeuten ein- fttr allemal festgesetzte 
Bedingungen der Frachtverträge; sie enthalten die allgemeinen fest- 
gestellten und fiberall einzuhaltenden Frachtsätze (§§ 7, 60 der Eisenbahn- 
Verkehrsordnnng vom 26. Oktober 1899; Art. 11 des Internationalen 
Uebereinkoramens vom 14, Oktober 1890; Staub, Komm, zum HGB., 
bei § 346 Anm. 15; Entsch. RG. Bd. 13 S. 77 ff.; Cosack, Handelsrecht 
6. Aufl. § 91 S. 450): Deniburg a a 0. 2. Bd. 2. Abt. S. 466). 

KKlcreriri fordert daher mit Recht auch den Rest des Fracht- 
nnterschiedes ziirtick (g 61 der Verkebrsordnung; Art. 12 des Inter- 
uationaieu Uebereinkommeus). 
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Nr. S4. Entseh. des Doiitfieheii MvlugerielitR. 
6. Zivilseuftt. Vom 1. Febraar 1904. 



(ZeltBcbr. f. bttrg. Reeht o. flraiis. Ztvilr. Bd. « Haft 4 8. tM.) 



§ I RetolMlwflpiMitieseti. ist nioht airgtfclirt, aaf welebe W«tM ter Uafall sioh 

ereJflnpfe. durch welchen brim Zu<?nmmf nstossf n rinps Menschen mit einem in Fahrt 
befladlichen Strasserbahn wagen em Mensch getötet wurde, so ist die Strassenbahn- 
lesellschaft zum Schadensersatz auf Grund des Reichshaftpflichtgesetzes verpflichtet. 

Der l-lenifuiitrsriclitcr i>t mit Herlit ilavoii ;iii,sgegaü?:''ii . liass die 
Beklagte den vollen Bewei.s eiiieü lür den Unfall kausalen eigenen 
Verschuldens des (ietoteten zu führen hat und dass, wenn nach dieser 
Richtung der tatsächliche Hurgang nicht aufgeklärt werden kann, 
solche Ungewissheit dem hafipflichtigen Unternehmer aar Last fUlt. 
Wenn sodann das Berufuug.«gericht jenen Nachweis nicht als erbracht, 
den Hergang insoweit als unanfgekläi't angesehen hat, so ist das Sache 
der tatsächlichen Bearteilang und lässt sich hierbei ein Rechtsirrtnm 
nicht ersehen. Dei' Vorderrichter gelangt bei WQrdigung der Sachlage 
nur 7M einer Möglichkeit eines anvorsichtigen Verhaltens von seiten 
des Verunglückten, nicht einmal zu einer Wahn^cheinlichkeit, geschweige 
einer hohen Waln seh» inlichkeit solchen Verhaltens als der Unfallsursache. 
Und der Fall liegt hier auch nicht so, dass unter allen Umständen, 
gleichviel wie der Hergang im einzelnen verlaufen sein mag, ein eigenes 
Verschulden des Verunglückten mit im Spiel gewesen sein niii!«ste. 
Namentlich i-^^t bei den festjrestellten ortlicheii Verliaiiiiissen ein scluild- 
haftes Verhalten darin nicht zu erblicken, wenn H. beim Ht-i aiuutlieu 
des Motorwagens zunächst hinter dem voranschreitenden K. auf dem 
Fussgänger-Bankett weiter ging. Darüber, ob derselbe etwa durch das 
„Einsprechen" auf K, von seiner Aufmerksamkeit der Strassenbahn 
gegenüber abgelenkt wurde, hat sich nichts feststellen lassen. Wie 
und aus wdchem Anlass H. im letzten Moment den Gleisen und dem 
Motorwagen näher gekommen ist, als dies durch die bis dahin von 
ihm — und K. — eingehaltene Wegrichtung bedingt war, weiss man 
nicht. Es kann das, wie das Berufungsgericht annimmt, infolge eines 
Stolperns oder Ansgleitens geschehen sein, wofttr ein Anhalt in der 
Darstellung der Zeugin J. gefunden werden mochte. Der von der 
Beklagten weiterhin erhobene Einwand der höheren Gewalt erledigte 
siel» im gegenwärtigen Fall schon damit, dai^s der ursächliche Verlauf 
nicht hat autgeklärt werden künnen ; denn die Beklagte müs:stc denjenigen 
Hergang nuchweis-en, aus dem .sich als .Schadensursaehe ein bestiaimtes, 
die Merkmale der höheien (iewalL erliUiendes Ereignis ergeben Wierde. 
Darauf, ob die im Berufungsurteil neben aiuleieu Muglichkeiteu niit- 
aufgeftthrten Fälle einer plfitzlichen geistigen Benommenheit, von 
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Scliwindel oder Sclireck dem Begriff der höheren Gewalt zu nnterstellen 
srad/brsncht also hier nicht eingegangen zu werden. 

>i'r. ä5. Entsch. des Preiiss. OborTorwaltuiiirsgerichts. 
S.Senat. Vom 1. Februar 1904. 

(DMilSBb« Jir.-Zeltg. IZ (18M) Mr. U & JfO.) 

Kr«nli.-V«r«.>6M. § 28. Baflnn der Krtnklwtt md der UalersffitiMqi. 

Dei' Grundsatz, dass, wenn der Beginn der Krankheit und der 
Beginn der UnterstHtznng nieht znsammenfallenf der Zeitraum, wfthrend 
dessen die Unterstfitzung zn gewähren ist, erst mit dem Tage, an dem 

die erste Unterstützung gewährt ist, seinen Anfang nimmt, hat auch 
im Falle des § 28 Krank.- Vers.-Ges. Anwendung zu finden. Der Bezirks- 
ausschnss verneint dies, weil nach dem Wortlaute des § 28 der Unter- 
st ötzungsfaii — nicht die Erkrankung — innerhalb eines Zeitraums 
von drei Wochen nach dem Ausseheiden aus der Kasse eingetreten sein 
miisso. Dieser Auttussung kann aber nicht beif^etieten werden. Der 
(ierichtshof hat vielmehr bereits in einer iiüheien Entscheidung aus- 
geführt : ^Unter dem Unterstützungsfall im Sinne des § 28 ist nicht 
die tatsächliche Gewährung der Unterstützung, sundeni der Eintritt 
derjenigen Tatsachen zu verstehen, durch die uach den sonstigen Be- 
stimmungen des Krank. -yeFS.-Ges. der Anspruch des Eassenmitgliedes 
gegen die Kasse auf Gew&brung der Unterstntzung begrUndet wird". 
Bei dieser Auslegung, an der auch jetzt festzuhalten ist, fehlt es aber 
an jedem Grunde, den obenerw&bnten, vom Gerichtshof anerkannten 
Rechtseatz, dass fOr die Berechnung der Unterstfitzung nicht der Tag 
der Erkrankung, sondern der ersten ünterstfitznngsleistnng massgebend 
ist, im Falle des § 28 des Gesetzes nicht zur Anwendung zn bringen. 

Nr. 26. l'ntsfh. des Deutschen Reichsgerichte. 
7. Zivilsenat. Vom 2. Februar 1904. 

(Jnr. Woohtmolir. ZZZUI (19M) Nr. Il/M S. ua ZO. U.) 

Naeh de* Prusi. EHMfimittiMli vom II. Jtil 1874 tot lel der TeHeatelgiani dit 
AttfrtdtaMmi der allgemeinen Vorteile ans der neuen Anlage für das Riltiniidetflefc 

gegen die Enteignungsenttohädigung nicht statthaft. 

1. Das Extrem bildet auf der einen Seite die liaui>tsäclilich in der 
älteren deutschen Literatur (Häberliu, Treichler, Meyer. Rohland usw.), 
übrigens zum Teil auch noch in der Gegenwart (vgl. unter anderen 
z. B. Layer, Prinzii>ien des Enteignungsreclites [1902] S. 557) ver- 
tretene Ansicht, dass eine Aufrechnung iibeilidui>t nicht zu geschehen 
habe, weder mit den besouderea uoch mit den iillgcaieinen Vorteilen, 
und weder auf die ganze Entschädigung noch auch nur auf den Minder- 
wert des Bestgrnndstttcks. 2. Das Extrem auf der anderen Seite, Auf- 

£ g e r , KliMbaluNditliohe Bntiolialdniigen XXL 3 
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reehnnng mit allen Vorteilen, besou deren und allgemeinen, auf die 

ganze Eutschädignng, wird vornehmlich von Eger in seinem Kommentar 
zum Preussisclien Enteignungsgesetze sowie an anderer Stelle verteidigt. 
In der Mitte liegen die folgenden Ansichten: 3. Es sollen nur die 
be<5on(!fr(»n Vorteile zur Anrprlmnnqr kommen. die>:p aber auf die ganze 
Entschadif^auig (Oertmanii, di*' Vmteilsausgleichung [nnjl] S. 166, 167). 

4, Ein Ausglcit Ii i>t mir stattliati gegenüber der \\'( rtmiuderung des 
Restgrundstück.s , insu weit aber nicht nui mit den besuiiileren, sondern 
auch mit den allgemeinen Vorteilen. (Vgl. unter anderen Scheicher, 
Keclits Wirkungen der Enteignung [1893] S. 428flF. und Kommentar zum 
Sfichsischen Enteignungsgesetz vom 24. Joni 1902 S. 78 nnd 303.) 
b. Der Ansgleieh hat nur zu geschehen mit den besonderen Vorteilen 
und nur gegenüber dem Minderwert des Restgrundstttcks. (Vgl. unter 
anderen OrOnbnt, Enteignungsrecht [1873] S. 125 if., Loebell, Kom- 
mentar zum Preussischen Enteignungsgesetz S. 71 f Sieler, Das Beeht 
der Expropriation [1889] S. 229 ff.) In der Deutschen Gesetzgebung 
haben die unter Nr. 1 nnd 2 bezeichneten Extreme in der älteren 
Thüringischen Gesetzgebung- einerseits, sowie in der Hamburgischen 
andererseits ihren Au.^dnick gefunden, während die neuere Gesetzgebung 
in Württemberg (1888), Lübeck nsltH » iiml Sanh'-on fl002) sich auf 
den unter Nr. 4 gekennzeiehneten Standpunkt gestellt hat. Für das (-iebiet 
des Preussischen Enteignungsgesetzes vom 11. Juni 1871 liat das HG. 
in ständiger Recliisiu ecliung an dem (Grundsatz festsreh alten, dass eine 
Anrechnung iler für da» Ke.<4tgruiulstück erwachsenden Vorteile, welcher 
Art diese auch sein mögen, auf die für den enteigneten Grundstücksteil 
zu gewährende Entschftdiguug schlechthin unzulässig sei. (Vgl Urteil 
vom 12. Januar 1898, Juristische Wochenschrift 1898 S. 176 Nr. 60 
und zum Teil die dort angeftkhrten Urteile.) Hierbei muss es nach der 
Ansicht des erkennenden Senats unbedingt verbleiben. Es kann nicht 
die andernfalls sich ergebende Möglichkeit zugelassen werden, dass der 
Eigentümer für die Entziehung seines Eigentums von dem Uut^- 
nehmer nichts erhält. Drei Senate des RG. haben aber ferner aus- 
gesprochen, dass auch die Anrechnung auf den Minderwert des Rest- 
grundstttcks ausgeschlossen sei, sofern es sich um die Anrechnung 
mit den allfremeinen nicht nur für den Eifrentinner des Restc^ruud- 
stücks, sondern auch für alle lienachbarten Grundstückseigentümer durch 
die neue Anlage geschaffenen Vorteilen handelt (Vgl, die Urteile des 
V. Zivilsenats vom 9. November 1887. 7. Mili z 1887 und 29 Januar 1896, 
Gruchüt Bd. 32 S. 71ö, Juristische Wochenschrift 1888 S. 171^^, 1896 

5. 162*"; des U. Zivilsenat» vom 16. Mai 1890, Juristische Wochen- 
schrift 1890 S. 212^<* und des VI, Zivilsenats vom 19. Dezember 1892, 
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Juristische Wocbenscbrift 1893 8. 109'^) Nun erscheint es allerdings 
zweifelhaft, ob die in jenen Urteilen geltend gemachten allgemeinen 
Grttnde fllr den aufgestellten Bechtssats nicht einer Widerlegung fähig 
sein möchten. Wenn darauf hingewiesen wird, es sei unbillig und un- 
gerecht, dass bei einer Teilenteignung der EigentQmer des Bestgmnd- 
stftcks (He allgemeine aus der neuen Anlage fttribn erwachsende Werts- 
erhöhung seines Grundstücks sich auf die von ihm zu erleidenden Nach- 
teile zugute rechnen lassen solle, während die benachbarten, von der 
Enteignung unberiiln t s;:ebliebenen ürund('i?^enti\nier diesen Vorteil um- 
sonst genössen, so liesse sich darauf mit Eger und Schelcher a. a. O. 
wohl erwidern, dai>s der Eigentümer bei der Teiienteiguung zu dem 
l'nf ernehmer bzw. dem Unternehmen, für welches die Kiiteigaung erfogt, 
in ein besonderes Verhäknis tritt, das sich auch zu seinem besonderen 
Vorteil geltend macht. Er wird nämlich nach der festen und gleioh- 
mftssigen Rechtsprechung des RG.* auch ffir diejenigen allgemeinen* 
seinem RestgrundstUck ans der Enteignung bzw. der neuen Anlage er- 
wachsenden Nachteile entschädigt, welche die bei der Enteignung 
nnbeteiligteu Nachbarn ohne Ersatz tragen mtlssen. Es dürfte sich 
fragen, ob nicht dieser, in weiter Ausdehnung von dem RG. angewandte 
Grundsatz andererseits auch die Anrechnung der allgemeinen Vorteile 
im Gefolge haben miisste. Wenn ferner in dem reichsgerichtlichen 
Urteil vom 16. Mai 1890, ott'ensichtlich in Anlehnung an v. Rohland, 
Zur Theorie und Praxis des Deutschen Enteignnngsrechts S. 84, dar- 
gelegt wird, es handle ^ich in diesen Fällen um Tatsachen, die aus 
verschiedenen Ursachen stammten, denn der Nachteil entspringe aus 
der Enteignun<j-. der \'urteil au.s der neuen Anlage, so dürfte dieser 
Erwägung wohl nicht mit Unrecht die andere entgegenzustellen sein, 
dass es keine abstrakte Enteignung gibt, sondern dasü die Enteignung 
stets für ein bestimmtes konkretes Unternehmen erfolgt, welches eben 
den Zwang zur Abtretung rechtfertigt. Es dirft« sich daher die Ent- 
eignung von dem Unternehmen, dessen Zwecken sie dient, nicht in 
solcher Weise trennen hissen. Auch was sich sonst noch an ^Igemeinen 
Gründen für die Ablehnung der Anrechnnng anführen Iftsst, mOchte 
gewichtigen Gegengrflnden begegnen. Allein darin pflichtet der er- 
kennende Senat unumwunden der bisherigen Rechtsprechung des RG. 
bei, dass die streitige Frage für den Bereich des Preussischen Ent- 
eignungsgesetzes vom 11. Juni 1874 durch den Willen des Gesetzgebers 
zugunsten einer Ablehnung der Aiifredinung mit den allgemeinen Vor- 
teilen entschieden ist, und zwar jedenfalls zugunsten der Ablehnung 
einer Aufrechnung mit den aus einer neuen Ötrasseuanlage eut- 
steheudeu allgemeinen Vorteilen. 

— ■ 3* 
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Kr. 37. Entseh. des Dcvtoeheii Aclehsgertelits % 
6. ZiTilBenat. Vom 8. Februar 1904. 

(Entsch. d. RoIcliRg. I. Zivil.«. IM. 57 Heft l S. 52.) 
Der Eisenbahnunternehmer ist auf Grund des Haftpflichtgesetm vom 7. Juni 1871 
(Art. 42 Einf.-fies. zum BGB.) einem Dritten naoh Mastgabe des § 845 BGB. für die 
entgcbeMlei Mtnrte iw VM-Ittztm nieht trtatziiflieMIg. Ol« Aiwmdbtrk«ft Im % 945 
BfiB. Itttt «ioh aHCh aus der ftitdauemiteii Geltung des § 25 des preiiMiwiMi £!«•■• 
bahngesetzM vsn 3. November 1838 nicht begründen. 

Die Eliefrau des Klage« wurde am 4. Mai 1901 durch einen Babn- 
2iig der Beklagten iiberfaliren und getötet. Er forderte auf Grund des 
Haftpflichtgesetze.s von dnr Beklagten Ersatz de.s- ilim dtircli rlen Tod 
seiner Ehefrau entstehenden Schadens, namentlich wegen Verlu.stes des 
von derselben ihm zu gewährenden Unterhalts und wegen Eiitpangs 
ihrer häuslichen Dienste, wogegen die Beklagte Fe.ststellnngKwiderklage 
erhob. Das Landgericht wies die Khige und die Widerkhvge ab. Das 
Kamraergericht stellte auf beiderseitige Berufung das Bestehen eines 
dnreh kllnftige Unterhaltebedürftigkeit des Klägers bedingten Ersatx- 
ansprochs (nach § 844 BGB.) fest, wies dagegen im fibrigen die Klage, 
insbesondere in Ansehung des Anspruchs aus § 845 BGB., ab and 'ent- 
sprach insoweit der Widerldage. 

Die Revision des El&gers ist — ebenso wie die Anschliessung der 
Beklagten — als unbegrttndet zurückgewiesen woi*den. 
Aus den Gründen: 

. . . „Die Revi?:ion des Klägers macht geltend, dass die Anwend- 
barkeit des § 845 BGB. vom Berufungsgericht zu Unrecht verneint sei. 
Es sei wohl richtig, dass bei der Neufassung di.s § 9 des Reichshat'i- 
pflichtge.setzes im Art. 42 Einf.-Ges. zum RGB. healisirhtigt gewesen 
sei, die ausschliessliche Geltung des Koichslialtptlichtgesetzes zum Au.'^- 
druck zu bringen. Aber das iiabe sich durch 'leu erst ispälei aut- 
genommenen Art. 105 Einf.-Ges. geändert, wu die lande.sgesetzlichen 
Vorschriften über eine weitergehende Haftpflicht der Unternehmer eines 
Eisenbahnbetriebes aufrecht erhalten, und wonach sogar bezüglich 
anderer gefährlicher Betriebe die Landesgesetzgebung nnbcrilbrt geblieben 
sei. Die Fassung des Art. 105- sei ganz allgemein und enthalte kein 
Wort Ton einer Beschiilnknng auf Sachschaden. Entscheidend könne 
nur das Geseto sein, nicht das, was in den Motiven hierzu gesagt sei. 
Der § 25 des hiernach in Geltung verbliebenen preussischen Eisenbahn- 
gesetzes vom 3. November 1838 verpflichte den üntei ii IniK i zum Er- 
sätze des vollen Schadens. Wenn nun fr&her aus den aligemeinen 



') \\'cit<>r( Ausführung der in dieser Zeitschrift Bd. XX S. 347 mit^teilten Ent* 
Scheidung dtts Keicbsgericbts. 
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Recbtsgn^nds&tzen, namentlich denjenigen des preossiscben Ällgemeineii 
Zjandrechts, ein Anspruch des Ehemannes anf Ersatz des ihm durch 
die Tötung seiner Ehefrau erwachsenen Schadens nicht herznldten 
gewesen sei, so könne heute umgekehrt eine Haftpflicht des Unternehmers 
wegen solchen Schadens aus den Bestimmungen des Bürgerlichen Rechts 
begründet wcitlen. nämlicli aus § 845 BGB. Diese, wenn auch fftr 
„unerlaubte Handlungen'' {gegebene, Gesetzesvorscbrift sei — wenigstens 
analog anf die Haft])tliclit dpr Eisenbahn anwendbar; sie enthalte 
ein allgemeines Prinzip, das nicht bloss für unerhiubte Handliinfxen srelte. 

Diesen AiistTibrun^en der Kevisiun konnte nicht beigetreten werden; 
vielmehr war die oei>;enteilige Ansicht des Berufuugügerichts zu billigen. 

1. Aus dem Wortlaut des Reichshaftpflicbtgesetzes in der Fassung 
des Art 42 Einf.-Ges. zum BGB. lässt sich die Anwendung des ^ 845 
auf einen Ersatzanspruch, der, wie der vorliegende, lediglich auf die 
gesetzliche Haftpflicht des Eisenbahnunteinehmei's gestützt wird, keinen- 
falls rechtfertigen. Der § 845 ist in dem genannten Gesetze nicht 
erwähnt, und es besteht auch aller Grund zu der Annahme, dass der- 
selbe absichtlich vom Gesetzgeber nicht aufgenommen ist. Der Art. 43 
(Entwurf Art. 24) Einf.-Ges. bezweckte, das Haftpflichtgesetz vom 
7. Juni 1871 mit dem Bfirgerlichen Gesetzbuch in Einklang zu bringen 
(Mot. S. 136). Dabei ist aber in jenem Sondergesetz für das Gebiet 
desselben die Scbadensersatzpflicht in umfassender Weise selbstiindig 
geregelt. Das kommt noch nielir als in dnui ersten Entwurf zu Art. 42 
(24, wo die §§ 3 und 7 iles Hanptiichtgesetzes auch auf die §§ 723, 
724 und § 726 Abs. 1 des Entwurfes zum iJürgerlichen Gesetzbuch, 
welche entsprechende Anwendung finden bulku, verweisen), iu der 
jetzigen Fassung des Art. 42 zum Ausdruck. Die §§ '6 und 3a in 
Verbindung mit § 7 des Haftpfiichtgesetzes enthalten eine genaue 
Fixierung des zu leistenden Schadensersatzes nach der Person des 
Ersatzberechtigten , nach Art und Umfang des Schadensersatzes. Eine 
dem jetzigen § 845 BGB. entsprechende Bestimmung war allerdings im 
ersten Entwurf des Bürgerlichen Gesetzbuchs noch nicht vorgesehen 
und konnte ateo insofern bei dem Art. 42 (24) Einf.-Ges. damals noch 
nicht in Betracht kommen. Allein auch bei den späteren Beratungen 
über den Art. 42 geschah der inzwischen im 2. Entwurf zum Bürger- 
lichen Gesetzbuche eingestellten Vorschrift des § 768, jetzigen § 845 
BGB. keine Erwähnun<jc 

Vgl. Protokolle der IL Kommissiou 9171 fit.; Mugdau, Materi- 

allen I^d. 1 8. 128. 
Dass der § 84;') BGB. bei der schlie.s.slichen Redaktion des Art. 42 
Eiuf.-Gt's. versehentlich unberücksichtigt geblieben wäre, ist nicht denk- 
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bar. Andererseits hätte der Gesetzgeber, wenn er diese Vorsclirift in 
das Haftpfliehtgesetz fibernebmeo wollte, sie am so eher aosdraeklich 

erwähnen müssen, als im übrigen die Ei-satzleistung ganz genau normiert, 
und insbesondere der schon im bisherigeu Haftpflichtgesetz statuierte An- 
spruch des ünterhaltsberechtigten sachlich mit § 844 Abs. 2 BGB. 
übereinstimmend, aher in selb>t;iii'H<?cr Form neu gerecreU worden ist. 

Für den Beieich des HaltpH: lit<(esetze> kr»iinen, was die Art und 
den Umtang des Schadenser^satze-, anlangt, nur die in diesem Spezial- 
gesetze — in ausschlitöseudfi und erschöpfender Weise — getrotleuen 
Noi men massgebend sein. In anderen als den dort be.stiuimlen Richtungen 
ti tri der Richtet nicht auf Schadensersatz erkennen, falls nicht aus eiaem 
gleichzeitig gegebenen weiteren Schnldgrand ein Ersatzansprach nach 
allgemeinem bürgerUchen Bechte oder etwa aas einem sonstigen Sonder- 
gesets begründet ist. Das moss auch von dem § 845 BGB. gelten. 
Vgl. Eger, Reichshaftpfliehtgesetz (5. Aufl. Bern. 33 zn §3 S. 289 ff.» 
292 ff.; T. Bntz, in Senfferts BUlttem fflr Reebtsanwendang 
Bd. 64 S. 47; Lass u. Maier, Haftpflichtrecht (2. Aufl.) § 17 S. 104. 
Die Bedeutung des Haftpflichtgesetzes als eines die Schadensersatzpflicht 
für sein Gebiet selbständig normierenden Sondergesetzes steht aber 
weiterhin auch der Annahme entgegen, dass der § 845 BGB Anwendung 
finde, weil die Hafinn^^ des Eisenbahnunteruehmers als eine sidche aus 
unerlaubter Handlung aufzufasf^en sei. Eine Deliktsobli^ation im 
eigentliclieu Sinne ist die in § 1 des liaitpflichtgesetzes dem Betriebs- 
unteniehmer — ohne die Voraussetziing eines Voi schuldens — auferlegte 
Haftung sicher nicht. Allerdings unilassL das Bürgerliche Gesetzbuch 
in Buch IV Abschn. 7 Tit. 25 unter den von ihm so bezeichneten „un- 
erlaubten Handlangen** auch einzelne Fftlle einer ausserkontraktlichen 
nicht deliktischen Haftung (§§ 829, 833, 835). Mit BQcksicht auf diesen 
vom bisherigen Sprachgebrauch abweichenden weiteren Begriff der nn- 
erlanbten Handlung hat der erkennende Senat in dem Urteil vom 
24. November 1902 (Entsch. des RG. in Zivils. Bd. 53 S. 114 ff.) sich 
tSae die Anwendung des § 840 Abs. 3 BGB. anf die Haftung des Eisen- 
bahnunternehmers ans § 1 des Haftpflichtgesetzes entschieden. Indes 
ist damit nicht ausgesprochen, dass alle vom Bürgerlichen Gesetzbuch 
in dem Titel über unerlaubte Handlungen getroffenen Bestimmungf^n 
auch auf das Ilaftptlioiitgesctz zu übertragen seien. i: ^ eben liiu- 

sichtlich derjenigen Vor^L•ll! itten nicht angängig, welche eme von dem 
Spezialgesetze besonders geiegeite Materie betreffen, wie namentlich 
Art und Umfang des Schadenser^^atTies. Das Reichsliattpllithtgesetz 
will einen Ersatz nur in bestimmten G reuzen, nicht nach Massgabe der 
allgemeinen zivilrechtlicheu Normen Uber Schadensersatz oder im Um* 
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fang der Ersatzpflicbt bei unerlaubtefi Handlungeo gewähren. So haben 
aneh der § 842 imd der § 847 BGB. in Art. 42 Einf.-Ges. keine Auf- 
nahme gefunden. Eine analoge Anwendung ist ausgeschlossen. 

2. Ebensowenig ersebeint aber der Weg, den der Kläger durch 
Berufung auf § 26 des preassiscben Eisenbahngesetzes vom 8. November 
1838 einschlagen will, als gangbar, um zur Anweudong des § 845 
BGB. 7A\ gelnngen. 

Es wäre schon fraglich, ob unter der Geltung des Reichshal'tpflicht- 
gesptzr>: in der Zeit vor Inkrafttreten des Bürgerlichen GesetzV>nrhs 
der ij 25 des preussischon Ki^tMilialiüfre^^etzes aiuli fiir die Falle der 
TütiiDir und Korppi'Vt^iletzuiiy eines Menschen beiir. P.etriebe der Bahn, 
welche dem 'J'at bestände nach durch § 1 des üeichshaftpüichtgesetzes 
betrogen wait^u, fortgegolten habe. 

\ gl. hierüber die Ausführungen bei Eger. Reichshaftpflichtgesetz 
zu § 9 5. Aufl. S 580 ff., Bem. 110, 1. 
]>och kann dies jetzt dahingestellt bleiben. Denn wenn man auch 
im Anscfalnss an die den § 9 des Haftpflichtgesetzes — den Worten 
»ausser den in diesem Gesetz vorgesehenen Fällen* — von der späteren 
Judikatur des Beichsoberhandelsgerichts (Plenarbeschluss vom 4. Januar 
1879, Entsch. des ROHG. Bd. 24 8. 311) und des Reichsgerichts ge- 
gebene Auslegung, die namentlich dem Urteil des V. Zivilsenats des 
Reichsgerichts vom 5. Januar 1881 (Entsch. des RG. in Zivils. Bd. 3 
S. 819) zugrunde liegt, jene Frage bejahend zu entscheiden hätte, so wäre 
noch nicht zuzugeben, dass der gleiche Jßechtszustand noch gegenwärtig 
bestehe. 

Tm allgemeinen sind nach Art. 55 Einf.-Ges. /um BGB. die privat- 
rechtlichen Vorschriften der Landesyeselze ausser J\raft getreten, soweit 
nicht im Bürgerlichen Gesetzluch oder im Einführungsgesetz etwas 
anderes bestimmt ist. Mit Rücksicht hierauf ist bei der Neufassung 
des Haftpflichtgesetses durch Art. 42 Ebf.-Ges. an dem § 9 eine 
Aenderung vorgenommen worden. In Abs. 1 sind an die Stelle der 
dort vorbehaltenen «Bestimmungen der Landesgesetze* die .gesetzlieben 
Vorschriften* getreten; der bisherige Abs. 2 ist gestrichen. In den 
ICot. 8. 187 (Hugdaik, Materialien Bd. 1 S. 11) wird diese Abänderung 
dabin begründet: die bisher in § 9 Abs. 1 aufrecht erhaltenen landes- 
gesetzlichen Vorsehriften , werden mit dem Bürgerlichen Gesetzbuch 
hinfällig; es kommen nur noch Reichsgesetze, darunter die Unfall- 
versichernngfgesptze nnd namentlich das Büri^erliche Gesetzbuch, in 
T^etracht". Der Abs, 2 des § 0 a, a. O. habe nur für die in Abs. 1 er- 
wähnten Landesgesclze Bedentunj^*, welchen er eine nicht unwichtige 
Schi'auke ziehe. Die Tragweite der eiuscülageudeu reichsgcsetziicheu 
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Bestimmungen, insbesondere des Bftrgerlichen Gesetzbuchs, könnte fortan 
scUecliterdiogs nicbt darch die im Abs. 2 angefahrten Bestimmangen 
eingeengt werden; der Abs. 2 komme deshalb in Wegfall. Angesichts 
der Neugestaltung des § 9, welche olfensichtlich im Znsammenhang mit 

d«n im Art. 55 Einf.-Ges. zum Ausdruck gebrachten allgemeinen Grund- 
satz f^Kodifikationsprinzip") erfolgt ist. und der hierzu gegebenen Be- 
gi'Undung kann es keinem Zweifel unterliegen, dass damit beabsichtigt 
war, den bii^hprigen Vorbrlialt zn^miF-ten der T.andesgesfttze für das 
Gebiet der durch das Reichshaftpfiichtgcsetz f^ei'PL'olteii Haftung in Fort- 
fall zu briiii^pn. Der § 9 hatte jetzt mir noch die Bedeutung eines 
Hinweises darauf, das.s durch das HaftpHiehtgesetz weitergehende reichs- 
gesetzliche Bestimmungen iiiclit lierührt werden. Nun iat allerdings 
durch den revidierten zweiten Entwurf des Einführungsgesetzes und 
die Beschlüsse der II. Kommission in das Gesetz der Art. lOö anf- 
genommen worden, wonach „unbertthrt bleiben die landesgesetslicheu 
Vorschriften, nach welchen der Unternehmer eines Eisenbahnbetriebs 
oder eines anderen mit gemeiner Gefahr verbundenen Betriebs für den 
ans dem Betrieb entstehenden Schaden in weiterem Umfang als nach 
den Yorschriflen des Bürgerlichen Oesetibaehs verantwortlich ist*^. Ans 
der allgemdnen Fassung dieses Vorbehaltes wird von mehreren Schrift- 
stellern gefolgert, dass durch den Art. 105 die landesgesetzlichen Vor- 
schriften über die Haftung für Tötung und Körperverletzung beim Eisen- 
bahnbetrieb (und anderen gefährlichen BotrieVieii) voll aufrecht erlialten 
worden seien, und dass mithin die _f2;esetzli(]ieu Vorschriften"' in der 
neuen Fassung' des § 9 des Haftptliclitgesetzi^^s auch die nach Art, 105 
in Kraft geblielienen h^ndesgesetzlicheii N'orschriften mit umfassen sollten. 
Vgl. Reindl, Keirhsliaftpflichtgesetz Bem. 2 zu § 9 S. 212 tt".; 
Oesterlen, bei Eger, Eiseubahnrechtliche EuLscheidungeu Bd. 15 
S. 367 Note 1; Linckelmann, Die Schadeusersatzpflicht aus un- 
erlaubten Handinngen S. 14. 

Dieser Meinung veimag der erkennende Senat sich nicht ansu- 
schliessen. Es ist schon von vornherein sehr wenig wahrscheinlich, dass 
der Gesetsgeber mit dem Vorbehalte des Art. 105 Einf.-Ges. in Widern 
sprach zu dem § 9 des Haftpflichtgesetzes nach seiner durch die er- 
wähnte Abändemng erlangten Bedeutung getreten wäre nnd gleichwohl 
den § 9 in dieser Ge.stalt hätte bestehen lassen, ohne die Erstreckung 
auf die Landesgesetze auch hier wieder zum Ausdruck zu bringen. Und 
es lag auch schwerlich in der Art des Gesetzgebers-, eine Bestimmung 
zu treffen, infolge deren „die ganze bezügliche Materi«- der Lande.«:<rf^setz- 
gebung ausgeantwortet" worden wäre, wie sich Linckelmann, indem 
er diese Folge im Interesse der EiuheiUichkeit des Rechtes bedauert, 
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ansdi tickt. Der Wortlaut des Art. 105 nötigt nicht dazu, ihm eine 
solche Tragweite beizumessen. 

Der Vorbehalt des Arf. 105 ermäc]iti<i:t die Landesgcsetzgebung, für 
die dort erwähnten Fälle von Schadenshat'tung- durch weitere Ansdelinnnf^ 
solcher Verantwortlichkeit von den Vnrscliril'ten des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs abzuweichen, nicht aber auch zu Abweichungen von 
anderen Reiclisgesetzen, namenUuii dem Reichshattptiichtgesetz. Ein 
Vorbehalt zugunsten der Landesgesetze gegenüber dem Reichshaftpflicht- 
gesetze müsste in diesem selbst getroffen sein; in dem nunmehiigen 
§ 9 kann aber nach der Aenderung, die er erfahren hat, ein solcher 
Torbehalt nicht mehr gefhnden werden. Weiterhin spricht die Ent- 
stehungsgeschichte des Art. 105 Einf.-Ges. gegen die Annahme, dass 
dadurch der Landesgesetzgebung freigegeben sei, Vorschriften Uber 
Haftungen wegen Personen beschädigung beim Eisenbahnbetrieb zu 
treffen, und dass derartige landesgesetzliche Vorschriften in Kraft ge- 
blieben seien (Art. 3 Einf.-Ges.}. Den Anlass zu der Bestimmung des 
Art. 105 Einf.-Ges. gab der Wuns( h der prenssischen Regierung, dass 
der § 25 des prenssischen Eisenbalingesetzes vom 3. November 1838 
mit deui ergänzenden Gesetze vom 3. Mai 1809 aufrecht erhalten werde, 
„worin eine vom Vei-sclmldpr, unabhängige JlaftiiHicht woccn der Be- 
schädigung von Sachen lesigesiellt sei, während das ReichshaftpÜicht- 
gesetz von 1871 nur die Beschädigung von Personen betreffe Es 
sei — wurde hierzu in der II. Kommission erwogen — nicht wohl an- 
gängig, derartige Spezialvorschriften, gegen welche sachlich keine 
Bedenken vorlägen, stillschweigend zu beseitigen. Wolle man aber 
einmal einen Vorbehalt machen, so sei es richtiger, ihm die (in einem 
ünterantrag vorgeschlagene) weitere Fassung zu geben. Es sei zwar 
davon auszugehen, dass nicht nur bei den Eisenbahnen» sondern auch 
bei den anderen angezogenen ähnlichen Unternehmungen die Reichs- 
gesetzgebung Normen aufstellen werde. Indessen erscheine es nicht 
zwcckmftssig, das Eingreifen der Landesgesetzgebung ganz abzuschneiden, 
da neue gefährliche Betriebe, wie z. B. elektrische Kraftilbertragnng, 
oftmals znerf^t in einzelnen Städten oder Gegenden entständen. 

Vgl. l'rotokolle der II. Kommission S. 2788; Mugdan, Materialien 

Bd. 1 S. lüf), ir>7. 

Die.^^e Verliandlungen lassen klar erkennen, dass man nicht daran ge- 
dacht hat, eine landesgesetzliche Regelung der Haftung fUr Beschädigung 
von Personen durch den Eisenbahnbetrieb neben dem für dieses 
Gebiet bestehenden Reiehsgeäetz und in Abweichung von diesem zu- 
zulassen. Was spezidl den § 25 des prenssischen Eisenbalingesetzes 
betriilt, so wollte man denselben lediglich insofern, als er eine Haftung 
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für Bescliädiguug von Sachen statuiert, aufreclit erhalten, mag nun die 
Ansicht gewesen sein, dass der § 25 auch bisher schon neben dem 
Reichshaftpflichtgegete praktiseh nni* nocli fttr Sachscliäden Bedeatnng 
gehabt habe, oder mag man eich dessen bewassl gewesen seio, dass eine 
weiter reichende Bedeatnng desselben mit dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs hinfällig werde. Wenn freilich der klare 
und nnzweidentige Wortlaut des Gesetzes einen Vorbehalt ffir die 
Landesgesetze in dem behaupteten weiten Umfang ergäbe, so könnte 
eine einschränkende Auftassung des Gesetzes nieht aus dessen Ent- 
stehungsgeschichte deduziert norden. Allein vorliegend sind die wesent- 
lichen Momente fiir die hier vi i ti ( tene Auslegung schon aus der Fassung 
der Gesetzpsvorschrift. ihrem Zusammenhang mit den entprechenden 
BestininniiiL'en des EiTitühriuigsfresftzes und des HaltpflichtgeseLzes und 
den allgemeinen Grundsätzen über das Verhältnis zwischen iieichsi'echt 
und Landesrecht zu enuiehmen 

\\ cun cler Vorbehalt in An. lOö u. a. 0., wie hier uueuti>chieden 
bleiben kann, sich in gewissen Richtungen, namentlich was die „anderen 
mit dner Gefahr vei'bundenen Betriebe" anlangt, auch auf Verletzung 
von Personen bezieht» so ist daraus die fortdauernde Geltung des 
§ 25 des prenssiscben Eisenbahngesetzes fttr Personenschaden nicht her- 
zuleiten. Es kommt fttr den gegenwärtigen Fall nur darauf an, ob 
neben dem Reichshaftpflichtgesetz fttr denselben Tatbestand, der in 
§ 1 dieses Gesetzes behandelt ist, also den Fall der bei dem Betiieb 
einer Eisenbahn erfolgten Tötung oder Körperverletzung eines Menschen, 
das Landesgesetz in Kraft besteht, so dass ein lediglich auf jenen Tat- 
bestand gei^rUndeter Ersatzanspruch nach der weitergrehenden landes- 
gesetzlichen Haftpüicht zu beurteileu wäre. Und diese Frage ist u&cU 
dem Ausgefülirten zu verneinen. 

Vgl. Egei , Reichshaftpflichtgesetz i .'>. Aull ) Hern. 110 Nr. 11 zu 
§9S. 58öti.; Ar<»n, bei P'ger, Eisenbaljureciitlii-he Entscheidungen 
Ikl. 14 S. 18311'., 1891t.; v. liuii, bei Seuifert, Blätter für 
Bechtsauwondung Bd. 64 S. 90; Lass u. Maier, Haftpflichtrecht 
§ 17 a 109; Planck, Bflrgerliches Gesetsbuch Bd. 6 Bern. 6 zu 
Alt. 42 S. 120, Bern. 1 zu Art. 105 S. 194; Niedner, Das Ein- 
ftthrungsgcsetz vom 18. August 1896, Bem. 6 zu Art. 42 2. Aufl. 
S. 113, Bem. 2 zu Art. 105 S. 210; Staudinger, Kommentar zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch Bd. 6 zu Art. 42 S. 74, zu Art 105 
S 144; Keiner, bei Eger, Eisenbahnrecbtlicbe Entscheidungen 
Bd. 17 S. 72. 

Es braucht sonach nicht weiter darauf eingegangen zu werden, ob, 
wenn der ^ 2ö des preussiscben Eisenbahugesetzes noch für Beschädigung 
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von Personen in Geliimg st&ude, die jnristisclie Eonstroktion als za- 

lä«i$ig erschiene, mittels deren der Kläger einen Ei ^:at;:an8prtteh des 
Dienstberechtigten im Sinne von § 845 BGB. auf jene landesgesetzliche 
Vorschrift grilnden will". . . . 

Nr. 28. Eiitscb. dt!s Ocsterr. WrM altunssgerichtshofes. 

Vom 9. Februar 1904. 
(OMterr. ElMiib.*V«rordB.'BI, XVII (ifO«) Nr. « S. UM.) 

t. Znr EittolelAiii Pl«r die Art ind Weis« d«r Hirttellmt vea ErsatzkomMnikation«« 

anstntt dpr durrh einen Bnhnbau gestörten öffentlichrn Wfgr . Brünkrrt , Strgp oder 
sonstioen Kommunikationsmittel (>? 10 c der Ministerialverordnung vom 14. September 
1854, RGBl. Nr. 238) ist das Eisenbahnministerium , und zwar nach freiem Ermessen 

berafet. 

2. Ea besteht keine gesetzliche Vorschrift, nach welcher im allgemeinen der Traaspert 
von Leichen auf den eine Gemeinde durchziehenden öffentlichen Weqen dann aus- 
lescblessen oder von der Zustimmung der betreffenden Gemeinde abhängig wäre, 
«Ml der Stefbaart aaeawbalb dera^ei Hegt 

Nach den §§ 18 nnd 14 der Verordnung des Handelaministerinins 
vom 26. Jftnner 1879, RGBl. Nr. 19, bilden auch die anlAsslich eines 
Eiaeubahnbanes erforderlich werdenden Strassen- und Wegamlegutigen 
ein^ Gegenstand der der politischen Begehung zu unterziehenden 
Detail Projekte und somit auch des nach ^ 19 leg. cit. von dem Handels- 
miuisterium, bzw. nunmehr auf Grund der Allerhöchsten Entschliessung 
vom 15. Jänner 1896 (Kimdmacliung des Handelsministers und Eisen- 
bahnminister.s vom 19. Tiinner 1896, RGBl. Nr. 16) voü dem Eisenbahn- 
miuistoriuni zu erteilenden Baukonsensos. 

Im freirebenen Fällte hängt die Herstellung des Ersatzweges» durch 
die Baliruujlei uehmung uiit der konsentierten Legnng eines zweiten 
Geleise.s auf der Bahnstrecke Tiriicinulz- Eger /.u.sammen , indem bei 
der diesbezüglich am 27. Mai 1899 abgehaltenen politischen Begehaug 
von Seiten dei* Stadtgemeinde Eger auf die hierdurch in höherem Grade 
bedingte Störung der Kommunikation auf der durch die Geleise der 
Bahn übersetzten, zum stftdtisehen Friedhofe führenden Beichsstrasse 
hingewiesen, der in dieser Beziehung erhobene Anstand aber bei Er- 
teüang des Batkonsenses zur abgesonderten VerhandluDg verwiesen 
nnd die politische Begehung Über das in der Folge von der Eisenbahn- 
Unternehmung überreichte Projekt, betreffend die Herstellung einer 
Ersatzkommunikation, durch vi'elche bei geschlossenen Bahnschranken 
auf der Reichsstrasse die Zufahrt zum städtischen Fiiedhofe ermöglicht 
werden soll. ;uii 29. .\iiril 1902 jibi^elialten wurde. 

Pif» Zuständigkeit des k. k. Eisenbahiimiiiisteriums zur Kou.seiitiernng 
der iirujektierteu Ersatzkommunikation erscheint somit durch die ob- 
bezogenen gesetzlichen Bestimmungen gerechtfertigt. 



Dlgitized by Google 



44 



Entsch. des Oesterr. VerwftltongflgertcbtslHifeB vom 18. Febrnar 1904. 



Id der Sache selbst wird in der Beschwerde geltend gemacht, 
dass gegen den Willen der Gemeinde Reicliersdorf ein Jjelclienwear zum 
Friedhofe der Stadt Eger durch das Gebiet der erstgenannten Gemeinde 
nicht gefiihrt werden dürfe, und wird von den Besehwerdeffihrerii in 
der Genehmigung einer solciieu Weganlage eine Kechtsverletzung 
erblickt. 

Von einei- liechLsverletzung kann aber schon deshalb keine Rede 
sein und stellt sich die Beschwerde in diesem Punkte schon als un- 
begrüDdet dar, weil keine gesetolicbe Yorscbrift besteht, nach welcher 
im allgemeines der Transport von Leichen anf den eine Gemeinde 
durchziehenden öffentlichen Wegen dann ausgeschlossen oder von der 
Zustimmung der betreffenden Gemeinde abhängig wäre, wenn der 
Sterbeort ausserhalb derselben liegt. 



Nr. äd. Eutsch. dos Oeste rr. A erwaltuugsgeriehtshoi'uä. 

Vom 13. ebruai- 1904. 
(Oesteir BtoeBbL-Ven»rtB.-Bt. XVII riWM) Mr. 51 S. um.) 

Dia ElsenlniiRbehSnIe hat tfl» ErfOllani eimr M Erteilung Um BmktsseosM aufgettelltwi 
BeiÜRlllig Ii Oberwachen, und könnte selbst bei Erteilung eines definitiven Beniitzungs» 
konsenses aus der unterbliebenen Beanstandung einer Konsenswidrigkeit noch kpine«;- 
wegs auf deren Genehmigung und die Befreiung des Bahnonternphmens von der nacii- 
trägiioben Erfiliung der «iteer aebt gelMteaen KORtentbedinguny yesohioeeen wertfea. 

Da es zweifellos nach § 10 lit. a und c der Ministerial-Verordnung 
vom 14. September 1854, BGBL Nr. 238, der Eisenbahnbehörde obliegt, 
an Ereuzungsstellen die f&r erforderlich erachteten Vorsichtsmassregeln 
zu treffen und insbesondere Kommunilcationsstöiiingen durch entsprechende 
Anordnungen bintanzuhalten , so muss wohl mit Recht angenommen 
werden, dass, wenn eine solche Vorkehrung, wie Im gegebenen Falle 
die Erbreiterun g des bisherigen Weges, bereits im Projekte vor^ 
gesehen und technisch begründet wurde und (iie Genehmigung des 
Schleppbahnunteruehniens , bzw. die Erteilung des Baukonsenses auf 
Grund des vor«? elc<i:ten Projektes crfolfrtc. die Durchführung der 
pruj^^ktipitpn Weg\ ei breilernng auch dann als Kouseusbedingung 
zu gelten hat, wenn diejselbe nicht ausdrücklich im Kommissions- 
protokoUe und in dem Konsense zum Ausdrucku gelaugt ist, dies um 
so mehr, als die au.sdrücklich fe.stge.setzLe Breite der Rampe au der 
Krcuzuugsstelle (ü luj den RiickschUiss auf die von der kousentierendeii 
Behörde beabsichtigte Beibehaltung der projektierten Wegbreite zulässt. 

Selbstverständlich hat die Eisenbahnbehörde die Erfüllung einer 
bei Erteilung des Baukonsenses aufgestellten Bedingung auch su Uber- 
wachen, und könnte selbst bei Erteilung eines definitiven Benützungs- 
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konscnses aus der iiiUerbliebeiion Beanstandung einer Konsenswidrigkeit 
noch keineswegs auf deren Uenelunigung und die Befreiung des Baa- 
nnternebinens von der nachträglichen Erfüllung der ausser acht 
gelassenen Konsenfsbedin^nng geschlossen werden 

Im f;cn:ebeTiPU Falle wurde jedor-li. wie seitens des Desrliwerdefiilirers 
unwidersprochen blieb, im Sinne ih:i> ^ 24 der Verordnung des Handels- 
ministeriums vom 29. Mai 1880, Wm. Nr. 57« und der §§ 32 und U 
der Verordnung desselben Miuisleriuiiis vom 25. Jänner 1879. R(iHI. 
isr. 19, von der k. k. Generalinspektion der österreichischen Eisen balineu 
mit dem Erlasse vom 8. August 1890, Z. 13.069, für die Schleppbaha- 
anlage die vorläufige Bentttzungsbe willigung unter der Voranssetsang, 
dass diese Anlage in Uebereinstimmiing mit dem genehmigten Plane 
ansgelUhrt wurde und sich in benfitzbarem Znstande befindet, mit dem 
Vorbehalte erteilt, dass dieser provisorische Eonsens erst dann die 
definitive G&Itigkeit erlangt, sobald seitens der Generalinspektion durch 
eine nachträgliche Revision die Uebereinstimmung des Baues mit dem 
konsentierten Projekte konstatiert sein werde. 

Da nun bei der kommissionellen Erhebung am 7. November 11>01 
konstatiert wurde, dass die Erbreiterung des Weges Katastralzahl 470/1 
auf 6 m auf der Wegstrecke läncs der Grnndparzelle 229/2 bisher 
nicht erfolgt, bzw. wieder behoben wonleu, die Möglichkeit daher der- 
maleu nicht gegeben ist, dass sich der öffentliche Verkehr auf dem 
ganzen erbreiterten Wege frei vollziehen könne, so lag es selbst- 
veratändlich in dem Kompetenz- und Päichtenkreise derjenigen Behörde, 
welche seinerzeit die Bewilligung zum Baue des Schleppgeleises gegeben, 
bzw. in deren Namen der Baukonsens erteilt wurde, auch die Erflttlung 
der aufgestellten Konsensbedingnngen zu fiberwaehen und die erfordei*- 
iichen Auftrftge zur Erbreiterung der oberw&hnten Wegstrecke und 
zur Uebergabe des ganzen erbreiterten Weges, resp. des zur Er- 
breiterung des öffentlichen Weges Katastralzahl 470/1 bestimmten Grund- 
streifens in die 5ffentIicho Benutzung zu erlassen. 

Von der in der Beschwerde behaupteten Inkompetenz der Eisen- 
bahnbehörde, deren Zuständigkeit schon duicli i; des Eisenbahn- 
Konzessionsgesetzes und durch die Bestimmungen der Ministerial-Ver- 
ordnuiig vom 25. Jännei 1879, KGßl. Nr. 19, begründet erscheint, 
kann somit koiue Kede sein. 
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Nr. 30. Euteeli. dos Kassatioiisliofes in Paris. 

Zivilkammer. Vom 16. Februar 1904. 

(ZeltMhr. f. d. Internat. £l»eob.-Xr»B»p. XU (l90i; Nr. 9B.m, Aanal«a du chemios de for et 

Coda civil Art. 1382. (tateniattoialM UctartiiliMRiim Art 30, 3&) Itor AfttMrfcr, 
wrtdiMi Wavm w SelbttmtlMliag airamMn sind, hanet aieM fir d«mall»«a 
ilnrali Braad olma aala VaraahaMaa zafafigtaa BaiolUifaaiaa. 

Die Eisenbahn hat weder bewiesen, noch den Beweis zn liefern 
angeboten, dass der Unfall von einem Verschulden des Bollaert her- 
rühre; sie behauptet ancli vergeblich, dass die Sachlage so angesehen 

werden miissf* . wie wenn Hollaert den strittigen Wagen in Verwahning 
erhalten hätte und demzufolge verpflichtet wäre, denselben mivprsehrt 
zurnckznp:e?teii . snfeni er nicht höhere Owalt oder Zufall geltend 
machen könne. Tatsächlicii ist das Kisenl»;ihn<2:eleis einps Sechafenqnais, 
auf welchem sich der Wajyen befand, wie alle Geleise dtjrüolbeu Art, 
eine Fort.'^etzun^ des Hauptgpleises und des Hahnhofes, und durch 
Art. 2 der minisLeriellea Verurduung vom 20. Juli 1886 der Kontrolle 
der Ueberwachnngsbehdrdc unterstellt. Wenn gemä.ss Art. 8 des all- 
gemeinen Beglements von 1888 Absender und Empfänger für die za 
ihrer Verfügung gestellten Wagen gehalten sind, gewisse Sicherheits* 
massregelu zu beobachten, so folgt daraus nicht, dass die Eisenbahn 
sich des Besitzes ihres Materiales begeben hat oder Ton der Ver- 
pflichtung zur üeberwachung desselben befreit ist 

Daraus folgt, dass durch das ergangene Urteil das Appellations- 
gericht von Douai keinen der in der Bekursschrift angezogenen 
Gesetzestezte verletzt bat. 



Kr. 31. Entsch. des Doiitsehrn Heiehsirerlehta. 
2. Strafsenat. Vom 16. Februar 1Ü04. 

(D. Jur.-Zeltg. IX (1904. Nr. 11 S. 656 ) 

Strafprozessordnung § 376. Oienstinstmktlonen der Eisenbahaverwaltaagea tiail 
■loM BiH dar Ravisioa angreifbare ReehtoBor«««. 

Auf die lieliauptung, Bestimmungen der „Allgemeinen Abfertigungs- 
vorschiit Leu des Deutschen Eisenbahn -Verkehrs -Verbandes" seien un- 
richtig ausgelegt, kann die Revision nicht gegründet werden. Das 
Rechtsmittel kann nach § 376 StrPO. nur auf die Behauptung gestützt 
werden, dass eine Rechtsnorm vwletzt sei. InstmktioDen der Behl^en 
fUr das Verhalten ihrer Beamten im inneren Dienst aber stellen keine 
Rechtsnormen dar. 
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Nr. Entseh. des Oentselien Retehsgeriehts 
6. Zivilsenat. Vom 26. Februar 1904. 

»Kiitscli a Rtl lirt|^;>r i Zivil» 0(1.57 Hof« 1 S. H?.) 

Zfvllprozcssordnung ftjf 5Jn, 562. Dio dtirph rlas internationale Uebereinkommen 
über den Eisenbabnfrachtverkebr vom U.Oktober 1890/16. Juni 1898 geschaffene 
EinMtllolikelt bt nur iine ntterlell« Recht»|lelelilielt, keine farmeli« ReohtMliilMlt. 
In UcterdikOMnen itt iMHiHeh LamlmgaMti la J«ä«n der Vertrtgtitantoi. Daher 

sind die Vorschriften rlprsclben bei einem in Oeut^phlnnit geführten Rpchtsstreit dann 
nicht revisible Bechtsnorroen, wenn dieser die Anwendung ausländischen Rechts tiedmgt 
und das internal. U übereinkommen als ausländisches Recht zur Anwendung kommt. 

Die Klägerin hatte laut Veriiags vom 16. Dezembei 189ti . . . 
bis zum 31. Dezember 1900 vod der J.er Steinkohlengewei'kschaft in 
Galizien fortlaufend Kohlen, und zwar im Minimum f^rdertäglich 
5 Waggons Stück' und 10 Waggons Kleinkohle, zu bestimmten Preisen 
franko Station Szcz. geliefert zu erhalten. Die Zeche der Gewerkschaft 
ist durch eine Schleppbahn mit der Station Szcz. verbunden; von da aus 
muBSten die Kohlen auf der Bahnlinie der Beklagten befördert werden; 
bis zum 8. Januar 1900 wurden die Kohlenseudungen von der Beklagten 
bef&rdert. Als infolge eines Ende 1899 ansgebrochenen Streikes der 
Kolilenarbeiter in Oestorreich Kohleunot entstanden war, wies die 
Direktion der Rek]ag:ten am 8. und 12. Januar 1900 ihre Stationen an, 
keine Kohlen mehr mit ihren ^^'aa;en nach Rossland oder Deutschland 
zu verladen. Das \'erbut wurde der Gewerkschaft mitgeteilt, die ihrer- 
seits davon die Klägerin benachrichtigte. Remonstrationen blieben erfolg- 
los; aitch das österreichische Eisenbalinniinisterium frliess unter dem 
20. Januar 1900 eine telegiaphisclie Weii>ung an die Ei^enbahndirektionen, 
worin wegen des Kohlenmangels im lulaude dringend empfohlen wurde, 
den fGr den Anslandsverkehr zur Verwendung stehenden Park inlän- 
discher Wagen tunlichst zu reduzieren. So blieben vom 12. Januar 
bis zum 31. M&rz 1900 die Kohleulieferungen an die Klägerin aus. 

Die KlSgerin ist mit ilu'em Entschädigungsanspruche gegen die J.er 
Gewerkschaft rechtskräftig abgewiesen worden; sie nimmt wegen ihres 
Schadens jetzt die Beklagte in Anspruch, die ihre gesetzliche Transport- 
pflieht aus Art. 5 des internationalen Uebereinkommens über den 
Risenbahnfrachtverkein- vom 14. Oktober 1890 verletzt habe. Der Klag- 
auspruch ist von dem angegangenen. «^crnäsR § 30 ZPO. stillschweigend 
vereinbarten Herichte. dem Landgerichte zu Jire.slau, dem Grunde nach 
für gerechtierLigt erklärt, die Berufung der Beklagten durch das an- 
gefochtene Urteil zui'ückgewiesen worden. 



Weitere Austiliiruug der in dieser Zeitscbrüt Bd. XX S. 3ö0 niit^cteUteu 
£nt6ch. des Hcicbsgcrichts. 
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BSntfich. des Deutschen Rdebageriebts Yom 86. FebniM> 1904. 



Der gegen dieses Urteil eingelegten Revision war der Erfolg zo 

versagen. 

Der Art. 5 des internationalen Uebereinkomniens über den Risen- 
bahnfrachtverkehr vom 14. Oktober 1890 statuiert die Verpflichtiing 
aller in das Uebo rein kommen einbezogenen Eisenbalinen. zu denen die 
Beklagte geliörl , die Bet'ünlerung' v«ni (üito ii im internationalen Ver- 
kehr nnter näber Itezeiclmeten N'oranssetzuiigen zu nbernehinen. „Jede 
Zuwideihandlung gegen die Bebtimnaingen dieses Aiukels", heisst es 
in Abs. 4 des Art. 5, „begründet den Anspruch auf Ersatz des dadurch 
entstandenen Schadens". 

Ob der die Aktivlegitimation des Klägers betreffenden nnd von der 
Revision in erster Linie angefochtenen Ansfttbmng des Beruf nngsgericbts: 
daraus, dass es sich hier um eine der Eisenbahn auferlegte gesetzliche 
Pflicht handle, folge, dass jeder durch eine Verletzung dieser Pflicht 
von Schaden betroffene gegenüber der Eisenbahn, die die yerietzuug 
begangen hat, schadensersatzberechtigt sei, für die das Berufungsgericht 
zu Unrecht sich auf Egers Kommentar zum internationalen Ueberein- 
konimen beruft — Eger sprielit S. 88 ausdrücklich von der Beweis- 
pflicht des Absenders, den er auch S. 474 Anm. 144 TV als die aus 
Art. i) zur Klaf2:e berechtigte Person anCiihri -. aus irgendeinem Ge- 
.sichtspunkte möchte beigetreten werden kouiu-n, muss dahingestellt 
bleiben. Denn das Reichsgericht sieht sicli im gegebenen Kalle durcii 
die 549, 562 ZPO, gehindert, die Auslegunji, die in dieser und den 
anderen streitigen Fragen des vorliegenden Keichsstreites das inter- 
nationale Uebereinkomuien dui*eh das Berufungsgericht gefunden hat, 
nachzuprüfen. 

Das internationale Uebereinkommen vom 14. Oktober 1890 hat ein 
einheitliches Eisenbahnfrachtrecht für den internationalen Verkehr in 
allen an dem Uebereinkommen beteiligten Staaten gescha£fen. Diese 

Einheitlichkeit ist aber nur eine materielle Rechtsgleichheit, 
keine formelle Rechtseinheit; sie ist nur dadurch entstanden, dass 
ein jeder der beteiligten Staaten für sein Gebiet den Inhalt des Ueber- 
cinkommens zum Gesetz erhoben hat, wie denn ancli infolge der 
alleinigen Sonveränifät iedes Ornates aut seinem »Staats- 
gebiete in anderer Weise em einheitliches Reciit für mehrere 
Staaten nicht geschaffen werden kann. Würde im gegebenen 
Falle das internationale Uebereinkommen als in dem Gebiete des 
Deutschen Reiches geltendes Recht zur Anwendung kommen, su würde 
es, da es nach erfolgter Ratifikation im Reichsgesetzblatt (1892 S. 793) 
verkündet worden ist, einem Beichsgesetze gleichsnstellen und als 
solches der Revision zugänglich sein. 
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Vgl. Entscli. des RG. in Zivils. Bd. 40 S. 109, insbesondere S. 112. 
Ebenso ist aber gewiss, dass, wenn eine Norm des Uebereinlcoinmens 
ersichtlich nur deshalb anf einen gegebenen Reehtsfall für anwendbar 

erachtet werden kann, weil dieses auch im Auslände Geltung hat, 
die inhaltliche Uchereinstiinmung der Rechte nichts an der Rechtslage 
ändern kann, dass das internationale Uebereinkommen als ansl&ndisches 
Recht zu behandeln ist, nnd dass daher auf seine Verkennnng- oder 
nnrichtige Anslefriinf!: die Revision nacli Ma.ss<>;al»e der deutschen Gesetze 
{§§ 562 ZPO.) nicht gestützt werden kann. 

Im vorliegenden Rechtsstreite hat sich nun der gesamte den Kiag- 
anspruch erzeugende Tatbestand im Auslande abgespielt. Die in Oester- 
reich doniizilierLfc J.ui Steinkohlengewerkschaft hat der ebenfalls iu 
Oesterreich domizilierten Beklagten, der Kaiser- Ferdinands-Nordbahn, 
das Vertragsangebot gemacht, den Tran^rt von Gütern von ihrer 
in Oesterreich belegenen Station Szcx. nach dem Anstände zu über- 
nehmen; die Beklagte hat das Angebot abgelehnt und soll dadurch der 
Verletzang des Art. 5 des internationalen Uebereinkommens sich scbnldig 
gemacht haben. Bs ist eine deliktsfthnliche Obligation, ein ein Schuld- 
Verhältnis begrfindender gesetzlicher Tatbestand in Frage, fttr den, wie 
fftr die unerlaubte Handlung, nach den für das Deutsche Reich auch 
nach dem Inkrafttreten des BQrgerlichen Gesetzbuchs, dessen Einführungs- 
gesetz in Art. 12 den Gegenstand nur unvollständig geregelt hat und 
hat regeln wollen, geltenden Normen des inteniationaleu Frivatrechts 
das Recht zur Anwendung kommt , in dem der zum Schadensersatz 
verpflichtende Tatbestand sich verwirklichte. 

Vgl. Entsch. des RG. in Zivils. Bd. 7 S. H74. Bd. 19 t>. ;^82, Bd. 29 
S. 90, Bd. 37 S. 179, Bd. 46 S. 112; Bolze, Praxis des Reichs- 
gericbts Bd. ö Nr. 30, Bd. 7 Nr. 26 , Bd. 19 Nr. 13, Bd. 20 Nr. 7. 
Der Rechtszwang zu* Eingehnog eines Transportvertiages richtet sich, 
wie der erkennende Senat in seinem Urteile vom 11. April 1901 
(Entach. des BG. in Zivils. Bd. 48 S. 114) ausgesprochen hat, nach dem 
Bechte des Ortes^ von dem aas der Transportunternehmer seine Fracht- 
geschäfte betreibt. Eine Eisenbahn betreibt ihre Frachtgeschäfte von 
allen ihren Stationen, uud diejenige Station, wo sie einen Transport- 
vertrag einzugehen sich weigert, ist der Ort der Verletzung der ihr 
auferlegten gesetzlichen Verpflichtimg; nach dem Rechte dieses Ortes, 
im o-pp-phpupii Frtlle der Statiou Özcz., ist daher aucli der aus der Ver- 
weigerung sich ergebende Schadenser.satziinspruch geL> ii >ie zu beurteilen. 

AlU rdings machte nun die materielle Uebereiusiinimung der Rechte 
die Beantwortung der Frage, welches Staates Recht nach den Grund- 
sätzen des internationalen Privatrechts auf den vorgelegten Tatbestand 

Kger, EiMnbalinreclitlioiio fiuuobeldungen XIU. 4 
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Anwerulnn? zn finden tiabe, für die Vorinstanzen in der Hauptsache 
tiberflüssig; die Frago konnte aber trotzdem für die in dem inter- 
nationalen Uebereinkoinnien ansdrucklich oder stillschweigend der Er- 
gänzniip: dnrrli das sonst p^eltende Landesrecht nl>prl,?ssenen Punkte, im 
«reiieljenen Fall*^ fin- die zwischen di n Parteien streiti^^en Umstände des 
eigenen Verscliultiens des Verletzt,en und der von der Beklagten geltend 
g:ema(liten höheren Gewalt, deren Merkmale das Uebereinkommen nicht 
bestimmt hat, und die in jedem einzelnen Falle nach Massgabe des 
jeweils zur Auwendung kommenden Laudesrechts (vgl. Eger a.a.O. 
S. 82) sEtt finden sind, nicht umgangen werden. Das Gericht der 
ersten Instanz bat in den Gründen seines Urteils zutreffend ausgeführt, 
dass, da Szcz. als Weigerungsort bestimmend fDr das anzuwendende 
Recht sei, der Tatbestand des Rechtsstreites an sich dem Osterreichischen 
Recht unterliege; e» hat also das Uebereinkommen zur Anwendung 
gebracht, weil es auch in Oesterreich Gesetz ist, und es hat ebenso 
für die Frage der höheren Gewalt auf das österreichische Recht Bezug 
genommen. In den Rntscheidnngsgründen des ßerafungsgerichts findet 
sich ein ausdrüeklicher Ausspruch über das anzuwendende örtliche 
Keclit nicht; es ist aber den .^usfiilirnniren des Landfreriehts nidit 
entgefrentretreten, und es muss angenommen werden, dass es .sieh ant 
denselben Standpunkt gestellt und, in<lem es bei den Ausführuno^en 
über den Einwand der höheren Gewalt unter Berufung auf den 
Kommentar von Eger das Landesrecht für deren Merkmale als mass- 
gebend hingestellt hat, gleich dem ersten Richter das dsteiTeichische 
Recht im Auge gehabt hat, wie dies der Sachlage entspricht Dann 
hat es aber auch das internationale Ueb^inkommen selbst als Oster- 
reichisches Recht zur Anwendung gebracht. Da das angefochtene Ur- 
teil daher in der Anwendung der Normen des intemationalen Prirat- 
rechts selbst einen Rechtsirrtnm nicht aufweist, mnsste die Revision 
an den §ß 549, 562 ZPO. scheitern, nach denen für die Auslegung 
des Inhalts des ausländischen Gesetzes die Entscheidung des Berufungs- 
gerichts fttr das Revisioneigericht bindend ist. 

Nr. 88. Entseh. des Itontsehen Keichsgerlehts. 
2. Zivilsenat. Vom 1. H&rz 1904. 

(Rnisch. d. Relohsger. In ZivUs. Bd. 97 H«A 1 S. ISP.) 
Relch9posfgp<«ptz vom 28. Oktober 1871 §6, Codp civil Art n84 Anfang drr Haft- 
tMrkeit der PostverwaltoiiB für tinerfaubte Handlungen ihrer Beamten etc. ia Aat- 

übHng ihrer Funktioaen. 

Der erkennende Senat hat in einem im Bd. 19 8. 101 if., 107 der 
Entsch. des RG. in Zivils, mitgeteilten Urteil vom 17. Juni 1887 ana- 
gesprochen , dass in LAndei-gebieten, in denen der Art. 1384 Code civil 
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gilt, die Haftbarkeit der Postverwaltung lür uiieilaiihtp Hand Inneren, 
welche ihre Beamten oder Augestellten iu Ausübung ihrer Funktionen 
vorgenommen haben, begründet sein kann, soweit diese Haftbarkeit nicht 
durch die gesetzliche Regelung des VertragSTerhältnisses zwischen 
der Verwaltaug und dem GeschiMligten ausgeschlossen wird. Ob die 
gegen diese Entscheidung vielfach erhobenen Bedenken, 

Tgl. Schmidt, bei Grnchot, Beitrige Bd. 33 S. 184 IT.; ittel- 
stein, Beiträge zum Postrecht S. 37 ff., 112 ff.; Dambach, Post- 
gesetz 6. Aufl. § 12 Nr. 5: audi Oberlandesgericht Stottgart in 
der Deutschen Juristen- Zeitung 1903 S. 131, 
als {gerechtfertigt anzuerkennen sein möchten . bpdai f der Erörterung 
and Entscheidung iii(ht, da im vorliegenden Falle lediglich das 
zwischen der Postver\valtnn<]r nnd der Klägerin bezüglich der Zu- 
stellung des fraglichen .Ai re^ibefehls bestandene Vertragsverhältnis 
in Frage kommt, und iusoweit die Haftbarkeit der Verwaltung nach der 
gegebenen Sachlage durch das Keiclispostgcsetz \uiu 28. Oktober 1871 
mit dem Oberlandesgericht als aasgeschlossen zu erachten ist. Die 
Zustellung von Scfariftstttcken durch die Post . erfolgt auf Grund des 
zwischen dem Absender bzw. dem Auftraggeber des Absenders nnd 
der Postverwaltung bestehenden Beforderungsvertrags. Dieselbe be> 
steht in der Uebergabe des Schriftstücks in Verbindung mit der hier- 
ilber erfolgenden Beurkundung. Ein Versehen in der Ausführung 
der einen oder anderen Funktion , das die Unwirksamkeit äor Zu- 
stellung zur Folge hat, bildet danach eine nicht ordnungsmässige Aus- 
führung der der Postverwaltung obliegenden Vertragsverbindlichkeit. 
Ob und inwieweit dieselbe hierfür haftet, beistimmt .sich danach, wie 
das Gesetz das Veitragsverliältni.s geregt;lt hat, und wenn die Haft- 
barkeit für die Folgen nnriciitiger Zii.stellung gesetzlich ausgesclil^sst ii 
ist, was demnächst zu eroiteru seiu wird, so ist es selbstredend unlit 
angängig, im Falle eines dem fungierenden Angestellten dei Post be- 
züglich der ordnungswidrigen Zustellung zur Last fallenden Vei'sehens 
dennoch die Verantwortlichkeit der Post aus Art. 1381 Code civil 
herzuleiten. Die Sache liegt hier rechtlich nicht anders, als auf 
anderen Gebieten. So kann es keinem Zweifel unterliegen, dass die 
PoBtverwaltnng auch dort, wo Art. 1384 Code civil gilt, fttr den Ver- 
lust gewöhnlicher Briefe auch dann nicht aufzukommen hat, wenn 
dieser Verlust auf die nn rlaubte Handlung eines ihrer Angestellten 
zurückzuführen ist. und dass unter der gleichen Voraussetzung ihre 
Haftbarkeit für den Verlust eingeschriebener Briefe den Betrag von 
42 M., und für den Verlust von nndeklarierten Paketen den Betrag 
von 3 M. pro 500 g niemals übersteigt (§§ 6 Abs. ö, 9, 10 a. a. 0.). 

4* 
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Nr. 84. Eiitsc'li. dos Deutschen Kelehstjerk'lits. 
6. Zivilsenat. Vom 17. März 1004. 
(iwt. WooliMMibr. XXXIII (IM4). Nr. W»t. ». m. ZW. B.) 

§ 254 BSB. § i ReiolwbtftpiM>tset«tz. Die Z«Im«ur(| der Uekertretiag b«bii|ieliz«i> 
Heller VerechrlflM edtMie der BabnergaM eeteehiildlit zwar de« Venm^lefctee, 

Rieht aber, wrnr pr bpi spfnpm Vprhaltpn <;lch in hohfm Gratfp unbesonnen aad tOTf' 
los zeigt und dadurch den Unfall und seine Folgen herbeiführt 

Wenn, wie auf Grund der ßeweisaufnalnue das B6. feststellt, die 
Voi-schriften in der Praxis durch die (^rjrane der Eiscnbahnverwaltung 
selbst nicht gehandhabt wurden, wenn H. nnd sein Gehilfe F wenn 
sie zur Arbeit zu dem n;)liiiplanum liiiit^injreiK von den Bahnsteig- 
schatt'neni stets durcligelasseii worden waren, oiiiie das.s sie nach einer 
Erlaubiiiskarte »KdragL wurden, und dies auch noch geschah, während 
der Betrieb .schon eröffnet war und Züge auf den der Arbeitsstelle 
nahen Gleisen verkehrten, dann muss B. in der Tat als entschuldigt 
gelten, wenn er aueh an dem ünfallstage ohne besondere Erlaubnis das 
Bahnplanum betrat, um so mebr, als er in Begleitung des Architekten 
H. erschien, der mit einer Erlaubniskarte versehen war. 

Wenn jedoch das BG. auch das dem Getöteten als Verschulden 
nicht zurechnet, dass er den sicheren Lauf steig verliess nnd sich nach 
den Gleisen zu bewegte, um das ihm entfallene Bandmass wieder auf- 
zuheben, .so vermochte ihm in dieser Beurteilung der Handlungsweise 
des Verunglückten das Revisionsgericht nicht zu folgen. Das BG. sagt 
selbst: dass man einem GegenfJtaiid, der einem entfallen ist, nacheile, 
um ihn aufzuheben, sei eine Handlung, dip ^fast unwillkürlich" vor- 
genommen wird. Dann ist .sie also doch nicht ganz unwillkürlicli. nnd 
dem Bändelnden bleiiu die Ueberlegung frei, ob er dem fast uii- 
willkihlieheu Triebe nachgeben soll oder nicht. Jedermann, der auf dem 
Fahrdamm einer Strasse ein Geldstück oder einen sonstigen Gegen- 
stand verliert, wird sich hüten, ihn aufzubeben, wenn in demselben 
Augenblicke ein Wagen naht, und von einem Mensehen, der in un« 
mittelbarer N&he des Planums einer im Betriebe befindlichen Eisenbahn 
tätig ist, muss verlangt werden, dass er sich der Gefahren des Ortes 
bewnsst bleibt. Auch wenn das Aufheben des Bandmasses nur duen 
Augenblick in Anspruch nahm, berechtigte dies den Veruoglttckten 
nicht zu der Annahme, dass sein Tun gefahrlos sei; er mosste vorher 
sich umsehen nnd hätte dann auf der, wie festgestellt, geradlinigen 
nnd dem Auge kein Hindernis bietenden Strecke das Herannahen des 
Zu'.'es bemerken mtissen. Das Verhalten des B. muss demnach als in 
hohem rtrade unbesonnen nnd s(ir«;]o5: bezeiclinet werden: er hat die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt aus den Augeu gesetzt, und es fällt 
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ihm ein eigenes Verschulden zur Last, das neben der Betriebsgefahr 
den Unfall und seine Folgen vernrsacbt bat (§§264, 276 des BGB.» 
§ 1 des Beicbsbaftpflichtgesetzes). 

Nr. 85. Entseh* des Deutselieii Belehsg^riehts. 
7. ZiTilsenat. Vom 18. M&rz 1904. 

PrwM. EiMfli.-Ges. §§ 8, 10. Der Einwand, dns» über ilen Anspruch erst im Ver- 
waltungswege entschieden werden müsse, wenn mit der Mi hrfordprung Entschädigung 
ffir eine im Verwaltungswege noch nicht festgestellte Flache veriaagt wird» ist an 
M htfrMt Dln Vnrwhrift des § 10 Abt. I trffirdert nicM nMnt« «nlthhrit 
den Enatistldinn aif wbiMdMflllshnn fieMiln. 

1. Wfthrend der LR. die von der Kl. beliauptete Uehrenteignang 
fttr Diebt erwiesen erachtet, Itthrt der BEL aus, Uber den hier fnig> 
Heben Anspruch der El. könne im gegenwärtigen Prozesse nicbt entscbieden 
werden, weil über denselben erst im Verwaltungswege entschieden 
werden mlisste; die Grundlage des anhängigen Prozesses bilde der 
Bescheid des Bezirksausschusses vom 15. Febrnar 1900, der die ent- 
eignete Flache als 1,81 Ar gross bezeichne. Gegen diese von der Re- 
vision bekämpfte Ansführnng würden Aii.stände nicht zu erheben sein, 
wenn mit Sicherheit als vorliegend angesehen werden kümile. dass mit 
der Mehrforderung Entschädigung für eine Fläche verlangt wird, auf 
welche der Beschluss des Bezirksausschusses sich nicht bezog, allein 
diese Voraussetzung trifft nicht zu. Es ist nicht ausgeschlossen, dass 
der Streit die IndividnaUtftt der FIftebe gar nicht berttbrt, sondern dass 
es sich lediglich nm den Inhalt der von dem Beschlüsse vollständig 
nmfassten Fläche bebandelt. Wenn dies aber die Lage der Sache ist, 
so betriflt der Streit einen der Faktoren des Wertes and der Bnt- 
sdiftdigang, mithin ist alsdann die Bedingung fDr die Entscbeidang im- 
Rechtswege gegenüber dem bereits ergangenen Beschlüsse erfi\llt. Das 
Urteil war deshalb aufzuheben, damit die wirkliche Beschaffenheit des 
Streites in diesem Punkte festgestellt wird. 2. Für alle Nachteile will 
der BR. der Kl. eine EntsphSdigung gemäss § 8 des Euteignungs- 
gesetzes zuteil werden lassen, führt aber ans, dass die Rntschädiguug 
nach § 10 des Gejtetzes ihre Maximalgrenze in einem Geldbetrage finden 
^iu^se, der ei turderlich sei, damit der Eigentümer ein anderes Grund- 
stück in derselben Weise niul mit gleichem Erfolge benutzen könne. 
Als ein zu diesem Zweck geeignetes Grundstück betrachtet der BK. 
dann eine etwa 200 m vom Wohnhanse der El. entfernte Fläche, in- 
dem er gegenüber den von der El. erhobenen Einwendungen ausfährt^ 
EL könne nicht verlangen, ein in allen Beziehnngen dem alten Grund- 
stücke gleiches Grundstück zum Ersatz zu erhalten, weil sonst die An- 
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Wendling des § 10 des Enteignungsgesetzes fast in keinem Falle 
ermöglicht werden könnte, es müsse geniigen, wenn das Ersatzgnindstnck 
sich Oberhaupt und im allgemeinen dazu eis:ue, in derselben Weise und 
mit gleichem Ertrage, wie das alte Grundstück benutzt zn werden, 
oder wenn es durch geeignete Vorkehrungen dazu hergerichtet werden 
könne; die aus der Lage des Grundstücks folgenden Inkouvenieuücn 
seien allerdings daneben zu berechnen. Die augegebeuen Voraus- 
setzangen betraisbtet der Bft. dann als erfüllt. Einen recbtagrund- 
sätzlichen Irrtum lassen diese Erwägungen im Hinblick auf die ihnen 
zagmnde liegenden tatsächlichen Feststellungen nicht erkennen. In 
der Rechtsprechung des RG. (Jur. Wochenschr. von 1895 S. 533) ist 
bereits anerkannt, dass die Vorschrift im Abs. 1 des § 10 des Ent- 
eignnngsgesetzes nicht buchstäblich, sendern nur in dem Sinne zu ver- 
stehen ist, dass das Ersatzgrund stück in annähernd gleichem Umfange 
mit entsprechendem Ertrage, wie das enteignete, benutzt werden könne, 
da die Forderung absoluter Gleichheit auf wirtschaftlichem Gebiete 
nicht durchführbar und die Geldentsrhädigung gerade das geeignete 
Mitfei zur Austrleichunir der verbleibenden Unterschiede sei. Auch bei 
Teilenieignungeii l]lus^ liieivon ausgetraniren werden. Wenn hiernach 
auch der Angrit^' der Revision in der bcrüljiten Gestalt Erfolg nicht 
haben kann, so auissen docli die aut die Bedeutung der verschiedenen 
Inkonvenienzen bezüglichen Erwägungen des BR. Bedenken heiTorrufen, 
und es ist nicht ausgeschlossen, dass bei der aus diesem Anlass anzu- 
ordnenden weiteren Yerhandlung ein derart verschiedenes Bild von der 
Sachlage sich ergibt, dass die Anwendbarkeit des § 10 Abs 1 a. a. 0. 
nicht aufrecht erhalten werden kann. 



Jsv, iiii. i'^ntsch. de.s Deut.seheii Keichsgericlits. 

6. Zivilsenat. Vom 24. März 1904. 
(0. iw.-z«itff. IX (IW4) Nr. a 8. 8tt zur. m.) 

§ 8 Haftpfliohtgetetz. Die Verjährung des ganzen Anspruohee wird durch Anstellang 
eliar Teilklage unter Vorbehalt weiterer Ansprüche nicht unterbrochen. Gegen des 
Einwand der Verjährung ist die Replik der Arglist zullseig. 

KI. hat am 17. April 1900 bei einem Zusamniensioss zweier Motor- 
wagen der verkl. Stra.ssenbahn einen Unfall erlitten. Im Oktober 1900 
klagte er in einem Vorprozess seinen bis dahin erwachsenen Schaden 
unter Vorbehalt wmterer Ansprache ein, erweiterte in diesem Prozess 
die Klage aber nur auf Ersatz seiner Schaden bis 1. Dezember 1900. Dieser 
wurde ihm durch Urteil vom 9. Juli 1903 8Hgesptx>chen. Am 25. November 
1902 erhob er dann weitere Klage auf EIrsatz des sp&teren, seit 1. De- 
zember 1900 entstandenen Schadens, indem or vollstAudigen Verlust seiner 
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Enrerbsfllugkeit für immer behauptete und eine lebenslängliche Jahree- 
rente von 2390,60 M. beansprachte. Verkl. wandte auf Grund des 
§ 8 Beichshafipflichtges. Veijäbrang ein, da 2 Jahre seit dem Unfall 
▼eriioasen seien. Die Voiinstanz (Kammergericlit) verurteilte nach dem 

Klagantrajj. die Verjährung sei durch die Klage des Voi*prozesses bis 
zum Urteil unterbroclit^n da KI. sich weitere Ansprüche vorbehalten 
und somit die Absicht bekundet iiahe. sein (raiize«! ihm ans dem Unfall 
znsteheuiies Recht zu erhalten. R(i. hebt auf und erklart den Einwand 
der Verjiihmug fiir bepfrftndet. Verfehlt sei die Bezugnahme iiiif R(t. 
Entsch. Bd. 39 S. 216tt", da dieses Urteil auf § 570 1 9 ALE. 6idi 
grfinde, auch hier nicht (wie in jenem Fall) die Teilklage während 
desselben Prozesses auf den Restansprach erweitert sei. Ob man nach 
BGB. letzteren falls unter gewissen Voraussetzungen mit Behbein 
(BGB. I S. 319) in der Erhebung der Teilklage eine Unterbreehung der 
Veijähmng des ganzen Anspruchs finden kttnne, brauche hier nicht ent- 
sdiieden za werden. Im ttbrigen unterbreche nach BGB. jedenfalls die 
Erhebung der Teilklage die Verjährung nur we<rei] des Teilanspruchs, 
da die Unterbrechung nur soweit eintrete, als der Rechtsstreit rechts- 
hängig werde. Dies wird nach Wortlaut und Materialien des Ge- 
setzes ausfttlirlicli begrnndot. — Kl. hatte aber in der Voriustanz 
repliziert, dnss im Liuil des X orprozesses die Verkl. längere Zeit mit 
seinem Vertieter iiber eine 'J utfihibfindung wegen des gesamten An- 
spruchs in Unterhandlung gestanden liabe. Solange diese Veihaudluugeu 
schwebten, hatte Kl. keine Veranlassung, seinen Anspruch weiter 
geltend zu macheu. Die Bekl. würde arglistig handeln, wenn i>iu sich 
aaf den Ablauf der Verjährungsfrist berufen wQrde, wenn sie durch 
ihr Yerhalten dem Kl. Veranlassung gegeben haben sollte, von der 
gerichtlichen Geltendmachung innerhalb der Veij&hrungsfrist abzusehen. 
In einem solchen Falle stehe nach allgoneinen, auch für das BGB. 
geltenden Bechtsgrundsätzen der Veijfthmng die Beplik der Arglist ent- 
gegen (Behbein a. a. 0. S. 316). Die Sache wurde daher zur weiteren 
Erövternng in die Vorinstanz zorlickverwiesen. 



Nr. 87. Bntseli. des Prenss. Gerichtshofes fllr KompetenzkonlUkte. 

Vom 26. M itrz 1904. 

WB. g§ 372«., 876, 232. Eliif.-fiM. Art. I4S. ÜUiliMlgksIt des Riolrtswcget 
fir KlaiM gai«a die Nistsrlegiiinteile aaf Amiahtasi dw Mntsrifgtts BstraiM. 

Der Xomp.«Ger.>H. hat an seiner bisherigen, den Bechtsweg f&r 
uuznlftssig erklärenden Bechtsprechung auch auf Grund der mit dem 
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1. Jannar 1900 eingetretenen Rechtsftntlerun^ fcstgelialten : Das BGB. 
trifft positive Bestimninngeu über das Verhiiltiiis zwischen der Hinter- 
legungsstelle und dem Hinterlegenden bzw. dem Empfing fjor nicht. Die 
Vorschriften der i;§ 372 ff. Ober die Hinterlegung betretien nur das 
Verhältnis zwischen dem hinterlegenden Sviniidner und dem Gläubiger, 
um dem ersteren die MüglichkciL zu gewähren, bicii von seiner Schuld- 
verbiudiichkeit zu befreien. Dies gilt auch von den Bestimmungen des 
§ 376 über das Recht des Schuldners znr ZarttekDafame der hinterlegten 
Sache. Anch dieses ist nur ein Recht dem Gläubiger gegenüber, und 
die Erklftmngen, durch welche es ausgeschlossen werden kann, w&rden 
eigentlich vom Schuldner dem Qlftubiger bzw. vom Olftnbiger dem 
Schuldner gegenttber abzugeben sein. Dass sie der Hinterlegungsstelle 
gegenftber abzugeben sind, ist nur ans ZweckmAssigkeitsrQcksichten 
vorgeschrieben, damit die Hinterlegung«;!^telle notwendig Kenntnis ron 
ihm bekommt; sie sind ihr gegenüber einsei ti</e Erklärungen. Wenn 
im § 232 dem Berechtigten ein Pfandrecht an der Forderung auf Eiick- 
erstattiing gewährt wird, so ist damit über die Natur dieser Forderung 
nichts itestimmt Diese hmvz^ viehnchr von der landesrechtlichen 
Hegeluug des Hinterlegnngswesens ab. Und wenn weiter die §§ 688 tf. 
das Hecht des Verwalirungsvertrages geordnet haben, und die Ver- 
wahrung liier gelegentlich Hinterlegung, der zur Verwahrung Gebende 
Hinterleger genannt wird, so ergibt sich daraus auch nicht, dass das 
Verhältnis zwischen der Oifentlichen Hinterlegungsstelle des § 372 und 
dem Hinterlegenden lediglich nach diesen Vorschriften beurteilt wei'den 
soll. Dagegen spricht E6. im Art. 145 von dem Verhältnis zwischen 
der Hinterlegungsstelle und dem Hinterlegenden bzw. Empfangs- 
berechtigten, aber in dem Sinne, dass es die Bestimmungen in dieser 
Hinsicht im wesentlichen der Landesgesetzgebung überlässt , und zwar 
wird besonders hervorgehoben, dass diese den Nachweis der 
Empfangsberechtignng zu regeln befugt sei. Nach der aus den 
Motiven hervorgehenden Absicht des Gesetzes können die Landesgesetze 
danach auch die betreffenden Bestimmungen dem Gebiet des Pnivat- 
rechts entziehen und dem öffentlichen Recht zuweistii und so den 
Rechtsweg für die beteiligten ausschliessen. Soweit eine Xeuregelnng 
nicht erfolgt ist, behält es bei den geltenden Bestimmungen der Landes- 
gesetze sein Bewenden. Selbstverständlich stehen den ausdrücklichen 
Bestimmungen der Laudesgesetze diejenigen Rechtssätzo gleich, welche 
durch Wissenschaft oder Rechtsprechung aus denselben abgeleitet 
werden. Es verbleibt mithin auch unter der Herrschaft des neuen 
Rechts dabei^ dass bei Prüfung des Nachwelses der Empfangs- 
berecfatiguug die Hinterlegungsstelle als Vertreterin der Staatshoheit, 
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niclit lediglich des Fiskus, handelt und der Rechtsweg gegen ihre Ver- 
fllgiingen anigescblosseii ist. 

Nr. 8^. £nt8ch. des Bczirks&rorichts für llaiiUetsHavkcu In Wien. 

Vom 26. März 1904. * 

(AUgeuL Tar. Am. XXin tlMM) Nr. n 8. SU.) 
Oesterr. Ei«enb.*Betr.-Regl. 86, 87. Aussergewöhnliche Verkehrsverhäitnisse — 

wiP z B strenge Kältp rcchtfprtfgpn nur flann pine Lir'fprfristüberschrpitung der 
Eisenbahn, wenn aus diesem Grunde eine bestimmt begrenzte Zuschlagsfrist von der 

Aufsichtsbehörde genehmigt wurdt. 

Weun es auch richtig sein mag, wie die vernommenen Zeugen be- 
haupten, dass die Arbeiter auf dem Bahnhofe infolge der grossen 
K&lte mit der Arbeit nnr langsam vorw&rts kamen, so konnte die Bahn 
doch leicht Abhilfe scbaifen, indem sie eine entsprechende Anzahl neuer 
Arbeiter anfnabm, damit die Arbeiter immer nach einer gewissen 
Arbeitszeit miteinander abwechseln konnten und somit der gixMsen 
Kälte nicht auf längere Zeit ausgesetzt waren. Hierdurch wäre die 
Stockung in der Expedition vermieden worden. Die Aufnahme von 
Arbeitern war um so leichter möglich, als in der Winterszeit in einer 
Hauptstadt eine g-ennjjjende Anzahl Arbeiter vorlianden ist und beim 
Roll- und Verschubdienüt besoTulcre Fähigkeiten nicht erfordert werden. 
Auch kann man nicht beliaupten, dass durch die Beiziehung einer 
grossen Anzahl Arbeiter die mehr aufgewendeten Kosten nicht im 
richtigen Verhältnisse zu dem angestrebten Zwecke stehen. Dieser Um- 
stand fällt übrigens nicht ins Gewicht, weil §80 Betr. -liegl. erfordert, 
dass die Versi)iituug von einem Ereignisse herrührt, welches die Bahn 
weder herbeigeführt hat» noch abzuwenden yermochte. Die Bahn hfttte 
also zum Zwecke der Befreiung von der Haftung nachweisen mikssen, 
dass die Tet^pfttung eine notwendige Folge der eingetretenen K&lte 
war. Dieser Beweis ist ihr nicht gelungen, weil sie diese Folge, welche 
durch die Kälte herbeigeführt wurde, nftmlich die geringere Leistung 
der vorhandenen Arbeiter, hätte durch Aufnahme neuer Arbeiter ab- 
wenden können. Demnach ist die Verspätung tatsächlich nicht durch 
die strenge Kälte, sondern dadurch eingetreten, dass die Bahn, obwohl 
sie in der Lage war, mehr Arbeiter zn verwenden, dies dennoch 
unterliess. Wenn die Verkehrsveiliältnisse durch die abnorme Kälte 
aussergewrdinliche waren, so hätte die l^alin gemäss § 63 (.31 Z. 2 Betr.- 
Regl. eine Zusclilagfrist vurbelialtlicli der Genehmigung der Aufsichts- 
behörde festsetzen und diese (Tenehniigung einholen mössen. Es geht 
aber nicht au, dass die Balm vorliegend einfach die Lieferfrist ohne 
jede Genehmigung als verlängert ansieht. AussergewShnUche Verkehrs* 
Verhältnisse — und als solche muss die Zeit wahrend der strengen 



Dlgitized by Google 



58 



EntBch. des Deutachen ReiebsgeriditB vom 28. Mira 1904. 



Kälte im Pezeniber 1902 augeseben werden — bilden keine Befreiung 
der Bahn von der Hattpfliclit nach § 86 Betr.-Regl., sondern nur dann, 
wenn aus diesem 'Triuidt: eine bestimmt begrenzte Zuschlagsfrist von 
der Aufsichtsbeliürde genehmigt wurde, durch welche Genphmig:img 
jeder Willkür vorgebeugt wird. Eine Erleichterung des F^eweises des 
§ 8ü Betr.-Regl. soll auch durch die Bestininiuiifr des § 63 i6) Hetr.- 
Regl. herbeigelülu t werden. Nach dieser JicsLimmuug ruht der Lau!" 
der LieferfiiBt für die Dauer einer ohne Verschulden der Eisenbahn 
oingetretenen BetriebsslOnrng» darch welcbe der Antritt oder die Fort. 
setsttDg von Transporten zeitweilig: verhindert wird. Von einer der- 
artigen BetiiebsstOrung ist im vorliegenden Falle nicht die Bede, da 
der Verkehr nicht verhindert, vielmehr, wenn auch nur langsamer als 
gewöhnlich, weiter fortgesetzt wurde. Wenn also die Lieferfrist- 
veroftumnog hier selbst nach § &d (6) Betr.-Begl. nicht gerechtfertigt 
ist, so kann sie um so weniger nach der strengeren Bestimmong des § 86 
Betr.-£egl. aufgehoben sein. 

Kr. 'iS). Eutisch. de^ Deut.seheii l{('ichs{;erielit8. 
6. Zivilsenat. \ um 28. März 1904. 

■ Tnr Wochi'nxcbr. XX.VHI Nr. 36/88 S. 288 Ziff. 8.) 

^8 2Ö4, 831 BfiB. Begriff der vom Gesohäftsherr« bei der Avewahl elaet AniesteUtea 
aenwtiiitndM 8«r|filt. BturttllMi das VtrsohaldsM batn Uabertehreitei dir ftkt- 
•trasM ImIoi HerMMdies eliei AittMMIs. 

Es fehlt an jeder Darlegung der Erkandigungeu Ober die peraOn- 
licben Kigenschaften des G., die die beklagte Gesellschaft bei seiner 
Austellang eingezogen, der etwaigen Zeugnisse Mherer Dienst- 
he'h'rschaften oder Gescbftflsherren, die sie sich hat vorlegen lassen, 

und die ein zuverlässiges Urteil gestatteten, ob die beklagte Gesellschaft 
bei der Anstellung des G. in der Tat alle die Vorsicht und Sorgfalt 
aufgewendet hat, die für die Bestellung zu einer so gefährlichen und 
verantwortungsvollen \'errielitnng^ verlangt werden müssen. Dass von 
der beklagten Geselischalt ein Beweis nach dieser Rielitung erwartet 
wurde, musste ihr aus den Gründen des ersten Urteils klar sein; es 
bedurfte also eines Hinweises durch daa Gericht gemäss § 139 der 
ZPO. nicht weiter. Die Einrede, dass den Kl. ein eig:enes Verschulden 
an der Herbeiliihrung des Scliadens irelfe, das ihn des Anspruches auf 
dessen Ersatz ganz. oder zum Teil verlustig machen müsse (§ 254 des 
BGB.), hat das BG. mit dem kurzen und ohne nähere Begründung 
hingestellten Satze abgetan, dass von einem eigenen Verschulden des 
Kl. bei der Sachlage nicht die Rede sein könne. Werden indessen die 
in dieser Richtung von der Bekl. aufgestellten Behauptungen geprAft, 
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so ergibt sich allerdings, dass Tatsachen, die auf ein Verschulden des Kl. mit 
einiger Sicherheit hinwiesen, von (\ev Bekl. gar nicht vorgetragen worden 
sind. Dass ein Passant den Fahrdamm einer Strasse überschreitet, ist ganz 
gewiss uocli kein Verschulden, dass der Kl, als er sich hierzu anschickte, 
sieh nicht umgesehen und dass zu dieser Zeit das Automobil des G. 
sich bereits soweit genähert hatte, dass er es hätte wahrnehmen 
müssen, ist nicht liehaaptet worden; dass aber ein Passant, der die 
Fahrstrasse ttberscbreitet, in jedem Augenblicke, bei jedem Schritte 
nach allen Seiten sich umsehe, kann nicht verlangt werden und wfirde 
einen solchen Uebergang in einer belebten Strasse, der vorsichtig aber 
auch schnell ausgeftthrt sein will, eher stSren als sichern. Sache des 
Führers eines heranfahrenden Automobils ist es, in solchem Falle sich 
xanächst durch ein Zeichen rechtzeitig bemerklich zu machen; wenn 
daraufhin der Kl. unbeirrt weiter gegangen und sich nicht umgesehen 
hatte, würde ihm mit Recht der Vorwnrf des eigenen Verschuldens 
gemacht werden können. Die Gefahr des mit der Schnelligkeit eines 
elektrischen Strassenbahnwagens, aber nicht wie dieser auf einem ein 
für allemal bestimmten und deshalb fiir den l^'üs^fia,llgel , der die Strasse 
iibersclireiten will, leicht iibersehltaren Gleise, heranfahieiiden Automobil- 
luhrwerks für den Strassenverkehr besteht eben darin, dass es selbst 
den vorsichtigen Fussgänger leicht überraschen kann, zumal seiu Fahr^' 
gerftnsch durch das viel stärkere Geräusch von Pferdegespann«! Idcht 
vollständig Übertönt wird; solchen üeberraschnngen durch Öfteres 
ErtOnenlassen von Warnungszeiehen sowie durch rechtzeitiges Ver- 
langsamen der Fahrt vorzubeugen, liegt in der Hand des Ffthrers des 
Automobils. 

Nr. 40. Entseh. des Deutschen Reielisgerlehts. 

6. Zivilsenat. Vom 28. März 1904. 

iIRtiohaliaftpilohtgesetz. Beim Eisenbahnbetriebe begründen unvorsichtll« HaadlM|en 
v«ii Kindern nicht die Einrede der höheren Gewalt. 

Die Rkl. hat in erster Linie geltend gemacht, dass die Klage habe 

ganz abgewiesen werden müssen, weil das Veihalten des verletzten 

iviudes, das unmittelbar vor dem Zuge aut's Gleis gelaufen sei, für die 

Bekl. ein Ereignis gewesen sei, das sie mit keiner denkbaren Vorsicht 

und durch keine, vernünftigerweise dem Unternehmer zuzumutenden 

Schutzmassregeln habe verbäten können und das dämm fftr sie als 

höhere Gewalt anzusehen sei. Das BQ. hat jedoch mit Recht die Äns- 

fährung des LG. gebilligt, dass nicht höhere Gewalt, sondern die mit 

dem Eisenbahnbetriebe verbundene Gefabr den Unfall verursacht habe. 

Dem Hinweis der Revision auf das Urteil des II. ZS. vom 23. März 
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1888 — Eiitscli. Bd. 21 8. 13 — stellt entgegen, dass die in diesem 
Urteil augeoommene Auffassung später in wiederholten EntscheidaDgen 
aafgegebeu ist. — Kutsch. Bd. 44 S. 27, Bd. 54 S. 404, 407. 

Nr. 41. Eiit&ch. des Deutschen Beiehsgcrichts. 
8. Zivilgenat. Vom 29. Härs 1904. 

(Jnr. Woehcnieltf. ZXXIIt (|BM| Hr. «t/W 8. W Ziff. n.) 

I Ab? 3 Preus9. Beamt. Fürsorge-Ges. vom 2. Jlli 1902 (Erhöhung der Pension bei 
vdni(] r Dienst und Erwerbslosigkeit auf 100 Prozent des DiensteintconiBtens) ist auch 
anwendbar, wenn der Betriebsunfall vor, die Pensionierung aber erst nach dem In- 

krtflirtt«! iw fiMtttet arfilat Itt 

Es ergibt sieh dies schon dariws, dass die fraglichen Gesetze, wie 

deren Materialien ergeben nnd auch in der Rechtsprechung feststeht 

(Entsdi. des BG. in Zivilsachen Bd. 39 Nr. 88), Pensionsgesetze sind, 
nnd demgeniäss die Bcstimnuingen des preussischen Gesetzes vom 
27. März 1872, betreffend die Pensionierung der nnmittelbaren Staats- 
beaniton usw. ergänzende Anweiidiing finden. Nach letzterem Gesetze 
(vgl. inshesondtn-e die 11, 1l^ 21, 22) aber kann es* keinem Zweifel 
unteilifgeu, da.ss regelmiissi<r der Zeitpunkt der Ver*:etzuii<!: in den Kulie- 
staud tür die Berechnung iler l'ension eiitsclieideiid ist. Dasselbe 
Prinzip folgt auch aus dem Wortlaut der preussischen Gesetze vom 
18. Juni 1887 und 2. Juni 1902, indem nach § 1 Ab.s. 2 die Pension 
den Beamten bei ihrer Eutlassuug aus dem Dienste gewährt wird und 
nach § 2 letzter Absatz der Anspruch der Witwe ansgeschlossen ist, 
wenn die Ehe erst nach dem Unfälle geschlossen wird; aas letzterer 
(entgegengesetztenfalls unnötigen ) Bestimmung insbesondere folgt un- 
mittelbar, dass nicht die Zeit des Unfalls als massgebend von dem 
Qesetze angesehen worden sein kann. Endlieh ist auch zu beachten, 
dass eine dem § 27 de.s RÖ. vom 30. Juni 1900, betreffend die Ab- 
änderung der Unfallversicherungsgesetze („Die Bestimmungen dieses 
Gesetzes, insoweit sie für die Berechtigten gunstiger sind, finden auch 
Anwendunji: auf die ci-ste Feststellung von Entsehädigungsansprnchen 
aus Unfällen, welche sich vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes er- 
eignet haben, .sofetn diese Ansprüche bereits nach den bisherigen 
Unfallversicherungsge:setzen begründet waren uml zu jenem Zeitpunkt 
über dieselben nocli nicht rechtskräftig entschieden ist"), entsprechende 
Bestimmung sowohl in dem Keichsuniallfiusorgegeäctzc für Beamte nnd 
itlr Personen des Soldatenstandes vom 18. Juni 1901 als auch in dem 
erwähnten preussischen Qesetze vom 2. Juni 1902 fehlt, und dass diese 
letzteren beiden Gesetze doch beabsichtigten, die den Arbeitern, 
Betriebsbeamten usw. durch das BG. vom 90. Juni 1900 zngewendete 
bessere Unfallfürsorge auch auf die Beichsbeamten bzw. preussischen 
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Beamten« insbesondero auch betreffs der hier fraglichen 100 Prozent, 
anszndehnen. Eine solche BestimmiiDg wie in dem Mrw&hnten § 27 war 
aber nicht n^tig, weil ebensowohl nach dem RG. (vgl. auch §§ 54, 55 
des RG. Tom 31. März 1878, betreflTend die Rechtsverhältnisse der 
Beiclisbeamten) als auch nach dem preussischen Gesetze hinsichtlich der 
Unfailffirsorge für Beamte usw. nicht der Zeitpunkt des Betriebs- 
unfalls, sondern der der Pensionierung für die üöhe der Pension mass- 
gebend ist. 

Nr. 42. Schiedsgerichtliche Entsch. des ZcutraUiuts iür dm iiitor- 

nationalen BIsenlHdin-Tninsport. 
Vom 8. April 1904. 

(ZdiUschr. f. d. Internat. Rlacnb.-Traiisp. XII (1904) Nr. 6 8. 160.) 
fnfernat Ueberrtnk. Art fi 9. 15, 24. 27 Die Eintreibung eines Fraohtrieflrfts 
vom Absender ist Sache der Versandbahn. Absender ist derjenige, der als sulcher 
llts Fraebürlef usterschrleben hat, ohne erweislich auf Grund einer allgemeinen oder 
bMosdtrM VtllMfltt fir slsta aidereii imtsrsolrisben n habea. 

In rechtlicher Beztetiung fftllt in Betracht: 

1. Nach Art. 57 Ziffer 3 des Internationalen Uebereinicomniens ist 
es eine der Aufgaben des Zentralamtes, «auf Begehren der Parteien 
Entscheidungen ftber Sti-eitigkeiten der Eisenbahnen untereinander ab- 
zugeben Angesichts dieser allgemeinen Fassung der Ziffer 3 einerseits 
und der von den Parteien gegebenen ErlLlärungen anderseits kann es 
keinem Zweifel uiiteiliegen, dass das Zentralamt zur Abgabe eines 
Entscheides kompetent ist. 

2. Gemäss dem Art. 1 Abs. 3 der bnndesrätlichen Verordnung vom 
29. November 1892, betreffend das scliiedsriclileriiciie Verfalireu vor 
dem Zentralamt. kann der Direktor des Zentralamtes unter andei-em 
dann uhnc Mitwirkung der Richter eiiieu Eutscheid fällen, wenn die 
Parteien es wünschen. Diese Bestimmung ist im vorliegenden Falle 
zur Anwendung zu bringen, um so mehr, als die zu entscheidende Streit- 
frage im Grunde eine einfache ist. 

3. Dem Begehren der Seetalbahn, den Horlait zur Vorlage seiner 
Beweismittel anzuhalten, ist keine Folge zu geben. Abgesehen davon, 
dass hierzu das Zentralamt keine Mittel betitese;» ist der Inhalt der vor- 
liegenden ürknndeü ein genügender, um die Entscheidung der Streit- 
frage zu ermöglichen. 

4. Wäre die Streitfrage wirklich nur die, wie sie an einer Stelle 
der Replik formuliert wird, iianilicli ob die Versand- oder die Empfangs- 
bahn die Schuld einzutreiben habe, so wäre die Entscheidung ohne 
weiteres in di^ii Sinne eine geg-ebene. dass die Eintreibung Sache der 
Versauilbalin sei. Deuu da der Adressat intoige Retüsierung des Gutes 
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in den Frachtvertrag nicht eingeti'eten ist, gibt es keinen Empfänger. 
Die Eisenbahn kann sich nur' an den Absender halten (vgl. aach 
Gerstners Kommentar zum I. ü. S. 818). Den Absender xa belangen 
aber liegt der Versandbahn ob; sie hat den BVachtvertrag mit dem 
Absender gesclilos.sen ; sie besorgt den Verkelir mit ihm (vgl. z.B. 
All; 6, 0, 15, 24, 27 des I. ü.); sie besitzt in Jiquider Weise die 
Aktivlegitimatiou gegenüber dem Absender. Diese Sätze sind wohl 
auch seitens der Seelalbahn unangefochten. Wenn die letztere trotzdem 
verlangt, dass die Hel<ri>;f'hen Staat«;bahiipn die Klagestellnng übernehmen, 
so wird sie dabei von der Ans("haiuino^ o^eleitet, da<;s Horlait als Ab- 
sender zu betracliteii sei. Zwar li(;sse sicli, auch wenn Horlait Absender 
wäre, grundsatzlich die Eiuklagiiiig immer noch als eine Obliegenheit 
der Seetalbahii bezeichnen. Nun wären aber die Belgi.schen Staats- 
bahneu selber gewillt, die Einforderung uud eventuell die Eiuklagung 
zn ftbemehmen, wenn als Absender der in ihrem Gebiete woteende 
Horlait zu betrachten w&re. Denn im Briefe vom 31. Dezember 1903 
beauftragen sie ihren Advokaten Lapierre, zu prAfen, ob, wie die 
Schweizer. Bundesbahnen es behaupten, Horlait zn belangen sei, und 
bejahendenfalls das nötige gegen ihn vorzukehren, und in der Vemehm- 
lassnng an das Zentralamt vom 4. März 1904 erklären sie, die einzige 
zn untersuchende Frage sei die, ob Schmid oder Horlait zu belangen 
sei Dass die Belgischen Bahnen, allfällig mit Bevollmächtigung seitens 
der Seetaibahn, den Horlait belangen, würde prozessualisch wohl nicht 
untunlich sein. Es erseheint daher im vorliegenden Falle für die Frage, 
welclie der beiden Bahnen die Einklaong tax übernehmen habe, die 
andere Frage als präjudiziell, ob iSehniid oder Horlait als Absender zu 
betrachten sei, und es bedarf ancli diese Präjudizialfrage einer hier- 
ortigen Entscheidung. Das Zeniralanu trifft diese Entscheidung nach 
seinem besten Befinden und legt danach der einen oder der andern der 
beiden Streitparteien die Klägerrolle auf. Eine Garantie, dass das 
betreffende schweizerische und belgische Gericht der Entscheidung 
beipflichte and den Beklagten als Absender wirklich anerkenne und 
verurteile, liegt in der hierortigen Entscheidung selbstverständlich 
nicht. 

5. Der Art, 6 lit. m des Internationalen Uebereinkommens fordert 
als einen der Bestandteile des Frachtbriefes: die Unterschrift des Ab- 
senders mit seinem Namen oder seiner Firma. Damit ist als eine Regel 

des Internationalen Ueberejnkonunens aufgestellt, das«? die Uuterschrift 
von Hand gezeichnet seiü uiun- i v<rl. auch den fran-^r» tischen Text des § 2 
Abs. 2 der Ausführungsbestimmungen „partie ecrite & la main"j. Ob 
die Uuterschrift durcii eine gedruckte oder gestempelte Zeichnung des 
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Absenders ersetzt werden kdnne, ist der Normiemng durch die Gesetze 
oder R^lemente der Versandortes Überlassen. Mit diesen Bestimmungen 
der lit. m ist nichts ratschieden Aber die ZnlAssigkeit der Erteilung 
einer fttr den Vei'tretenen verbindlichen Unterschrift durch einen Stell' 
Tertreter. Ob diese letztere Frage nach allgemeinen Rechtsgrnndsfttzen 
zu beantworten sei oder ob sie wie die der Statthaftigheit blosser 
Stempelung durch das Tntpnmtionale Uebprpinknmme» <h^m L^ndp^- 
rechte habe überhissen werden wollen, braucht nicht luitcrsiiclit zu 
werden. Das Resultat wurde im (Mticn wie im ant^ern Falle das näm- 
liche sein. Tatsiu hlich kommt die ErteiUuig der Absöndernnterschrift 
durch Stellvertreter tagtäglich vor. Deren Zulä.ssigkeit und Verbiiul- 
lichkeit (wie überhaupt die Möglichkeit der Vertragsschliessuug durch 
Stellvertreter, vgl. z. B. code civ. 1898, Deutsches Bürg. Gesetzbuch 
f 164, Schweiz. Obligat.-Becht Art. 36 ff.) ist feststehend (vgl. speziell 
fllr Frachtbriefe Staabs Kommentar zum D. HGB. VI., vn. Aufl. 
S. 1098); feststehend znnftchst fttr die F&lle der stftndigen nnd handels- 
rechtlich yerarknodeten Vertretung; also die der Prokuristen, Eollektiv- 
gesellschafter, Verwalter Yon Aktiengesellschaften etc. Ein solcher Fall 
besteht zwischen Schmid und Horlait nicht. Aber auch wenn auf 
Grnud eines Spezialmandates jemand als Stellvertreter eine Absender- 
unterschrift erteilte, würde der Verti eteiie die Unterschrift fttr sich als 
verbindlich anerkennen iniissen nnd als Absender belangt werden 
können Ein solches öpezialmaudat hat nun jedoch Horlait dem Schmid 
iiirht L^t jreben. Allerdings hat er ihn. als er nicht in die Sehwelz 
kuninieii konnte, im Briefe vom 26. August beauftragt allein zu laden, 
zwei Wagen zusammen abzuschicken, womüglich nur eine Beförderung 
zu machen. Hierin ist indessen nicht auch der weitere Auftrag als 
inbegrifien zn betrachten, seinen, Horiaits Namen als Absender zn 
zeichnen. So wie er lautete, konnte der Auftrag, abzusenden, ebenso- 
wohl in dem Sinne erteilt sein, dass Schmid als Absender der Eisen* 
bahn gegenfiber bandeln, den Transportvertrag mit ihr abschliessen 
solle, unbeschadet d«r Bechte, die ihm ans dem Handatsvertrage 
(oder aus Geseliäftsführung ohne Auftrag) gegen Horlait erwachsen 
konnten. Im Zweifelfalle darf der Auftrag nicht ausdehnend inter- 
pretiert werden 

6 Horlait. der weder den Frachtbrief nnterzeichnet noch eine 
Ermächtigung zur Zeichnung seines Namens gegeben hat, kann als Ab- 
sender nicht behingt werden, gleichviel, welches Rpclit m-m mr An- 
wendung biiuge. Aber selbst wenn im Ürieie vom Jb. .\ügasi eine 
Ermächtigung erblickt werden wollte, so könnte do( h von einer Fort- 
dauer derselben nach dem Telegrauune Horiaits vom 3. September, in 
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welchem er die Unterlassung aller T.;i(lii!!?:en verlangt, keine Rede mehr 
sein. Es ist uiibestrittiMK ilass Scliiniil «Jen zweiten iiiid dritten Wagen 
na eil Erhalt des TeJefrianinies absandte; beziiglicli dfs ersten ist dies 
nngewiss; aber nach dem von ihm eing'enommenen Standpunkt und 
dessen Begiiindung würde Schmid jedenfalls auch diesen Wagen trotz 
Kontreordie Horlaits abgesandt haben. I)ass, wenn angeuuinnien 
würde, Schmid habe als Geschäftsführer ohue Auftrag gehandelt, er 
den Horlait ebenfalls nicht der Bahn gegenüber hätte verpflichten 
kmmeii, sonderi nur den allfUligeo RQckgrilF auf Horiait besAsse, 
ist klar. 

7. Was nun den Schmid betrifft so ist zwar gemäss obigen Ans» 
f&hmngen der These der Belgischen Staatshahnen, dass nnter allen 
Umständen detjenige Absender sei, von dessen Hand die Absender« 
nnterschrift lierstammt, nicht beizutreten. Trotzdom wird Schmid als 
Absender zu belangen sein. £i- hat den Frachtbrief unterzeichnet, 
nicht für sich, sondern für einen Dritten. Aber da er sich über eine 
Vertretungsvollmacht nicht auszuweisen vermag, sn wird er nach dem 
Internationalen Uebereiukonimen als Unierzeicliner im die Fracht 
direkt haften. Das würde er aber auch nacli den liier soweit nötig 
herbeizuzieiienden allgemeinen zivilrechtlichen Grundsätzen unter dem 
Gesichtspunkte des Schadenersatzes. Vgl. z. B. Schweizer. Obligat.- 
Recht Art. 46, 48; Hat jemand, ohne dazu ermächtigt zu sein, als 
Stellvertreter einen Vertrag abgeschlossen, und wird die Genehmigung 
abgelehnt, so kann der andere Teil denjenigen, welcher als Stell- 
vertreter gehandelt hat, anf Schadenersatz belangen, sofern er nicht 
den Hangel der Vollmacht kannte oder nach den Unutinden h&tte 
kennen sollen. — Dass letztere Voraussetzung, die von Schmid allftllig 
als Einrede vorzubringen w&re, zutreifen würde, scheint wenig wahr- 
scheinlich zu sein. 

8. In der Korrespondenz ist von Schmid und dann auch vom 
Hechtsbureau der Scliweizer. Bundesbahnen vorgebracht worden, die 
zwei Frachtbriefe vom 2. September haben die gleiche Absendrrnnter- 
schrift getragen wie die späteren, und doch seien die betrettendeu 
Waggons anstandslos angenommen worden; damit sei anerkannt worden, 
dass Sclimid berechtigt gewesen sei, namens des Horlait als Absender 
zu unterzeichnen. Daran! ist zu erwidern: es ist nicht ermittelt, oh 
die Wagen in Gent durch den Adressaten Vanhoorne oder durch 
Horlait ausgelöst worden sind. Das ist aber auch gleichgültig. Nach 
der Annahme des Gutes war der Empfänger Schuldner, der Absender 
kam nicht mehr in Betracht, und da die Annahme konvenierte^ hatte 
der Empfinger nnd hatte auch Horlait keine Veranlassung, die Frage 
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der Kon'«kt1ieit oder Inkorrektheit der Absenderanteirsclirift fiberhaiipt 
mir aufsawerfen. 

9. Auf die Bemerkang in der Replik der Seetalbabn, dass es un- 
gerecht wäre, wenn Schmid die Frachtspesen bezahlen und vielleicht 

verlieren müsste, ist zn sa^en, dass es, nach dem Ausgeführten, der 
Bahn gegeiiiiber nicht ungerecht ist, wenn Schmid die Frachtspeee» 
bezahlen rauss. Üb er berechtigt sei, deren Rückerstattung von 
Horlait zu verlangen, ist nicht beim gegenwärtigen Entscheide, sondern 
in einem alüälligen Verfahren zwischen Schmid und Horlait zu unter- 
suchen. 

Nr. 4S. Entoeh. des Oostorr. Obersten Ueriektshofes. 

Vom 8. April 1904. 

(Zeltschr. f. d. Internat. EUrnb.-TriiDsp. Xii (19M) Nr. « S. 197.) 

laternat Uebereink. Art 13, 26. Im Falle der Aafheliitei eiier Nachnahme durch den 
AbtMdir naeli AUrileiig tet llaclin«lMiN€lMiM« an eine dritte PersM etelit der 
htztwen ela Klagereelit fleien die Eleeibtlw 110» la. 

Der Nacbnahmeschein hat nach § 62 dea — fisterrdchisehen — 

Betriebsreglements als Nachweis der Berecbtigung aar Behebung des 

eingezogenen Nachnahmebetrages zu dienen. Im vorliegenden Falle 
wurde der Nachnahniebetrag aber nicht eingezogen, weil der Absender 
vov Aiisfolgung des Frachtgutes an den Empfänger die Nachnahme 
aulgühoben hat. Deswegen konnte auch der Nachnahme betrag dem 
Klilger nicht ausbezahlt werden. 

Kläger behauptet nun, dass die Auiiicbung der Nachnahme duicli 
den Absender Hiller eine illegale, und dass die Eisenbahn nicht be« 
rechtigt war, daa Frachtgut ohne Einziehung der Nachnahme an den 
EmpAnger anaasnfolgen. Wenn sie es dennoch getan habe, so sei aie 
für den betreffenden Betrag verantwortlich. Dem KlAger mangelt aber 
die Berechtignng anr Einklagaug dieses Betrages. 

Nach § 26 I. ü. bt zur gerichtlichen Geltendmachung der ans dem 
internationalen Eisenbahnfrachtvertrage gegenüber der Eisenbahn ent> 
springenden Rechte nur derjenige befugt, welchem das Verfligungsrecht 
über das Frachtgut zusteht. Dieses VerfOgungarecht ist an den Besitz 
des Frachtbriefes gebunden und wird dnrch die Vorlage des Fracht- 
briefes ausgewiesen. Da der K!äp:er sich auf diese Weise nicht 
legitimiert hat, so war sein Begehren maugelä der aktiven Klage- 
legitimation abzuweisen. 

Die Feststellung des ersten Richters über die Bedeutung des 
Nachnahmescheines entspricht dem Inhalte dieses Scheines. Der Nach- 
nahmeschein wird nur anf Verlangen erteilt; er gilt in der Bogel als 
Beacheüugong Uber Anflug ung der Nachnalima; die Eisenbahn war so- 
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mit nicht gehalten, bei der AufbebuQg der Nachnahme den Nachnahme- 
Schein einzuziehen 

In <1em luerauf vom Kläger an<?estrei)g:ten Revisionsverfahren 
wnrde aus<>:cfühi t, dass dafür, dass die Nacliualime wirklich aufgehoben 
worden sei, kein Beweis vorliege. Diese Ausführung ist aber vom 
Obersten Gerichtshöfe zurückgewiesen und das Urteil des Laudesgerichts 
unter ausdrücklicher Billigung seiner Begründung bestätigt worden. 
„Für die Entscheidung des Streites bleibt es gleichgültig, ob der Ab- 
sender die Nachnahme aufgelassen hat oder nicht, weil selbst in dem 
Falle, wenn der Absender die Nachnahme nicht aufgelassen, und das 
Staatsbahnärar das Frachtgut widerrechtlich an den Adressaten ohne 
Erhebung der Nachnahme ansgefo^ hfttte, der Kläger, als Inhaber des 
Nachnahmescheines, nicht berechtigt erscheint, gegen das Staatsbabnärar, 
mit welchem er in keinem Vertragsverh&ltnisse sieht, Ersatzansprüche 
an erheben". 

Nr« 44. Bntseh. des Bentsclieii Belehsgeif ehits* 
e. Zivilsenat. Vom 14. April 1904. 

(Jur. Wnclirij- I i XXXiri im) Nr. >e/»8 S. M7 Ziff. 8.) 

i< 1 Rplch^haftpfllchtgeseti, § 254 BGB Bei konkurrierendem Verschulden des fahr- 
lässig das StrassenbolHiflleis Betretenden sowie des nloJit sofort brensenden Wagea- 

ffWirtro f ndot § 254 MB. Aiwenüiig. 

Wer hinter einem Motorwagen weg nach dem Nachbargleis geht 
und dieses betritt, ohne sich durch vorsichtiges Umsehen flberzeogt zu ' 
haben, dass auf dem zu betretenden Gleise nicht ein Wagen heran- 
f&hrt, handelt fahrlässig; er muss hinter jenem Wagen stehen bleiben, 
bis der Ausblick auf das Nachbargleis frei wird. Hat hiemach bei 
der Entstebung des Schadens ein Verschulden des Kl. mitgewirkt, so 
ist die Anwendung des § 254 des BGB. geboten. Bei Abwägung dieses 
Verschuldens und der Betriebsgefahr kommt als ein die letztere 
erhöhender Umstand ein etwaiges mitwirkendes Verschulden des Wagen- 
führers R. in Betracht. Das BG. hat ein solches mit Recht ange- 
nommen. Es hat festgestellt, dass, als B. den Kl. vor dem Wagen 
bemerkte, dieser von jenem nur noch zwei Meter entfernt war und dass 
bei sofortigem Bremsen das Anhalten des Wagens, ehe er den Kl. er- 
reichte, noch zu bewirken gewesen wäre, dass K. aber nicht sofort 
gebremst, sondern sich zunächst damit beguügt hat, den Kl. anzurufen. 
Kit dem BG. muss angenommen werden, dass der Führer eines Wagens, 
der vor sieh jemanden in unmittelbar drohender Gefahr sieht, sofort 
Anstalten zum Halten machen muss, ohne erst die Wirkung eines An- 
rufs abzuwarten, da es dann mit dem Bremsen zu sp&t sein kann, der 
Angerufene den Anruf auch oft überhört od^ darttber erBOhnckt., Dec 
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Stnuseabalmbetrieb ist nicht so wichtig, dass ihm die körperliche In- 
tegrität von Mensclien zm Opfer gebracht werden dflrfte, wenn diese 
sieb anch leichtsinnig und mutwillig benehmen. Die Saclie war des- 
wegen zur Endentscheidung reif. Da das Verhalten des El. als ein in 
hohem Grade fahrlässiges anzusehen ist und in grösserem Masse, als 
die Betriebsgefahr, auch wenn bei dief:er das Verschulden des Wagen- 
führers mit berücksicliti^'t wird, bei der Kiilsteluing des Schadens mit- 
gewirkt liat, ist der Klagcansprucli nur in H'tlie von einem Drittel als 
begillndet anerkannt, im Übrigen aber die Klage abgewiesen worden. 



Nr. 45. Entseh. des Oesterr. Obersten Oerlebtsliofes. 

Vom 18. April 1904. 

'Xei»'"'l)r. f.d. intcmiit Ft-?f-nt. -Tr'Mi«r' X!I ■i''«>) Nr 7 s ■ 

laternat. Uebereink. Art. 12, 27. Eine Frachtrückerstattungsforderung kann nicht 
bloss gegenüber der Beetimroungsbahn, welche die Fracht berechnet und eingezogen, 
MiiiSni Im SIom das Art 27 I. U. aseh fl«QeRBb«p dtrimlgH Babi gsllsnd graidit 
werden, wrioh» das 6sl mH de« Fraebtbritfe ssr BafBcderasg asf mimmmi hat 

Die Revisionsausführungen nach der Richtang, dass der Art. 27 
I. ü. auf den vorliegenden Fall keine Anwendung flndet, weil es sich 
nicht um die Ausführung des Transportes und auch nicht um einen 
Anspruch ans dem internationalen Frachtvertrage handle, sondern um 
einen An«pnnii :mf RiickerstaUung einer zu lioch eingeliubenen Fracht- 
gebühr, (iie.ser Anspruch auch im Streitwege nur gegen jene russische 
Bahn geltend zu niaclien sei. welciie die Frachtgebiilir eingehoben hat, 
finden in der uutergerichtlichen Begründung als entgegengesetzter 
Rechtsstandpnnkt ihre zutreffende Widerlegung. 

Insbesondere hat diesfalls der erste iUchter durch die Zusammen* 
Stellung der Bestimmungen 27, 44 (^) and 45 {*) nnd {*) des L D., welch 
beide letateren Artikel im Art. 12 bezogen sind, klar dargetan, dass 
die Kompetenzbestimmnng des Art. 27 O leg. cit. auch auf die im 
Elagswege geltend zn machenden Frachterstattangsansprflohe An- 
wendung zu finden habe, wenn auch sonst solche Ansprüche nach den 
betreffenden Zusatzbestimmungen (im Tarife) fUr den Verkehr mit 
Russland bei derjenigen Eisenbahn einzubringen sind, an welche die 
Zahlung geleistet wurde, weil durch solche Zusatzbestimmungen die 
gedachten gesetzlichen Komi)etenzbestimmungen füi' gerichtliche JStreit- 
fäUe nicht derogiert werden können. 

Hiernach kann also in der Zurückweisung der beklagterseits 
erhobeueu Einrede der mangelnden passiven Streitlegitimation eine 
unrichtige rechtliche Beurteilung der Sache nicht gefunden werdep. 
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Nr. 46. Entseh. des Oesterr. YerwaltnngsgerfehtoliafoB. 

Vom 18. April ld04. 

(ONim. mMnl)L'T«mdB.-BL XVn (IIM) Nr. 9» a 1M9.) 

Das ßfgrn rilr Umwnntllung eines Hanrischrnnkens fn einen 2ug<!chrankon gpltend tje- 
machte Moment des Verkehrserschwernisses Ist in das sachverständige Ermessen der 
entscheidenden Behörde deiegt und entzieht sich der Ueberprüfung seitens des Ver- 

waltmii|«rl«MalMf«t. 

Mit der Entscheidung vom 14. Jänner 190i Z. 859 wurde Tom 
Eisenbahnministerinm der Bankonsens für das Projekt der Umgestaltung 
der in km 28'786 der Unie Lieboch— Wies bestehenden Handschranken- 
in eine Zogschrankenanlage mit der Massgabe erteilt» dass die bei der 

bezttglichen politisehen Begehung von den Projektsvertretern in Anssicht 
gestellte Scbrankenvergitterang tatsäehlicli erfolgt und dass die Zugs- 
Verschiebungen gegebenenfalls in Intervallen von längstens zelm Minuten 
unterbrochen weiden, um den an der Niveauübersetzuug etwa auge- 
sammelten Fuhrwerken und Passauten das Ueberschreiteu der Bahn zu 
ermöglichen. 

Gleichzeitig wurdeu die gegen das Projekt gerichteten Einwen- 
dungen der Interessenten mit der Motivierung abgewiesen, dass zufolge 
des Komunssiou^gutachtens bei Erfüllung vorstehender Bedingungen von 
der Durehffthmng des in Bede stehenden Projektes keine Yerschlech- 
terang, sondern im Gegenteil eine von den Projektsrertretern bei der 
Terhandlnng in antreffender Weise dargestellte Verbessernng der bis- 
herigen Bedienung»- und SieherheitsTerhftltnisse zu gewärtigen ist und 
die lokalen Verhältnisse die Anwesenheit eines an Ort und Stelle 
postierten Wächteis nicht erfordern. 

Die gegen diese Entscheidung eingebrachte Beschwerde der Bezirks- 
vertretung und mehrerer Gemeinden wurde vom k. k. Verwaltungs- 
p:erichtshofe nach den §§ 3 lit. e, 18, 20 und 21 des Gesetzes vom 
22. Oktober 1875, RGBl. Nr. 3Ü ex 1876, ohne weitere.s Verfahrf-n zu- 
rückgewiesen, weil die angefocliti n*- Entscheidung lediglich au- l^ in 
Gesichtspunkte des Verkehrserschwernis.ses, also aus Grüaden bekaiiipfr 
wird, deren Würdigung in das sachverständige Kmiesseu der Behörde 
gelegt ist, der k. k. Verwaltungsgerichtshof somit nach § 3 lit. e, leg. 
eit mr üeberprttfnng dieser Bntscheiduug uicbt zuständig ist. 



Nr. 47. Eiitseh. des Deutschen Relchsgericlits. 

7, Zivilsenat. Vom 19. April 10O4. 

(Jur. Worliciiscbr. XXXIil (l9(Mj Nr. 44/47 .'^ S'- lO i 

BfiB. § 278. HSB. § 472. El8enb.<Verk.-0rdn. § 9. Haftpfliehtgesetz § I. Wird ein 
snf Um Hmm leMlohsr Pattailsr infolge der gewaltMMli Estfsnwif fUMt 
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aniMrw — tnuriMaei — Patsagiers durch dm Ehenbaliaptrtitr vorMit, tot die 

Eisenbahn haftpflichtig. 
Das BU. eiwiilini deu im Balmhofsgebäude herrschenden repen 
Verkehr, der sich erfahrungsgemäss besonders lebhaft zu der Zeit uud 
an der Stelle gestaltet, wenn und wo nach Ankinft eines Zages die 
Beisenden den Bahnhof verlassen wollen und müssen. Dass es eine 
Verletsang nicht nur der dem reisenden Pnbliicomgesebnldeten Bttcksicht, 
sondern auch der Verpflichtung der EisenbabnTerwaltong, den Beisenden 
das ungefährdete Verlassen dss Bahnhofes zu ennQglidhen, enthlUty 
wenn gerade unter den angegebenen Umständen der Hilfsportier ohne 
Wamongsrnf mit der gesdulderten Gewaltmassregel vorging, lie^t so 
sehr auf der Hand, dass es nicht noch einer weiteren Begründung 
bedarf. Es ist unerfindlich, wesibalb der Portier eine Verletzung von 
Reisenden als Folge seines Vorgehens nicht als möglich hätte voraus- 
sehen können. Es fehlt auch an jeder tatssächliclieu Unterlage für die 
Annahme, da.ss er den Reisenden ausschlies.^lich oder auch nur über- 
wiegend in Ausübung polizeilicher Befugnisse gewaltsam entfernt habe. 
Dies zeigt sich deutlich, wenn mau unteistellt, dass die Eiseubahuver- 
waltnng in Ermangelung eines mit der Eigenschaft eines Polizeibeamten 
ausgestatteten eigenen Bediensteten genötigt gewesen w&re, ein Organ 
der aligemeinen Polixeiver waltung, etwa einen Schutzmann, herbeiza- 
mfen. Oewiss hätte auch dieser den betreffenden Beisenden zum 
Zwecke der Festnahme nnd Vorführnng vor die BehSrde gewaltsam 
aus dem Warteraume entfernmi kennen; dagegen wäre es keinesfalls 
seine dienstliche Aufgabe gewesen, den Reisenden ohne weiteres 
polizeiliches Einschreiten lediglich aus dem Bahnhofe lunauszoschafen. 
Diese T'ätigkeit obliegt vielmehr znnllcli.«;t demjenigen, dessen Haiisrecht 
verletzt wird. ist deslialb auch hier davon auszugehen, dass der 
Portier, der im Aut'trjio-f^ eines vorgesetzten Beamten gehandelt haben 
will, durch das HjiiHUsscliaÖeu des Reisenden das Haus recht der 
Eisenbahnverwaltung ausgeübt hat. Dass für ein hierbei von ihm be- 
gangenes Versehen der Bekl. aufzukommen hat, ergibt sich aus § 278 
des BOB. und § 472 des HOB. in Verbindung mit § 9 der Eisenbahn- 
Verkehrsordnung, da sieh, wie das BU. zutreffend darlegt, der Bekl. 
seiner zugleich zur Erf&llung vertraglicher Verpflichtungen bedient. 

Nr» 48. Entsch. des Deutsehen Reiehsgerichts. 

7. Zivilsenat. Vom 19. April 1904. 

{Jur. Wocbcnschr. XXXUI (1904) Nr. 44/47 S. 871 ZiH 44.) 

PrcsM. ERtei(|i.-flM. vom II. Juni 1974 g§ 1,8. Ziv. Proz. Ordii. 286, 287. 
Mtnei 4h •■Mieatm Araalt als Füiriitbattiaii mcIi rieUeriiiiiMi EraMSM. 

Das enteignete Land ist als Fabrikbauland zu bewerten, nnd zwar mit 
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1,60. Mark für das Qaadratmetor, was einwandsfrei darch den Sach- 
verständigen dargetan ist. Es liegt auf der Hand, dass dieser Wert 
des Fabrikbaiilandes durch die Lage an der Neindorfer Eohlenbahn 
erbeblich gesteigeH ist. Der Sachverständige weist darauf hin, dass 
die zu errichtende Fabrik durch den Anschluss an diese Bahn erstens 
eine Frachtersparnis an dem von der Neindorfer Brannkohlengrubo -/n 
beziehenden Brennmaterial machen wÖrde, und zwa! nn^li der Auskunft 
der Gnibcnvcrwalhinf]: mit 1 Mark für den Wag'gon, und dass zwpi'tens 
auch eine Ersparnis durch die Mögliehkfif direkten An- und AI lollens 
des Materials und der Waren eintreten würde. Diese Ersparnis .schätzt 
er auf 90 Pf. für den Waggon. Dies alles erscheint recbtlieh unan- 
greifbar, und es kann sich nur noch um die Frage liandeln, wie dieser 
den Grundpreis des Fabrikbaulandes von 1,50 Mark zweifellos erhöhende 
Faktor der Lage an der Neindorfer Eohlenbahn auf Grund der ange- 
gebenen beiden Sch&tsnngen in einen bestimmten, zn dem Qrandpreis 
hinzozareehnenden Preiszuschlag amzusetsen ist. Nun ist es hand- 
greiflieh, dass hierbei nicht mit einer bestimmten Fabrik, d. h. einer 
Fabrik bestimmter Art gearbeitet werden kann. Es entssieht sich der 
Natnr der Dinge nach jeder n&heren Feststellnng, welche Art von 
Fabrik hier hatte errichtet werden können, nnd das wllrde dazn führen, 
dass man es schon für völlig ausreichend hätte erachten mttssen, wenn 
der Sachverständige lediglich erklärt hätte, auf Grund der angegebenen 
Tatsachen schätze er den Wert des Landes um 1,50 Mark höher, also 
insgesamt auf 3 Mark ein. Wenn er noch ein mehreres getan, nämlich 
nach den Gr(K«senTerh!\Uni.ssen der dortigen Fabriken und der Grösse 
des verwertbaren Fabrikbanlandes eine I^ereclinung darttber angestellt 
hat. wieviel Waggons an Braunkohle wohl von einer zu errichtenden 
Fabrik täglich verbraucht und wieviel Waggons an Material und 
Waren täglich au- imd abgerollt wären und wenn er danach eine ins 
einzelne gehende Berechnung ttber die Preiserhöhung des Landes auf- 
gemacht hat, so kann da.'? wegen der Unsicherheit und üngewissheit 
der in die ßeclnnuig eingestellten Fakturen der Rkl. keinen begründeten 
Anlass zui* Beschwerde geben. Denn in solchen Dingeu lassen sich 
natnrgemftss keine fiositiTen festen mid sicheren Wertfaktoreu fest- 
stellen; es mnss eben geschätzt werden, und es macht sich insoweit 
die Tatsache geltend, dass es sich auch bei der Enteignung nm eine 
Entschfidignng handelt, bei deren Festsetzung im Einzelfalle das Er- 
messen des Bichters, wenn anch nicht auf Grand des § 287, so doch 
des § 286 der ZPO., in engen oder weiteren dorch die Umstände ge- 
gebenen Schranken walten mnss. 



Digitized by Google 



Entecb. des Deatschen Ecichsgericbts vom 21. a. 2b. April 1904. 



71 



Nr. 49. Entseh. des Itontsehen Betebflgerlehto» 
3. ZiTÜsenat Vom 81. April 1904. 

iDas Recht Till (ino< Nr. 10 S. 2»8.) 
Ztm Tatbestande des § 330 R. St.-Ges.-B. gehört, dass ein? genenwärtige Gefafir für 
uiwt dirota den Veretoee genw die allgemein anerlianoten Regein der Baulmaet 

entsteht. 

§ 330 bedroht denjenigen, der bei Leitung oder Aiislührnng eines 
Baues wider die allgemein anerkannten Kegeln der Baukunst handelt, 
nicht schon wegen der Zuwiderhandlung als solcher, sondern nur dann 
mit Strafe, wenn sie dergestalt erfolgt ist, dass dadurch Gefahr 
für andere entsteht. Und zwar gehOrt es sim Begriffe der Gefahr, 
dass sie in der Gegenwart vorhanden ist, so dass der Bau, wie er tat- 
sftchlich vorliegt, fhr andere eine Gefahr in sich schUesst. Die Gefahr, 
die entstanden sein würde, wenn der Ban dnrch AnffOhroDg des Nea- 
banes anf den mangelhaft hergestellten Fandamentierangspfeilem fort- 
gesetat worden wftre, mag diese Fortsetznng auch in der Absieht des 
Battleiters gelegen sein, darf, da diese Gefahr eine gegenwärtige nicht 
ist, sondern erst durch weitere Tätigkeitsakte zur Entstehung gebracht 
werden kann, zur Herstellung des Tatbestandes des Vergehens gegen 
§ 330, dem eine Versuchsstrafe unbekannt ist, nicht verwertet werden. 
Eine Verurtcilnng aus dieser Gesetzesvorschrift ist nur möglich, wenn 
festgestellt werden kann, dass durch den hergestellten Teil des Nett- 
baues eine Gefahr für andere bereits vorhanden ist. 



Nr. 60. Sntseh. des Bentsehen Belehsgetielits. 

8. Strafsenat. Vom 25. April 1904. 

§316 Alle, i Strafgesetzbttcli. Zum latbi stand gehört die Gefälirdung des Truapartt 

auf einer EiäonüaliR. 

§ 316 Abs. 1 stellt nicht jedes fahrlässige Verhalten unter Strafe, 
dnrch welches .Mi^iisclieu und Fuhrwerke aller Art iu Gefahr gesetzt 
werden, sondern nur ein Verhalten, durch welches speziell der Trans- 
port auf einer Eisenbahn in Gefahr gesetzt wird, sofern dieses 
Verhalten dem T&ter znr Fahrlässigkeit angerechnet werden kann. 
' Der subjektive Tatbestand des § 316 Abs. 1 hat mithhi znr notwendigen 
Voranssetzung, dass der Handelnde bei Anwendung der durch die Um- 
stände des konkreten Falles gebotenen Sorgfalt und Aufmerksamkeit* 
die Gefährdung des Transports auf einer Eisenbahn als mög- 
liche Folge seines Verhaltens vorher sehen kann. 
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Nr« 61. Bntsefa. Dentsdien SelcbBgefiebte. 

7. Zivilsenat. Vom 29. April 1904. 

(,Tnr. TVocliPiisrlir XVXIII i ?<*Ar Nr, 44/47 S. 371 Ztff ■4'' 

Preu88. Enteignungsgesetz vom II. Juni 1874 § Ö. Fluchtliniennesetz vom 2. Juli 1875 
§ 14. Berücksichtiguag der durch die Enteignyng veraMlaasten Aeadeningen an NachlHir* 
grHiMittlekM zigimtoi daa EiiltliMtia hmI der diroti dia StraaMMilai* Mrt- 
tprhiiwHlM bMMdarw Vwrtolla n daaaaa Naaitoll. 

Bei der Enteignatig von Vorgartenland eines Gnmdst&cks hat der 
BR. den Umstand nicht berQcksichtigt, dass die vernommenen Sach- 
verständigen darauf Gewicht gelegt hätten, dass das Grundstück der 
Kl. vor der Entei^nng von grossen, parkartig angelegten Gärten der 
Naclibargrundstücke umgeben gewesen sei, die Kl. — wird ausgeführt 
— habe kein Recht darauf gehabt, dass die Nachbarn ihre Gärten be- 
stehen iiessen. Dies ist unrichtig. Mochte der Kl. dieses Recht auch 
nicht zustellen, so kommt gleichwohl in Betracht, ob ihrem Grundstücke 
ans der BeschafiTenlioit der Nachbarprrundstücke tatsächlich Vorteile 
erwuchsen, welche ihm einen huhert u Wert verschafften. War dies der 
Fall, und wurde das Restgruudstiick der Kl. dadurch im Werte ver- 
mindert, dass jene Vorteile infolge der Enteignung wegfielen, so i.st 
auch hierfür Entschäcligiing zu gewähren. Bei der Bemessung der 
Entschädigung in einem äulehen Falle ist natürlich zu berücksichtigeu, 
ob eine längere oder kürzere Dauer des tatsächlichen Zustandes, der 
dem von der Enteignung betroffenen Gmndstäcke znm Vorteile gereichte, 
ToransgesetKt werden konnte. Je anwahrscheinlicher das AnfhOren 
eines derartigen Zustandes ist, um so erheblicher ist seine fiedentnng 
für den Wert des Gmndstttcks, fhr welches er einen Vonnig bildet, — 
vgl. Loebell, Das Prenssische Enteignnngsgesetz § 8 Nr. 11 8. 59. Die 
Bekl. hatte geltend gemacht, dass ein Ausfall im Mietsertrage nicht 
entstehe, weil im Erdgeschosse des Hauses der Kl. Läden eingerichtet 
werden könnten, welche eine höhere Miete aufbringen würden. Der 
Einwand ist an sich erheblich, da es sich um die Anrechnnog besonderer 
ans der Strassen anläge entspringender Vorteile gegenüber dem Minder- 
weite des Restgrund.«;tnckes handelt und die in Betracht kommenden 
baulichen Aenderuiigen an dem Erdgeschosse des Grundstückes dem 
Anscheine nach ohne erheblichen Kostenaufwand ausgeführt werden 
können. Nach feststehender Rechtsprechung des RG. ist eine Aiiir Liiiuiug 
der liei einer Teileiiteignung für das Restgrundstück erwachsenden 
Vorteile, welcher Art sie auch sein mögen, auf die für den enteigneten 
Grundstücksteil zu gewährende Entschädigung schlechthin unzulässig. 
Ausgeschlossen ist ferner, wie in dem zur Verörteiitlichung gelangenden 
Urteile des hier erkennenden Senats vom 2. Februar 1904, Rcp. VII 
420/03, näher ausgeführt ist, die Anrechnnng der allgemeinen, nicht 
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Bir für den Efgentflmer des Restgmndaticks, sondern auch flr alle 
benacbbarten GnmdatfiekMigentSner ans einer StrassenanUge er- 
wachsenden Vorteile anf die Ehiteignnngsentschftdigang, insoweit diese 
für die Wertsmindernug des Bestgmndstttcks zn gewfthren ist. Da- 
gegen ist ans dem Enteignnngsgesetze vom 11. Jnnil674 und 
dem FInchtliniengesetse vom 2. Jnli 1875 nicht zu entnehmen, 
dass auch die besonderen, f&r das Restgrnndstttek erwach» 
senden Vorteile von dieser Anrechnung: ansznschliessen seien. 
Mangels entgegenstehende!* besonderer Gesetzesbestimmangen ist aber 
ihre Berttcksichtignng bei der Bemessung der Entschädigung nach all- 
gemeinen Grundsätzen geboten. Insoweit die auf dasselbe Ereignis 
zurückznfQhrendeii Vorteile die Nachteile aosgleichen, ist das Ereignis 
kein schadeubringendes. # 

Nr. 51^. Eutsch. des Deutsche u Keii*hse:eriehts. 
7. Zivilsenat. Vom 29. April 1904. 

CD. jQr.-aSaltf . JZ CitM) Kt. M & «Mw) 

Deiitsche Zlvllprozessordnuni §§ 832, 844. lieber die Frage der Zalassigkalt 
Pfändung df>r einer Eisenbahn bei einer anderen Itünrtic] entstehenden Guthaben aus 
den Transportverkehr. Voraueeetiung der Zuläesigkeit ist, dass fBr die zu pfändende 
Ferdsrias in den Vertragsverhiltniase beider Bahnen eine ausreichende rechtliche 

8nMdls|s tNsMlMi M. 

Verkl. hat im Jahre 1889 im Wege des Arrestes mr Sicherong 
ein^ Forderung an die Easchau- Oderherger ESisenhahn die fttr diese 
hei dem ^eussischen Eisenhahnflskns entstandenen nnd künftig ent* 
stehenden Onthahen ans dem Personenverkehr gepf&ndet. KI. hat 
durch neuere PAndnngsbeschlttsse bereits entstandene Foiderungen 
«dieser Art gepfändet. Die Parteien streiten in betreff dues TOB dem 
preussischen Eisenbahnfiskns hinterlegten Guthabens nm das Vorrecht, 
wobei seitens des Kl. u. a. auch geltend gemacht wird, dass die von 
dem Verkl. bewirkte Pfändung der künftigen Guthaben ungültig sei. 
BG. hat dies nicht Rno^enommen, "RG. liebt auf und weist in die Vor- 
instanz zu neuer Prüfung auf Grund nachstehender Grundsätze zurück: 
Die frühere prenssisrhe Praxis habe nur solche Rechte für zessibel 
eraclitet . die in eiucin In inits bestehenden Rechtsverhältnis ihre 
Grundlage hatten, niciit solche, die möglicherweise in der Zukunft 
entstehen konnten. Die für das neue materielle Recht weitergehende 
Entscheidung (Entscli. Bd. 55 S. 334) komme hier nicht in Betracht. 
Es t»ei sehr wohl denkbar, dass das Prozeüsrecht der Pfändung künftiger 
Forderungen engere Schranken setze, ahs das materielle Recht. Aber 
man werde zugeben kfonen, dass die ZPO. im dem besehr&nkten 
Umfang wie die fr&here prenssisehe Praxis die Pflndung snUisst 
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(§§ 832, 844, frtther 733, 743 ZPO.). Im FaUe des § 844 werde das 
Besttgsreeht als ein Ganzes aafgefasstf das yon dem Pfandrecht des 
6]&n1ugers erfasst wird. Es stdie aber keine Norm des Prozessrechts 
zwingend entgegen, die Pfändung ancb solcher Ansprüche zozalassen, 
die sich zwar nicht als Ansflnss eines Gesamtrechts darstdlen, für 
welche aber doch in einem VertragsverhUtnis des Scliuldners zum 
Drittschuldner ausreichende rechtliche Gründl ao:e geschaffen ist. Fehlt 
zurzeit ein solcher ReclitsLoden, so ist die Pfändung k&nftiger, ledig- 
lich darch Bezeichnung ihres möglichen Entstehnngsgrandes nnd der 
Person des Scholdners individoalisierter Fordernngen abzulehnen. 



Nr* 58. Entzieh, des Proii$s. Obcrrcrwaltiiiigsgeridits» 

2. Senat. V^m 29. April 1904. 

:Prfns.K Verw.-LiL XXV (I904'i Nr. l.H S in.i 

I 4 Reicbsbeamtenoeseti vom M. März 1873. Bedeutung und Form der Aasteliiinss* 

uriMade. 

Die einfach nnd klar gefasste Vorschrift in § 4 des Beichsbeamten- 
gesetzes Tom 31. März 1873: 

«Jeder Reichsbeamte erhAlt bei seiner Anstellung eine Anstellnngs- 
Urkunde" 

nötigt zu dem, in Lehre und Bechtsprecbung anerkannten BechtssatzSp 
dass die Erteilung der Anstellungsnrkunde eine wesentliche Torans- 
setzung der Beichsbeamteneigenschaft ist. Dagegen gilt im Sinne des 

Rcichsbeamtengesetzes als Anstellungsurkunde schon jede schriftliche 
Eröffnung der zuständigen Behörde, aus der erhellt, dass derjenige, 
dem gegenttber sie abgegeben (ausgehändigt) wird, im Reichsdienst als 
Beamter angestellt, dass ihm die Eigenschaft eines Beichsbeamten Yei> 
lieben werden solle. 

Kr. 54. Entsch. des Deutschen Belehsgerichts. 
7. Zivilsenat. Vom 6. Hai 1904. 

(Jwr. WoebeiiNhr. ZXZin (l«M) Nr. <WM 8. «7 Ziff. Ii.) 
§ 10 Abs. 3 in Verbindung mit § I Allgemeine Vorediriften zum Stempeltarif vo« 
7. Miri 1822. 8ten|Ml|illloiitl9keit der Zuwendungen beia Bai voa ElienbthaM als 

Schuldverschreibungen. 

Die Entscheidung winde keine Schwierigkeiten bieten, wenn der 
Vertrag vom 15. Februar 1886 eiu lästiger, also l'tir beide Vertrags- 
teile Verpflichtungen begründender, und die Verbindlichkeit zur Zahlung 
des Zuschusses vou 5000 Mark ein Bestandteil dieses Vertrages wäre; 
denn in diesem Falle würde nach der sowohl für das frühere als auch 
das jetzige prenssische Stempelrecht feststehenden Bechtsprechong fftr 
diesen Bestandteil ein besonderer Stempel neben dem fllr das einh^tUehe 
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HauptgMcbftft m entrichtenden Vertragrtempel nicht zn beanspnichen 
sein (§ 10 Abs. 3 des Stempelgesetses Yom 81* Jntt 1895, Entsch. des 
BG. in Zivils. Bd. 23 S. 194, Bd. 49 8. 312). Der BR. stellt aber 
durch Aaslegung des klaren Vertragsinhalts fUr den Kevisions- 
lichter bindend fest, dass der eine Vertragsteil, nämlich der Eisenbahn- 
fiskns, in dem hier streitigen Vertrage keinerlei Verbindlichkeit über- 
nimmt, insbesondere nicht die Verpflichtung znm Bau der Eisenbahn 
Dentsch-Krone-Kallies, dass der Vertrag vielmehr ledig-lich einseitige, 
für den Fall der Äusluliruiig des Ei.senbalinprojektes abgegebene Ver- 
pflichtungserklärungen des klagenden Kreises enthält. Dieser, ein 
sogenannter Subventiousvertrag, enthält eine Ziiwt iiduug, die entweder 
zu dem bestimmten Endzwecke der Erbauung Ii r Balm oder unter 
der Bedingung dieser Erbauung erfolgt (Eger, Eisenbahnrecht Bd. 1 
S. 'diO ff ). Welclie dieser beiden Voransse tziMi gen hier zutrifft, kann 
dahingestellt bleiben, denn in dem für den Kl. günstigen Falle mag 
dieser die versprochene Zuwendung zu widerrufen oder die bereits ge- 
währte zurückzufordern berechtigt, sein, wenn die Ausf&hrung des 
Bahnbanes unterbleibt; ein klagbarer Anspruch auf ErftOlnng des 
Vertrages darch Herstdlnng der Eisenbahn steht ihm aber gegen den 
Eisenbahnflskns nicht zn, da dieser eine dahingehende Verpflichtung 
nicht ansdrttGklich ttbemommen hat, im § 1 vielmehr nnr die Mitteilung 
enthalten ist, dass er die Eisenbahn auf Grund der ihm dnrch das 
Qeseta vem 7. Hai 1886 (GS. 3. 119) erteilten Ermächtigung herzustellen 
beabsichtige (Eger a. a. 0. S. 311, 318; vgl. die Urteile des R6. 
V. 4. Januar 1884 [B^-anzös. Recht], 13. April 1885 [ALR.^ und 20. April 
1886 [Gemeines Recht] in Eger, Eisenb. Entsch. Bd. 3 S. 167, Bd. 4 
S. 260, 262, Bd. 4 S. 447). Zwar sind nach § 1053 Tl. I Tit. 11 des hier 
massgebenden ALU. Schenkungen, die unter einer von dem Geschenknehmer 
zu leistenden Bedingung oder zu einem gewissen, von ihm zu erfüllenden 
Endzweck versprochen ok!- gfe^ebon werden, in zweifelhaften Fällen 
den lästigen Verträgen ^leii h /u m hten. Aber absrosehen davon, dass 
eine Schenkung hi* r ''. clicu des oli'enbaren MangeLs des Willens des 
Kl., den Eisenbahnü^kus zu bereichern, nicht wird als vorhanden an- 
genommen weiden können , kann es auch keinem Zweifel unterliegen, 
dass der Eisenbahnflskns sicli dem Kl. gegenüber nicht hat privat- 
rechtlich zum Bau der Eisenbahn Uber daa Gebiet des Kl. verpflichten 
wollen und können, zumal eine spätere Äenderung des Bahnprojekta 
ans Offentfich-rechtBchen Gründen nicht ausgeschlossen war. Die vom 
El. ftberaommene Verpflichtung zur Zahlung von 6000 Mark ist aber 
auch nicht als Bestandteil eines einheitlichen Vertrages ansnsehen, 
ist Tidmehr eine rechtlidi sdbstftndige. (Wird nSher daigelegt.) Für 
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jedes der beiden in der VerbandloDg Tom 16. Februar 1886 ent- 
halteDen selbständigen Gescfaifte ist nach Ziffer 1 der ^Allgemeinen 
Vorschriften" znm Stempeltarif vom 7. März 1822 der Stempel besonders 

zn berechnen. Auf den Vertrag, der die Veipfliclitinig zur Hei*gabe 
von LandflÄchen begründet , entfällt nach der Tarifstelle „ Verträge*, 
da eine andere Tarifstelle nicht anwendbar ist, eine Stempelabgabe von 
1,50 Mark. Die üebernahme der Verpflichtung zur Zahlung von 

5000 Mark ist als „Sclmldversplireibunc:" zu ver.«jteuern , da alle Er- 
tordpriiis.se einer solchen vorliegen. Da aber zum Voriiandensein piner 
Scliiililversclireibung die einseitige schriftliche Erklärung des Schuldners 
ausreicht, so entsteht die Frage, ob etwa deshalb die Anwendung des 
Schuldverschreibungsstenii»els liier ausgeschlossen und die des allgemeinen 
Vertragsstempels geboten ist. weil durch die hinzugetretene schriftliche 
Annahme der Verpflichtung seitens des Gläubigers das Geschäft die 
äussere Form eines Vertrages angenommen hat. Diese Frage ist zu 
verneinen. 

Nr« 55. Eiit.seh. des ]>ent8chen Kciehsgcrlehts. 

5. Zivilsenat. Vom 11. Mai 1904. 

TD. ,Iur - Zöitg. IX (l'jul Vr ir, S 746 .lur Wr.rhcnsfbr, XXXHI (1904) Nr. 44/47 .S. 30'» Xiff 16.; 

BGB. §§ 823, 831. Die prcHssisohen Kleinbahnen sind für den durch immissionen 
(ffikestsfllirni iar Ukemilir«) vflrarMeMm 8aliii«i (Brasd dirah^Fsskoa- 
isf) Utk ehie Sat VtrbuMlMnltt «iMat VtrsolaMras saeh im aMNi HrisrllelMi 

Reohte haftbar. 

Durch Funkenflug aus der Lokomotive eines vorbeifahrenden Zages 
der verkl. Kleinbahn sind Gebäude des Kl. im Dezember 1901 in Bitud 
gesetzt. Kl. klagt auf Schadenersatz. Verkl. beantragt Abweisung, 
weil kein Verschulden ihrer Beamten vorliege, will eventnell anch den 
Schutz des § 831 BGB. in Anspruch nehmen. Die Vorinstanz (OLG. 
Köln, vgl. auch dessen Urteil vom 10. Juni 1908 in Recht.«^pr. der OLG. 
VIII S. 29 fF.) hat verurteilt und diese Verurteilung teils darauf 
gestützt, dass im Fall von Immission« ii i nrh B(iB. allgemein Schadens- 
ersatz gefordert werden könne, selbst wenn kein Veischulden ver- 
banden sei, teils weil die Ei-satzpflicht sich aus entsprechender Au- 
wendung des § 26 GewG. ergebe. RG. erklärt ersteren Grund für 
rechtsirrig, da §§ U06, 907, 1004 BGB., wie die Vorarbeiten ergäben 
nnd durchweg bisher unstreitig sei, die Schadensersatz frage nicht be- 
treffen, eine Pflicht znm Schadensersatz an sich vieUnehr nur bei dem 
Vorhandensein einer nnerlanbten Handlnng (§§ 82Sff. BGB.) bestehe 
(Ananahme im Fall des § 904 BOB.). Anch eine direkte oder entspmhende 
Anwendung des g 28 GewO. verbiete sich dednlb, weil § 6 GewO. ans- 
'drücfcllch vorschreibe, dass die GewO. anf Eäsenbahnnnteraehmnngeii nicht 
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Anwendung finde nnd die prenasiache Gesetsgebnng von der in Art. 126, 318 
EG. z, BGB. der Landesgesetzgebnng gegebenen Befiognis, den § 26 
GewO. anf dieae Unternehmangen auszndehnen, keinen Gebrauch 
gemacht habe. Dennoch sei das angefochtene Urteil richtig. Das dem 
Eigentümer sonst zustehende Recht (§ 1004 BGB.), auf Beseitigung der 
störenden Immissionen und ihre künftig-n Unterlassunnf ohne den Nach- 
weis eines Verschuldens zu klagen, werde ihm häutig durch Sonder- 
vorsrhriften entzogen. Dies sei auch liier der Fall, denn die staatliche 
Konzessionserteilung und die ihr in der Regel gegenüberslehendfi Ver- 
pflichtung zur Fortsetzung des kouzessiouierten Eisenbahnbetriebes 
verbleien derartige Klagen (vgl. §§ 11 Abs. 2, 42 Kleinbahn-Ges. vom 
28. Juli 1892, Ausführnngsanweisnng dazu, Eis;cnb.-Verordn.-Bl. 1898 
S. 235, § 1 Ges. über die Bahneinheiteu, Ges.-Samml. 1902 S. 238). In 
solchen Füllen müsse den EigeutUmern notwendig anderweitiger Ersat;s 
gegeben sein, und dieser kOnne nur in Gewährung «ner Sehadensersatz- 
kiage ohne Verschnldensnachweis bestehen. Wenn dies ancb im 
BGB. nicht ansdrAcklich gesagt sei, so ergebe aich doch der hierauf 
gerichtete Wille des Gesetzgebers sowohl fQr das Boich wie fttr 
Prenssen ans verschiedenen EinzelTorschriften. Dieser Gedanke liege 
dem § 904 BGB., dem § 26 GewO. und auch dem g 25 des (hier freilich 
nicht anwendbaren) preuas. Eiaesb.-Gles. vom 8. November 1836 zu- 
grunde, finde auch Ausdruck in Art. 9 preuss. Verfassungsurkunde, wo- 
nach das Eigentum unverletzlich sei und nur ans Gründen des 
Öffentlichen Wohles gegen Schadensei'satz entzogen oder beschränkt 
werden dürfe. Möge auch die unmittelbare Anwendbarkeit der Ver- 
fassungsurknude in der Rechtsprechung zu verneinen sein, .«!0 stehe 
doch ihrer Verwendung als Ausiegungs- und Ergilnzuugsmittel für die 
prenssische Gesetzgebung über nachbarrechtliche Beschränkungen des 
Eigentümers, insbesondere für Art. 89 i>reuss. AG. in Verbindung mit 
Art. 109, 126, 218 EG. z. BGB. nichts im Wege. Der Gesetzgeber 
habe von der ihm in den letzten Artikeln erteilten Befngnis keinen 
Gebrauch gemacht, weil er das BGB, im Zusammenhall luit der preuss. 
Gesetzgebung zum Schutz der Anlieger von Kleinbaiiueii für ausreichend 
hielt. Dies Resultat stimme mit der gemeinrechtlichen Entscheidung 
des III. Senats, Entsch. Bd. 17 8. 103, anf Grund des alten Bechts und 
der früher auf Art. 64& Code civil gestatzten rheinischen Recht- 
sprechung ttbereio. 
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Nr. 56. Entseh. des Bentsehen BelehBgericlitB. 

7. Zivilsenat. Vom 17. Mai 1904. 

:.lur. Wochen.* -lir WWU v^oi' Sr 44/47 S. 372 ZIlV. 4.'i i 

Als Unternehmer einer Strasse im Sinne des Fluchtlinieogesetzes wie auch des 
Berliner Örtsstatuts ist derjenige anzusehen, auf dessen Entschliessuno die neue 
StraMenulige MritoknCIlirM tot oml fir denm Rwknyni «to erfolgL 

Um ÜDterneliiner zu werden, ist nun aber, wie bei der Bedetttnng 
einer Strassenanlage ffir die Verhftltoiase der Gemeinde sieli von selbst 
et^ibt, und für die vorliegende Anlage nacli Massgabe der §§ 9 und 10 
des erwähnten Statuts nieht zweifelhaft sein kann, die gemeindeseitige 
Oenehmigang erforderiieh, wenn solche auch nicht notwendig in der 
Fonn der Erteilung des sogenannten Pflasterkonsenses zu erfolgen 
bi'aucht Wenn die Vorinstanz von etwas Gegenteiligem, nämlich davon 
ausgegangen wäre, dass schon das Erbieten, die Strassenanlage za be- 
werkstelligen, den Urheber der Erklärung zum Unternehmer macht, so 
kann dies nicht für zutreffend erachtet werden. Für jene Ansiclit 
spricht auch nicht die aiigezof^enc Entscheidung des HG. Der hierin 
beurteilte Tatbestand aber ergibt, dass die Genehmigung der Gemeinde 
erteilt war. Der Satz jener Entsrfieiduug, den das jetzt angefoclitene 
Urteil im Auge hat und der daliin ueht (S. 291): „Erbietet ein solcher 
Unternehmer die Anlage einer neuen Strasse, so geschieht die Anlage 
nicht von der Genieimle, auch nicht in Erfüllung einer öffentlich-recht- 
lichen Pflicht, Süiiderii eben iiilulge des freiwilligen Erbietens", hat 
damit nur den Gegensatz hervorhcbeu wollen, der zwischen den beiden 
Personen existiert, anf welche die Gemeinde die Strassenherstellungs- 
kosten abwälzen kann, nämlich die Strassenanlieger und den Unter- 
nehmer, welcher Gegensatz sich dadurch kennzeichnet, dass es sich bei 
den ersteren nm eine notwendige Leistong, eine Gemeindesteuer, 
handelt, während die Leistung des Unternehmers auf das freiwillige 
Erbieten zi^rackznflUiren ist. 

Nr. 57. Entseh. dos Oberlandcsgcrfelits Dresden 

Ö. Zivilsenat. Vom 25. Mai 1904. 

(Aiigem.Tar.-AM.ZXUI (1904) Nr. IS &MB^ 

DSirtislM ElSMb.-Verfc.*Of«i. ff§ 7, 80. Intcnwi Uaberslnli. Art II. 12. Ueklart 
FitSMS. itor TarllbttttainunBen fällt den EisenbahnverwaltaaiM iir Last iiil Ist 

gegen dieselbw lagastteii der Absender auszulegen. 

Es ist dem Bekl. zuzugeben, dass die deutschen Eisenbahuver-. 
waltungen, als .sie in den Tarifen das Wort Sorte durch das Wort Art er- 
setzten, ausdrücken wollten, unter Arten seien Holzarten im botanischen 

fUeiie Entach. des Landesgerlebts Dreadea vom 96. Januar 1904 ia dieaer 
ZeitMilir. Bd. XXI 8. 80. 
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Sinne m yerstehen. Dies kann jedoch fflr den vorliegenden Streitfall nicht 
allein entscheidend sein. Dem die Verhandlungen spielten sich inner- 
halb der beteiligten Behörden ab und sind keine fftr das 
Publikum bestimmte Willens&usserung der Eisenbahnver- 
waltnngen. Diese ist ausschliesslich in den einschlagenden Tarif- 
* bestimmnngen zu finden, und nur an sie kann und mnss .sich das 
Publikum balten. Unter den durcli die Tarif besümmungen ein- und für 
allemal festgesetzten Bedinpfmig^en wird der Transportvertrag: zwischen 
der Eisenbalm und dem Absender des Gutes geschlossen. Für diesen 
Vertrag ist lediglich das massgebend, was in den Tarifsatzungen in 
einer für das Verkelnspublikum erkennbaren Weise bestimmt ist. So- 
weit die Erkennbarkeit fehlt, hat der in der Tarifsatzung aus- 
gesprochene Wille der Eisenbahn Verwaltung keine Geltung. Beim 
Transportvertrag ist wie bei anderen Verträgen der Wille der 
einen Partei für die andere bloss dann verbindlich, weuu er gegen sie 
in einer ihr erkennbaren Weise ausgedilLckt ist. Denn sonst fehlt es 
an der fftr den YertragsabscUuss notwendigen Erklärung der gegen^ 
seitigen WillenBftberelnstinimQng. 

Es ist nnn aus den einschlagenden Tarifbestimninngen nicht 
erkennbar, dass anter »Art* Art im botanischen Sinne zu yerstehen 
sei. Gesagt ist es daiiu nicht. Das Wort Art ist eine vielseitige 
allgemeine Bezeichnung und ist sogar in den fraglichen Tarifboetim- 
innngen insofern nicht in Uebereinstimmnng mit seiner Bedeutung 
auf botanischem Gebiete gebraucht, als, wie schon die erste Instanz 
hervorgehoben hat, unter den beispielsweise genannten Holzarten durcli- 
aus nicht durchgebeuds Holzarten im botanischen Sinne aufgeführt 
sind. Einzelne der genannten Arten sind botanisch Holzgattnngen. 
Ferner ist nach den Umstünden, die für die Autfassung des beteiligten 
Pnbliknras bei der Auslegung des Wortes Ai t massgebend sind und der 
Natur der Sache nach massgebend sein müssen, für jenes niclu er- 
sichtlich, dass Art die in der H itiuiik festgehaltene Bedeutung habe. 
Die Verkehrskreise, die Hölzer abzusenden und zu beziehen pflegen, 
kla.ssitizieren sie nicht nach wissenschaftlich botanischen Gesichts- 
punkten, sondern nach Eigenschaften, die für das Holz als Ware 
wesentlich sind. Für sie ist Holzart gleichbedeutend mit Holzsorte. 
Denn Sorte ist, wie in dem im ersten Urteil angezogenen. Urteil des 
Beichsgerichtes gesagt ist, ein dem Handel geläufiger Begriff, gleich- 
bedeutend mit Warenart, und wird angewendet, wo es darauf ankommt, 
Waren derselben Gattung handelstechnisch voneinander zu unter- 
scheiden. Die Verkehrskreise, die fUr die einschlagenden Tarifpositionen 
in Betracht kommen, werden natorgemäss davon ausgehen .und aus- 
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gehen mfinen, dtm auch in jenen nnter Art Sorte rerstanden weide. 
Denn die TariffeBlsetningen ^ehen swar yon der Eiseahahnyerwahnng 
ans, Bittd aber dazu heBtimmt^ diejenigen, die der E&enbahn den Trans* 
port von Qfiteni übertragen, die Sätze mitzuteilen, nach denen sie be- 
fördert werden. Das Publikum kann also davon aoagehen, dass es 
diesem Zweck entsprechend in den Feststellungen ihm geläufige Be- 
griffe wiederfindet. Es würde auch, wie in dem angefochtenen Urteil 
in Anlehnung an die Ausführungen des von ihm angezogenen Reichs- 
gerichtsiirteiles dargelegt ist. schwer verständlich sein, wenn der 
Eisenbahngütertarii" die zu befördernden Waren nicht nach handels- 
oder verkehrstechnischen , sondern nach wissenschaftlich-botanischen 
Gesichtspunkten einteilte. Die beteiligten Verkehrskreise, für die die 
Tarif bestimmungen gegeben sind, können also schwerlich auf den Ge- 
danken kommen, dass Arten im botanischen Sinne gemeint seien, 
müssen vielmehr nach den Verhältnissen, deren Berücksichtigung bei 
Ermittlung des jenen Bestimmungen beizulegenden Sinnes ihnen billiger- 
weise nar sngemutet werden kann, za dem Ergebnis gelangen, es 
Holzart gleichbedeutend mit Holzsorte im handelsteehnisehen Sinn. 

Dass man im Tarif das Wort Sorte dareh Art ersetzt bat, gibt 
ttber die Bedentnng, in der das letztere Wort gebrancht wird, keinen 
Anftchloss. An Stelle eines vieldeutigen BegrüliBS ist ein anderer viel- 
dentiger gesetzt, der für das Yerkehrspubliknm aus den angegebenen 
Gründen nichts anderes besagt, als der frühere. Die Eisenbahnver- 
waltnngen können, da nach der von ihnen gewählten Aisdmcks weise 
den Kreisai, mit denen Transportvertrige Ober zu befördei-nde Hölzer 
abgeschlossen werden, mr erkennbar war, Holzart bedeute Holzsorte, 
nicht beansprnchen , dass Art in einer anderen, speziell in der von 
ihnen gewollten Bedeutung aufgefasst werde. 

Als Sorte in warentechuischem Sinne ist nun amerikanisches 
Birkenholz um das es sich im vorliegenden Falle liandelt, keine uiulere 
Sorte als einheimisches Birkenholz, wie schon im angefochtenen Urteil 
ausgeführt ist. Im Verkehr ist jenes von diesem überhaupt nicht 
nnterscheidbar. 

Die Fracht iih die m Rede stehenden, aus amerikanischem Birken- 
holz gefertigten Holzstiftc (Schuhpflöcke) ist somit nach dem Ausnabme- 
tarif 1, Holztarif Pos. 4 zn berechnen, nicht aber, wie geschehen ist, 
nach Spezialtarif I. 
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Abhandlungen. 



1, 

Enatepflicht-KonkiiTreiis Ifir den nach Haftpfllehtreelit Ter- 

antwoTtUcIieii. 

Von Or. jMr. FrMrioh Wsber, 

DlrektionaaBMSMr bei der Kttidgl Generaldlrektloii der Bftyr. StaatodeeiilNihiieii 

in MOnclien. 

Auf das ffii%lüc1itreeht finden die aUgenieinen BeBtimmniigen des 
BQrgerliehen Geeetebnclui (BGB.) subBidOre Anwendung:. Die Tätigkeit der 
Eisenbahnimtemeluniiiigen. zKlilt zn den .nnerlAnlvten Himdliingen'' im Sinne 
dee BGB. 

Diese Sätze liat flas Keichsrrpvicht aufgestellt, den ersten Satz vor allem 
bezüglich des § 254 BCtB. in Uübeieinstimmnng mit der auch in dieser Zeitschrift 
Bd. XIX S. 79 vertretenen Ansicht in Itonstanter Rechtsprechung (s. Bd. XIX 
S. 344, XX S. 33, 48, 51, 136, 156, 175), den «weiten S»tK in einem in 
der Samnlnnjr der BelchegerlclktBentBclieidiuigen Bd. 59 S. 114 nnd anesngs- 
weise in dieser Zeitschrift Bd. XX S. 24 ver»ffentlicliten ürteile^). 

Diesen Sätzen wird zugestimmt werden müssen; sie ent.<>prechen dem 
Willen des Gesetzgebers, vom I.Januar 1900 ab ein einlieitiiches bürgerliches 
Recht zu scliafi'en. ÜTid doch wird hei der praktischen Durclifülining der 
Sätze mit einer gewissen Vorsicht vorgegangen werden müssen. Das Bürger- 
liche Gesetzbuch liat das Haftpflichtgesetz als Sondergesetz bestehen lassen, 
obwolil es wohl ohne Schwierigkeit bei Regelung der Bechtsrerhlltniise ftlier 
nnerlanbt« Handlungen anch das HaftpOichtreeht bitte zur Darstellang bringen 
und hiermit auch das Verhältnis dieses Rechts zum allgemeinen Recht iw^els- 
frei feststellen können. 

Ans dieser Sonderstellung des Haftiiriiihtrerlits crpilit sich, dass für das 
BGB. kein Anlass vorlag, die von ihm selbst geregelten Kechtsverhältnisse 

*) Die Sntseheidang In den Sammtnngen des Reichsgerichts Bd. 60 S. 408, die 

ffir das Haftpflichtrecht die Anwendbarkeit des § 32 der Zivilprozessordnung — Ge- 
richtsstand der unerlaubten Handlung — ergibt, wird sich narh ohigem nicht mehr 
verwenden lassen. Eine weitere Folge ergibt sich nach obigem gemüss Art. 12 des 
EiafBhrangsgesetsei zum BGB. fflr den Fall, dass ein nach dem UnfaUfttrsorgcrecbt 
Verrieherter im Anstand einen Unfall erleidet and nach ausländischem Be<^t flaft« 
pHir^} r insprüche geitflild mscbt <s. §§ 10, 12 det Unf^flnoxgegeeetses vom 

18 .luui 19011. 

£ger, ElMababtttoolitUcU« Bsiacboidangeii XXL 6 



Diglized by Google 



82 F. Weber, Ersatzpflicbt-Konkurrcnz f. d. nadi Hafipflichtrecht VerantwortiicbeD. 

gcgcnttber dem Haftpflichtrecbt in den eigenen Paragraphen klar zu legen. 
Wenn es Bestimmungen Uber erstgenannte BeclitsTerldillaiisBe anstellt, so 
dürfen dieselben nicht ohne weiteres als anch für die Besleiinngen an drai 

Haftpflichtgesetz massgebend erachtet werden. 

Dem § 840 dos BGB. kann also eine direkte Bedeuliing für das Haft- 
]>tli(litro(:lit nicht zukommen. Es darf ni^lit dorait ü'esrlildsjicii worden, das?, 
weil § 840 Abs. m die Haftpflicht niciit nennt, der Ilattiiriitlitip-e ala aus 
einer uncrlaubttiu Handlung verant^YürtUch gegenüber dem, der aus einer 
in § 840 Abs. m lücht bezeielineten Handlung haftet, gleieh einem Oesamt- 
schnldner, gegenüber anderen aber primAr einsntreten habe (ait. Urteil in 
Entsch. d. Beichsger. Bd. 68 S. 114). Diese Argvmmtation wfirde in ihrem 
Resultate dem bisher für das Haftpflichtrecht anerlcannten (s. Eger, 
Kommentar V. Anfl. S 77) nnd im BOH. § 840 Abs. ITT selbst für plei. li- 
geartete KcclitsverhHltnissc auf^restelltfii .'^atze widersprechen, dass der- 
jenige, welcher bloss wegen iSchatiuiig eines gcnihrliclieii Zustande» liaftet, 
vor dem bevorzugt wird, der wegen Verschuldens für den gleichen Schaden 
einsnstehen hat. 

Weil diese Alimentation sonach weder auf dem Wortlant der ein* 
schlagigen Bestlmmong des BOB k'ostutzt werden ^aan, noch dem Sinne der 
Bestimmung entspricht, kann sie auch niclit unter Hinweis auf Art. 32 des 
EinführnnffRgesetzes des BGB. aufrecht erlialten werden, abp-psehpn davon, 
dass aucli Art. 42, der das Haftpflicht£;e8etz als Sondergesetz in Ueltung 
lässt, hiegegen spricht. 

Ans vorstehendem ergeben sich in sinngemUsser Anwendung des 
§ 840 des BGB. bea. der Ersatsverbindliehkeit awischen dem HaftpHlchtigen 
nnd anderen ans nnerlanbten Handinngen Haftenden ^) naelisteliendeBechtssKlaEe: 

Ist neben dem Haftpflichtigen ein Dritter nach den §§ 833 bis 838 des 
BGB zniii Krsat/c des Schadens verpflichtet, so haften beide aiuli in ilirem 
Verhältnis unti i einander gleich Gesamtschnldnern. Bei gleichzeititrer Haftung 
eine« Haftpfli» btigen mit Dritten, die cremriss «U ii i;^ 823 — 826 verant\v(»rtUch 
sind, ist im Verhältnis zueinander der Dritte allein für den Schaden ver- 
antwortlich. Das »tierte Urteil in Entsch. Bd. 63 8. 114, in dieser Zeitsdir. 
XX S. 24 wfirde, soweit es diesen Sftteen gegenfibersteht, als richtig nicht 
anerkannt werden können. 



*) Unabhängig hiervon ist die Frage, wie der Schaden verteilt werden soll 
zwischen dem, der aus einer unerlaubten Handlung verantwortlich ist, und dorn, der 
TertrsgsmftsBlg — z. B. aus einem Versieherangsvertrag, einem Werkvertrag — haftet 
^^rhlie^Bt man sieh den AasftthniDgen in dies. Zeitschr Bd. XVIII S. 273 an , würde 

die Frapf^ von vornherein irelöst sein, da eben ini^oweit, alr^ di-r Gcsclladigtie infolge 
des Vertrags gedeckt ist, überhaupt kein Schaden entstanden ist. 
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2. 

Kann eine Unterlassung als „nnabwendbaro Handlung einer dritten 
Person'' (§ 3 des dsterr. Haftpfliclitgesetzes Tom 5. MSrz 1869) an- 
gesehen werden? 
Von Or. Jir. Rndolf Utkt in Prag. 

Eä ist ungefühi ein Lastruui iier, seit der Oesterreiclusche Oberste 
Geiichtdiof eich In der EntBclieidiing vom 28. November 1899 Z. IS. 839 
aber die Tragweite der drei j&ftimgsaaschUestaogsgriliide de« itoterreichisehen 
Haftpflichtgesetses vom 6. IClrs 1869 snsepracli. Diese EntBcheidang, welche 

in Fachkreisen regem Interesse tiegegnete, ist samt dem ihr zup:rande liegenden 
Sadivtilialtc anch den Lesern dieser Zeitscliiit't diirdi Dr. TilscliV kritische 
Würdipunjr ' ) bekannt geworden. Es handelte «ich um die Verletzung eiiie< un- 
mündigen Kindes, für welche die erwähnte Entscheidung der beklagten Eisen- 
bahn die volle Haftung und Verantwortiing auferlegte, weil erstens keine 
Bede davon sein IcSnne, dass hShere Gewalt vorliege, weil sweitene aneh 
der Befreisngsgnmd der unabwendbaren Handlung einer dritten Person 
nicht gegeben sei, indem im konkreten Falle höclustens eine Unterlassung in 
Frage komme, eine Unterlassung aber niemals als unabwendbare Handlung 
sich darstellen kimiip. und weil drittens bei einem nnninii*licrf n KitiiIp aurli 
nicht von einem die Bahnhaftung aasschliessenden eigenen Verschulden 
gesprochen werden könne. 

Ich luitte schon Gelegenheit, In diMer Zeltschrift eine spätere ISsak- 
schridong des Obersten Gerichtshofes vom 28. Jftnner 1902 Z. 612 mitsn- 
teilen, welche eineB Fall, der dem im Jahre 1899 entschiedenen, rorerwfthnten 
Falle ganz gleichgeartet war, im entgegeTiirosi tzfen, also die Bahn absolvierenden 
Sinne entschieden liat, von il( r im .lalire 1899 reprobierten Rechtsanschauung 
anssTPhend, dass in dem zum Si liaden hinwirkenden Verhalten des unmündigen 
Kindtj8 ein unabwendbarer Zufall (vis major) gelegen sei. Im gleichen Zu- 
aammenhange wies ich aut eine andere Entscheidung vom 2. Mai 1901 Z. 3711 
hin, die den im Jahre 1899 aufgestellten Sats, dass unter dem eigenen Ver- 
schulden des ttsterreichfechen Haftpdlchtgesetees nur subjektives Verschniden 
zn begreifen sei, einer Korrektur unterssog, indem me statuierte, dass sur 
Begründung des erwtihnten Befreinngsgrundcs objektives Verschulden genfige. 

Gegenwiiriig liegt mir nun eine Entscheidung vor, welche den wcifpven, 
im .Talire 181)9 akzeptierten (irundsatz, eine solniMlnfte Unterlassung 
könne den Befreiungsgruml iler unabwendbaren lianillnng einer dritten 
Person nicht konstituieren, uuistösst. Im Jahre 1899 hatte der Oberste 
Gerichtshof erklärt: .Aber auch die imabwendbare Handlung eines Dritten 
wurde beklagterselts idcht behauptet, da das Verschulden der Eltern der Be* 



>) In dies. Zeitschr. l]fl. XVIII S. 284fF., 378ft". 

') Zw ueueiteu Praxis des usterr. üaftpflicbtredites, Bd. XIX S. 369 ff. 
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8i;}iüdigt( n in einem Mangel an AufBiclit, also in einer Unterlassung i;elegen 
flein Roll, das OemtE aber keiMtw«gB du BMabwoidbuw YefBdmlden d«r 
dritten Penon, sondern anadräeklich eine unabwendbare Handlnnip derselben 
znr notwwdigen Voranssetznng hat, unter welcbe Bestimmung aber eine bleme i 
ünterlassnng nm so weniger subsumiert werden kann, als die Anfzählong der ' 
im § 2 des zit. Ges. erwähnten Uinstiiinlt' mit Tvücksielit anf die Wrirte .mr ' 
dann'" und (Wo Verljindung der piiizclticti Ihnstiinde tuit dem WörUlieii .oder' 
offenbar t'inc taxative i^^t . soJiiii eint- analoge Anwendung aut dort nicht 
ausdrücklich angeführte lliu^tiinde nicht zuliissi". 

In der Enteciteidimg des Obersten Oerlchtahefea vom 8. Jani 1902 Z. 4882 
wird nun aber anageffihrt: . AnderemeitB ist aber dem Beruf nngsgericbte 
auch in dem Ansspmche nur beisnplUehten, dass die Ereignnng vom 28. Jnli 
1901, der auch Klägerin znm Oiit i tinl. uur dnreh eine, wie sich § 2 des 
Geset/es vom 5. Mihz 1869, RGBl. Nr. 27, ausdrückt iniabwt' ii dbare 
Handlunii' des Eii:entüuiers nnd Lenkers obiiicn Gespannes, dessen Ver- 
scliulden die geklagte Bahn nicht zu vertreten hat, verursacht wnrde. Wenn 
man nämlich auch die Frage ausser Betracht lässt, ob er nicht dem § 96 
der Eisenbahnbetriebsordnung vom 16. November 1851, B0BL Nr. 2 ex 1862, 
zuwider, der Bahn zu nahe kam, so ist ihm doch jedenfalls das SchenwerdNi 
seiner Pferde, die schon auf den Bahnkörper hereinstfirmten und so das 
Fuhrwerk unter die herankommende Lokomotive brachten, worin anch Klilgerin 
die nnmittelbarp Fnfallsnrsache zu erblicken zuiriht, als Verschulden anzn- 
lasten; denn wenn § 97 der zitierten Betricl)siadnnng vorschreibt, da^s 
selbst bei neben der Balm weidenden Tieren datür Sorge getragen werden 
mnsB, da«t selbe bei der Vorüberfahrt der Züge nicht scheu werden, so gilt 
dies in einem gewiss noch viel höheren Grade von Tieren, die vor ein mit 
Menschen besetitM fuhrwerk gespannt sind, im Falle ihres Schenwerdeu 
also unnennbares ünglflck anrichten können. An dieser Sorge hat es nnn 
der Wagenlenker vollkommen fehlen lassen. Obwohl der herankommende 
Zn? festjrpstelUermassen srh<<n van weitem zn sehen war und ebenso fest- , 
gcütelltermasseii zur kritisilien Zeit zwei wiederholte Signale {rtol^rten, tat 
er überhaupt nichts, um einem möglichen 6ciieuwerden seiner Bierde vor- 
zabengen, . . . Dieses sein Verhalten, als sogenannte negative 
Handlung nach § 1294 a. b. GB. aufgefasst, war aber von selten d«r ge- 
klagten Bahn allerdings unabwendbar und begrflndet daher anch ia 
Gemitssheit des schon obzitierten % 2 des Eisenbahnhaftpfliehtgesetses 
deren Befreiuriir von der einaekla^-ten Ersat/.leistunti" . 

Lee:t man min die kritische Sonde an die beiden einander widersprechenden 
Entbcheidungen, dann muss die Prüfung zuungunsten der im Jahre 1899 
vorgenommenen einschränkenden Interpretation des Begriffes , unabwendbare 
Handlung" ausfallen. Ich habe bereits im Jahre 1902, noch vor dem Be- 
kanntwerden der das 1899 er Urteil korrigierenden Entscheidung vom 8. Juni 



■) Mitteilungen für den Finanzprokarfttotsdienst. Bedigiert hn k. k. Fiotni- 
Ministerium, IV. Jahrgang, Nr. 23. 
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1902, meiner Meinnng daliiii Ansdrnrk iie^eben'), dass keines der Ijci iUt 
Interpretation zu berücksichtigenden Mittel es verbietet, unter Umstäudeii in 
einir tTtttorlUBimg eine wnbwendbave Hradlui^r im fflone dea § 2 des Haftr 
pfflicliliereMtses za erblicken. Dem eteht weder der Wortfliiuit noch die A1»- 
licht dee Geaetsgebers entgfegei), und aiieh die Yergleichnng mit anderen ver- 
wandten (i f /.Bn führt zu der hier vertretenen Ansicht. 

Was ileu VVortfiinn betrift't, so dürfte es niclit als nnznl.lssir; TiezeiobTipt 
uddcn, den Ausdruck „Handlnnj^" durch „Handeln' zu ersetzen, und sn /.um 
15e<rrirtV .unabwendbares Handeln" zu gelangen, wel'^li'^r der Ausleiarunfr im hier 
veitreteneu Sinne gewiss keine besondere Schwierigkeit mehr entgegenstellt. 
Noch nUier kommt man dieser Anscbanmug, wenn man für «Handeln* daa 
gewiss auch nicht weaentHch versehiedene , Verhalten* anbatitniert 

Sollte man linden, dass eine solche Metamorphose der vom Gesetae ge- 
brauchten Wf rte etwas raissliches an sich hat, dann kann fiijgclich auf die 
fTfrnnzieliunir der „eigentümlichen Bedeutung der Worte" verziihtet werden, 
da die Erfors(hnTi£r der klaren Absicht des (.k'setZL'eliers zu dem «rleichen 
Resultate führt. Der Motivenbericht, mit welciiem im Jahre 1868 die 
Regierungsvorlage über das Haftpflichtgesetz einbegleitet wuide, führt als 
Befreinngsgnind der Bahn n. a. an ,das Vers ch aide n einer dritten Person, 
fSr welehe sie (die Bahn) nicht au haften, und deren Handlang unabwendbar 
war". Man sieht, wie hier das Hauptgewicht auf das Verschulden trele^t, 
und dass hier eine schuldhafte Unterlassung ebenso wie eine schnldhafte 
positive Handhinir als von der Haftnnp- befreiend cedaeht wird. Aneh wenn 
man auf die parlamentarische Beratnnür zurückgeht, findet man keinen Auhalts- 
pankt fUr eine restriktive Interpretation des Begriffes der nnabwendbareu 
Handlang. Im Gegenteile iSsst sich ans dm Worten des Jnstiamlnisters in 
der Debatte im Herrenhanse «oder endlich durch ein Versehalden dritter 
Personen, inaofem dasselbe fttr die Untemehmang anabwendbar Ist*, das 
gleiche Argument für die hier entwickelte Ansicht ableiten wie aus der oben 
wiedergegebenen vStelle au« tlcm Motivenberichte. 

Auch die verjrleicbende Heranziehung verwandter ausländischer Gesetze 
führt ni( lit zur Keprobation der hier vertretenen Auffassnng. Zwar kennt 
da« deutsche Eeicbshaftpflichtgesetz vom 7. Juni 1871 (§ 1) nur den Be- 
fraiongagnind der höheren Gewalt nnd dea eigenen Veraclmldena dea Be- 
schädigten oder Verletxten, aber Theorie und Praxis unterordnet widerspruchslos 
auch Handlungen Dritter der «httheren Gewalt*^), and es besteht, da hier 
kein allzuenger Wortlaut entgegensteht, crar kon Bedenken, beim Zutreffen 
aller ührlfren Vnranssetzungen in einer Unterlassung den Befreinngsgrund der 
höheren Gewalt zu erblicken. 

>) Zur Hiiftniijj; der Eisenbahnen für die Tötung and körperliche Verletsung Un- 
zarecbnungälahiger, .lurist. Blätter Nr. M ex 1902. 

*) Man vergleiche anch aus dem römischen Obllgatiuncnrecht das dare und facere, 
uuter welch letstetes auch ehi non facere eingereiht wurde. 

•) Stcnogr. Prot. d. Hcrrcnh. IV. Sess. S. 1141. 

*) Vgl. Eger, Eeiohshaftpfliclitgeseta 5. Aofl. S.12äir. Beindl, Beichshaftpflidit» 

gesetz S. 63. 
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Das schweizerische EiäeDbalm>Haftpllieh.tgeBetK vom 1. Jnli 1875 
kennt als EnthaftnnpsLnnnd auch das ^Versehen und Vergehen der 
Tfpiscndpn orlpr Drittel- hfi der Trati^sportanstalt nicht ansrestellter Personpn" 
— Ivt'iii Zweifel, <la*8 ein solches Versehen und Vergehen aack in einer 
Unterlassung begründet sein kann. 

FOr das Gebiet des ungarischen Haftpflichtgesetus (GesetsarÜkel XVIII 
ex 1874} sei bemerkt, dass dassdlbe zwar von einer von dritten Personen 
verübten, seitens der Babnverwaltnng unabwendbaren Tat spricht, dass aber 
z.B. Nenmann (Staatswörterbnch Bd I S. 37S) keinen Anstand nimmt, einer 
solchen Tat hinsichtlich der Rechtswirknng anch eine Unterlassung gleich- 
zustellen. 

Es lie^t nun auch von diesem Gesiditt^imnkte , vom Standpunkte der 
Rechtsvergleichnng, kein Cirund vor, nach österreichischem Bechte einer 
Bahnverwaltung zu ihrer Enthaftnng die Berufung auf eine für ^e vor« 
gekommene Kljrperverletzung oder T((tung kausale Unterlassung einer drittm 
Person zn versagen; und da dieser Grund für die Nichfhaftnng der Bahn 
zufolge des (Jmstandes, da«s das (Isterreichische Haftpflichtgeset/ den bSuHgiaten 
Fall (los M liuMliaftf n VerlinUi'iis dritti r TVrsonen, nliralich die positive 
Handlung, ana lioiii iJegrirte der liühoieu (it walt herausgehoben hat, unter 
den vom Gesetze mit den Worten „unabwendbarer Zufall" (vis major — ► 
höhere Gewalt) formulierten Befreiungsgrund nicht subsumiert werden kann, 
so erübrigt also nichts anderes, als — was nach dem vorangeführten unbe- 
denklich ist — den gesetzlichen Ausdruck , (unabwendbare) Handlang* 
dahin auszulegen, dass er hinsichtlich seiner Tragweite dem Ausdrucke 
„Verhalten" gleichkommt, also auch eine Unterlassung umfassen kann. 

Zum Schlüsse ><cl norli crwülmt, das» die trleichf Anffassnne, wie sie 
hier ausführlich begründet wurde, von Krasuopolski^j und Horsetzky-) 
geteilt wird. 

Wenn dch also ans der im vorstehenden versachten Beweisführang er- 
geben hat, dass von den beiden Urteilen des k. k. Obersten Gerichtshofes 
vom 28. November 1899 und vom 8. Juni 1903, soweit die Frage der un- 
abwendbaren Handlung bzw. Unterlassung in Betracht kommt, das letzt- 
ircnannte Erkenntnis «It in ii-torn i( liisi lien Haftpflicht^?esetze allein gerecht 
wird, so bleibt nur zu wünscii*Mi iilaig, da.ss der k. k. Oberste Gerichtshof, 
falls er sicJi neuerlich der glciclicii Frage sreErenüberärestellt sehen sollte, im 
gleichen Sinne entscheiden möge, wie im Jahre 1Ü02. 

■) stnatswörtcrbuch I S. 368: ,Dle Handlung, richtiger das schädigende 
Verhalten der dritten Person-". 

Zur Kaäuiätik des I'lisciibahnhuftpllichtgcsützes, (irünhuts Zeitschr. XXX. IM., 
S. 186 if. : , . . . folgt, dass die Deutung, welche die Prsxis der unter den Ezkolpations- 
griitidi n dos zitierten Gesetzes vorkommenden Handlung einer dritten Person |^bt, als 
ob dieselbe die Unterlassung nicht in sich begreift, zu eng ist*. 
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3. 

Beitrüge zar ErlSntenuig des § 91 der Bentoehen Ehenbalm- 

YerkehnorilBiiiig. 

Von Dr. jir. WItNalM Btttbk«, 

Landrichter In Berlin. 

•) Die Waetfloegee des § 21 #er EieenbalM-VerfccIireerdBmg. 

Alles fliegst. Besonders aber das Verkehrsweseo befindet sich in einem 
tuuuiflriSrllchen Flnste, mid die Worte I^UMte: ,Es erben ileh Oeeets und 
Becht* usw., sie passen schon iSagst nicht mehr auf die moderne Gesetz- 
gebung» Bm anf Onrad der BeiehsverfiMsimg Art. 46 * erlassene Betriebs* 

regleroent für die Eisenbahnoti Deutschlands vom 11. Hai 1874 
(RGBl. S. 84'i war vielfarlRii "Waiidhincrrn nnterworfen, nnd die Verkelirs- 
ordnang ttir die Eist nliahnen Deutschlands vom 15. Nnvpmher 1Sf>2 
(RGBl. S. 923) ist einem L;lpichpn Sclücksal nfrht cnt^^augen. Uie duich- 
gieitendste Aenderung hat 8ie nach der Bekanutiiiachuug des Reichskanzlers 
vom 28. Oktober 1899 erfahren, wonach der Bundesrat am 26. Oktober 1899 
an die Stelle der Verhehrsordnnng vom 16. November 1892 eine neue , Elsen' 
Itahn-Verkehrsordnang' gesetst hat. Diese Aendemng war dnrch das 
Bürgerliche Gesetzbuch and das neue Handelsgesetzbnch veranlasst. Seitdem 
silid schon wieder pine Anzalü Abänderungen veröffentlirht worden. 

Einer der wichtigsten Paragraphen der VO. ist der § 21, weil er ein- 
schneidende Bestimmungen für das Puldikum im Personenverkehr trifft. Gerade 
dieser Paragraph ist besonders oft Ge^tn^tand gerichtlicher Entsdieidimgeu 
gewesen. Seine nngenane Fassung hat verschiedene Streitfragen erzengt, nnd 
daher erklttrt es sieh hanptsttcbUeh, dass er seit 1892 zweimal gettndert 
worden ist, nämlich durch die VO. vom 26. Oktober 1899 nnd laut Bekannt- 
machung des Reichskanzlers vom 25. März 1904 (RGBl. S. 143). Wir stelieu 
nar]i!«tehend die drei Fassungen des § 21 übersichtlich zusammen und itfwar 
unter Hervorhebung der Abänderungen durch den Druck. 

Die Aenderung des Abs. 1 trägt der seil lb9ö in Preusseu eioge- 
fBhrten sogenannten Bahnsteigsperre Beehnnng. 

Die A ender nngen des Abs. 2 bezwecken eine genauere Fassung nnd 
sind dazu bestimmt, auch diejenigen Personen zu treifen, die — ohne die Ab* 
isicht der Mitfahrt — in einem zur Abfahrt bereit stehenden Zug Platz nehmen. 
♦ Bei der neuesten Fassnuir i?t dieser Gedanke in der Weise ausgeführt , dass * 
von den „Reiscmlon'* im .\bs. 2 und 3, von dei!<'ii dio ohne Rriseabsirbt 
Platz nehmen, im Ahi^. 4. und vi»n lioiden tTruii]i('ii /.usamnieu im Ah>i. ö die 
Rede ist. Es ist nicht zu verkcuuen, dass dadurcii eine grössere Klarheit 
geaehaffen ist. 

Absatz 4 der mittleren Fassung fehlte frtther. Er ist Jetzt zum 
Absatz 6 geworden und enthftlt eine geringniglge redaktionelle Aenderung, 
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sowie die nene Bestinummg, dass dorch den Tarif die Znschläge und sonstigen 

ZO za1il«'n(ltMi BftrUp-e nicht erhöht, sondein nnr emiSssigt wenkn kimn^Ti 

A))satz 7 (früher 5) endlich besoiti^'t (Un Zweifel, ob nel>en dei St i lI- 
gpbiilir für <len Mangel eiuei Baluisttigkarte ikmIi oin erhöhtes Fahrgeld tur 
unbefugte liemitzung eines Zuges erhoben werden kunu. Kger (EVO. Anm. 83 
zu § 21} bejahte diese Frage; jetxt dürfte sie xn verneinen eein. Denn da 
der mit dem W^rtcben ,tind* eingeleitete letxte Sata weggefallen iet« mnas 
man annehmen, daes die StrafgebQhren der Abättae 2 nnd 4 gleichzeitig dies 
nnbefugte Betreten der Balinanlagen dectten und dass die Strafgebühr fftr 
Mancrrl d. r Kalmstcigkartp nnr subsidiär zu erheben ist. Gleichwie derjenige, 
der t'iiu' :riiltiL:o Fahrkarte besitzt, auf die Bahnsteijrc zu las<«en ist, so kann 
auch derjenige, der als Strafe und Ersatz einer Falirkart« 6 M. oder mehr 
zn zahlen hat, nicht noch mit einer erhöhten Bahnsteiggebühr belastet werden. 

b) Erteilt anvertehildeUr Verltat eiair Fahrkarte die VerpflloMaai zar ZaMaai 
ehier StrafgehOhr? (§ 21 Me. 2 Eleeabahn-Varkelirtordmi|.) 

Der § 21 Abs. S der EVO.^) ist in letzter Zelt wiederholt Gegenstand 
der ttffentliehen Besprechung gewesen nnd in dieser Zeitschrift zuletzt von 
Dr. F. Görden einer Erörterung unterzogen worden (Band XX S. 193), Die 

Frngp, welche Tragweite dem Paragra])lii ii boizumpssen ist, hat durch eine 
Knthcheidnng des Landgerichts in ^Iu;:d(bm<! tiTic der Eisenbahnverwaltnng 
ungünstige Ücantwortung erhallen. Dan Inricht hat entschieden, dass ein 
Reisender, der die Fahrkarte nachweislich verloren hat, zur Zalüung einer 
Znschlaggehühr nicht verpflichtet sei. Ich lialte dioro Ansicht nicht fttr riclitig, 
kann aber auch der andern Ansieht nicht beitreten, nach der die blosse 
Tatsache des Nichtbes^itzeg einer Fahrkarte zur Znschlagsaalllnng 
verpflichtet. Es sei mir gestattet, dies näher zu begründen. 

W?1rc die VO. wie friÜK r blos« ein Bestandteil des Beforderungsvertrages, 
also eine lex contractus, su wäre die Begründung leicht. Es bedürfte dann 
nur eines Hinweises auf die Bestimmnugen des BGB. über die Vertragstrate. 
Denn es wärde dann anzunehmen sein, dasa sich der Reisende fiir den Fall, 
dass er seiner Verpfllchtnng, die Fahrkarte stets bei sich lAben, nicht nach- 
kommt, einer Vertragstrafe in H9he des doppelten Fahrpreises nnterworfen hsi. 
Es würde deshalb das Zusatzfahrgeid in allen den Fällen wegfallen, in denen 
d;is (fesetz die Forderung einer Vertragsstrafe ansschliesst , d.h. stets dann, 
wenn der Reisende den Verlust der Falirkarte nicht zu vertreten hat. 

Nun hat al'ei die seit dem 1. Januar IfXiO eeltende Verkehi*8<>rdnnng 
nicht den Charakter einer lex contractus, sondern einer Kechtsverordnung, 
wie wohl allgemein anf Grund der 454, 472 des Handelsgeaetsbadies an- 
ericannt ist. Da liiemach die ans § 21 der YO. hervorgehende Verpfliehtnng 
nicht anf einem Vertrage, sondern anf dem Gesetze beraht, so kann jetat 
von einer Vertragstrafe uit hl mehr die Rede sein. Die VO. in alter Fassang 
sprach auch nicht von einer Strafe, sondern von einem Znschläge (§ 21 *). 

*) Siehe die voistehende Zasamnunstellnng nnter a (ä. 88). 
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Gleichwohl hat das Znpatzfalirf^eld einen straföhnlichen Charnkter, und es 
steht nichtf? im Weg-e, bei der Anslepimpr Acr Verkehrsordnun? dipjenicren 
ürundsiitze anzuwenden, die lür die Fehtset/uug von gesetzlichen oder Vci- 
ti'agstiafeu mai>8.gebend sind, immer vorausgesetzt, dass diese Auslegung dem 
Geiste der VO. entspiieht. 

Welches ist aber der Oeist des § 21 der VO.? Wer in etaiem 
Elsenbaluiziige Plats ainuuti amis jederzeit ia der Lage sein, seine BereehtigQnK 
zum Verweilen nachzuweisen. Dem Reisten liegt die Pflicht der Vorleistung 
ob, er mnss die Vorlcistmi-r beweisen, wenn er die Xarbleistnrifr der Eisen- 
balm verlangt. Würde die Kisenbahn einen Reisenden, der eine Fahrt zurück- 
gelegt hat, aui Zahlung des Fahrpreises verklagen, bu uinsste der Reisende 
die Zahlung beweisen. Dieser Beweis wUrde leicht sein, wenn er ungehindert 
die Bahnanlagen betreten nnd wieder verlassen hat, weil dann eine tatsSch' 
liebe Vermntimg für die Zahlnng spricht. Wird der Reisende aber vor Be- 
endigung der Fahrt ohne Fahrkarte betroffen» so kommt ihm irgend eine 
Beweiserleichterung nicht zugute. An und für sich hat deshalb die Eisen- 
bahn keine Veranlassnnir , den Hei«enden, der keine Fahrkarte liat, mit Zu- 
schlägen zu beschweren, wenn eine bösliche Handlungsweise des Reisenden 
nicht nachzuweisen ist. Wenn aber Arglist vorliegt, trifft das Strafgesetz 
schon Vorsorge. Die Eigentümlichkeiten des E^isenbahnverkebrs bedingen es 
jedoch, dass gleichwohl besondere Uassregeln getroffen werden. Denn einmal 
rind Durchstechereien aller Art leicht mSglicfa, nnd dann ist es im Einael- 
fallt schwer, eine bösliche Handlungsweise nachzuweisen. Es rechtfertigt 
sirh «leshalb in der Regel, dem Reisenden eine Qeldleistong avfanerlegen, 
wenn er die Fahrkarte niclit vorzeiiren kann. 

Trifl't diese Pflicht einen betriigeriselien H eisenden, so ist sie gewiss ge- 
rechtfertigt, er bat ausserdem noch die kriuunalstrafe zu erwarten. Beim 
gutgläubigen Beisenden rechtfertigt nch die Leistmig dann, wenn er nicht 
sorgsam genng gehandelt hat. Die Getdleistnng lllsst sich also In beiden 
Fullen ans einem Verschnlden rechtfertigen (Vorsata oder FahrMUwifekeit). 
Darfiber hinaus aber liegt — selbst bei voller Berücksichtigung: der Eiigenart 
des Eisenbahnbetriebes — kein Anlass vor, den Reisenden zu beschweren. 

Ist dies der Geist der \0. so fra^rt es sieb, ob der Wortlaut der 
Bestimmungeu eine dem Cf eiste entsiireLheiide Aiisle;:ung ^ulässt. Die Frage 
ist zu bejalien, wenn auch scheinbar ein Vei acliuldeu den Worten uacli uielit 
erfordert wird. Die blone Weglas.sung des Schn]derf(»deniisses spricht noch 
keineswegs gegen die Notwendigkeit des Sehnldnaehweises. Denn es g^bt 
viele Strafbeatimmnngen, die anzweifelhaft Vorsata oder Fahrlässigkeit er- 
fordern und doch das Schulderfordernis nicht ausdrücklich aufstellen. Dahin 
gehören die meisten Polizeiübertretiingcn, mit denen der Fall unseres § 21 
die grösste Aehnliehkeit Im!. An und für sich ist es zwar niösrlieb, dass ein 
Verstoss gegen ein J?ehiitzgesetz ohne Verschulden stattfindet, wie § 823 
Abs. 2 des BGB. ausdrücklich anerkennt. Diese Fälle bilden aber nur die 
Ansnahme (vgl. Olshansen, Straf gesetabnch, Vorbemerkung 2 an § 860), 
und mttssen deshalb klar zutage liegen. 
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Der Wortlaut det § 21 in der Fassang^ von 1899 war non keineswegs 
klar'). Die FassTin? vnn 1892 ist geändert worden, ohne dass eino AenJernni» 
des Sinnes beabsictitigt war. Man wollte durch die Acnderunff klar stellen, 
dass ancli Nie h treisende getrotieu werden niid Reisende auch nach Be- 
endigung der Fahrt zur Verantwortung gezogen werden können. Man 
mag zugeben, duB die Aendemog wwttnscbt war, der Zweck iat aber nicht 
ToUstSndlg erreicht werden. Denn wenn man Marstelleii wollte, dam auch 
Wk Nicktreisender, der im Zuge Platz oimmt, der Znsatef^btUir unterliegt, 
so niUBSte man die Worte „für die ganze von ihm zurückgelegte Strecke' und 
„für die gani^f> vom Zuge zurückgelegte Strecke" anders fassen*), denn diese 
W^orte verleiten zn dem Schlüsse, dass die Person schon eine Strecke zurück- 
gelegt haben rauss, weuu »ie Strale erleiden soll. Ferner enthielt die Fassung 
von 1899 eine neue Unklarheit. £s war nämlich zweifelhaft, ob es genügt, 
dass jemand mit gültiger Fahrkarte in den Zog einstieg, oder ob er während 
der ganzen Fahrt im Besitze einer gültigen Fahrkarte SMn mnsste. Die 
frfihere Fassung war klarer, und da eine Aenderuiipr iii<ht .stattfinden sollte, 
so mnsfste man sich für die zweite Alternative entscheiden. Ein Gesetz, das 
80 unklar gefasst ist, kann nicht beaTi«]inu]ien, aus dem blossen Wortlaute 
heraus eine Auslegung zu erfahren, die eine Ausnalinie vun den sonst üblichen 
Gesetzesregelu bedeutet. Man wird sich also dafür zn entscheiden haben, dass 
ein Tersehnlden Yoraaseetzung fär die Anwendung des § 91' ist. Dass 
neuerdings eine klarere Fassung eingeführt ist, kann an diesen Betrachtongeai 
nichts Hadem, da die nene Fassung die LSsung der hier gestellten Frage 
nicht bezweckt hat. 

Hiergegen kann man nur antüliren, dass der Absatz Ü (früher 4) des § 21 
scheinbar auch eine NichtschnM des Keimenden ins An^re fasst. Dort beisst es : 
„Den Eiseubaimverwaltungeü bleil't überlassen, die Fälle, in denen 
von der Erhebung der in den Abs. 2 und 4 bezeichneten Beträge ans 
Billigkeitsgriinden abzusehen ist oder geringere Zuschläge als die 
in diesen Absftteen erwihnten erhoben werden sollen, mit Genehnigattg 
der Landesaafsichtsbehftrden nach Zustimmung des Bdchs-Elsenbahnamts 
durch den Tarif einheitlich zn regeln". 

Wenn jemand unvcrschnldet Strafe erleiden soll, so entspricht es 
immer der Dilligkeit. die Sti-afe niederznschlajren. Diese Fälle können also 
im Abs. 6 nicht gemeint sein. Abs. 6 bezieht blch vielmehr nur auf die 
zahlreichen FäUe, in denen bei verschuldetem Uebertreten des § 21 
BQligkeitsgrllnde vorliegen, die die Erhebung des Zuschlages entbehrlich er- 
scheinen lassen. Abs. 6 ist also gegen die entwickelte Ansicht nicht zn ver- 
werten. TMfiäcIilich treffen denn aueh die zurzeit allgemein geregelten Aus- 
nahmen nur solche Fälle, in denen an und für sich eine Schuld des fieisenden 

*) Diese AusfUinuigeii sind durch die nraeete Fassung (1904) nicht erledigt Sie 

haben ihre Bedeutung!; itcshulb iH-halfen. weil die Hauptfrage von der neuen Fassung 
unberührt geblieben ist und zur Auflegung von (iesetzen auch aufgehobene Bestim- 
mungen Wert haben, 

*) Dies ist in der Fassung von 19(M gesoheheu. 
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vorUegen würde. In den Allgemeinen ZuBatebestimiiiinigeii «tat Verkehra- 
ordning; m § 21 heisst ea: 

«Wer anf einer AnachlnBflatatien wegen Yerspiltiui« des bennteten 

Zoges oder wegen kurzer üebei^angBzeit eine Fahrkarte zur Weiter» 
fahrt nullt liat Indien köniK'n imd dies dem Scliaffner sofort nnattfce- 
fordert meldet, hat nur den gewöhnliehen Fahrpreis zu zahlen'. Ferner: 

„Wer in demselben Zuge über die Station, bis zu der seine Fahr- 
karte gilt, hinausfahren will, dort aber keine Zeit zur Lösung einer 
neuen Fahrkarte bat und die Abgeht der Weiterfahrt spllteeteiiB anf 
der nrsprOnglichen BestimmiingBBtation dem Scbattaer mddet« bat nnr 
den gewöbnlicben Fahrpreis zu zahlen". Femer: 

„Wer in einem auf der Bestimmungsstation seiner Fahrkarte nicht 
haltenden Zöge über diese hinausfahren will nnd dies dem Schaffner 
spätestens anf der letzten Haltestaiion v^r der ursprünglichen Be- 
Btimmnngsstation nielüet, hat nur den gewöhnlichen Fahrpreis für die 
ohne Fahrkarte xnrfickgelegte Strecke nadhanzahlen". 
Ferner hat in Frenseen die Znaeblagegebfibr nicht verwirkt, 
,wer anf einer Idelnen Station, wo demeelben Beamten Fahrkarten- 
verkaaf nnd Zugabfertigung obliegt, wegen Sdialtereeblnnes keine Fahr- 
karte hat lösen können". 

Alle diese Bestimmungen treft'en Fülle . in denen der Reisende au und 
für sich kein Recht hat, den Zuij zu bennl/.en uder weiter zu benutzen, weil 
er tiieh niclit im Beiiiitze einer gülligeu Fahrkarte befindet. £r würde an 
nnd ffir sich echnidhaft handeln, wenn er den Zag benntate oder weiter be- 
nntate. Ana ^Higkeitegrflnden i»t Htm aber die Bennteiiag nnter gewiuen 
Bedingungen gestattet, ohne daea er einen Zaschl^ m zahlen hat 

Schliesslich führen die Folgerungen, die sieh ans der wörtlichen Ans- 
leprung des § 2t ergeben,^ zu einem Mittelweg. Man wird unbedenklich dem 
Keiseiulen die Pflicht auferlegen können, für Aufbewahrung seiner Falukarte 
Sorge zu tragen. Wer eine l'ahrkarte nicht bei sich hat, ist der Vermutung 
unterworfen, dass er eine solche überhaupt nicht besessen oder daes er sie 
durch seine eigene Schuld yerloren habe. Der bloeee Nachweis, dass er eine 
Fahrlurte gehabt hat, befreit den Beisenden deshalb nicht Ton dem gesetz- 
lichen Zuschläge, es bedarf noch der Darlcgting, dass der Nichtbesita nicht 
auf seinem Verschulden beruht. Ein solcher Beweis lässt sich in vielen 
Fällen führen, und es würde nnsserordentUch hart sein, ihn nicht zuzulaesen, 
wie die nachstehenden Uuispieie lehren. 

Zunächst kommen die Fälle der Unzurechnungsfähigkeit in Betracht. 
Wenn ein Sind oder ein QeiateskmnkMT einen Zug benutzt und seine Fahr- 
karte Teriiert, so kann von einem Verschulden im aUgemeüien nicht die Rede 
sein. Bei lDndef:Jfthrlgen von 7 — 18 Jahren, bei Taubstummen, bei den 
wegen Geistesschwäche, Trunksucht oder Verschwendung Entmündigten tritt 
Verantwortlichkeit nur ein. wenn sie die zur Erkenntnis der Verantwortung 
ertorderliche Einsicht halten ilUi?,. 114.8281 Diese Einsicht wird man 
allerdings beim Verlust der Fahrkarte in der Hegel anzunehmen haben. 
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Ferner gehören hierher die Fälle, in denen der Reisende unter dem 
Einflasse von Zwang, Betrug und Irrtam «teilt. Man nehme z. B. an, 
dsM dem Beieeaden die Fahrkarte wUuread der Fahrt geranK 
abgeBchwindelt, daae ihm von einem kontrolUeroiden Beamten infolge Ver- 
wechselnng eine falsche Fahrkarte zurückgegeben, da» er von einem austttn- 
digen Beamten in einen falschen Zuf»: gewiesen wird. 

Aber auch andere FilUe sind als Ansnalinien von § 21 zu bet rächten. 
Man (lenke daran, dash eine Familie iu vtjrijcliiedenen \Va;,a'n untergebracht 
wird and nur ein Familienmitglied die Fahrkarten hat; teriier das» einzelne 
FamHiMunitgliedn- in einn Vor- oder Nachzog gewiesen werdoi, data der 
Zag nnterwega geteilt^} wird and die Familienmitglieder anf diese Weise 
getrennt werden. Es ist anch denkbar, dass man die Fahrkarte ohne alles 
Verschnlden verliert. 

Man kann hingegen niclit anführen, dass die Eisenbahnverwaltnner aas 
BilligkeitsgrUnden von der Erhebung des Zuschlajrps absehen oder den ge- 
zahlten Zuschlaff zuriiekzahlen kann. Per Reisende imi.sb iu den Füllen, in 
denen ihn keine Verantwortlichkeit triflft, ein Recht haben, nicht mit Nach- 
teilen belegt an werden. Denn ttber das, was billig ist oder nicht, sind die 
Ansichten hftnflg sehr verschieden. Der Rechtsweg kann dem Reisenden nicht 
verscbrftnkt werden. 

Selbstverständlich erfordert es der Eisenbahnbetrieb, dass der Zuschlag 
zunUchst in allen Füllen von Weisenden rrliohen wird, es sei denn, dass ein 
sofortiger Nm iiwcis der .SrhuldlusiL'^keit gefülirt wird. Und das Hecht, den 
Reiseuden auHzusetzen (§ 21 ^) wird man, von dieser Ausnalmio abgesehen, 
den Betriebsbeamten ohne weiteres znzugestehen haben. Aber den Beweis 
der Schnldlodgkeit nachtrftglich an führen, mnss dem Reisenden erlaubt 
sein. Dieser Beweis ist in der Regel nicht leicht, and es ist ein Hissbraacb 
des Rechtes nicht zn befttrchten. Es wider»"! t i< ht ^^^^^ dem Rechtsgefühl, 
dass dr-r 1' eisende ohne sein Verscluilden eine mitunter unverliHltnismHssig 
hohe Slrat'e leiden «.oll, ohne dass ihm reclitlielirs {tehnr pesrhenkt wird. 

Sollte die voröttiiiend vertretene AulVa^siint; iiieht richtig- sein, su it»t sie 
jtideufallä deu massgebenden Stellen iür eine zukünftige Aenderung der EVO. 
ans Hera za legen. Dabei würde auch eine Hildernng bei verschnldetem 
Verlast der Fahrkarte angebracht sein, etwa in der Weise, dass bei Nadi- 
weis der Fabrbereehtigang nar eine geringe Strafe dntritt. Was aar Anf- 
rechterhaltung eines ordnungsmSssigen Betriehes nötig ist, muss L^ewährt 
werden. Allzu strenge Massnahmen werden aber als ImreankratiM lie ( liik;vH> 
empfunden und schaffen ein unzufriedenes, wenig entirei^unkümmende8 Publüwum, 
gefährden also mittelbar deu ordnungsmässigen Betrieb. 

') Eine solche Teilung ist t. B. vorgeuonmen worden im Sommer IflOS bei Zog SO 
Manchen— Berün in ^'ttnibexg. 
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4. 

Zur Frage der Kompensation reijlUirter Gegenforderungen der 

Efftenbahnen. 

Von Dr. jur. M. Epstein, 
Landesadyokat in Brimi. 

Vorliegende Frage wurde in einem im Allgemeinen Tarif-Anzeiger ^r. 3 
nnd 11 ex 1901 vom Oberlandesgpiirlitsrat Dr, G. Neiimann in Wien vt i ■ 
öffentlichten Artikel; „Das Recbt der Bahn, ilire Ansprüclie gegen die l'artei 
anssergerichtUcli geltend za machen", gestreift, aber nicht des Näheren 
erörtert, eoxideni nar die Frage dea geBetslichen Pfandrechtes der Bahnen 
besproeben, d. i. ob nnd inwieweit dlesdben bereehtigt sind, die Anafolgang 
des Frachtgntes zu verweigern, insolange invht alle aufgerechneten Gebühren 
bezahlt sind (Art. 21 „1. üe."). Und doch ist ancli die vorliegende Frage, 
die oft erst lanfre nach A««folp-nng des Gntes auftaucht und l ein die Vcrjfihrunfrs- 
fraiT"' nach Art. 46 T. Vi\ zum Gegenstände hat, von ebenso praktiischer nnd 
reclitliclier Bedeutung, nicht nur für die üüterreichiscben , sundern auch für 
die dentachen Bahnen, da besttglich der VerjShmng da wie dort dieaelben 
Onudsfttso gelten. 

Es kommt ja nicht selten vor, dass Bahnen, wenn Partelen innerhalb 

der Jahresfrist nach Ansfoignng des Gutes MeihrgebQbrai r^amieren, mit 
Gegenforderunsren hpransriicken nnd sich im Kompensationswege sofort liezahlt 
machpn, indem sie seli-e v(»ni liquidierten Betrage sofort in Abzug bringen; 
selbst dann, wenn diese Gegenforderungen zur Zeit der Reklaaiaiions-Erledignng 
durch Verjährung schon erloschen sind. Es entsteht nun die Fi-agc, ob dies 
zulässig ist, oder nicht, denn Art. 12 L Ue, erklUrt ansdrttcklich, daas ein 
Ansprach anf Blickxahlnng oder Nacbzahlong in ebnem Jahre vom Tage der 
Zahlung verjährt 

Die Beantwortang dieser Frage hänirt von der Vorfrage ab, ob für die 
Vcrjfilirungszeit dpr Gegenfordernnfr der Tai: der reberreichung der Reklamation 
seitens der Partei oder der Tac der Abreclnumtr. d. i. der der Erledimin^- seitens 
der Bahn, oder der Tag der Zustellung dieser F>ledigung an die Partei mass- 
gebend ist, welche beide letzteren Zeitpunkte voneinander oft sehr verschieden 
sind, da bei dem schleppenden Qeschftftsgange im Kontrolldienste zwischen 
Erledigung nnd Zustellung nicht bloss Tage, sondern oft Wochen veigehen. 
Eine gerichtilche Praxis hat sich über diese Frage wenigstens nach den 
pnlli?cierten gerichtlichen Entscheidungen noch nicht herausgebildet, da die 
Parteien in solchen F HIen, wo es sich oft nra geringfligisj-e Betrftg« handelt, 
es in der Jbtegel unter la^üen, den Bechtsweg gegen die Bahn za betreten. 
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0er Pester .Tarif- und Verkebraanzeiger* vom 1. November 1903 teilt 
mm Über vorliegende Frage ein UrteU dee IT^ener Besirkagericbtea in Aadele- 

sachen Z. 141/3 mit, in welchem die Frage der ZulKssigkeit der Eompenaation 
begabt, und der Tag der Ueberreicbnng der Reklamation als der entBcheidende 

angeselien wnrde. 

Es liandclto sich nach dem publizierten Tatbestamie luii den Fall, wo 
eine Firiua am 21. jb. 1902 auf Grand von 9 Fruclitbriefen aus dem Jalire 
1901 Kehrgebührea reklamierte, vnd tntaacUlch worden ihr mit Sehrriben 
vom 38./ 11. 1903, also Aber 6 Monate vpaixt von der Balm für. 8 Fracht- 
briefe Kr. 30*79 liquidiert^ aber glelehzeitig eine Gegenforderang von Kr. 9*30 
compensando in Abzug gebracht, und zwar anf Grund eines Frachtbriefes 
vom 29 /8 1901, der am 6./9. 1901 dnrch Frachtgebttbrenzahinng eingelÖBt 
worden wai-. 

Es war somit 1 Jaiir nach der Fraclitzalduntr, d. i. am 5 /9. 1902, also 
2'/« Monate vor der aiu 28. /II, 1902 erfolgteu Rekiamaiions-Erledigung die 
einjährige VerJfthretagsfriBt bezüglich der G^enforderung abgelaufen. 

Die Urteilagrfinde lauten wOrtlich: 

»Die Fordernis dea Klagera und die Gegenforderang der Beldagtem im 

Betrage von Kr. 9'30 standen sieb bi» zum 5./9. 1902 aufrecht gegenüber. 
Nach § 1438 a 1>. OB. tritt eine gegenseitige Aufhebung dci Vorliindliclikoiten, 
wplrhe schon für »ich die Zahlung bewirkt, ein, wenn Koidcnnifron ^'(•jen- 
stiilig zusammentreffen, die richtip-, gleichartig und so beöchatieu bind, dass 
eine Sache, die dem einen als Gliiiibiger gebührt, von diesem auch als Schuldner 
dem andern entrichtet werden kann. Die Fordemngen hoben sieh gegenseitig 
schon vor dem 3./9. 1902 «für sich" anf unter der Bedingung, dass die Kompen- 
sation von der k1ai:ten in Anspruch genommen wird. Diese Bedingung ist 
allerdings erst nach dem 5./9. 1902 eingetreten, indem die Beklagte unterm 
28. /II. 19r»2 dem Kläger erklärte, da«s die Komp^^nsation eingetreten sei. 
Durch diese Erklärung ist also die bereits vnr dem b.l9. 1902 liedinsrt 
eingetretene Erlöschung der gegenseitigen Forileruuge« per Kr. 9 30 zu einer 
unbedingten geworden, und awar mit der Wirkung von jenem Zeitpunlcte, 
in welchem die Forderungen einander gegenflberstanden*. 

Das Wiener Bezirksgericht nahm also den Standpunkt ein, dass ffir die 
Kompensatiuu nicht der Tag der Zustellung, auch nicht der Tag der Erledigang, 
Bondem dei Tag der Einbringung der Reklamation, also der 21./5. 1902 
)iin'i'^>rebend sei, das« an dip.«em Tajre im vorliegenden Falle diese beiden 
1' urderungen noch aulrerlit be.standen, dalier zusammentrafen, sidi aho gegen- 
seitig an und für sicti, d. Ii. ohne weitere Tathaudlung der Parteien auf- 
hoben, anerdings, wie die Grande einräumen, nur bedingt, die aber durch 
die spfttere Kompensationserklftrung sdtens der Bahn zu einer unbedingten 
geworden sein soll. 

Diese Ansicht erscheint aber bei iifilierer Prüfang der juristischen Sach- 
lage nicht rielitis"; denn der in § 1438 a. b. OB. gebranclite Ausdruck «für 
sich" heishl nur, dass es zur tit Itiiidmachnmr einer Gegenfoi^derung nicht 
melu', wie früher noch einer Gegenklage bedürfe ] nicht aber, dass Fordernis 
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und Getrentordernng, wenn sie zusammentrelüen, .shIi ^c]\on von selbst auf- 
beben, ohne tlasjs es erst einer rechtzeitigen Erkiiiruug: der Gegeni)artei 
bedürfe. Eine bedingte Aufhebung, eine bedingte Verjälirang licunt da« 
Oesetc nichl Und aü\nt wenn du der Fall wttre, bliebe immer die faktisebe 
Änfreehnnngr resp. die Erklftrang die Haaptsache. Jedenfalls mnee Anfreebnnng 
resp. die ErkIKrung der Gegenpartei, dasr; sie von dem Kompenaationsrechte 
Oebraacb machen wolle, innerhalb der Verjährungszeit erfolgen. 

Diese Erkli^'-nn'j- bildet selbst nach § 388 des deutschen bürerorlii'lien 
Gesetzbuches die iTrimdiage der Aufrctliniiiiir. Ohne diese ErklliriinL: pild es 
keine Kompensation, und selbst nach § 1438 des österr. biirgerl. Gesetzbirches 
kann ebne diese Erklärung die Qegenfordenuig gar nicbt als liqnid betracbtet 
werden. NIeht der Tag der Einbringimg der Beldamation, sondern der Tag 
der Abreebnnng reep. der Erledlguig mnse beaiiglicb der Gegenforderang 
massgebend sein. Ebenso wie die Partei binnen Jahresfrist ihre Forderung 
der Bahn h<'Tcaiint trcbpn mnss, wenn su' sicli vnr di r Verjührung schützen 
will, ebenso bat das aiieh die Üahn bezüirlitli ihrer vt rineintlichen Gegen- 
forderung- zu tun. Hat sie das uiclit innerhalli der eiüjäliritzcn Frist getan, 
äo ukUHs ihre Forderung als erloschen betracbtet werden. Auderiitalls wiiide 
die sondwbare Folge dntretan, imn dardi die Seklamation der Partei ancb 
die Veijftlinuigsseit für die Bahn onterbrodien wfirde, dass also die Handlung 
des A nicht nir diesem selbst, sondern seinMU Gegner B anstatten käme, 
was doch den geltenden Rechtsregeln durcbans widersprechen wfirde. Nach 
aüirf'ineinen RechtsgrundsHtzen ist ein jeder nur für seine ei^rene Handlnncren 
1 Liitwortlich und kann einem Jeden nur seine eigene Kechtshandlung zum 
\ur- oder Nachteile gereichen, nicht aber auch dem Gegner. 

Wäre die bahnseitige Auffassung richtig, dann käme der Bahn nicht ihre 
dgene Sbndlnng, sondern die der Partei cognte. 

Nehmen wir den entgegengesetzten, in der Praxis leicht vorkommenden 
Fall: Eine Bahn würde eine Partei wegen einer unrichtig berechneten Fracht'- 
gebühr auf Nachzahlung belangen. Bei der Verhandlung käme zur Kenntnis, 
dass die Partei aticli eine andere .lltere Forderung wegen einer Mehrgehinir L-^etron 
die Bahn zu stellen lialie. die sie nunmehr der eingeklagten Fordenuii; < nm- 
pensando entgegenhalten würde, und zwar mit der Motivierung, d&as diese 
ihre Fordenmg zur Zeit der einige Uonate früher erfolgten Mahnung noch 
nicht verjährt gewesen sei, dass damals beide Forderangen znsammentrafen, sich 
gegenseiHg aufhoben, dass daher anch die bahnseitige Forderqng dnrch Kom- 
pensation ipso jure erloschen sei. Eine solche Ein^vend1|ng wird die Bahn und 
atioli das Gericiit p^cwiss nicht gelten lassen. Was nun dem einen recht ist, 
das ist dem anderen aiieli billig. 

Aber noch an einem anderen Falle wollen wir das Unhaltbare der bahn- 
seitigen Ansicht nachweiäeu. Wiire die bahnseitige Ansicht bezüglich der 
KompenMlions-Einwendung richtig, dann könnte in Konseqnens dieser An8l6ht 
s. B. von dem wegen einer zivilrecfatttchen Schuld Belangten seinem Gläubiger 
aaeh Jahren eine Obigst veijihrte Bürgschaftoforderung oder Wechselforderang, 
wenn ihr die slvilreehtliehe Grundlage cur Bereichemng fehlte, compensando 

Sa«r, Bli«nbshBTeahCUolM OitMliildBnyni XZI. 7 
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eutgcgcii^iolialtcn werden, nüt der einfachen Motivienin<r, dass znr Zeit der 
Einmalinung der zivil rechtliclien Forderung aach die gegnerische Weclisel» 
forienmg noidi zn Recht bestaiid, das« damals beide FordeimigeiL Kwuunen« 
trafen, daher soweit ele ridi deelcteD, im Wege der EompeiuaUoii ron seibat 
(ipso jare) sicli anfhoben, daher anch die Unterbrechang dvt VeijBhrang seifteaa 
der \Yech8elfordernng eingetreten, dieselbe daher auch noeh jetzt za Redit 
bestehe tind daher der zivilrf litli^ lien Fordonrn? jrejrpiriiber compensando 
einirewondet werden kann. Das Unhaltbare einer solchen Anschauung tritt 
hier klar und offen zntage. 

* Soviel vom Standpunkte des positiven Gesetzes. Aber anch von einem 
anderen Gertcbtapindcte ans betrachtet, IKsst sich diese Ansdianinir nicht rechte 
fertigen; denn die Festsetzung einer bloss einjfthrlgen VerjSbmngsfristt die 
den Parteien zur Geltendmachung ihrer Rückforderungen gegenüber den Bahnen 
eingeräumt ist, bildet ohnedies eine Ausnahme von der Regel, ein Privi- 
legium zugunsten der Bahnen; denn die Partei kommt oft erat zum Jahres- 
schlüsse, wenn sie von dem Käufer als Beleg der Abzugsposten die Fracht- 
briefe zurückerhält, in die Lage, die Frachtberechnung zu prüfen und dann 
die eventuellen Helugebühren zu reklamieren, weshalb sich schon mehrfach 
Stimmen dafttr erhoben haben, dass diese Frist auf 2 oder 3 Jahre aus- 
gedehnt werde. 

Wenn nun die Partei trete ihrer sdiwierigen Sitnxition an die ein- 
jährige Frist gebunden ist, so mus» dies um so mehr bezüglich der Bahn, die 
docli im Bositze der Rechnungsbelege immer Weiht, bei der ein regelmässiger 
KontroUdieiist iiinktioniert, der Fall sein. Wenn nun die Bahn diese ein- 
jUlu'ige Frist ver^ireiclien liisst, ohne innerhalb derselben ihre Ucgenfordernng 
der Partei bekanntzugeben, so mnas diese Qegenfordemng als erloschen 
betrachtet werden. 
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5. 

Zur Frage, ob sieh das Verl»ot eines PrlTaWliereiiilcoiimeiM nieht 
nvT anf Preis •Ennlsstgungeii, sondern aneb Preis -Erhöhungen 
gefcnOher den Eisenbahn-Tarifen be/i( !it (Internat. Ueberelnk. Art. 11. 
Vnf;^. £i8enh.-Betr.-RegL §§ 7 n. 60). 

Von Dr. jur. Ferdinand Baumoartei, 

Rechtsanwalt in Bndapest. 

Die Königlich Ungarische Kurie hat in ihrer Entscheidung vom 21. April 
1904 die Frairt-, ob sich das Verbot am Ii auf Prpiserhöhunjren erstreckt, 
verneint. Foltrender Tatbestaml lag dieser F.ntscheidunsr zngruinle: 

Zwlseheu der klägerischen Vizinalbabn und der k. nug. Staatsbalin waren 
Yerinndlungen im Zage, wonach far Hokaendangen eiae gemeinsam an be- 
Btimmende Frachtermlssignng publiziert werden sollte. An diesen Verhaad« 
langen hat auch der Beklagte als interessierte Partei teilgenommen. Wahrend 
der Verhandlungen /.wischen Klä^ier und Beklagten eine Vereinbarung 
zustande gekoiiHiion, laut welcher dor l'-eklaiitc f^ieh verpflichtete, der kliliie- 
rischen Eisenbahn 2 Kreu/cer per lUO Kilogramm und Kilometer für diejenigen 
Transporte der Eisenbahn zu vei friiti n. welche in den zu publizierenden Tarifen eine 
Preisermässig^ung erfahren. Nach ZuMtaudekumraen dieser Vereinbarung liat die 
klflgeriscbe Eisenbahn der Direktion der Staatsbahn mitgeteilt, dass sie mit der 
Tariferm&Bsigang einverstanden ist. Infolgedessen wurde dieselbe pabliaiert. 

Der Beklagte hat gegen die Ebige der Tizinalbahn anf Zahlung der 
Vergfitnng zwei Einwendungen erhoben: erstens, dass das Verschweigen 
dieser Vereinbarung die Hintergehuntr der Staatsbalm bedeute und folglich 
die Verpfli«'htnTig als contra bonos mores nidit rec litsvL-rUindlich f?ei. Diese 
Einwendung liaben sämtliche Instanzen zurückgewiesen, da die Direktion der 
Staatebabnen sich nicht dahin geäussert habe, dass sie die Tarifermässigung 
bei Kenntnis dieser Vereinbarung yerweigert hfttte. Hingen haben sowohl 
das Bndapester Handels- Wecbselgerieht wie auch die Bndapester Tafel den 
zweiten Einwand des Beklagten für gerechtfertigt erachtet, dass die Ver- 
ptlithtnnir zn einer höheren Frachtgebühr gegen das Prinzip der Tarif- 
öiVentli bkrit, und der irleichmässigen BehandluTjfr Verstösse und folglich nicht 
anf dem Prozes»bwe}r*' ireltend gemacht werden könne. 

Diese Auffassung der beiden ersten Instanzen hat jedoch die Königliche 
Knrie ans folgenden Gründen verworfen: 

4 und 66 der Eisenbahngeschftftsorduang vom 16. November 1851 
bestimmen, dass die Eisenbahnen die Tarife publizieren und vor der Publikation 
den staatlichen Kontroll-Organen au präsentieren haben. §§ 7 und 00 des 
EisenbahnbetriehTiresibMiientf? verfügen, dass die Bereclitinng der Frachtgebühren 
anf Orniid der rcclitsiriilti^en und gehörig publiziiM tcn Tarife zu erfolgen hat. 
Endlich kauu die Eisenbahn laut § 8 der Gt >( liättsurdnuiig und § 6 der 
Verkelirsordnung den Transport nicht verweigern, laiis die Transportbedingungen 
erfüllt sind. Anf Grund dieser Bestimmnngen and die publizierten Tarife 
unter gleichen Bedingungen fttr jedennann glelehmRssig anzuwenden, d. h. die 
traaiportierenden Parteien kQnnen nicht auf verschiedene Art behandelt werden, 

7* 
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sondern die Eisenbahn nillBft den Trannport für jedermann zu dcnjenisren 
Fraclitirebühren übernolmien . weldie in ilen Tarifen entlialten sind. Hierans 
folot, dass die Eisenlialm oinzolne Aufireber niclit derart bevorzugen liann, 
dass sie ilmen einen {geringeren Fraclitsatz bereclinet, als andern Parteien. — 
All diese Bestimmungen scbliessen jedoch nicht aus, daüs «1er einzelne Auf- 
geber, ob für oder ohne einen G^nwert, auf einen Teil der ihm gebflhrenden 
tarifarieehen BegfinstignBgen verzichten oder dieee Begünetignnf^ fiberbanpt 
nicht In Anspruch nehmen kann. Die hier streit^ Vereinbarung enlMlt 
Jedoch nichts anderes, als dass der Beklagte die publizierte Tarifbegiinsti^nng 
gpirenüber dem KlUger niclit in An)«prnnli nimmt uii'l auf dicst^nic tj-ilwcise 
Verzicht leistet. Die» verstösst aVior weder :;t'L:oii das Pi inzij) ili r i'ubliisitüt 
der Tarife, noch gegen das Ürt'entliche Interesse. Die iiichtigkeit dieser Auf- 
fassung bekräftigt auch Art. 11 des durch Gesetzartikel 25 des Jahres 1892 
inartiknlierten Internationalen Uebereinkommens, lant welchem jede Frivat- 
Tereinharang, wodurch einem oder mehreren Absendern eine Prefserrnftssigiu^ 
gegenfiber den Tarifen gewShrt werden soll, verboten und nichtig ist. Diese 
Bestimmung statuiert also bloss das Verbot der Preiserm{ts8igung und 
del<laii(rt dio dirsl»??:!"!?^^!? Voreinbarnng für nichtig. HinffOfren wird 

die HediiiLruim einer liidieren Fracliigcbühr nicht verboten, nnd daraus folgt, 
dass die Bedingung de» Ii oberen Frachtgebühren zulUssig ist und der Ab- 
sender sich der Eisenbahn gegenüber gültig verpflichten konnte, die Prds- 
ermftBsigttUg oder eineii Teil derselben nicht in Ansprach zn nehmen. Dieser 
Verfligong des biternationalen Uebereinkommens, ohzwar dieselbe sich nicht 
anf den internen Verkehr erstreckt, kommt eine entscheidende Bedeutong deshalb 
zu, weil laut Punkt II des S< hlusspri>tnl;.d!s zum ürboreinkommPTi der Bevoll- 
mJlchtigte des ungarischen Staates erklärt liat, dass unsere Verkehrsreglements 
mit dem im Artikel 11 festgestellten i'rinzii»e siuh im Einklang hetinden". 

Diese Entscheidung der Königlichen Kurie ist nicht ohne Priizedenzfall. 
Der Bevisionssenat der Bndapester Tafei hat in einer Entscheidung vom 
25. Hai 1900 (Taf. 42) dieselbe Anifiissang ausgesprochen. Ebenso anch 
Eger, Komm. z. interaat. Uebereinkommen, 2. Aufl. S. 197. Demnngeachtet 
künnen gerechtfertigte Bedenken hiergegen eriioben werden, da diese Inter- 
pretation des Art. 11 I.Vp. die Frage nur naeli dem strikten Wortlaut« 
entscheidet, ohne dessen alltieni* ine Prinzipien zur Geltung zu bringen. Es 
ist wahr, dass Art. 11 nur die Tarif ermössignng verbietet, aber es kann 
mit Kecht darauf verwiesen werden, dass dieser Fall nur als der praktisch 
wichtigere hervorgehobm wird, und die Pflicht der gleichnässigen Be- 
handlnng auch mit der TariferhShnng unvereinbar Ist. Fttr das interne 
Frachtrecht scheint dies um so evidenter zu sein, ais § 7 des Betriebs- 
reglement» — wie dies die Budapester Tafel auch hervorhebt — bloss den 
erf^tfTi Satz das Art. 11, al^^n nur das allgemeine Verbot fiberninimt, ohne 
die oxemplilikativen Bestimmungen des 2. und 3. Satzes hinzuzufügen*). 

Die Annahme (Tcrstncrs (Infernnt Eiscnbahnfrarlit recht S. 2U7 Anm. das? 
Privjitubreden über l'reiserhöhungen überhaupt nicht vorkommen und derselben aar 
deshalb im Gesetze nicht besonders gedacht sei, trifft freilich — wie der vorliegeode 
Fall seigt — nicht su. 
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Belir'A^e zur Erläutcruii:; dos PnMissiscIicii kUiiibaliugesctzes 

vom 28. Juli \s\)-l. 

Von Dr. Georg Eger, 
Eegierungsrat in Berlin. 

IV.») 

Die bfihl^rdllch« Genehmignng zu weaentliohen ErweiternngeB oder 
ftonstigen weaeiitllclien Aendernngen einer Kleinbahn. 

Wie cnr Herstellnng und zjm Betriebe einer Kleinbahn («. in dieser 
Zeitechr. Bd. XIX S. 291) erfordert § 2 des Prenes. Kleinbahngesetzes auch 

zu wesentlichen Erweiterunpren oder sonstifren wesentlichen 
AendernTiCTf n de« rntpfnohtrifTi?, <\pr Anlajre oder des Betriebs die Oe- 
nebmicTtiiL: <lei- zustUndigen Beliürde. und zwar wird nnterschieden , ob diese 
Erweiterungen un^ Aendernngen derartig sind, dass sie <len Charakter der 
Kleinbahn an sieh nieht berühren 2 Sats 2), oder so, dass die Kleinbahn 
dadurch die Bedeutung einer unter das Eisenbahngesetz vom 3. November 
1838 geiiörigen Bahn erlangen vrfirde (§ 2 Sat» 3). F&r den ersten Fall 
erfordert Satz 2 die gleiche Genehmigtm 2^ wie für clon erstmaligen Bau 
«Tili l5etiifV>. wälirend für den letzteren Fall Satz 3 die Versagunsr der 
Genehmigung vorscln eiM. Die Fa'-'iung des Satzes 9 nnd sein Znsammenliang 
mit Satz 1 lassen klar erkenueji, ilasr*, Satz 2 sieli nur anf Aenderoneren be- 
zieht, die da» Unternehmen als Kleinbahn nicht berühren. £$ worden also 
durch Sats 2- Verftndemngen nieht betroflisn, welche in einer Umwandlung 
(DdLiasaierung) der Kleinbahn in eine PrlTatanschlnssbahn oder in ein Privat^ 
Eeleise bestehen. 

Der Icf^islative Zweck der in Rede stehenden Bestimmnngen ist klar er- 
sichtlich. Die nfinilichen Gnimle, weli !ie für die behördliche (TeTie!imiirnTi!r 
des er^t 111 :i litten Baues nnd Betriehf^ dei- Kleinbahn sprechen, sind auch für 
das Erturdt inis der behi>rdlichcn Genelnuigunpr bei wesentlichen Umgestaltungen 
der Bahn massgebend, sowolü wenn diese das Unternehmen selbst oder dessen 
Anlage oder Betrieb betrelFen. Denn auch in diesen FftUen lassen — da es 
sich um ein dem öffentlichen Verkehre dienendes Transportunternehmen 
handelt, welches mit besonderen Rechten nnd Pflichten ausgestattet ist nnd 
durch^ die Gefährlichkeit nnd Bedeutung des Baus und Betriebs öffentliche 
wie private Interessen berührt ■ — diese eine beh<'»rf!lirlip Prüfung notwenilip- 
erscheinen. Der Staat kann nicht zugeben, dass die Ormbllaiien, auf welchen 
er die erstmalige Genehmigung erteilt hat, vom Unternehmer späterliin ein- 
seitig und wülkflrlich geändert werden, er ronss sich das Recht vorbehalten, 
in solchen FSHen in eine erneute Prftfnng efaizutreten und von derselben — 

') Siehe fieitrag Nr. III in dies. Zeitsd». Bd. XX 8. 99-101. 
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eventnell unter «ntspreohender Aendernng der Eonzeseioiubedingiiiigeii — die 

d-enehnii^inip: abhängig zu machen 

Freilich bot die gesetzliche Feststfllnnfr der in Betracht kommenltni 
FHlle Pihwierijikfiten. Man wählte die allgemeiiit' Fassung: „wesentliche Er- 
weiteruiiiien und AnidpniTTjren" , ohne jedoch den Begritt" .wesentlich" — ab- 
gesehen von einigen in den \'erbandlmigen vorgebrachten Beispielen — des 
lüihereii zu erörtern. Zwar wies in der II. Lesung des Abgeordnetenhauses 
(Sten. Ber. S. 1972) der Abg. t. Strombeek dsranf hin, dass er unter wesent- 
Uchen Erweiterungen nnd Aenderangen solche meine, durch weiche die 9ffentp 
liehen Interessen berfilirt werden^). Indes geht ans dieser, vereinzelt ge- 
bliehcnen nnd kurz vor der Altstimmnnir erfoltrtpn FrUlSninc — wie schon 
ihre Fassnn<r zeiärt — niclit hervor, dass andcro Intercssi'ii ^iinzlicli au«ge- 
schlussen sein sollten. Auch ist die Detiuition — abgesehen von dem gleich- 
falls wenig prllzisen Begriff der öffentlichen Interessen — unzutreffend, denn 
die erste Oenehmlgang erfolgt aaeh anf Qmnd vorgnngiger Prüfling wichtiger 
privater Interessen, z. B. der ans der beabsichtigten Bahnanlage den benach* 
harten Grundbesitzern erwachsenden Nachteile und erheblichen Belästigungen 
(§ 17), und es ist nicht anzanehnien, dass Aendernngen, welche derartige 
Interessen berühren, atifsnahmslos ohne behördliche Genehmigung sollen vor- 
genommen werden diirtin. 

Da die Genehmigung keine rein polizeiliche ist^), sondern die ilechts- 
natur eines Privilegs besitzt, so genügt es ohne Zweifel auch nicht, als wesent- 
lich nur diejenigen Erweiterungen und Aenderungen zu bezeichnen, die es 
vom bau- und gewerbepolizeilichen Standpunltte sind (Gleim, Komm. z. 
Kleinb.-Ges. S. 33). Entscheidend ist vielmehr, dass die Grundlagen, auf 
wclclion das riiternehmen und die erstmalige Genehmigung beruht, eine 
Aendeiuiig ert'aliien »ollen, sei es in bczn;; auf äh .^usdchnimcr d(»s Unter- 
nehmens in rfiumlii iiei-, finanzielkM', wirtst haftUclifr Beziehung, sei es auf die 
Art und den rmlaug der Anlage oder des Betriebs. \Venngbii:h der Be- 
griff , wesentlich* kein abstrakt zu begrenzender ist, so gibt erdochnueh 
der Hebung und dem Sprachgebrauche eine hinreichende Direktive, dass nur 
Erweiterungen und Aendernngen von erheblicher Bedeutung im Yergleicb 
mit den bisherigen Grundlagen dt<^ Unternehmens und den für die erst- 
malige Genehniiprnng massgebenden Vcrhifltnissen y.n v»»rstfhpn sind. 
Die beabsichtigten Erweiterungen und Aendt ruieen müssen derart ii: einirreifend 
sein, dass sie nachhaltig auf das Unterneluncn in den vom Gesetze ange- 
gebenen Bichtungen einwirken. Unbedeutende oder nur schnell vorüber- 
gehende Massnahmen gehflren lucht hierher; es ist erforderlich, dass sie ein- 
greifender und dauernder Natur sind. Ob dies der Fall, wird sieb freilieh 
nur nach Lage des konkreten Falles entscheiden lassen und ist nicht absolut 
festzustellen. Die Entscheidung liegt der für die erstmalige Oenehmigoug 



') Vgl. auch Störck, Zeitschr. f. Kleinb. 1898 S. 264. 

Jerusalem, Komm. z. Kleinb.-Ges. 25. 16, 17. 
•) 8. ID dies. ZdtBchr. Bd. XV S. 182, Bd. ZIX S. 291. 
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SDSttndigen Behörde und g«fen diese den im § ö2 bezeichneten Lutansen 
ob. Einerseits ist es Sache der Anfsiclitsbehörde (§ 22), sich tunliclist über 
alle ihre Genehiuipnn^ erfordernden Massnahmen in Kenntnis zu halten und 
deren Aasfühiung von ihrer Genehm igunt;: abhängig zn machen. Andererseits 
ist es aber in allen irgend zweifelhaften Fällen auch für den Unternehmer 
im eigenen Interesse dringend geraten, sich die Genehmigaiig der zuständigen 
BeliSrd« ni alcbeni, um nldit der Gefahr ansgeeetst an sein, die betreffende 
Haasnahme wieder rilckgiagig machen an mttaa«! (Gleim S. 84). 

Sats 2 des § 2 ▼erlangt für , wesentliche Erweiterangen* nnd so- 
dann für , sonstige wesentliche Aendernngen " des Unternehmens, der 
Anlage oder des Betriebes die behördliche Genehmlgnnir. Für alle wesent- 
lichen Aendernng-en in den drei bezeichneten Richtungen besteht liiernach 
das Erfordernis der Oenehmigung, doch sind die Erweitemngen besonders 
berro^geliobeaa. 

Was entliche Erweitern ngen sind xanftchat alle im Vergleiche mit 
dem araprfinglichen Plane (§§ 6, 17) erheblicheren Anadehnnngen in 

ränmlicher Beziehnng, sei es, dass sie die Verlängerung der Strecken, dfo 
Vergrussernng der bauliolien Anlatren, die Vermehrnn;^ der I^etriebsmittel, die 
Nenanlage zweiter und dritter Geleise oder bedeutenderer Bauwerke, wie Werk- 
stätten, StMionHfrebünde, Brücken nsw. betreffen. Ferner in finanzieller 
Hinsicht die Vermehrung des Anlagekapitals durch Ausgabe von Aktien, 
Obligationen, in materieller Beaiehnng die Fnsionienmg mit anderen Eisen- 
bahnnntemehmmigen. Dies wnrde in der Abg.-Hans-Eomraisdon «nsdraeklich 
an^l^prochen, insbesondere anch, weil in einem solchen Falle die Kbglichkeit 
nicht ausgeschlossen sei, dass die betreffenden Bahnstrecken durch die Fusion 
den Charakter als Kleinbahnen verlieren (Satz 3). Indes ist hierbei lediu^lich 
die Fnsionierung mehrerer Unternehmnnpren, d. h. die Vereinignng zweier oder 
mehrerer Bahnen in ein Unternehmen zu verstehen. Betrifft die Fusion nur 
die Person der Unternehmer derartig, dass zwei oder mehrere weiter selb- 
sUkndig nnd getrennt Toneinander bleibende Kleinbahnen anter denselben 
Eigentümer gelaagen (personelle Fusion), so bedarf es an sieh der Genehmigaag 
nicht, nnd ist diese nur dann erforderlich, wenn damit für das eine oder 
andere Unternehmen ein Wechsel in der Person des Unternehmers verbunden 
ist. Voransfresetzt find mehrere bereits bestehende Bahnen. Denn handelt es 
sieb um eine von demseUien Unternehmer neu zu erbauende Hahn, welche 
▼on der bisiierigen ortlich getrennt ist, so liegt nicht eine Erweiterung des 
llteren üntemehmtna, sondern die Errichtung eines besonderra nenm Untere 
aehmens vor, welches gemttss Sats 1 der Genehmigung bedarf (Sten. Ber. 
Abg..Hans S. 2878)'). 

Sonstige wesentliche Aendernngen sind zunächst der Wechsel in 
der Person des Unternehmers. Ein Antrair. die.s im Gesetze ausdrücklich 
auszusprechen, wurde in der Abp- llnii-i-Konimissiun als unnöti^r — weil selbst- 
verständlich — abgelehnt. Der Genehmigong bedarf es jedoch dann nicht, 

•} Bntseh. d. OVO. t. 14. Febr. 1886 in dies. Zeitschr. Bd. ZV 8. 66. 
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wenn die erstmalige Genebmigang deli von yonihereiii auf ^die Erbau mid 
sonstigen Becbtsnachf olger erstreckte, ToranBgesetiEt, dass sidi gegen diese 
als Betriebsnntemeliroer bei Antritt der Nachfolge nicht etwa Bedenken 

ergeben sollten. Dahin gebort auch die Umwandlung in eine andere Gesell« 
sf'haftsform (z. B. Aktienf^esellschaft in KommaTtditereBellschaft etc.), Aeiiderung 
der Firma, crhelilichere Umgestaltungen der ( )rj:aiiisatioii, z.B. der Zusammen- 
setzung tles V'urhtÄüdes , jede Aendernng der ursprünglichen Kunzessions- 
bcdingungcn usw. Eine wesentliche Aenderung der Anlage liegt in jeder er- 
hehlicben Abweichung von dem. nrspr&ngUchen Banplane (§§ 6, 17), sei es, 
dass sie den Hoch-, Ober- oder ünterban betriift, insbesondere grössere Um- 
bauten der Stationsgebäude, der Werkstätten, des Bahnkörpere, der Schienen- 
nnd Schwellen -Anlagen, üeber- und Unterführungen, Brücken etc. Endlich 
Ist al« wrsrntliche Aenderung des Betriebs vornehmlich die Verwendung einer 
anderen J^diriebskraft anzusehen, und zwar snwülil wenn die Maschinenkraft 
durch eine andere Betriebgkraft (tierlsclte, Wastier-, atmosphärische Kraft) — 
und umgekehrt — ersetst wird, als anch wenn innerhalb der eiaselBen 
Kategorien ein Wechsel eintritt, s. B. an Stelle der DampfmasehlBen 
elektrische Haschinen, an Stelle der Wasser- die Schwer^ oder pnenmatiacke 
Kraft nsw. Femer gehört hierher die Aenderung des Weichen-, Sipnal-. 
Beleuchtnngssyptpnis , (1(m- FalirtrcscliwiiHlicrkrit. des ein- in zweigleisiiren Be- 
trieh. der Ptn- in /\vpispiinnii:c l!i'(lit'nunfr der Pt'erdebaliiiA" tiq-pti de?* Personri: 
in (iiiter- oder gemischten Verkehr, des Stückgut- in Mae»t>eagUterverkehi* etc. 
und umgekehrt. 

Aber anch wesentliche Einschrttnknngen des Unternehmens, der An- 
lage oder des Betriebs gehören hierher, z. B. die AnsserbetriebsetBong einer 
Strecke, die Umwandlung des zweigleisigen Betriebs in eingleiidgen, der 

zweisi)iinnigen Bedienung der Pferdebahnwagen in einspinnige, des Betriebe 

mit Maschinenkraft in solchen mit Pferdekraft, Verrinp-ernng der Betriebs- 
mittel, Kassieruiitr hi deutenderer Bauwerke, Aufhebung der Fnsionierung mit 
aJidcren Unternehmungen. Immerhin aber dürfen derartige EinschrSnknntren 
den Charakter der Kleinbahn als solcher nicht berühren. Bezweckt die 
Einschrttnkong die Umwandlung der Kleinbahn in eine Privatansdiluabahn 
oder in ein FriTatgeleiee (Deklassierung), so kann Satz 8 des § 2 nicht mr An- 
wendung kommen. Ueber das Erlöschen und die Rücknahme der Genebmignng 
ist in den §§ 23 — 27 des Kleinbahngesetzes besondere Bestimmung getroffen. 

An dif BestiriiniunG: des Erfordernisses der bobi-rdlichen GenfluniyuTVL'- für 
jeile wescntlicln' Krweitei'nns" oder sonstige wesentiiclie Veründerun^ knüpft 
fiiili difc uhligittorisehe Vurschrift für die zuständigen Behörden, dass die 
Genehmigung zu versagen ist, wenn dieselbe die Unterordnung des Untei- 
nehmens unter das Eisenbahngeseta vom 3. November 1838 bedingt (§ 2 
Satz 3). Auf Satz 1 bezieht sieh diese Vorschrift nieht, weil ffir die erst- 
mal iire Genehmigung die entsprechende Bestimmung des § 1 Abs. 3 gegeben 
ist. Um dem Ausdruck zu verleihen, wurde in der II. Lesung des Abfj- 
Ilausps begchlossen, nach Satz 1 des § 2 einen Absatz zu machen. Dieser 
Beschluss ist jedoch durch ein redaktionelles Versehen uuaasgefiUirt geblieben. 
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DaM dnreh eine beabsiditigte wesenfUdie Erweitenmg oder »onstiee wesoit- 
liche Verftndenmg der im Säte 2 beseichneten Art der Charakter der Klein- 
bahn eine Umwandlung erfahren kum» derartig, dass sie dadurch zu einer 
Haupt- ndor Nt'1>oiibaIin werden nnd dpin Of^sftz \<>m 3. Nrivember 1S38 zu 
unterstellen sein wurde, wurde in der Alii:-.-H:uis-Ktiinmissinn mit Iveclil lievvor- 
gehoben. Da iii dicbeiu Falle die nur tür tjeuehmigmjg vun Kleinbaluitsu zu- 
ständige Behörde (§ 3) die Genehmigung nicht erteilen kann, so bestimmt 
Satx S» dase sie tdh dieser versagt werden moss. Damit ist jedoch die be** 
antragte Aendenmg nicht definitiv abgelehnt. Vielmehr bleibt es dem Unter- 
nehmer nunmehr fiberlassen, auf Grund des § 1 Abs. 3 die Entscheidung des 
Staatsroinisteriums anaamfeii. K'm gleiches kann auch die Behörde tun, be- 
vor si»' zur Vprsajninjr Hchreitet. Erachtet das Staat-ttninistprium die l'nter- 
ordüuiiK der bislioriiren Kleinbahn unter da? Ge?<Ptz vun \H'.\H aus Anlass der 
geplanten Aendcrung nicht lür liedlugt, iuuhs die zustiindige Behörde die 
anf § 2 Satz 3 gestfitxte Ablehnung zarfieknehmen. Schliesst sich aber das 
StaateminiBterittm der Annahme der zuständigen Behörde (§ 3) an, so bleibt 
es dem Unternehmer fiberlassen, die landesherrliche Konzessionlemng nach 
HasBgabe des Gesetzes vom 3. November 1888 nachznsnchen nnd aaf diesem 
Wege die geplante Aendcrung durchzuführen. 

Ar.s der Vorsrlirift des Satzes 3, wonach in dem dort angeführten Falle 
die behüiilUche Gent*hmi^nin<r ^Satz 2) zu versam n ist. ist nicht etwa e contr. 
zu folgern, da&s sie in allfu anderen Füllen erteilt werden müsse. Vielmehr 
ist dim v(m dem Yorbandensein der sonstigen Voranssetzangen (§§ 4 if. Kleinb.- 
Oes.) und der Bearteilnng der Bedttrfoisfrage nach dem Ermessen der Ge- 
nehmigtiagsbehOrde abbb^, kann auch bei den bereits vor Inkrafttreten 
des Kleinb.-Ges L-^enehraigten Kleinbahnen und Privatanschlnssbahnen von der 
T^nterwertnnr? des IJLternelnuens unter sämtliche Bestimmangon dieses Gesetzes 
abhäntrijr trcniacht weiden (§ 53 Abs. 4 Kleinb.-Ges.). 

Die Fälle, in welchen dem Minister der oilentl. Arb. öuwie dem Kriegs- 
ministcr zum Zwecke der Prüfung vor Erteilung der Genehmigung wesent- 
lieher Aendernngen oder Erweiternngen Anseige erstattet werden 
soll, sind in der Ansffthrnngsanweisnng vom IS. Aagost 1898 znm 
Kleinb.-Ges. bezeiehnet. Durch einen besonderen Erlass des Hin. d. öfi'entl. 
Arb. ist noch für diejenigen Fälle Bestimmung getroffen, in welchen die 
wesentliche Aondcrnnf? den Ucber^anfr der Bahn auf einen neuen Unter- 
nehmer zum Gegenstände hat, pleiihvirl, ob die lebertraguug des Unter- 
nehmens auf diesen in der Geaehniignngsnrkunde bereits vorgesehen ist oder 
nicht (Erl. d. Hin. d. öffentl. Arb. t. 20. Febmai* 1898, Zeitschr. f.Eieinb. 1898 
8. 243, s. auch Erl. v. 16. Januar 1903, eod. 1903 S. 120). 
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II. Mit dem Eisenbahnrecbt im Zusammenliange stehende Schriflen. 

FBrstar» Or. A., und Engtlnann, A. Di« Zivil pro sessordnnng fflr das Dantaebe 

Beiob. 2. Aull. R<1. I. Berlin 1902/1904. Carl Hrynianns Verlafir. 

Von (1cm in erster Auflage von Förster allein, in zweiter Auflage mit Engelmann 
ausanimen bearbeiteten Kommentare zur Zivilpruxesaurdnung liegt uanmebr der erste 
Band (§§ 1—330) Tolleadefe tot. Der Kommentar nimmt anter den Beaxbeitnngen 
der Zivilprozessordnung eine hervorragende StoUung ein and bat scbnell die weiteste 
Verbreit nn^ij gcfnnden T>iese Beliebtheit verdankt er nicht nur d<T Klfirhfit und 
ncbersichtlichkeit der die einzelnen Paragraphen begleitenden Erläuterungen, sondern 
auch der Gediegenheit ihres Inhalts und der Selbständigkeit und logischen Schärfe 
de« Urteits, die Überall in den ErSrtemngen sntage treten. Trota der kommentarladien 
Form ist das Ganze nach einem streng wissenschaftlichen System bearbaitat, der 
Zusammenbang der einzelnen Abschnitte und Bestimmungen des Gesetzes klar fffUgt 
und bei jedem Paragraphen vom allgemeinen Prinzipe aiugehend das Einzelne 
treinicfa dargestellt Dass die Bachtsprecbung, die Literatur nnd die Ifoterialien 
erMbOpfend nnd mit grOsster Sachkenntnis benntat sind, ist selbstvmtändlidi. Die 
Verfasser haben sich durch das vorliegende Werk unstreitig ein grosses Verdienst 
erworben. Nach Vollendung der Arbeit wird nochmals auf dieselbe eingegangen 
werden. Dr. Meyer, Berlin. 

Labnain, Or. Karl, Prof. Das Recht der Aktienge Seilschaften. Bd I. 1899. 
Bd. H 1904. Berlin. Carl Heymanns Verbig. 

Mit T\et:ht weist der Verfasser darauf hin. dass seit Renaud keine umfassende 
systematische Darstrllinii: des Aktienge8ellscbaftsre<*ht8 erschienen ist und die 
wesentlichen Aenderuugen der Gesetzgebung wie die Entwicklung der Wissenschaft 
ein Werk im Stile des Benaudschcn som Bedflrfnisse graudit baben. Diesam 
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BedttrfDlflse «ntspricht du vorliegend« Werk In vollkonunenem Hasse. Indem der 

Veifasser auf die Rechtsgcscbichte, die Reehtsvergicicbnng and den konstruktiven 
Aufbau das Hauptgewicht legte, mnsstf» er notwendig auf das* tirfrn EinutTifn in 
die Einzelheiten der Praxis verzichten und Nebengebiete, wie die stral- und stcuer- 
lecbtliebe Seite dee OegantaBdee uiberfldnicbtigt Umbii. Almr la dicM» wdMD 
Beechr&nkang hat er durch die volle Bdiernchnng des gewaltigen Stoffes, der 
Literatur und Rechtsprechung, die meisterhafte systematische Pnrst<?llung, die sorg- 
Tiiltiep Vergleichung des einheimischen und ausländischen Rechts, die Klnrheit und 
.Sicherheit des Urteils in streitigen Fragen Vollendetes geschatfcn, ein vorzügliches 
weldies in der Gegenwart anstreitig die gleiche Stellung in iet WtBsenBcbalt 
nnd Prans einnimmt, wie das Werk Renands in der Vergangenheit. Das Werk 
zerfällt in 2 Bücher, von wHfhrn das erste der (ieschichte und den (JnolUn des 
A kttrn rechts . das zweite der Darstellung des geltenden AktiPTircclits i/ewidmet ist. 
Das zweite Buch bebandelt in 8 Abschnitten die Grundlagen, Verfassung und Organe 
der Oesellsehaft, die Rechte nnd Pflichten des Aktionftrs, StatntenKndeningen, OesdAfts* 
betrieb und Auflösung der riesellschaft sowie Herabsetzung des Grundkapitals. Dass 
ein solches Wirk mrh ffJr dir Eisenbahnen, die mit Ausnahme der Stuiitsbahnen — 
zumeist auf der Urganisation der Aktiengesellschaft beruhen, von grüsst^-r Bedeutung 
ist, bedarf der nühcren Begründung nicht. Dr. Eger, Berlin. 

KrtbtciiiMr, FiNlnaid, OherlandesgeriektBrat. Das Reichsgeseta über die 
Zwangsversteigernng nnd die Zwangsverwaltung vom 24. Hin 1887. 

Systematisch dargestellt. Leipzig 1904. Dieterichschi' Verlagshandlung. 

Der Verfasser, dmi Theoretikern und Praktikern bereits durch seine treffliche 
Schrift „ Einführung in das Grundbuchrecht ' (s. in dies. Zeitschr. Bd. XX S. 207) 
rtthmlichst bekannt, hat in der vorliegenden Arbeit ein Werk von gleicher Bedentnng 
geschaffen. Neben den zahlreichen Sommentaren wtfr eine systematische Darstellung 
der Bestimmungen des K» irbs^esetzes zum Bedürfnis geworden, und diesem hat dor 
Verfasser in ausgezeichneter Weise entsprochen. Die Vorzüge der Arbeit lici^an 
aber nicht nur in der wohldurchdachten klaren und systematischen Anlage, sondern auch 
in der vorzdgllchen , echt wtssensehaftUehen Ansflihmng, welche fttr die ausser* 
ordentliehe Sach- nml riiclitskmntiiis 1 ^ i- fassers nnd seine volle Beherrschung 
des umfassenden Stoff. ^ ZniLmis ,iblegt. Mit Recht weist <l< r Vi ifasM-r (larunf Inn, 
dass das Zwangsverst<?igerungsgeHetz gewisserniassen nur ein Ergänzungsgesetz der 
Zivilpruzessordnung ist und nur im Zusammeuhangc mit dieser ganz verstanden 
werden kann. Diesen Zusammenhang mit den Vorschriften der Zivilprozessordnnng 
Oln rall in überzeugender Weise ersidltlich und verständlich gemarlit zu halien. ist 
ein Hauptverdienst d-s V< rfas-^crs. Die .\rbeit, welche mit Rftrksirht auf den 4. .Ab- 
schnitt des preassischcu Gesetzes Uber die Babneinbeitcn auch für die Eisenbahnen 
von besonderem Werte ist, kann dem Stadium der Pralrtiker und Theoretiker aufs 
w&mmts empfohlen werden. Dr. Eger, Bwlin. 

Fuclis, A., Landgerichtsrat. Reichsgesetz über die .Angelegenheiten der frei- 
willttren Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1H9H. unter Berü("ksichtigung des 
preusbischen Gesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 21. September 189U, 
Leipzig 1900. €. L. Hirscbfeld. 

Mit den Angelegenhelten der freiwilligen Oerichtsharkeit sind sehr häufig auch 
dif Eifii nbabnbehörden und -Beamten befasst. !•> srirn dioselbcn daher norli iiiu h- 
träglich auf drn von Fnrhs herausgegebenen Kommentar des Rcirbsgcsctzes vom 
17. Mai 1898 autmerksam gemacht, welcher sich durch die lür den l'raktiker wie 
Theoretiker gleich wertvollen Erliuterungeu , die Uebersichtliehkelt der Anordnung 
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sowie die Ileranzichnnj? df^r wsamton liitentnr. Rechtspiri^hnn«; rnid Hoset zj^cbnnjf 
in der Theorie und l'raxis >ri'>sses aud wohlverdientes Ansehen trruntrt n hat. Die 
eingehende Berücksichtigung des prcussischen Gesetzes über die freiwillige Geridits- 
barkeit, die sorgfüJtige Verw^artung der HAterialien «nd d«r fflr anwendbar er- 
ktttrUn \'orschriftcn anderer Gesetze, »owie ein ättsfflhrtichcr Anhang, welcbw die 
einschliliritreM Ansffllinui«xsv(»rschriften enthiilt, machen den Kommentar zu einem 
sehr geeigneten Hilfsmittel für die Uandhabang und da« Verständuiä des (iesetzes. 

Dr. Schmits, Cöla. 

Finger» Dr. Ah** P'<>f- Lehrbuch d«a deutschen Strafrechta. I. Bd. BeriinlSM. 

(^1 Hermanns Verlag. 

Der Vt rfasser bezeichnet zwar sein Bnvh t\]s in cist^T Linie fflr die stiidioronde 
Jugeod bcütinimt. Dasselbe int jedoch, wie der rurliegcnde erste Band lehrt, weit 
über diese Beatimmung hinaus fflr die Theorie und Praxis des deutschen j^raihecbta 
Oberhaupt von herTorragendem Werte und gehört au den besten neueren Brschdnnngea 
anf di«'seni (iobicto; es zeichnet sich nicht allein durch die volle Beherrschunj^ des 
.Stofles nnd echt wissensdiiiftliche Grfhidliehkeit der Bearbeitnn^;. sondern auch diirr h 
diu sorgfältigste Bcrückaichtigung der Litcrutur und BecbUiprechung , sowie eine 
Falle gedaukenreirher Anr^ongen aus. Als Anhftnger Bindings bat der Verfasser 
der .systematischen Anordnung des Stoffes die sogen. Normentheorie zngmnde gelegt. 
IMi Hinicitunü; stellt die Straf rechtsthoorien eiii-fchend dar und knüpft daran eine 
klare und lehrreiche Skizze der historischen Entwicklung des Strafrechts seit der 
C.C. t". Sudann folgt der .\llgcmeine Teil, welcher in Abschnitt I das objektive, 
in Abschnitt II das subjektive Strafrecbt behandelt nnd in 4 Abteilungen die 
Entstehung des Strafrechts durch das Verbrechen, die nrüiiiU uusiiahnisweiscr Nicht- 
eiitst<'hung staatliffirn Stmfrcchts. die Strafe und den l'ntergang des entstandenen 
.Strafrechts zur Darstellung bringt. Wir kommen anf das tretilichc Werk nach 
Volleudaog desselben nochmüls ztuUck. Dr. Eger, Berlin. 

Beok, Dr. H. Rechte Wirtschaft nnd Technik. Ein Beitrag zur Frage da Imgemeu- 
ansbildung. Dresden 1904. 

Boeuf, F. Tu'sumö sur le droit cominercial et maritime. 16. id. Paris 1904. Larose. 
Bosshard, V. 6. (irundzUge für die ökonomische Anordnung des Verkehrsdienstes. 

Wien mi. Alfred ilülder. 
StQflH. Die HaftpflichtTersictenuig im Entwarf dnes Oesetaes Uber den VcrsichecungS' 

vertrag. Stuttgart 1904. Kohlhammer. 
Göz. K. 1 • Staatsrecht des Kiinigreicbs Württemberg, Tübingen llKVl. J. C. B Molir 
Jerusalem, W. Die Uaftpflicbt der Aufsichtspersonen nach § 832 des BUB. Itorna läU3. 

(i. Fück. 

Kim, Or. It., Amtsricbter. Sftebsisches LaadespriTatrecbt. Halle a. S. 1901. Buch- 

bandliiiiif iIcs Waisenhauses. 
Mayer, 0. Die Kntschildignngspilicht des Staates und Billigkeitsrecht. Dresden 1904. 

V Zahn & Jaensch. 

Migulin, P.P. Der russische Staatskredit (171)9— 1U03). Versuch eines historisch- 
britischen Ueberblicks. 3 BKnde. Charkow 1H99/1901. itagarin. 
Oertmann, Dr. P., Prof. Bayrisches Landesprivatrecbt. Halle a S. 1904. Bnddiaiidlung 

düi5 W'aisenhauses. 

Puech, Ch. i'applicutiou da la lui sor les accidenta da travail. Paris 19U4. 
Hatchal. 

Runpett, A. Allgem. Bangesets fOr das Kenigreicfa Sachsen vom 1. Jnli 1900 mit dem 
Abftndemngsges. vom 90. Mai 1904, 3. Aufl. Lelpiig 1904. Bossberg. 
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Ulbrlclit I. Ldurlmch des Sstemieliiseheii Verwaltiitigsrecbto. 2. HUfte. Wien 190i. 

Manz. 

Weedtke, L v. Gewerbe- Intallvcrsicherutigegesetz. Textaosgabe. Bearbeitet von 
Oupar. BwUn 1904. J. Otitt«ntag. 

III. Abtuuiflliuigeo aus Zeitschriften. 

Adam, Dr., ' richtsussessor. I'ie Ersatzpflicht d«.? ArVi it^^obers bei unterlassener An- 
meldung zur Oenieindi'krankenversicherang oder zur Urt«kraDkeDkasse (D. Jar.-Ztg. 
IX iyU4 Xr. 13 Ö. Ü44;. 

MbtrfiM, Dr. Blaengnisware oder Fraebtgut (Sped.- n. 8c1iiff.-Ztg. XII Nr. 24). — Der 
Transport von (iOtern in offenen Wagen (Nr. 26 \ — i' ili/Aiverordnunfjen über das 
öflfentlidie Fubrwr«rti im T.irlit. der neiiestcn Rechtsprechung (Mr. 28). — Die Haftung 
des Möbelspediteurs Jiir seine l^eutp (Nr. 

Coernaon, .\uitsrithter. Neue Haftpflichtgruudsätze (Zeitg, d. Ver. deutsch. Eisenb.- 
Verw. 1904 Nr. 63 8. 861). 

Egir, Dr. 6. Die Feetstellnng der Entarhädi^ng im preussischen Enteignnngs- 
V. rf:<li!< it FortoptziiniT' ' I'rniss- Verw.-Bl. XXV Nr. 44 S, 739l. 

Epstein, Dr. M. Die Klausel .ohne Garantie gegen Uescbmutzaug ' „sans garautie 
contre la soaillure (.Sped.- u Scbiff.-Ztg. XII Nr. 26). 

Ernu, Or^ Prof. Zur Kttndigang der Miete bei Tod, Vereetiang etc. (D. Jar.-Ztg. IX 
1904 Nr 14 S. 683). 

Fleck, G. Studien zur (leschichtc des i'rcussischen Kis* nbahnwesens (Entwicldliag von 
1804 bis 18(i6/fi7» Schluss ^.PreufiS. Eiflenb.-Ärch. mi .S. 854fif.). 

Frtiid, Lidwig, <)b -Insp. Im Oestnr. Elsenb -lOnist Kemmentar nur netnen Signal- 
ordnnog nnd ni den nem«i tinuidilga) der Vwsolitiften für den V^kehrsdlenst 

f Portsetzung) (Oesterr. Eisenb.-Ztg. XXVIT Nr IS. 10. t?0\ 
Hilse, B. Entschädigung der infolge gcf;ihrbrin(;<^'iider Beschaffenheit der Diensträume 

erlittenen Unfälle (Preuss. Volkssch.-Arch. .lahrg 3 Heft 2). — Untergang des An- 

•inrocbs anf Rückerstattung erhobener Kassenbdtrilge mid Eintrittsgelder (Preass. 

Verw.-Bl. XXV 1904 Nr. 42). 
Lesoadler. De roliHt^.ition pnnr ronvrifr victime d'un acrident dn tnivail 

de sc ^ontnettr^ au traitement prcscrit par Ic mödecin (Revue trimestr. de droit civil 

3e annce Nr. 2). 

UnekelMinn. Zird Fragen ans d«n Oebiete des Scbadensersatvreehtes (Areb. ffir 

iHirtrei l Recht Bd. 84 Heft 2). 
Mende, W., Kamraergerichtrat. W. ldic Hfli k^ii lir. n sind ikuIi dein nf chtf des BGB. 

bei der Herstellung und bei dem Betriebe von ^trassenbabnen auf die Interessen der 

Eigentümer anliegender Grundstücke zu aehmeui' (Zeitschr. d. Ver. deutsch. Ingenicure 

Bd. 48 1904 Nr. 84 8. 898). 
Milhattd. La nationalisation des cbemins de fer snisses (Kevue socialiste 1903 8. 228 ff.), 
üasebweok, G. F< stst. Ilnng von Mängeln der Güter (Schluss) (Sped,- n. ächiff.-Ztg. XU 

Nr. 24). — An- und Abfuhr der Güter (Nr. 27—31). 
Mesbart. Die Sachqualittt der elektriscboi Energie (Areb. f9x kOtgtxl Becbt Bd. U 

Heft 8). 

PlloD. Le problAnw jnridiqQe de Mectrieit4 (Revfie trimeitrielle de drelt civil 8eaiiii4e 

Nr. 1). 

R. S. Die Bezeichnung der Stückgüter und die Verschleppungen im Eisenbahn -Stück- 
«ftterverkdir (Sped - u. aeUiT.-Ztg. XII Nr. 87). — Die Haftung für die Riobtigkeit 
des Fraehtbiiefs (Nr. 81). 
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Saulnier. La lögislation oovri^re «nx Etats- Uni« (Kevne popnl. d'^nom. soc. 1904 

Oktober). 

Senkpiehl, Or. Wem gebiüiren die Frschterepanusse? (§ 406 Abs. S, g 413 Abi. 8 
HOB.) (Sped.- tt. 8chiff.-Zt|f. XII Nr. 27). — Die Ucbertragbarkett des LadcMheins 

(Nt. 31). 

V. Welnrich, Or. A. Tebersicht über die historische Entwicklung des Haftpflichtrechts, 
der HafiptUcht und der Uafallversichcrong (Ztiitschr. f. Vers.-Wes 1904 Nr. 15). 

Wanier, Landrichter. Die Sebadensmattiiflloht bei BeschädiKungen infolge Becbts- 
ttbersehreitnng (Das Recbt VIU 1901 Xr. 12 8. 330). 

Zur Berechnung des Frachtzuschlages bei tuirirhtiL'cr Angabe des Inhalts der j^eTidnTig 
(Zeitschr. f. d. internal. Eisen!) -Tr;insp. XII Nr. 6 S. 1Ö3). — Zar Frage der Haltung 
der Eisenbahnen (XII Nr. 7 6. 225). 

Beschien nigung in der Erlediganj; der Botschidigniigsreklaniationen ans dem Fradit- 

vertragc (Ztg. d. Ver. deutsch. Eisenb.-Verw. 1904 Nr. 58 S. S47). 
lu v Erfüllungsort (nach dem Speditions-, Fracht-, L;!^:*^- und Kniif'vrrtra«;f Spctl - ti 
Schiff.- Ztg. XII Nr. 16 S. 180). — Zur llevisiou des VercinszüUgesctzcs tNr. 31 
S. 362). 

Eisenbahnpolitik und AmortiMtion (Dentsch. Hand.-Mti8eiiiii 1904 Nr. 6). 
Zur Frage der Anrechnung der Trinlcgelder als Arbeitsverdienst bei Ttt jif i rsfest- 
petrungen von Straasenbahnscbaffnern (Zoitechr. f. Kieinb. Jahrg. XI 1904 lieft 7 

S. 492). 

Die VerantwortlicUnit der Eisenbahn für verbrecherische Handlungen ihrer Bedienstetoi 
and die wünschenswerte Aenderang der VorsebTiften Aber die Daplütatfraebtbriefe 

(Der Hote f. d. Verkehrsanstalten. 1904 Nr. 11/14. retersburgi. 
Der ungarische Eisenbfthn^trf^ik f Heutsch. Eisenb.-Beanif -Ztir 1*H)4 Nr. 21' — Krririkrn- 
versicberung uud llinterbliebenenfürsorge (Nr. 2;$), Bahnhot swirtschatt und i'olizei- 
stnnde (Nr. 84). 

Die Bedeutung und gesetzgeberische Behandlung des Verkehrs mit Strass«ilokomotiven 
in England (Zentralbl. der Bauvcrwalt. Berlin 1JX)4 Nr 4!», .öO 

L'ordinanicnto delle strade f errate (Monitore delle striid-' tirratc r.tOl Nr. 15). — II 
progrettu di legge deU' on. Tedesco dell' csertizio iVrniviario ili st^ito (Nr. l(i;. — 
progretto di legge del govemo sulla serveglians», sindicato e contabilltli delle ferrovie 
(Nr. 18). -- L ordinamento ddV esereislo ferroviario di stato (Nr. 20). — Le nnove 
legge ferroviarie (Nr. 21). 

IV. Gesetzgebung. 

InterMtlMiln UfberstikMMiei über den Eisenbahnfrachtverkdir. Beitrittserklftmng 
des KSnlgieichs Bnmftnien vom 14./ 87. April and 24. Mai 1904 mit Wirksamkeit 

vom 25. .Tuni 1904 (Zeitschr. f. d. internat. Eisenb.-Transp. 1904 Nr. 6 S. 189). 
Bayern. B<^kaTintmarhnnfr. die Einführung der EHenbahn-Verkehrsordnnng in Bayern 
betreffend, vom 7. April 1904 (Ges.- u. Verordn.-Bl. S. 84). - vom 29. Juni 1904, be- 
treffend die Telegrapben-Ordnong fflr das Kdnigretcb Bayern vom 7. April \90i 
(S. 179) 

Braunschweig. Verordnung vom 26. Mai 1904. zur Ausführung der l'nfallve'rsichenings« 
gcsctze des Deutschen Kelchs vom 30 Juni IIMX) ((les.- u. Verordn.-Bl. S. 139). — 
Verordnung vom 26. Mai 1904 zur Ausführung des luvulidenversicherungsgcsetzes 
vom 13. JnU 1899 (S. 14&). 

Deutsches Reich. Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 7. .Tuni 11X14 , l>etreffend 
Aenderong der MilitftrtraDsportordnang (RUBI. S. 216). — vom 3. Juni und 14. JnU 
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1904, betreffend die dem internationalen rebereinkomraen über den Eisenbahn- 
frachtverkehr beigefügte Liste i R(tBl. S. 215 u. HOfi> — vom 17, fmii betreffend 
Aenderaog des Militärtarits ttlr Eisenbahnen (KtiBl. S. 219). — vom 6. Juli 1904, 
betreffend Aeaderung des § 44 Ei8etib.*7erk.-0rd., Enifftbrung einer Anlage AI nnd 
Eii^tasiuig der Anlage B dieser Ordnung (RßBl. S. 253). — Oe«eta reon 6. Juli 1904, 
betroffond SVrvistarif nni Klnsscndnteilung der <^rte (BGBl. S. 272 

— Allerh firlass vom Ii). .Inli 15K)4. betrcfrcnd Abändeninq:rn der Verordn. vom IH. Jnli 
1898 (ßüBl. S. 921 1 zur Ausführung des Gesetzes über die Naturalleistangen für 
die bewaffnete Macbt im Frieden in der Fasrang des Oesetzes vom 84. Md 1898 
(ßOBl. S. 361) (BGBL 1904 S. 801). — Bekanntmachung vom 16. Juli 1904, betreffend 
die Ausföhrimp drs Oesetzes vom ?.') TMniKir 1876 über die Beseitigung von An- 
steckungsstofleii bei ViehbefÖrderungen aal Eisenbahnen (K(tB1. S. 311). — Bekannt- 
machang vom 17. Juli 1904, betreffend die Abilnderung der Bestimmungen über die 
Beseitignng von Ansteclaingsstoffen bei der BefQrdenmg von lebenden Oeillgel auf 
Blsenbahnen vom 9. Februar 1899 (S. 817). 

Frankreich. Reglement für die Beförderung von gef&briichen oder pkelerregenden 
Gegenstünden auf den Eisenbahnen in Frankreich, vom 12. November 1897. /irkiibr 
des Minist, d. uffentl. Arb. vom 2. Mai 1904 (Zeitscbr. f. d. Internat. Eisen b.-Transp. 
Xn Anlage S. 70). — Verordnung des Uinisters fflr Handel und Industrie und für 
Po8t> und Tetegraphenwesen vom 90. VMxz 1901, betreffend elektrische Starlcstroni- 
-iTib-en 'Zcit^rhT. f Kleinb. XI 1904 S. 472> 

Oesterreich. V'oiiudnung des Ministers des limmi vom 15. .luni 15X14, betreffend die 
Einteilung der unfallvcrsicheruiigtipflichtigen Betriebe in Gefahrenklassen und die 
F^ststellttng der Proce&tsätse der Oefahrenklassen fOr die Periode vom 1. Januar 
1905 bis 31. Dezember 1909 (RGBl. 1904 St. XXX Nr 5S. Oi strir. Eisenb.-Vcrordn.- 
r.I. XVTF 1W)4 Nr. 70 S. l:').')Sn"i. — Erlass des hJisi iilialiiHiiiiiistcriuiii'? vom 29. Juni 
1904, an sämtliche Frivatbiilinverwaltungen, betreffend einige Ergänzungen und Be- 
richtigungen der Dicnstinstraküon fOr die Oeneral- Inspektion der österreidüschcn 
Eisenbahnen. 

Oldenburg. He^.-Bek. vom 6. Juni 1904, betreffend den Vokebr mit Kraftfahnengoi 

(Gcs.-BI. S, 6.391. 

Preassen. Erlass des Miniäters des Innern vom 3. April 1904 , betreffend Schutz von 
Telegraphen- und Fernsprechanlagen gegenflber elektrildiCD Staikstconanlagen, die 
nicht dem Betriebe von Klein- und Bisenbahnen dienen (Mia-BL d. L V. S. ISO). 

Erlass des Ministers der öffentl. Arbeiten vom 7. Mai 1904. bctrcffoiul Aonderung 
der Dienstvorschrift für das Meldeverfahren etc. bei Unt'älien, Betriebsstörungen und 
aussergewöhnlichen Ereignissen (Eisenb.-Verordn.-Bl. S, 128). — vom 22. April 1904, 
iMtreffend Znsttndigkeit der Dominen- und Finanzvervaltung zur UcAnnahm« ver- 
fügbar weffdender Dienstgnuidstiloke aus anderen Zweigim der Staatsverwaltung 
('S. 138). 

— Gesetz, betreffend die Erweiterung und Vervullständigtinp des Staatseisenbahn- 
netzes und die Beteiligung des Staates an zwei rrivatunleruehmungen sowie an dem 
Baue von Kleinbahnen vom 86. Juni 1904 (OS. 1904 8. 157). 

RüSSland. Zirkularcrlass der Reichs-Eisenbahnverwaltnng vom 19./ 24. März 1904, be- 
treffend Qtiittungen Uber Nachnahmebeträge (Tarif -Samml. 1904 Nr. 1579, Zeitschr. 
f. d. Internat. Eisenb.-Transp. XII Anlage 8. 75). — Zirkularcrlass der Reichs-Eisen- 
ImluiTerwaltang vom 15./ 17. April 1904, betreffend die Einhebung von Fracht- 
»ueihligen gemlss Art 80 des Allgem. Eisoibahngesetses vom 12. Juni 1886 
Xn. Anlage 8. 74). 
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Sächseln, Krmi<rr fii si tz vom 30 Mai 1904, bctreftend Ab;lii(1miMi.'f'Ti von Bestimmnngen 
im X. Abschnitt des Allgem. Baugesetzes vom 1. Juli lUOO (ües.- u. Verordn.-Bl. 
S. 163). — Avd«rw«ite ]liiiisl.-Teroxiii. von SO. Ibi 190i, betreffend Aasftthnuig 
des Allgem. Bangeaetsea (8. 165). — Dderet en die Stbide, tnehfere JSiieiilmliii« 

' angclegenheiteti betreffend , der zweiten Kammer am 4. Febrnar und 18. April 1904 
zugcstA'Ut (Preuss. Eisenb.-Arch IflOJ S. KXX) und 1001). 

Saobseii-KobBrg-GoUia. Ministerialverordnuiig vom 23. April liK»4 für den Verkehr mit 
JHotorwageii (OS. S. 49). 

Sollwall. BandenfttabesdilaM ▼on 31. Mai 1904, betreffend die Beredurang dea Bein- 
crtrages der l'rivathnTinf'n znin Zwtrkf der Festsetzung der Konzessionsf/obüliren 
und der Entschädigungen für l'osttransporte, sowie die Horjibst't?!uiifj der J'ransport- 
taxeu (Eidgenösa. (ies. -Samml. XX S. 70). — Nachtrag III zum Transportreglement 
▼om 1. Januar 1894, glittig vom 16. Jnli 1904, betreffend die §§ 36, 63 nnd 68 
(Zeitschr. f. d, ioternat. Eisenb.-Transp. XII Anl. 70). 

Serbien. Gesetz vom 31 Milrz 1*K)4. birrefftnd .Xliiiiuk'rnnir des (Icsetzps vom 
<)./ 18. Dezember 1H98 über den Hau und Betrieb «euer Bahneu (.Srpski' Novine vom 
8.; 21. April 1904 Nr. 75). — Gesetz vom 31. März (a. St.) 1904, betielicud die Er- 
miebtignng der LandeiÄypotbekenbank aar GewKbrang der smii Baa neaer Eiaen- 
babnen erforderlichen Anleihe an den serbischen Staat (Aratsbl. vom 9.; 22. April 1904). 

WSrttemberg. \'erfüKung des Minist, der auswärt Ariir«! Vcikthisaliteilung) vom 
30. März 1904, betreiTeud die Abänderung der wUrttemb. l'ostordnung vom 21. Mai 
190O Beg.-Bl. S. 46-48). 



BiMlidnolwrel Nantike t mrtlB. TMbotti L Seblee. 
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Entscheidungen. 



^r. 58. Entsdi. des Bezirksg^erichts f. die Alt- u. Jose&tadt In Prag. 

Tom 5. Januar 1903. 

(Of Mcrr KIä. Hb Ver<ir.in,-Bl XVII (1904) Nr. 115 S. 8i06.) 
Die Bpstimmung dps § 273 ZPO. findet auf Snhadenersatzforderungpn nach g 87 
Betr.-Regl., für welche ein Schadensnaohweis gefordert ist, keine Anwendung, da die 
Bettinmungen des § 87 Betr.-RegL Soaderbestlmmungen sind. 

Nach der Bestirainuiig des § 87 II 1 und 2 Betr.-Regl. kann, wenn 
eine Deklaraliun des Interesses an der Lieferung stattgeiiuideu hat, 
ohne Nacliweis des Sc hadens, falls die Verspätung von längerer Dauer 
als vier Tage ist, die ganze Fracht, uud falls der Nachweis des 
Schadens erbracht wird, der Betrag des Schadens beansprucht wei den. 
In beiden Ffillen darf jedoch die Vergütung den deklarierten Betrag 
des Interessea nicht Ubersteigen. 

Nachdem nun die beklagte Eisenbahn zugestanden bat, dass dem 
Kläger durch die Anschafiting von W&sche ein Schaden von E 15 er^ 
wachsen ist und er für die Fracht E 2.61 nnd flir das Telegramm 
60 Heller auslegen musste, wurde dem Kläger hierfür vom Gerichte 
Ersatz zuerkannt. Fttr den Übrigen Schaden aber, hervorgernfen durch 
den angeblichen Aufenthalt in B. durch fünf Tage nnd durch die Gänge 
zur Bahn, resp. für den idealen Schaden, den der Klii^^r ^ihnch 
erlitten zu haben angibt, dass er seine Gesundheit in M. nicht rechte 
zeitig pflegen konnte, wurde ein Ersatz deshalb nicht zugesprochen, 
weil dieser Srliaden vom Klhf^er bloss behauptet, aber nicht nach- 
gewiesen wurde und vorliegenden falls auch § 273 ZPO. nicht Anwendung 
finden kann, da die Hestinimungen des § 87 Betr.-Regl.. in denen aus- 
drücklich ein Schadensnachweis verlangt wird, sidi fr^^reniiber den 
Bestimmungen des § 273 ZPO. als bonderbeätiuuuungeu darätelleu. 
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1.14 £at8ch. des Besiijcsgericbts für Handelanchen in Wien Tom 24. Jan. 190S. 

Nr. 59. Entsch. des Bezirksgerichts für Haiidclssaehen in Wien. 

Vom 24. Januar 1903. 

(A]]«ein. T«r.RAlts. 30011 (IWD Kr. KT 8. 6M.) 
Wenn die Bahn eine Desinfektioi der beim Transporte von Tieren (ini tleritshw 

Rohpradlkten) verwendeten Wagen nach behördlicher Anorflnung niclit vwvmitmm 
hat. kann sie auch die Desinfektionsgebühr nicht einheben. 

Nach ^ 3 fies t;esL'tzes vom 19. Juli 1879 P<;B1. Nr. 103, war (lie 
Balin vorliegend {;<ir iiii'ht verpflichtet, die IJesiufektiuu der Wageu 
vorzunchmeu, du zufolge der in Deutschland bestehenden Bestimmungen 
die Desinfektion der Wag-en in i). vorgenommen wurde und liieiiiber 
ein vertrauenswürdiger Nachweis sicherlich vorliegt. Demzufolge war 
also die Bahn selbst dann nicht berechtigt, die liuckstellung der Des- 
infektionsgebübr zu verweigern, wenn ihrer Anschauung beigepflichtet 
werden kOnnte, dass es nicht auf die wirkliche Desinfektion, sondeni 
nur darauf ankommt, dass die Desinfektion der Wagen behördlich an- 
geordnet ist. Wohl ist es richtig, dass bei der Aufgabe nnd bei der 
Ausrechnung der Fracht und Gebühren nicht vorausgesehen werden 
konnte, dass diese nach B. adressierten Waggons ohne Umladung weiter 
nach D. wurden gesendet werden, so dass mit Recht die DesinfektioDS^ 
gebühr in den Frachtbrief eingesetzt wurde und demzufolge gemlss 
§ 66 (1) Betr.-Eegl. auch die Gebühr einzuhcben war. Allein diese 
Gebühr war über Begehren der Partei gemäss § 61 (4) ßetr.-Kegl. von 
der Bahn rückzuerstatten, sobald sich heransstellte, dass die Voraus- 
sctziiTig der Einhebung der Gebühr vorliegend nicht zutraf. Der Um- 
stand aber, dass die Partei beantragte, die Tiere ohne Umladung in 
denselben Waggons weiter zu befördein , ist fiir die Kütsclieiduiig der 
vorliegenden Frage, ob eine Desinfektionsgebülir riiekziierslatten i.»t 
oder nicht, unmassgeblicb, denn nicht die Erklärung der Partei, sondern 
die gesetzlichen Bestimmungen sind für die VerpÜichtung der Bahn zur 
Desinfektion massgeblich, und die Bahn ist nach Massgabe der Be- 
stiuiiiiuiig des Tarifcs, Teil I und ganz ohne KücLsicht auf die Er- 
klärungen der Partei berechtigt, eine Desinfektionsgebühr eiuijuheben. 
Demgemäss erscheint das Klagebegehren gerechtfertigt, und es war 
demgcmäss zu erkennen. 



Nr. 60. Üntsch. dea Preuss. OberrenraltiiiigsgerlehtB. 

3. Senat. Vom 29. Januar 1903. 

FiHi liLf Scheicher, Zeitschr. f. Prax- «tA. Bd.88 Hoft 1/2 .S fil - Entscb. d. OVO. ßd. iS S. 329 (334).) 
In 57 a des Krankenvprsicherungsgesetzes haben die Worte „Erl<rankung" und ..er- 
kranken'' dieselbe Bedeutuno wie sonst, d. h. die des Zustandes, der die Notweadigkeit 
der Heilbehandlung bedingt oder die Erwerbsfahigkelt ausschllesst. 

a Erkrankung" und „erkranken" sind in § 57a des Kranken- 
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versiehe! iingsgesetzes uicht in dem Smue zu nehmen, dass es auf den 
Zeitpunkt ankomme, in welchem ein Mitglied nach den Grundsätzen 
der medizinisclien Wissenschafi erkiaukt ist. Andernfalls würde die 
mit § 57a beabsichtigte Regelung vielfach und namentlich dann ver- 
sagen, wenn die Erkrankung uicht an dem ausserhalb des Kasseubezirks 
belegenen Wohnort eintritt, sondern an dem hinerbalb oder aneh auBser- 
halb des Eaesenbezirks gelegenen Bescb&ftigungsorte. «Erkranlcang* 
und »erkranken* sind mangels eines Anhalts fttr das Gegenteil viel- 
mehr in demselben Sinne zn verstehen, in dem Wort „Krankheit* vom 
Oesetxe gebraucht wird, und insoweit besteht in Theorie und Praxis 
nmimehr Einverständnis, dass hierunter das Kranksein, d. h. ein Zu- 
stand gemeint ist, der die Notwendigkeit der Heilbehandlung bedingt 
oder die Erwerbsfähigkeit ansschliesst. Für die Dauer dieses Znstandes 
sind demnach die Krankenkassen dnreh § 57 a ermächtigt, fOr die 
Gewährung der Krankenunterstützung an das ausserhalb des Kassen- 
bezirkes an seinem Wohnort befindliche Kassenraitglied die Kasse des 
Wohnortes mit der Wirkuni; in Anspruch zn nehmen, dass für die 
Heilbehandlung einschliesslirli der Heilmittel nicht mein' aber auch 
nicht weniger als die Hälfte des Krankengeldes za vergüten ist. 



Nr« 61. Entsch. des Appellhofes Bordeaux. 

Yum 3. Februar 1903. 

(ZeitMcbr. i. d. Internal. Eu«eub.-Trauap. XLI <1904; Nr. » ä. ü;o. — Bolletln de la MutnoUe-TrauBports 

Oktohutiefl tMtt S.aML) 

Internat. Uebereink. Art. 24. B«i nicht ganz vollständiger Adresse des Empfängers 

ist die Empfangsstation verpflichtet, dies durch Rückfrage bei der VersandsfatiM !■ 
ergänzen und eventuell dem Absender für den Schaden verantwortlich. 

A. hatte an) 11. November 1900 der französischen Staatsbalm auf 
Station Cognac ein Fass Wein mit der Beistininmng au B. iu Rouen 
übergeben. Im Fi aclitbriefe hatte der Absender die Strasse, in welcher der 
Empfänger in Rouen wohnte, angegeben, jedoch unterlassen, die Nummer 
des Hauises zu bezeichnen. Die Empfangsstation machte keiueriei Nach- 
forschung, um die Wohnung des B. zu ermitteln und unterliess auch 
die sofortige Benachrichtigung des Ätsenders von dem Ablieferungs- 
hindemis. Nachdem das Gnt schliesslieh am 10. Dezember, mit einer 
Versp&tang Ton 15 Tagen, dem Adressaten zugeführt wurde, Terweigerte 
dieser die Annahme. 

Der Absender reichte eine Klage beim Handelsgerichte iu Cognac 
ein, und die Verwaltung der Staatsbahn wurde zur Vergfitung des dem 



*) NiMb der Novelle vom 85. Mai 1903 ist der iiacbgeiwieBene MduraafWMd m 

vergüten. 

8* 
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Aufj^eber erwaclisenen Nachteils verurteilt. Dieses Urteil wnrde, auf 
erhobene Berufunj^-. durch dds AppellationsgerichL iu Bordeaux bestätigt. 

Dieses letztere hob iu seiueu Eutscheidungsgrunden hervor, dass 
man der Versandbaha nicht den Vorwarf machen kOiine, da«8 sie nkht 
die Adresse des Empfängers dnrch den Absender im Fraehtbriefe habe 
vervollständigen lassen, weil die Angabe der Strasse, in welcher der 
Adressat wohnte, ausreichend erscheinen konnte, aber die Empfangs- 
station weise nicht nach, alle erforderlichen Schritte getan sa haben, 
am den Adressaten aufzufinden, welcher schon länger als drei Monate 
in der auf dem Frachtbriefe angegebenen Strasse wohnte und ftberdies 
in dem Stadtviertel bekannt war. Anderseits hätte die Empfangsstation, 
da sie nicht gehalten ist, dem Absender die Abliefernng oder das Ab- 
lieferungshindernis direkt anzuzeigen, ausser wenn von ihm die Zahlung 
der im Art. SO der Frachtgut-Tarifbeilingnngen vorgesehenen besonderen 
Gebühr von 25 Centimes geleistet ist, oder wenn es sich um Güter, 
die raschem Verderben ausgesetzt ist, handelt, die geeigneten Schritte 
tun müssen, um die Adicsse des Emptaiif^ers, wenn sie nicht vollständig 
schien, zu vervollständigen; weiiu also die 8tation Ronen sofort aui 
24. November nach CoirTiar zn dein Zwecke der Vervollständij,^uug (k-r 
Adret-se des Ii. j:t-srhrielieii liätte, so liiitte sie. lan<,^e vor dem 10. De- 
zember, das Fass Weiu in der Wüliniiiig des letzteren abliefern können. 



Nr. 02. Entsch. des Oesterr. Obersten (jrcriehtshofes. 
Vom 18. Februar 1903. 

(Oettwr. BiMBb.pV<rordn.-BL XVII WM) Mr. W S. t«74.) 

1. Asweiilbarkslt des Eisenbahi • Haftpflichtgeaetzes vom 5. MSrz 1869, RGBl. Nr. 27, 

auf Ereignungen im Verkehre von Lokalbahnen. 

2. Ist bei einer nach § I dieses Gesetzes zu beurteilenden EreisaunB das eigene 
Verschulden des BesohSdiBten fattiestsllt, «o MtfiUlt bezO|lioli «istt vor ihm be- 
haaptetoa HltvsrwhiMtM der EteMMnutsraehBiuBi die gesetzHoke VsrNitNsp dlstM 

fiesetzt«, «ad hat d«r HeiotiiiliBts tia tslobet MitvsrtshaMes za hewslten. 

Es steht ausser Frage, dass die beklagte Bahn im Hinblicke auf 
die Bestimmungen des Gesetzes vom 5. März 1869. RGBl. Nr. 27, den 
Scliaden, der aus einer durch eine Ereigauug im V^erkehre hervor- 
gerufenen Körperverletzung entstanden ist, ohne Rücksicht darauf, ob 
auf ihrer Seite ein Verschulden unterlief oder nicht, schlechthin za 
vertreten hat, sofern ihr nicht einer der im § 2 des bezogenen Gesetzes 
VOrgeseiieneu Beweise srelingt. 

Im Gegeustandsfalle kommt es also iu erster Linie darauf an, ob 
ein eigenes Verschulden des Beschädigten erwiesen wurde. Da.s Be- 
rufungsgei icht bejaht diese Frage in üebereinstimmuug mit dem 
Gerichtshule erster Instanz, und dies mit Recht. Nach § 1297 a. b. 
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6B. wird vemratet, dass jeder, welcher den Yerstandesgebraucb besitzt, 
eiD68 solchen Grades des Fleisses und Anfroerksamkeit fähig sei, der 
bei gewöhnlichen Fähigkeiten angewendet werden kann, und macht sieh 
dei;jenige eines Versehens schuldig, welcher bei Handlungen, woraus 
eine Verkflrznng der Rechte eines anderen entsteht, diesen Qrad des 
Fleisses und der Aufmerksamkeit unterlftsst. 

Der in den letzten Jahrzehnten erfolgte Aufschwung des Verkehres, 
die Notwendigkeit der Schafiiing eines immer dichteren Netzes von 
Verkehrsmitteln, insbesondere von Eisenbahnen, bringt es mit sich, dass 
die Bewohner jener Landesteile, die sich dieser Anstalten erfreuen, 
auch jenen höheren Grad von Anfroerksamkeit betätigen müssen, der 
nötig ist, um den mit dem Betriebe solcher Verkehrsmittel bei aller 
Vorsorge seitens der Untei iielmiung nnter allen Umständen natnr^emäss 
verbundenen Gefahren zu begegnen. Dies gilt insbesondere auch von 
den Bewohnern jener Gebiete, die vnn Klein- oder Lokalbahnen durch- 
zogen sind, zumal da bei diesen nach den Bestimmungen der ein- 
schlägigen Gesetze und Verordnungen insbesondere des Gesetzes vom 
31. Dezember 1801, RGBl. Nr, 2 vom Jahre 1895) von der Anwendung 
sämtlicher für Hauptbahnen vorgeschriebenen Siclicrheitsvorkehrungen 
keine Rede ist und ioi Interesse des Bestandes solcher Verkehrsmittel 
füglich auch keine Bede sein kann. 

Nun bestimmt die Hinisterialrerordnung vom 30. August 1890, 
BGBl. Nr. 169, im § 1 Abs. 2, ausdrücklich, dass das Uebanchrdten 
der Ijokalbahnen bei den mit der Warnungstafel „Ächtung auf den 
Zug' bezeichneten Wegttbersetzungen bei Annäherung eines Zuges yer-^ 
boten ist, und es soll die Uebertretung dieser Bestimmung nach § 2 
derselben Vei'Ordnung eventuell — insofern nämlich nicht die Straf- 
bostimmungen des allgemeinen Strafgesetzes Auwendung finden — nach 
Massgabe der Ministerialverordnnng vom 30. September 1857, BGBL 
Nr. 198, geahndet werden. Daraus erhellt, dass jedermann, der die 
Lokalbahn an einer solchen Stelle i\bersetzen will, die Verpflichtung 
hat, vorher nacliznsehen, ob sich nieht ein Zn^ nähere. 

Dieser Verptlichtung hat der Kläger im gegebenen Falle fest- 
ge.-^tollter- und zugestandenermassen nirli»^ «Mitsproclien ; er ist vielmehr 
surg- und achtlos an der linken Seite seines mit Riiben beladenen, 
mithin schwer beweglichen Wa^^ens einhergeschritten, so dass er gerade 
nach jener Richtung, in welcher der die Bahnstrecke deckende Ein- 
schnitt sich befand, nicht ausschauen konnte, nml liat es unterlassen, 
auch nur wenige Scliiitte vor den Wagen zu treten, um sich zu über- 
zeugen, ob die UebersetzuDg der Strecke gefahrlos bewerkstelligt 
werden kOnne. 
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Entflch. des Uberlandesgericbts i oJmar vom 24. März liM)3. 



Es liegt alsa auf Seiten des bescbädigten Klägers Verscbalden 
anzweifelhAft vor, weshalb die beklagte Bahn gemäss § 2 des Haft- 
pflichtgesetzes von der Haftung fttr den entstandenen Schaden be- 
freit ist 

Ein allf&lliges HitTerachnlden der Bahn hätte der Elfiger beweisen 
mttssen. Dies ist jedoch nicht geschehen. 



Nr. 6^. Entsch. des Obcrlandcsf^ortchts Colmar. 

8. Ziv.-Senat. Vom 24. März 1903. 

(Jur. /.öifschr. f. Kls.-l.olhr. Jahrg. aa (laW; lielt 7 h s. stl.) 

Reioiwbaftpfl.-fies. v. 7. iuni 1871 I, 3 u. 8. Vom Begriff der höheren Gewalt sind 
VorktaniiM« aitsesobintei, welche ih Elaenliaheverwattmg voraiMahea unil ab- 
wawlaa kainte. Bei Verletzung einee Kindes muss schon mit ROekaioht a«f die Ver> 
Jährung die Haftpflicht ihrem Grunde nach für rinfn rukiinftigrn Zritpunkt fp^tgr^stellt 
werden. Abpr tJpr Anspruch auf Feststellung einer bestimmtfn, künrt g zu gewähren- 
den Entschädigung iät wegen der Unsicherheit der künftigen Verhältnisse unbegründet. 

I. Ein Betriebsunfall lie^jt vor. Kignes Verschulden des zur Zeit des 
Unfalls noch nicht 7 Jalire altea Verletzten kommt uiclit in Frage. 
Die Beklagte kann sich also nur durch den Nachweis von der Haft- 
pflicht befreien, dass der UnfaU durch hOhere Gewalt vemi-sacht ist. 
Höhere Gewalt — d. h. ein von aussen einwirkendes, nicht in der ge- 
fährdenden Natur des Betriebs oder in einer vom Unternehmer selbst 
geschaffenen gef&hrlichen Lage begründetes Ereignis, welches oder 
dessen Folgen der Unternehmer trotz Anwendung der äussersten Sorg- 
falt and Vorsicht bei den gegebenen Verhältnissen nicht abwenden 
konnte — liegt hier nicht vor. 

1. Dass Knaben neben einem langsam eine Stadt durchfahrenden 
Strassenbahn-GUterzng herlaufen und auf dessen offene, leere Wagen 
aufzuspringen versuchen, entspricht Knabenart. Es entsteht dadurch 
eine vom Unternehmer selbst geschaffene, in der Natm Ii s Betriebs 
liegende gefährliche Lage, deren mögliclie Schadensfolgeu der Unter- 
nehmer voranssehen mnsste und zu vertreten liat. Ob im vorliegende!! 
Fall der Knabe dadurch unter den Zug gei iet, dass er aufzuspringeu 
versuchte, oder dadiirrh. dass er beim Wettlauf von einend anderen 
Knaben aus Mutwillen einen Stoss erhielt, macht keinen wesentlichen 
Unter.'^chied. In beiden Fällen liegt kindlicher Unverstand und Si)ieleiei 
dem Vorfall zugrunde. Anders wäre es nur danu, wenn, was nicht 
der Fall ist, nachgewiesen wäre, dass der Verletzte absichtlich in den 
Zug gestossen worden ist, da alsdann ein fiir das Verkehrsleben ausser 
Berechnung liegender Umstand den Unfall verursacht hätte. (Vgl. BE. 
Bd. 11 & 146, Bd. 19 8. 87. Bd. 21 a 13, Bd. 44 S. 27; Senfferto Areh. 
Bd. 48 Nr. 245 und Bd. 50 Nr. 2ö0; Egers E.B.£utsch. Bd. 16 3. 335; 
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J. W. 1901 S. 1Ü4; ferne.!' Urteil des 1. Zivilsenats OLG. Colmar vom 
20. Februar 1903, U 503/02.) 

2. Aber aneh, wenn man den vorliegenden Unfall nicht auf die 
gefährdende Natnr des Betriebs zarttckfttbren will, ist die Annahme 
höherer Gewalt jedenfaUs deshalb ansgeschlosaen, weil der Unfall nicht 
als anabwendbar angesehen werden kann. 

Es ist zwar festgestellt, dass weder den Lokomotivführer noch 
den Schaffner des Zages ein Verscbnlden trifft; den letzteren deshalb 
nicht, weil er seiner Aufgabe, den Zng zu überwachen, von seinem 
Standpunkt auf der Lokomotive ans nach Möglichkeit genügte und 
dieser Standpunkt seiner Dienstanweisung entsprach. Es mag auch 
richtig sein, dass dieser Platz fi'ir den einzigen Schaffner des Zuges 
der betriebstechnisch richtige ist, weil Leichtigkeit des Verkehrs mit 
dem Lokomotivführer wünschenswert ist. Aber eine ausreichende 
Ueberwachiiiig des ans der Maschine und vier leeren Kohlenwagen be- 
stehenden Zuges, insbesondere der zwei letzten Wagen, zwischen denen 
der Unfall sich ereignete, wurde dadurch unmöglich gemacht. Ist aber 
dies der Fall, so liegt ein Verschulden der Betriebsleitung daiin. dass 
sie nicht, was die Vorsicht gebot, dem Zuge zwei Schaffner beigab, 
Dass dies bei den gegebenen Verhältnissen unmöglich, mit den Betriebs- 
auforderuugen unvereinbar gewesen sei, läs.sL sich nicht behaupten. 

Die Beklagte hat also den ihr, um die höhere Gewalt darzutun, 
obliegenden Bewefe darüber nicht erbracht, dass de ihrerseits die 
ftosserste Sorgfalt und Vorsicht angewendet habe, um das schaden- 
bringende Ereignis abzuwenden. (Vgl. die oben erw. reichsgerichtliche 
Entecheidung Bd. 21 S. 13; Senfferts Arch. Bd. 48 Nr. 245; femer BE. 
Bd. 1 8. 276; Egers E. B. Entsch. Bd. 2 S. 291.) 

n. Nach dem Ergebnis der Erörterung zu I ist die Beklagte auf 
Orund der §§ 1 und 3 Abs. 2 des Haftpflichtgesetzes verpflichtet, dem 
Klftger den Vermögensuachteil zu ersetzen, welchen er durch Minderung 
seiner Erwerbsf&bigkeit infolge des Unfalls vom 7. Dezember 1900 
erleidet. . 

Ein gegenwärtiger Erwerb des z. Z. neunjährigen Knaben kommt 
nicht in Frage. Der Vater als sein gesetzlicher Vertreter hat aber in 
der Voraussicht, dass der Verlust des linken Arms, welchen der Ver- 
letzte infolge de.^ Unfalls erlitten hat, vom Eintritt des erwerbsfähigen 
Alters ab den Grad der Erwerbstahigkeit wesentlich herabdri'icken 
wird, -vom vollendeten vierzehnten Lebensjahr ab eine lebenslängliche 
Monatsrente von 40 M. beantragt. Diiser auf eine noch ferne Zukunft 
gestellte Leistungsantrag muss als zurzeit unbegründet erachtet werden, 
da die dem Autrag zugrunde gelegten und zu Beweis gestellten heutigeu 
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Verhältnisse, welche aln für jenen ferneren Zeitpunkt massgebend 
Torausgesetzt werden, sich in der Zwischenzeit so wesentlich ändern 
können, dass sie nicht als geeignete Grundlage einer gegenwärtigen 
Verurteilung ersdidnen. Dass aber ttberhanpt dem Verletzten ein 
VermOgensnachteil infolge des Unfalls nach erreichtein erwerbsfähigem 
Alter erwachsen wird, ist nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu 
erwarten und deshalb der Snbsidiarantrag auf prinzipielle Feststellung 
der Entsehädignngspflicht gerechtfertigt; das rechtliche Interesse des 
Klägers an dieser Feststellung ist schon im Hinblick auf die zwei- 
jährige VeijihmngsMst des § 8 HPflG. gegeben. (Vgl. Egers Eisenb. 
Entach. Bd. 1 S. 31; Bd. 3 S. 133; Bd. 4 S. 148.) 



Nr. 64. Entseh. des OberlandesgerlelLts Banustadt 0- 

Vom 24. April 1903. 

(ZaMaohr. t 4L lateniat. BtMaU^TnMv. XII (i904) Nr. s S.m — Sp«!* n. SebUT.'Z«!!«. ZIt (tWM> 

Nr. 26.) 

internal. Uebereink. Art. 31 ZifT. I. Deutsche Eisenb.-Verk.-Ordn. § 77 Ziff. I. Die 
Haflliifireisag der EtoMbabs bei TrMtport des 6stet In olfeiHm WtfM sehltit ütM 
alobt leiei die Vartretusi eines eigenen Versehuldem, z. B. durcli vtrsebrlftswlilri|e 

Annäherung des ofTenen Wagens an die Lokomotive. 

Es ist in Erkenntnis der besonderen Gefahren, welche Lokomotive, 
Ofenheizung und das in der Laterne brennende Licht in nächster Nähe 
brennbarer Güter, die in offenen Wag'eii verladen sind, für diese be- 
gründen, den Beamten, die diu Züge zuisaiiniRiislellen, iiisbesoinlere zur 
Pflicht gemacht, solche Waiden nicht in unmittelbarer Nähe der Lokomotive 
einzustellen. Die.se Vuischriften sind nicht nur im Interesse des Eigen- 
tümers des beförderten Gutes erlassen, sondern auch ein Au>fliiss der fiir die 
Bahn bestellenden Pflicht, nach Möglichkeit das in üÜ'eiien Waj^'^en l)efiud- 
liehe Gut gegen die ihm drohendeu Geiahren zu schützen. Die Abwälzung 
der Haftung füi' diese Gefahren soll nicht f&r die Bahn Veranlassung 
werden und ihr ein Becht darauf gewähren, mit dem offen verladenen 
Gute naoli Belieben zu schalten and es nach Willkür den Gefahren 
anszQsetzen, die ohne erhebliche eigene Belästigung vermieden oder 
herabgemindert werden können. Indem der Staat die entsprechenden 
Verordnungen traf, hat er lediglich diejenigen Pflichten wahrgenommen, 
die ihm aus seiner sogenannten Verkehrshoheit dem Publikum gegen- 
Über erwachsen, und wenn mau diese Vorschriften richtig versteht, so 
mttssen sie dahin führen, dass die Bahnverwaltung aus eigenem Triebe 
alles das tut, was die Transportgüter vor Schaden bewahren kann, und 
dass sie auf der anderen Seite alles uuterlässt, was die Gefahr eines 

*j Vgl. Eatsch. des IlüHü. Bd. 15 ä. Ö3. 
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Sebadens zu begrftnden yermag, und sie darf hier nicht abwarten, ob 
nnd welche Wttnsche ihr in dieser Beziehung Ton den Versendern de^ 
Guter kundgegeben werden. Nun hat sich im vorliegenden Falle aller- 
dings der offiane Wagen nicht unmittelbar hinter der LokomotiTe be- 
fanden, sondern zwischen ihr und ihm ging noch — wie bereits erwftbnt 
— ein Personenwagen. Dem Buchstaben nach ist also den Fahrplan- 
Vorschriften Rechnung getragen. Allein dabei ist rnrausgesetzt, dass 
sicli Iiinter der Lokomotive noch ein .sogenannter Tender befindet, der im 
vorliegenden Falle nicht vorhanden war; hätte er s^ich liinter der Maschine 
befanden so hätte an ihn der otVene Waffen nicht angereiht werden 
diirien ; denn Tender und Lokomoiive {reiten in dieser Hinsicht als 
eine Einheit, und eben deshalb war es pflichtwidrig, ihn lediglich durch 
einen Personenwagen von der Maschine zu trennen, denn dadurch 
wnrde er von ihr nur unbedeutend mehr abgerückt, wie wenn lediglich 
ein Tender zwischen beiden gegangen wäre. Nach Lage der Sache 
muss daher davon ausgegangen werden, dass sich auch im vorliegenden 
Falle der offene Wagen in ^unmittelbarer Nähe* der Maschine befunden 
habe. Nun hat die Beklagte aber weiter eingewendet, dass es ja 
durchaus noch nicht feststehe, dass der Zflndstoif yon der Maschine 
aus zu den Petroleumftssern getragen worden sei, man könne rielmehr 
an zahllose andere Möglichkeiten denken, die den Schaden gestiftet 
hatten. Ein zwingender Beweis Iftsst sich nach der Natur der Ver- 
hftltnisse hier Überhaupt nicht erbringen; es genttgt aber auch nach fest^ 
stehender Praxis, die vor allen Dingen yod dem Reichsgerichte be- 
gründet worden ist, dass sich der Bichter die Ueberzeugung zn bilden 
vermag, es sei die Ton ihm als gegeben angenommene Ursache die 
tatsächlich wirkende gewesen. Wo die Annahme, dass Funken aus der 
Maschine zn dem offenen Wagen gedrungen seien, so nahe liegt, 
während der Gedanke an eine andere Entsteliuno:?^ursache für den Brand 
jeder Handliabo und Grundlage entbehrt, darf der Richter ohne 
Gesetzesverletzunt; m<} rrtt^^acliliclien Irrtum davon ausgehen, dass die.se 
Möglichkeit auch eiiigetivLen sei. Die Beklagte kann sich auch nicht 
damit verteidigen, dass ein Personenwagen IV. Klasse höher sei als ein 
Tender, daher auch einen grösseren Schutz gegen Fnnkenflug gewähre 
als ein solcher: denn Tatsache ist, dass die Funken je nach dem 
Winde viel höher und viel weiter fliegen, als der Tender hoch und lang 
ist. Deshalb musste als tatsächlich erwiesen angenommen werden, dass 
die Leute der Beklagten bei der Einstellung des Wagens es an der 
erforderliehen Sorgfalt haben fehlen lassen, und damit ergibt sieh nach 
allgemeinen Bechtsregeln für die Beklagte von selbst die Verpflichtung, 
Schadenersatz zn leisten. 
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Nr, 65* Entseh. des Oesterr. Obersten Ctericlitshofes. 
Yom 17. Juni 1003. 

(Oostorr. ]E1ieiibvy«i«nlii.-BI. XTU (IMM) Nr. iw a MW.) 

Uiter einer «MbwemllMireii HaiHltanB einer dritten Pereent leren VereeiwMen die Balm- 
unternehmung im Sinne des § 2 des Gesetzes vom 5. MSrz 1869, RGBl. Mr. 27, nicht 
in vertreten iiatp kann nur eine positive Handlung, nicht aiier audi eine bleeee Unter- 
lassung verstanden werden. 
Vea der Haftanfl fir den Unfall einen Kindee» an welekem die Bala kein Mtt- 
vereelinlden trifft, wird nie daker atelit befreit, well In der Unterlaeeang der geliSrlgeB 
Aufsicht seitens der Eltern des Kindrs eine unabwendbare Handlung crner dritten 
Person, deren Verschulden die Bahnuntornehmung nicht zu vertreten hat, zu erblickpri 
ist, sondern weil der Unfall nicht von ihr verschuldet wurde, sondern Seibstverschuiden 

dee iUadee vnriiegt 

Nach § 2 des zit. Gesetzes wird die Eiseabahnanteriehiiiiuig von 
der Ersatzleistung nach Massgabe der §§ 1326—1327 a. b. GB. nur 
dann und nnr in dem Masse befreit, als sie beweist, dass der Unfall 
nur durch einen unabwendbaren Unfall (höhere Gewalt, vis mi^or) oder 
durch eine unabwendbare Handlnng dritter Personen, deren Verschulden 
sie nicht zu vertreten hat, oder durch Verschnlden des Beschädigten 
▼emrsacbt wurde. 

Die Stilisierung dieses Paragraphen lässt keinen Zweifel darüber, 
dass die darin angeführten drei Fälle, in welchen die Eisenbahn- 
untemehinung von der Er^jatzleistung befreit wird, taxativ nnfgezähit 
sind, dass somit eine analoge Anwendung dieses Gesetzes auf dort nicht 
ausdrücklich angeführte Fälle unzulässif? ist. 

Wenn also das Gesetz im zweiten dieser Fülle von einer unab- 
wendbaren Handlung einer dritten Person, deren Verschulden die 
EisenbahnunternehniTin^ nicht zu vertreten hat, und im dritten Falle 
vom Verschulden des Beschädigten überhaupt, welches gemäss § 1294 
a. b. GB, auch durch eine Unterlassung begründet werden kann, spricht, 
so kann es uioht zweifeUiatt sein, dass unter der unabwendbaren 
Handlung einer dritten Person nur eine positive Handlung 
dieser Person, durch welche die Ereignung verursacht wurde, und 
nicht die blosse Unterlassang dieser Person verstanden werden 
kann, da sonst kein Grund dafftr zu finden ist, warum das Gesetz 
zwischen der dritten Person und dem Beschädigten einen Unterschied 
macht und nicht auch bezOglich dieser dritten Person das Yerschulden 
derselben fiberhaupt als ein Moment fttr die Befreiung der Eisenbahn- 
Unternehmung von der Ersatzleistung besiammt 

Von diesem rechtlichen Standpunkte kann die blosse Unterlassung 
der den Eltern des Klägers, welcher mit Rücksicht auf sein Alter nicht 
in der Lage ist, sich vor einem Unfälle selbst zu schlitzen, obliegenden 
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Aufsicht ftber denselben nicht als eine anabwendbare Handlang der 
Eltern des KUIgers im Snme des sit. Gesetzes angesehen werden. 
Dass aber die Eltern des Klägers eine positive Handlung unter- 
nommen und dadurch die Ereignung — die den Unfall, dass der 
Kläger sich dem vorbeifahrenden Eisenbahnzuge näherte, unter das Rad 
eines Waggons gelangte und dadurch körperlich verletzt wurde — 
verursacht haben, das wurde nicht festorestellt. 

Dessenungeachtet hat das beklagte Eiseiibalmärar dem Klager fin- 
den am Körper erlittenen Schaden gemäss der §§ 1 un i 2 des zit. Ge- 
setzes nicht zu haften, weil nach den gerichtlichen ? est siel) uugen ein 
objektives Verschulden seitens des Klägers selbst vorliegt. 

Stellt nämlich fest, dass der Kl. N. B. sicli dem vorbeifahrenden 
Zuge so sehr näherte, dass er unter das llad eines Waggons gelangte 
und dadurch kürperlich verletzt wurde, so i^t der Beweis seitens der 
geklagten Partei als erbracht zu betrachten, dass dieses Verhalten allein 
die Ursache des dem Beschädigten zngestosscneu Unfalles war, dass 
dss Ungl&ck daher nicht Ton der Beklagten versdialdet, sondern von 
aussen her veranlasst wurde. 

Infolgedessen Icann die gelclagte Partei schon nach den allgemeinen 
Bechtsgmndsfttoen, nach den Bestimmungen des § 1906 und nach der 
Analogie der S§ 1308 und 1309 a. b. 6B. und insdesondere nach' den 
§§ 1 und 2 des zit. Gesetzes als ersatzpflichtig nicht befanden werden; 
hiesse es doch sonst, die ohnehin strenge Haftpflicht der Eisenbahnen 
in einer durch die Gesetzgebung nicht beabsichtigten Weise erweitem, 
wollte man die Eisenbahnen für alle jene Fälle verantwortlich machen, 
welche durch das unvorsichtige Betreten der Bahngeleise durch Kinder 
oder durch das Hineinlaufen derselben anter die B&der herbeigef&brt 
worden. 

Nr* 66. Entsch. des Amtsgerlehts Mainz. 
Vom 24. Juni 1903. 

(ZMtNhr. L d. Intomt. Bli«ib.-Tr«ii^p. XU (IWM) Nr. « & 80». — Spad.- s. SohUL-ZBltc. (UM) 

Mr.M S.375 : 

Deutsche Eisenb.-Verk.-Onin. 77 Ziff. 4. Internat. Uebereink. Art 31 Ziff. 4. Die 
Frage, ob ein 6ut (Eiseagussware) der besonderen Gefahr des Bruch« ausasMtzt lat, 
ist von Fall zs Fall Ntob itehveratlMlIgMi Erswaass » ontaelwIdeB. 

Die Frage, ob Giisswaren Gfiter sind, die vermdge ihrer nat&r- 
liehen Beschaffenheit der besondem Oefahr ausgesetzt sind, Brach- 
schaden sn erleiden, kann in dieser Allgemeinheit weder bejaht noch 
▼emeint werden, sondern es kommt darauf an, welcher Art diese Gass- 
waren sind. Die vom Klüger bezeichneten, dem Industriebetriebe an- 
gehörenden Sachverständigen haben ^ allerdings entgegen der Ansicht 
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des von der Eisenbahn RDgernfenen sacbTerständigen Eisenbabnbeamten 

— sich einstimmig dahin geäussert, dass Entgrannergehäuse in den 
festgestellten Dimensionen nicht leicht zerbreciilich seien and dass auch 
eine Verpackung nicht allgemein üblich sei, was übrigens schon daraus 
hervorgehe, dass die Eisenbahn solche Gl\lpr in unverpacktem Zustand 
ohne jede Schwicrickeit zur Beförderunf^ übeniehme. 

Hinsichtlich der iknveislast erklärte das Gericht. da?s angesichts 
der Bestimmungen im Art. 77 (^) 4 der Klägerin der Beweis dafür 
übla»^. (lass das Transportobjekt nicht zu den Sachen gehöre, die der 
Gefall! des Bruches besonders stark ausgesetzt sind und dass dasselbe 
für den Bahntransport der Verpackung nicht bedurfte. 

Nr. 67. Entsch. des Obcrlandesgerlclits Dresden. 

3. Zivilsenat. Vom 30. Juni 1903. 

(Fiscber Scbelcber, Z«itacbr. f. Prax. et«. Bd. s$ Ucft l!2 S. 105 (107 j.) 

g§ t, 3 Sieht. Eiteigi.-a«s. vom 24» Juni 1902. Bei der WerfbemuMg M awili die 
kSnfliie BetaaiiisfihIgkeK des enteifaotea Gnindstlcks » barlekslohtlaeii. 

Hier ist nnr die Frage aufgeworfen worden: Welchen Wert hat 
das enteignete Land? Bei der Beantwortung dieser Frage ist nicbt 
bloss die zur Zeit der Enteignung vorliegende Benntjsungsart, sondern 
anch die Benutznngsf&bigkeit des enteigneten Landes in Bücksicht zu 
zieben, und zwar letztere auch dann, wenn die vorteilhaftere Aus- 
nutsnng des Grundstücks nicht schon nach dessen Zustande zur Zeit 
der Enteignung, sondern erst infolge Hinzutretens gewisser, durch die 
normale Entwickhino: bedingter Aendernngcn ihr Verhältnisse ein- 
getreten wäre. Denn der von der Enteignung betroffene Örumistücks- 
eigentümer kann, wie schon die Vertassiingsurkunde in § 31 und das 
Ges. vom 3. Juli 1835 §§ 1 und 3 anerkennen (vgl. auch den insoweit 
das bisherige, hier noch massi^ebende ältere Recht wiedergebenden 
Abs. 2 des § 22 des sächs. Enteign.-Ges. vom 24. Juni 1902). Ersatz 
des vollen Schadens, niiiliin aucli desjenigen Schadens vorlaiigen, der 
ihm durch die Entziehung der Möglichkeit verursacht wird, den ihm 
au sich gebührenden Nutzen aus einer zukünftigen Wert^steigerung des 
enteigneten Landes zu zieben, dafem nur diese durch die normale 
Weiterentwicklung der zur Zeit der Enteignung scbon gegebenen Ver- 
haltnisse des Grundstücks (wie Lage, Beschaffenheit usw.) herbeigeffthrt 
worden wAre. 

Diese Bechtsgmnds&tze bat das OLG. bei der Entscheidung von 
Enteignungsstreitigkeiten von jeher befolgt (?gl. z. B. die Urteile des 
erkennenden Senats in Sachen Lutzner gegen Staatsflskus 0 III 149/00 
vom 21. Mttrz 1902 und M^er gegen Staatsflskus 0 HI 22/00 yom 
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90. «Toni 190^). Sie werden aaeh von Scheicher (BechtswirknngeD der 
Enteignang, insbes. S. 239 £) gelehrt. 

Hferans folgt, dass bei der Ermittelang des Werts des den 
EUlgem eDteigneten Landes auch die Frage aufgeworfen und be» 
antwortet werden musste, ob das Areal schon im Jnli 1897 deshalb 
mit einem hüheien Werte ^nansteUen war, weil schon damals die 
Aussicht begründet war, dass es, wenn auch nicht sofort, so doch in 
absehbarer Zukunft als Biuihuid Verwendung finden konnte, sei es, dass 
es zur Bebannn^^ mit Wchnhiiusern aiUgeschlossen, sei es, dass es nur 
zur Erweiterung der schon bestehenden Fabrik benutzt wurde. In 
diesem Sinne gehört die Erörterung der Erweiternngsfähigkeit der 
Fabrik ganz zweifellos in das gegenwärtige Verfahi-en. 



Nr» 68« Entseh. des Badlsclieii Vcrwaltuiigsgerlehtshofta. 

Vom 30. Juni 1903. 

lFi^<■ht'r-Schelcher, Zeitsclir. Bd. 27 IleJ't ' s Rf-n - t!a't Vorw.-Z. Jahr^-. 3f> s 60,; 

§ 27 Krankenversicberungsgesetz. Erfordernisse der freiwilligen Fortsetzung der 

Verslcheruag. 

Die freiwillige Fortsetzung der Versicherung erfordert nach § 27 
des Krankenyersichemngsgesetzes, dass das aus der Beschäftigung aas- 
scheidende Eassenmitglied seine dahin gehende Absieht binnen einer 
Woche entweder dem KassenTorstand ansdriIckUch anzeige oder, sofern 
innerhalb dieser Woche ein Eassenbeitrag ftlUg wird, durch Zahlung 
des Yollen statatenmftssigen Kassenbeitrags bekonde. Durch eine Krank- 
meldung kann die ausdrQckliche Anzeige nicht ersetzt werden, sie 
IftBst auf die Absicht einer freiwilligen Fortsetzung der Kassen- 
mitgliedschaft zumal dann nicht schliessen, wenn der Erkrankte das 
— wegen Einstellung der Bautätigkeit zur Winterszeit beendigte — 
Arbeitsverhältnis gar nicht als gelöst, sondern sich nur als beurlaubt 
betrachtete; ebensowenig gilt es der Zahlung des „vollen Kassen- 
beitrags" gleich, wenn dem entlassenen Arbeiter sein Betreffnis am 
Kassenbeitrag vom Arbeitgeber noch für die ganze Woche, in der die 
Arbeitseinstellung erfolgte, einbehalten worden ist. Letzterer Umstand 
ist aber aucli nicht geeignet, die Dauer der Pflichtmitfrliedschaft, die 
an das Beschäfligungsverhäitnis geknüpft ist, über (li'.-:-tTi Beendigung 
hinaus zu verlängern; die bei einer Kasse bestehende Anordnung, dass 
die Beiträge stets für volle Wochen zu erheben sind, dient lediglich 
der Erleichterung der Kassen- und Rechnungsführung (vgl. Mot. z. 
Kraukenversicherungsgesetz § 52 Abs. 3j, eine Wirkung auf den Bestand 
des Versicheruugsverbältnisses ist ihr nicht beizolegeu. 
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Nr. 69. Bntseh. des FranssOs. Kassattanshofes. 

Vom 23. Jttli 1903. 

(Zaltaohr. t d. tatMMt. Wmth^TnaKf. ZII tsor Nr. lo B.MS. — Joua. 4a droit iotmnat. privA 

a»14i S. 717.) 

Internat. Uebereink. Art. 40, 41. Mangel« einer Interessedeklaration können mehr als 
ile In Art 40 Abt. I aniegefcmeM Bmchtelte der Frieht fDr Lteftrfrlttvertifliiiilt 
nur beansprucht werden, wenn der Nachweis eines hSheren Schadens (Art. 40 Abs. 2) 
•der Arglist oder grobe Fahrlleelgkeit der Eisenbahi (Art 41) nachgewiesen wird. 

Nach Alt. 40 de.s Berner Uebereinkommens, welches durch das 
Gesotz vom 29. Dezember 1801 sanktioniert wurde, kann im Falle ver- 
späteter Ablieferung ohne Nacliweis eines ans der Verspätunfr erlittenen 
S(lia<lens, ein Zehntel der Frachtkosten für eine Verspätung bis ein- 
schliesslich ein Zehntel der Lieferfrist fzwei Zehntel für eine Ver- 
spätung bis einschliesslich zwei Zehntel etc ) beanspi iicht werden. Das 
internationale Berner Uebereinkommen , nachdem es den Grundsatz 
aufgestellt hat, dass die Eisenbahnen ftir den durch die Nichteinlialiuug 
der Lieferfristen erwacliscnen Schaden haftpflichtig sind, regelt auch 
gemäss der in demselben enthaltenen Bedingungen die Entschädigungen, 
welche den Interessenton aus dieser Ursaehe zn entrichteii sind. Nnn - 
sind am 18. Dezember 1899 drei Kolli Wildbret Ton Logo (Italien) 
nach SaintrLaarent d'Argouze (Frankreich) durch Giordini an Tronchand 
zn den Bedingungen des genannten Uebereinkommens gesandt worden, 
und es hat tatsächlich und unbestritten eine Deklaration des Interesses 
an der Lieferung nicht stattgefunden. Diese lieferung bat eine Vei> 
spfttung erlitten, welche zwei Zehntel der normalen Lieferfrist nicht 
ttbersteigt, wofür, gemäss Art. 40 L U., der Empfänger als Entschädigung 
nur zwei Zehntel der Fracht fordern konnte. Ein Recht, eine höhere 
Eutschftdigang als diese zwei Zehntel za verlangen, hätte er nur dann 
gehabt, wenn er entweder einen ihm aas der Lieferfristversäumnis ent- 
standenen Schaden, in welchem Falle die Entschädigung indessen die 
ganze Fracht nicht übersteigen konnte (Art. 40), oder die Arglist oder 
ein grobes Verschulden der Eisenbahn bewiesen hätte, in welch 
letzterem Falle er die volle Entschädigung einschliesslich der ge- 
schäftlich erlittenen Einbusse \^Art. 41) beanspruchen konnte. Dtr 
Empfänger hat aber weder den einen noch den anderen Beweis erbracht, 
noch zu erbringen sich bereit erklärt. Dadurch,' dass das Handels- 
gericht in Nimes nur die nu An. euUialtene allgemeine Regel und 
nicht die nachfolgenden Vorschriften in Betracht gezogen und die 
Mittelmeer-Eisenbahn zur Zahlung der rollen Entschädigung und nicht 
zu der im Art. 40 im votans bestimmten Vergütung verurteilt hat» die 
im vorliegenden Falle allein zulassig war, hat das C^richt die mass- 
gebenden gesetzlichen Vorschriften verletzt, wesh^b das Urteil aufzu- 
heben ist 
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Nr. 70. Entseh. d6s Hindebs^rielLfs fai Paris. 

Vom 2. September 1903. 
(SeiUcbr. t d. lateraat BtBeab.-Trftii»p. Xii (19M) Mr. 8 8. M«. — AonalM dea obemliui d« (er tMB 

I fi. «1.) 

Meritt Uetenlik. Art 15, 26. Oer In Frtehlkrtif« ifelit bdisielmtto ANftragcebw 
itt ■iobt als Abseider zar Klage gegen die ElMobahn bereebtigt Asob dtr Abnnler 
Itt d(et «iobt, Mbtid naeb Ankunft dp*; Gut«; am Bfstimmiigaart dar Frtohtbriaf da« 

Empfänger übergeben ist. 

Das vorbezeiclinete Gericht hat aus nachfolgenden Gründen eine 
Eütschädip'inie'skla^'c als unzulässig abj^ewiesen, welche von Gebrüder 
Reiner in Wien gegen die französ. Ostbahn wegen Beschädignng einer 
Sendung Wild erhoben wurde, welche durch Verniittelung der Firma 
Öcheuker & Cie. an Konee und Lacour in Paris abgesandt wurden war. 

„Die Frachtbriefe sind durch Sclienker & Cie. in eigenem Nauitu 
und nicht als im Auftrage von Gebrüder lieiner unterzeichnet. Die 
ktxteren figuriereo darin in keiner Weise and es besteht, da sie also 
in den Frachtvertrag nicht eingetreten sind, zwischen ihnen nnd der 
Ostbahn keinerlei Rechtsveiii&Unis. Aach wenn ftbrigens Sehenicer & 
Cie. als Beanfiragte Ton Oebrfider Heiner gebandelt h&tten, so w&ren 
diese nicht snr Klage bereebtigt; denn das strittige Gnt ist unter den 
Bedingnngen des Bemer internationalen Uebereinkommens befördert 
worden, dessen Art. 16 Abs. 4, lautet: ,Das Verl&gungsiecht des Ab- 
senders erlischt, sobald nach Ankunft des Gutes am Bestimniungsorte 
der Frachtbrief dem Empfänger übergeben worden ist*, und im Art. 26 
ist gesagt: ^Zur gerichtlichen Geltendmachung der ans dem inter- 
nationalen Eisenbahnfrachtvertrage gegenüber der Eisenbahn ent- 
springenden Rechte ist nur derjenige befugt, welchem das Verfügungs- 
recht über das Frachtgut zusteht''. Am diesen beiden Bestimmungen 
geht hervor, dass der Absender kein Klagereclit mehr gegen den Fracht- 
führer hat, sobald dieser das Gnt dem Empfänger ausgeliefert 
hat, was in dem vorliegenden Falle eingetreten ist, woraus folgt, 
dass Küüce und Lacour, als Empfänger, allein das Recht hatten. Klage 
gegen die Eisenbahn zu erheben; dass daher die Forderung von Ge- 
brüder Heiner in jeder Beziehung unzulässig und zurückzuweisen 
ist etc.". 

Nr. 71. Entsch. dos Oberlandesgerlehts Hamburg. 
Vom 29. «eptember 1903. 

(Du Recht, Jahrg. \Ul (1904) Nr. 80 S. 630. — Beohtspr. d»s OLG. Bd. 9 & IM.) 

2ro. f 20. HOB. §§ 425 IT. Mm BafSniarsiiiavarlraia iat dar Baatiaiiiaflsaart dar 

ErfOtlmgaart 

Ein BefftrderungSTertrag bringt es oft mit sich, dass der Fracht- 
führer an sehr verschiedenen Orten in AnsDlhrung seiner vertraglichen 
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Pflichten tÄtig zu werden bat. Der Gegenstand des Frachtvertrages 
ist aber nicht das Befördei^, sondern die Beförderung an das Ziel. 
Nur wenn dieses Werk erfüllt ist, ist der Vertrag erfüllt, und deshalb 
ist der Ort, wohin das Gut in Erktliguug der ttbernommeneD Vertrags- 
pflicht zu schaffen ist» der ü^l'üllaügsoi't. 



Nr. 73. JSntsch. des Oesterr. Obersten Geriehtshofes. 

Vom 8. Oktober 1903. 

(n,%«t*-rr R!sciili,.Verordn..ni. XVTf iMii Nr i"' s i",:'«» 
Internat. Uebereink. Art, 6 lit. e, Art, 12. HGB. Art. 282 Angabe der anzuwendenden 
Tarife in der Fracbtbriefrubrilc. Sorflfalt der Eisenbatin bei Vorscbreibuog der 

Tarifiiits«. 

Ans dem Umstände, dass die Hnbrik des Fraebtbtiefformiüars 
„ Angabe der anzuwendenden Tarife" lautet, folgt nur, dass eine Tarif- 
vorschreibung auch dann zuUssig ist, wenn es sieb nicht um die An- 
wendung von Spezialtarifen (Art. 6 lit e 1. üe.) bandelt, nicht a>ber, 
dass der Absender auch dann die anzuwendenden Tarife angeben müsse, 
wenn weder ein Spezialtarif noch eine sonstige Abweichung von dem 
regelmässigen Tarife in Anspruch genommen werden will* 

Nach Art. 282 HG. ist auch der BVachtführer zur Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmannes verpflichtet und hat dalier, wenn nicht aus- 
drücklich etwas anderes begclirt wird, jene Tarifsätze in Vorschreibung 
zu bringen, welche ihm bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmannes als die rlem Absender günstigeren erscheinen. 

Besteht zwischen der Versand- und der Bestimmungsstation kein 
direkter Frachtsatz, wohl aber ein solclier zwischen einer Unterwegs- 
und der Bestimmungsstation, und hatte die Versandstation keinen An- 
lass, eine andere Taril'kombination flu- den Absender giiustigfr zu 
halten, so liegt in der Nichtan\vendun<? dieses ab der Unterwegssiaiiuu 
gültigen direkten Frachtsatzes eine unrichtige Anwenduufj^ des Tarifes 
im 8iuüc des An. 12 i. Ue. In einem solchen Falle ist die Eisenbahn 
jedoch nur gehalten, den direkten Tarif von der dem Aufgabeorte 
nftchstgelegenen Yerbandsstatlon anzuwenden. 

Ist ein direkter Tarif in Form vom Schnittsfttzen erstellt, so kann 
nur die Berechnung zu dem aus den Teilschnittsfttzen gebildeten 
direkten Frachtsatze beansprucht werden; die Anwendung nur des 
einen Teilschnittsatzes in Kombination mit einem anderen Tarife ist 
unznlftssig. 
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Nr. 73. üntsch. des DeutsdieE Seiehsgeiiehts. 
Vom 12. Oktober 1908. 

(FHchtr i=!chelcher, y^oHschr. f Prax, etc Bd. 28 Hpft t ,"» S I15.i 
§ 230 Abs 2 StGB. Der gewerbliche Arheiter. der regelmässig ein Fahrrad benatzi. 
Hm sich zum Arbeitsplatz und von da nach Hause zurück zu begeben, ist bei dieser 
BeiMltyni tMA Ii Aiiltans seiatt Beraft IttrWti. 

Unter Bemt wird die selbstgew&hlte Lebenstätigkeit yerstaudeu, 
welche die Verpflicbtung begründet, sieh ihren Aufgaben mit besonderer 
Sorgfalt zu widmen, nnd welche zugleich eine höhere Verantwortlichkeit 
für Anfwendong der erforderlichen Einsicht und Sachknnde berbeifOhrt; 
und § 121 der Gew.-Ordn. schreibt vor, dass Gesellen nnd Gehilfen 
verpflichtet sind, den Anordnnngen der Arbeitgeber in Beziehong anf 
die ihnen ttbertragenen Arbeiten Folge zn leisten. Ohne weiteres 
erhellt, dass im gegenwärtigen Falle die Sachkenntnis, die vom Ange- 
klagten bei seiner ersiclitlicii an den Ort gebundenen Tätigkeit als 
Steinhaiic! zu verlangen ist, mit derjenigen nichts zu tun hat, welche 
er sich duich sein zu eigener Bequemlichkeit begonnenes Radfahren 
anzueignen in die Lag:e kam. Die Znri'icklegnng des Weges, den ge- 
werbliche Albeiter von ilirer Wohnung zur Arbeitsstätte täglich ein- 
zuschlagen haben, stellt zwar, wie schon hervorgehoben, eine durch den 
Beruf veranlasste Handlung dar, sie bezweckt die Aul nähme der 
Arbeit, kann aber niemals als eine eigentliclie Berui tatjgkeit ang»^- 
sehen werden, und das gleiche muss noch mehr hiusiehLlich der Ruck- 
kelir in die Behausung gelten. Die hier vertretene Auffassung findet 
ihre Unterstützung iu der Auslegung, die iu stitudiger Kechtsprechung 
(RGStrafs. Bd. 21 S, 96; Handb. der Unfallversicherung, 2. Aufl. S. 64; 
Woedtke, Ünf.-Vera.-Ges., 6. Anfl. S. 151) § 1 des Gew.-Unf.-Vers.- 
Ges. gefanden hat. Hiernach sind körperliche Schäden, welche yer- 
sichemngspflichtige Arbeiter auf dem Wege zar nnd von der Arbeit 
ausserhalb des Banns des Betriebs erleiden, nie als BetriebsnnfUle an- 
gesehen worden. 

Nr, 74. EiitHch. des Oberlaindcsgerkhts Frag. 
Abt. IV. Vom 3. November 1903. 

(All£om. T&r.-Anz. XXIU (1904) Nr. 4S S. 804.) 

Lieft irebe Fahrlletifkstt vor, to vtrjihrto 41s Enteehidiguigsansprache |«|ea 41« 
Eleeabaiis erat naeh drei Jiüiren. 8r«b« Fihrttttlglieit Ist anziMl«M, wem' Ite 

Ware an die unrichtige Adresse abgegeben, wenn ein betadener Wagen als leer 
behandett, wenn die NachforHchung nach dem Verbleibe des Gutes saumselig betrieben 
wird, wenn die Begleitpapiere auf rätselhafte Weise abhanden icooimen. Der Absender 
IM w«M bsfb|l, sbar alobt vwpilsMet. das lateretM aa dir Uefsrnai !■ Fraoht- 

brlsTi aazifefeea. 

Anlangend die erste Frage, so erscheint die Annahme der Klllgerin, 

Bger, HaeabahnnditUeba a&taolieMaiigMi XXL 9 
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dass im vorliegenden Falle die Lief erfristflbersgli reitung auf grobe 
Fahrlässigkeit der Bahn znrückzufttbreD sei, zutreffend; denn za den 
1)ereits von dem Gerichte erster Instanz an^efnhrteu Tat um stünden sind 
nach den von der Bahn als richtig auerkannten Klagebeilagen noch 
besondere, die betreffende Bahn schwer belastende Tnfumstände hinzu- 
getreten, welche, ganz abgesehen davon, dass die Euiiifangsbahn in 
einem Schreiben g'eradezu ein diesfillliges Schnldbckenntnis iladnrch 
ablegt, dass sie sich bereit erklärt, der Klägerin den Wert der Kühren 
und Flanschen zu ersetzen, die eingetretene Lieferfristüberschreituug 
gewiss als grobe Fahrlässigkeit erscheinen lassen. 

Zur zweiten Frage ist darauf zu verweisen, dass das internationale 
Eisenbahnübereinkommen einem Eaufmanne keineswegs die Pflicht auf- 
erlegt, das Interesse an der rechtedtigen lieferong mit einem ent- 
sprechenden Betrage za deJdarieren, om sidi für den Fall, als die 
Lieferzeit fiberschritten werden sollte, den Ersatz des Sdiadens zn 
sichern, im Oegenteile gerade dadarah, dass es gesetzliche Bestimmongen 
sowohl für den Fall der geschehenen Deldaration, als auch fttr den Fall 
der 19ichtdeklaration aufstellt, jedermann, der Frachtgüter versendet, 
seinen dieslftlligen Willen wahrt, woraus folgt, dass kein Absender zn 
einer solchen Deklaration gezwungen, das heisst verpflichtet werden 
kann und dass niemandem daraus, dass er eine solche Deklaration unter- 
liess, ein Verschulden zugerechnet werden dürfe, sonach ein sei es nun 
alleiniges oder Mitverschulden der Klägerin an dem durch die bedeutende 
Liefe i f!-i^ti\ber8chreitaug eingetretenen Schaden derselben ausgeschlossen 
erscheint. 

Was endlich die dritte Frage anlangt, so er]edi«?t sich diese von 
selbst. Sobald grobe Fahrlässigkeit der Bahn angenommen werden 
muss, ist es klar, dass nach Art. 44 Z. 1 und Art. 45 T. Ue. die drei- 
jährige Verjährungsfrist platzgreift uud dass hieuach die Einwendung 
der Verjährung deshalb unbegründet sei, weil die Klage innerhalb dieser 
dreijährigen Frist erhoben worden ist. 



Nr« 75. Entseh. des Bezirksgerichts für HandeUsaeheii in Wien. 

Vom 17, Dezember 1903. 

(2:«lt8Cbr. f. <t. iutoroat. Elseab.-Traoap. XII (1904) Nr. 9 S. 812. — AUgem. Tar.-Anx. (19<M) Nr. 7.) 

iatsnai UataraislL Art 39—42. Oki Efseibalii tat di« ProiestkMfei x« tragen, 
wsis dar Eiitt«iiUigwH|tinr«Blitlit« liir ia R«kiftMafiMSVsrfafcrM tnA JsiMftllt Ii 

der Klage die Unterlagen fQr die Prüfung •datr 8olad«atfonienm| ItoferL 

Da die Klägerin vollständig obsiegte, so waren derselben nach, 
gemäss § 41 ZPO., sämtliche Kosten zuzuerkennen. Dagegen war der 
Antrag der Beklagten, der Elfigerin die Kosten aufzuerlegen, bei dem 
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Mangel dei- Voraussetzuugeu des § 45 ZPO. niclil geieclitfertigt. Aller- 
dings lordert ^ 87 Betr.-Regl. den Nachweis eines Scliadeiis: all Mn 
diese Bestimmung des Betriebsreglements ist nicht in der Weise auf- 
znfassen, dass ein strikter Nacliwdis des Schadens erbraebt weiden 
inflfise, weil in den meisten Fällen ein solcher Beweis nur im Wege des 
Prozesses mOglich ist, nnd § 87 Betr.-Regl., wie Aberhaupt das Betriebs- 
regleraent, siebt im Auge hat, Frachtvertrüge and DiiTetenzen, die sich 
ans denselben ergeben, im Wege des Prozesses abzuwickeln. Es kann 
vielmehr nur angenommen werden, dass der zum Schadensersatz 
Berechtigte der Eisenbahn solche Umstände anzofthren hat, welche die 
letztere in den Stand setzen, die Richtigkeit des Anspruches mit 
Sicherheit zu prüfen, für den Fall, dass der Beweis durch Urkunden 
nicht erbracht werden kann. Die Klägerin hat nun allerdings in ihrer 
Reklamation die Sache nicht so dargelegt, dass die Höhe des Schadens 
hätte ersehen werden können. Allein ^ies geschah jedenfalls in aus- 
führlicher Weise in der Klage, und es wäre uacli Zu.stelliing der Klage- 
.schrift an die Ei^ienbahn deren Sache gewesen, über die Angaben, über 
welche ein Urkiuulenbeweis nicht möglich war, Erkundigungen ein- 
zuziehen und dann im ersten Termine, jedenfalls aber im zweiten — 
n. September 1903 — die Forderung anzuerkennen, iu welchem Falle 
die Anwendnng des § 45 ZPO. zulässig gewesen wäre, weil die Klägerin 
es veiabsäumt hat, die Eisenbahn in die Lage zu versetzen, den An- 
spruch aussergericbtlich zu berichtigen nnd weil somit die ELsenbahn 
keinen Anlaas zur Klage gegeben nnd anch die Forderang rechtzeitig 
anerkannt hätte. Wenn anch vorliegend die Eisenbahn znr Klage keine 
Teranlassnng gegeben bat, so hat sie doch die zweite Bedingung des 
§ 45 ZPO., die rechtzeitige Anerkennung des Klageanspmehs, nicht 
erfüllt, nnd es war daher nicht § 45, sondern § 41 ZPO. anzuwenden. 



Nr* 76. Entseh. des HandelsgerlelitB des Sei]ie-I^|»artemeBtB. 

Vom 19. Dezember 1903. 

(Z«ltMiir. t d. mtwllat. BlMlil>.«TkMi» ZU Mr. 8 & m — SoUvUd dM TrMBpoHs a> Apr. i9M) 8. •?.} 

Dto EilMifiahn ist nicht l«reoMI|t, weiss sls«^ Vorbehalts, welchen der Enpfinptr 

MMhSB will, die Ablirfürunt; zu vprw(>fgfrn, und für den durch din Nichtabliefersni 
entstandenen Schaden haftpflichtig. (Internat. Uebercink. Art. 40.) 

Das Gericht bat die Furilerung des Klägers Davesne aus folgenden 

Gründen gutgeheisseu: Davesne, überzeugt dass eine Verspätung in der 

Ablieferung der Eisenbahn (Westbaliu) zur Last gelegt werden konnte, 

erhob den Anspruch, seiuen Vorbehalt in dieser Hinsicht in das Re- 

klaniaticHi.sbuch der Station eiu/iutragen. Der Yorstaud der Bahn- 

gesell:icliatt, indem er die Beieclitigung des Vorbehalts bestritt, hat sich 

9» 
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ansdrficUich dem Eintrage widersetSEt und gicb geweigert, die Kolli, 
welche die strittige Sendung bilden, ansznliefern, worauf deren Inhalt 
in den Markthallen Terkanft wurde. Vor allem ist festzustellen, dass 
ein Vorbehalt, der in der angeführten Weise gemacht wird, das Vor- 
handensein eines Hechts desgenigen, der den Vorbehalt formuliert, nicht 
dartut, sondern die Ausfibnng des Rechts, wenn dieses besteht, ermög- 
lichen soll. Es kommt der Transportgesellschaft nicht zu, die Gültigkeit 
odw die Zweckmftssigkeit der Mittel zu beurteilen, welche der Empfänger 
geltend an machen gedenkt; sie hat nicht das Beeht, diesem die Be- 
fugnis zu nehmen, Vorbehalte zu formulieren und zu begründen, wenn 
er, mit Recht oder Unrecht, ein Interesse daran zn haben glaubt, es 
zu tun. Aus der Verhandliiiio: und der an^eordneteu Ik'weisauf nähme 
geht hervor, dass die den Gegenstand des Streits bildende Sendung auf 
der Station A. gerad»' vor Ablauf der der Eisenbahn zugebilligten 
Lieferfrist ankam; mit Rücksicht iiierauf konnte Davesne zweifellos 
einen Vorbehalt machen, und mit Unrec ht liat Hin die Kisenbahn dieser 
Befuirnis beraubt, welche durch die Umstände gegeben war; sie hat 
ofieiibar ihre Berechtigung überschritten, indem sie dem Empfänger die 
Auslieferung seiner Kolli verweigerte und diese in den JMarkihailen zu 
einem geringeren als dem wirklichen Werte verkaufen liess, weil er 
darauf bestand, seinen Vorbehalt zu begründen, den die Eisenbahn zu 
einer wertlosen Formel herabdriicken wollte. Die Eisenbahn hat darch 
ihr Verhalten Davesne einen Gewinn entzogen, auf den er mit Recht 
z&blen durfte, und hat ihm einen Schaden zugefügt Das Gericht ist 
der Ansicht, dass nach den ihm zu Gebote stehenden Sch&tsungsmitteln 
die Gewährung einer Summe von 300 Fr. zur Schadensdeeknng hin- 
reichend ist. Hiernach ist die Klage bis in HOhe dieser Summe gat- 
zoheissen, das Augebot der Eisenbahn als ungenügend zu bezeichnen und 
die Widerklage der Westbahn auf Zahlung der Frachtkosten f&r Kolli, 
die sie nicht ausgeliefert hat, als unbegrfindet zurückzuweisen usw. 



Nr. 77. Entseh. des Rezirksijorlihts für Handelssaehen in Wien. 

Vom 30. Dezember 1903. 

(Oesterr. EUcab. VeroraB. lii. -Wli ^1904) Nr. 108 S. 23ift.) 

Für die Anwendbarkeit der ZusatzbestimmuiiB Vi, ia, zu §61 Betr.-Regi. i»t ledigiiob 
die am 4m vtriHTMittisiiits Tarifen sieh «riebaNil« Auahl dir OakwtieresgM tat- 

scheidend, well die Frachtbereclinung weder von Irgendwttalieii nicht veriautbartes 
Verelnbarungpfl dpr Efsenbahnen untereinander, noch von dem Zufall der tataächltchpn 
Abfertigung abbängig sein darf, sondern nach den gehörig veräffentliobten Tarifen 2« 

erfsl|«K ktt 

Das Klagebegehren ist auf Grund der Zusatzbestimmung VI zn 
§ 61 Betr.-Hegl. gerechtfertigt. Die Anschauuug, dass die nachträgliche 
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Anwendang der beansprachten billigeren Abfertigung mit Rftcksicht auf 
die Ansnabmebestimmung Z. la nnatattbaft sd, ist unricbtig. 

Diese Ansnahmcbestirnnrnng bat zur Voraussetzung, dass bei Be- 
förderung von lebenden Tieren ein direkter Frachtsatz angewendet 
vnrde oder dass in Ermangelung eines solchen die nacliträgliche Be- 
rechnung auf Griind einer fjrösscren Anz;ilil von Umkartierungen be- 
ansprucht wird, als tatsiiclilich vorgeiioniuieu wurden. Ein direkter 
Frachtsatz wurde hier nicht aufgewendet, weil ein direkter Tarif zu- 
gegebenermassen zwischen H. und M. nicht besteht. Es wurde vielmehr 
auf Grund von Lokaltarifcn die Fraclit berechnet, und zwar derart, 
dass die Frachtsätze von H. nach F. und von da nach der Bestimmungs- 
station schon in H. zusanunongestossen und berechnet worden. Nach 
den imblizierton Tarifen würde eine Umkartierung, und zwar iu F. 
erforderlich gewesen sein, wenn nicht eine interne Vereinbarong 
zwischen den beiden in Betraeht kommoden Bahnen besl&nde, dass 
schon in H. die Berechnung auf der genannten Grundlage vorgenommen 
werden kOnne, Zugegebenermassen würde bei der nacbtrftglicb ver- 
langten Frachtberedmung auch nur eine einzige Umkartiemng er^ 
forderlich gewesen sein. 

Nach Anschauung des Gerichtes kann aber die interne Vereinbarung 
der Bahnen, welche nicht publiiiert wurde, vorliegend nicht massgeblich 
sein, denn sonst würde es der Willkür der Bahnen anheimgestellt sein, 
die Anwendung der Znsatzbestinimung VI zum Nachteile der Parteien 
zu verhindern, ind^n sie die bei Transporten sich ergebenden teuersten 
Frachtkombinationen auswählen und intern vereinbaren könnten, dass 
ungeachtet des Mangels eines direkten Tarifes eine direkte Abfertigung^ 
auf Grund dieser teuersten Tarit'konibination stattfinde. Infolgedessen 
mttssten die Parteien, weil eine solche Vereinbarung nicht publiziert 
wurde, dieselbe aiu-li nicht bekannt ist und die Parteien im Vertrauen 
auf die Zusatzbestimniung VI die Anwendung von bestimmteu Tarifen 
nicht vorschreiben, die teuerste Fracht bezahlen. Dieselben Folgen 
mRssteii eintreten, wenn ein Beamter gegen die bestehenden Vorschriften 
trüLz Mangels eines direkten Tarifes direkt abfeitigr. 

Durch die Znsatzbestimmung VI im Zusammenhalte mit der Aus- 
nahmebestimmung Z. la ist den Parteien die Wahl offen gestellt, ent- 
weder sieh den publizierten direkten Tarif gefallen zu lassen» bzw. 
mangels eines direkten Tarifes sich eine teuere Frachtberechnnng auf 
Grand einer geringeren Anzahl von Umkartierungen gefallen zu lassen 
oder aber die Anwendung eines Tarifes im Frachtbriefe vorzuschreiben. 
Durch solche interne Vereinbarungen der Bahnen, wie hier eine vorliegt, 
wird aber, wie bereits gezeigt wurde, den Parteien die Möglichkeit der 
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Wahl zu ihren Ungunsten ausgeschlossen. Dies ist aber aucli nicht 
der Sinn der Ansnahmebestinimnng- VI, Z. la. In dieser Ausnahme- 
bestimmung besteht ein gewisser Gegensatz zwischen der Frachtberech- 
nung auf Grund eines direkten (publizierten) Tarifes und einer Be- 
rechnung auf Gruud meiirei-er Lokaltarife. Wenn ein direkter Fracht- 
satz nicht besteht, so ist zu prüfen, ob die Frachtbereclmung, welche 
die Partei nachträglich begehrt, an und für sich eine grössere Anzahl 
von Umkartierungen notwendig macht, als die von der Bahn wiikücli 
angewendete FrftchtberechDung. Ob die ümkartierung in dem einen 
oder anderen Falle tatsllclilich Torgenommen wurde, ist hierbei, weil es 
sich mn einen internen Ifanipolationsrorgang handelt, ohne Belang, 



Nr. 78. Entseh. des Franz<»s. Kassatioushofee. 

Vom ö. Januar 1904. 

(ZftlUolir. f. d. tatenial. £l«eab.>Trftntp. XII (1804) Nr. 10 S. Hl. — BoUelia de 1« olMunbr« de oommore« 

de Parle von 4. Juni itM 

latflfMi UebcrelnlL Art. 5. Ist eiftc tpeilell« ttattiig vw Wagse bwtellt, m darf 
üt Elteibala dat Oat «hne vtriieria« Binaohricbtigung dM Atotiders atelt aif WafM 

anderer Gattung verladen. 

Am 26. Juni 1900 hatte das Handelsgericht in N . . . die Paris- 
Lyon-Mittclmeerbahn zu einer an M, S. zu leistenden Entschädigung 
verurteilt, weil sie schuldhafterweise die Verladung des Cuts des Ver- 
senders in andere Wagen, als von diesem verlangt worden waren, vur- 
geuommeu hatte. Die Mittelmeerbalni eigrifV Rekurs gegen dif-ses Urteil, 
indem sie behauptete, dass sie nicht gehalten sei, den Ab.sendern Wagen 
einer bestimmten Gattung zur Verfügung zu stellen, sondern nur die 
Güter, die ihr in den Stationen übergeben werden, in der Reihenfolge 
der Aufgabe zu expedieren und die Beförderung innerhalb der durch 
das Beglement festgesetzten Frist auszuführen. 

Der Eassataonshof hat den Rekurs verworfen, „weil, ohne zn ver- 
kennen, dass die Eisenbahn weder verpflichtet war, don Absender 
Wagen einer besonderen Gattung anf einen bestimmten Tag zu liefein, 
noch dass Ihr das Recht zu. bestreiten sei, selbst die Verladang der 
QQter vorzanehmen, die Vorderrichter die Tatsache festgestellt hatten, 
dass bei der Eisenbahn Spezialwagen bestellt worden waren, nud dasa 
sie den Absender von der Unmöglichkeit, solche zu liefern, nicht nnter^ 
richtet hatte; dass ferner die Eisenbahn ohne vorherige Benachrichtigung 
des Absenders die Verladung auf Wagen anderer Gattung ausgeführt 
hatte und dass als sicher anzunehmen ist, dass der Absender, wens er 
von diesei- Art der Verladung Kenntnis gehabt hätte, sie nicht gestattet 
und andere Verfügung getroffen hätte, damit die Apparate (die zur 
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Aufgabe gekommen waren) nicht die Unmöglichkeit der Entladung anf 
der Bestimmungsstation herbeifAbren konnten". 



Nr. 79. Bntseli. des Oeslem Obersten Gerlehtshofbs. 
Vom 7. Januar 1904. 

(OMtPrr E1«enb Verordn.-Bl XVFI n^tH) St 125 8 8«45.) 
Die Bestlmnung von Pensicnsslatuten, das« einem Bedienateten vor Ablauf von zohn 
OieMtjahren ein Pensionsanspruch nur dann zukommt, wenn er infolge Verungluckung 
Im MtMlfl Meaeb ErktHstnlt iet Verwaltniitratet** ate dtoittnfiftli erklirt 
wird, Ift kelM ■■lilissiie AiMeMleMimg de« ReeliteweiM. Vtelaehr erMbeint dtr 

ia fielen Ermesspn des V^rwaltunflsratcs llpgpnde Ausspruch über die Dienstunfähig- 
keil als eine vertr^enmigä materfeile Voraussetzung des Pensiontaniprttoliea vor 

voUatreckten zehn Dienstjahren. 

Das Urteil des Benifuiigsgeiichtes beruht zufolge der beigegebenon 
Begriiiidiuig auf der richtigen Auslegung (ies § 10 Iii. b der Statuten 
des Pensionsinstitutes der geklagten Gesellschaft, zumal wenn erwogeu 
wird, dass § 10 der Statuten den Pensionsanspmeb materiell normiert, 
§ 32 AI. 2 und 3 der Statuten dagegen nur Bestimmungen Aber das 
Verfahren bei Pensionierungen enthftlt, hieraus sonach für die von der 
Revision yertretene Ansicht nichts gewonnen werden kann; dass die 
Bestimmung dee § 10 lit b der Statuten nach § 914 a. b. GB. so aus* 
gelegt werden mnss, dass sie von Wirkung ad, aber vollkommen 
wirkungslos w&re, wenn ihr die Bedeutung beigelegt würde, dass es 
nicht im Ermessen des Verwaltungsrates steht, über die Dienstunfähig- 
keit eines vor Ablauf von zehn Jahren im Dienste verunglückten An- 
gestellten der Bahn zu entscheiden, dass § 10 lit a der Statuten eine 
zehnjährige Dienstzeit als Voraussetzung des Pensionsanspruches fordert, 
und es als eine Ausnahme erscheint, wenn in lit. b auch vor Voll- 
strerkiinsr dieser Dienstzeit ein Pensiunsai^si i m Ii eingeräumt wird, 
diese Besiimmmig Malier sti enge zu iuterpi etit lea ist, und dass es 
von dem betretieiiden Bediensteten zu vertreten ist, wenn er den 
Vertrag unter dieser ihm eventuell ungünstigen Bedingung einge- 
gangen ist _: 

Mr. 80. Entscli. des Oesterr. fieiehsgerlehts* 

Vom 12. Januar 1904. 

[Ot"»«err Eiseüb.-VeruriJD Bl W'll il904j Nr R-» .s, ifil ' 

Zur Enteciieidung über Ansprttob« auf Leistnngen der Krankenkaeea für dae Pereonal 
ür k. k. StiatsbabMs tliHl die erdtattlidna esriotte kewpstfrt (§ S3 det Srnbes 

VMI Sa. Hin IMS, MBI. Nr. 33). 

1. Das k. k. Beichsgericht pflichtet der Anschauung des k. k. Ver- 
waltungsgerichtshofes bei, dass die Beamten der k. k. österreichischen 
Staatsbahnen nicht Staatsbeamte sind, dass vielmehr das durch den 
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DiensUertrag (die Dienstordnong) begründete Verhältnis der Ange- 
stellten der vom Staate betriebenen Eisenbahnen im Gegensätze za 
jenem, auf welches das Gesetz vom 15. April 1873, RGBl. Nr. 47 (bzw. 
vom 19. September 1898, RGBl. Nr. 172) Anwendung findet — § 6 
Z. 6 des Organisation.sstatutes für die staatliche Eisenbahnverwaltung 
vom 19. Jänner 1896, RGBl. Nr. 16 — ein privatrechtliches ist. 

Zur Entscheidung über Ansprüche der Angestellten der öster- 
reichischen Staatsbahnen ans dem Dienst vertrage wider den Staat als 
Dienstgeber sind also die ordentlichen Uerichte berufen, und in diesem 
Sinnp ist der vorliegende negative Kompetenzkontlikt zu ent.'jcheiden, 
insofern es sich um den Anspruch des Juhaun H. auf Zahlung von 
DienstC8-(GehaU.^-) Beziigen handelt. 

2. Belangend den Anspruch des Klägers auf Leistungen der 
Kraukeukassa für das Personal der k. k. 8taatsbahnen , so ist für die 
EntscbeidaDg des vorliegenden Kompetenzkoniliktee ausser dem anter 
1. erörterten Dienstverhältnisse der Beamten der OsterreieMschen 
StaatsbaSinen der Umstand massgebend, dass anf die vorbezeiebnete, 
nnter die Bestimmungen des § 63 des Gesetzes vom 30. März 1888, 
BGBl. Nr. 38, Mende, nach den g§ 24 und ff. ihrer Statuten vom 
Staate verwaltete Krankenkassa naeh AI. 2 des zitierten $ 63 die 
Vofschiift des § 41 AI. 2 dieses Gesetzes Uber die Austragung von An- 
sprüchen der Versicherten an die Krankenkassa durch das Schieds- 
gericht keine Anwendung finden. Ein derartiger Anspruch kann aber 
anch nicht als eine Angelegenheit der Verwaltung der Krankenkassa 
anfgefasst und somit Uber denselben nicht von den Verwaltungsbehörden 
abgesprochen werden. 

Es stellt sich somit der Erlass des k. k. Ei.^enbahnministeriums 
vom 4. Juni 1903, Nr. 16.162/13, nur als eine, den Anspruch de? 
Klägers auf Zahlung eines Kraukengeldes ablehnende Parteierklärung dar. 

Ueber diesen hierdurch streitig gewordenen Anspruch haben also 
die ordentlichen Gerichte zu erkennen. 

Nr. 81. £utsch. des Oest«rr. Obernti^n lierichtshofes. 
Vom 14. Januar 1U04. 

(OMtarr. BlMmtwV*rarta,-BL XTU (i«o«} Nr tu 8.m) 
Ist der IsiiaM sImt Seidiii {■■«rimik de» RaliMem der lebalteeifabe Im Fraehttrlefe 

bestritte«, s« ist zu Zwecken der richtigen Frachtbereohnung auoh die Feststelleng 
des libaltee ateh der Annahme der Sendung und der Zahlung der Frsollt dirob 

Zeugen- oder Sachverständigeribeweis zulässig. 
Für die Tariflerung einer Sendung ist von mehreren im Frachtbriefe enthaltenen An- 
flibM des Ishtltee die li KItnner etwa belfleeetite ale erMiternde Erkliraag dir 

flhrifea Aifaben n ventebea. 
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Insofern die Ünrichtigkeit des angewendeten Tarifsatzes ans der 
Deklarierimg im Frachtbriefe in Verbindung mit § 53 Betr.'Begl. ab- 
geleitet werden will, konnten die BevisionsansfÜbrangen nnr dann ab 
satreffend eraehtet werden, wenn die Deklaration im Frachtbriefe 

„Patronenhülsen" lauten wiürde. Sie lautete aber unbestritten «altes 

Bnulimessing", und wenn in Klammer noch beigesetzt war „Patronen- 
hfilsen**, so kann die Einschaltung mit Rücksicht auf die Tarif« 
Position B — 41, wonach unter Bruchmetall auch alte znsaTnmen- 
ges'chlagene Messingwaien inbegriffen werden, nur als erläuternde 
Erklärung verstanden werden, aus welchen alten zn'>ammen- 
geschlagenen Messingwaren das alte Hruchmessing in konkretem b alle iier- 
ruhre, wie sie ja auch tatsächlich von den tarifierenden Organen 
verstanden wurde. Die Beurteilung, welclie die Sache beim Berutuugs- 
gerichte gefunden hat, kauu daher nicht als rechtsirrtümlich bezeichnet 
werden. 

Nr. 813. Entseh. des Oesterr. Obersten Cleriohtehofes. 

Vom 27. Januar 1904. 

(Oesterr. Eisenb.-Verordn -BI. XVIJ (1904' .Nr h5 S 1H37'» 

Gemäss § iO iit. b des Eiaenbahn^Konzessionsgesatzes haften die Eitenbabaunter* 
MtaMnoen fir i*a dirob Im ElMitatabctrIab (RmbestwIeketHRg der UkMWiivM) 

an WaMaiiM venirtaeMw SehadM. 

Der eben zitierte § 10 b bestimmt, dass die Eisenbahnnnter- 
nebmnngen verpflichtet sind, allen Schaden an Gffentlicbem oder Privat- 
gate zn vergüten, welcher dorch den Eieenbahnbau veranlasst worden 
ist, sowie dass die Eisenbahnnnternehmungen solche Vorkehmngen zu 
treffen haben, dass die angrenzenden Gtrundstücke etc. durch die Bahn 
weder während des Baues derselben noch in der Folge Schaden leiden 
und dass sie verpfiiclitet sind, für derlei Beschädigungen zu haften, 
woraus unzweifelhaft hervorgeht, dass den Eisenbahnuuternehmungeu 
in der angegebenen Hinsicht eine über die Bestimmungen des allge- 
meinen bürgerlichen Gesetzbuches betreffs des Schadenei*satzes und 
über die Norm des § 364 a. b. GB. hinausreichende Ersatzptliclit auf- 
erlegt wurde. Das beklagte Eisenbahnärar bestreitet dies und will das 
Gegenteil aus dem Vortrage vom 26. Mai 1854, mit dem das obzitierte 
Eiseubahu-Konzessionsgesetz zur Allerhöchsten Sanktiou unterbreitet 
wurde, ableiten. Dieser Anschauung vermag sich aber das Revisions- 
gericbt nicht anznsdiliessen; der erwähnte Vortrag verfolgte nnr den 
Zweck, Erldchternngen bei Erteilung von Konzessionen gegenüber der 
bisherigen Glesetzgebnng berbeiznf&bren, enthält aber kein Wort 
darüber, dass die Bestimmnngen des allgemeinen bflrgerlichen Qesetz- 
bacbefl tkber den Schadenersatz zugunsten der Eisenbahnen derogiert 
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werden sollten, es enthUt vielmehr das diesem Vortrage angeschloseene 
Gesetz in seinem §101» das GegenteiL Diese ansgedelintere Ersatz- 
pflicht bildet eben ein KoroUar zn den den Eisenbalmnnt^ebmaDgeii 

im § 9 des Eisenbahn -Konzessionsgesetzes eingeränmten besonderen 
Bechten und berabt auf dem natürlichen Ecchtsgrundsatze, dass die 
Konzession zu einem Eisenbahnbau und -Betriebe noch keineswegs die 
Aiitorisation 7ai unverantwortlicher Schadenszufügung in sich scliliesst. 
Der zitierte § 10 b normiert nicht nur, dass die Eisenbahminternehmung 
selbst dann hafte wenn sie kein Verschnlden (§ 1294 a. b. GB.) trilFt, 
sondern auch, dat^s sie für allen durch den Hau und den Betrieb der 
Bahn au den angrenzenden Grundstücken entstandenen und entstehenden 
Schaden, also nicht bloss für einen unmittelbar durch einen direkten 
Eingiiff in die Rechtssphäre eines Dritten verursachten, sondern auch 
für jeden, wenngleich nur mittelbar durch den, wenn auch vollkommen 
korrekt geführten Betrieb der Bahn heiTorgerafeuen Schaden zu 
haften habe. 

Kr. 83. ÜSntseh. des Oberlandcsgcrichts Hamburg. 

Vom 28. Januar 1904. 

(Bped.- u. Sckiff.-Zeltg. XII {1904} Kr. 41 8. 4»i.) 

EfHik-Vcrii.-OrdR. § 63. Die Lieferfrist Itt itwairt, WMt isssrlsh ierasilea das 
6»t den Enpfiifer zigefihrt oder — tMIt diei oleM ndsstit sdMr astdrieklisb 

vtrbetsa — Iha a vieler! let 

Wenn die Kläger geltend machen, dass das Eintreffen des Gutes 
auf einem Rangierbahnhof, wo es nicht empfangen werden könne, nicht 
Ankunft des Gutes im Sinne des § 63 der Eisenbahnverkehrswdnung sei 
und deshalb der Lieferfrist nicht ein Ziel setzen könne, so werden die 
Kläger nicht den für die hier fraglichen Transporte geltenden „Be- 
sonderen Bestimmungen betreffend den Eisenbahn-Güterverkehr in Ham- 
burg und Altona* gfrer-ht Hi^r ist für Güter, „welche mit der Fracht- 
briefvorsclirift Hambuig-Freihaien eintreiten'' , bestimmt, dass solche 
Güter — statt auf einer beliebigen Stelle der Freihafengeleise zum 
Emplang bereit gestellt zu werden, wie dies nach den fraglichen Be- 
stimmungen unter CI al bei Zollstadtgütern gescliieht, sofern nicht 
der Frachtbrief eine bestimmte Entladestelle nennt — „nach Eintreffen 
behufs Beibringung des Beförderongsantrages und Schiffszettels bei 
Seite gestellt werden, tun demnAehst dem Freihafen zugeführt za 
werden'. Ein solches Beiseitestellen auf einem Rangierbahnhofe Ham- 
burgs (wie es hier erfolgt ist) ist eine Massregel, welche zugunsten des 
Empfängers stattfindet^ um ihm Gelegenheit zu gebett, ?on einem solchen 
Punkte aus das Gut an eine der von ihm zu bestimmenden zahlreichen 
Entladestellen endgültig zu beordern, wovon der Empfänger hier der- 
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gestalt Gebrauch gemacht hat, dass er das Gut nicht einmal nach 
irgend einem Qnaigeleise des Freihafens, sondern nach der Billstrasse 
Landseite beordert hat. Gegenüber diesen Annehmlichkeiten für den 
EmpiUnger hat die Bahnverwaltung andererseits aber auch in den hier 
fraglichen Bedingiing^en zum klaren Ausdruck gebracht, dass das Kin- 
treffen der Sendung auf dem Rangrierbahnhof schon als die Ankunft 
des Gutes anzusehen ist, obwohl es sich noch nicht an einer Entlade- 
stelle betindet. Das ergibt sich nicht nur aus den voraufgeschickten 
allgemeinen Erwägungen, sondern auch &m dem gesamten Inhalt der 
hier fraglichen Bedingungen, welche nach Gl, 1. uui' den „Erlass be- 
sonderer Entladevorschriften'* betreflfen. 



Nr. 84. Entscli. des Preuss. OberTcrwaltungsgerielits. 
4. Senat Vom 4. Febrnar 1904. 

(btssh. dM CTG. Bd M a 4M («»).) 
8 52 Preuss. Kleinbahngesüt? vom ?8 Juli 1892 Ein in Ausübung der Aufsicht 
über Kleinbahnen etc. auf Beschwerde gegen eint' Verfugung der Genehmigungsbehörden 
(Regierungspräsidenten im Einvernehmen mit Uer Eisenbahnbehörde) erlassener 
BeMkfW dM Ntatatirt der MTeiilHelieB ArbaHti Ist alt der Kfait Verwaltwiit- 

•treitvMfaiirai «lefet tifeeMhir. 

Der § 52 Satz 1 findet keineswegs nur dann Anwendung, wenn es 

sich bei den dort genannten Beschlüssen der LandespolizeibehOrden am 
,ei8eubahntechnische GrUnde" bandelt, sein Wortlaut kennt eine der> 
artige Einschränkung nicht, er stellt vielmehr gerade die Beschlftsse 
nnd Verfügungen der eisenbahntechnischen Aufsichtsbehörden noch aus- 
diiieklich neben jene Beschlüsse und Verfügungen, für welche die 
Laudespolizeibeliürden in Verbindun-^ mit den Eisenbahnbehörden 
zustäiidi{>: sind. Ausserdem kann wie nach dem Wortlaute so auch nach 
der Entstehung des § 52 kein Zweifel darüber bestehen, dass gegen 
die gedacliten Beschlüsse und Verfügunr^en der Landespolizeibehörden 
ausschliesslich die Besc)ivverde au den Minister der üfteutliclieu 
Arbeiten gegeben ist und dass sich der zweite Satz des § 52 nur auf 
alle sonstigen Genehmigungen, Beschlüsse und Verfügungen bezieht, die 
nicbt anter die Ausnahme des Satzes 1 fallea. Dies ist in dem Ur- 
teile vom 14. Fetraar 1898 (Entsoheidnngen des Oberrerwaltangs- 
gerichta Bd. XZXm S. 433) n&her dargelegt worden, so dass es genügt, 
aaf jene Aasftthrnngen za verweisen (vgl. aaeb Eger, Das Gesetz Uber 
die Eleinbabnen, 2. Aofl., S. 462 ff.). Aaeb Gleim, aaf dessen Kom- 
mentar zum Kleinbabngesetze der Klftger sich berufen bat, sagt ans- 
drttcklich, dass «gegen die von den Begiemngsprftsidenten im Einver- 

nebmen mit den Eisenbahnbehörden getroffenen Verfügungen 

nor der Weg der Beschwerde offen und die Entscheidong darüber dem 
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Minister der öfTentlichen Arbeiten zustehe. Ansgeschlossen ist daher 
die Klage beim Oberverwaltangsgerichte gegen die Entscheidung des 
Ministers, woran angesichts der Bestimmungen in § 130 des Gesetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung gedacht werden könnte. Die 
. . . . Ausfi\hrnngen der Motive stellen es ausser Zweifel, dass das 
Gesetz die Anfeclitung dieser Verfllgiingen auf die- Beschwerde an den 
Minister als einzige zur Rutsclieiduug berufene Instanz hat beschränken 
wollen" (vgl. Grleim, Das Kleinbahngesetz, 3. Aufl., S. 202). 

Wenn der Kläger noch anszufOhreu sucht, dass die Entscheidung 
des Ministers sich als eine polizeiliche Verfügung darstelle, und 
dass gegen alle polizeilichen Verfügungen die Rechtsmittel der §§ 
127 iE. des Landesverwaltiingsgesetzee zalfissig sein rnttssten, so gehen 
diese AosfUbrangen fehl. In den §§ 127 ff. sind die Rechtsmittel nur 
gegen Verf&gungen der dort aufgeführten Behörden — Orts^ and 
KreispoliseibehOrden, Begiemngsprttddenten — gegeben. Wie danach 
die Verfügangen anderer Behörden nicht unter die §§ 127 ff. a. a. O. 
fallen (vgl. von B rauch it seh, Die Preussischen Yerwaltangagesetfle, 
Bd. I, 17. Anfl., S. 166 Anm. 2dO; auch Urteil vom II. Mai 1882, Ent^ 
Scheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. VIII S. 382, 383), so gilt 
dies auch von Verfügungen der Minister, insoweit nicht etwa § 5 des 
Landesverwältungsgesetzes in Betracht kommt. 



Nr. 85. Entscli. des Bezirksgeriehts fAr Handelssnehen in Wien. 

Vom 5. Febrnar 1904. 

n(»i«rr. Eitenb.-Verordn.-DI. XVn lOOi) Nr. 112 S. «8«6 ) 
Der Anspruch auf Rück?tpllunn der vor? tJpr Eisenbahn als Barvorschuss eingehohepen 
Beträge stellt sich nicht als ein Anspruch aus dem Frachtvertrage, sondern als ein 
Anspruch aus Aniass des Frachtvertraoes dar und finden daher auf üeiisellifln die 

BttttoMigm dtt BetrIebnreglMiMrtt ifMit Aswwdieg. 
Im Sinne de» 9 51k Betr.-Regl ist der Absender nur in Falle dtr Vortohr«llHUi| !■ 
Frachtbriefe berechtigt, von der Eisenbahn einen Barvorschuss zu beanspruchen; der 
Eisenbahn aber ist es freioestellt, dem Absender auch ohne diese Vorsohreibnng aber 
sein Verlangen Vorsohisse zu leisten und dieselben zur Einhebung an den Eapfanger 

vmMelrallwt. 

Das Gericht ist der Anschauung der Beklagten beigetreten, dass 
der Anspruch auf Btkckforderung der hier in Frage stehenden Betrfige 
sich nicht als ein Ansprach aus dem Frachtverträge, sondern als ein 
Anspruch aus Anlass des Frachtvertrages darstelle. Deshalb kann 

allerdings auch nicht die Bestimmnug des § 74 Betr.-Begl., aber auch 
nicht die Bestimmung des § 90 Betr.-Regl. über die Erllischung des An- 
spruches Iierangezogen werden. Allein der Anspruch auf Rttckersats 
dieser Betrage ist nicht gerechtfertigt. Tatsftchlich wurden, wie zn- 
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gegeben ist, von den Versandstationen Barvorscliüs.se au den Absender 
bzw. in dessen Auftrag au dritte Personen von der Versandstation ge- 
leistet und Uber dessen Auftrag als Baryorscbnss toü der Versand- 
station Torgaschrieben. Wobl ist es ricbtig, dass nach § 51 Ht. k) die 
von der Eisenbahn geleisteten Barvorschiksse in der hierfilr bestimmteo 
Rubrik vorzuschreiben sind, und solange eine solche Vorschreibnng 
nicht erfolgt, Barvorschflsse von der Bahn nicht geleistet zu werden 
branchen. Wwn auch der Absender ohne Vorschrdbong einen Bar- 
Torscboss von der Bahn an beanspruchen nicht berechtigt ist, so ist 
damit nicht ansgesprodient ^^^^ dieser Barvorschuss von der Bahn 
nicht o:eleistet werden dürfe, vielmehr ist es der Bahn freigestellt, 
auch in diesem Falle Vorach&sse zu leisten and, sofern der Absender 
dies verlangt, dieselben aar Einhebung an den Empftüiger vorm- 
achreiben. 

Dadnrcb. dass die Vorschreibung des Barvorschiisses vom Absender 
nicht f'rt' l^^e, ist dem EmpfänfTfr ein Schaden nirlit erwachsen und 
küuute eiu solcher auch nicht enLsu hen, weil einerseits tatsächüch ein 
Vorschnss dem Absender gelei^stet und dessen Einhebung über sein iie- 
gehren vorgeschrieben wurde, somit die Einhebung den tatsächlichen 
Voraussetzungen entsprach, und weil anderseits mit oder ohne Vor- 
schreibung dem Empfänger nur die Wahl otfea blieb, entweder alle auf 
dem Oute haftenden Beträge einschliesslich des Barvorschusses zu be- 
zahlen und das Gut mit dem Frachtbriefe su beheben oder aber die 
Annahme des Gutes zu verweigern. Nach dem Gesagten erscheint die 
Einhebung des Barvorschusses gerechtfertigt und war das Elage- 
b^gehren abzuweisen. 

Nr. 86. Entsi'h. des Deutscheu Itefehngcrichts. 

6. Zivilsenat. Vom 11. Februar 1904. 

(ZeiUcbr. f. Dtsoh. Barg. Hecht n. Franz. Zivllr. M. 35 Heft 6 S. SSI (S24).) 

MB. H 31, 89, 823, 831, 838. FIr tlnm dsrab 8tin in dtn irdimgsHlMli ai^ 
nbrashtsa LfetttalweU «hiM PvstgebSadea verinaeMM Unfall hafM iar Pest- 

flskuB nicht. 

Als eigenes Verschulden des beklagten Fiskus kann nur eine 

schuldhafte Handlungsweise eines verfassungsmässig berufenen Ver- 
treters des.selbon (§§ 31. 89 IKiB.) in Betracht kommen. Dass als ein 
solcitrr Vertreter der Hausmeister des PostL^cbandes anzusehen sei, 
kann der Revision dnrcl^ans nicht zugegeben wer h-ii Mag auch die 
Beste] lnn<>: eines Hausmeistei-s in Verwaltungsbestimmungen des Post- 
fiskus vorgesehen sein, so ist doch der für diese Funktion angestellte 
Bedienstete nicht vermöge der VerwaUuni^üuigaiiisation zu einer Tätig- 
keit, die als Vertretung des Fi&kus sich qualiüziereu köuute, berufen. 
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Er bt vielmehr lediglich, sei es sufolge eines Vertrages oder eines auf 
die Vertretnngsorgane des Fislras üar&ckznf&brenden dienstlichen Auf- 
trages za Ansflkhrung bestimmter Verrichtungen im Sinne des $ 831 
des BOB. bestellt (vgl. Entsch. des Beiehsgeriehts Bd. 53 S. 276 ff.). 

Dass der Unfall des Klägers von einem Angestellten des Beklagten in 
AnsfShrung der ihm übertiag:enen Verrichtung, insbesondere der dem 
Hausmeister obliegenden Tätigkeit, herbeigeführt worden sei, ist vom 
Kläger niclit bewiesen. Kine sclinldliafte Handlang oder Unterlassung 
der Vertretungsorgane des Beklagten al)er ist auch in der vorstehend 
angedeuteten Richtung nicht «largetan. Der Vorsteher des Postamtes 
durfte, solange wegen der baulielien und technischen Sicherlieit der 
fraglichen Einrichtung ein Bedenken nicht entstand, sich bei der Be- 
stellung einer Aufsichtsperson, des Hausmeisters, und der — wie fest- 
gestellt — diesem generell erteilten Anweisung zu täglicher Revision 
der Gebäudeteile begnügen. Datis für den Postamtsvorstand sich ein 
besonderer Anlass zum Einschreiten vermöge der ihm obliegendeu 
allgemeinen Bean&icbtignng oder infolge hervorgetretener Ud)el8tftnde 
ergehen hätte, hat das Bernfongsgericht mit rechtlich einwandsfreier 
Begründung veraeint. 



Nr. 87. Entsch. des Oest^'rr. Obei*»teii Gerichtshofes. 

Vom 17. Februar 1904. 

(Oeiterr. El8onb.-Verorilii.-Bl. .WIl H904) Nr. 98 S. 2002.) 

Wenn «In in Zeitpunkte der Enteignung zur Oekononie verwendeter Grund teitweiee 
eitslsMl nnd wegen aelisr Eignung zur VsrlMUiitSf alt Baugrund gesohitrt wini, 
M kam bezlglidi des Rastflt kein Amprich aif Entscliädigang wegen Wirteoliafts» 

erschwernlssen erhoben werden Der Enteigner ist nicht verpfliciitet, dnm Enteigneten 
die Kotten einet Advokaten zu er.setzen Der Enteignete kann daher, wenn er telbtt 

Advokat ist, solche Kosten nicht ansprechen. 

I. Dieselben niimdsaii^e, WL-l iie in bezug auf die (,)u;tlilikatiün 
des enteigneten Teiles der Parzelle K.-Z. 9/1 rücksichtlich d^i i- est- 
stellung des Entschädigungsbetrages gelten, haben konsequenterweise 
auch auf die nicht enteignete Hesttiäche Auwendung zu finden, da auch 
dieser Teil der Parzelle Baugrund bezeichnet wurde und bezi\glich 
dessen die Sachverständigen im Baufache, wie ja der Rekurrent selbst 
zugibt, aosgesprocheu haben, dass eine Verminderung des Wertes dieser 
Beatflilche als Baogrand nicht eingetreten sei. Es geht daher nicht 
an, den Wert dieser Parzelle als Bangrand in Ansprach za nehmen, 
andecseita aher hezttglicfa der Restflftehe, welche doch anch als Dan- 
gmnd klassifiziert wurde, diejenige Entschädigung zu begehren, welche 
sich als Wertmindernng dieser Bestflttche, weil als zur Oekonomie ver- 
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wendetei Grund derzeit benfltzt, iufulge Durclischneidung der ursprüng- 
lichett ganzeu Parzelle ergibt. 

Für die Beurteilung der Frage der /a\ ermittelnden Entschädigung 
iü bezug auf eine Wertverminderuug rücksichtlicli der Resifläciie war 
daher nar massgebend, ob sieb diese als Baugrund verwerten lasse und 
diese Frage wurde von den Sachverständigen in jeden Zweifel ans- 
scbliessender Weise in bejahendem Sinne beantwortet. Das besttgHcbe 
jSntachten der Sachverständigen im Oelconomiefacbe nnd der Umstand, 
dass die Bestfläcbe derzeit tatsftcbliob als Acker weiter benutzt wird, ist 
daher fftr den vorliegenden Fall ganz irrelevant, weil ein vermOgens- 
leebtlicber Nachteil in Ansehnng dieser BestilAcbe als Bangmnd nicht 
eingetreten ist nnd bei Expropriation von Bangrftnden auch von einem 
wirtschaftlichen Nachteile nicht gesprochen werden kann. Es finden 
daher auch die Bestimmungen der §§ 4 und 6 des Gesetzes vom 
18. Februar 1878, BGBl. Nr. ao, auf den vorliegenden Fall Iceine An- 
wendung. 

Ad 11 und III. In diesen beiden Fällen handelt es sich zunäclist 
um die Entscheidung der Frage, ob in dem Verfahren behufs p]r- 
mitteluüg der Entschädigung fiir zu Eisen bahuzwecken entei^iiPte 
Liegenschaften der Enteignete den Ersatz der ihm durch ßeizieliuiiL,' 
eines Rechtsfreundes erwachsenen Kosten gegeuiiber der Eisenbahn- 
unternehmung mit Recht anzuspreclieu befugt ist, da durch diese Ent- 
scheidung zugleich auch die Frage ihre Lösung öudet, wenn der 
Enteignete, wie im vorliegenden Falle, selbst Advokat ist. Diese 
Frage mm» aber verneint werden. Denn gemäss § 24 des obzitierten 
Enteignnngsgesetzes hat das Gerieht alle fttr die Feststellmig der Ent- 
schädigung massgebenden Verbflltnisse nach den Grandsätzen des 
anssentrittigen Verfahrens an Ort nnd Stelle unter 2nziebang von drei 
Sachverständigen zu erheben. Der Rechtsweg ist nach § 80 SoUnss* 
abeatz ansdrftcUich ansgeschlossen. Der Siebter mnss daher von Amts 
wegen ohne besondere Anträge der Parteien alle Umstände nnd Ver- 
hältnisse, die anf die Ermittelung des Entschädigungsbetrages von 
Einfluss sein können, auf die im zit. Gesetze und in den Absätzen 5 und 
6 des $ 2 des kaiserl. Patentse vom 9. August 1854, RGBl. Nr. 208, 
vorgesehene Weise untersuchen, wobei den Parteien freisteht. Ein- 
wendungeti gegen die Eignung der gerichtlich bestellten Sachverstän- 
digen zu machen und d^n Richter selbst auf alles aufmerksam zu 
raachen, was sie in ihrem Interesse für erheblich irauliten. Dabei gilt 
aber auch der Grundsatz des § 5 des obzitierten kaiserl. Patentes vom 
9. August 1854, RGBl. Nr. 20Ö, dass niemand verpflichtet ist, sich eines 
Advokaten hierbei zu bedienen. 
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Nr. 88. Etttsek. des Deutselieii Jt^Iehsgerlchtii. 
7. ZivilBenat. Vom 11. Härs 1904. 

Preuss. FluchtJIniengesetz vom 2. Juli 1875 13 Abs. i Ziff. 2, Abs. 2. Preuss Ent- 
•igaungsgesetz von II. Juni 1874 9, 12. Oer Eigentümer, dessen bebautes Grund- 
•tBok dirclk «Ine ««■ der Stratseillmltliiii« vtrteMaden« 8t«f leltlliile dircha^kalttta 
wM, kann nach Freilegung des Grundstücics bis zur Baufluohttinie von der fteMflilid 
die Uebernabme des steheagebllebenen Teils des Gebiudes verlangen. 

Nach § 11 des Gesetzes vom 2. Juü 1875 tritt mit dem Tage des 
Beginnes der Plaiioüenleguug scfuin piiie Beschränkung des Grnnd- 
eip'pntümeis daliin ein, dass Neul lulen, Um- und Ausbauten über die 
i'iüchtlinie hin.iu.s versagt werden kennen; srlpiflizoitio- soll die Ge- 
meinde das Recht erhalten, die <\uvch die lesigesetzten btrassenflncht- 
linien für Strassen und Plätze besLiiamte Grundfläche dem Eigentümer 
zu entziehen. In ersterer Hinsicht befindet sich also der Eigentümer 
der Möglichkeit gegenüber, dass, sobald er etwa zu bauen beabsichtigt, 
ein Verbot dagegen ergeht, welchem er sich zu lügen hat. Zu uu- 
mittelbarer Bedeutung gelangt die Besehränkung, wenn der Eigentümer 
es seinem Interesse entspreebend findet, Banten wirklich Torzunebmen, 
and wenn die Erlsabnis zn denselben ihm versagt wird, er also an der 
kraft seines Eigentums an sich berechtigten Handlang rechtlich ge- 
hindert ist Die Frage der Entschädigung fttr diesen durch das Flacht^ 
liniengesetz und in dessen Gefolge stattfindenden Eingriff in das Kechi 
des Eigentümers ist in § 13 des Gesetzes vom 2. Jnli 187Ö geregelt. 
Als Grund der Entschädigung wird dort, neben Entziehung, die B^ 
schränkung des von der Festsetzung nencr Fluchtlinien betroffenen 
Gnmdeigentnms hingestellt. Jedoch wird die Entschädigung nicht in 
allen, sondern nur in bestimmten Fällen gewährt. Nachdem unter 
Ziff. 1 des § 13 bestimmt ist, dass die Entschädigung dann gefordert 
werden kann, wenn die zu Strassen und Plätzen bestimmten Grund- 
flächen auf Verlangen der Gemeinde für den 'i ff entlichen Verkehr ab- 
getreten werden, wird unter Zitf. 2 Entschädigung! lann gewährt, wenn 
die Strassen- oder Bantiuchtlinie vorhandene Gebäude trifft, und das 
Grundstück bis zur neuen Fluchtlinie von Gebäuden freigelegt wird. 
Sieht man zunächst von der in den letzten Worten bestimmten Voraus- 
setzung (der Freilegnng) ab, so regelt die Bestimmung den speziellen 
Fall, dass es gel ade ein Gebäude ist, welches von der Fluclitliuie ge- 
troffen wird. Nach dem zweiten Absätze des § 13 gestaltet die Rechts- 
lage sich in einem solchen Falle TORschieden, je nachdem die Grund- 
fiftcbe zu Strassen oder Fl&tzen bestimmt ist, oder aber es sich um eine 
von der Strassenfluchtlinie verschiedene Baufluchtlinie handelt. Dm 
ersteren Falle wird filr Entziehung, im letzteren flli' BeschrftakuDg 



Digitized by Google 



Kutsch. <lc.s ApiK-llliiitis in Ittmcn vom 12. März iyu4. 



146 



EntsehädiguDg gewährt Was aber die t^T beide Fülle gegebene Vor- 
scbrifl der Freilegang^ des Grundstttcka bis zur Flachtlinie betrifft, so 
Ändert diese nicbts an den eigentlichen Grandlagen der Entschädigung, 
sondein schallt nur« obwohl sie in demselben Satze nnd Aosserlicb 
gleichwertig mit dem Erfordernisse, dass die FIncbtlinie vorhandene 
Gebftnde trifft, erlassen ist, doch nar eine ansaerhalb deijenlgen Mo- 
mente, wpiche im eigentlichen Sinne die Ersatzpfliclit begründen, 
Hegende Bedingung des Anspruchs. Nur wenn die Freilegnng geschieht, 
findet die Entscliädignng statt; aber die (Inindlage der Entschädigung, 
ihrer Art und ihres Masses bildet nichtsdestoweniger die Festsetzung 
der das nebäudc beriihrcndfn Fluchtlinio, Unzutreffend wihe es. nach 
Eintritt der Iknlingung auch im übrigen die seitdem gegebene Iüx^g 
der Verhältnisse als entsclieidend und domgemäss als massgebend zu 
betrachten , dass Jetzt, da die Gebäude inzwischen tatsachlich nieder- 
gelegt sind, die Fhiclitlinie ein rJebiiudc nicht mehr trittt, sondern sich 
voi dem Reste dessellteii hinzieiü. Der Urundeigentümer kann sich dadurch, 
das» er die Bedingung liir seinen auf Schadeusersatz tiir die Durch- 
schneidung seiner Gebäude durch die Fluchtlinie gerichteten Anspruch 
erfbUt, indem er das Gebäude bis zur Fluchtlinie niederlegt, nicht 
gleichzeitig die Grundlage seines Anspruchs zerstSren. Im hier frag- 
lichen Funkte kommt es auf die Lage der VerbUtnisse bis zum Beginn 
der Freilegung an. Kein Bedenken entsteht dadurch, dass im zweiten 
Absatz des § 13 von der Beschränkung des »bebaut gewesenen Teils" 
des Grundeigentums die Rede ist Die Eigentumsbeschränkung ergreift 
allerdings nur den durch die Fluchtlinie abgeschnittenen Teil; aber 
ihre notwendigen Folgen erstrecken sich daräber hinaus, auf das Ge- 
bäude in seiner Gesamtheit. 

Diese Annahmen werden auch durch die Entstehungsgeschichte des 
Gesetzes bestätigt. 



Nr. 89. £utseh. des Appellhotes iu Eoueu. 

Vom 12. März 1904. 
tZMtnhr t d. lottnute. raiMib..Tnui8p. Xii (1«M) Nr. • 8. M7. - BnUettai aonoM da« ohanmia da 

fer 1904 Nr. 8 TeU i S. 86.) 

NmIi Art 1382 Coia Oivil haftet die Bestimmungi^bahn nioht fir die auf den Vor- 
bahnen eingetretenen Schäden 'j. 

Zwei vom .\bsender gestellte und mit Wein boladene Reservoir- 
wagen waren m\ 15. und 19. Oktober 1901 der franz. Midi-Eisenhahn 
im Bahnhof B6zier8 zur Beförderung nach Le Hävre (Station der franz. 

1) Im Gegensats za Art. 27 Internat. Ueberook. and den internen Rechten der 
mdtten europ. Staaten. 

Sger, WiMlialuwMirtHoke BBtMli«Moiig«ii ZZt. 10 
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Westbahu) übergeben worden. Der zweite dieser Wagen ist mit einer 
VerspfttUQg von 26 > der erste mit einer Yei^pätnng von 74 Tagen an 
den Bestimmungsort gelaugt, und es wurde konstatiert, dass der im 
letztem Wagen transportierte Wein Schaden gelitteu hatte. Der 
Empfänger verweigerte die Annalime, worauf von der Wcstbalin der 
Wein — mit einem Erlös von 839 Franken — verkauft wurde. Die 
Westbahn stellte iliesen Erlös dem Absender zur Verfügung. Dieser 
aber verlangte von ihr KulsrhiidigunR' wetr^n verspäteter Ablieferung 
und für den eingetreteneu Minderwert (Ks WViius Das Hnndels- 
gericht in Le Hävre sprach dem Kläger eine Gesainteiiisi hinlig^img von 
3708 Fr. m. Der Appellhof in Ronen dagegen, au welchen die West- 
bahn appellierte, wies die Klage ab, weil die Verspätung zugestandener- 
massen nicht auf dem Netz der Westbahn, sondern auf den Linien 
ihrer Vorbahnen (iler P, L. M. und der Midibahu) sich ereignet habe, 
und gemäss Art. 1382 des Code civil fttr die Ausführung eines Trans- 
portes wohl die Versandbahn ffir die nachfolgenden Bahnen, die als 
ihre Eoromisaionäre zu beti'achten seien, hafte, nicht aber die Be* 
stimmangsbabn für ihre Vorbahnen. 

Änch der vom Klüger hervorgehobene Umstand, dasa die Weatbalui 
die Transporttaxe fttr die ganze BefÖrdernngsstrecke verlangt habe, 
könne diese Bahn nicht verantwortlich machen, weil durch jenen Um- 
stand nicht der letzte Frachtfahrer dem frikheren sabstitaiert worden 
sei. Ebensowenig begründe eine Verantwortlichkeit die zwischen den 
am Transporte beteiligten Balmen bestehende Vereinbarung, kraft 
welcher diese die Entschädigungen, welche für gemein.schaftliche Traus* 
porte bezahlt werden müssen, pro rata der in Betracht kommenden 
Eisenbahnstrccken unter sich teilen. Diese Vereinbarung sei eine 
innere Angelegenheit der Bahnen unter sich, aus welcher das Publikum 
keine RechtsanspHiehe schöpfen krmne. Uebrigeas wäre die Klage 
schon (h swLgeii abzuweisen, weil die Verspätungen infolge von Repara- 
turen emstauden, welche an den von dem Kläger gestellten Wagen 
notwendig geworden seien, und für deren Folgen nach den Re- 
stimuiiuiyLii des von der Aufsichtsbehörde genehmigten Tarifs der 
Kläger einzustehen habe. 



Digitized by Google 



Eiitbrb. <lfs Deutsi licn l;iK-iis<riTi( litt> vuüi 14. Miiin lü04. 



147 



Nr. 90. Eiitacli* des Hentüchon Relchsgorieiits 
6. Zivilsenat. Vom 14. M&rz 1904. 

(ZdtaeUt'. f. Dtanli. Uiir^' Ue<:lit ii. Franz.. Zivilr. Bil. äf> Heft 7iH S. i'l UU). /etttdit. f. Klftlftb. 

\f S M.-i Ki!t<( !t <l RA|i'|.--'i r ( Zivils, H«! '(7 Helt S S SCI 

§§ 6, 13 Abs. 2 Telegr. Wegeges. vom 18. Dezember 1899. Werden für eine schon 
bestekente Telegraphei- «ntf TelephoNleHung aas Anltst »fner splttr aRgelegten, 

ttSdtischen elektrischen Strassenbahn Schutzvorrichtungen erforderlich, so fallen 
dfeielliei tiiniflell — nicht b!Q<;<; die an den vorhandenen TelegraptonMlafl«n tnllitt 

- der Telegraphenverwaitung zur Last. 

>; 6 des EntwurlVs eines IVlegraiiheiigejsetzts hatte zweifellos 
beabsichtigt, den GruiKisatz ^les i; 12 des TelegiapLuiigesetzes auf- 
recht zu eilialten, wonarli neiit elektrische Anlagen so ausznriitn en 
seien, das^ sie die alten hi stöiend beeinflussen und die hierclurch 
entstehenden Kusten von than Untornehnier der späteren Anlage ge- 
tragen werden mtts.sen. Denigeniäss bestimmte § 6 Abs. 1 des P^ntwiufs, 
sp&tere besondere Anlagen seien nach Möglichkeit so auszuführen, dass 
sie die vorhandefken Telegrapheiilinien nicht störten, Abs. 3» die aus der 
Verlegung oder Veränderung der Telegraphenlinien oder ans dei' Her^ 
stellang erforderlicher Schutzvorkehrungen erwachsenen Kosten habe 
der Unternehmer der späteren Anlage zu tragen (Entwurf and Be- 
gründang, Stenogr. Berichte Aber die Verhandlungen des Reichstags, 
10. Leg.-Periode, 1. Session 1898/1900, U. Änl.^Bd. Nr. 170 S. 1263, 
1254, 1261). In der Kommission wurde die hierdurch begrttndete Be- 
lastung der y.nv Unterhaltung der Vei kclirswege Verpflichteten, also im 
wesentlichen der Gemeinden, filr nnlMllii: erachtet. Diese Erwägung 
bildete den Ausgangspunkt für mehrfache Anträge über die Auflage 
der Kosten der Schutzvorkehrungen je nach der Art und den Unter- 
nehmern der Anlage. Die Beratungen fanden ihren Absehhiss in der 
Unterscheidung der in Abs. 2 niUier umschriebenen gemeinniitzigen An- 
lagen der WeireiinterhaltUii^spHiehtii^eu und den in Abs. 5 angeführten 
anderen bewunderen Anlagen und der hiernach verschiedenen Verteilung 
der Kostenlast. Während j^fimäss Abs. 8 des 6 des Gesetzes die 
Kosten der für die vuihamlt ue Telegnipheulinie erforderliehen Schutz- 
vorkehnnigen bei den privilegierten Anlagen des Abb. 2 der Telegraphen- 
rerwaltung zur Last fallen, haben gemäss Abs. 5 die Unternehmer 
anderer als der in Abs. 2 bezeichneten besonderen Anlagen diese Kosten 
selbst zu tragen. ' An die Stelle der allgemeinen unterschiedslosen 6e- 
stimmoBg des Entwurfs sind nun im Gesetze diese beiden nnter- 
seheidenden und in ihrer Unterscheidang ersehSpfenden Bestimmungen 
getreten (vgl. Sten. Berichte des Reichstags, 10. Leg.-Per. I. So». 

') Vtirontschoidiuig dos Oberlaadesgerichts Karbruke vom 3. April 19(3 in 
dieser Zeitscbr. ßil. XX .S. 154. 

10* 
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1898/1900, Aul. Bd, 4 S. 2624 u. ft"). Von irgend einer Unterscheidnng 
der Schutzvorkehrnngen selbst nach der Art und dem Ort der An- 
bringung? findet sich in den Konnnissionsverhandlungen keine Andeutung. 
Demgeniäs.s findet die vdin Tostfiskiis versuchte Uiiterscheidnng: der 
Sc1mtzYorkehrnnp:eji in solche, die an der Tele*?iai)heiiuiilage in dem 
oben (liirk'rteu 8iinie, und in s(dche, die an der neuen AnlaffP aii- 
oeVd aclit wnnlen und an^pliraclir werden könnten, in den Kommissions- 
verhandluugen keinen Anlialtspunkt. 

Eine solche Unterfecheidung würde auch praktiscli keiueu durch- 
greifüiidcn Wert haben. Für die WaM der Sicherheitsvorkebrangen 
kauu je uach der £ntwickeliiiig niid dem Stande der Technik nur die 
VorztkgUchlceit der Sicheningseiiiiichtang massgebend und bestimmend 
sein. Diese wird aber nicht dadurch bestimmt, an welcher Anlage sie 
angebracht wird. Mit Recht betont das Bernfnngsgericht auch die an- 
annehmbaren Konseqnenzen der vom Postfiskns rertretenen Anffassang. 
Die Eostenlast würde je nach der Art der SchntzTorricbtangen und der 
Art der Anbringung in den Fällen wechseln, in denen es sich mn Sebntz- 
vorkehmngen handeln wQrde, die entweder an der Starkstrom- oder an 
der Scliwachstromanlage anzabringen wären. Würde aber nach dem 
Stande der Technik eine Schiit '/>orrichtung einzufiUiren sein, die mit 
keiner dieser Aulagen in mechanischer Verbindung stünde, z. B. Schatz- 
netze, die an eigenen hiefür bestimmten Masten hingen, so würde jede 
Bestimnnm^^ über die Kosteulast fehlen. Weichen also die im Gesetze 
über die Kosten der Schnt/;vorrichtnno:en getroffenen Bestimmungen von 
dem ursprünclif'hen Sinne des Abs. 1 im Entwürfe ab, so behält der 
Abs. 1 des Gesetzes eben, weil er .steheu geblieben ist, doch seine voile 
Bedeutung hinsichtlicli der dem Unternehmer einer späteren besonderen 
Anlage obliegenden Pflicht, in der Ausfnlaaug der Anlage selbst, — 
abgeselien von Schutzvorrichtungen — nach Möglichkeit die störende 
Beeinflussung der vorhandenen Telegraphenlinie hintanzuhalten. 

Nr, 91. Entseh. des Oesterr. Obenten Oerlehtshofts. 
Vom 16. Mftrs 1904. 

Allfrpm Tar -An/,. XXHI (1904) Nr. «2 8 510 > 

Unter welchen Voraussetzungen ist Feststellungsklage (§ 228 ZPO.) zulässig, das« 
eine publizierte Tarlfermässigung auf Seadangen liestimmter Kategorie anwendbar ist? 
Dm raeUiWia intaraaae as dar alabaldigan FtsttttHuDg (§ 228 ZPO.) Ist vorinuiden, 
wann Kllfer imIi. den von ihn gslrifftnan Varuttaltmin varaiMtoillhdi Ii dit 
Lage könnt, derartige Güter zu versenden oder zu «npAuigdn. 

Das Berttfangsgericlit ist bei seiner Entscheidung von der AtiBioht 
ausgegangen, dass es dem klägerischen Feststellungsbegehren «o der 
lieclitsbeziehuug überhaupt mangle. Zwar ist dem Berufangsgericbta 
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darin beizostiiniBeii, dags nur konkrete, tSar ein bestimmtes Hechts- 
sabjekt bereits entstandene Rechte Gegenstand der Featstellnngsklage 
sein können; allein recbtsirrtümlich ist die Annahme desselben, dass 
dies hier nicht der Fall sei. In den Punkten 5 und 6 zu Tarifpost 96 
wird unterschieden zwisciien der luanspmchuahme der Ermässigung und 
der Anwendung der Beghnstigung. 

Zu ei sterer ist die Bewilliguiip: der Direktion der beklagten Bahnen 
vorbei- schriftlich einzuholen. Ist dieselbe erteilt worden so erlan^it 
der Kigeutümer des neuen Industrie-Etablissements bicdurrli das IJedit. 
für die während der sub V, Tarifpost 95, bestimmten Zeit uulei' Ein- 
haltung der fesigestelltf n Bedingungen aufgegebenen Frachtsenduugen 
nach Massgabe des Pnukies ü die Anwendung der Begünstigung im 
KUckvergütungswege in Anspruch zu nehmen. Die beklagten Bahnen 
sind an die erteilte Bewilligung gebunden und können einen im Grunde 
derselben gestellten Rttckvergütuii^sinspruch nicht deshalb, weil das 
fragliche Industrie-Etablissement nicht unter Tarif post 95 zu subsomieren 
sei oder weil inzwischen diese Tarifbestimmang abgeändert worden sei, 
ablehnen. Der Eigent&mer des Etablissements hat also durch die Be- 
willigung eun konkretes Recht gegen die bewilligende Bahn erworben. 
Im vorliegenden Falle haben die beklagten Bahnen die Bewilligung 
verweigert, die Kligerin behauptet aber, dass die Voraussetanngen der 
bezogenen Tarifpost vorliegen, und dass die Beklagten nicht berechtigt 
seien, bei Vorhandensein dieser Voraussetzungen die Bewilligung zu 
versagen, weshalb sie die Feststellung dieses ihr angeblich zustehenden 
Rechtes auf Ermässigung der Frachtsätze begehrt. 

Da es sich auch hier schon nm ein bestimmtes, der Klägerin ge^en 
die beklagten Bahnen narh ihrer Angabe entstandenes Reeht handelt, 
kann das Fe-sistellunj-sbef^eliren nicht aus dem Urunde abgewiesen 
werden, weil niilit die Erfiillung aucli aller anderen Bediu^nnsen zur 
Geltendmachung des Küek\ergütuug>anspruches ausg^wies* n wurde. 

Auch bedarf ej? hiezn nicht des vurherii^en Abschlusses von Fracht- 
verträgen f\ber Gegenstände der in Tarifpüst l)ö bezeichnolen Art, da 
nicht das KeehL aul Ktickvergutung nach Punkt 0, sondern das Recht 
auf Ermässigung der Frachtsätze, wie solches der Klägerin im Falle 
der Bewilligung nach Punkt 5 der Tarifj[iost 95 zustünde, geltend 
gemaeht wird. 

Daraus ergibt sich zugleich das rechtliche Interesse an der als- 
baldlgen Feststellung, denn die Klägerin baut schon die Fabrik, hat 
teils schon Sendungen hiefür bezogen, teils wird sie zu diesem Zwecke 
weitere Sendungen beziehen müssen: sie hat also ein reditliches Interesse 
daran, alsbald zu wissen, ob sie auf die tarlfmfissige Ermftssignng An- 
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sprach hat, weil die begehrte Feststellung die laut Punkt 5, Tarifpost 
96, erforderliche Bewilligung xa ersetzen hat, diese aher die Voraus- 
Setzung fftr die Anwendung der Begünstigung nach Punkt 6 ist, die bis 
Ende Ifftiz des dem Verfrachtnng^ahre folgenden Jahres bei sonstiger 
Erlöschung des Anspruches angesucht werden muss. 

Nr.9d. Eutsch. des Prcnss. Ooriehtshofos fttr Kompetcnzkauflikte. 

Vom 26. März 1904. 

(l'rouss, Elsenb.-Arcb. ( t9(H) lieft 5 S. 12-H.) 

Da« in § 4 des EiSMbahngesette» vom 3. November 1838 besrüiidete Staatshoheitt* 
rMbt Hatsrllegf nisbt der Vartraftfirelhelt der alt UaterMlMMr baadaladea Staate* 

baliQrde. Ansprüche eines Dritten aus einem mit dem Staat als Unternehmer ab- 
gMChltaaaaea Vartrage künnen dem Staat als Inhaber des HolieitBreehtea hSmUim' 

nicht geltend gemacht wcrdett 

Mit der beim Küuigliclieu Laudgericlit zu ethobeueu Klage hat 
Kläger beantiagt: 

den Beklagten zu veiiii teilen, das von ibm entfernte Ansebluss- 
gleis einschliesslich Drehscheibe, welches vom Bahnhof N. in die 
bei diesem Bahnhof liegende Schwemmsteinfabrik des Klägers 
führte, wiederherzustellen. 
Er stützt diesen Antrag auf eine ihm angeblich im Jahro J892 vom 
Königlichen Eisenbahnministerium erteilte Zusicheiung, dass die Anschlnss' 
Verbindung bestehen bleiben solle, solange keine Gefahr bei der Be- 
dienung sei und der Bahnhof N. nicht umgebaut werde. Obwohl die 
Verhftltnise seitilem nicht geändert seien, habe die Königliche Eisenbahn- 
direktion das Gleis und die Drehscheibe wegnehmen lassen. Beklagter 
besitreitet die Erteilung der Zusicherung und erhebt die prozesshindeiiide 
Einrede der Unzulässigkeit des Bechtswcges. Das Königliche Land« 
gericht hat diese Einrede verworfen, weil es sich vorliegend um einöi 
Streit Uber das Bestehen eines auf Grund der Zusicherung des Ministers 
entstandenen Reclitsverliilltnisses lian lle. Beklagter hat Berufung ein- 
gelegt. Vor dem Verlnuulhin^stennin hat die Königliche Eisenhahn- 
direktiun zu C. den Konipctenzknnilikt erlioVMjii. sie lie:?rlhidet deiiselbeu 
mit dem § 4 des (Gesetzes über die iOisenbalinunternehmuniien vom 
3. Novenil>er 1838 und damit , dass die Krledi<run^ von Anschlussaelien 
durch Erlass vom 22. De/enibei IteSH dtii I )iitd<tiunen übertragen i^t. 

Der Rechtsweg ist für nnzulilssig unil der eiliobenc Konipetenz- 
konflikt daher lür begi undtu zu erachten. Das <Tesetz vom 3. No- 
vember 1838 ist zu einer Zeit erlassen, als der Staat noch nicht Eiseu- 
bahnunternehmer war. Gleichwohl findet es auch auf ihn Anwendung, 
seitdem er Eisenbahnunteinehmer geworden ist. Das ist bisher noch 
nie bezweifelt worden. Als Unternehmer steht der Fiskus jedem andern 
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Unternehmer gleich, aach in bezng auf Verti'ftge, welehe er als solcher 
mit Dritten «(chlie&st. In § 4 des Qesetses ist dem Handelsminister, an 
dessen Stelle der Hinister der Öffentlichen Arbeiten getreten ist, das 
Recht vorbehalten, die Bahnlinie zu genehmigen; die Yerh&ltnisse der 
Konstruktion sowohl der Bahn als der anzuwendenden Fahrzeuge ist an 
diese Genehniigung gebunden. Diese Vorschrift gilt ganz allgemein, 
nicht nur für die erste Anlage, sondern auch für den dauernden Betrieb. 
Sie . begriuidet ein Eisenbahnhoheitsreclit des Staates. Bei den Staats- 
bahnen treffen nun zwar die Rechte und Pflichten des Staates i\h Untcr- 
nehniei' uiul das Staatsholieitsrecht bei den Oi^^aneu des Staates, ins- 
besüiuiere hei dem Minister der öllentlicben Arbeiten, zn^aniinen. Daraus 
folgt aber niclit. wie das ( MK-rlandesgericht mit "RfH-lit aust'iilirt, dass 
das HolieitsiTclit beseitig-t sei. vielmehr muss das private Hecht des 
Unternehmers dem Hoheitsrechte weichen. Ansprache eines Dritten aus 
einem mit dem Staate als Unternehmer abgeschlossenen Vertrage kouiien 
dem Staate als Inhaber des HuheiLsrechLes gegenüber nicht geltend 
gemacLt werden. Die angefochtene, auf Grund dieses Rechtes an- 
geordnete Entfernung der Anlagen ist daher im Bechtswege nicht an- 
fechtbar. Sollte ein Vertrag mit dem Staate in bezug auf diese An- 
lagen wirklich abgeschlossen sein, so würde dieses nur zu einem Ent- 
schSdigungsanspruche gegen den Fiskus als Unternehmer ftthren können. 



Nr. 9ä. Kntseli, des Dontsehoii Kelchstrerichtä. 
4. Strafsenat. Vom O.April 1904. 

(Preuss. ElscBb.-Arcli. awyij Ue/t & S. Uil.) 

Rdohspostgessti vtn 28. Olitiber 1871 §§2 »d 27. Et verttSstt gtom die Bs- 
illmmiigei des Reiehspottf esetist, wtmi Zeltuiigspakett als Handgepäck in der Wdse 

befördert werden, daee ein Botn mehrprc Fnfirkartrn Ifint und auch den ztt den von 
Um nicht benutzten Plätzen gehörigen Gepäckraum mit den Zeitungspaketen belegt 

Der III. Strafsenat hat in dem Urteile vom 1. Mai 1902 (Entsch. 
Bd. 35 S. l'20i au die Spitze seiner Erörteinngen gestellt: Voraussetzung 
für die l^etönleruns' durch expresse Buttjji .sei unter allen Unibtänden, 
dass der Bote das Beföiderungsniittel darstelle. Es wird demnächst 
auseinandergesetzt, dass ein solches Verliällnis da niclit vorliege, wo 
der Bote die Befürderun^.^gegenstiiiide nicht mit .su ii llilirc, sundtirn 
wo er diese einem Dritten zur selbständigen Beförderung übergebe. 
Eine derartige selbständige Beförderung durch einen Dritten walte da 
ob, wo der die Eisenbahn sum eigenen Fortkommen benulzende Bote 
die BefSSrderungsgegenstande als Reisegepäck zur Beförderongim Gepäck- 
wagen des Personenzugs aufgebe; sie walte dagegen nicht ob, wo der 
Bote die Beförderungsgegenstände in dem von ihm benutzten Personen- 
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wagdiiabtell als Handgepftck bei aieh ftthre. Im ersteron Falte vermittle 
er eine von der BefÖrderong seiner Person getrennte, gesonderte Be- 
förderung des Gepäcks; im letzteren Falle handle es sich nicht um den 

Abschlnss eines besonderen Frachtvertrags, sondern nur um eine ans 
§ 28 der Yerkehrsordnuug abgeleitete Nebenwirkung des abgeschlossenen 
Personentrausportvertrags , wobei der Beförderungsgegenstand iiiclit in 
die Obhut und Aufsicht eines Dritten «rplange, sondern in der des Boten 
selbst verbleibe. Ansdi iicklich ist dabei vom Iii. Strafsenat die Frage 
uneiitsfliieden gelassen, ob das p:leiche VerliMltnis auch für den damals 
der Knischcidnnn: niclit unteilieji:enden Fall zutreße, wo jemand zwei 
Peisoneufalu karten löse, aber nur einen der beiden ihm zustehenden 
Plätze mit einer Person besetze, während er auf dem für den anderen 
Platz bestimmten Hiindgepäckraum Betür(lerunti;s^egenstände unterbringe. 
Und diese hier im Streit befangene Frage muss verneint werden. 
Entscheidend ist nicht der Umstand, dass der Bote die Sachen in seiner 
Obhnt hat, sondern dass er das Beförderungsmittel bildet. Kann 
dies im Einklänge mit den Ausfahningen des IIL Strafsenats da an- 
genommen werden, wo der Bote vermöge des Aber die Beförderung 
seiner Person mit der fiisenbabnyerwaltnng abgesciilossenen Vertrages 
das fiecht zur Mitfilhning eines gewissen Quantums von Gepäck als 
gHandgepäek" ohne besonders dafttr zu gew&brende Tergfttnng bean- 
spruchen kann, so liegt doch hier ein derartiges Verhältnis eben nicht 
vor. Die Bezahlung der Fahrkarten für diejenigen Plätze in den Wagen« 
abteilen, die von Personen gar nicht besetzt, sondern lediglich zor 
Beförderung von Sachen benutzt werden sollten, stellt sich tatsächlich 
allein als Vergütung für die Unterbringung von Gepäckstücken dar, auf 
deren Mitführung die in den betreftendcn Wagemibtt ilen reisenden Boten 
auf Grund der für ihre Platze gelösten Falirkarlen keinen Anspruch 
hatten Es handelt sich also l>ei dem Transport der auf den von 
P* r> neu unbesetzten Plätzen untei i^cbraehten Befördernngsgegenstände 
tatsaclilich nicht nni Ausübung' von Rechten, die innerhalb des Kreises 
der Befugnisse aus dem zur i^et'urderun^!: ilii er Pci.sonen von den Boten 
abgeschlossenen Trunspürtvertruge liegen, sondern um Heranzieluiug »1er 
Eisenbahn zu einer von der Beförderung jener dnrchaus unabhängigen 
und selbständigen Frachttransportart, deren wahrer Chai'akter dadurch 
keine Veränderung erleidet, dass die Vergütung fOr Benutzung des im 
Personenwagen befindlichen Gepäckraumes nicht ausgesprochen unter 
dem Titel „Fracht*, sondern verschleiert als .Personenfahrgeld*- gewährt 
wird, um so mehr als dies offensichtlich zu keinem anderen Zwecke ge- 
schieht, als dem einer Umgehung des Gesetzes. 
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Nr« 94. Entseli. des Dciitselicii R<'iehst;ci'ielits. 

6. Zivilsenat. Vom 13. April 1904. 

(SSeltadir. f. Ktoinb. ZI (IMM) Heft« 8. Ml.j 

Bfi8. 9% 823» 903, 906, 907, 1004. Dtr Ailtofsr «liw KItliiliiliii ktM M •hiMi diriili 
LikNittfvfkifcW verartaditea Brande von dem Unternehmer aMl ohH tfM Naohwtit 

eines Verechildens Schadenersatz varlangen. 

Nach § 903 des BGB. kann der Eigentümer, soweit nicht tlas Gesetz 
oder die Rechte Dritter entgegenstehen, mit der Sache nach Belieben 
verfahren und andere von jeder l^nwirkung aus.scliliessen. Zur Ver- 
wirklichung des letzterwälmten Anss( hliessnngsrecht« ist ilini grundsätzlich 
die allgemeine Reseitigung-s- und Unterlassungsklage des § 1004 und 
sind ihm im besonderen weitere Binzelklageu, wie die des § 907 ^regen 
gefall rd ruhende Anlagen auf dem Nachbargrundsuiek gegeben. In 
vielen Fällen ist aber durch Sondern orsrhriften dem Eigentümer das 
Recht, auf Beseitigung der Störung und auf ihre künftige Unterlassung 
zu klagen, entzogen. Dass dies auch in vorliegendei' Sache der Fall 
ist, dass der Kläger zu 1 gegen die Beklagte nicht auf Einstellung 
ihres Betriebes, auf Beseitigung ihrer gefahrdrohenden Eisenbahnanlage, 
ja nicht einmal anf entsprechende Verbesserung des Betriebes klagen 
konnte, ist bisher unbestritten und nnsweifelhaft geblieben. Die staat- 
liche Eonzessionserteilang und die ihr in der Begel gegeuftberstehende 
Verpfliehtong zur Fortsetzung des konzessionierten Eisenbahnbetriebes 
verbieten derartige Klagen. 

(Vgl. §§ 11 Abs. 2 und 42 des Eleinbahngesetzes vom 28. Juli 1802. 

Ausflihrnngsanweisungen zu § 11 des Kleinbahngesetzes im EUsen- 

bahnverordnungsblatt 1898 S. 235, § 1 des Gesetzes Uber die 

Bahneinheiten, GS. 1902 8. 238.) 

Ist aber dem (Trundeigentümer im Einzelfalle das so wesentliche 
Recht, Eingriffe in sein Eigentum abzuwehren, entzogen, so muss ihm 
notwendig hierfiir anderweitiger ausreichender Ersatz gegeben sein, und 
solcher Kr.salz kann nur in Gewährung der durch VerschuldensiuK li- 
weis nicht bedingten Klage auf Erstattung des angerichteten Schadens 
gefunden werden. Denn i eim Fehlen der gedachten, ihm vom Staate 
auferlegten Beschränkung könnte der Eigentümer ohne Verschuldens- 
nachweis auf Beseitigung der Beeintrlichtigung klagen, unbillig wäre 
es, wenn er belastet mit der Beschränkiuii^^ uhne den oft schwierigen 
oder uumöglicheu Verschuldeusuachweis gänzlich schutzlos bliebe. Wenn 
dies im BGB. auch nicht ausdrlkcklich als allgemeiner Grundsatz aus- 
gesprochen ist, so ergibt sich doch der hierauf gerichtete Wille des 
Gesetzgebers wie fttr das Boich so auch fUr das Königreich Prenssen 
ans verschiedenen Einzelvorschriften. Es liegt dieser gesetzgeberische 
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Gedanke z. B. dem vom Bei-ufungsrichter za Unrecht für seine Meiuang 
herangezogenen § 904 des BGB. zugrunde. Er gab Anlass za der strengen 
Fassang des § 25 des Preussisehen Eisenbahngesetzes vom 3. November 
1838, und nicht minder ist er aus § 26 der Oew.-Ordn. zu erkennen. 
Die Unznlftssigkeit der unmittelbaren Anwendung dieser Gesetzessteilen 
hindert nicht, wie oben schon angedeutet, ans der mehrfachen Aeusserung 
desselben gesetzgeberischen Willens auf das Bestehen eines aD^'eiutinen 
Rechtsginndsatzes zu schliesseu und diesen zur Ergänzung des BGB. 
zu verwenden. Ihre erheblichste Stlitze tindet diese Erwägung ins- 
besondere auch in Art. 9 der Preussisehen Verfassungsurkunde. Hier- 
nach sf^]\ das Eigentum unverletzlich sein und nur ans Gründen des 
öÄ'entlichen Wohles gegt'ii Entscliädi'jiuig tutzogeu oder bescliriinki werden. 

Als Grund für Aufliebung^ de.s aufgezogenen Art. 540 des Rh. BGR. 
ist in der Begründung des Entwurf» zum Pr. AG. z. BiiB. sogar aus- 
drücklich der augegeben worden, dass er bereits durch die PieussLsche 
Verf.-Urk. Art. 9 ersetzt sei. 

(Vgl. Materialieu zum Pr. AG., Heymanns \ uilag S. 28b.; 

Ma^' (kin zum Teil gegenüberstehen, dass dieselbe Begründung 
trotz Art. 9 der Verf.-Urk. an anderer Stelle den § 75 der Efnl. z. AI4B. 
fär unentbehrlich hielt. 

— vgl. a. a. 0. S. 272 u. Art. 89 Z. la des Pr. AQ. — 

mag femer nach der Rechtsprechung die anmittelbare Anwendbarkeit 
der Verf.-Urk., insbesondere des Art. 9 derselben bei ESntscheidnng 
über bürgerliche Bechtsstreitigkeiten zu verneinen sein, 

— vgl. Entsch. des R6. in Z.-S. Bd. 26 S. 340, Bd. 45 S. 261, 
Bd. 46 S. 283. — 

so steht dies doch seiner Vei Wendung als Auslegungs- and Erg&nzungs- 
niittel für die preussischo Gesetzgebung über nachbarrechtliche Be- 
schränkungen des Eigenfünipr.^ . insbesondere fWv den Art. 89 Pr. AG. 
in Verbindung mit Art. 109, 125, 218 des EG. z. BGB. nicht im Wege. 
Der Gr'setz[rebor bat v«iii cier in dt-n beiden letzten Artikeln erteilten 
Befugnis cIhmi niclit Gi-lu-am li gemacht, weil er das Bnr<.^erliche t-Jesetzbuch 
im Znsamnieiiliani:;- mit dci' preii^sisclien rJesetzgebniig für ausreichend 
zum Sclintz ' der Anliefet r von Kleinbahnen gegen Schädigung durch den 
Kleihbabnbetrieb eraclitet hat. 

So gelangt denn der « rkunnende Senat naci» jetzigem Stand der 
Gesetzgebung zu demselben Endergebnis, das der III. Zivilsenat des 
Reichsgerichts nach fiüherer (Tesetzgebung (gemeinem Rechte) in seinem 
in Entsch. Bd. 17 S. 103 abgedruckten Urteile gefunden hat, dass 

j Vgl. iu dieser Zeitschrift Bd. V S. 124. 
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nAmltch in derartigen F&llen als Ersate fUr die entzogene Klage anf 
Beseitigung der Eigentumsstörung unbedingter Schadensersatzanspnich 
gegeben sein mnss. 

Nr. 95. JÜnt^icli. des Fran/Üs. Kassatiousliofiss. 

\'om H) April iy04. 

(Zeltficür. f. d. lutcruat. Kijienb. - TranHp. Xil : t9u4) Nr. 10 858. — Annales dea chmius tle f«r. 

IMM 1 8. 1<5.) 

Art. 5 Code d. comm. Art. 25, 30, 44 Internat. Uebereink. Oer 8ruiMlMt2, dAM duroli 

Annnhme und Zahlung jfder Anspruch grgrn (Inn Frachtführpr frn<«cht, grpiff auch 
bei Verweohlluns des Gutes Platz. Art. 1382. 1383 Code civ. linden auf solche Fälle 

keine Anwendung. 

Aus (leu Giüiuleu der Vorinstanz: „Es kann in diesem Falle 
vernünftigerweise nicht behauptet werden, dass der Adicüsat das üiit 
nicht in Empfang genommen liat; die Empfangnahme hat in Wirklichkeit 
stattg^efDüdeo. Sie hat sich indessen taksftchltch anf andere Gegen- 
st&nde erstreckt als diejenigen, die dem Frachtführer übergeben worden 
wareo; aber derjenige, der die Sendung in Empfang genommen hat, 
war verpflichtet, sie innerhalb einer genau festgesetzten Frist zn prUfen. 
Es erscheint richtiger, mit dem Kassationshof (Entscheidong vom 1. Juii 
1896, Balloz 1898 I S. 398) anzunehmen, dass die Griknde, welche 
die Abweisung der Klage gemftss Art. 105 Handelsgesetzbuch im Falle 
von Beschädigung oder teilweisem Verluste rechtfertigen, ihre ganze 
Geltung im Falle einer Verwechslung behalten, weil der Empfänger 
sich in der gleiclicn Lage befindet, einerlei ob es .*<ich um die Prüfang 
der Identität des Guts oder um teilweisen Verlust oder Beschädigung 
handelt. Der Empfänger könnte nur dann der Rechtsausschliessnrtj? 
entgehen, wenn er zulasten de.s Frachtführers odfi seiner Leute anslatt 
eines einfachen Irrtums, wie im vorliegenden Falle, eine fraudulöse 
oder arglistige Handlung hätte nachweisen krmneii*. 

Der Kassationsliof hat das Revi.siüUsgusucU tlfs .\dressaten ?;egen 
die vorstellende Eiits( heidung verworfen, in Erwägung, „dass die 
Giiuide, welche die Klagtabweisuug iiu Falle von Beschädigungen oder 
teilweisem Verluste rechtfertigen, auch im Falle der Verwechslung 
Geltu^ig haben und der Empfänger sich tatsächlich in der gleichen 
Lage befinde, wenn er die Identität des Oats prüfen, wie wenn er teil- 
weisen Verlust oder Beschädigungen feststellen muss*^. 

Nr. 96. Entseh. 4es Prcuss. Olierrerwaltiuigsgerlelits. 

4. Senat. Vom 18. April 1904. 

Di-ch. Jur.-Zciri: IX i'Ml\ St. n S. 1«>1'; /Hi 'm 

Preus«. Fluchtitniengesetz vom 2. luli 1875 § 15. Ein vor Beginn der Anlegung einer 
Strasse angefangener, wenn auch noch nicht vollendeter Bau macht den Grund- 
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•ilwtinar nMit b«tlni|a|illlchtig. Ffir Pütze steht der aemM •■■ Riett «f 

AnllegerbeitrSge nicht zv. 

Wenn mich schon das Beginnen mit der Errichtung eines Gebäudes 
den Kigonliimer pflii-litiV uiacht, so dass er nicht befreit wird, wenn 
er nachher den Bau wieder aufgibt, und wenn auch für das Mass der 
BeitragspÜicht sowie für den Beginn der Verjährung der Beitrags- 
fordernng die Zeit der Vollendung des Baues massgebend ist, so gibt 
doch für die Frage nach der Beitragspflicht selbst die Erwägung den 
Ausschlag, dass dem Anlieger, wenn der Beginn der Anlegung der 
Strasse in eine Zeit fällt, wo er bereits den Baukouseus erhalten und 
mit der Erricbtuug des Qeb&ades begonnen, den Bau aber nicht vollendet 
hat> nicht mehr die freie Entsebliemng darüber sostebt, ob er das 
Gebftnde in der neuen Strasse errichten will, weil er den begonnenen 
Bau nicht ohne Schaden einstellen nnd wieder abbrechen kann. Deshalb 
macht ein vor Beginn der Anlegung der Strasse angefangener, wenn 
auch noch nicht vollendeter Ban den GrundstAckseigentAmer nicht 
beitragspflichtig. — Die öffentlichen Platze stehen In vieler Beiiehang 
den öffentlichen Wegen and Ortsstrassen gleich, and insbesondere gelten 
für sie die Bestimmungen der §§ 1 ff. des Ges. vom 2. Juli 1875. Im 
§ 15 des Ges. dagegen sind ausdrücklich nur Strassen, nicht auch Plätze 
genannt ; der Gemeinde steht daher das Recht auf Erhebung von Anlieger- 
beiträgen ninht füi- Plätze als solche zo, sondern nnr fUr die auch an 
Plätzen vorüberführeudeu Strassen. 

Nr. 97. Entseh. des Franzis. Ktts^ationslioliDS. 

Vom 18. April 1904. 

(ZtltMhx. f. d. Internal. fii«enli.-Tr«nap. Xfl <tMM> Mr. 0 ü. 808. - Aoa»lMi dM ebenUna de for. iwi 

Mr. t 8. 106.) 

Reisbt bei der Berdrderung in Wa|esiadiN|M von festgesetzten Mindestgewicht tls 

Wagen für die aufgegebene Sendung nicht aus. so ist ausser dpr Taxe für dfp Wagen- 
ladung (Spezialtarif) der Stiickgiitfrachtsatz für das üb er schiessende fiewioht zn eat« 

richten (Internat. Uebereinli. Art. II). 

Die Tarife der Eisenbahnen sind allerdings streng nach dem Wort- 
laute anzuwenden, sei es zugunsten, sei es zuungunsten der Eisenbahnen 
oder der Absender und Empfänger, und die Eisenbahnen sind gebunden 
and gehalten, die Tarifvorschriften genan zu beobachten. Wenn nnn 
einerseits feststeht, dass in Anbetracht des Bauminhalts der dnrch 
Marchand versandten Fässer nnd der Verpflichtung, die vorgeschriebene 
Laderoasse nicht zn ftberschmten, die Nordbahn die F&sser nicht bis 
zn einem Gewichte von 4000 kg per Wagen hat laden können, so geht 
anderaeits ans den Feststellungen des angegriffenen Urteils hervor, dass 
die Eisenbahn den ganzen Laderaum der Wagen ausgenutzt nnd nur die 
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Aiisab) von Wftgen verwendet hat, welche erfoi'derlich waren, am die 
BefBrderang nnter normalen VeHiftltnissen aussafUhren. 

Nachdem die Eisenbahn Qberdies durch die Berechnung auf den 
vorgelegten Beweiestflcken die Kiclitigkeit der durch sie in Anwendung 
des FraehtgaUSpezialtarifs Nr. 25 ond des Art. 6 der allen Tarifen ge- 
neinsamen Tarifvorschriften von den Herren Harchand geforderten Be- 
trüge nachgewiesen hat , so hat das angegi^iffene Urteil, mit welchem 
die Vorgenannten zur Zahlung dieser Betr&ge verurteilt wurden, die im 
Belnirs bezeichneten Gesetzesstellen nicht verletzt, sondern richtig an- 
gewendet. 

Nr. 98. Entscli. dos Oostcrr. (HxTstoii üerichtnliofeti^). 

Vom 21. April 1904. 

(Allffeni.Tsr.*Aas.ZXai (19M) Nr. SS S.MS.) 

W«is oiM Ware» As ven AdrsMttes iiIeM feeioien werde, von d«r Bahn Ut n de« 
Zcitpnriite der Verfügung des Absenders auf Lager genommen wird Md im Magazine 
der Bahn durch Frost Schaden leidet, <to haftet die Bahn für diesen Schaden nicht, 
wean sie anch keine besonderen Vorkehrungen lun Sobitze der Ware gegen Frost 

getroffen hat. 

Die Bestimmung des § 70 Abs, 2 Betr.-Eegl., welche die Eisenbahn 
verpflichtet, Güter, welche nicht abgeholt werden, auf Gefahr und 
Kosten des Ahsenders auf Lager zn nehmen und für dieselben die 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes anzuwenden, findet ihre Begren- 
zung und Brlftnternng in den Vorschriften des § 75 und des § 77/4 
Betr.-Begl., naeh welchen die Eisenbahn für den Schaden, welcher 
durch BeschAdiguttg des Gutes seit der Annahme zur Beförderung bis 
zur Ablieferung, somit nach Ankunft des Gutes auf der Bestimmungs- 
station zur Ablieferung an den Etepfftnger oder einer der Ablieferung 
an dem Empfänger in § 75 Abs. 2 gleichgestellten Ablieferung ent* 
standen ist, in Ansehung jener Güter, welche vermöge ihrer eigentftm- 
liehen natOrlichra Beschatfenheit der besonderen Gefahr inneren Ver- 
derbens ausgesetzt sind, nicht haftet, insolange nicht nachgewiesen wird, 
dass der Schaden durch Verschulden der P^isenbahn entstanden ist. 
HiPi nns ergibt sich, dass durch § 70 Abs. 2 der Eisenbahn keineswegs 
ein grösseres Mass vnn Sorgfalt auferlegt wenlen wollte, als die Eisen- 
bahn wiUirend des eigentlichen Transportes aufzuwenden hat. und dass 
die Eisenbahn , welcher nach doii eigenen Ausrühruiigen der lievision 
Während des Ti-ansportes besondere Vorkehrungen zum Schutze des 
Gutes gegen Frost nicht auferlegt werden können, solche besondere 
Vorkehrungen auch wahrend einer nach § 70 Abs. 2 verfügten Ein- 
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lag^erung nicht 7M troffen braucht, dass vielmelir darch die besondere 
Hervorhebung der Verpflichtang zur Anwendung der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaafmannes in § 70 Abs. 2 Ht ti -Reg], nur <1er Auffassung: 
vorgebeugt wenlcii wollte, dass etwa die Veitragspfliclit des Fracht- 
führers mit der ndi^aiiip: des Transportes erlösche, wie ja auch das 
Betriebsreglenient durch die analo^^e Bestiinmunji' des § 55 der Eisen- 
bahn die Ptii' liten eines Verwahrers für die Zeit, welche /wischen der 
Zuführung der zu befördernden (lüfer bis zum wirklicheu Abschlüsse 
des Frachtvortrages gelegcu ist, besonders auferlegt. 

Nr. 91). KiitM'h. des Deutschen Kcielisgcriehts. 
2. Strafsenat. Vom 22. April 1904. 

(D.Jiir.-Zoitg.lX(ifl04)Nr.ifla?S.«l6Zlfl'.6s. - Jur.Woebtiiiebr XXXflKl««} Mr. 6IIN0 8.477 Ztff.?.) 
§ 164 StGB. § IG Verw.-Ordn. f. d. prMIM. StaattbRhnen vom 17. Mal 1902. Ein Balw- 
Miater hat oicht dan Charakter eiier Beb($rde, mdera i«t lur Oroai der Betrieha* 

lnspektion. 

Aiigükl. liHl die Anzeige beim uiimiUelbarcu Vorgesetzten des liahu- 
wärturs A., dem Bahnmeister B., gcmaeht. Eine Behörde ist eiu 
ständiges, von dem Wechsel der Personen auabbängiges Organ der 
Staatsgewalt, das dazu beinifen ist, unter Öffentlicher Autorität nach 
eigenem Ermessen für die Herbeifniirung der Zwecke des Staates tätig 
zu sein. Diese Voraussetzungen liegen bei dem Amte eines preussiseben 
Bahnmeisters nicht vor. Denn wenn er auch nach § 66 Kr. 7 Betr.> 
Ordu. fttr die Haupteisenbahnen Deutschlands vom 5. Juli 1892 zur 
AnsttbuDg der Bahnpolizei berufen ist, so besteht seine wesentliche 
dienstliche Tätigkeit doch ausschliesslich darin, dass er für den fort- 
dauernd verkehrssicheren Zustand und die Unterhaltung der ihm zu* 
gewiesenen Eisenbalinstrecke in Verbindung mit den ilim unterstellten 
Bahnwärtern Sorge trügt. Er ist ein Organ der Betriebsinspektion 
(§ 10 Verw.-Ordn. für die Staatseisenbahneii vom 17. 1902 [GS. 
S. 131]). Diese ist die Bebönle, welche nach eigenem Ermessen tätig 
ist, und well he diiich den ausdrücklich oder stillschweigend erkennbar 
gemachleu StaatswilU ii als dauerndes Subjekt staatlicher Hoheitsreclite 
und Pflichten anerkannt und organisiert ist. Dem einzelnen Bahn- 
meister fehlt vor allem in seiner Tätigkeit die Befugnis zxw Betätigung 
des freien Eimesseus. 

Nr. 100. Entsch. des Oestorr. Terwaltongsgerlchtshofes. 

Vom 28. April 1904. 

'>f-t"rr EUenb.-Vcrordn.-lil Wli i'.niii Kr lo? s aan?.- 
I. Wenn der Enteignete bei der Enteignungsverhandlung die Ablösung eines grosseren 
Stückes seines Reales verlangt, als die BahnunternehmMng anspricht, so ist hierin 
allein eine Einwendnni leien die angesproehene Entel|nnn| nicht n erUicfcen. 
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2. Ehie iiaelitrtgliche RthtHHiatloR 'elnts Enteigrangserkroiitiilsafl«, «trerii hierlnl 

die Identität des Enteignungsobjektes gewahrt bleibt, erfordert nicht die Einleitung 
eiaer Naohtragavarhaadluag gemäss § 21 des Gesetxes vom 18. Februar 1878, RGBl. Nr. 30. 

Der Vervvaltungsgericlilsliof liiilt die Bescliwcide für unl)egrüinl<'t. 
Denn was den BescliwenU-piinkt 1 botrift't. tMgil»t .sieb dessen UiisticU- 
Iiälti3:keit ans dem Inhalte des ErlirbungsinütokoUes vom 20. Oktober 
IHlü), rt;fniä«;s welclieni Salonion Z. lediglich das Begehren gestolit liat, 
die Staatsbahn möge seine ganzf> Miihlreulitnt. hzw. die ganzen tirnnd- 
stiicke Parzelle Nr. 28 '1 niid 31 iji 1*. ejitriuiit-n , vwli lies Beg^dufU 
des Salomon Z. rechtskriiliig altgewi^sen wiiicb^, ii)tieni in dieser 15*'- 
ziehuug auch seine an diesen Gerielilshof gerichiete Besehwerde zufolge 
hiergericijtiichen Erkenn luiisses vom 60. Jänner lUOii ad Z. 945 eriolg- 
los blieb. 

Dass Salumon Z. auch gegen die Enteignung einer blusicu Teil- 
fläclie des Gartens Parzelle 23/1 keine Einwendang bei der Verhandlung 
erhoben, dass er vielmehr indirekt zn einer solchen eingewilligt bat, 
g^t ferner aus seiner Schlussftnsserung in dem obangef&hrten Protokolle 
hervor, die wörtlich dahin lautet: 

,,Tm Falle der bei der Htthle gelegene Garten expropriiert wird, 
verlange ich, dass der EisenbahnkOrper von dem Ueberreste meines 
Gartens mit einem gehörigen brettemen Zanne, ähnlich dem wie er jetzt 
besteht, abgeteilt werde*. 

Es ist sonach klar, dass Salomon Z. auch mit einer teihveLsen 
Enteignung seines Gartens einverstanden war, jedoch hierbei nur den 
Wnnsch geäussert hat, die enteignete Teilfläche von dem Ueberreste 
seines Gartens f^ehörig abzugrenzen. 

-Vber auch der sab. Z. 2 augeführte Beschwerdeiniiikt wegen an- 
geblicher MangelhafUgkeit des Verfahrens iuJolge Nichu iuleiluug nach- 
tiiigliclier Verliandlung und Einvernahme der Parteien im Sinne des 
§21 des Gesetzes vom lö. Februar 1878, ßGBi. Nr. 30, stellt sich 
als hinfällfg dar. 

Nach Inhalt der angefochtenen Entscheidung handelt es sich ja 
lediglich um eine Richtigstellung der Nummer der enteigneten Parzelle, 
gegen welche Eichtigstellung der Beschwerdeführer selbst bei seiner 
Einvernahme gnmdsätzlich nichts einzuwenden hatte. 

Da femer ans den Administrativakten hervorgebt, dass das Versehen 
in betreff der Beseichnnng der Nummer anf den zur Zeit der Projekts- 
Verfassung vorhanden gewesenen, später jedoch geänderten Stand des 
Katasters und der Gmndbuchsmappe zurftckanfUhren ist und dass durch 
die erfolgte BichtigstellQng der Nnmmernbeaeichnnng die Identität des 
enteigneten Objektes gewahrt bleibt und ausser jedem Zweifel steht, 
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waren die Voransseteungeti des obzitierten § 21 fttr die Binleituiig 
einer nachträglichen Verhandlung nicht gegeben, weshalb von einer 
Mangelhaftigkeit des Verfahrens in dieser Bichtang mit Gmnd nicht 
die Rede sein kann. 

Xr. 101. KiitM'Ii. «I<'s rrcHfis. (HHH-ver\v:dtinigs|i;4»rlehtM. 

4. Senat. Vom 28. April 1904. 
(PraasB. Verw.'Bl. XXVi Nr. 8 S. M.) 

§ 16 Prait«. FluditllaieiiSMtti vom 2. Iill 1875. Flr die Fra|t, ob oli kobasloo 

Grundstück eine wirtschaftliche Einheit oder nur einen Teil eines grösseren Grund- 
stückskomplexes z. B. der Bahnhofsaniage bildet und demgemäss die AniiegerbeiträBe 
nach der Frontlänge des ganzen Komplexes oder nur de» fraglioben firundstücks zu 
boroebion tloil, Ist dio ZeK der EntotohoNg der Boitroffofordorung nuissfebeiKi. 

Der Beklasrte (Magistrat) liatte in dem Termin vor dem Bezirks- 
ausscliuss am 24. November 1903 ausdrücklich zugegeben, dass das 
Beamtenwoliniiaus mit dem übrigen eiseubahnfiskalischeu Gelände nicht 
mehr eine wirtschaftliche Einh^t bilde. In der ReTisionsschrift scheint 
dies wieder bestritten werden zn sollen, allein zn Unrecht. Das Grand- 
Btfick, anf welchem das Beamtenwohnhaus steht, ist jetzt durch eine 
Einfriedigung gänzlich von dem eigentlichen Bahnhofgel&nde getrennt 
und bildet gegenwärtig ein selbständiges Wohngrundstftck, welches da- 
durch, dass es dem Eisenbahnfiskus gehört und von Eisenbabnbeamten 
bewohnt wird, nicht als ein wirtschaftlich unselbständiger Bestandteil 
der Bahnhofsanlage erscheint. 

Es ist aber richtig, dass es, wie die Revisii iisschrift bemerkt, nicht 
auf den jetzigen Zustand ankommt; jedoch ist nicht, wie der Beklagte 
meint, die Zeit der Veranlagung, sondern, was für ihn noch gönstiger 
ist, die Zeil der Entstehung der Beiti ag-sfonlei fttr deren Umfang 
massgebend fvgl. l"^rtt'il vom 24. Febriiai 1902. Eut.scheidungen des 
OberverwaltiuiLisgerichts M. XU S. 108Ö'.), d. h. in diesem Falle tlie 
Zeit der Errichtung de^i Gebäudes (zu Anfnti^ des .Tahres 1903 \ da 
offenbar die Strasse schon vorher hergestellt und auch die Zusanimen- 
rechnung der Kosten bereits erfolgt war. Der Bezirksausschnss erwähnt 
in der GeschichtserzaliUiiig zwar den Einwand des Beklagten, dass erst 
im August 1903 die Trennung des BaugrundstUcks von dem übrigen 
Bahnhofsgelände stattgefunden, zur Zeit des Baues aber noeh die Zu- 
sammengehörigkeit bestanden habe, f&hrt aber in den Gründen ans, es 
komme nicht darauf an, wie das ganze Grundstock bisher benutzt und 
im Grundbuch behandelt worden, sondern darauf, wie Jetzt* das Ver- 
hältnis des neu errichteten Gebäudes zu dem übrigen GrandstUck 
gestaltet sei. Damit kann nach dem Zusammenhange nur der Zeitpunkt 
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der UrteilsfUllung vei'fitondeii werden. Die Annalime, dass dieser Zeit* 
pankt massgebend sei, ist aber rechtsirrtQnilicb. 

Gibt dies auch zur Auniebnng der Vorentsclieiduug Anlass, so war 
docb bei freier Benrteliinig dem Bessirksaaschass im Ergebnisse beisu- 
treten. Nach der eigenen Darstellung des Beklagten hat das Ban* * 
grunilstttck von vornherein in der ganzen Breite der 22 m Straasenfront 
ein bereits iu dem ßaugenehmigungsgesuche vorgesehenes Vocgartengitter 
erlialten. An der von der Strasse linken Seite war es von einem Gmnd- 
stücke der Stadt^emeindo begrenzt, an der rechten warde es g^en das 
Bestgrundsiück des Persouenbaiinhofs durcii «in«' Kiiifriedigung ab- 
geschlossen, die teils aus einem neuen V<»rgartengitter, teils aus einem 
älteren Hulzzaun bestand. Nur die Iviu kNeite ist erst nach Vollendung 
des Baues, im August ifleiclif'alis niii i iiu i Mint) ipd!o;ung- versehen 

worden, so dass nun vdh dem HaiujnnHl>.tüfke zu ciem Kestgniiidstücke 
irar keine iinmittelbare Verliimliiii«; liesteht. Bis dahin war eine solche 
iiiöoierii vorhanden, als in «lern uubserlialh der jetzigen hinteren Ein- 
friedigung stehenden Zuunstiieke sich eine Tür befand, und es ausserdem 
mangels der hinteren Kintriedi^nnj^ iuoglich war, von dem Bauplätze 
und dem Wohngehäude zu einer Treppe zu gelangen, welche an einer 
Biischnng entlang zu dem eigeutliclieu Bahngelftnde führte. Auch znr 
Zeit des Baues war darnach klar erkennbar, dass eine Panselle mit 
22 m Strassenfront als Wohnhausgmndstfick, also mit wirtschaftlicher 
Selbständigkeit, von dem fibrigen, nicht in demselben Niveau liegenden 
eisenbahnfiskalischeu Gelände losgelöst werden sollte. Ob die hintere 
Grenze schon feststand und mit einem ftusserlichon Abschlüsse versehen 
war, ist nicht entscheidend, uud ebensowenig, dass man von dem einen 
CTrundstttcke auf das andere kommen konnte, ohne die Strasse zu 
berftbren. 

Sonach berechtigt die Errichtung des Beamtenwohnhaiises den 
Beklagten nur zur Einforderung eines nach einer Ötrassenfront von 
22 m berecbneten Betrages. 

Nr. 108. Lutsch, de.s Laiida-eriehlN Lübeck, 
Vom 3. Mai 19U4. 

(Sped.- n. 8cblflr.-Zel»e. XII (1904) Nr. S6 8. 4M.) 
HeS. § 456, « 459 ZifT. 4. Eisenb.-Verk.-Ordn. g 77 Abs. I Z\ff. 4. Bei fl8tSl0W, 
iu Giasballons verwahrten Gütern gehört der Ballon ium Gute')- 

Eine Handelswai'e ist noch nicht ohne weiteres auch ein befbi'derungs- 



') Vgl. EDtscb. des Uestorr. « »bersten (tcrirhtshofea vom 2. November lÜUO in 
dieaer Zeitechr. Bd. XVIT S. B40 nnd de« LMidf^erlchts MQncben I rom B. Mai 1901 
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fähiges Gilt. Aber nur die letztere Eigenschaft kommt für das Kiseu- 
bahnfrachtrecht in Frage. Waren, die nicht bofördert werden können, 
faUen gar nicht in den Gesichtskreis des Transportrechtes. Wenn 
dieses daher von G&tei^ spricht, so wird es auch iinr solche GQter 
meinen, die fiberhanpt in nnzieliiuifreu des Verkehi"srechtes eintreten 
können, die transportabel sind. Eine Fliissluki it tu sich ist nun aber 
mit der Eisenbahn nicht zu befördern, wobei freilicii einige Ausnahmen, 
z. B. Petroleum in Tankwagen, als fTir den vorliegenden Fall tatsächlich 
nicht in Betracht kommend ausgeschieden worden. Sie kann selbständig 
für den Transport nicht in Frage kommen, ist also am h kein .fTut" in; 
Sinne der Eisenbahnverkehrsordnung. Das wird .sie erst in einer üm- 
hiillung. Erst so ist sie beförderungstaliig. Fiir den Transport ist eine 
Trennung beider undenkbar. Flüssigk» it und Eujballage sind deshalb 
auch in ihrer Einheit das ptiut" in eiseubahurechtlichem Sinne. Natürlich 
ist nicht die ganze Verpackung Teil des Gutes. Nur soweit gehört sie 
dazn, als sie ei-st die Ware transportföhig macht. Es wird das nur 
die nächste UmhUllung sein, die die Fiikssigkeit nnraittelbar nmfasst. 
Füllt sie weg, so kann ein Transport der Flüssigkeit flberhanpt nicht 
mehr in Frage kommen. Alles Weitere, das nur zar Sicherung und 
Verbesserung der BefOrdemog dient, ist Verpackung im eigentlichen 
Sinne, nicht mehr Gnt. 

Die Richtigkeit dieser Auslegung folgt mit Sicherheit noch daraus, 
dass der zitierte § 77 Zifl'. 4 als Beispiel eines Schadens, der der eigent- 
lichen natürlichen Beschaffenheit des Gutes entspringt, die aussei^ 
gewöhnliche Leckage nennt. Man versteht darunter ein durch Beschä- 
digung der Umhüllung hervorgerufenes, aussergewöhnlicli starkes Aus- 
laufen der Flüssigkeit (vgl. Egc!-. Kommentar zur Eisenbahnverkehi-s- 
ordnung 2. Aufl. S. 492). Sie hat ihre Ursache nie in lev natürlichen 
Beschaffenheit der Waie, suiideru stets in äusserer liesclikdigung des 
(iL'biinles (vgl. En de in au 11, Handbuch des Handelsrechtes IIT S. 330 
Aiiiii. 8), Nach dem § 77 Ziffer 4 VO. kann die ausst'r<>ewoiinliche 
Ix'ckage auf die eigentümliche uatürli< lie Btjs( hattViilieit des (iutes 
zurückgehen. Ist imu aber die Ware und ihre Natur für die ausser- 
gewübnliche Leckage gleichgültig, liegt sie nur in der Beschädigung der 
Umhüllung, so kann auch nur deren natürliche Beschaffenheit für den 
Eintritt anssergewöhnlicher Leckage von Bedeutung sein. Und wenn 
das Gesetz der Beschaffenheit des Gntes einen Einflnsa auf das Henro^ 
rufen von Leckage einr&umt, so kann es dabei nicht an die hierfür ja 
bedeutungslose Ware, es muss an die Umhüllung gedacht haben. Hiei-aus 
folgt zwingend, dass das Gut nicht die Ware allein, sondern die Ware 
mit ihrer notwendigen Verpackung, die Flüssigkeit im Gebinde ist. 
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Aus diesen Erörterungen foljjt, dass liier „Gut" int Sinuc des ge- 
nannten § 77 Ziffer 4 nicht der Zitrouensaft aDeiii, sondern der Saft 
mit dem ihn umschliessenden Glasballon ist. Aach dieser ist Bestand» 
teil des Gutes, während das um ihn befindliche Korbg^eflecht die Ver- 
packunsr bildet Es kann nnn nicht beKweifelt werden» dass ein solcher 
Glasballon nach seiner eigentümlichen natilrlichea Beschaffenheit der 
besonderen Gefahr der Beschädigung während eines Eisenbahntransportos 
ausgesetzt ist. Er kann zerspringen, nuter Umständen schon durch 
das ständige Kütteln während der Fahrt. Rangierstosse yermögen ihn 
zu verletzen. Endlich können ancli et wa von ihrem Plat/^e verrutschencle 
andere Güter, was nicht selten vorkommt, iim zerdrücken. Alledem ist 
er ancli ausgesetzt, wenn er mit Korbgeflecht umhüllt if-t. Es besteht 
für ihn eine ständige besondere Gefaln*. Und diese hat nach dem § 77 
Ziff. 4 der Absender, nicht die Eisenbahn zu tragen. 

Nr. 10:{. Kntsch. <les Oesterr. Verwnltnii^Hgerieht^hofes. 

Vom 5. Mai 1904. 

lOatterr.BlMiib.-VerontB.-Bl. XVII (1M4) Mr.» aiMl.> 
Ols Zulässigkeit eines Projektes vom Standpunkte der öfTentlichen Interessen, ins- 
besondere der Feuersiciierlieit . und tlip Stichhältigkeit der in dieser Bezieliung etwa 
erhobenen Einwendungen hat das Eisenbahnministerium, insofern das Gesetz nioM 
positive Vorscliriften aufstellt, nacli freiem Ermessen zu beurteilen. 

Die beschwerdeflihreiulc Gemeinde bestreitet iiiclit, dass im f,^e- 
gebeueu Falle nach deu Bestimmuitgeu des Eisenbahn - Kunzessious- 
gesetzes vom 14. September 1854, RGBl. Nr. 238, der Haudelsministerial' 
Teroixlnung vom 25. Jänner 1879, RGBl. Nr. 19, and der Verordnung 
des Handels- und Eiscnbahnministers vom 19. Jänner 1896, RGBl. 
Nr. 16, ferner nach den §§ 41 und 127 Abs. 2 der obzitierten Bau- 
ordnung der Bankonsens von dem k. k. Eisenbahnminlsterinm zu er- 
teilen war. 

Nun hat letzteres auch die Zulftssigkeit des Projektes vom Stand- 
punkte der öffentlichen Interessen, insbesondere der Feuersicherheit 
und die Stichhaltigkeit der in dieser Bezieliung von den Lokalbehörden 
etwa erhobenen Einwenduugen (§§ in Al^s 2, 1^3 und 22 der Ministerial- 

Verordnung vom 25. Jänner 1879, R(iHl. Nr. 19), und zwar, insofern 
nicht das Gt^setz positive Vorschriiten aufstellt, nach seinem freien Er- 
messen zn beurteilen. 

Insofern daher in cler Hesehwerde im ail<iHmfM!i^n die Beluuiptung 
aufgestellt wird, dass die teuerpolizeilirhe!) Bedenken niL'hr genügend 
Kewlinligt werrlen, stellt sich die Behciiuvide nadi 3c des Gesetzes 
vom 22. Oktober 1875, RGBl. Nr. .H6 ex 1876, als unzulässig dar. 
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Nr. 104. EiitHch. des Bezirksgericht«« flfr Hand^lsMchen in Ifli^it. 

Vom 5. Mai 1904. 

( Allg. Tar.-Anr XXHI 1W N'r 16 s viv 

Hafting der Eltrabilm für die während des Transportes in ploniiierteii Waggons 

eingetretene Gewichtsminderung. 

Die lialiii imis.s gemäss § 75 BR., um sieb von der Haft /.u be- 
freien, beweisen, dass die Minderung, beziebungsweise der Verlust diircb 
die dortsclbst angetübrten Umstände berbeigefülirt worden ist. Die 
15alm hat aber nicht angegeben, durch welche UmstäDde der Verlust 
eingetreten ist. Wenn aneli der Waggon während des Transportes 
plombi^ war, so kann doch eine Entnahme stattgefauden haben, wie 
zahlreiche dem Gerichte bekannte Fülle beweisen, nnd es ist darch die 
von der Bahn angebotenen Beweise dnrchans nicht die Möglichkeit einer 
Entnahme des Gutes während des Transportes ausgeschlossen. Die Be- 
klagte hat auch behauptet, dass sich die Diiferenz nur durch eine an- 
richtige Abwäge in der einen oder anderen Station erklären lasse, aber 
die Bahn hat nicht nachgewiesen, dass tatsächlich in irgend einer ^ioser 
beiden Stationen eine unrichtige Abwäge stattgefunden hat. Aber 
selbst wenn eine unrichtige Abwäge stattL'i tiinden hat, so mftsste er- 
wiesen sein, dass die Abwäge in der AufgHb.«is.tation miriclitigerweise 
ein Mehrgewicht von llOk^r oder unrichtigerweise in der Hpstimmunprs- 
slation pin Miiidergewiclit vitii 110 kg ergeben hat; ileiin d^r Nachweis 
durch die IJestätignnjfi: des Gewichtes im Fi aclitlniefe kann um- <lurch 
duii strikten Nachweis des Irrtumes dieser Abwäge und niclit blos.«; 
durch die Möglichkeit de.s Irrtumes widerlegt werden. Nachdem also 
dei Gewichtsabgang konstatiert ist. die Möglichkeit einer Eintrocknung 
des Gute.s während des Transportes ausgeschlossen ist und weiters vun 
der Bahn der Nachw^ nicht erbracht wnrde, dass der Abgang durch 
einen der in § 75 BR. angeffthrten Umstände eingetreten ist, hat die 
Bahn für diesen Abgang aufzukommen. 



Nr. 105. Entseh. des Oberlandesgert^ts in Wien. 
Vom 6. Mai 1904. 

(Oesterr. KUenl«.-\ orordo. Bl. XVII (1904) Mr.ltO a4MB0 
Die Verantwortunt] für das Abstiirrpn eines kleinen Kindes über das entsprechend 
gebaute Seiänder einer Brücke ubi-r den Bahnkörper trifft nicht die EfiMloer der 

Brücke, sondera die Aufsichtspersonen des Kindes. 
As 8t«lle dst SsIhttversohuMsM «Inst klstaM «Nies friti btl efsssi ElsrabsksesIWIe 

das VsrtolMidso dsr Aufsiehtsparstaea Sm Kladat. 

Was Yon der Bekkgteu zum Schutze der Personen bei der Aus- 
flthrung von Anlagen gleich der hier in Fi'age kommenden Brftcke vor* 
zukehren ist, wird durch § 17 der Eisenbahn -Betriebsordnung ?om 
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16. November 1851, BGBl. Nr, 1 ex 18Ö2, bestimmt. Diesen Pflichten 
hat die beklagte Unternehmung vollkommen gen&gt, da nach den Er- 
gebnissen des Beweisverfabrens ein Kind, das am Geländer steht, wenn 
es sich selbst etwas vorbeugt, dnrch die Vergitteruno^ ^("scIiiU/.t ist. 

Für aussergewübuliclie Vorkonunnisse liat aber die Beklagte nicht 
anfzukoiimien. Vorliegendenfalls konnte der Unfall nur dadurch ge- 
schehen, dass sich das Kind nnvorsichti!^ an dem (jeländer hinaufzog 
lutd das Gleichgewicht hicranf Ycrlor. Hütte ein Erwachsener sirh bei 
derartigem Verhalten eiiioii riifall zugezogt.Mi. so läo-e Sclbstverseluilden 
dieses Erwachsenen vor, bei einem Kinde zessi(it dieses Verschulden, 
an dessen Stelle tritt das Verschulden der Aiilsichtsperson; ohne ein 
solches hätte der Unfall des Kindes sich nicht erein;iuMi küiineu. Für 
tit-nules VcrschuhU n kann aber die beklagte Uütcnielinuiiig nicht haft- 
bar gemacht werden. Es war demnach das das Klagebegehreu ab- 
weisende Erkenntnis za bestätigen. 

Nr. 10& EtitAeh. des lte/Jrkss:t>rlchts füi- llandelssaehen in Wien. 

Vom 10. Mai 1 ^^04. 

All-fiii Tar -An/ Will \'}<n .Sr. 40 8, t>M. > 

Iit0rnat. Uebereink. Art. 42. Die Eisenbahn ist verpfliditet, Zinsen der ungebutirUcti 
«inftbetaMn und za •rttatlMdea f raoMbitriie, Jedsttfillt ven Tai« der Raklamtlea 

an, zu vergiten. 

Nach Anschauung des Gerichtes lag schon in dem Momente eine 
fällige Forderang des Klägers vor, als von der Bahn entgegen dem 
Tarife, also gesetzwidrig (Art. III. üe.) ein Mehrbetrag au Fracht ein- 
gehoben wurde, denn .^chon in diesem Momente oblag der Bahn die 
Verpflichtung', den Betrag zunirkziistellen. Der Verzii? der Bahn trat 
aber jedenfalls in dem Zeitpunkte ein, a!s der Kläger die Hin kstelhmg 
des von ihr ungesetzmässig eingehobenen nf ira<}fes im Reklaniations- 
wegu beanspruchte. Dass die Hahn .-sich über die BererlitiL-'un',' des 
Anspruches nicht gleich klar wurde, sondern erst mehrniunatliche 
Erhebungen pflog, kann dem Rechte des Klägers nicht abträsrlieh sein. 
Die Reklamation muss als eine Mahnung zur liückcri.tattung der un- 
berechtigterweise eiugehobeuen Beträge angesehen weiden. Da somit 
eine milige Forderung vorbanden war, beide Parteien Kanfleute sind 
und es sich beiderseitig um Handelsgeschftfte handelt, so war vorliegend 
der Klfiger schon gemäss Art. 289 HGB. auch ohne Verabredung der 
Mahnung seit dem Tage der Einhebung dieser HehrgebQhren Zinsen zu 
fordern berechtigt. Jedenfalls aber war der Kläger berechtigt, 7om 
Tage der Reklamation, das ist der Mahnung, gemäss § 288 HGB. Zinsen 
zu fordern. Wenn also auch Art. 42 I. Ue. vorliegend, wo es sich nm 
Zinsen von Mehrgebflhren handelt, nicht zur Anwendung kommen konnte, 
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so ist die Bahn doch zufolge Art. 288, 289 ÜGB. zum Ertsalz vou 
Zinsen VHipfliclitet. 

V\'v.un es ancli lichtig ist, da.ss diu Bahn nur Ii rli'milicii Mehl- 
beträge von der Partei eingelioben hat, uiul w^nii es auch l ichti«^ wäre, 
dass der Bahn zufolge i;§ 1437 und 530 a. b. GB. als ie(lli( liem Besitzer 
alle aus der Sache entspringenden Früchte, bzw. alle eingezogenen 
Nutzungen verbleiben, so ist doek zu erwägen, dass die bahn von dem 
Momente an, als ihr im Wege der Beklamation mittgeteilt wurde, dass 
sie eiiien Betrag ungesetzmftssig erhoben liat, nicht mehr als redliche 
Besitzerin anznsehen ist, sie hat daher, wenn man von diesem Stand- 
punkte ausgeht, die vom Tage der Reklamation laufenden Zinsen zu 
ersetzen. 

>ir. 107. Kutsch, des Obi^rlaiidcsgorieht.s Kolmar. 

I.Zivilsenat. Vom 13. Mai 1904. 

lÜAfi Kecht VUl II904J Nr. 16/17 .S 447 /Aß. lf»OO.i 

BGB. 598, 278, 831. RMkttnatar des Varbäitiiisses der Elektrizitätsgesellscbaft 
la den die Aibriaisni eiserner Triisr iettatteidsa Hanalrasitiwa. Haftssg der 

GMsHwIiart fir SeliidM. 

a) Das Bechtsverhftltuis zwischen dem Unternehmer der Anlage 
einer elektiischen Leitung in einer Gemeinde und den Hansbesitsem, 
die der Elektrizit&ti^esellsclian da.s Anbringen eiserner Träger auf 
den Hausdäcliern und die Heri«tellnng der erforderlichen Verschalungs- 
arbeiten gestatten, cliarakteri.siert sich al.s Leilivertrag. 

b) Für den Ersatz des Hrandschad^'ns , der durch einen von ihr 
zur .Ausführung- dif^ser .Arbeiten IfestclUeu Arbeiter durch unvorsichtiges 
Umgehen mit Iimu i gefährlichen biurtt ii aut dem Darhsiieicher des Ver- 
leihers entstanden ist, haftet die Elekui/.itätsge.><eli.schaft. 

c) Dem Erfordernis der im Verkehr gebotenen Sorgfalt bei der 
Auswahl dieses Arbeiters ist nicht genügt, wenn sii Ii die Ge-sellschafl 
bei jenen Arbeiten eines zwar mit den nötigen lechnisclicu Ferligkeiien 
au^estatteten, aber jugendlichen, iu derartigen Verrichtuugeu uu- 
erfabrenen Arbeiters bedient. 

>ir. KKS. Eiitsch. des IhMitsciion Keivlisgorielits, 

6. Zivilsenat. Vom 15./16. Mai 1904. 

(Jnr. WoQtaeitäChr. XXXni (19M} Sx. S. 407 Ziff. 16. - Du» Keeiit VlU (im) Hr. 19 ». 4Mt 
zur. Itt9. — ntaeb. Jnr.-Zett«. IX Nr. IS a IMS Zlfll7l.) 

MB. «9 823, 831. Prent«. Kieiiibahi.BM. vom 23. MI 1892 % f. Eiteakalm-Sat. vea 

3. November 1838 § 25. ZPO. § 287. Haftung des LokomotivflHirsrt einer Kleinbahn 

wegen Sachbeeohädigung infolge unterlaaeenen Läiiten«^. Diu- vom Preti^s Minist d. 
öfTentl. Arb. im $ 19 Abs. 2 der Betriebsverschriften vom 13. August 1898 enthaltenen 
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SignlvorMlirmM «liitf StlwtiiMtttt. VtnuiMelmflaii dar Htltbarktlt aw | 823 

Abt. 2 MB. 

1. Dem Kl. sind Kübe übei-fahreu worden, und zwar rügt er Unter- 
lassung des voigescliriebeneii Läutesignals, - Die Klage gegen den 
Lokomotivführer hatte Erfolg, nicht gegen die Eisenbahngesellschaft: 
l)a es sich mn Sachschaden handelt, erscheint die Anwendung des 
Haftpfliehtgesetzes von voriilierein aiisfjpschlossen. Gemäss 1 des 
Gesetzes über Kleiiibalinen ujid Pi ivataiischliissbalnien vom 28. Juli 18ü2 
unternehmen Kleinbahnen dem <Teset.ze iilier Eisenhahnnnternehmungen 
vom 3. November 1838 nicht Demgemäsü kuitn der erhobene Ent- 
schädigungsaiisinucli auch nicht nach § 25 des Kisenbahngesesetze.s 
vom 3. November 1838, suudcrn leiliglich nach dtu ailgemeineu Be- 
stimmtingen des BGB., somit nach den Bestimmungen des § 831 Abs. 1 
nnd 2 des BGB. beurteilt werden. 

2. § 287 n. F. (§ 260 a. F.) der ZPO. räumt dem Biebter allerdings 
freies Ermessen hinsichtlich der Frage des Kaasalzasammenhangs 
zwischen Schaden nnd Verschulden ein. Der Richter seil nicht daran 
gebunden sein, den Kansalzusammenhang nur dann ausunehmen, wenn 
er die Ueberzengnng gewonneu bat und feststellt, dass der Sebaden 
die notwendige, jede andere Mögliclikeit aus.schliessende Folge des 
Verschuldens j^ewesen sei (Entscb. des UC< in Zivilsachen Bd. 10 
8.66). Die Freiheit des Ermessens in der Annahme des Kausal« 
Zusammenhangs begründet aber aucli nach der anderen Seite keinen 
Veimutungszwang für die Anoaliiue desselben. 

3. Dass die» in § 19 Ziffer 2 der vom Minister der üftenllicdien 
A!l)eiten erlassenen Hetriebsvni srlnilten ^onl 13. AnL'U^t 1898 entiialtt ii«"! 
Signalvttrsclii itten zum Schiiizc nnd zur ^iidienni^^ liegen jrilt'ii Znsaninieii- 
stoss mit dem BalintriUksiiurl. .somit zum Sclnitzc des Verkehrs auf der 
Bahn und deren Uebergängen, also znin Schuizi- aller Personen, welche 
die Lebergänge benutzen und auf der Hahn befördert werden, dienen, 
somit Schutzgesetze im Sinne des § 823 Abs. 2 des BGB. sind, bedarf 
keiner Erörterung. Die Haftbarkeit aus § 823 Abs. 2 des BGB. ist 
aber nicht davon bedingt, dass der das Schutzgesetz Uebertretende die 
Folgen seiner Uebertretung, also den hieraus entstehenden Schaden, 
voraussieht. Es genttgt, dass er sich des Verstosses gegen das Schutz- 
gesetz bewusst ist oder bei gehöriger Sorgfalt desselben bewusst werden 
könnte (vgl. Planck, BGB. Bd. II S. 613 Nr. 4 L. a). Steht also der 
Kausalzusammenhang zwischen der Uebertretung des Schutzgesetzes and 
dem eingetretenen Schaden fest, so hat der Uebertieter aurli fi\r 
denselben zu haften. Schon aus diesem Grunde erscheint es unzulässig, 
hinsichtlich der Haftungsfrage je nadi der Oertliclikeit zu unterscheiden, 
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an der die Uebertretung in ihren Folgen wirksam geworden, der Schaden 
also eingetreten ist. Ob der Zweck der Vorschrift in so enge Grenzen 
«gebannt werden dürfte, wie dies da^ B(t versiicbt. oder ob nicht viel- 
mehr anzunehmen wäre, das> Liiutesiiiiiale iiin h dein Sinne der Betriebs- 
bestimniuijgeu dem Zwecke der Sicheruii}^- und des Schutzes dienen 
sollen, soweit ihre Wirkung reicht, abo der Schall dringt, mas' un- 
beschadet der Frage der Eevisibiiität der Vorschriften liierbei dahin- 
gestellt bleiben. 

Nr. 109. Eiitoeh. des Beatrliafi^riehto fOr ILuidelssiielicn in Wien. 

Vom 17. Hai 1904. 

f Allgttiu. Tar.'Aiut. XXllI (IBM) Nr. 46 S. 710.) 
Die Elsenbahn kann sfch auf ein Ereignis, welches sie weder herbeigeführt hat. noch 
abiuwenden vermochte, zur Rechtfertigung der Lieferfristüberschreitung nur dann 
bemfen, wenn sie naohweist, dass dieses Ereignis auch tatsächlich die Ueberschreitung 
vcrartMlit hat. — üntorieiiM iwltohm den Ereignlteen Im Slam dee 9 88 Btlr.-Regl. 
■nd den den Lauf der LFeferfiriet heameiMleM Ttieachen dee § 63, 6 Betr.*Re|f. 

Eb ist darcli das Zugeständnis der Klägerin erwiesen, dass die 
Sendung wegen Heisslanfeus des Waggons in der Station S. l Tag and 
2 Standen aufgehalten wurde, also durcli ein Ereignis im Sinne des 
§ 86 Betr.-Begl. Allein die Bahn hat nicht nachgewiesen, dass die 
Verspätung durch diesen unvermeidlichen Aufenthalt in der Station S. 
herbeigeführt wurde. Nach § 86 Hctr.-Jßegl. hat die Balm, um sich zn 
befreien, zu l)eweisen: 1. Das Ereignis, welches die Verspätung ver- 
ursachte, 2. dass sie (lie.ses Erei«i;nis weder herbei)j:eführt hat noch ab- 
zuwenden verniocbte, o. dass dieses Ereignis die Ursache der V'ersinitmii; 
ist. Die Punkte ad 1. und 2. ej>( litinen naeli dein Vorj^esa^^ien aller- 
dings erwiesen, allein t-s ist, in keinei- Wnise damrian, dass durch den 
Aufenthalt vom 'M). Ukiobti biä 1. Novt inbei alb in die Verspätung ver- 
ursacht Wurden ist. Die Oeklairte scheiui dei Anschauung zu sein, dass 
wälaeud der Dauer eines Ereignisses im Sinne des § 86 Betr.-Regl. 
der Lauf der Lieferfrist gehemmt ist; diese Anschauung ist aber im 
Betiiebsreglement nicht begründet. Nach § 63, 6 Beti'.-Begl. ruht der 
Lauf der Lieferfristen nur für die Dauer der zoll- oder steueramtliebeu 
oder polizeilichen Abfertigung, sowie für die Dauer einer ohne Ver- 
sclmlden der Bahn eiugeti-etenen Betriebsstörung; diese Fälle liegen 
hier nicht vor. Nach § 86 Betr.-Regl. hat die Bahn aber zu beweiseD, 
dass infolge des daselbst angeführten Ereignisses allein die Verspätung 
eingetreten ist. Diesen Beweis hat die Bahn jedoch nicht erbracht 
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Xr« 110. Entfieh. des Dentselicn R^lehsgeriehts. 
7. ZWIlsenat. Vom 17. Mai 1904. 

(Jar. WdoheiiMhr. XXXIll (i«04) Nr. iXM ». 4M ZW. 46.V 

AHg. PrtHS». Berginetz vom 24. Jaii 1885 Tit. 5 Abtohi. 3. SehmtsmrMlzanHrielie 
Mm ZasaMne»tr8ir«ii von Boribati und Ftsenhahn. Elifloto doo EntoiiRmgorookte 

der letzteren. 

Beim Zusanmientretteii des Bergbaues mit den Aiilaj^eii auf der 
(tlteitläclie, dir dem öffentlichen Verkelire dienon und in Anspliuiig- doreii 
dem Unteinelimer durch Gesetz oder iHnder^lun liehe Vcrordniing das 
Expi-opriationsreeht bei<2:elegt ist. ist das ÜLi^weiksrigviitiini mit der 
gesetzlichen Besciiräukung belastet , dass es tlas Dasein und die Be- 
nutzung solcher Anlagen nicht gelaluden oder verhindern darf. Der 
Heigwerksbesitzer haftet nicht nur für jede Beschädigung der ütt'ent- 
lichen Verkelirsanstalt dnrch den uacli deren Genehmigung uud Errich- 
tang fortgesetzten Bei^bau, ohne dass dabei ein kotikurrkrendes Ver- 
schalden des Unternebmers im Sinne des § 150 a. a. 0. in Betracht 
kftme, er hat aach dem öfFeutlicljen Verkehre dergestalt zu weiclien, da8S 
er die seu dessen angeschmälerter Anfrecliterbaltnog notwendigen Ein- 
richtungen treffen und Betriebsliandlnngen unterlassen muss, die aach 
durch entsprechende Sicberheitsmassregeln nicht unschädlich gemacht 
werden können und daher mit dem Unternehmen s(ddechterdings un- 
vereinbar sind. Dabei gew<älirt das Gesetz für diese Eiuschräukuug des 
Beigbaues nur unter den im § 154 a.a.O. bestimmten Voraussetzungen 
einen Schadensersatzanspruch gegen deu Unternehmer. Die vorsiehenden 
Rechtssälze sind durch das Enteignungsgesetz vom 11. Juni 1874 nicht 
abgeändert. Mit ilmen ist aber das Verlangen der Kl. unvereinbar. 
Es läuft darauf hinaus, dass d<'r Bekl. al*: Kiscnbalmunlei neliiner diu 
Kl. für i\h' ilir iululgc dt-i Anla^^t; erwacliseut- ^e^et/.liche Hesehiiuikaug 
ihres Bergwerkseigentunis eiitsehädiue. Ans dem § 8 Abs. 2 des Ent- 
eignungsgesetzes ist der Anspriicli keinoialls Ijerzuleiten: um eine Teil- 
enteigninig handelt es sich nicht. Wenn nach ileu bewunderen berg- 
gesetzlicheu Normen der Bergbau hinter dem mit dem Enteignuugs- 
recht ausgestatteten Verkehrsuntemehmen znrQckstehen muss und nur 
ausnahmsweise eine Ei-satzforderuug wegen der dorn ersteren durch die 
öffentliche Verkehraanstalt zugefügten Nachteile gegeben ist, so ist 
damit eine weitere Ersatzforderung unter dem Gesichtspunkte der Ent- 
eignung unvertrftglich. Hätte eine Entschädigung für die dem Borg- 
Werksbetrieb auferlegte Last in dem Falle gewährt werden sollen, dass 
der Bergworkseigentttmer zugleicli Kigentämer des enteigneten Gruud- 
stficks wäre, so liätte dies Im Berggesetz (»der Enteigimngsgesetz aus- 
gesprochen sein müssen. Da es nicht geschehen ist, so erscheint eine 
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Keclitvanscliauung iinaniielmibar, die dahin führt, dass es tlen Zeditii 
ermöglicht würde, durch den Erwerb der voraussiclitlich in Zukunft für 
(itV( iitliche Verkelirsnaittt'l benüti^^tt ii Grundstücke sich der gesetzlichen 
Einschränkung des Bergwerksl>Lti iebess, wie sie im Interesse des Ver- 
kehrs besteht, tat^iu hlicii zu eniledigeo, d. h. dereu Vermögeasnacii teile 
auf das Uuteriiehmeu abzuwälzen. 

Nr. in. Eutseh. des Oberlaiidesgericlits Breslau. 
Vom 24. Mai 1904. 

(PnuM. BlRnb.-Aroh. (IMM) VLwnt ». tSm.f 
§ 2$3 StGB. Ein Reisender, der sein Gepäcit unter Mitbenutzung der Fahrkarte eiier 

ihm zwar bekannten, aber nicht mit ihm gcmpin«iam reisenden und nicht mit ihm zu- 
samnengebSreiiden Person behufs Befreiung von der Gepäckfraoht abfertigen iä«st, 

macht sich eines BetnigM «eliitMig. 
Der von dem Augeklagten erlangte Vermögensvorteil von 1,80 M. 
soll deswegen kein objektiv rechtswidriger gewesen sein, weil der Eisen- 
baliufisktts verpflichtet gewesen sei, auf die von der Frau 6. gelOate 
Fahrkarte 25 kg Reisegepäck frei zu befördern und die Uebeitragong 
dieses Anspruches eines anderen Fahrkarteninhabers auf den Angeklagten 
nicht nur nicht verboten, sondern sogar erlaubt gewesen sei, was die 
Bevisiou an einer Iieihe als möglich und erlaubt hingestellter Fälle 
darzntun sucht. Diese Ausführungen können dem Rechtsmittel keinen 
Erfolg verschallen, weil im vorliegenden Falle nach den tatsächlichen 
Feststellungeii <les Berufungsgerichts eine Uebertragung des gedachten 
Ansprnrlios der F»an <r auf den Angokla^tf eii iiirht ?tattgofnnden hat. 
der Angekl;ir!ti' \ ieliiirlir olmc Wissen und Willci» r Kran G. ilrreu 
Anspruch ^t".:''ii den l-lisriilialnätiskus auf freie Beiuiileiung von Reise- 
gepäck fin .si< Ii ausgenutzt hat l)a Angeklagter auf diese Ausnulznug 
ohne vorherijje Uebertragung tU.s .Xnsprnche.s, deren Zulässigkeit hier 
dahingestelll bU iben kann, jedenfalls kein Kecht hatte, su war der 
dadurch erlangte Vermögensvorleil, wie das Berufungsgericht zutretteud 
angenommen hat, ein objektiv rechtswidriger. Dass er auch ein sub- 
jektiv rechtswidriger war, d. h. dass der Angeklagte wQsste, dass er 
auf ihn kein Recht hatte, ist von dem Berufungsgericht tatsächlich und 
deshalb nach § 876 StPO. für die Revision unangreifbar festgestellt 
worden. Die Feststellung einer eingetretenen Vermögensbeschädigung 
des Eisenbahnfiskns ist gleichfalls ohne Bechtsirrtum erfolgt. Wenn die 
Revision anszufilhreu sucht, dass eine Yermögensbesehädigang des Eisen- 
bahnflskns deshalb nicht angenommen werden dürfe, weil der Eisenbahn- 
fi.skus verpflichtet gewesen sei, auf die vuw dem \ti 1 lagten zur Täu- 
schung der Bahnbeamten vorgezeigte Fahrkarte der Frau G. nicht nur 
die hier in Betracht kommenden 8 kg, sondern sogar 2ö kg frei zu 
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befördern, und für die Bef5i*derang der 8 kg keinerlei Meliraafwendangen 
gemacht habe, so wird dabei übersehen, dass dem EiBenbahnfiskns für 
die BefSrdemng des Reisegep&cks der Ehefrau des Angeklagten ein 
Anspruch auf Zahlung von 1,80 M. zustand, und dass der Angeklagte 
darch sein Verhalten den Etsenbahnfi^jkus am diesen Anspruch verkfirzte. 

Nr. US* Entseh. des Kammergericlits in Berlin« 

Vom 26. Mai 1904. 

PreuB». Venv.-Bl. XXVI M?oi Vi T S. iie litt. R. Johow Bd. 27 0.67.) 
Preus». Kleinbahn-Ges. vom 28. Juli 1892 §§ 4, 22 Polizeigesetz vom II. März 1850 
§§5,6,11,12. UmfaRg der Befuonis der Ortspoiizeibehorcien zum Erlass von Polizei- 
vwtrdmniM Ober dti Betrieb elektrischer Bahnen. Abgrenzung gegen die Befugnisse 

der AufelobtaliehSrdM. 

Die Ortspolizeibehurden sind befngt, Polizeiverorduuugen über den 
Betrieb elektrischer Strassenbahneu zu erlassen, wenn es sich 
um die Sorge für Leben und Gesundheit der Mitglieder des Publikums 
liandelt. Irrig ist die Annahme, dass, weil in den §§ 4 und 22 des 
Kleittbahngesetzes vom 28. Juli 1892 das Aufsichtsreclit üv i die K'Ieiu- 
babn dem Begieiuiif^spräsideiite« übertragen st^i, mir dieser das Reclit 
zum Erlass von Polizeiverordnnngen habe, uiclit auch die Ortspolizei. 
Das .^ufVicht^srecht ist nur dazu da, die Erfüllung der Genehmig'uug^s- 
bpdiii'zmiL'eii und der Vorschi iften des Kleinbahugesetzes zu ermöglichen. 
Ob dazu aucli PAlizeiverordnungen erlassen werden können. wIp das 
KammergenVht (Johow 2'2 C H9> bereits angennniiiien liat, kann liier 
dahingestellt bleiben. Eine Tenilcuis dahin, dass, wenn die Küini)eteii/- 
krei.se (der Ortspolizei und ile.N Kegierungspräsidenten i sich scheiden, 
die höliere Znslaudigkeit die geringen' überwiege, diese in jener auf- 
gehe und die obere Behörde /.um Erlasse von Veroidnuugen allein zu- 
ständig sei, ist weder aus dem Kleinbahngesetz, noch aus dem Polizei- 
gesetze vom 11. März 1850, wie insbesondere eine Vergleichnng der 
§§ 5 und 6 mit den §§11 und 12 letzteren Gesetzes ergibt, zu ent- 
nehmen. Das Verordnuiigsrecht der Polizeibehfirde ans dem Polizei- 
gesetze ist also durch das Eleinbabngesetz nicht beschränkt 

Nr. 118. Kntscli. dos Deutschen lieichsirericlits. 

ü. Zivilsenat. Vom 30. Mai 1904. 

iJur. Woeheaocbr.XXXIll ^leo«) N'r.etfU S.4Ce Ztff.s. — Dm Keclit VlH (MM} Nr. is S. 4M> Ziff. IVB«.) 

§ I Haflpileli^elz. § 254 6BB. Einrede des eigenen Versolmident dee Verlatzten. 

Nach den Grandsätzen des Haftpflichtgesetzes gehen Unklarheiten 
über den Hergang und den Verlanf des Betriebsunfalls zu Lasten 
des Unternehmer««, und gemäss §264 des ßCiB. bestimmt der Grad des 



Digitized by Google 



172 



Eiitscb. des (iditen. Verwa1tun>4sg4 rirhtslivfcs von 31. Utd 1904. 



Vei-scliuldeoB je nach der Abwägung der mitwirkenddD Ursachen den 
Umfang des Schadensersatzes. 

Nr. 114. Eutsch. dt's Ocsterr. Yerwaltungsgeriehtäliofes. 

Vom 31. Mai 1904. 

COwterr. BtoMb -Taroritii.-Bl. XVil (IBM) Nr. 11» a IM.) 

Ont«rr. EiMiib.>Ko«iflW.-6M. vsiii 14. SeptimlMr 1854 U 2, 6, 10. Mlii.«Vertnhi. vmi 
23. Jintr 1901, bftr. ien Verkehr alt ttineralölen. Eine Verladeeinrichtung auf Bahn- 

hffftttrrltorlain (Petrolctimfiiünnlnfie zur Umladung in Schiffe) ist als EiMftballltotrMt' 

anläge anzusehen. Kompetenz zur Genehmigung. 

1. Das rücksiclitiich einer i'elruleinntiiUanlage zum Zwecke der 
Umladunir der Petroleuniseiidungeii einer Firma von Eisenbaim zu Srliiff 
zvvisclieii der Eisenl>;ilin-Gej;ells>cl»aU und der Firma bestehende RecLu- 
vcrliaitnis venuag »li<^ dinch das objektive Moment der ausschliesslichen 
Zweckbestimmung für Bahnzwecke gegebene Qualifikaüuu der Anlage 
aks Uctriebis , resp. Vei ladeeinrichtung des Umschlagsbabnhofes und die 
hierdurch begrüudete Kompetenz des Eigenbahnministeriums zar £rteilung 
des Bankonsenses fttr die Anlage nicht in Frage zu stellen. 

2. Eine Verladeeinrichtnug auf Bahnhofsterritorlum kann immer 
nur als eine Anlage zum Eisenbabubelriebe, nicht aber za Schiffahrts- 
zwecken angesehen werden, wenn auch hierdurch die Verladung von 
Petroleum aus Waggons in Tankboote erleichtert werden soll. 

3. Aus den §§ 2, 6 und 10 des Eisenbahn-Konzessiousgesetzes vom 
14. September 1854, RGBl. Nr. 2ä8, und aus den §§ 4, 15, 16, 17 Abs. 4 
und 19 der Miuisterialverordnung vom 25. Jänner 1879, RGBl. Nr. 19, 
geht hervor, ilass Eisenbahnbauten als ein Ganzes aufgefasst werden 
und dass di<» Entscheidung über die Zulässigkeit oder Unzulässigkeit 
von Eisenbahnbauten — mit Aii>M'ltlnss eines jeden lustauzenziiges — 
sofort durch das EisenbalmniiniVtei iimi zn erfolgen hat. welrhes eben 
darum auch zufrleicli mit der deliiiitiven Kntsclieidmi?: über die Resultate 
der Begehuugskonimission über alle Kiiiwt niliniL^en «ler Parteien unter 
Anwendung dt-r für den konkreten Fall mas.sgobcjuleu Bestimmungen zu 
entscheiden beriUen erscheint. Diese in der Natur der Sache gelegenen 
Spezialbestimmuugeu schlie.>M n iu den Fällen, in welchen es .sich um 
Eiseubahnbauten handelt, zwar uicht die Anwendung der materiell- 
rechtlichen, wohl aber der formellrechtlichen Bestimmungen des 
Wasserrecbtsgesetzes ans. 

4. Darüber, ob die Anwendung der Bestimmungen des § 18 der 
Ministerialverordunng Yom 23. Jänner 1901, BGBl. Nr. 12 (betreffend 
den Verkehr mit Mineralölen), im konkreten Falle uicht durch den § 23 
dieser Verordnung ausgeschlossen ist, ob es sich somit um eine dauernde 
oder nur um eine vorQbei'gehende Lagerung von Petroleum aul&ssUch 
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des Eistiibaliii- und Seliirtulirtsveikeliis haiulle, haben die Geweibe- 
behördeii zu entscheiden. 

Dass über die Kisenbahn-Anfsichtsbeiiöide jedenfalls auch von 
ihrem Staudpuukte die in Fia^je kumnieudeii üllentlichen Interessen 
zD wahren beiiifeit ist, er<;ilit sich zweifellos schon ans § 16 der 
llinisterlalTerordniing yom 25. J&nnor 1879, RGBl. Nr. 19, und überdies 
ans den Bestimmungen der §§ 13 und 20 der Ministerial Verordnung vom 
23. Jibiner 1901, RGBl. Nr. 12. 

Xr. 115. liiiitNili. des FrauzOs. Kassatiou^^kot'e;». 
Vom 7. Juni 1904. 

(Ztltafthr. f. d. Intenuit. BiMiib.*Traiwp. Xll i 1904 Nr 9 s 905. - BaRetln annoM dw eheuiiis itoflir. 

: s'u Nr ?. Tt 3 S 7V. 

Art. 106 Code de comm. Internat. Uebcreink. Art. 24. Wirkung der Nichtertulluni i» 
bei Nichtannahme des Guts im Art. 106 vorgeschriebenen Formalitäten. 

Wenn der Fraclitführer, ohne lienluirlitung: der durch An. 1U6 des 
Handelsgesetzbuches vorgeschriebeneu 1^ Ki nialitäteu, durch den Verkauf 
von Gütern, die der Empfänger nicht angenommen bat, eine Handlnng 
voNzieht, welche ihn haftpflichtig machen kann, so ist er nur dann 
verpflichtet, dem Empfänger eine höhere als die aus dem Verkaufe er- 
löste Summe zu zahlen, wenn festgestellt wird, ilass die Nichtbeachtung 
der Vorschriften des Art. 106 des Handelsgesetzbuches die Ursache des 
erlittenen Schadens war. 

Infolgedessen ist das Urteil aufzuheben, welches den Frachtführer 
zur Zahlung einer höheren, als der aus dem Verkaufe der verweigerten 
Waren erlösten Summe verurteilt, sofern in dem Urteil die vorstehende 
Feststellung unterlassen ist. 

Nr. 110. Entseh. des Oberlandesj^erielits köin. 
4. Zivilsenat. Vom 9. Juui 1904. 
(Sped.* n. Sohlft-Zeltg. XII (IIM) Kr.s» 8. am.) 
§ 138 Ate. i MB. § 61 Alt. 4, 5 Eiaeiib.-Vtrfc.'llrdt. Dar Abtenler kam eisen 
dsrcb TariflMiehaag »wenig gezahlten, der Eisenbahn naohieiaMtos Betrag van 

Empfanger nicht ersetzt verlangen. 

Eine Transportgesellschaft und ein Kaufmann standen .seit dem 
Jahre 1898 in der Weisn in Geschäftsverbindung, dass erstere als 
Spediteur und Frarhtfülner tür letzteren T.aiid- und Wassertransporte 
in der Weise ausführte, dass sie zu bestimmt festgeselzLen Kinheits- 
preisen Waren, insbesondere aus Serbien und Ungarn nach Köln 
transportierle. Die 'rraiisporte aus Serbien und Ungarn wurden in der 
Weise ausgefulut, dass die Waren per Bahn nacli Gustavsburg und 
von da per Dampfer nacli Kotterdamm und sodaun nach Köln trans- 
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pörtiert wunlen. Dies gescbaii z. B. hiusichtlicU ver:>cUiedt'ner Seit- 
(hingen von Pflaaiinen. Diese anflkllende Art der Beförderung, die 
einen grossen Umweg und einen erliebUcIien Zeitverlust zur Folge hat, 
erldärt sich dadnrdi, dass nach dem Rhein- und Main-Umscblagstarif 
für die xnm Transitverkelir durch Deutschland bestimmten GSter 
niedrigere Eisenbahnfrachtsätze zu entrichten waren, als für diejenigen 
Güter, die nach einem Orte des Deutschen Reiches selbst befördert 
werden sollen. 

Die Eisenbalinverwaltnu'^ entdeckte jedoch diese Tarifumgebung 
und z()<r von der betreffenden Transport^esellscliatt M. 535,35 Mehr- 
fracht ein, weil dei Rhein- und ilain-Unisciilagtarif die Bestimmung 
entbält, wonacb fiii* auf (riund dieses Tarifes nach Rolland gebende 
Güter, im Falle sie zurürkk»*lii'en, 'loi- Adressat des Habnfracbtbriefes 
hei Anknnft in (■Justavsburt,^ Mainz, Frankfurt a. M., Lndwij^sbateii für 
die unriciitige Tarifanwendung aufzukommen bat. I >ie Transpoi t- 
presellscliaft verlangt von dem Kanfinaun auf dem Kla^jewe^e Ri- 
stattung der von ibr an die Kisenbahiiverwaltuug i^e/ahltm Fracbtmebr- 
kosten, und zwar uut Grund folgender Bedingung im Transportvertrage: 
„Die Transportübernabme erfolgt auf Grund <ler gegenwärtigen 
Eisenbahn- and Seefracbteu, und ändert sieb gleichzeitig mit 
diesem In entspreehendem Verhältnisse* . 

Die Klägerin erblickt in der nachträglichen Erhebung der sogen. 
Mehrfracht von M. 635,35 eine derartige Aenderung der Eisenbahn- 
frachten. 

Das Landgericht zn Köln, wie anch das Oberlandesgeiicht daselbst 
in der Benifnngsinstanz wiesen die Klage ab. Letzteres mit folgender 

Begründung: Durch die Tarifnmgehung bat Kl. gegen die Festsetzung 
des Tarifs Verstössen, um die Gttter zu einem billigen Fiachtsatze an 
den Bestimmungsort zu scbatfen. Es kann aber dahingestellt bleiben, 
ob der Bekl. das von der Kl. beobachtete Verfahren bekannt geweBVa 

i.st, denn selbst wenn dies dci FnW war, so haben beide Parteien zu- 
sammengewirkt, um die Babnverwaltung durch Unterdrückung des 
wahren SachvfHialtes um die ihr tarifmäs^iL-- /usf (dienden Sätze zu 
schädigen. Aus ciiif^r ilerarti^^en unerlaubten, und deshalb gegen die 
guten Sitten verstiisseiidiiii Handlung kann aber, wie schon die Vor- 
schrift des § 1H8 Abs. 1 BGB. ergibt, ein Rechtsanspruch irgend- 
welcher Art niclit erwachsen, und es ist selbstredend auch für die An- 
wendung der oben mitgeteilteu Trausportbedingungen kein Kaum, da 
eine Aenderung iu den Tarifsätzen nicht eiugetieteu ist. 
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>kr. Iii. Kiits«'h. lies DnitsflH'H Hri» h-^ud idits. 

7. Zivilsenat. Vom 10. Juni 1904. 
(Dtwb. Jnr.-Z»lte. IX (19M) Nr. W R mg Zlir. ri. • Jar. Worlientcbr. XXXlll Nr. Wta s. «71 Zlflr. u.) 

B6B. I 1018. Der Vertrat iUier Anlegung einet AnecMmitoliM an Ma« EJatnlialin 
anter Banutznag Ibrea Terraias Ist obligatariscliar Natar. Die voa der Eleeafeaiia 

ibernommenen, In ihrem Zusammenhange eine Einheit bildenden Verbindlichkeiten Sind 
ungeeignet, den Gefensland einer dinglichen Grundstückslast zu bilden. 

Die Vorbesitzerin der Klägerin hat im Jalire 1898 tTir ihre Fabrik 
eiD Aoschlussgeleise an die Eiseubahu auf Grund eines vertragsmässigen 
Abkommens erlangt, laut des.^jen sie den (irund und Boden unentgeltlich 
an die Eisenbahn abtrat, ihr eine Pauschsumme von 1000 Talern zahlte 
und diese dagegen dio Ansfiihvmitr des Str;in<^es für eigene Rechnung 
übenialim. Im Jahre 1901 iialmi dit.v FJseiibahn Verwaltung einen Um- 
bau des i^<iUnliui.> vur und lioli dabei geg- n den Widerspruch der Klä- 
gerin das Ansclilussgeleise aul. Die Klägerin verlangt von der ver- 
klagten Eisenbahn entweder Wiederherstellung des Eisenbalniaiischlosses 
uinl Schadensersatz oder eine .\bfindung. Beklagte bestreilcL, dass ein 
anderes als ein widerrufliches Recht auf Auschluss bestanden habe, und 
jedenfalls deo Uebergang eiiies Rechts auf Klägerin. Ber.-Oer. vemr- 
teiUe dem Antrag gemJiss (Wiederherstellang in der dnrcli die veränderten 
baoliclien Verhältnisse bedingten Art) unter der Annahme, dass ein 
dingliches Recht vorliege, nämlich die Bestellnng einer Gmndgerech- 
tigkeit. RG. hält diese Annahme nicht fftr begrttndet Es weist zu* 
nächst darauf hin, dass deraiiige Anschlussverträge in ihrer regel- 
mässigen Gestalt nur obligatorischer Natur seien. Auf der aktiven 
Seite sei für die Annahme eines dinglichen Vertragsverhältnisses kein 
Bedürfnis, da im Fall einer Veränsserung der angeschlossenen Fabrik 
die Uebertragung der persönlichen Kechte auf den Erwerber möglich 
bleibe. Auf der passiven Seite bestehe kein Anlass zur Festsetzung 
der Diuglichkeit, da die Vcräusserunj^' einzelnrM TpIIc einor Bahnstrecke 
ausgeschlossen, bei der Ve) iiiisseniitir im üaiizeu ausreichende Gni aiitieu 
für die KechtP der .\nlieger gegehi n ^t^ivu Ohne besondere Aiiiialts- 
punkte lai<se j^ich auf seilen der Eismliaiinverwaltung im Hinblick auf 
ihre Stellung im Verkehr ni<d)t voraussetzen, dass sie zu eintt ding- 
lichen Belastung ihres Grundeigentums bereit sei. Dass hier niclit eine 
jährliche Abgabe, sondern eine einmalige Vergütung bezahlt sei, lasse 
vielleicht den Schluss zu, dass die Kontraheuten eine unbegrenzte Dauer 
des Vertragsverhättnisses verabredet haben; aber dai'aus folge noch 
nicht die Dinglichkeit. Die von der Eisenbahn Qbernommenen, in ihrem 
Znsammenhang eine Einheit bildenden Verbindlichkeiten seien Oberhaupt 
zu einer Grundstflckslast ungeeignet. Die Eisenbahn schliesse solche 
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Verträge nicht als EigentQnienii von Grand und Boden» sondern als 
Transportiinterneliiiierin: sie gestatte dem Anlieger keinen Verkehr anf 
ilii'em Terrain, mache ihm vielmehr die Eisenbahnanlagen rechtlich nor 
indirekt nutzbar, indem sie die Ansfiihning von Transporten von der 
Verbindungsstelle tind nach derselben mit ihm vereinbare. Ein Dulden 
des Fahren» oder Gehens — wie es sich zum Inhalt einer Servitut 
eignen wKrtle — finde nicht statt. Wenn die Eisenbahn nicht dem ge- 
setzlichen Kuntralueruii;:.sz\v;!iig unterläge, so würde es nötig sein, in 
Verbindung mit dem Ans<t|jlussvetirag einen ferneren Vertrag mit der 
Eisenbahn ku sdiliessen . (Inrch welchen sie zur Uebernahme von 
Transporton zn besüniniten TaritVii verbindlich g^eniacht werde. In 
ilireiii Kern bleibe die rechtlich einlieilli^he Verbindlichkeit der Eisen- 
bahn Ulli' ein ]iositives Handein gericlitt f . die Vcipflirhiiiim /um UuldeD 
nnd Krlmlteii der Mii>^Hirii Anlaiff sei iiiitci geordiiMt . ditMit^ nur iler 
Transportptlicht und irilr ilutii liVcliiMhaiakfer T?(t. w-ist daher das 
Ik'r.-Oer, an, in neuer Vtihandlun? die Pllicht<n der liekl. vou dem 
Standpunkt eines persönlichen Vertrages aus zu priiten. 

Nr. Iis. Entsch. des Oostorr. Oborsten Gerlehtshofos, 

Vom 16. Juni 1904. 

(Allg«in.T«r.-Anx. XXHI (t«lHk Mr. 44 S.7I».) 
Das Entschädigungsrecht des E«pfRngers aus Art. 15 Abs. 2 des Internat. Uebereink. 
getlürt tu denjenigen Ansprüchen au» dem inti^rn.'it Elsenbahnfrachtvertrage, wf urelckt 
das Klagewahlreoht de^ Art. 27 Abs. S I.e. sich erstreckt' . 

J >t;r (.)bcr.slc Gerichlslnd ki<ii>talieri, dass beide \ unnstanzeii die 
Ansiirüche des Empfänsrers . wi lche sicii ans Art. IT), 2 der ßeriier 
Konvention, also daraus eigebcu, dass eine Bahn über das Frachtgut 
nach Disposition des nicht mehr im Besitze der Frachtbrielduplikaie 
befindlichen Absenders eine Verfügung trißt, nicht zu deujeuigeu An- 
sprüchen aus dem internationalen ITrachtvertrage zählen, anf welche die 
Vorschrift des Art. 27, 3 der Konvention bezüglich des Klage Wahlrechtes 
Anwendung findet. Der Oberste Gerichtshof teile nicht die Anschauung 
des Oberlandesgericlites, als ob das Klagebegehren mit Ansprüchen 
des Empfängers im Sinne des Art. 15, 2 der Konvention nichts gemein 
hätte. Denu es sei nicht zn verkennen, dass der ganze begehrte Sehaden 
darauf zurficküuf&hren sei, dass die italienische SQdbahn die Anweisung 
des A! >enders bef<dgte, ohne dass dieser die Frachtbriefduplikate vor- 
weisen konnte. Glejchw dd aber sei die Entscheitlung des Berufungs- 
gerichtes richtig, weil sich die Ansprüche der Klägeiin in demjenigen 

A. M. Schwab, Das intarnat. I tbcreink, 2.'{4. 326/7. — Egor, Ktimm. z. 
Internat. Uebereink. 2. AufL S. 401, 419. 
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Grenzen halten, welche denselhen in der Berner Konvention gezogen 

sind. Der Oberste Gerichtshof lässt dahingesteüt Mtilipn. ob dift 
Empfängerin, falls sie ans dein Art. 15, 2 weitergcliende Ersätze be- 
^eliren würde, berechtigt wäre, die X-Halin zu belangen. Jedenfalls 
«her s^^i sie berechtigt, dasjenigf' von der beklfijrtPT» Bahn unter An- 
rufung des Art. 27, 3 anzusprerlieii , wms ihr. auch abgeseliPii von der 
Iiier vorlieaf'nden Haftpflicht der italienisclicii Südbahn, sriioii nach den 
allgemeinen gesetzlichen Bestiniroungen der Berner Konvention gebohrt. 

Nr. 119. Entseh. des Dentschen Eelehsgeiiehts. 
6. Zivilsenat. Vom 17. Juni 1904. 

(Dt«di.Jur.-Z«ltg. IX HVH) »T.Wll a8i5 /lfr.73 - Jar. Woobwuobr. XZXIII (l«M) Mr.»-«» 

f 1 Reichshaftpflichtgesetz. Höhere Gewalt ist ausgeschlossen, wenn das als solches sich 
ürttellmtfe Eni|Rle iieM alMe de« Utfall venireaelii Keikerrem der Haftplllelit 

dir Eisenbahn mit der des Tierhalters. § 840 Abs. 3 BGB. 

Im November 1900 strängte Kl. mit seinem Kutscher sein Pferd anf 
der Strasse ab. Dabei drängte letzteres plötzlich seitwärts anf das 
Gleis. In demselben Augenblick fuhr von hinten ein Strassenbahnwagen 
an. dei' <2:Pgen das Pfr-rd anfuhr. Bei diesem Zusammenstoss erlitt KI. 
Verletzungen. Die lieklaj^te Str;i.^seuli;iltn;rf.sellRchaft ist in der 
iiistanz zum ScliHdensersat/ verurteilt. Luesellie wies den Einwand der 
liöheren Gewalt zurück. Das pliUzliche Abdrängen des Tferdes auf das 
Gleis Ml alUidings ein unabwendbarer Zufall, aber ein solcher, der in 
den GrossstätUen mehr oder minder häufig vorkomme, und mil des.sen 
Eintritt der Unternehmei- somit von vornherein rechnen müsse, somit 
nach der Beelitsprechmig (Eotsch. Bd. 50 S. 92) nieht höhere Gewalt. 
Die Bevision rttgte, dass der von dem fier.-Ger. angewandte, in der 
Revisionsinstanz nachprüfbare allgemeine Erfahrungssatz nnsnti'effend 
sei. BG. iiess die Richtigkeit dieser Rfige dahingestellt^ böhei'e Gewalt 
Bd hier deshalb nicht anzunehmen, da der Unfall nicht allein dnrch 
das üebertreten des Pferdes veranlasst, die schädlichen Folgen fttr den 
KI. vielmehr erst durch Hinzutreten der dem Bahnbetrieb eigentOmlichen 
Gefahr veranlasst seien. — Es wurde weiter eingewandt: K). sei selbst 
nach § 833 BGB. für den durch sein Pferd verursachten Schaden ver- 
antwortlich. Er könne daher nach dem Teilungsprinzip der §§ 840, 
426 BGB. die Verkl. höchstens auf die HlUfte in Anspruch nehmen. 
ßG. hielt auch dies Bedenken nicht für be<,ni'in(let. Nach § 840 Abs. B 
BGB, hafte, wenn mit der HaUi flif'it des TifMliaUers (und anderer aus 
den §§ HB8^838 BGB. haftend ti .m.uj die Haftpflicht eines 
jDritteir konkurriere, der „Dritte allem. Unter einem „Dritten" seien 
nicht nur andere Personen, welche aus eigenem Verschulden haften, 
sondern auch die nach dem Hattijtlichtgesetz verantwortlichen Untcr- 

Mg«r, £i«MtbaliBr««tiUlcli« KatscbeidanKeu 1X1. 1- 
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nehnier zu verstehen. Das RG. blfilu- in diosei Beziehung bei den 
Aasfttbinngen in Entsch. Bd. o3 S. 114 ff. stehen. Das von der Revision 
aufgeworfene Bedenken, dass die Haftpflicht jener Unternehmer im 
wesentlichen fler Haftpflicht d< r in den §§ 833 -838 «genannten Personen 
gleichartig sei und es dalier eiier angezeigt sei. jene Unternehmei 
diesen letztert-n gleichzustellen und die Aüj^nahmestellung, welclie s 84<» 
Abs. H diesen anweise, auf s«ie auszudehnen, so das.s bei Konkuitenz 
beider untereinander doch das Teilunfjfjpriuzip anzuwcuilea wäre, sei 
abzulehnen. Die Anwoiidiing allgemeiner Regeln des BGB. auf das 
Haftpflichtgesetz sei all* idings zulässig. Aber in § 840 Abs. 3 seien 
die dort angeführten Fälle der 833—838 BGB. nicht als Rcgelf&Ue 
einer allgemeinen Regel hingestellt, was sich schon daraus ergebe, dass 
sie nicht untereinander gleichartig sind. Neben Fällen reiner Kausal- 
baftung stehen andere, wo gegenüber der gesetzlichen Vermntnng eines 
Verschuldens Entlastungsbeweise nach der einen oder anderen Richtung 
zugelassen werden. Daher sei analoge Ausdehnung unzulässig. § 1 
Haftpflichtgesetz nehme auch, sowohl in betreff des ümfangs der Ersatz- 
Pflicht wie bezüglich der AusschliessnugsgrQnde gegenüber denen der 
§§ 833—838 BGB., eine Sonderstellung ein, die es erkläre, dass in 
Alt. 42 Einf.-Ges. die Vorschrift des § 840 Abs. 3 unberücksichtigt 
geblieben sei. 

Nr. 120. Entsoh* des I^entselieii KelehsgeriehtB. 

7. Zivilsenat. Vom 1. Juli 1904. 

'.Ttir. Wochenaclir. XXM" rk"i S'"- '"i r,«, s isi Ziff. c 
Beim Ausgleiten auf dem Bahnsteig liegt zwar ein Unfall aus § I des Haftpflicht- 
geseties nicht vor, wenn ein Zusammenhang mit dem Betriebe der Bahn, 2. B. infolge 
fsbetoner leMMlersr EN«, ■IsM ketteM; wtlil aksr kam die Btha •■• | 278 B6B. 
kaftlrar eeln, wenn sie die ihr aus dem Bef8rd«nMi|tv«ira|e obliegende Pflicht» dis 
Bahnsteige in verliehrssicheren Zustand zu versetzen, nicht erfüllt bat. 

Dass die Verletzung durch irgend einen andern Betriebsvurgaug 
iiimiiiti-lhar oder mittelbar verursacht worden sei. behauptet die Kl. 
.selbst niclit, sie tüiji t deu Unfall vielmehr lediglich daraul zurück, dass 
!sie bei dem Gehen auf flem uubedeckten Mittf Ibalinsteig ausgeglitten 
sei. Dies Ausgleiten mit der Beti iL-b.sliiligkeit der Eiüenl)alui 

dann im Zusammenhang .stehen, wenn ein zu liieser Zeit stattfindender 
oder als bevorstehend anzusehender Ikliieb.svoigaiig die Kl. veranlasst 
hätte, die beim Gehen gebotene Vorsicht ausser Augeu zu setzen, wenn 
also z. B. für die Kl. besondere Eile geboten w&re, oder wenn das Aus- 
gleiten beim Ueberschreiten des Eisenbahngleises, auf dem Wagen- 
bewegungen stattfanden, oder nach der Heinnng der £1. zn erwai-ten 
waren, erfolgt wäre. Diese Voraussetzungen treffen aber hier nicht zu; 
iusbesondei-e war, wie der BR. unangefochten und bedenkenfrei feststellt, 
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für die Kl. Eile auR eiDem besonderen, mit dem Eisenbahnbetrieb in 
Zoaämmenbaiig stehendem Grunde nicht geboten. Die Eevision iTigt 
aber mit Recht, der BR. habe unterlassen, zu prttfen, ob der Bekl. nicht 
am dem mit der £1. geschlossenen Befördernngsvertrage deshalb 
zmn Schadensersatz verpflichtet sei. weil er nacli § 278 BGB. für das 
Verschulden der Personen hafte, deren er sich zur Erfüllung seiner 
Vertragsverbindlichkeiten bedient hat. Dass ^Vw Kl. in den Vorinstanzen, 
insbesondere aucli in der Klageschrift, den Abschlus.s eines Befordfrimo-s- 
vertrages, wenn auch nicht mit ausdriickliclien Worten, heliauptet hat, 
kann nicht zweifelhaft seiu , denn !>ie hat dort an^^egebeu, dass sie mit 
dem fahri)lanniässigen Zuge unmittelbar vor dem l Unfall in K. angekommen 
sei. Die Benutzung eines solc)»en Zuges ihL aber, abgesehen von Aus- 
nahmefällen, nur dauu möglich, wenn der Reisende vorher unter LOsung 
eines f'abrscbeine das vertragliche Recht zur Bisenbahufabrt erworben 
hat Der ßekl. bat auch das Zustandekommen eines Bef^rdenugs- 
vertrags nicht bestritten. Durch diesen Vertrag war der Bekl. ver- 
pflicbtet, den angekommenen Reisenden einen Ausgang ans dem Bahn- 
hofe zn gew&bren, den sie ungefährdet passieren kOnnen, und an diesem 
Zweck die Bahnsteige in einen verkehrsaicheren Zustand zu versetaen, 
sie ako auch bei eingetretener Frostglätte mit Sand oder einem ähnlich 
wirkenden Material zu bestreuen. Zur Beurteilung, ob an der Unfalls- 
slelle der Bahnsteig mit Sand bestreut war und ob der Unfall durch 
Ausgleiten verursacht worden ist, sind noch weitere tatsächliche Fest- 
Stellungen ei-forderlich. 

Nr. ISL ERtoeh. des Dentsehen Rdehsgetiehts. 

6. Zivilsenat. Vom 13. Juli 1904. 

{Jur. Wo<^)icn«olir. XXXITI Nr R1/R5 S |«^T '/An 1! 

Eil Betriebsunfall gemäss § l Haftpfliohtgesetz liegt nicht vor, wenn ein fieeimeetiiok 
v«si Balalitfiielilsdt la dssr Ztit heraMlIH, wo ilsr elngslaarMe Za§ berafit Belirfre 
«■«ton raiilf Im Bahnkoft tttsil. Elas VsrastwtftllcMielt asa | 836 88B. trHR 

Merbei den Eieenbabnflskus al<; Rnchtnachfolgpr rinrr Privatbabn nicht wenn er 
während seiner Besitzzeit die im Verliehre erforderliche Sorgfalt beobachtet hat. 

Der Betriebsunfall des § 1 dm RHG. setzt eine Tätigkeit oder 
Wirksamkeit der Hetriebsinittel voraus, mit welcher das schädigende 
Ereignis in innerem und äusserem, urskchliclieni wie zeitlichem und 
örtlichem Zusammenhange stehen mnss Stand der eingelaufene Zug 
nun bereits melirere Minuten ruhi^ iiu bakuihute, als das Gesimsstück 
herabfiel, so ereignete sich der Unfall zeitlich während einer Betriebs- 
mhe, und ebenso fehlt dem ElreigQisse der örtliche Znsammenhang mit 
dem Betriebe, da das Babnhofsgeb&nde an der Tätigkeit des Eisenbahn- 
betriebes in keiner Weise teilnimmt. Anders war die Sachlage in dem 
bereits in dem früheren Rerisionsurtcil angezogenen Falle — ürteil des 

12» 
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erkennenden Senats vom 18. Juni HK)3, Re]) VT 119/03 — , in w^lrlioni 
der eiserne Mast, von welt heni die Krönuiifi: iieiiiiiterfiel, zn d»^n Heirtcbs- 
vorriditnngeu gehörte und so au tlei Tätigkeit des Betriebes unmittelbar 
teilnahm. Nach dem als gesetzliche Grundlac^e tiir ilen erhobenen An- 
sprucli nunmehr noch übrig bleibenden § 83ü BGB. haftet der Besitzer 
eines Grundstück.s für den Schaden, der durch die Ablösung von Teilen 
eines Gebäudes verarsacht wird, fallg die Ablösung die Folge fehler- 
hafter Errichtung oder mangelhafter Unterhaltung ist, sofern nicht der 
Besitzer beweist, dass er die zum Zwecke der Abwendung der Gefahr 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat. Und zwar trifft 
diese Haftung, wie ans der Gegenttberstellnug des Abs. 1 und 2 in § 836 
hervorgeht, deiijenlgen Besitzer, der zur Zeit der Schadensverursachnng 
das Grundstück inne hatte, mag er auch mit der Errichtung des Ge- 
bäudes nichts zu tun gehabt haben. Im gegenwärtigen Falle ist durch 
das B6. festgestellt, dass nicht der Bekl. das Hahnhofsgebäude bat 
errichten lassen, j^ondorn «Tie hVeiburger Eisenbahngesellschaft, Ton 
welcher später der Bekl. die Kisen]>ahn mit allen Gebäuden erworben 
hat. Dieser Umstand befieit initliin den Bekl. von der Haftung aus 
^ 836 BGB. an sich iiielit, wohl aber übt er seinen Einfluss auf den 
von ihm zu führenden Kntlas(nnrr.<be\vei<!. Der Bekl. genügt seiner 
Beweispflirlit. wenn er ilartut, dass er während seiner Besitzzeit 
zur Abwentlung der Gefahr die erforderlichen Schritte getan hat; er 
hat nicht etwa auch zu beweisen, dass dei Vorltesitzer mit Sorgfalt 
verfahren ist. Die Schadensersatzpflicht des § 830 BGB. beruht auf 
einer Schuld Vermutung, die durch den Nachweis der Scbaldlosigkeit 
beseitigt wird. Der gegenwärtige Besitzer hat den ihm obliegenden 
Beweis gelührt, wenn er dartut, dass er im allgemeinen während seiner 
Besitzzeit die zur Verbatung solcher Gefahren ▼erkehrsftblicben Mass- 
nahmen getroffen und Ton Zeit zu Zeit Revisionen vorgenommen hat, 
wie sie eben regelm&ssig vorgenommen werden können (Krone, ^stem 
Bd. II S. 1060 Nr. 10). Wenn nun das BG. auf Grund des Gutachtens 
des Sachverständigen feststellt, dass bei derartigen regehnftssigen sach- 
verst&ndigen Revisionen die Gefahr Uberhaupt nicht erkennbar und eine 
ausserordentliche gründliche Revision, die die Aufstellung von Gerüsten 
erforderte, durch das in gnten baulichen Würden dastehende Gebäude 
nicht veranlasst war, dann konnte der Bekl. auch „zur Abwendung der 
Gefahr" weiteie Schritte niclit unternehmen: war bei den verkehrsüblichen 
l\*'^ !sionen der Sidiaden nnd die daraus drohende Gefahr nicht wahr- 
ziuudinien, dann kann den Besitzer auch kein Verschulden treffen, dass 
er die Gefahr nicht beseitigt hat (Dernburg, BR. Bd. Üb S. 656 unter 3 
Abs. 2). Das IKt. hat daher deu Bekl. mit Recht für entlastet erachtet. 
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Nr. 123. Eiitvseh. Ue.s Laudesgerichts iu (^raz. 
yom 17. AagBSt 1904. 

(Ow(wr.SUm1i.*Ttco»da.-in.ZVll (t«M) Mr. im 8.1407.) 
■nipilMtiiMll, welche den Kassadienst besorgen, geniessen in Ausübui| HiretOlMlStn 

den besonderen gesetzlioben Schutz des § 68 Stfi. 

Die Subsumtion der durch den Angeklagten am Mni 1904 an 
der Kassa des F.-Balinhofcs g'Of^en die diensthabende Manipiilantiii H. T. 
begangenen Verbalinjurien unter den 496 Sti}. war eine rec.litsirrtüni- 
liche, weil H T mit der l:}esurgunfj, des Ka.'^sadienste.s, also einer jeden- 
falls dem ^ erkelue dienenden Funktion, betraut war, und da sie in 
Au.sübung ihres Dienstes sich betand, als eine des »Scliutzes des § 68 
StG. teilhaftige Person anzusehen war. Eine einselnäiikuiide Interpre- 
tation kann hier gegenüber dem klaieu Wortlaute des Gesetzes nicht 
Platz greifen und könnte sich Übrigens nar auf die Bedeutung des 
Wortes «Verkehr*^ erstreeken, unter welchem aber ohne Zweifel auch 
der Kassadienst inbegriffen ist 

Nr. 133. £ntB4!h. des Peutsehen Beiehsgertchis. 

6, Zivilsenat. Vom 19. September 1904. 

.Tiir WnrluMi-Hcljr XXXIIl (1904) Nr. 66/68 S. fi:s'. ViH i , 

BSB. $ 254 Abs. I (Haftpfliohtgesetz g 2). WürdioHns des eigenen Versohublen« des 

Verletzten. 

Die Verwerfung der Einrede eigenen Versehnldens des Kl. ist 
nieht bedenkenfrei. In dieser Beziehung ist die Behauptung des Bekl., 
dass er bereits mehrfach dem Kl. die Tätigkeit und das Spielen an der 
Haschine verboten gehabt habe, nicht zutreffend gewttrdigt. Das OLG. 
hat dieselbe deshalb fttr unerheblich erklärt, weil nicht zugleich behauptet 
sei, dass der Behl, dabei den Kl. ausdrücklich auf die Gefahren auf< 
merksam gemacht habe, die mit dem Spielen an der Maschine verbunden 
seien. Vor allem hätte der Vorsitzende des BG., wenn dem letzteren 
die vermisste Behauptunjj wesentlich schien, mindestens Anlass gehabt, 
nach Mass^abe des § 1'39 Abs, 1 ZPO. eine darauf bezligliche Frage 
an den Bekl. zu richten. Weiter aber ist auch nicht abzusehen, wes- 
halb der Bekl. den Kl. «gerade ausdrückliclt nuf die Gefährlichkeit 
der Maschine hätte aufmerksam machen müssen, da es doch nahe lag, 
die augeblichen wiederholten Verbote ohne weiteres in diesem Sinne zu 
verstehen; es würde also noch zu erörtern gewesen sein, ob nicht aus 
dtu Umständen, unter welchen die einzelnen Verbote eriulgtea, eine 
stillschweigende Warnung vor der Gefahr zu entnehmen war. Dabei 
wfirde in Betracht kommen der Grad der geistigen Entwickeluug des 
zehnjährigen Kl., wieweit sein VeratändniB in der fraglichen Hinsicht 
gereicht haben würde, und endlich wäre noch zn erwägen gewesen, ob 
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nicht uacli der Indiridaalität des Kl. die Uebertretung wiederholter 
Yerlwte des Bekl. ihm ohne weiteres »im Verschulden anzarechnen 
sein wttrde. Nach der Bechtsprechung des erkennenden Senates w&i>e 
bei dieser ErwSpmg der § 828 Abs. 2 BGB. entsprechend an;sawenden 
gewesen. Ans diesen Grttnden musste das vorige Urteil aufgehoben 
und nach § 666 Abs. 1 ZPO. an das 6G. znrftekverwiesen werden, 
damit dieses nach weiterer Feststellung der erheblichen Tatsachen 
anderweitig anf Grund des § 254 Abs. 1 BGB. in der Sache entscheide. 

Kr. 1S4. Entseh* des Bezlrks^erlelits für Handelssaelien in Wien. 

Vom 20. September 1904. 

Mlgein Tar Ann. XXill Nr. ii 8, 

Hat die Eisenbahn den Naohnahaieschein nicht an den Berechtigten ausgefolgt und ist 
sohrn die Nachnahme auf Grund des Scheines von einem in den Besitz desselben ge- 
lM|toi DrItiM iMhebsa wtNei, w Ist Ae Elewbalui im BsreoMIftM «reatqilliefetli. 

EUn Versehulden des Absenders daran, dass er in den Besits des 
Nachnabmescheines nicht gelangte, liegt nicht vor. Der üeberbringer 
der Sendung, K., hat gleich bei der Aufgabe die Ausfolgung des Nach- 
nabmescheines begehrt, wurde aber darauf verwiesen, spftter oder am 
anderen Tage za kommen. Da die sofortige Ansfolgung des Nachnahme- 
Scheines durch ein auf Seite der Bahn gelegenes Hindernis unterblieb, 
war es Saclie der Bahn, dafür zu sorgen, dass der Nachnahmeschein 
nur in die Hände eines Berechtigten gelaugt. Es kann weiters einer 
Partei nicht zngpmntPt werden, einen besonderen Gang" zum Bahnhofe 
zu maclien. um in den Belitz ihres Scheines zu iz:elangen, vielmehr 
f^eniigt vollständig, dass der Kläger gelegentlich die Ausfolgung des 
Nachnahmescheines zu erlangen versuchte. Da also die Bahn den Nach- 
nahmeschein, der als Legitimationsitapier ^nk, nicht dem Kläger oder 
dem Bevollmächtigten desüclben ausfolgte, durch diesen Vorgang aber 
die Behebung der Nachnahme durch eiaea Unberechtigten erfolgte, ist 
die Beklagte der ihr nach § 62 Betr.-Regl. obliegenden Verpflichtung 
nicht nachgekommen nnd hat dem Ellger den Betrag der Nachuahme 
zu ersetzen. 

Nr. l*?'). Entsch. des Deutsehen Relehsgeriehts. 

3. btralsenat. Vom 22. September 1904. 

liur. llecht VIII aw>4^ \r jü S rj34 '/aW. -JX,»:- 
Stfifi. §§ 350, 359, 5B. Bei Beamteuversehen bildet üie Unkenntnts bzw. der Irrtum 
Mer die BeaMteseliMMliafl sImr Stnif«iitMliHMMogt§nRi. 

Wenn ein Beamter bei Begehung einer Amtsunterschlagung oder 
eines anderen Beamtendelikts seine Beamteneigenachaft nicht kennt, so 
liegt ein Irrtum Yor, der nicht die strafrechtliche Folge eines tatsifCh- 
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liehen YerbSitnisses, soodein einen zom gesetatücheu Tatbestände des 
DelilLts gehörigen TatutnstaBd unmittelbar betrifft, also nicht einen 
anbeaebtliohen BechtsirrtQro, sondern einen Schuldausschliessangsgrnnd 
gemtas § 59 StGB, darstellt 

Nr. 126. Eiitseh. des D<^iitscheii Reichs^ericbts. 

6. Zivilsenat. Vom 29. September 1904, 

' Jur. WociieuäLijr WMll i*Ji Kr. 69/71 N Zill" :iO,* 

f I Reichshaftpflichtgesetz. Eine nur auf psychische Erreguno zurückzuführende 
ScUdigang der GMSidheft (N«r¥Mer§chiMfefing) ist anoh naoii dm BGB. alt eine 
WbrtmwiMiQu% im Sinie des § I anzoselieB. Dfe in ihren rachtllthMi Folgsn k$- 
dHtMgtlose ünt?r<;nherdung df<; BGB zwischen Körperverletzung und fiesMdMti* 
Schädigung ist nicht auf das Haftpfliehtgesetz zu übertragen. 

Nach (l»>r Feststpllnn? des HG. ist L. während der Fahrt auf der 
von der Bekl. betriebenen Hahn in einem Moturwageu durch eine 
Explüsiou iuloige von Kurzschliiss dei-artig erscli reckt, dass er eine 
schwere Nervenerschiitterun^ da\ ungeLiagen hat uiul dadurch au seiner 
Gesnndheit peKchRdiet wordeu ist. Aut diese von der Revision niclit 
augelüchteuu Feslstelluug ist die Verurteilung der Bekl. zur KiiLschHiliiiüag 
Dach § 1 des Uai'tpflichtgesetzes (i;estbtzt. Die Revision hat dagegen 
den Einwand erhoben, der § 1 verpilichte den ßetdebsontemehmer nur 
in dem Falle zur Entschädigung, wenn ein Mensch getötet oder körperlich 
verietzt sei. Eine nnr aaf psychische Erregung zurttckzoftthrende Schädi« 
gong der Gesundheit könne als Körperverletzimg nicht bezeichnet 
werden. Das BGB., dessen Ausdrucksweise für die Anslegung der 
neben ihm fortbestehendem Nebengesetze mas^ebend sein mOsse, unt<»r- 
scheide genau zwischen Verletzungen des Körpers und der Gesundheit; 
die letztereu seien nicht als Unterart der ersteren hingestellt. Diese 
AusfiihruDg ist verfehlt und es ist den Gründen beizutreten, mit deuen 
das BG. diese bereits in der Voriustanz von der Bekl vertretene Rechts- 
auffassung zurückgewiesen hat. Die Revision hat nicht bestreiten können, 
dass vor dem Inkrafttreten des BGB. die jetzt von ihr aufgestellte 
UntersclieiiliHij;' keine Geltung gehabt hat. I'a.s beim Erlass des Haft- 
pfliehtgesetzes geltende Straf;iesetzbnc!i hatte im § 223 und in der 
üeberschrift des Abschnitt 17 Tl. II ausdrücklich die körperliche Miss- 
handlung und die Beschäilifiung dei- (lesuiulheit unter der gemeinsamen 
Bezeichnung Körperverletzung zusauuiiengefüsst. An diese Ausdrucks- 
weise hat das üaftpflichtgesetz sich angeschlossen, das sachlich die 
Bestimmung des § 25 des Prenssisehen Gesetzes ?om S. November 1888 
ftber Beschädigung der auf Eisenbahnen befördeiten Personen Qbernehmen 
wollte. In diesem Sinne ist denn auch der § 1 in der frtkhei-en Beeht- 
sprechoog stets ausgelegt. Das EG. zum BGB. hat in Art. 42 ihn nn- 
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verändert gelassen. Nun ist allerdings mSglich, dass die im BOB. anf- 
gestellten allgemeinen Rechtsgmndsätze, wie Är die einzelnen Schnld- 
verh&ltnisse des BGB., so aneh fUr die aus selbständigen Nebengesetzen 

eutspringeudei) anwendbar sein können, wie das bezüglich des § 254 
BGB. bei Haftpflichtfällen bereits anerkannt ist. Allein hier stellt nicht 
ein allgemeiner, auf verschiedene Scbuldverbältnisse anwendbarer Rechts- 
satz in Frage, sondern die Revision will aus dem blossen Sprachgebrauch 
des BGB. die Folgerung ziehen, dasf; der Inhalt des § I des Haftpflicht- 
gesetzes eine weitgehende Einsrhränkung ei-litten habe. Da«? ist nm so 
unzutreffender, als das B(il5. mit der von ihm gewiildten Hänfniiu der 
Ausdrücke eine sachliclie \'erscliieiWMi!ieii nicht veibindet. vittiniehr an 
die Verletzung des Körpers und der t>esnndheit, wo es sie nebeneinander 
erwähnt, stets gleiche rechtliche Folgen knüpft. Die lievision hat für 
ihre Ansiebt auch in dem Hinweis eine Stütze zu finden gemeint, dass 
psychische Einwirkuugeu nicht zu den dem Eisenbahnbetriebe eigeiitüni- 
licheu Gefahren gehOi-ten. Aber § 1 beschränkt die Haftpflicht des 
Betriebsnntemehmers nicbt anf Schäden, die diesen besonderen Gefahren 
entspringen. 

Nr. 127. Entscb. des Oberlaiidestrerlchts Tolmar. 
3. Zivilsenat. Vom 4. Oktober 1904. 

tÜAii Uecht VIII tl904i Nr 20 8. 859 Zlfi*. ms.l 

842, 843 B6B. § 3 Haftpflichtgesetz. Wie nach dem Haftpflichtgesetz, eo kann 
awh nach H 842, 843 BSB. bei Vsmlndcning dsr ErwsrfesfiMgkelt etass Kindts 
auf AiMriteaami dar SehaiiamartattpllteM lagaa Haa UriieiiMr leklagt wardaii. 

. Der Wortlaat dieser dem § 3 Beicbshaftpflichtgesetz nachgebildeten 
Bestimmungen legt allerdings die Annahme nahe, dass nur bei solchen 
Personen, die zur Zeit des Eintritts des sehHdigendeu Ereignisses bereits 
erwerbsfähig sind, von einer Aufliebung oder Mindernng der Erwerbs« 
fähigkeit die Rede sein kann. Grund und Zweck jener Bestimmungen 
zwingen aber zu einer weitergehenden Auslegung. Andernfalls würden 
Kinder sclnin wegen der Kürze der Verjälirungsti ist ihrer etwaigen 
Ansprücite gegen widerrechtliche Kurperverletzungeu recht- und schutz- 
los sein. 

IKes kann der Oesetzgeber nicht gewollt haben. Im Gebiete des 
Haftpflichtgesetzos hatte das Reichsgericht gegenüber den in der Bechts- 
lehre Uber diese Frage bestehenden HeinangsTerachiedenheiten ständig 
daran festgehalten, dass das beschädigte Kind 2wai* sar Zeit des Un- 
falls nicht auf Entschädigung, wohl aber behufs späterer Oeltendmachung 
seines Entschädignngsanspmchs aof Anerkennung der Entsch&dignngs- 
pflicht gegen den Urheber des Schadens klagen kann. Es ist anzu- 
nehmen, dass der Gesetzgeber des BGB. diese Rechtsprechung gekannt 
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und dara er sie gebilligt hat, sonst wttrde er seinec etwa gegeuteüigeu 
Ansieht in dem Woi^tlaut oder der Begründung der §§ 842, 843 Aus- 
druck gegeben haben. Dies ist jedoch nicht der Fall. Es ist deshalb 
davon aoszngehen, dass auch wegen der darch unerlaubte Handlung 
gegen ein Kind ihm zugefttgten VermindernDg seiner Erwerbsfähigkeit 
gegen den Urheber auf Anerkennung seiner Sehadensei'satzpflicht geklagt 
werden kann. 

Mr. 1188. Bntseh. des Beislrksgerlehts ftfr Handelssaehen In Wien. 

Vom 6. Oktober 1904. 

a:::.- i:: T .) \ i. v\'n -.-.m- Nr. i-2 S, 67«.) 

Es begründet grobes Verschulden der Eisenbahn in der Routenwahl, wenn sie bei Be- 
förderung von Qetreide von zwei zur Verfügung stehenden Routen diejenige wäblt, 
dirwi LlifwfWtt Mr im wmIom kHmr ist, wslobs aber ein» arktblicli hlNiera 

Fracht beiHigt. 

Das Erlaufen der höhei t n Fracht ist eine Folge der Wahl des 
Transportweges. Da das verfrachtete Gut (Getreide war, welches eine 
h5here Fracht mit Röcksicht darauf nicht verträgt, dass im Handel 
mit demselben, wie dem Gerichte bekannt i.'^t. mir ein sehr «reringer 
Nutzen erzielt werden kann, so fällt eine Dittereiiz vnii 108 Ö0 K bei 
einem Waf^gon sehr ins Gewicht. Dagegen ist im Verkehre mit Getreide 
eine .Mehrlief'erfrist von einem iialheii Tage nicht von Bedeutung, zumal 
es bekannt ist, das.s die reglementarische Lieferfrist von der Eisenbahn 
meist nicht vollständig ausgenützt wird und auch sonst nicht anzuneianen 
ist, dass für den Vertrag über Lieferung von Getreide eine Verspät iin-j: 
des Eintreffens des Gutes um einen halben Tag von Bedeutung .^tin 
konnte. Wollte man aueh annehmen) dass möglicherweise bezüglich der 
Lieferung des Getreides ein Fixgeschäft vorliege, so könnte doch eine 
Verspätung von einem halben Tage den Verkäufer nicht in Verzug 
bringen. Ans dem Gesagten ergibt sich, dass in dem hier in Betracht 
kommenden Falle die von der Bahn gewälilte Beute Über Man^hegg, 
weil sie eine um 103'60 K grössere Fracht bedingt, fttr den Absender 
eine sehr ungünstige ist gegenüber der anderen Route Über Zwardon — 
Saybusch. Da nun nach § 61 lit. i in Ermangelung der Angabc des 
einzuhaltenden Transportweges die Eisenbahn denjenigen Weg zu wählen 
hat, welcher ihr für den Absender am zweckmässigsten scheint, und 
im vorliegenden Falle der von der Bahn gewählte Transportweg für den 
Absender zweifellos nitt Xachteile bietet, so ist die Bahn der ihr nach 
der bezogenen Bestiiunmug des Betriebsregleraents obliegenden Ver- 
pflichtung nicht nachgekommen, vielmehr fällt ihr bei der Wahl des 
Transportweges ein grobes Verschulden zur Last. Denigeniüss haftet 
sie fttr diese Walil und hat dem Kläger die durch diese Wahl aufgelaufene 
Müiii gebühr zurückzuerstatteu. 



Digitized by Google 



1^ Entscb. des Oeutschen Reicbs((firicbt8 vom Vi. Oktober liKH. 

Die Beklagte berofi sich allerdings auf die Znsatzbestimmaiig VI 
zn § 61 Betr.-Regl.^). Diese Bestimmung kann jedocli vorliegend keine 
AnwenduDg finden, weil nach Ansicht des Gerichtes hier ein grobes 
Versehen bei der Wahl des Transportweges vorliegt and die angefUirte 
Z&satasbestinunnng für diesen FMI nicht gilt, da sie sonst im VITider- 
Sprache mit der Bestimmung des § 51 Ht. 1 stünde, dies aber nach 
Absatz (2) der Eingangsbestimmangen znm Eiseubahnbetriebsregleinait 
UDsalSssig ist.. 

Nr. 12iK Eiitst'li, des Ücutseheii Relehsf^e richte. 
5. Zivilsenat. Vom 12. Oktober 1904. 

(Jw. Wookaosehr. XXXill (i«<Mj Nr. 6»m &. m Ziff. n.) 

PrtSM. Mtiiftahasettti vtM 2S. Mi I8S2 H 2. 4, 17-111, 22ff.. 24. 62. Orltto 
(NasliliAri eto.) «iaiT nicht berechtigt, lUelibahRiaternehnier Im ordentlichen Rechtsweis 

zu AeniJprtingpn drr Bahnanlage und de? Betriebs, sowie zur Hcrstclfunn besontJprpr 
Anlagen gegen schädioende Einwirkungen zti zwingen. Nur du' Anriifung iler zu- 
ständigen Verwaltungsbehörden und Gerichte ist gestattet Uurch ^ 24 sind die 
lUeiiiNriNieii geMtzlish zsn Betriebe verslilcbtet. nitbis aiieh wesi ibiss die Betriebs- 
piiebt !■ ier fieaebmigenfeerkuRde Rieht aRferiegt ist*). 

Die Berliner Hoch- und Untergrandbahn ist ein dem allgemeinen 

öffentlichen Interesse in hohem Masse dienendes Verlcehrsmittel. Sie 

ist eine Kleinbalm im Sinne der Nr. 1 des Gesetzes vom 28. Juli 1892. 
Gerade mit Rück^iclit auf die OemeiDnrttzi^rkeit der dem öffentlichen 
Verkehr dienenden Kleinbalinen, anderer.seits aber auch auf die Gefahren, 
die init d* m Verkehr auf ihnen verbunden sind, so^vie auf die Be- 
lä^ti^'ungen, die der Betrieb fi'ir die Nachbain mit sich führt, nimmt 
der Staat den Schutz dci- einander widci streitenden Interessen wahr, 
damit ein staatshoiieiiliciies Hecht ausübeud. 

Aus den Bestimmungen der §§ 2, 4, 17—19, 22 ff., 24 ergibt sie Ii, 
dass der Staat kraft seiner Hoheit den Schutz des Pubiikum.s und der 
einzelnen Nachbaiu gegen die Gefahren und Nacliteile, die aus dem 
genehmigten Unternehmen und dem Betrieb entstehen können, in die 
Hand genommen hat. Es ergibt sich aber femer daraus, dass der 
Unternehmer in der Freiheit, Uber das üntemehmen and den Betrieb 

') Znsatzbestimmnng VI zu § Gl Uetr.-Kegl.: .Antrügen auf nacbtrttglicbe An- 

w(<n(lung einer billigeren als der von der Eisenbahn vorgenommenen Abfertigang wild 

mit tolgenden Ausnahmen st^ittgegebeo : 

1. In Ermangelung einer Weg-, Zollamte- od« Abfertigangsvoncbiift: 
b) wenn auf dem Wege, über welchen die fVacbtberecbnang beantragt 

wird, sich tarifmässig dne iSngere LleferfrUt ergeben b&tte als anf dem bahaseits 

gewühlten \\'^•>^o. 

*) S. Eger, Kummcutut auiu Klein habngoactz 2. Aufl. S. 238, 467, 4b9. 
«) Eger a. a. 0. 8. S6, 46, 186, 181. 
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zu verfügen, durch den Staat wesentlich beschränkt ist, dass er ins- 
besondere ohne landeapolizeiliche Oenehmigung nach Herstellang der 
Bahn Ton dem einmal festgesetzten und genehmigten Plane aucb in 
Einzelbeilen nicht abweichen daif. Daraus folgt wiederum, dass auch 
Dritte, die durch den Betrieb in der Benutzung ihrer Grundstficlce 
wesentlich beeinti'ftchtigt zu sein glauben, gegen den Unternehmer 
Aendeningen der Bahnanlage und des Betriebes im ordentlichen Rechts- 
wege nicht erzwingen kennen. Sie mflssen sich an die mit der Wahr- 
uebmuttg dw staatlichen Polizeihoheit betrauten Behörden und, falls sie 
bei diesen nicht darchdringrn , an die Verwaltungsgerichte wenden 
(§ 52 daselbst und §§ 127 130 des Gesetzes Uber die allgemeine Laiides- 
verwaltung vom 23. Juli 1888). Diese Grundsätze hat das RG. bereits 
mehrfach aus^^esprochon in seinen Entscli. in Zivilsachen Bd. 31 S. 285, 
im Urteile vom 22. April 1903 in Sachen Voss c. Aachener Kleinbahn, 
Kep V 96/03, und in dem zum Abdrucke bestimmten Urteile vom 
13. April 1904, Kep. V 415 03 Die TTnznlässiükeit des l^erlitswef^es 
über die erhobenen negatorisciKii Ansprüche ergibt sich aber auch aus 
den 1—4 des (lesetzes über die Zulässigkeit des Rechtsweges in 
Beziehung auf polizeiliche Verfügungen vom Ii. Alai 1850. Ka ist ein 
durch höchstrichterliche Rechtsprechung festgestellte!* Grundsatz, dass 
die polizfliliebe Genehmigung einer im Interesse des OiFentlichen Ver* 
kehrs notwendigen oder zweckmlLssigen Anlage die Bedeutung einer 
polizeilichen Verffigung hat (vgl. Gruchot, Beitr. Bd. 84 8. IISS, Bd. S9 
S. 682, Jur. Wochenschr. 1900 S. 629 Nr. 19). Eine solche Verfftgung 
richtet sich nicht bloss gegen den Hersteller der Anlage, sondern gegen 
jedermann. Die von ihr betroffenen aber sind nach §§ 2 und 4 jenes 
GesetKes, falls sie sich nicht auf einen besonderen Rechtstitel — und 
einen solchen bildet das Privateigentum nicht (Entsch. des BG. in Zivil- 
sachen Bd. 24 S. 281) — berufen können, auf die Geltendmachung von 
Entschädigungsansprüchen beschränkt. lu dem erwähnten Urteile 
Rep. V 415/OB ist die Fra^je otVen gelassen, ob die Geltendmachung von 
Eigentumsfreiheitsansprüclien gegen Kleinbahnen auch dann niclit im 
ordentlichen Rechtswege statthaft sei, wenn den betreffenden Klein- 
bahnen der Betneb in der Genehmiy:angsurkunde nicht zur Pflicht 
gemacht worden ist. Auch diese Frage ist jedocl» zu bejahen, weil 
das Kleinbahugesetz selbst im § 24 diese Verpfliclitinifr auf- 
erlegt und weil alle bisher erürteiten Grundsätze jedenlall.N solange 
zur Auwendung zu kommen haben, als die Bahn im Betrieb ist. Ab- 
gesehen davon ist jene Pflicht der Bekl. im vorliegenden Falle in der 
Genehmigangsnrknnde auferlegt worden. 
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Abhandlungen. 



7. 

Haflaitg 4er Eisenbalin bei Beförderung des Cl^iites in offenem Wagen. 

Ton Dr. Max RaMI, 

Direktioiwnt im ESnigl. Bayr. StaatsiDinisteiiiiiii fitr Verkehraangelegenheitoii 

in MQnclieii. 

Nach § 469 Abs. 1 Ziff. 1 des HOB. (§ 77 Abs. 1 ZUT. 1 der Eieenb.- 
Yerlc.-Ordn. ^) nnd Art. 81 Abs. 1 Ziff. 1 des Internat FracbtttbereinkonuneiiB) 

haftet die Eisenbahn in Aus(]inii<r der Güter, die nach der Bestinminig des 
Tarifs^ nil(!i- nach ciiur in den Fia clitbrief anfgenommenen Verein- 
barung «üt dem Absender in orten gebaulon Wairen befördert werden, für 
den Schaden niHit, der nm der mit dieser Betorderangsart verbundenen 
Gefahr eut^stelit. iNacii Abs. 2 des § 459 HUB. (Abs. 2 des § 77 EVO. ') 
nnd des Art. 31 I. Ue.) seil sodann , wenn ein Sdiaden nach den üimtKiideii 
des Falles aas dieser in Abs. 1 Ziff. 1 erwähnten Qefabr entstehen Iconnte, 
Termntet werden, dass er auch wirUidi daraus entstanden ist. 

Es ergibt sich nun die Frage, welche Bedeutnne: den in Abs. 1 Ziff. 1 
a. a. 0. enthaltenen Worten: .,nach einer in den Frachtbrief anff^enom- 
nienen Vereinbarung luit dem Absender" /.ukoniiut. T^t die .\nfnahrae der 
Vereinbarung in den Frachtbrief materielle Voraussetzung für die Aus- 
schliessung der Haftung wegen der durch die Beförderung in offenem Wa^en 
entstandenen Sehäden oder hat sie nur formelle Bedentang in der BIchtung, 
dass zwar nnr durch sie die in Abs. 2 des § 459 HOB. (bzw. § 77 EVO. 
und Art. 31 I. Ue.) zugunsten der Eisenlialin vorgesehene Vermutung be- 
gründet wird, dass aber auch ohne sie die Haftablehnung wegen der bezeichneten 
Schiidon '/ulHssip ist, wenn dir Eisenbahn den Beweis der Entstehung- des 
Schadens au» der mit der Beförderung in offenem Wagen verbundenen Gefahr 
erbringt? 



>) Bbenso § 77 Abs. 1 Ziff. 1 des BetiiebsMglements fflr die BiseDbelineR d« im 

Rdchsratc vertretenen Königreiche und Länder vom 10. Dezember 1892. 

Die deutsi he Eiscnb.-Verk.-Ordn. und das ö^^terr Retriebsreglement ent- 
halten noch den Zusatz: .nach der Bestimmung dieser Ordnung bzw. dieses 
Reglements". Man hat diesen Zisati bezaglich des dentsd«! Bedits fOf ungültig 
erUftft (Eger, Komm. s. TO. 2. Aufl. 8. 499, und fiertser, HandlroBamentar s. TO. 
S 137), aber ra. B. mit irnreeht Vgl bierttber Reindl in den Bayer. VeritehisUittom 
1903 S 249 

*) Ebenso Abs. 2 des g 77 des in Anm. 1 erwähnten öaterr. lletiiebsreglemeate. 
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AnlasB znr Untersnclinnpr dieser Fra^e bietet ein jSnget ergMigenes 
Urteil des Oberlandeeg-erichts Posen vom 2. Mai 1904*), dem fol{?ender Sach- 
verhalt zagrnnde lapr: Der Ahspndpr einer Ladnnpr , lebende Pflanzen nni\ 
Hiinnip" hatte mündlieh vun der (.iüterstation die Beistellnnar oiiies ntViMirn 
Wat?eiiä verlangt. Diesem Verlangen wnrde auch entsprochen. Eine Auf- 
nahme diesea Aatraga In den Fraditbrief ist seitene des Absenders nicht er* 
folgt UBterwegs ht iinii das Gut durch Fmdeen der Lokomotive io Brand 
ffisetKt weiden. Da der Schaden aoinit xwelfellos aaf die mit der BefSrdemng 
in offenem Wagen verbundene Gefahr ^surUckznftthren war, bat die Eieenbalui 
die Haftnuf? hierfür a1i<rplt'lint. Sic ist mit dieser Ahlclinnnc: vor der ersten 
Instanz und sodann ancli v<*r dem Oberiandesgerichte in zweiter Instanz dnrch- 
gedrunircn, indem das letztere von folgenden Erwägungen ansgiu^: 

Mit Hecht habe die Eittenbahn behauptet, dass sie gemäss § 4öü HOrB. 
von der Haftung befreit a«l, weil der Sehaden dnreii ein »Venohnlden* Inew. 
.dorcii «ine nicht von ihr verechnldete Anwelenng des Verfügnngsberechtigfeen'' 
entstanden sei. Unbestritten sei es snnftchst, dass der Absender persQnÜoh 
einen offenen Wagen mttndlicb verlangt und dass er ^clhnt seine Pflanzen 
in dieson Wa^en verrarkt und der Eisenbahn znr BefTirderung Übergehen 
habe. Hierin sei ohne Bedenken eine Anweisung zu erblicken, und zwar 
dahin, die Pflanzen in dem udenen Wagen zu befördern. Dass diese An- 
weisung durch einen schriftlichen Vermerk in den Frachtbrief aufgenommen 
werden mttsse, um flir die Eisenbahn verbindUcii sn sein, gehe ans § 456 
BGB. nieht hervor. Danaeh genfige jede Anweisung, auch eine mOndliehe. Die 
Unterlassong der Aufnahme einfs entsprechenden Vermerks im Frachtbriefe 
habe nnr die Wirkung, dass die Eisenbahn sich nicht auf die zn ihren 
Gnnstrn iit § 469 Abs. 2 aufsrestcUte Vermutung berufen könne Wenn anch 
die unmittelbare Ursache der Inbrand^setzung der Pflanzen der Ktinkenting 
gewesen sei, so sei daliir doch ganz aliein der Klüger verantwortlich zu 
madien, der die BefSrdernng in einem' olTenen Wagen veranlasst habe ; denn 
eine Verachtung der Bahnbeamten, ihn auf die GefUiren der von ihm ge- 
wlhlten Transportart auflnerlcsam zu machen, kSnBS nicht anerkanoit werden. 
Auch die Tatsache, dass der fragliche Wagen dicht hinter der Lokomotive 
eingestellt war. könne der Eisenbalm nicht zum Vorwurfe f^ereidien, da 
lebende Pflanzen und Bäume" nicht zu den feuergefährlichen Gegenständen 
zu rechnen seien. 

Diese Begründung erscheint aber wohl nicht bedenkenfrei. 

Was nnichst das TerhUtnis des § 450 HOB. (§ 77 VO., Art. 81 L Üe.) 
SU 9 456 HOB. (§ 75 VC, Art. 30 I. Ue.) anlangt, so bemht dies keines- 
vvegs lediglich in einer Verschiebung der Beweislast. § 459 Abs. 1 (§ 77 
Abs. 1 VO., Art. 31 Abs. 1 I. üe.) stellt vielmehr in der Erwägung- den Um- 
Standes, dass es in den dort angegebenen Fällen den Rücksichten der Billig- 
keit widersprechen würde, der Eisenbahn die üir sonst nach den strengen 



') >Utget. in der Zeitg. d. Ver. dtscb. Eisenb.- Verw. 1904 6. 1 ; auch in der Zeitachr. 
t d. intsrnat Eiseub.-Traasp. XII S. 880 und in der Zeitsdir. ,D«e Becfat" 1904 8. IM. 
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GrimdsUUen des rereptoui obliegende Haftung aafssnerlegen, ansdrftcklieh 
ftttiser den in § 466 (§ 75 VO., Art 30 L Ue.) henit» erwähnten Bef^lnngs- 
grftnden noch weitere beMudere Haftangebeschrfliikiuigen anf. Dies geht 

ans den Eingnag»\voi-ten : ^Die Eisenbahn haftet nicht* mit klarster Dent- 
liclikeit luTVor. Würden die in ij 45i» Abs. 1 ervniintrn Fälle der Haftnng-s- 
beschrflnkufiM oiler einigf flcrsrlhrn «rlion in 3 4r)(i itj 70 V<>., Art T. T^e.) 
mit enthalten sein, s<» wäre » s doch g:änaiUch unnötig und üljt'rriiis>ii; ;^» \vcsen. 
sie in § 46Ü (§ 77 VO., Art. 81 I. Ue.) noch ausdrücklich aufzuliihreu. Nun 
wird der pmlctische Wert der in $ 459 Abs. 1 (§ 77 Abs, 1 VC, Art. 31 
Abe. 1 L Ue.) aofgeettilten Haftbefreinngfli^nde dnrcli die in Abs. 2 uf- 
geetellte Beweitregel ffir die Eiaentiidin swur noeb eriiSht, indem zn üixen 
Gunsten bis xnr Erbrin^np: des Gegenbewiix s die Vemmtnng dafür sprechen 
ila>i8 der S( liaden an** den besonderen (iefalu en. we^en deren die Haftung 
ausgeschlossen sein soll, anch wirklich entstamlen ist; diese Beweisrej^el 
bildet aber nur den Geerensatz zu der in If)»! {§ 75 VO . Art. 30 1. Ue.) 
enthaltenen Regel, dasB die nach der letzteren Bei>tiuiuiuug zulässigen Ex- 
knlpationsgrUnde Ton der Eieoabalm sn beweisen sind, nicbt aber den Gegen- 
sati an § 456 fiberhanpt; die HaftbefreinngigrOnde des § 459 Abs. 1 (§ 77 
Abs. 1 VO., Art. 31 Abs. 1 I. Ue.) würden vielmehr anch ohne die Beweis- 
regel des Abs. 2 eine Ansnalunc von dem Haftungsprindpe des § 456 (§ 75 
VO., Art. 30 I. Ue.) bedeuten. Es erscheint daher inifr, wenn man, wie die.« 
in dem Urteile des Oberlandessrerichts f^^eschieht, annimmt, tlass die Niclit- 
erfüUung der in § 459 Abs. 1 Ziff. 1 (§ 77 Abs. 1 Ziff. 1 VO., Art. 31 Ziff. 1 
I. Ue.) vorgeschriebenen Bedingungen Unterlassung der Anfiuüime des 
Yermerlcs im Frachtbriefe — nnr die Bedeutung habe, daaa die Eisenbahn 
sich aof die au ihren Onnsten in Abs. 2 dieses Parngn^ihen anfgeabdlte 
Verrnntong nicht berufen könne. Es wSre auch schwer verständlich, warnm 
gerade zur Erzen^rnnc: dei Kechtsvermutung, dass ein Schaden aus der mit 
der Beforderunji: in nffcneni Wagen verbundenen Gefahr entstanden ist, vor- 
geschrieben woiddi sein Millte, dass die Vereinbarung über diese Art der he- 
förderun;; im Fi aclitUriet e getroffen werde, und warum diese Rechtsvermutung 
nicht anch dann fttr die Eisenbahn spreehen sollte, wenn diese Vereinbu-nng — 
Boferae nnr ihre Existenz von der Eisenbahn bewiesen wird — anf andere 
Weise, c. B. mündlich, zustande kam 

Muss man daher davon ausgehen, dass in § 159 Abs. 1 UGB. (§ 77 
Ab«. 1 VO , Art. 31 Abs. 1 I. Ue.) besondere Haftungsbeschränkungen neben 
den in § Ibi) f§ 75 VO . Art. 30 T. Ue.) bereits genannten BefreinnL-sornnden 
aufgestellt sind, so mn»H man nacli dem Grundsatze, dass AuMiuli'nen nnr 
strenge auszulegen sind, zu dem iSchlubse kommen, dass diese Haftungs- 
^ beschrftaknngen eben nur da eintreten hOnnen, wo dfo hlerfftr gesetzlich genau 
bestimmten Voraussetzungen gegeben sind. § 459 Abs. 1 Ziff. 1 sehrelbt 



M Das gleiche gilt anch besOgUcfa der in §469 Ziff. 2 und 3 HOB. (§ 77 

Ziff. 2 und 3 ^'0 . .\rt 'M Ziff. 2 und 3 I. Ue.) statuierten Befreiungsgründe — An« 
erkennung der mangelhaften Verpackung und Vereinbarung Aber die Verlsdnng — , 
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aber deatlieli vor, daas die Haftung der Eiaenbalui fQr die Seliadem, die aaa 
der mit der Bef^rderasg in offenem Wagen verbnndeMO Ctefahr entstanden 

sind, dann nnd nnr dann aii«jrp'^*'fi'^'"<^n «ein «»on, wenn die Befr.i dfinn^^ in 
offenem Wahren entw » ilcr iia< !i 'lfm Tarit oder nacli einer in den Frai lit- 
briet aufg:enoiumenen V ereiiibarung mit dem Ahmender erfolgt ist. Dieser 
Bestimmnng liegt also der Oedanke zu^rande, da»s die Eisenbalin für die 
Guter, weldie in offenem Wagen liefSrdert werden, an sieh in dnr gleichen 
Weise haften aoUe wie fttr die Qftter, welche in gedeckten Wagen Beförderung 
finden and daas sie nur auänahmsweise dann von der Haftnng für die Schfidan, 
die mit der ersteren Befltrdernng:8art gegenüber der letzteren naturgemSss 
verbünden sind, befreit sein soH . wenn ihr die erstero Bcfördei nDL'-sai t in 
einer ganz bestimmten \Vti-<i' durch den Tarif oder eine besondrir im 
Frachtbriefe enthaltene Vereinl»arung — gestattet worden ist. Hat sie dalier 
die Beförderung in offenon Wagen betfttigt, ohne hierzn in dl6Mr fonneU 
bestimmten Weise emULditigt gewesen zu sein, so hat sie die bierans ent* 
■taadenen Folgen selbst m tragen; denn es ist ihre Sache, das Gnt vor den 
Ihm während des Transportes drohenden Gefahren an schfitzen. 

Nun könnte man allerdings einwenden, dasfi e?» reehtUch doch gleit li- 
gUltig j*ei, ob die Vereinbarnnsr über dif Zuliissigkeit der Beförderung in 
offenem Wagen schriftlicli im Frachtliritie oder nur mündlich getroffen %vnide, 
wenn nui' feststehe, dass dietsc Befurderungsart dem wirklichen Willeu der 
ParteicB entsprochen habe, dass also die Vereinbamng im Prachtbriefe 
höchste]» den Zwedk haben könne, den Beweis an sichern, nicht aber die 
Erbringung desselben auf anderem Wege überhaupt atianschneiden. Dieser 
Einwand wird aber durch die Entstehungsgeschichte der frafrliclien Vorschrift 
des § 459 Abs. 1 Ziff. 1 sofort widerlegt. In Art. 424 Abs. 1 Ziff. 1 des 
aiten HGB. waren nUmlicb ebenso wie in § 77 Abs. 1 Ziff. 1 der Eisenb.- 
Verk.-Ordn. vom 15. November 189:^ und in Art. 31 Abs. 1 Ziff. 1 der 
früheren Fassnng des Internat. UebereLokommens tatsächlich anstatt der 
Worten ,in den Frachtbrief anfgenommenen VereiBbarang* nnr die Worte: 
»nach Vereinbarung mit dem Absender' enthalten, so daas alao andi andere 
als im Frachtbrief) f;etroffene, insbesondere auch mündliche Vereinbarungen 
die Wirkunir d* r Hattbefreiung hatten. Auf der im Fi iilijalire 1896 zu 
Paris abgehaltenen Konferenz zur Revision des Internat. Uebereinkommens 
hatten nun sowi.lil Keiitstliland als Oesterreich den Antrag eingebracht, in 
2t\S. 1 de» Art. Jl ilie Worte „in den Frachtbrief aufgeuommenen"' vor dem 
Worte sYereinbarung'' einanschalten. DentscUand hatte don Antrag damit 
begrSndet, dass diese Einschaltung «sich als wflnsciieimwert heransgestellt 
liabe, um Streitigkeiten an vermeiden* nnd Oesterreich hatte als Hotiviemng 
folgendes angeführt: „Die Vereinbanuig mit dem Absender über den Trans- 
port in offenem Wagen sollte nur mittels einer ausdrücklichen Vorschrift im 
Frachtbriefe ^etniffen werden, weil » ine derartige, einen wichtigen Bestandteil 
des Frachtvertrags bildende Vereinbarung notwendigerweise aus dem Vertrags- 



*) oder nach der Verkehnordnung, vgl. hierUber oben S. 168 Anm. 2. 
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dokumente xn ersehen sein imiss'' ^). Die beiden AntiUge wurden der II. Komr- 
mission znr Vorberatnnp überwiesen. Die Kommission l»at nach Beratnng 
folgendes erklHrt: ^Tin spfttpre Meiminfysversrhipflenheiten zn vermeiden, halt 
die Kommission es tiii /.wet-kmössi^, in den Frachtbrief oiiun VeniH ik zu- 
zalasüen über Vereinbarungen zwischen dem Absender und der Eisenbahn 
in beü'eff der Begcbaffenheit der verwendeten Wagen. Die gleiche Ei^änznng 
wie in Ziff. 1 ■ maea konseqnenterweiae aneli*) für jene FlUe von Verein* 
Immngen, welelie in Ziff. 3, betreffend daa Anf> nnd Abladen der OttCer 
seitens des Absenders baw. dea Empfünfrers, und in Ziff. 6, betreffend die 
Beigabe einer Begleitung, vorgeselicn sind, durchgeführt werden" ^\ Dieser 
Vorschlag der Kommissitm wurde ohne Diskussion angenommen and somit 
der Ziff. 1 des Art. 31 des i. Ue. die derzeitige Kassung gegeben. Bei der 
Revision des deutscheu Handelsgesetzbuchs im Jahre 1897 ist sodann die 
gleiche Einadialtnng ancb in den § 469 des HOB. Übergegangen, und swar 
ans den gleielien Erwägungen, die in der Pariser BeTiiiionakonferenE mass- 
gebend waren. Die Denkschrift /um Entwürfe eines nenen Handelsgesetz- 
buchs'') bemerkt hierüber folgendes: „Znr Verhütung von Zweifeln und 
Streitigkeiten erapHehlt es sich vorznsclireiben , dass die Eisenbahn ?if*h auf 
eine mit dem Absender fretroffene Vereinbarung über die Art des Transportes 
(§ 4öy Zill. 1, 3 und Ö) nur berufen kann, wenn die Vereinbarung iu den 
Fr&elitbrief aafgenommen ist. HinsichtUdi der Verpackung ist der gleiche 
GmndsatB sehen bisher in Oeltnng (Art. 424 Ziff. 2 des bisberigen HOB., 
Art. 81 Ziff. 2 des Bemer Uebereinlconunens)''. 

Aus dieser Entstehungsgeschichte der fraglichen Bestimmung in Art. 31 
Ziff. 1 des I. Ue. nnd in § ihd Ziff. 1 des HGB. geht mit einer jeden Zweifel 
ausschliessenden Deutlichkeit hervor, dass der Gesotzgeber znr Abschneidnng 
aller Streitigkeiten jede andere als die im Fraclitbriefe getroffene Verein- 
barung über die Beförderung in offenem Wagen nicht für hinreichend be- 
traditet wissen wollte, am die Ifaiftung der Eisenbahn fBr den ans dieser 
Befttrdemngsart entstandenen Sehaden ansanschliesMn, nnd nichts dentet darauf 
hin, dass mit dieser Vorschrift nnr bezwecitt werden wollte, der Eisenbahn 
die Berufung auf die in Abs. 2 des § 81 I. üe. nnd bt Abs. 2 des § 469 
HGü ni;fgestellte Vermutung z« sichern. 

W . im nun das Urteil des Oberlandc-^gericlits weiter bemerkt, dass in 
dem mundiichen Verlangen der Belörderung in offenem Wagen eine die 
^ftong anssebliessende „ Anweisung" ^) im Sinne des § 45ti HGB. enthalten 

•) Vgl. Pariser Protokolle S. 44. 

*) Deutschland und Oesteireioh hatten n&mlich nur einen Antrag auf Brginsimg 
der Ziff. 1 gestellt. 

') Vgl. Pariser Protottolle S. 146. 

*) Denkschrift S. 273. 

•) Dass in diesem mündlichen Verlangen ein Verschulden des Absenders liege, 
hat das Urteil nicht ausgesprochm. Es wäre auch nicht erfindlich, warum hierin ein 
Verschulden liegen sollte. Man müsstc sonst auch die in den Frachtbrief aaf- 
geiMHnmene Veranlwning als Verschulden ansehen. 
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sei, d» für diese Anwdsiing nirgends die Aufnahme in den Frachtbrief vor- 
geschrieben mI, ao ist aaeh diese Ai^nmentetion YeifeUt. 

Znnftcbet konimt in dieser Hinsicht in Betriebt, dnas unter einer ,An- 

weison^r des Verfngnof^sberechtigt^n" im Sirnie des § 466 HGB. (§ 76 VO., 
Art. 31 T. Fe.) nur eine solche einseitiore Anweisung verstanden werden kann, 
die sich ans dem vertrac-lichen VerfUf^ungsrPchtp dp? Absenders bzw. Empfängers 
ergibt, und die die Kisetibalin auf Cirund de»» Frachtvertrages zu beff>le-pn 
verpHicbtet ist*). Hie/u kann aber das Verlangen des Absenders, dass das 
Ont in dnea offenen Wagen verinden WM^en soll, ttberiianjit nicht ge- 
' rechnet werden. Denn es steht, soweit in den Tarifen nnd Beglementa Iteine 
BestimDinngen getroifen sind, im Beliehen der Eäsenbahn, in wricber Weise 
sie das Chat befördern will, und es ranss dies auch der Fall sein, da sie ja 
anoh für den -IsaiUn liaftot, der ans dor !in7:weckiii;l.ssiirfii Wahl der Transport- 
art entsteht. Der Abs*ender ist daher weder VK iechtigt, einseitig der Eisen- 
balm die Anweisung zu erteilen, das» da.»» Gut in einem offenen Wagen be- 
fördert werden soUe, noch ist die Eisenbahn verpflichtet, dieser einseitigen 
Anweisung naehinkommen; es bedarf viehnehr, nm eine solche Anweisung 
reehtswirksam an machm, immer einer Annahme derselben seitens der Eisen- 
bahn, also einer Vereinbarnng zwischen der letzteren nnd dem Absender. 
Diese Vereinbarung erfordert aber, wie § 469 Abs. 1 Ziff. 1 HGB. (§77 
Abs. 1 Ziff. 1 Vo . Art. 31 Abs. l Ziff. 1 I Ve.) ausdrücklich vorschreibt, 
schriftliche FixicrnnEr im Frachtbriefe, um für die Eisenbahn 
Uberierende Wirkung zu erzeugen, iui übrigen ist es auch vollkommen irrig, 
wenn das Oberlandesgericht umimmt, dass, weil § 466 HGffi. keine Form 
für die dort als Befreinngsgmnd genannte ,Anweising des Verfl^;anga* 
berechtigten' vorschreibt, jede Anweisung, nach eine mttndliehe, genflge. 
Denn es ist selbstverständlich, dass, wenn in sonstigen Bestimmungen des 
Handelsgesetzbuches (oder der Verkehrsordiuniir bzw. des Internat. Ucbereln- 
koramens) für eine .Anweisung;' des Verfii^'-iuiK-sbereiliti'^'tt'n eine bestimmte 
Form vorgeschriebeu ist, diese Form auch dann eingehalten sein mnss, wenn 
sich die Eisenbahn zur Befreiong von der Haftung unter Hinweis auf § 456 
HOB. (§75 VO., Art SO I. Ue.) auf diese Anweisnng berufen wUl. Wenn 
daher beisidelsweise die Eisenbahn eine der in g 438 RQB. (% 64 VO., 
Art. 15 I. Ue.) vorgesehenen Anweisungen des Absenders befolgt, ohne dass 
dieselben in der in § 455 Abs. 2 HGB. (§ 64 Abs. 2 nnd 6 VO., Art. 15 
Abs. 2 nnd H I. Ue.) vorgeschriebenen Form »rteilt sind, so kann sio sich, 
falls aus der Befolgung der Anweisung ein Schaden an dem iiut»^ < ütsieiit. 
nicht auf § 456 ^§ 75 VO., Art. 30 1. Ue.) zu ihrer Entlastung berufen. 
Blerttber kann wohl eine Ueiniingsyerschiedenheit idcht bestehw. Das gleiche 
mllsste aber, selbst wenn man mit dem Oberlandesgmichte das Verlangen der 
BefSrderang In einem offenen Wagen aJs «Anweisang' im Sinne des $ 466 
betrachten wollte, auch für diese Anwdsong gelten, da ja auch fOr sie in 



') Vgl. Eger, Komm. s. T. üe. 2. Anfl. S.463. 
£ger, tisvDbaiinrechtUelie BaUebeidangeB XXI. 
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§ 459 Ziff. 1 r§ 77 Ziff. Art dl Ziff. 1) eine hestiminte Fora, nimUch 
die Anfnatiiue in den Fraclitbrief, vor^ofichriebtu ist. 

Hiejsn kommt noch ein weiterer Umstand. Der Grand, warum in § 456 
HGB. (§ 75 VO., Art. 30 1. Fe.) der Eisenbahn die Haftung für den ans 
einer Anweisung des VerfügungHberechtigten entstandenen Schaden an dem 
Goto erlauen Ut, iftt der, dats es allgemefai gültigen und anerkannten Eechte- 
gnmdBiltseen widersprechen wfirde, wenn der Frachtführer anf der einen Seite 
▼erpflichtet wftre, mit dem Gute nach der erteilten Anweisung za verfahren, 
dagegen auf der anderen Seite für die aae der Erfüllung dieser seiner recht- 
lichen Verpflichtung entstandenen Fnlcren einznstehen hätte ^). Dieser ürund 
triflt aber da. wo die Eisenbahn die Anwei^^niij^ mangels der vorcresehriebenen 
Jfürm nicht beachten «iitrfte oder wenigsteiib nicht zu beachten braudite, 
nicht an, da sie es in der Hand hat, die Ansfakrang der Anweisung aban- 
lehnen oder von der Erfttllnng der vorgeschriebenen Form abhSagig so 
machen. Ibicht sie von diesem ihrem Rechte Iceinen Gebranch, so ist es andi 
nicht anbiUig, ihr die Haftung für das Gut aufzuerlegen, wenn dasselbe 
infolge der Ausführung der Anweisun-r Schaden leidet. 

.Schliesslich mnss nnch noch auf tnl<ronden Punkt autmorksani gemacht 
werden, der gegen die Ki( litigkeit der von dem Oberlandesgerichte adoptierten 
Auslegung spricht. Es ist üben bereits des nllheren dargelegt worden, dass 
die in Bede stehende Vorsehrilt des % 469 Zilf. 1 HGB. (§ 76 Ziff. 1 YO., 
Art. 31 Ziff. 1 I. Ue.) der Absicht des Geset^bers entsprangen ist, Streitig- 
keiten nnd Heinangsversohiedenheitm zwiselien dem Alisender und der Elsen- 
bahn Uber die gew.'lhlte Transportart zn verhindern. Wollte man nun gleich- 
wohl auch in den Füllen, in denen dir Vereinbarung übrr dio Bcfürdming 
in offenem Waptii niu- mündlich erful}.'t ist. die T^attltcfroinnfj: auf (iiiiml 
des § 456 HGB. zulasben, so wäre hicmit der genannte Zweck vollkommen 
vereitelt und den Streitigkeiten, die man durch die Bestimmung in § 459 
Ziff. 1 {§ 77 Ziff. 1 VO., Art. 81 Ziff. 1 I. Ue.) beseitigen woUte, dvrch 
eine andere Tfire wieder Eingang verscliafft. Denn die Eisenbahn branehte 
sich dann nur auf | 466 HGB. an hemfen, nnd der frtthere Znstand wftre 
wieder vollkommen hergestellt. 

Ans all dorn erscheint die EntscluMflnng dos Oberlandofigpriclit? nicht 
zutrellcud, wie ilenn auch, soweit ich «ehe, diese Auffassung de» Gerichte in 
der Literatur nirgends geteilt wird'}. Die Kiaenbalmen werden daher nach 
wie vor gnt tan, ihre Stationen ananweisen, dass sie die Antrflge der Absender 
anf BefSrdemng eines Gates in offenem Wagen in den Frachtbrief anf- 
nehmen lassen. 

') Vgl. Heindl in Bd. XIII S. 168 dieser Zeitwhrift 

^) Vgl. Staub, Komm. z. HÜB. 6. und 7. .\utl. iUi. II .S. 1566 Anm. 3 Nr. la, 
Eger, VO. 2. Aufl. S, 499, Reindl, Das Internat. Debereinkommen nach dar Psriser 

Revisiorislvonferenz in Egers Entsch. u. AUh. Anlagehcft II S. 14, Egei. Inttrnat. 
TcIk i-fiiikotiirncn 2. Aufl. 461), Hilscher, Das «•«tprreirhicirh - inigarisi lu' und dM 
internal. Frachtrecht Ö. Ktualdini, Komm. z. österr. Betr.-Regl. S. 368. 
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8. 

Der Artikel f» Ht. 1 des iiitemationaleit I'oboreinkoiiinieiis Uber den 
Eisenbahn -FrachtTorkehr. betroffond die Angabe und Wahl des 
Transportweges, vor dem Foriiiii di^r nftehsten ftevisionakonferenz. 

Von L. Calmar, 

Chef des TarifhnreauH der Kgl. Rurnftnischen Eisenbahnen (a. D.) in liukarest. 

Besiegt, aber nicht Uberzengt, haben die Vertreter Deutschlands, Oester- 
reichs, Ungarns and der Schweis: in der vierten Sitzung der Pariser Re- 
nsionskonferenz (21. 3I:uü 1890) das \'()tuin liin^en(»iiiiuen, mit welchem die 
Mehrheit (Belgien, iraiikreicb, Italien, die Niederlande und Russlaudji den 
Antrag auf Ab&ndemng des AtL 6 lit. 1 nach llingerer AuBAfaiaiidarBetEitiig 
abgelehnt hatte. — Besiegt, weil es den Antragetettem nicht gelangen war, 
die Hehrheit ven der Notwendigkeit der Abindemng an ilberzeagen. Nicht 
überzeugt, weil die von der französischen Yertoetnng als WortÄhreiin dw 
Mcliilioit für die Aldohiinntr des Abünderungsantrages srcltcnd p-emachten 
Gründe nach keiner iiicbtong hin den tataäcblicben UmstRnden und Verhält- 
uisseu Kechnnng' trugen. 

Eä iät nun natürlich, dass der abgelehnte Autrag wieder aufgenommen werden, 
Bad dem Vernehmen nach die nftchate RevlBiomikenferenz sich nenerdinge mit 
der Frage der Abänderung der erwShnten Vertragsbeetlmmung zn befanen 
hahea wird. Aufgabe dos Antragstellers wird ee sein, zn beweisen, dass die in 
Znsammanhange mit der Einleitung des Art. 6 wie folgt lautende Bestimmung: 
.Jede internationale Sendung (Art 1' ninss vnn einem Fracht- 
briei begleitet sein, welcher folgende Angaben enthält: 
(Folgen die Angaben nnter Ut. a bia k) 

Iii 1) Die Angabe des einznhaltenden Transportweges aater 

Bezeiohnnnj^ dt^r S^tntlonfri, wo die Zolin bfprti^inng stattfinden soll. 

In Ermanyeiuntf dit'Sfr Anjrabp hat dii/ Kisenhahn denjenicfen 
Weg KU wählen, welcher ihr für den Absender am z weckniasäigsten 

scheint. Fllr die Folgen dieser Wahl haftet die Eisenbahn nar, 
wenn ihr hierbei ein grobes Versohnlden zar Last f &llt*. 
abmdenmgsbedftrftig Ist — Dieser Nachweis soll im Nachstehenden versocht 

werden. 

Mit Bezug auf die Notwendigkeit, eine Abänderung herbeizuführen, ist es 
ror allem erforderlich: 

a) in unzweifelhafter Weise festzustellen, dass, nach der Absicht des 
G^tagehers, die Wegevorachrelbimg im Frachtbriefe als ein Recht 
und nicht als eine Pflicht des Absenders an betrachten ist; 

b) nachsQweiscn, dass die Deutung, welche dem Begriffe des , groben 
Verschuldens" in dem Gebiete des deutschen Rechtes gegeben wird, 
sich ni'-lit mit \pr\fv deckt, welche in den Ländern des französischen 
Rechtcf* ^'Hl:ui(i!i- ist, 

ad a. (yelegentlich der Paiiser Revisiohskonferenz ist es von den Ver- 
la* 
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fechtern diesei* Ansicht nnterlasseo worden ^ darauf himsiiwdseii, das« der 
Charakter als Recht nicht mir aus dem OeBaintwortlatite des Art. 6, sondern 
auch, nnd zwar haai^SchUch, ans dem Umstände hervoi}^ht, dass er als 
solcher durch einen ÄusscbnKHbericht der Berner Konferenz bezeichnet wnrde, 

in welchem folgende Stelle vorkommt: „Dann hat die Kommission pemeint, 
IJmeTi vorsrlila-ron 7.11 müssen, mit Aiifrechterhaltung des Prinzips, dass der 

Absender daäü Recht hat, deu Transportwejf zu bezeichiitju 

(Seite 30 der Niederschriften der dritten Berner Konferenzen). 

Im franz&sisehefi WorUaut heisst es: «Poitr ces motifs Ja commissiom a cra 
devoir mamteair le principe qne r^zpeditenr a le droit d'indiqner la voie 
k snivre. — An dem berichter»tattenden AusHchnsse, welcher, wie bemerkt, 
die Wegevorschreibong als ein Recht des Absender» 1)e2eichnet hat, waren 
die Vertretungen sämtlicher Vertragsstantm betfilicrt 

dieser derart festgentellten Absicht des Ge>ietzgeber8 wird o)ine 
Widerspruch gefolgert werden können, dass die Eisenbahn überhaupt nur in 
jenen Fällen in die Lage kommt, Wegeleitnngen ToraaBehreiben, wenn der 
Absender sein Recht, es sn tui, nicht ansttht, nnd dass demsnfolge diese 
eventnelle Yorschreibnng der Eisenbahn eine Pflicht ist, für deren Erfttllnng 
sie nach den allgemeinen BechtsgrnndKlitzcn , nnd nicht nur, wenn ihr ein 
grobes Verschulden zur Last fllllt, aufzukommen hat. Es ist daher entschieden 
unbillig, die Haftpflicht der Eifcnbahn nur auf da« grobe Verschulden zu bi - 
schrilnkcn, und schon daran» ergibt sich das Bedürfnis der Abänderung der 
betieä'enden Bestimmung. 

ad b. Gelegentlich der Pariser Revisionskonferena hat die dnrch Deutsch- 
land, Oesterreich^Ungam nnd die Schweiz vertretene Minderheit hervorgehoben, 
(Seite 91 nnd 93 der mederschriften), dass wie die Erfahrung in den von 
ihnen vertretenen Landern seigt, die bisherige Bestimmung dein verfrachtenden 
Publikum tatsHchlich nahezu gar keinen Schutz gegen die bei der Kompliziert- 
lieit der Tarif Verhältnisse ganz unvermeidlichen Missgriffe der Bahnorgane 
biete, lu i'iaiikreich herrscht eine entgegengesetzte Auflassung. So hat sich 
z. B. der oberste Gerichtshof zn verschiedenen Malen (am 14. Dezeml>er 1898, 
am 86. Jnni 1899 nnd am 12. MSrs 1901) dahin ansgeaprochen, dass die 
Eisenbahn verpflichtet ist, Über den kfirzesten nnd hülsten Weg zu leiten. 
(Wie aber, wenn der kürzeste Weg nicht zugleii Ii der billigste ist V i Das 
Handelsgericht in Lyon (15. März 1898) nimmt He ITaftnnä^ der Eisenbahn 
sogar in dem Falle in Ansprnrh. wenn sie leirbtverderbliche Ware über einen 
Weg leitet, welcher zwar der kürzeste ist, abtr mehrmalige ümladnng er- 
fordert and keine günstige Zngsverbinduag hat. Bekannt, weil ott erw&hnt, 
ist das In Nr. 11 Jahrgang 1896 der SSeitedirift fttr den internationalen 
Eisenbahntransport erwIUuite Urteil des Zivilgerichts von Lon^ville, weichet 
eine von der Eisenbahn vorgeschriebene Leitung einer Sendung Aber einen 



') Einer solchen Beweisführung gq;en4ber wäre ea wahrscheinlich in der Pariser 
Revisionskonfcrenr '1- '• für die entgegengesetzte .Ansicht eintretenden franzOiiwslKa 
Vertretung nicht gt:luugeii, die Mehrheit fUr ihre Anschauung zu gewinnen. 
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Wef von 606 Küometeni, trtihreiid dem ein am S8 Kilometer kflraerer txt 
VerfBgnng stand, als einen groben Fehler beseiehnet hat^). 

In der Pariser Revisionflkonferenz (Seite 91 der Niederschriften) wnrde 

von der französischen Vertretnng behauptet, dass es Saclie der freim lichter- 
liflien Beurteilung sei, im Prozessfalle die Schwere des Versihcng zu prüfen 
and dass die Frachtjrpber dadnrrli «rosrlüitzt seien. — Dieser Anschauung 
wäre die Ansicht des liervoriagenden Rechtlehrers Baudry-Lacantinerie 
(Pr^ds de droit II volnme page 619) gegenüberzustellen, welcher die Kechts- 
mnicheriidt beklagt, die dadurch herTorgebraeht wird, das« der eine dichter 
den Fehler als schwer, der andere als leicht betrachten kann« und daas derart 
das Gesetz seine kategorische Eignung verliere, und zum einfachen Hinweis 
lierabsinke. Da nun fenier die Rechtswissenschaft es als ein Axiom hinstellt, 
dass die Oe-^f^fze derart pefasst sein müssen, dass die Willkür des Richters 
ausgesclil - t ij sei (lUud recte pusitum est optimam esse legem, quae minimam 
relinqiui arbilris judicis) und übereinstimmend auch die französische Ver- 
tretnng in der VII. Sitrang der ersten Bemer Konferenz (Seite 48 der Ufieder- 
sdirlften) die berechtigte Forderung «nfgestellt hat, «dass von einem inter- 
nationalen Vertrag alles nicht yollkommen klare anagesehieden werden müsse", 
unterliegt es keinem Zweifel, dass schon mit Rücksicht <anf die stets steigende 
Emptindliclikeit für Nachteile, die ans der Reciitsunsicherheit erwachsen, die 
Abänderung der betreffenden Bestimmung sid) als notwendig erweist 1 11 
est necessaire que les c«»utrovi;r8es soient etaru-es par une loi elaire et juecihe, 
si I on veut soostraire le commerce et l iudustrie aux inconvenients des 
flnetnationa de la juriapradenee (Henry Bordeanz)]. 

Ans dem Gesagten geht hervor, dass der Art 6 lit. 1 abänderongsbedtlrfttg 
ist vnd dass die von verscliiedenen Kommentatoren ausgesprochene Erwartung, 
es werde der Doktrin und der Spruchpraxis gelingen, die Folge dieses Fehlers 
zu entfernen . nielit zur Verwirklichung gelani;te. Jene, weiehe. ohne 
Kümmetitutor<>n cider liichter zu sein, Gelegenheit gehabt haben. si( Ii /,ui- 8ac.lie 
in ein Verhältnis genauer Beobachtung zu setzen und sie aus der Uebnug 
des Yerkefarslebens, sozusagen propriis sensibns, kennen an lernen, haben noch 
vor hikrafttreten des üebereinkommens auf die sich nnn ergebenden Schwierig- 
keiten bingewleaen. 

Welches wäre nun der geeignete AbUndernngsvorschlag? 

Die meisten Anliänger hat jener, welcher dahingeht, die Eisenbahn für die 
Folgen der Wegewahl nicht nur im Falle eines groben Verschulden?j. sondern über- 
liaupt mit der Sorgfalt eines urdeiitliehen Frachtführers liaften zu lassen. 
Da dieser Antrag, welcher von der Pariser Revisiunskonfereiiz abgelehnt worden 
ist, nnn anch der nüebsten vorgelegt werden soll, werden wir mit Bezog anf 
das anfangs Oesagte nntersnchen, ob die in Aussiebt genommene Aendemng 
in der Tat eine Verbesserung gegenfiher der gegenwärtigen Sachlage darstellt 
nnd ob antreffenden Falles die Verbessening anch die bestmögliche ist. 



M In früheren Julircn ibirftt- wohl die t'ntg<'(f engesetzte Ansicht auch in Frankreich 
Turhertschend gewesen sein ^Allred Picard, Band iV deiUt '6bl). 



198 ^^ alnittr, Angabe u. Wahl d. Trausportwcgt;» im internal. Eisenb.-Verkehr. 

Was TorBteht man onter «ordentlicbe FracbtfQbrer*? In dar ilabmteii 

Sitzung der zweiten Eonfetenx dar Bernar YerbaDdlnngen (Seite 53 der 
Niederschriften) wnrde von der nnparischen Vertretung der Begriff , ordent- 
licher Frachtführer" (in der danialifron FehersetzTincr _voiturier dili^fiit") 
dahin erlMntert, dass der Frachtfiilirei- jenen Grad von Fähigkeit, Vorsicht 
und Gewissenhaftigkeit haben mUgse, welchen die Verkehrsbestimmangen behufs 
exakter Durchführung das Vartragea von dar EiMttbabii Tartengan'. 

In dar ftoften Sltsnng der BaviatonelconferaiUE (Säte 95 and fidgei^e 
der NiadarBchilftan), in waleliar man dem Bagriffa ordantfUehar Frachtführer 
nenerdinga und diesmal in der unzutreffenden und nahezu nnvaratindlichan 
Uebersetznnp: ^vititnrier ordinaire" Eingang in das ro1»ereinkonimrn verschaffen 
wollt«', wurde von der österreichisclicn Vertretung die Haftung mit der Sorg- 
falt eines ordentlichen Frachtführers als» eine Haftung der Eisenbahn nicht 
nur für grobes Vei schulden, sondern für jedes Versehen bezeichnet und 
arläntemd zugefügt, dasa man dnreh den gaBtallten Antrag nngeflUir daaeelbe 
erreichen wolle, was mit dem schon l>ei der Konferens von Jahre 1878 
geitallten Antrage, da« Wort «grobes' vor „VerBChalden" wegzulassen besweckt 
wurde. Ungarischerseits wurde jedoch behauptet, das» das Verlangen, daijs 
die Eisenbahn mit der Sorprfalt eines ordentlichen Frachtführers hafte, ioch 
das geringste Mass von Sorgfalt sei, da» gefordert werden könne. 

Aus dem Nebeneinanderstellen der vorstehenden Erläuterungen (?) des 
Begriffes , ordentlicher Fracbtf&hrer" er^ht sich dar ScUnss, daes bezüglich 
dar Dentang desselben selbst in den Gebieten, in welchen er gelAofig ist, 
keine üebereinstimmnng herrscht and daher der gestallte Verbassaningsaatrag 
dnrchaiis nicht die angestrebte Verbcs^enmg herbeiführen kann. — Wenn 
also der .ernbc Fehler'' weicht, so darf an seiner Statt nicht ^der ordentliche 
Frachtführer" kommen. 

Auch der deutscher^ieits t;estellte Antiatr, den zweiten Al)sat/ des Art. 6 
Ut. l wie folgt lauten zu lassen: ^In Kiniaugclung dieser Angabe ist die 
Eisenbahn verlachtet, das 6at anf demjenigen Weg za itefOrden, weldier 
nach den TerOffSentlichten Tarifen den billigsten Frachteats nnd die günatigaten 
Transportbedingungen darbietet'', hilft nicht dber dia bestehenden Sehwier^ 
keiten. Er verpflichtet zwar die Eisenbahn, mangels einer Wegevorschreibung 
im Fraclitbriefe die Sendung auf dem für den Verfrachter vorteilliaftesten We? 
zu belüidein, entliiilt jedoch bezüglich der Abferti^ng, d. i. der Tarifzusammen- 
atellung, auf diesem Wege keine Vorschrift. 8o wäre, z. B. wenn eine Sendung 
Petarsborg— Brltesal In Frage kime, durch die Wegevorschrift Wilna— Berlin— 
E5tai, anf welcher die billigsten ümkartiermigsmKgllchkeiten liegen, noch 
nicht gesagt, ob es dem Absender oder der Eisenbahn obliegt, die si^ anf 
dem beseichneten Wege eventnell ergebende billi<^'<<tc Taiifanaammanatellang 

Petersburg— KonijTsberg Tarif x, 

Königsljerg; — Berlin , y, 

Berlin — Verviers , z 

vorzuschreiben. 

Ebensowenig kann man dem VoracUage beisiimmen» die Sanierung der 
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Doktrin und der Spracbpraiis d. i. der Zeit zu ttberlassen. Da« Uebel ist 
Tidnehr an der Warsei 211 fassen. Kehren wir daher zun ürsprang 

dfluelben xnrück. 

Dip direkten Tarife Jit^z\v( rkrn . ntiffpachtet dessen , ob die daran tftil- 
iii hiiioiulen Ki<5enbabnf'ii in eineiu un>\ «it iiwelben oder in vt rsrhiedenen Ötaats- 
nri'bictfcii liegen: a) dem Fracbtpeber die Möprlichkeit zu bieten, die Beför- 
derungskosten ohne Znhilfenalime verschiedener Tarife zu bereclmen; b) die 
ScbaiTattf einer Handhabe rar Durchfübrang der rar Hlntanbaltang de» Wett- 
bewerbes swischen den einseinen Weg^en vereinbarten VerlLdir8tetlnnj|r> IMe« 
{reHcliielit belianntlich in der W('i?«e, dass ilic Aufgabestation die Sendnngnn 
über jene Wege leitet, die in Tabellen bezeichnet sind, welche die Verkehrs- 
teünng zum Ausdruck brinprett, und welche man Wpq'pleitnna'svorsichriften nennt. 

Um nun die«;(' \ Mrs< liril'tf'n, laut welchen tVw W o^^ebezeichnung der Auf- 
gabestation vorbehalten wird, mit deia lletrieiisreglement des Vereins deutscher 
Eisenbahnverwaitungen in Einltlang zu bringen, welches dem Absender das 
Recht einrSnnite, den Bef5rdenuigBweir voransebreiben, wurde lange vor dem 
Inltralttreten des xwischenstaatliehen Frachtrechtes bestimmt, dass die Eisen- 
bahn zwar nicht die Befugnis habe, dem Absender zn untersagen, den Weg 
vorznschrcibrTi . dass Jedoch die Ausübung dieses Rechtes den Gennss des 
direkten Taritcs verwirke, oder mit amleren Worten, da*!« eine Wegevor- 
schreibung die Au\\ endiintr der l'iHchtsiit/.e dieser Tarife ausscliliesse. Unter 
diesen Umständen liatten die Frachtgeber kein Interesse an den Wegebezeich- 
ninigen in den Frachtbriefen, und es kamen dieselboi mit der fortschreitenden 
Ausgestaltong der direlcten Tarifbezeichnnngen immer seltener vor. — Dies 
war aneh in jenen Stationsyerbindnngen der Fall, in welchen keine direkten 
Fraehtsfttze für die gesamte Befördernngsstrecke bestanden, da der Absender 
durch eine Wpcrevornolireibniifr dir Anwendung der direkten Tarife anf der 
Teilstrecke unmöglich gemacht hätte, beziifirlirh weh Ii er direl^t»- KiaclitKiUzc 
Torlagen. So z. B. hätte die W^egebezcichnung, wie Wien — Cormons bezüglicii 
einer Sendang Stanislan — Born, die AnwMidnng des Ufr die Teüstreelce 
Wien — Bom bestehenden direkten Tarifes verwirkt, weil dieser Tarif eben 
nur unter der Voraasseträng aar Amwendiuig gelangen konnte, dass der Ab* 
Sender die Wegeleitong ab Wien der Eisenbahn Uberliess. 

Dies wäre, in alljreTnriiicTi Ziiireii ilarue.stellt , die Lage, welche die 
Scbnjifer (]>'< Uebereinkommens rücl<sirlitlicli der Wepcleitung vorfanden, 
und in weleher Eisenbahn wnd Fraelitorelter ilir Auskommen hatten. — Un- 
entschieden, weil strittig in Doktrin, Anwendung und Sprachpraxis, war die 
Frage, oh die Eäsenbahn verpflichtet sei, selbst mangels dirdcter Tarife die 
billigtte Fracht ra gewährleisten, d. i. die Sendungen derart abzufertigen, 
das« sich die billigst« TarifKUsammenstellnng ergebe, z. B. ob in dem Falle, 
dass für eine Sendung Petersburg — Brüssel die billigste Frachtberechnung 
sich durch Umkartierungen in Königsbprcr, Berlin nnd \'ervier> atif Grnnd der 
Tarife x, y und z ergeben wärdp. die Kisenbahu verpiiiclitet ist. dies*? billi^\stp 
Frachtberechnung zu gewalirleisten , auch wenn der Absender sie nicht im 
Frachtbriefe vorschreibtw 
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Die Wegeleitun^frage war, wie aas dem Gesaprten liervorgeht, wenn 
nicht formell, «o dorli tatsächlich erlerligt. Es wflre daher Aufgabe des üeber- 
finkouimens gewesen, iliesem Uni«taii<le Rechnunpr zu trafreTi. Dies war jedoch 
niclit der Fall, und ging datier ans den ßemer VerhaDdlungeu der gegenwärtige 
Wortlaut heiTOr. 

Al§ BägentfimUchkeit wi herrorgebobeii, 4«m der nnprOogUdie schwd- 
jEeriBche Entwurf: «Beim Hanget dfradben (d. i. dw Angabe des einsntialtende& 

Transportweges) »oll der erste Frachtführer denjenigen Weg wählen, welcher 
hierfür dem Aliseiider am zweckniÄssigsten erscheint", keine ausdrückliche 
Uattang der Eisenbahn für die von ihr vorgeschriebene Wegeleitunj? enthält, 
und daf.s der Ansschlns» diener Haftung infolge einer Anregung Ejrers (Die 
Eiuiuluung einet) iuteruatiuualen Eisenbahnfracbtrcchts Seite 62 und L>3) von 
den denteehen Konunietarien, also Ton jenem Staate in Voncldag gebracht 
worden Ist, welcher in der BeTimonekonferemE mit Nachdruck für die weit- 
gehendete Inansprachnahme der Haftnng der Eisenbahn eingetreten ist (Im 
deutschen Entwurf war der BeisatE: «Die Wahl erfolgt auf Gefahr des Ab* 
eendors'^ enthalten). 

Als eine weitere Eigentümlichkeit ist ferner noch der Umstand zu be- 
zeichnen, dass die von Ungarn in der ersten Bemer Konterenz (Seite 65 der 
Niederschriften) vorgeschlagene Streichung des Wortes .grobes* vor Ver* 
Bcfanlden in dem Satse «Für die Folgen dieser Wahl haftet die Eisenbahn 
nnr, wenn ihr hiehei ein grobes Yerschnlden zur Last IftUt* mit uner yon 
den Stimmen Belgiens, Deut.Hchiands, Italiens, Oesterreichs, der Niederlande and 
Rnsfilands cehild» ton Miliriadt cegen die Stimmen von Frankreich, Luxemburg, 
Schweiz und rnuarn ali«:elehnt worden ist, und dass in der KevisionskontVrj-nz 
dersi ll»oii diesmal der von Deut*ciiland gestellte Antrag (Seite 103 der Nieder- 
scluiftenj ebenfalls mit 5 Stimmen (Begien, Frankreich, Italien, Niederlande, 
Bnssland) gegen 4 (Dentschland, Oesterreich, Ungarn, Schweiz) verworfm wurde. 

Ans der Q^ipenSheretellang dieser beiden über denselben Antrag erfolgton 
Abstimmnngen ergibt sich nachstehendes Verhftltnis: Dentachland und Oesterreicb, 
welche in der Pariser Revisionskonferenz mit Ueberzeugung für die Streichung 
des Worten „grobes", d. i. für die Erweiterunir der Haftpflicht der Eisenijahn, 
eingetreten sind, haben dieselbe ursprünglich in du ersten ISernei- Kouierenz 
verhindert. Umgekehrt hat Frankreich in Bern lür die Streichung gestimmt 
und in Paiis dnreh seine Stimme die Mehrheit für die Ablehnung derselben ge- 
bildet. Angesichts dlesor Aendemng in der Abgabe der Stimmen dringt eldi 
die Bemerkung anf, dass, wenn die ftramsSsisehe Vertretung bei ihrer nraprnng- 
lichen Ansicht geblieben wäre, der Antrag, das Wort „grobes" zu streichen, 
in der Rovipidnskdnferenz die Zustimmung der ^fehilieit ^^ehalit liiitte. und 
dass? sclilieswlich diese stachlige Frafre mit allen ihren Fullen ni(lit entstanden 
wSre. wenn die Vertretungen von DeutHchland und Oesteireicli Hchon friliei 
über die Erfahrungen geboten hätten, welche für ihre späteren Entschllessnngeu 
entscheideod wirkten. Das Gharaktortstiiche der hervorgehobenen loteten 
Blgentilmliehkeit liegt nicht in der Aendemng der Anschannngen. Unter 
Umstünden ist dies eine Aeosserong des Fortschritts. Die durch die Hlafigkeit 
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4«r Wiederkehr gewiMer VorkommniMe gewonnenen nenen Erfahrungen 

bringen im Laufe der Zeit einen sicli allroSihlich aber bestironit vollzielienden 
Cnisrliwunp: der An*<icliten hervor. Das Besondere lie<rt vielnielir in dem 
unerklärlichen Umstände, dass die Vertietunifen der genaimten Staaten ihre 
Ansiebten und Rollen vollstilndi^ au;<iretaTisc}it hah<^n. 

Der Fehler bestand darin, dat>s unätatt die WtgebezeicLuuu^ durch den 
Absrader «b «in ttSrtndes Element im gegenwärtigen Stadium der Tteifteehaik 
m betrachten and dementaprecfaend als absolnt wumlüiirig zn erUttren, das 
Bemer Ueberelnkommen dieses veraltete Inventarstfiek des Betriebareglemento 
des Vereine dentecher Eisenbahnverwaltungen durch die Weihe der Gesetzee* 
kraft erst recht znr Geltung gebracht bat. Die n;!« liste Folge dieses Wieder- 
belebungBverfalirens wai das Anfwerfen der Frage, td* es auch ferner get^tiattet 
aei, den FracLtgt-beiu durch Taritbehtiiamungen, d. h. im V erwaltungswege, dat> 
ihnen dnrdi das Ueberelnkommen, also gesetzlich eingeräumte Recht der Wege- 
▼Ofeehrdbnngen zn beschränken? Diese Frage ist verschieden beantwortet werden. 
So manche Theoretiker nnd sogar avch gewisse Eisenbahnverwaltnngen sind der 
Ansidit, das8 das Keelit der Absender, die Wegeleitnng voranschreibeni ein 
absolutes sei, welches ihnen nicht beeinträchtigt werden dürfe, und dass daher 
Tarifvdrschriften, welche die Ansnbnntr dieses Hechtes verbieten oder sonstwie 
beschränken, als nichtig zu betrarlite n mituI , weil t*» unzulUSKiir sei, ein 
gesetzlich gewährleistetes Hecht durcli behördliche Verfügungen aufzuheben 
md anf diese Weise den Odst nnd den Charakter des Uebereinkommens zn 
venmstalten nnd zn entfremden. Im ansgesprochenen Gegensätze zn dieser 
AnM>iiAniMnr enthalten die Tarife für den Verkehr zwischen Bnmanien einer- 
seits, Dentschland nnd Oesterreich -Ungarn andererseits die Vorschrift, dass 
deren Anwendtma: nnr bei vollständiger Verzichtleistung anf die Aus- 
übung des Wegevorschrcibnngsrechte^ä durch den .'\b*<ender stattfindet. In den 
Tarifen der meisten iibii^'en Verkelne ist die Vorschrift enthalten, dass die 
direkten Tarife nur bezüglich jener Sendungen zur Anwendung gelangen 
dfirfen, in deren Fraehtlwiefen eine Wegeleitnng vorgeschrieben ist, welche 
ffir die betreffende Stationsverbindnng zn irgendeiner Zeit dnreh die Wege- 
leitoi^vorschrilten überhanpt voigesclirieben ist, nnd zwar gleichviel ob 
letzteres zur Zeit der Abfertigung der Fall ist oder nicht. Diese Besümmnng, 
welcher der Vorteil nachsrerülimt wird, den Mittelweg zwischen beiden obigen 
sich sregenüberstehenden Anschauungen einzunehuien. ti ;ii.n weder den Skrupeln 
der Anhänger des stai'ren Wortlautes des Uebereinkuiumens noch dem (irund- 
satao der strengen Durchführung der Verkehrsteilung genügend Eechnnng'). 

Der derart dnreh die VMrschiedenhdt der LQsnng znm Ansdmck gelangte 
Zwdfel nnd die daraus entspringende Unsicherheit wfirden noch empflndlieber her« 
vortreten, wenn die nnbegrfindete Ansicht der Mehrheit der Revisionskonferenz, 
dass die Wegevorselireibung eine PHicht des Absenders ist, znr Geltung käme. 

Die Lösung dei* aufgerollten Frage ergibt sich von selbst ans der vorher- 



*) L. Calmar, Internationalett L'ebereinkommen über den Kisenbabufrachtverktdir, 
Wien 1901, Seite U, 
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gehenden Darstellttiig de» Entwickluiij^isgaiiges derselben. Der niebeten 

Reviaionskonferenz obliegt es, niclit den Art. 6 lit. 1 textnell zn verbeeseni 
oder anthenttricli zn dentpn, sondern radikal vorTing'elien — Die kranke 
Stelle idif lit. l) ist zu beseitipen. Selbstvf^rstilndlicli sind mit derselben 
auch ihre Wucliernnffeu zu entfernen. Es sind hiermit die Bestiuuuungren 
gemeint, welche die Bedingungen vorschi'eiben, anter welchen es der Elisenbalm 
gestattet ist, ffir die BefSrdernng einen anderen Weg als den vom Absender 
vorgeschriebenen sn benfttasen (Art. 6 lit. l Abs. 3 and 4). Ich habe bei einer 
anderen Gelegre nheit (Zeitung des Vereins dentscher Eiaenbahnverwaltungen. 
Nr. 71 — 73, Jahrganf,' 1898) bereits den Nachweis geführt, da.ss diese Vor- 
schriften „niemandem zur Freud, jodoni r.nm Leid" einen überflüssigen Ballast 
bilden und unter rmstflndeii s(i<rrn eine Veraulassiinir zn Irreführungen geben 
können. Die UebertlÜMbigkeit dieser Bestimmungen ergibt sicii übrigens auch 
ans der Tatsaelie, dsM UDtz dra allgemeinen Bestrebens die Vorsdiriften des 
Uebereinkommens anch im Binnenverkehr zur Anwendung zn bringen, nur ein 
einziger der beteiligten Staaten (Oesterreich -Ungarn) sich dazn entschlossen 
hat, die sogenannte Bontensnbstitntlon in sein Inneres Frachtenreeht asa 
ubernf'hTnpTi 

Sieht man vun den frost- und würuieeiiiiitindlichen und V>zw. gewissen 
leichtverderblichen Gütern ab. \vel< lie einen ver»eiiwindcnd kleinen Bruchteil 
der zur Beförderung gelangenden Mengen bilden, so ist es den Verfrachtern 
gleichgültig, iiber welchen Weg ihre Guter roUen. Was ihr Interesse in 
hervorragendem Hasse in Ansprach nimmt, ist der Kostenpunkt, d. i. die 
Fracht, mid die Berechnnng derselben hUngt nicht von der Bezeichnung des 
Weges, sondern von der Vorsehreibnng der anzuwendenden Tarife ah — 
Die Behandlung dieses Gegenstandes, welche sich in der Krage zn^iiitzt, <<h 
es Sache der Eisenliahn oder des Absender ist, die iriinstii^ste Tarifzusauinien- 
Stellung vorzuschreiben, war ursprünglich mit Recht dem Art. 11, in wekheui 
von der Frachtberechnnng die Bede ist, vorbehalten. Angesichts einiger sich 
im Laufe der Veriiandlnngen Uber diese Frage ergebenden Seliwierigkeiten 
erklirten jedoch die Verfasser des Bemer Uebereinkommens, dass es im 
allgemeinen angezeigt erscheint. Tariffragen von der Vereinbarung auszn« 
schlicsseu (XI. Sitzung der II. Konferenz, Seite 92 der Niederschriften). 

Mit iviieksirht auf dies^e ansdrtieklich ausgesprochene Absicht des Gesetz- 
geber.s ist es eatschieden unzuliissi:^, zur Ivösiuil'" einer Fras-p» welche gelegent- 
lich der Verhandlung des Art. 1 1 als nicht in den Rahmen des Berner Ueber- 
einkoBHiens ftUend Iteseichnet vrorden ist, eine nnUars Bestimmung des 
Art 6 desselboi Uebereinkommens heranzuziehen, nm auf diesem Umwege zum 
Schlüsse zn kommmi, dass die ^senbabn für die von ihr vorgeschriebene 
Tarifanwendung ebenfalls lediglich im Falle eines groben Verscliuldens haft- 
pflichtig gemacht werden kann. Vergehens wird auf die ohiire, jeden Zweifel 
ausschliessende Absicht des Gpsetygphers hincewie^^pn , vej<rehPTis wird ein- 
gewendet, dass nach allgemeinen Keehtbgruudsützen die bezü^^li(h der Wege- 
leitung geltende beschränkte Haftung der Eisenbahn (nui- für grobes Ver- 
schulden) als Ausnabmebestimmnng — „exceptiones sunt strictlssimae intei^ 
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pretotionia * — nur für den an»drtfck1ich bestürnnten Fall und nicht per 
analogiam aaeh fflr andere F&Ue, z, B. rttcksicbtlicli der Tarifieningr» zur An- 
wendnng gelangen kann: vergebMis wird auf den Ilnterschied hingewiesen, 
welcher zwischtn (\cy Wegebezeichnnng und der Abfertigunirs Vorschrift besteht; 
vergebens wird troltend [zemarlit, dass das Herner Zentralamt (Nr. 9 
des Jahrganges fler Zeitschrift für den internationalen Eiseiibalmtrans- 

port) einer Entscheidung des k. k. Wiener Bagatellgerichtes in Handelssachen 
(Z. 91018 vom 16. Februar 1896), welche die Eieenbahn verpfilchtet, die 
btUigeten Tarife amr Anwendang an bringen, eine gnindeSteliche Bedentnng 
zuschreibt; — die entgegengeeetete Ansicht, deren wif^soiisi haftlicher Wortführer 
Gerstner ist'), und welcher sich auch gerichtliche Urteile anschliessen, fährt 
fort, dem Art. 6 lit. 1 trotz seiner reberflüsj^igkoit oder vielleicht erst recht 
infolge derselben eine lU'Utnnf!' zw neben, wcblie in ihrer nniuittelbaieii An- 
wendung die Tariftechuik »türeud beeinÜusbt und diu Lösung der Frage, ob 
ee der Eisenbahn oder dem Absender obliegt, die billigste Ab* 
fertigvng yorznechreiben, dauernd hindert. Die Ansschaltong der mehr^' 
erwUmten Beatimmmig wird nnn anch die Folge haben, daee einer derarfcigen 
Interpretation der Boden entzogen werden wird. 

K.s ist mir nicht bekannt, ob die nilchste KevIsioni^knnfVrcn/ anrh die 
Frage der 'I "aiifvorschreibung in den Kreis ihrer Krörterun^^ ziihon wird. 
Es sei jedueli dem Wunsche Kaum gegüunt, da»s »ich die geeignete (ii le|4;en- 
heit ergebe, den diesbezüglichen Willen des Gesetzgebers nicht nur nieder- 
ichrlftllch (wir liaben gesehen, dais dies keinen praktischen Erfolg hat), sondern 
durch das Geseta selbst Idar nnd vemehndldi ann Ansdracke zn bringen. 

Gerstner spricht die Ansicht ans, daaa .nnnmehr der Wisaenaehaft' und 
der Praxis die Aufgabe zufällt, diese Frage zu lösen" (Internationales Eisen- 
bahnfrachtrecht S. 212). Mit anderen Worten, weil die mit sesetzt;ebei isrher 
Kraft aasgestatteten Schöpfer des Ijebereinkouinicns es gemieden liaben, eine 
wichtige Frage zu lösen, ist diese Aufgabe den Kommentatoren, den ver- 
schiedenen Gerichten, Eisenbahnverwaltungen aller Herren Länder nicht zum 
Vorteil der Fracbtgeber nnd anch nicht znr Förderang der allselta an> 
gestrebten Einheitlichkeit angefallen. — Der belgische Bechtslelirer F. Laurent 
tadelt in seinen ,Principes de droit civil frangais*' (Tome 1 S. 21 und 347) 
ausdrücklich derartige Lücken der Gesetze, welche die Anomalie hervorbringen, 
das» Interpreten und Richter Gesetzsrelier werden, and infolgedessen die 
Bechtaprecliang die erforderliche Autorität einbüsst. 

<).... ,es ist saniohst Saeh« des Absenders, den Tarif, welchen er angewandt 

zn wissen wünscht, im Frachtbriefe zn beaeiohncn. I ntcrlKsst er dies, so wird die 
Elsenbahn nach bestem Wissen seiner mutmaKHÜriK n At>sirlit narhznkommen haben. 
Aber sie haftet bei der an seiner Statt getroffenen Wühl des Taritä — bilUgcrweisc — 
nur für grobes Verschulden. Anch in dieser Hiosksht ist die analoge Anwendung der 
Vorschriften des Art. 6 lit. 1 Ober die Wahl des Transportweges gerechtfertigt' 
((^Serstner Internationales Risenbahnfhiclitrecht 8.814; s. auch: Der neneste Staad 
des Bern. Internat. Ueberoinlc. S. 47). 
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9. 

Bie naehtiüglleiie Aiiuahiuebereitschiitt des JiSmptlugers beim Fracht* 

vertrage. 

Von Dr. 8mokpiehl, 
Gericbtsassessor in Berlin. 

Die Pflichten des Frachtfübrers im Falle der AnnahmeTerweigeniiier 
seitens des Adressaten sind im § 437 HGB. bestimmt. Nach dieser Vorschrift 

Iiat der Frachtführer den Absender unverzüglich von dei Annahmeverweigenmg 
in Kenntnis zu setzen und dessen Weisunjren einzuliolen. Es kommt nun 
liäutiff vor, dass der Adrejssat sith naditriMflicli zur Annahme des Frachtgutes 
bereit erkliii t und den Frachtliihier um AushHndigunK des Kiaditgutes ersucht. 
Darf der Frachtführer diesem Ersuchen oline weiteres stattgeben? 

Wenn der Adressat dem Frachtführer nachzuweisen venniig, daas der 
Absender auch mit der nacbtrilg^lichen Anshündigimg des Gntes an ihn ein- 
verstanden ist, dann wird der Frachtfahrer auch noch nachträglich das Gnt 
ohne Bedenken abliefern können. Hat der Frachtführer bereits eine AnweisuiMr 
vom Absender daliin erhalten, dass er da^ Cfiit dem Empfüiip-er nochmals an- 
bieten sullf. so ist er zweifellos verpflichtet, das Gut dem Adressaten auszu- 
hiüidi|,^en. Hat liinjcegeu der Absender, auf die Nachricht von der Annahme- 
verweigerung hin, den Frachtführer angewiesen das Gnt nicht oder nur anter 
bestimmten Voranssetasangen, — z. B. Entrichtung einer Nachnahme — ab- 
zuliefern» 80 nntsrliegt es Iceinem Zweifel, dass der Frachtführer diesen An- 
Weisungen nachzukommen liat. 

Wie aber hat nidi der F'rachtführer zu vcvlialten. wenn der Adressat 
nach ursprünjflicher Annahmeverweiirerun? den Kra{ htfiilirer im\ Aiishilndigunp 
des Gutes ersucht, bevor der Fratlitt'iilirer vim (km Absender eine Antwort 
aul' seine Aufrage erhalten hat? Darf der Frachtführer in diesem Falle das 
Gnt anshttndigen, bevor er eine Anweienng daaa erhalten iMt? 

In einem Urteil des Amtsgerichts Tamowitz (Adam nnd Knlse gegen 
John 2. G. 899. OS) ist ans^efithrt, dass ein Abliefemngahindemis dann nicht 
mehr vorliege, wenn der EnipfUngrer seine Annahmeverweigcrnng: zurücknehme 
und f>'\ch zur Kmiifangnahme des (rntes bereit erkläre Die Verabfol-rungr 
des Gutes an den Kmpfilnger sei dann keine eijrenmiichtige lüspusitiou des 
Frachtfuiuers, hiernach sei der Frachtführer schon vor Eintreffen der An- 
weisung des Absenders zur Ausbändigung des Gntes berechtigt. Diese An- 
sicht unterliegt aber gewichtigen Bedenken. 
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Der Frachtvertn^ ist — wie ttbereüisliniineiid aogeDommen wird — ein 
Vertrat^ sogmisten einee Dritten (vgl. Bnndnagel liel Eger, EiaailMluireelitl. 
Entseh. Bd. XIX S. 278). E« finden daher auf den Frachtvertrapr die Be- 
stimmnngen der §§ S28— 336 BOB. ergftnsende Anwendung. § 333 BGB. 
bestimmt nnn : 

^Weist der Dritte das aus dem Vertrage eiwoibene Kecht dem Versprechenden 
gegenüber zurück, so gilt das Recht als nicht erworben*. 

Der Adressat erklftrt dadurch, da^s er die Annahme des Gutes von dem 
Frachtführer (das ist der Versprechensempfftnger) verweigert, daes er das 
Bm dem Frachtvertrage ihm cnatehoide Bedit anrilckweise. Die einmal 

erklärte Annahmeverweigerung hat daher (gemäss § 338 BOB. die Wlrlnii«, 

dass das Recht des Adressatrn ans dem Frachtvertrage als von Anfang an 
als nicht erworben ?ilt. I^i ' Uechtserwerb des Adressaten ist ^ewisser- 
massen anter einer auflösenden Hedintruug erfolgt, nar mit dem Untersdiietle, 
das« der Eintritt der Bedingung i^die Zurückweisung der Rechte aus dem 
Frachtverträge) rflckwirkende Kraft hat (vgl. die Motive mm BOB. Bd. II 
S. 278 nnd Planck, Ann. 1 zam § 338 BOB.). Die im § 333 statnlerte 
Wirkung tritt absolnt räi: der Adressat hat kein Recht ans dem Fracht- 
vertrage mehr. Er kann also auch nicht mehr die Herausgabe ilc^ Gutes 
verlangen. Wenn er sich na('litrii<r1irh zur Annahme des Gutes bereit erklärt, 
so kann diese Erklärung nur als eine neue Vertragsofferte angreseheu werden; 
die Annahme dieser Offerte ist nicht Saclie des Frachtführers, sondern den 
Absenders, Denu nur der Absender ist befugt, über das Gut zu verfügen. 
Hierans folgt, daas der Frachtflihrer dun Adressaten, der anflboglich die 
Annahme des Gates verweigert hat, das Out oline Znstimmnng dee Absender» 
nicht mehr aushändigen darf, wenn sich der Adressat anch nachtriglieh cur 
Annahme der Sendung bereit erklürt. 

Die hier vertretene Ansicht findet eine weitere Begründung in der Vor- 
schrift des § 437 HGTi., dass 

der Frachtführer du» Absender unverzüglich vuii dem Abliefernngsbindernis in 
Kenntnis an setsea nnd dessen Anweisung einsuholen hat. 

Es ist klar, dass die geaetalich vorgeschriebene Anzeige des FrachtfOhrers 
von der Annabmeverweigerang dadurch gagenstandsloa wird, dass der Fracfat- 

flihrer das Gut vor Empfang der Aiitwurt des Absenders an den Adressaten 
ausliefert. Die Anzci;ie wird zwecklos, denn die darauf erfolgende Dis- 
position des Absenders kann nicht mehr ansgefülirt werden. Der Fracht- 
führei' liat dieser Disposition des .Misender« bereits vurgegrifleu. 

Da dat» Gesetz dem Frachtführer eine unverzügliche Anzeige der 
Annahmeverweigerung an den Absender zur Pflicht nwcht, iM> folgt daraus, 
daaa er andi eine Antwort auf dieselbe abzuwarten verpflichtet ist, mindestens 
aber, dass er so lange wartet, bis unter regelmässigen Umstanden nnd bei 
ordnungsmSssigem CtoachRftsgange eine Antwort hatte eintreffen k9miein. Es 
kommt hSnfig genug vor, dass dpr Absender nach Kenntnis der nrspninf^lichcn 
Anuahiiieverweigerung andere Massnahmen trifft, z. B, RückBendunü des Gutes 
oder statt der Franko- Auslieferung die Erhebung einer Naclmalmie vorschreibt. 
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Dft der FkrachtfQlirer immer derartige AnweiroiigeB zu gewirtigea liat, darf 
er vor Empftntg der Anweirang nicht über das Ont Teri9g«n, andemfallB 

wQnlß er sich attsserstand setzen, einer von ihm seihet eingdiolten Anweisung 
des AbsenderK na< liknnimen zu können. Es scheint anch pranz ausser Frage 
zu sein. i\m» es iin Interesse t\c^ .\h^pr\<\prs liegt, wenn der Frachtführer 
bis aut das Eintreten seiner Anweisung mit der Auslieferanpr des Gates 
wartet. Wenn aber die Interessen des Absenders und des Empfängers im 
Widersimtch stehen, so sind für den Frachtführer im Zweifel die Interessen 
des AlMcnders massgehend. Andererseits ist es dnrehans gerechtfertigt, wenn 
der Empfänger, der anfangs die Annahme des Fracht^tes abgelehnt hat, 
nnnmehr, nachdem er sieh eines Besseren besonnen, mit dem Empfang der 
Sendung anf den Einfranjr einer zusagenden Antwort des Absenders wartot. 
Die von un» verteidigte Kegel wird, soweit nm lickannt, von den deutsclieii 
Spediteurkreisen so allgemein beachtet, das» man sie als allgemeinen 
Handelsbranch ansprechen darf. Der Qfiltigkeit dieses Handelsbrandls 
steht nidits entgegen. Er widerspricht dem geschriebenen Rechte nicht 
Er bildet nur eine Ergttnmng anm | 437 HOB. 

Was ann den Eis enbahn-Gfiterv ericehr betrifft, sc enthält der § 70 

der EVO. ebensowenig über unscit- Frage eine ausdrückliche Bestimmnng 
wie der § 437 HGB. Für das Kisenbahnfrachtrecht ranss aber mangels 
ontpeirrn-itelicnder Bestimmungen der Eisenbahnverkehrsordnung dasselbe 
gelten, wie lür das gewöhnliche Frachtgeschäft Auch hier sind die oben 
angeführten Gründe in vollem Umfange massgebend. In den allgemeinen 
Abfertiguugsvorschriften findet sich nnn eine misem Fall betreffende Begel — 
ein Beweis, dass er in der Praxis httnlig genng voricommt — . Dieselbe lantet*): 

,Mddet sieh dw EmpfUtq^er, nachdem er die Annahme dmr Sendnng ▼erweigert 
hat und der Absender zur Erteilung weiterer Anweisung aufgefordert ist. vor 
Eingang der .Anweisung des Absenders zur nachträglichen Abnahme des Gutes, 
so dart die Ausliutcrung nur dann geschehen, wenn der Empfänger das Ein- 
▼enrtiadidB des Absenders nachsnweisen vermag. Anderenfalls ist die Ent- 
scbcidang der ▼orgesetsten Yerwaltangsstelle einraholen*. 

In 'dieser Vorschrift entqpricht der erste Sata vollstindig der Uer ver- 
tretenen Becbtsanffassnng. Der a weite Sata liest die Frage offen, wie anf 

das Ansuchen des nachträglich sich zur Abnahme meldenden Adressaten, der 
das Einverständnis des Absenders mit der nachträglichen Auslieferung nicht 
nachzuweisen vermag, zu vcrfaliren ist. Hier soll (V\f lii.here Verwaltungs- 
stelle entscheiden. Der zitierte zweite Satz der allgemtinen Abfertigungs- 
Torschrifteu ändert an dem materiellen iiechte nichts. Die Abfertigungsvor- 
schriften dnd innere IMenstanweisungen , sie haben nur Bedeutung für das 
VerhRltDis der Eisanlmhnbeamten zn ihren Vorgesetaten, nidit aber fBr das 
VerbUtnis der Ebenbahn inm Absender oder Adressaten des Fracbigntes. 
Bemerlcenswert Ist, dass im Ssterreichischen Eisenbahnrecht gerade die 



1) Eger, Die EVO. 2. Anfl. Aam. 382 S. 443. 
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hier beklüapfte Hegel geMtelicfa« Oeltnng erlangt hat. Denn die ZnsataS' 
bestinuDong IV sa § 70 des Beterreichiechen Betriebsreglemente Untet: 

,Eine Sendung, deren Uezu^ verwrigert oder nicht erfolgt Ist, wird dem nach- 

träfjlirli zun» Ik-zTiir sicli incldt iuli n KinnfHnijfr in -äolnnfr«- ari=;i.'« :i>li;t nirlit 
eine gegenteilige Verfügung de» Absenders uuf der Kmplangsstation ein- 
getroffen ist". 

Für das deatsclie Frachtrecht sind wir also »a dem Ergebnis gekommen, 
dass der Frachtführer die nachtrSglliche Annahmebereitschaft des Empfängers 
nieht mehr zu beachten liat. 

Gilt dies auch für den Fall, dass der Frachtfiihrer gar nieht in der 

Lage Ist, eine Anweisung des Absenders einzuholen? Hier ist der Grnnd 
für unsere Refrei, «lass dpr Fraditführer die Anweisnni^ des Ab»ender!J abzu- 
warten hat, weggefallen. iHr Kr;u httülirer hat mangels einer Anwoi.suug 
nunmehr selbst zu bestimmeH, svaü mit dem Frachtgut^ geschehen soll. 
§ 437 HGB. würde — wenn er hier massgebend wäre — ibm das Recht 
geben, das Gut auf Lager zu nehmen oder anderweit sicher an hinterlegen. 
Das wAre ein Becht des Frachtführers, keine unter allen Umständen ge- 
botene Pflicht desselben. Er kl*>nnte also auch andere Uassregeln ergreifen. 
Für das weitere Verhalten den Frachtführers sind aber die §§ 677 ff. BGH. 
über die Gcscliäftsführong ohm Auftra^^ massgebend. Jh-v Frachtführer, der 
das Gut an den Bestimmungn^rt hefördert hat, wird \ r)n der weiteren Ver- 
pftichtung, das Gut dem Empfänger abzuliefern, frei, wenn der Empfänger 
die Annalune des Gates ablehnt ; denn zur Ablieferting gehttrt die Kitwiriaing 
des Empflbigers. Wird dieselbe verweigert, so ist die Abliefenug unmöglich. 
Das Fehlen dieser Hitwirkmig ist ein ümatand, den der Frachtführer nicht 
sn fertreten hat. Gemiish^ § 275 BGB. wird dalier der Frachtführer von 
seiner Yorpfliehtung znv AMieferung frei. Hat er alier keine vertraj^lichen 
Priii Ilten mehr, so kinuien ihm s<»lrhe aus der aiütra<;h>sen Ueschäftsfülinui^ 
erwaclisen. Der Fiai httuhrt r hat geniilss § 677 BGü. über das Gut in der 
Weibe /,u verfugen, wie das Interesse des Absenders mit BUcksicht auf dessen* 
wirklicken oder rnntroasslicben Willen es erfordert Ahl matmassllcher Wille 
des Absenders Ist wohl immer der im Frachtrertrage anm Ansdniek ge- 
kommene anansehen, nftmlich, dass das Gat dem Empfänger, anch wenn er 
sich erst nachträglich zur Annahme bereit erklärt, ausgehändigt wird. Wir 
kdiiüiH'ii <1aher 7.n dem Schhisse. das^ der Frachtführer für den Fall, dass 
eijit I^inhülung der AiiwciMin^'^ <!( s Absenders untunlich ist, dem nachträglich 
sich ;!:uui Bezüge meldenden Empfänger das Gut anszuhilndigen hat. 

Hiermit steht die Vorschrift des § 437 U6B. allerdings im Widersprache. 
Sie gilt aber nicht für den Fall, dass nach arsprfinglicher Annahmever- 
weigerung der Empfänger sich nachträglich anm Besage bereit erklärt. Der 
Gesetzgeber hat bei der Ahfassuni; des § 437 HGB. an den Fall der nach- 
träglicben Annahmebereitschaft des Empfängers nicht gedacht, wie sich aus 
den Oesetzesmaterialien ergibt. Dies ireht anch ans dem Texte des § 4^7 
HGB. hervor, denn der Fall der nachtriiglichen AuijaUmt;berei(.f>chaft wiire 
bei seiner Zweifelhaftigkeit gewiss vom Gesetzgeber geregelt worden. Dem- 
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nftch gilt bi«r die allgemeine Vorschrift des % 677 BOB. vor der Spedal- 
vorachrlft des § 437 AIm. 2 HOB., da die letatere nnaem Fall flberluuipt 

nicht geregelt hat. 

Für den E is e nlia Ii nfra cht vertraf;- selten (lie oben erwähnten Regeln 
ebenfall«, da § 70 KV(>. uiclits Abweifhendes bestimmt. Wenn anrli im 
Abs. 2 a a. 0. die Lagerung de*» (iutes» nicht als ein Keclit iler Eiboiibahu, 
sondern als eine Pflicht derselben hingestellt wird ( — „so hat die Eisenbahn 
daa Gut auf Gefahr and Kosten des Ahsenders auf Lager an nehmen — '), 
so ändert dies an der Rechtslage nichts. Denn auch hier ist aus den ob^ 
angefahrten Gründen allein der § 677 BGB. massgebend, weil § 70 Abs. 2 
VYO. filr den Fall der nachtrilglichen Annahmebereitschaft überhaopt nicht 
gilt. Ausserdem enthiUt der § 70 Abs, 2 a (). keineswegs eine ab-:olnte 
Vorschrift, sondern gibt der Bahn ein Walih *'( ht zwischen eigener Lajiernnq^, 
Lagerang bei einem gewerbsmässigen Lagerhalter und dem Selbsthilfe- Verkauf. 

VHiv haben schliesslich den Fall zn erörtern, dass der Absender mit der 
Erteilung der Anweisnag s&nmig ist. Hier gilt genao dassell»! wie wenn 
die Einholnng der Anweisung von dem Absender nntnnlieh ist. Denn für 
den Frachtführer ist es gleich, ans welchem Grande er keine Anweisung er- 
halten kann, es genügt, dass er ohne ciprenes Verschulden ohne Disposition 
seitens des Absenders ist. Die Frafre, wann der Absender als sMnmifr mit 
der Erteilnntr der Anweisnnpr anjrnsdien ist, entscheidet sich nach dem Ge- 
schäftsgebiaucli. Der Frachtführer hat mindestens so lange aof eine An- 
wdsnng m warten, als solche nnter regelmttssigen Uttstmdeii bei •rdnnngS' 
mSssigem GeschKftsgaage eintreffen kann. Wenn dem Absender eine Frist 
snr ErteUnng der Anwetsong gesetst wird, — dasn mnss der FkachtfBhrer 
als befogt angesehen werden, — so braaebt nach Ablauf der Frist' auf die 
Anweisnng nicht mehr srewartct zn werden. 

Anch filrdiesen Fall gelten im Eisenbahnrecht ktiiip abweichenden Kegeln. 

Daü Ergebnis ist also kurz zusammeugefasst fol^^> iuLes: 

Meldet sich der Empfänger, der ursprünglich die Annahme des Fracht- 
gates verweigert hat, nachtrflglieh xam Benage der Smdang, so hat der 
Fi'acbtffihrer diesem Ersuchen nur unter der Voransaetaung stattsageben, 

a) dass der Empfanger das EinverstSndnis des Absenders mit der nach- 
trftglichen Ablieferung des tiutes nachzuweisen vermag, oder 

b) dass der Absender anf die {gemäss § 437 HOB. eingeholte Anwei^nnsr 
innerhalb der zur Erteilung der Anweisnng erforderliclieu Frist dem 
Fraciitführer nichts Entgegenstehendes angeordnet hat, oder 

e) dass der Fraehtfflhrer eine Anweisung des Absenders überhaupt nicht 
einzuholen ver]rili«lit^ ist» weil es nach den Umstanden untunlich ist 
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10. 

Der DiemtTertraa: dor B<«aiiit<'ii (l< r l*riTateifi«iil»ahiieii (Haupt-, 
Neben- und Kleinbahnen) in PrenftseiiO. 
Von Or. Wilhelm Boethk«, 
Landrichter in Berlin. 

Seitdem das KleinbalinveBen nickt nur in PrensBen (EleinbahngeB. vom 

28. Jnll IMOiM, sondern aaeh in den ülni^en Teilen des Reiclies einen ^^o- 
waltifien AutscliwnnjT ^fimmmen bat, ist der Stainl der Privateisenbalinheamten 
wieder erlieblicli im Wachsen iMmiftVn Denn wiilnend die Haupthalinen 
lagt alle, die Nebrnbalmen srösstenteils im Staatsbesitze und -Betriebe »iud, 
werden die Kleinbahnen nur sn einem geringen Teile vom Staate betrieben. 
El treten deshalb eine Reihe von Fragen in betreif der Reehteverhftltnisae 
der Privateitenbahnbeamten in den Vordergrund. 

I. We allganalnen lewtzllohan firaadlaiea dea Dfeaatvarlraset. 
Die Angestellten der St uat sl)ahnen sind fast alle StaatHbeamte» 
sei es, dasH sie fest oder auf Kündigung angenommen sind. In den unteren 
Stellen nähern sie sioli allf rilintrs teilweise den Privataniro^tclltt n, sofern ihnen 
die 8t«lhing gekündigt weniea kiann. allein sdlaiiizc sie Staatsbeamte sind, 
beruht ilir Diem»tverhiiltuis niclit auf einen» i'iivatvertrage, sondern auf der 
effentliclirechtlichen Anstellung Die wenigen, durch Privatdienstvertrag 
angenommenen Angestellten der Staatsbabnen kommen hier nicht in Betracht. 
Ebenso scheiden die Arbeiter ans, da deren Bechtsverfalütiuisse grösstenteils 
andern Regeln folgen. 

Im (Tcgensatz zu den Staatsbalinen stehen alle übrigen HalinfTi, auch die 
von sonstigen öf f entlichreclit! icheiv Korintrationen betriebenen. Denn 
mag auch die Hahn von einer I'iovinz, einem Ki t i^e, einer Stadt- oder Land- 
gemeinde betrieben werden, in allen Fällen be^telit keine Notwendigkeit, die 
EtsenbahnaagesteUten zn Öffentlichen Beamten, d. h. mittelbaren Staatsbeamten, 
za machen. In Prenssen gilt fttr diejenigen Eisenbahnangestellten der 
KommnnalverbSnde, die dnreb Aashtadigong einer Anstellungsurkunde als 
Kommunalbeamte angestellt sind, das Oosptz vom 30. Jnli 1899 (G8. S. 141) 
und die Ansf.-Anw. vom 12. Oktober ISiMl fMOl 1 i, V S 19i>\ DIr Zahl 
der Kommunalverbände, welche ihre Kisenbaliuaugestellien zu Konununal- 
beamten machen, ist nicht sehr gross, so dass aucli für die Kommunaleiseu- 
bahnen die Anstellung durch Privatdienstvertrag die Regel bildet. 

Bei allen ftbr^en Eisenbahnen kann die Anstellung nnr durch Privat- 
Dien st vertrag geschehen. Hieran wird dadurch nichts geändert, dass die 
Privateisenbahnen ancli ört'entliclie Angelegenheiten /u besorgen haben. 
Namentlich ist ihnen in der Regel die Verwaltung der Bahnpolizei über- 
tragen, und sie üben die Baimpoiizei durch ihre Privatbeamten aus, soweit 

*) 8. Aber die Rechte nnd Pflichten der Stsateisenbahnbeunteii die Abhandlung 

von Keiner in dies. Zciiscb. Bd. XVIT S fWflf. 

*) K<'iner a. a. <>. S. 7(» — Kiitsrh d Ketchsger. i. Zivils. Bd. IK S. 174. 

Bgvr, SlMübaliaNohtUeb« JSnUch«ldiiiig«D XXL 14 
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diese zn Babniiolizeibeamten 1>e»tollt sind. Den VenvAltnngen der Uanpt- 
nnd Nebenbahnen steht die Bahnpolizei anf Grand der Betriebsordnung fBr 
die Hanpteisenbahnen Dentschlands vom ö. Jnli 1892 $§ 66—71 (RGBl. 

S. 717) und «ler Balinordnunpr für die Nebenbabnen Itentschlands vom 5. Joli 
1892 §§ 47—52 (RGBl. S. 778) zu; und diese Üutulesrats Verordnungen be- 
ruhen wicdor anf Art 43 der Keiohsverfassunjr. Für dif Kleinbahnen sind 
die IteHoiuleien liRjult .sgesctze niassf:feb<;nd. In Prcussen kann den KUinliahnen 
die iJaiinpolizei besonders übertragen werden ( vj^l. Ausf.-Anw. y.uiu Klbinbahnges. 
vom 13. Auguht 1898 zu § 22, MBl. d. i. V. S. 157) dadurch» dass ein Privat- 
bcamter zun Bahnpolizeibeamten bestellt wird, verliert er, was sein Ver- 
hältnis zur Verwaltung betrifft, seine Eigenschaft als Privatangestellter nicht, 
uiag er auch nach anssen bin den öfFentlielien Poli/eilioamten gleichstellen. 
Es ist auch zu erwUgen, da««« er nur in ein?;elnen Beziehungen Polizeibeamter 
ist, n.'tnilicb soweit es sich um Handhabung der Bahnpolizei handelt, dass er 
aber in allen anderen Beziehungen keine «»ftentlicbc Beaniteneigenschatt besitzt 'j. 

Die Dienstverträge der Privat^isenbahnbeamten regeln sich nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch <§§ 611—630). Dies ist nicht ganz zweifellos 
nnd nicht ohne Ausnahme. Der Eisenbahnbetrieb ist an und für sieh ein 
Gewerbe. Die Gewerbeordnung findet aber auf ihn keine Anwendung, weil 
§ 6 der Gew.-Ordn. die Anwendung auf '!» ii Gewerbel»etrieb der Eisenbahn- 
niitprnrlnimngen ausdnifklirb ausscliliosst . I>ai;ni^ ergibt sieh, das? auf die 
Aiigehttllten der Eisriilialninnttrnfliimuigeu die Vorschriften der Gew.-Ordn. 
über die gewerblii hen Arbeiter (Gcselleu, Gehilfen, Lehrlinge, Betiiebsbeatnt«, 
Werkmeister, Techniker) §§ 105 fr. nicht zu beziehen sind. Dies ist wenigstens 
die fiberwiegende Meinung der Selirifteteller nnd der Pvaiis. Richtiger An* 
sieht nach gehdren zu den Eisenbahnen im Sinne des § 6 der Gew.-Ordn. 
auch die Kleinbahnen, gleichviel mit welcher Kraft »ie betrieben werden, 
also auch die Pferdebahnen W}ire dies nicht der Fall, so hsJtte das 
Preuss. Kleinbahngeset^ nicht als Landesgesetz erlassen wcnlen dürfen, weil 
alsdann nicht die Landesgesetzgebung, sondern nur die Reichsgesetzgebung 
zuständig gewesen wäre (s. Schicker, Landmann zu § 6 Gew.-Ordn.; 
Arndt, Arch. f. «ffentl. Beeht XI S. 380; Stoerk, Zeitschr. f. Eleinb. V S. 262; 
Eger, Komm. z. Prenss. Rleinb.-Ges. 2. Aufl. S. 34 und in dieser Zeitechr. XV 
S. 1851)'.). Dagegen ist der § 6 dahin einzuschränken, dass nur die Eisen- 
bahnbetriebsunternehmungen dahin zn rechnen sind. Zu diesen gehören 
auch die kleinen, nicht fabrikmlissi^ latriebenen WerkstUtten, die lediglich 
zur Förderung des Betriebes errichtet sind und betrieben werden. Eisen- 
bahn bau unternehmungeu, sowie Fabrikanlagen der Eisenbahnen, B. 
LokomotiT- und Wagenbauanstalten, Gasanstalten, grossere Reparatsr- 
werkstAtten usw. geh8ren nicht hierher (vgl. Reichsgericht in Zivilsachen Bd. 8 
S. 54, S. 151; Kolisch, Gew.-Ordn. Anm. zu | 6). 

Soweit hiernach die Gewerbeordnung nicht anwendbar ist, kommt neben 
dem Bürgerlichen Gesetzbuch nur noch das Handelsgesetzbuch in Betracht. 

*) Entsch. d. Reichagor. i. Strafs. Bd. 10 S. 327 u. in dies. Zeitschr. Bd. III 3.203. 
— Eger, Handb. d. Freuss. £i8enb.-R. II S. 130. 
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Die EisenbahnlMitriebsiliiteniehoiUDgcn sind Handelsgewerbe. Die» Icaun nacli 
§ 1^ d6B HandelügeaeCztmcbes nicht xweifeltiaft sein. Aach wenn das Reich, 
der Staat oder ein KommnnalTerband die Eisenbahn betreiben, ist sie ein 

Handelsgewerbe. Das Reich, der Staat und die Kommunalverb.lnde sind in- 
soweit Kanfleute. Dies wird durch §§ 36, 452 des HOB l>evt;itigt. Hieraua 
ergibt sich, dasB ein Teil der P^isenbahnangcstelltt ii zn dm llauillnngsgehilfen 
gehört, und zwar sind dies alle diejenigen Angestellten, die kaufmlinnisch« 
Dienst« verrichten (HGB. § 59). Das sind solche Dienste, zu deueu die- 
jenige Sehnlnng^ and Fertigtceit gehOren, die man in Uurer VoUendnng die 
kaafmftnmeehe Tfttäglceit nmint (Staab, Kommentar xam H6B.'§ 69, Ic). 
Soweit solche Angestellte der Eisenbahnen Offentttche Beamte sind, fol^ ihre 
Rechtsstellung besonderen (öftentlichrechtli* hon 1 Regeln. Soweit das aber nicht 
der Fall ist, sind ptp imhedenklich als Handlungsgehilfen anzusehen. Was 
im Verkehrfgewpi lx kauttnilnnische Dienste sind, ist ni* lit ganz leicht zu be- 
stimmen. £s sind diejenigen Dienste, die bei der allgemeinen Leitung des 
Untemefament zu leisten sind, femer der Verkehrs-, Abfertigung»- und Eassen- 
dienst. Aassaseliliessen sind die Dienste technischer Art. Wenn man die 
Oisamsation dm* preossisehen Staatseisenbahnen ingronde legt, so wird man 
die Dienste der Verkelirsinspektionsbeauiteu im allgemeinen als kaufmännische, 
die Dienste der Ix i den andern Inspektionen (Betriebs-, Maschinen-, Tele- 
graphen-Inspektionen) Angestellten als nicht kanfmünnische anzusehen haben. 

Im einzelnen ist die Untersclieidung schwierig. Wenn z. B. ein Strassen- 
bahnschaffner nicht als Handlangsgehilfe ange.sehen wiid, so kann das ge- 
billigt werden, weil seine Dienste nicht hauptsächlich im Verlnafe der Fahr- 
karten, sondern in der Beanf sichtigong and Belang des Transporte bestehen. 
Dagegen wird man Fahrkartenverkäufer and -Verkftoferinnen als Handlnngs^ 
gehilfen zu betrachten haben, sofern der Fahrkartenverkanf ihre Haupt- 
beschJtftijrnntr ist. UnfilK'Mii h ist dabei, ob die Schulung zu diesem Dienste 
eine frrössere oder geringere war. Eine SiImluTiü: ilazu ist immer erlYnderlich, 
mag es sich aach nur um einfache llaiuiiiubungeu handeln. Auch iui Waren- 
Amdelsverlcehr sieht man Verk&afer, die nor mit elnfaebm Dingen zu tun 
haben, als Handlnngsgelülfen an. 

DasB es einmi grossen Unterschied macht, ob ein Eisenbaimangesteltter 
Handlungsgehilfe ist oder nidit, bedarf keiner besonderen Ansfuhrung. Die 
H;in(llnn?:sgclulfen gemessen srewisse Vergihistisnini^en; so beträgt die 
Kündigungsfrist sechs Wtu lien und die Künditnuii^ ist nur zum Si-l»lii»se eines 
Kalendervierteljahres zulässig ^HCtB. § 66). Danh Vertraf^ kann die 
Kündigungsfrist nnr bis auf einen Monat abgekürzt werden, die Kündigung 
kann nnr für den Schlass eines IDilendermonata aogelasaen werden (§ 67). 
Wird der Handlongsgelülfe durch anverschnldetes Unglttek an der Leistung 
der Dien.Kte veriiindert, so behiilt er seinen Anspruch aaf Qehalt, jedoch nicht 
Ober die Daner von sechs Wochen Idnaus (§ 63). Letzteres kailB allerdings 
durch Vertrag aufcreschlossen werden. Für Ansprtlrhe ans den Dienst- 
verhältnissen sind liei lf:inillun<rsi:eliilton die Kaufmannsi; crirlite zuständig 
(Reichsges. vom 6. Juli 1V»04, KUBl. üOü i, ebenso wie die Gewerbe- 

14* 
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Berichte zUKtfindig: wnr«ii, wenn die fiisenbahnaiigestellteii alB Gewerbe- 

gehilfen anzusehen waren (Heirlis-( < v in 29. Juli 1890 / 30. Jnni 1901). 

Die Mehrzahl der Privat-EiKenhahnheaniten . namentlich die Betrieb»- 
henniten , nTiterKteJiPTi nbor dem l>n i ;:prl ifhen liehetzlinrhe. Die Vor- 
sfhriften die>ies (.lefnitzeti sind iran/ allytiin iiipr Natur nml g:elten für Diens^t- 
verptlichtetc der versdiiedeoster» Art. Es lii'{,'t auf der Hand, dass die Eigen- 
art der ehtselneit BerafKVtande dabei kdne Berflckriehtigung gefanden hat 
Das Qesetx hat eine ins einzelne gehende Regelang unterlassen» weil es davon 
ausgegangen ist, dass im BedUrfnisfalle die BerofsverhlUtnisse einzelner Stande 
eine besondere f!:esetzliohe Regelung erhalten werden, wie das ja auch tat- 
sni-lilich in weitem Umfans'p Ereschehen ist Am h i]cr Kisenhahnilit n-t erfiUirt 
im UüB. naturgemüss keine beson.lc i c Herüeksii litiLruiii:, obwohl i:tM ade er in 
vielen Hinsichten Eigentümlichkeitiu zeigt. Die Sitherlieit des liftriebes und 
des Publikums erfordert einerseits ein berufsfreudiges und bewährtes Iteainten- 
tnm, das von der Sorge nm das tägliche Brot nicht allzusehr in Anspruch 
genommen wird, andererseits eine scharfe Disziplin, wie sie in anderen Stftnden 
entbehrlich ist 

Dass das öffentliche Interesse nnter IJmstilnden ein Eingreifen in 
den Privatdienstvertrag erfordert, ist im preus*;ischen Kleinhahngesetz aner- 
kannt. Nach §4'' desselben erstreckt sich Air iK r (Jeneliiiiiiriing der Bahn 
vurausgehende Prüfung auf die technische Befaliiguug und Zuverlässigkeit der 
in dem Rasseren Betriebsdienste anzustellenden Bediensteten, und nach § 22 
ist jede Kleinbahn rQcksicbtlich der ErfttUnng der Genehmigongsbedingiuigen 
der Aufsicht der Staatsbehörden unterworfm. Daraus folgt, dass die Auf- 
sichtsli« liiiide die Entlassung der technisch unfuhigen oder nnzuvcrlässigen 
Kleinlialinli« amtpii verlangen kann nnd ninss. Gibt die Kleinbahn Verwaltung 
diesem Verlangen nicht statt, so erleidet sie die durch das Kiein'nlnvji-ficrz 
festgesetzteu Nachteile, namentlich kann unter Umstünden die Geiirlnuigung 
ihres Unternehmens zurückgenommen werden 24j. Gibt sie dem Verlangen 
statt, so ist der Angestellte zwar nicht mehr berechtigt, Dienste an leisten, 
die Ihm nach dem Vertrage zustehenden Rechte gehen aber nicht verloren. 
Vorgeschrieben ist, dass die Befugnisse der eisenbahntechnischen Aufsicht»» 
behörde in den Dienstvertrilgen vorznselien sind. Ist dies nicht geschelien, 
«H wird f^ns Vprlantrcr! äer T^cliörrle anf Mntfcrnuncr (Ich TJcainten in der Regel 
einen wi< l iruiiil zur »ulurtigeu l'lMthis.suiii: bilden i HGU. § (i2(»}. Dies 

trifft aber nicht unter allen Umständen zu, z. B. dann niciit, wenn die Ver- 
waltung die Untang^ichkeit oder UnzuverlSssIgk^t kannte oder kern» murate 
(d. h. nur infolge grober Fahrlftssigkeit lücbt kannte). Vgl. liierza § 41 der 
Betriebsvorschriften far Kleinbahnen mit Maschinenbetrieb vom 13. August 1898^). 

Auf andere Beamte als die des ilusseren Betriebsdienstes und anf andere 
MHimcl als technische T'ntlUiigkeit und Unznverl|}-«-iakcit ei-;tr(Mkt sich die 
Betii-rnis ilei Anfsicht^bcliiM-dp mfht. Namentlich unterliegen ihrer Prüfung 
nicht die aligemeinen Anstellungsveriiiiltnisse der Kleinbahnbeamtcn. 
_ — (Fortsetzung folgt im nächsten Heft.) 

■j Kgcr, Komm. >. KieinK-Ges. 8« Aufl. 8, 86 ff. — ttleim 3. Aufl. S. TiS. 
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11. 

BeitrSge zur Jürlttutening des rreiissischen Entelgniuigs^etzes 

TOm IL Jnni 1874. 

Von Dr. 6Mr| Egsr, 
Be^eniiigsrat in Berlin. 

TV n 

Die sechsnonatticbe Frist zur Beschreitung liea Rechtswegs nach Zastelluag dM EM- 

schädtgungsfeststellunösbeschlusses. 

1. Nach § 30 des Pieussischen Eiiteiffnungsgcbetzes» isteiit sowohl dem 
Unternehioer als den übrigen Beteiligten innerhalb BeehB Ifonaten nach 
Znstellani^ des GntschAdigangsfeatstellnngsbescIdnBseB der Regierang — bzw. 
jetet des Beziricaansschusses — liegen den Beschlnaa die Beschreitnng dea 
Rechtstreges zn. Dieser Reehtsucg ist nicht Rechtsmittel, sundeni Klage, 
and zwar Anfechtungsklage gegen die verwaltnngssoitige Fests(( lluiiij der 
Entschildigiing Ueteilitrtf^ sind der rnternelmie!' — auch der Finkus als 
solcher — , ferner dti Eigentümer und die am irrundstück Berechtigten, 
üegeuätand der ivhtge isst nur das, worüber die Enteignungsspruchbehörde 
(der BezirkBattsschnäs) gemRaa § 29 des Enteign.-Ges. zu entacheiden hat, 
d. b. die EntachSdigangayflidit, der Umfang der Entachftdignng, die zn be- 
stellende Kantion nnd die sonstigen Yerpflichtangen aas den §§ 7—13 des 
Gesetzes. 

2. Die He^rliiT'itung de>i lleclitsweges ht •sexulian § 30 nicht für unbe- 
irrenzte Zeit gt-Liiltni. Sie steht sämtlichen Beteiligten nur innerhalb 
sechs Monaten nach Zustellung de» Beiichlusscb der Regierung - jetzt 
des Bezirksansscbusses — zn, ist mithin an eine Frist von seehs Monaten 
nach Behtedigong des Beschlnsses 89) gebunden, nnd zwar auch ffir die- 
jenigen Nebenbereehtigten, welchen die Entscheidnng nicht zugestellt 
worden ist bzw. nicht zugestellt werden koriui 

3. Die Zustellung hat nach Massgabe der Vorschriften des § 3y 
des Knteign.-ües. zu erfolgen; d. h. nacli den für irerichtliche BehUn- 
di^ iiiiL'i'U bestehenden Vorschriften. Diese b'orni kann auch nicht als durch 
§ bi) des Allg. LVü. vom 30. Juli 1883 und § 150 Abs. 1 Zustilud.-ües, v. 

4. Aug. 1883 bzw. das Regulativ d. Min. d. Inn. v. 28. Febr. 1884 besdtigt er- 
achtet werden, ist vielmehr als auf einer nicht aufgehobenen besonderen ge- 
seteliclien Bestimmung im Sinne des § 50 Allg. LVO. bembend nach wie vor 

>) Siehe HcifTYus" Nr. T, TI und III in dies. Zeitschrift (£t«enb. Entscb.) Bd. XIX 

5. 177. 181. Hd. XX 1!>7. 

') Heicbugur. .i. Zivil», vutu 22. Dezember Eiseob. Kntisch. 11 8. 481. 
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m beobachten *). Zaznstellen ist die Ents( lici^liinp; in der Form \\j\<\ Fassnng 
einer Ausfertigung der Entscheidimi; muh Massgabe der AusferUgungen 
gerichtlicher bzw. verwaltungsgericiitlicher Entsclieidungen. 

4. Die ZusteUnng muss an alle an der Entscheidung Beteiligten, 
den Unternebmer, die Eigentümer und die Nebenbereehtigten erfolgen, und 
xvar gleichviel, ob ilire Ansprache anerkannt oder abgelehnt worden sind; 
aach den ITyiiotbekenglänbigem, da sie im Sinne de» § 30 zu ä«k an Ver- 
fahren Beteiligten gerechnet wprdm im'issen, und Jedenfalls dann, wenn sie 
die Znstpllmi? besonder? hcantrairtu Doch genügt, es, da»s einem jeden 
Beteiligten der ihn siieziell lietref fende Teil des Besclilusse.s nebst 
Gründen zugestellt wird. Dem Interueliiuer ist der isalur der Sache nach 
die Enteeheidung in vollem Umfange 2usastellen. Ist ^e Znstellnng an etnea 
am Chrondetiicke Berechtigten nnterblieben, weil das Recht desselben dem 
Kommissar nnbehannt war nnd der Berechtigte sieb trota erfolgter Ediktal- 
ladnng (§ 25 Alin. 4 a. 6) an den Verhandlungen nicht beteiligt und sein 
Recht nicht wahi';rpno!iimen hat. so xteht ihm zwar dcmungeachtct der Kt.'chts- 
weg gegen die sein ileclit nii lit lierücksicliti^onde Entscheidung nxi^ § 29 /u, 
aber er muss den Rechtsweg hinnen sechs ilouaten beschreiten (§ dO), und 
es tritt — mangels erfolgter Zustellung — als Anfangstermin für die aechs- 
menatüehe Frist an die Stelle der Zastellnng der Tag der Znstellimg an den 
Eigentümer^. Hat der Unternehmer die an ihn in nicht gesetenülasiger 
Form erfol^le Zustellung des Entschiidigangsfeststellnngsbeschlnsses als ffir 
ihn verbindlich anerkannt, so genügt dies, nin auch für ihn den Laaf der 
sechsmonatlichen An5;sehlns;*frist nach § zu erörtnen "*). 

5. Anrh durch tiucn l'x^sitzwe clmel wird der Beginn der Fris^t ni- ht 
berührt. Fiir den neuen iCiyeutiinier lault dieselbe von der Zustellung des 
Bescblosses an denjenigen, gegen welchen er ergangen ist^). Ebensowenig 
wird der Beginn der sechsmonatUeben Frist dadurch gestört, dasa im Be- 
schlnsae das GmndstUck versehentlich nicht richtig bezeichnet worden 
ist, wenn aus den beult itcnden L'mstilnden hervorgeht, dass über die Iden- 
tität des Grundstücks kein Zweifel walten konnte^) Anch hindert die 
im Entschildigungsprozesse bloss aus formalem Grunde erfolgte Abweisung der 
Widerklage wegen Versäumnis der sechsmonatlichen Frist (§ 30) den 
Wlderldäger (^Beklagten) niclit, die Tatsachen, auf welche er seinen Gegen- 
angriff gesttttat hat, noch fernerhin im Proaesee aor Anfrecbthaltong der 

') Reicbsger. 2. Zivils, vom 18. JaU 1897, Bntflch. i. Zivfls. Bd. 39 8. 368, Eiscnb. 
Entsch XIV S. 312. 

») Erl. d. Min. d. üff. Arb. vom 8. AprU 1891, IV 3389. 

^ Reicbsger. 5. Zivils, vom 11. Hin 1889, Entseb. L Zhrfls. Bd. 24 8. 806, Elsenb. 

Entsch. VII S. 273. und vom 15. März 1890. Bolze, Prax. Hd. 9 S 2G1. - 5 Zivils, vom 
2b. April 1891, Eisenb. Kntsch. VITT F 329 (338), — vom 8. Febmar 1897, XIV 
— 2. ZivUs. vom 13. JuU 1897, XIV S. 312. 

«) Bdeheger. 8. Zivils, vom 13. JaU 1897, Eisenb. Entsoh. XIV 8. 812. 
■) Reidisger. 5. Zivils. Tom 16. MKrs 1800, Bisenb. Bntscb. Vm 8. la 
*) Beidisger. 6. Zivils. Tom 88. April 1898, Bisenb. Entsoh. XV 8. m. 
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durch Beschluss dfr Enteifjrnungsbellördf ilim ziigrebilligten Snnime vei- 
teidignngsweise geltend zu niaohen. Denn die Entschiidignng, welche der 
Expropriat 7n beanspruchen hat. ist, wie das Keiclisgericht in konstanter 
Rechtspretliuüg annimmt, eine, einheitliche. Wenn sie sich auch aus ein- 
selnen PMitionen sntmmmeiisetzt, so haben doch diese nur die Bedemtime ron 
Reehnniigsfaktoren, und die Partei, welche den Beachlnss de» Bezlrksrats nicht 
angefochten hat, wird dadurch ntelit behindert, Positionen, die darin nicht 
beachtet sind, im Rechtew^e geltend zn raachen, fofern nur die Gesamt- 
f II t < c h :l (1 i {T 11 n g' dadurch nicht eine Aenderunp zu ihrom Vorteil er- 
leidet ' I. Di« vorbelialtlose IIinterle}?ung der durch den Entschädigungs- 
fe8tsteUung:*be8clilu88 (§ 29) bestimmten »Summe ist einem Verzichte auf 
Beechndtttng des Bet^teivegcs (§ 30) gleichzuachten und hat also das £r< 
Ifisehen der fftr diesen gegebenen sechsmonatUchen Frist zur Folge ^. 

6.. Unter den .sechs Monaten' des § 30 sind Eaiendermonate zu 
verstehen, nicht ein Zeitraum von sechs mal dreissif? Ta^en '). Die Kichtig- 
keit diefer Auslegnnff des § 30 erg^ibt sich aus dem Wortlaute des Gespt/n-: 
denn iiaeli der jetzt üblichen Weise, die Tage in jedem Monnte mit fnil- 
laufentlen Zahlen zu bezeichnen, wird nach dem {relt-enden Sprachgeluauc lie 
der Ablaaf einer monatlichen Frist stets an demjenigen Tage angenommen, 
dessen Zahl der Zahl des Anfangstages entspricht*), nnd es nnss yorans- 
gesetet werden, dass der Gesetzgeber sich im § 80 diesem Spraehgebraache 
angeschlossen und demgemftss unter , Monat" den Kalendennonat ver- 
standen hat^). 

7. Die sechsm<tnftt! iehe B'rist ist eine (Prozess-) Präklusiv-, 
nicht eine Verjrthniiiü st i ist, mithin ist auch nicht die Unterbrechung der 
Frist nach den Grundsätzen über Verjiihrung mögiicii. Die Frist kann daher 
nur durch Anstellung der Klage gewahrt werden, nnd zwar ist nach heutigem 
Prozesnrechte hierzu die wirliliche Erhebung (Anstellnng) der Klage 
erforderlich (§ 2 AG. z. D. ZPO. v. 24. Kürz 1879. GS. S. 281), während 
nach dem älteren Prenss. Prozess (Gt^r.-Ordu.) eine gehörige Klageanmeldung fttr 
ausreichend erachtet wurde % Auch muss die Klage zur Wahrung der seohs- 

') Keichsger. 5. Zivüs. vom 21. Mai 1887, Eisenb. Entsch. V S. 359 (362, 363). 

^ Reiehsger. b. ZWO», vom 12. Oktober 1898, Eisenb. Ent8ch.IX S.d56, Tgl. auch 
Tom 14. Oktober 18%, XV S.8. 

') Reichsger 2 irnifs«' vom 2H. September 1882, Eisenb. Entsch. 11 8. 844, 
d. Zivils, vom 28. Nüvembtr 1889, VIII S, 8. 

*) Vgl. Havigny, System Bd. 4 8.848; Windscheid, Lehrbuch des Pandelrten- 
reebtes Bd. 1 8. 806; Deruburg, Prlvateeeht Bd. l § 69 8. 136, S. Ausg. 

Vgl. Art. 32 WO., Art 328 alt. HÜB., g 348 des Borgges. vom 84. Juni 1868, 
§ 19 StGB., §222 ZPO., 5* m BGH. 

•) Ob.-Trib. vom 16. Mai 1879, Entsch. P.d. 83 8. 278. Reiehsger. ü. Hüllss. vom 
86. Hat 1880, Eisenb. Entsch. I S. 177, — vom 4. November 1880, I 8. 801, — vom 
10. Februar 1881, I 8. .S88, — vom 22. Dezember 18H2. II S. 421, — vom 28. Oktober 
1884, m 8. 403, — vom 18. iSovember 1885, IV S. 337, — vom 10. Juni 1892, IX 
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monatlichen ¥r\M f^irrkt auf Zalihing eines bestimmt substantiierten Betraees 
{gerichtet «spIti, nicht aut blosse Anerkennnn?r der Entscliäditrunpi^pflicht cKler 
auf Festät«Uung, welche die Geltendmachung des Ansprach» auf unbestinunte 
Zeit ermöglicht^). 

8. Wird die Klage xiAcb Ablauf der Frist angebracbt, so hat de 
der Richter von Amts weisen oder ancb aaf Einrede der Parteien ak 

yerspfttet zurückzuweisen. Diejenige Partei, welche den Ablauf der secha- 
monatlichen Frist (in wendet, liat diesen darzutnn, wobei als Zustellung im 
Sinne des § 30 nur eine den gerichtlichen Behändigttngen enteprecbende ta- 
gesehen wird ^) (s olien Ziff. 3). 

9. Die seclihmouatliche Frist tindet auch im Falle der Widerklage 
Anwendung^). Aber die Abweisung der Widerklage wegen Fristvereaaniidi 
gemäss § 30 hindert den Expropriaten nicht, die in der Widerklage be- 

, liaapteten Tatsachen znr Anfrechterhaltnng der ihm verwaltangsseitiff zoge- 
billigten Summe (§ 29) ein rede weise geltend zu machen*). 

10. Dt r T.anf der sechsuionatlichen FriNt beginnt — im (Tein nsat/i 
zu der Frist des § 31 ernt mit der Zufetelhinc des» narli 2\i des Ent- 
eignangsgesetzes erlassenen Best lilusses *'), und zwar im Falle eines nach der 
Einleitnng der Enteignung eingetretenen Besitzwechsels auch für den neuen 
Eigentfimer vom Tage der Zastellni^ an den bisherigen, and für den Kebeii- 
berechtlgten, welcher am Enteignangsverfahren nicht tei]genomm«i bat, vesi 
Tage dter Zustellung an den Eigentümer (s. oben Ziff. 4 u. 5). Der Lauf der 
sechsmouatlichen Frist endet mit Ablauf desjenigen Tages des letzten 
(seclif^tfTi'^ Monats, welrbfi durch seine Zahl dem Tage entsi)richt, an welchem 
die Fribt begonnen iiat , d h, an welcliem die Zustellung statf^refnnden hat; 
fehlt dieser Tag im letzten Monat, so endigt die Fri.sL iint Ablauf des 
letzten Tages dieses Monats. Ist dieser Tag ein Sonntag oder aUgemeiner 
Feiertag, so endigt die Frist erst mit Ablauf des n&chsten Werktages'). 

8.322. vom 1!» Dezember 1892 X S 140 \i2 I;öholl. Ent.-(ie8. S. 165 Nr 
Dalcke, Ent.-ües. S. III, Seydel, Eat.-ties. 3. Aufl. 8.199, Ciracbot, iJeitnigt 
Bd. 32 S. 725. 

>) Ob.-Trib. S.Sen. von 7. Februar 1876, Zeitg.d. Ver. D. Eisenb..Verw. 1876 8.3S6. 

») Reichsger. «. Zivils, vom »9. Dezember 1892. Kisenb. Entsch. X t>. UOflf. 
^1 l;. irlisii-. r. 2. Zivils, vom 2s*, Oktober Eisenb. Entsch. III S. 4»>3. 

Keichsgcr. 2. ZiviUt. vom 4. Januar ltt84, Eisenb. Entsch. III S. 308. 
■) Bdehsger. 5. Zivils, vom 21. Mol lfl87, Eisenb. Entsch. V 8. 350. 
«) Beiehsger. 6. Zivils, vom 18. NoTember im, Eisenb. Entsch. IV S. 337. 
') § 822 ZPO., § 187 ff. BOB. 
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12. 

I 

Die Anwendung des Yerbandsreglements gegenttlier abwelehendcn 
BeBtininrangen der Lokalregflements. 

Von Or. M. fifldsohnriti, 

Advokat in Bndapeit 

Nacli dem Prmzipe des § 403 des Uugar. Eand.-Ges. (vgl. Art. 401 OesteiT. 
HOB., g 432 Dtocli. HOB., Art. 27 Internat Uebereink.) sind im Verbands- 
verkehre die Hechte und Pflichten der Kontrahenten nach dem Inhalte des 

direkten Fraclitbrief.-* bzw. des diesem zugrunde liofrenden Verbandsiefrlenients 
zo beurteilen. Dieser Ciiiiinbalz j^ilt ancli für die Modalitäten der Fraolit- 
berechnnnp- fst also ein ihn mit direktem Frachtbriefe im V>rbandsverkeiire 
auf Grund eim s für den Verband bestelieudeu Metrie>»«äre^lemeuts aufgreeeben 
worden , so finden die Bestimmungen dieses litüleiueuts über die Fracht- 
bereehnnng anf den ganxen Transport Anwendung, selbst wenn der Frachtp 
satK durch ein Znsammenstossen der LolcaltarifsStze gebildet wird and die 
bezüglichen Lokaltarife vom Verbandsreglement abweichende Bestimmungen 
über die Fraclitbereelinung enthalten. Daher bleibt z. B. die Bestimmung des 
Vprband«reurlciiient!* , dass Fi-arliterliitlnnieen niflit vor Ablauf einer secbs- 
wiichentlichen Pnblikationsfri?!t in Kiatt tuten können, im Verbandsverkelire 
aack dann in Geltun«:, wenn ilie Einlialtung dieser Friüt in den beteiligten 
Lokalverkebren nicht ei*forderlicb ist. 

. Diese Omndsfttse sind in der im folgenden dargestellten Streitsache zur 
Anwendung gelangt. 

Mehrere Sendungen wurrlpn vim rb r Station Venitian-Ciratzko der türki' 
»eben EiBenbahnen mittelst direkten FrachtbripfeH nach Budapest aufgegeben. 
Die Aufgabe «ilmtlicher Sendungen erfcdgte innerhalb sechs W(»olifn. v'»in 
"25. August 18ni> an «rer^-ohnet. Unter Anwendung des auf den Orient verkehr 
bezüglichen direkten Taiitos berechnete die Eisenbahn den Fraclitsatz mit 
Free. 6,99 per 100 kg. Kliigei (Absender) beanspruchte nun, dass die Fraeht 
von d&e Abgangsstation bis nach Vranja nach dem Loltaltarife der tfirldscken, 
von da bis Belgrad nach dem Lokaltarife der serbisdien Bahnen^ von Belgrad 
bis zur Abgabestation nach dem direkten Tarif für den Orientverkehr be- 
rechnet werde . und verlanirtf von der bekhi-^ tt ii Bahn die Kückzahlansr der 
danaeit berechneten Frm litdit^ertmz. IMo Partt ion war^n darüber einig, dass 
der Frachtsatz Vranja -Belgrad der serbischen Bahn nur bis zum 2b. August 
1899 in Geltung stand, an welchem Tage er durch einen neuen Tarif, dessen 
Satae weit hUier sind, als die beanspruchte DüTerena, ersetxt wurde, sowie, 
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dass der inUiiie soiMsclio Verkehr keine Vorschritt keimt, derznfülffe die 
Frachterhohung erst nach Ablauf einri ^p«timmten Frint ins Lelion trit^. 

Der Appellsenat des Budape.ster Handels- und VVechseigerichtes hat 
die Klage aus folgenden Gründen kostenpflichtig abgemeaen: „Kraft der Be« 
8tlmiDiiiigeii deB Betrlebureglements fttr den Orieatverkehr (Nachtrag T) ist der 
Empfänger berechtigt, die Anwendung eines niedrigeren, als des von der Bahn 
berechneten Frachtsatzes nacht räf^l ich zu veiIaiitr<Mi , mit Ausnahme der im 
Nachtrage auf'gezllhlten Falle. Der vorliegende Fall gehört nicht zu diesen, 
nnd Kläger ist sonach berechtigt., statt de« bfrochnetcii Tarifes für den 
Orientverkehr die Auwendung der Siltze lUh Lokaltarile^ zn verlangen. — 
Trotzdem miisste Kläger mit seiner Klage abgewiesen werden , weil der dem 
serhisdien LokaltaHf entnommene Frachtoatz per Frcs. 1,486 in der Belatioa 
Vraqja-Belgrad mit dem 36. Angnst 1899 ausser Kraft gesetat wurde, so dass 
er anf Sendungen, welche nach diesem Temüna Terteditet wurden, nicht mehr 
angewendet werden konnte. Die Ansicht des KlAgers, der fragliche Fracht- 
satz müsse auf die streitigen Güter deshalb anürewendet werden, weil jrpm3s9 
Punkt 2 des § 7 des Bi iriolisreglements für den Orientverkehr Fracht- 
erhrthunsren nicht vor Ablaut von sechs Wochen nach ihrer Veröffentliclinng 
in Kraft treten können, ist irrig. — Diese Bestimmung des Betriebsregle- 
ments bezieht sich nur auf die Erhöhung der direkten Sfttee des Verbaad- 
verkehres, kann sich aber nicht auf den gegebenen Fall beziehen, ih welchem 
der Empfänger die Anwendung des serbischen Lokaltarifes verlangt, was ja 
die Anwendung sämtlicher Bestimmungen des s^erbischen Tiokaltarifes bedeutet, 
also auch jener, dio sich auf don Zeitpunkt des Inkrafttretens der Fracht- 
erhöhung bezieht. 1)( i >t i lii>i lif Lokaltarif kennt aber keine Bestimmung, 
durch welche der Beginn der Wirksamkeit irgend einer Frackterhöhung an 
einen Termin gebunden wäre. £s muss mithin angenommen werden, dass bei 
der Schaffung der Btttimmungen des serbischen Lokaltarifes die Absicht Tor> 
gewaltet hat, FraehterhDbongen sofort nach ihrer VerSffentliehung, ohne vor- 
hergehende Pnbliltationsfrist ins Lebeu treten zu lassen. Da demnach Fracht- 
erhöhungen im serbischen Lokalverkt hi sufni t in Kraft treten, so folgt 
daraus, dass der vom Kl!i^:er geforderte Frai htsat/. aut die in Rede stehenden 
Senduniren deshalb nicht angewendet werden könnt . wi il dieser zur Zeit ihrer 
Kxpedilion im serbischen Lokalverkelu* nicht mehr in Geltung stand''. 

Gegen dieses Urteil legte der Klttger die Bevision ein, nnd die kgl. ung. 
Tafel in Budapest (Urteil II &. 70 1902) als Bevistonsinstana änderte das 
Urteil des Appdlgerichtes ab und verpflichtete die beklagte Bahn zur Zah- 
lung der Klagesumme und der aufgelaufenen Kosten unter folgender Begrün- 
dung: „Das Appellgerif ht hat es als Tatsache festgestellt, dass silmtliche 
strittigen Sendungen wolil n.u h dem 25. Anglist 18V)9, jedoch innerhalb eines 
Zeitraumes von sechs Wochen vom obgenannten Tage an gerechnet, mittelst 
direkten Frachtbriefes von der Station Venetiau-Grateko der türkischen Bahn 
nach Budapest aufgegeben wurden. « | 7 des Betriebsreglements fttr den 
direkten Verkehr zwischen den türkisch -bulgarisch > serbisch -ungarisch -Seter- 
reichiach und deutschen Bahnen (gültig vom 1. Hai 1698) verfHgt, dass 
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Fia< literböhungen nicht früher als sechs Wochen nach ihrer Publikation in 
Kraft treten können. Im serbischen Betriebsreglement, das ein integrieren- 
der Bestandteil des LokaltarifeB der sertiisehen Bahnen ist, findet sich dne 
Uuiliehe Bestimmviig nicht vor. Die serhiachen Bahnen erhöhten den Fracht- 
satz der Belatios Vraiga^Belgrad am 26. Angnst 1899 und pnbüzierten diese 
ErilQhnag nocli am sriben Tage. Die einzige Frage, welche nnter diesen Um- 
standen zur Entscheidung steht, ist mm jene, oli dipvp Frachterhöhnng auch 
auf die in Kede stehenden Sendungen, welche innrrlialb sechs Wochen, vom 
25 August au gerechnet, aufgegeben wurden, angewendet werden könne oder 
nicht. Das Appellgericht hat diese Frage bejaht. Seine Begründung ist 
aber rechtsinig. Denn die einzige Bedingung für die Anwendung des Be- 
triehsreglements Ar dea Orientverlcehr in den hiezn berechtigten Belatiencn 
ist die mittelst eines direkten Frachtbriefes erfolgte Aufgabe des Oatea (Ein- 
pangsbestininmngen und Note). Die angeführte Note bctunt aber ausdrücklich, 
dass die Bestimmungen de« Betrifb'.ro'ilfnionts ftii- den Orientverkehr 'diiie 
Pnrksicht auf die Art, nach welcher die Fracht bereeiinet wird, anch dann 
anzuwenden seien , wenn der zu entrichtende Betrag aus der Summe d«. r 
Frachtsätze der Lokaltarife gebildet wurde. In dieser Hinsicht ist es gleich- 
gültig, ob die LokalftraehtsKtae wegen Hangels eines direkten Frachtsatzes, 
oder anfolge der Kartiemngsvorsehrift im Frachtbriefe, oder schliesslich auf 
nachtrSgUches Verlangen der Partei angewendet werden. In dii(]<tcni Ver- 
bandverkefar — d. i. anf Güter, die mittelst direkter Frachtbriefe aufgegeben 
wnrden — ist das Betriebsreglement für den Orientverkehr, das beispiebweise 
vom Österreich -ungarischen und deutschen Betriebsreglement in melu eren 
Funkten znungnnsten der Pai'tei abweicht, schlechttiin anzuwenden. Das Vor- 
handensein und die Inanspruchnahme eines direitten Fraditsatises und die da- 
mit verbundene direkte Frachtberechnnng bildet keine Bedingung der Anwen- 
dung des Betriebsreglements für den Orlentverkehr, mithin kann auch die 
Frachtberechnung im gebrochenen Verkehr nicht ansgeschlossen werden. 
Daraus folgt nun von selbst, dass <lie Erliidinn'jr eines Frachtsatzes im Lokal- 
voik» In Mir Ablaut der sechswix lu ntlichen Pnblikationst'rist im direkten Ver- 
landvcrkfciii auch dann nicht in Kraft treten könnte, wenn die Eiuhaltong 
der Fublikatiousfri»t im Lokalverkehre nicht erforderlich wäre". 
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Cauada in determining tlie liability uf »trvet iiaihuads. Albany li)04. 

Ottlker» J. Legislation saiase it» cbemins de fer. Kecneil des lois, ordonnaitces et 
art«t£s ka irini importants relatifs anx cbemins de fer snisscs. Bern 1901. 

Efler, Dr. Georg, l{(<,nrnin>:!*rat Das (iesetz über die Hahneinbeiten. Vom 
\\l Anguüt IHHä in der Fassun^^ des (iesctzes vom 11. Juni 1902. 
Kommentar. 2. Autt. Herlin iPü."). J. (iuttentag. 

Das znr Segelang and Hebung der KreditverhiUtnifls« der Privat- und Klean* 
babnen vom 11). August IS!»;") erffangrue prenssiscbe (u-setz. betreffend das Pfandrecht 
an rrivateisf'nbahnon und Kleinbahnen und die Zwangsv. , kmiLT in lüi srllii n i^t 
UQterui 11. Juni 1902 als .«iesetz iiiMr die Babneinbeilen * neu erlabsen 
worden. Soweit das Gesetz Soudcrrecbt für die ßahncinbcitcu enthält, ist es zwar 
von dem Bttrgerlicben Oesetsbudie, der Reicbs-i-rrundbuchordnung und dem lleicbsgesets 
über dieZwunjiMversteigeruiin und die Zw;tnK.>>verwaltttiq(U1lberilbrtg<>blieben. iJagegen 
sind die in dem lüfsetze vom VJ. An^nist 18i)."> in bezug genommenen Vorschriften des 
bisherigen Liegenschafts-, (irundliucb- und Zwangsvolblrtckungsrechts, der Kunkurs- 
and Zivilprozcssordnung durch die entsprechenden neuen reirhs* und landesgesetaUcben 
Vorschriften ersettt worden. Nachdem inzwischen ancb das Relcbsgesetz, betreffend die 
gemelnsamt'M T?echtf der Besitzer von Srhuldverschreibungen. vom 4. Iiezembor 1899 
organir* Ti und ein 'l'eil df-srn was das (iesetz f-nthielt . Heichsrecht irrworden war, 
ergab sich die .Not wendig k»>ii einer umfassen de u Ucvision und insbesondere 
einer Anpassung des Gesetzes an das nunmehr geltende Reichs- und 
Landisrecht. iHcs ist durch die Novelle VOm ll..l«ni 1902 geschehen. Alle 
diese .Vendf'niTii^rii lialen das (iesetz in w e « (ti t 1 1 ( h < n Teilen formell und 
materiMl erheblich umgestaltet, und es iniissteii daher zahlreiche Abschnitte 
des Kommentars einer vollständigen Umarbeitung unti-rzogcn werden, so da^s 
die neue Auflage als eine in vielen der wichtigsten Alwdinitte gUnslich ver&nderte 
bezeichnet werden darf. Auch die neue Beariwitung des Kommentars hat die Recht- 



Digitized by Google 



lau-ratiir. 



221 



sprechQn;; nnd Litfiatiir Balincinhcitsnclits auf das sornffiiltiifsU- bertlcfc- 
sichtiet. In ciiigolieiKlstfr \V>isf siinJ tiriifi tiir ilic Erliintf^rung die l'» ^tiTn^llllnJ^t>ll 
dfs Hilrtterlichi'n (tcsf t/.burhs und der he?,!] glichen «iosetzc, insbesondere 
der Urundbucb-, Zivilprozess- und Kunkur^urduun^, des Zwan^yvcrsUigcrungsgesetzes. 
des tiesetses Ober die gemeinsamen Recht« der Besitzer von SchoIdverBchrcibmigcn, 
de« Kleinbahn<(es(tzeä horaiiKe/»iren worden. Zur Erleid) terunt; des VursUladlllMeS 
der grü'.-vti iitf m lir kiiifi|ili/i< iti ii 1'.! <timniiiiiL'eii ist j. ,1, tu (_iesetzi'^itr>r:iu;raphe!l 
eine an^tiilirliche iMrsletlung der zugrunde liegenden l'rinzipieu und der £nt- 
stehangsgeschichte vorangcscbickt and dvan die Krlttuterong der eintelnen 
Beatimiaaiigen geknQpft. Anch sind die erwSbnten Gesetze sowie die bislier 
ergangenen Ausführunt(s- Verfiii{unf(pn und Ministeri.il- Erlasf--. im Zu- 
Siitumonhange mit den bezü<?licben liest iinmnnpen des Gesetzes behandelt und am 
äclilusse des Werkes in einem besonderen Anhange als Anlagen chronuiogisch 
anfgenommen. 

SMlnami, W. Das Strassen bnhnbillet Somlerabdrack ans Bd. XXV Beft 2 des 
ArebiTS für Kürserliches Hecht, lierlin ItXU. < ul IT< ymann. 

Die Arbeit will eine Einzeluntersuehung über die juristibehe Nutür dea Strassen- 
bahubillets geben. Der Verlasher verneint, duss für das .^^tram-ubahnbillet ein bc- 
«i^mmter Rechtsbegriff ausfindig gemacht werden kOnne, and bekämpft insbesondere 
die herrschende Meinung, welche in dein iStrassenbahnbillet ebenso wie in dem Eisen- 
luthnbiliet lediglich tili. (Quittung über den grzaliltm F.ilirprris i^ieht. Nach seiner 
Ansicht lasse sich ein bei riedigendeü Ergebnis nur dadurch gewinnen, dass man za- 
D&cbst die Funktionen, die der Fahrschein n erfüllen hat» feststellt und an ihrer 
Hand die reehtliche Bfdentnng desselben ermittelt. Diese FnnkUonen des Fahr« 
Scheins findet er in dessen Zweck, als Zahlungsausweia und als Kontroll- 
zeichcn zu dicnett. nnd von diesem («esichtspunku- rius sucht er die Hetlenlunu; de» 
Billets im Wege detaillierter Angaben Uber desäeu Einwirkung aui das Kechtsver- 
h&ltnls xnriselwn Strasscnbahn und Fahrgast festsustellen. Fttr den Transpott- 
anspnich legt er dem Billette nor insoferne Bedeutung bei , als die Bahn znr Ver> 
Weigerung der Vertragserfüllung berechtigt ist. wenn das Hillet auf Verlangen nicht 
Vorgezeigt wird, er erkennt ihm also die Natur eines Wertpapieres ab; nur für das 
sog. Umsteigebillet , dem er neben den dem einfachen lUllette zukommenden beiden 
Funktionen (üabtnngsaasweis and Kontrollzeichen) noch eine dritte Funktion, nftmlich 
die eines ,rmsteifip-Ausweis<"s", Ix'ileyt. nimmt er di- Ki}/« nsrhuft eines sog. nuitolt* 
kommmen oder relativ, m , \nstlt»tinus-)Wertpapifr. s in Ansiiiui li l)ie Ausführungen 
des \ crtassers haben mich nicht dunhweg zu überzeugen vermocht; auch hätte Ich 
gern eine uiufiuiäeudere Hcranzicbaog der Literatur und Itecbtsprecbung gesehen. 
Gleicbwohi stehe ich nicht an ansuerkennen , dass die Abbandinng ron Scharfsinn 
and ]uaktiscliem Verständnisse des Verfassers zeugt und als wertvolle Bereichening 
der Literatur über die vorliegende Frage zu bezeichnen ist. 

T>r. Relndl, Mönchen. 

II. Mit dein Eisenbahnrecht im Zusammenhange stehende Sehrilten. 

Mtfnnn» S., Justizrat. Kcchts.mwalt am Landgericht I in lierlin und Notar. Das 
Handelsgesetzitui Ii vom 10 Mai IH97 (mit Aiisschlnss des Seerechts) 
erläutert. 7 — •). Lieterang. Herlin IJKM. Franz \ ablen. 

Die vurliegcudcn Liel'erungcn umfassen die 162 — 327, also einen Teil des 
Handelsgesellselmftsrechts. Die wiederholt in diesen Bl&ttem hervorgehobenen Vw- 
Züge der sehr gründlichen und doch Ubersichtlich angeordneten Erlftuterung finden sich 
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auch in dem vorliegenden Brndwittclr. Besondera interemiert die fiefttlwitttng des 

Aktienrechts. I>ie inimor niohr in den Vorderfjrnnd tretende Ti«deatung der Aktien- 
fonn fflr dpii im wirtschaftlichen Lehen sich vollziehenden Konzentrationsprozpss des 
Kapitals machen das Studium dieser Hechtsmatehe für den Juriüten und Verwaltungs- 
beftmten snr vnftbwelsHchen Notwendigkeit. Man brancht nnr im die gelegentUch 
der Hibemiaopcration aufgetauchten Streitfragen sn erinnern^ um sicii Idar za. nachen, 
wie auch der nirlit in erster liinie juristisch tätige StaatslM>anite sich der genauen 
Kcnntni"* (Ich Aktienrechts nicht entziehen kann, wenn er den aus der Verflechtung 
von Öiuitiö- und Privatbetrieb entstehenden Komplikationen sich gewachsen er- 
weisen will. 

Vdti Einzelheiten mag hervorgehoben werden die Kriii t* roftg ftber den KcchtS- 
charakter der (iennss<ii lioine S. 774 fl. üoldmann siebt iUK hiiann. wenn di» sc Hcnnss- 
scbeine an die Stelle amortisierter Aktien treten, darin die Vcrbrietoag von (iläubiger- 
rcchten. Gegen Klemperer, Ring und Esaer bestreitet er deshani die MSgUcbkeit, 
ihnen in irgend einer Borielinag den Charakter oder die Fanktlonen von Alctleii- oder 
MitgUedschaftHrechtcn beizulegen. 

Liegen Staub und Laband nimmt (♦oldinaini mit der Rechtsprechung an, dass 
durch Mehrheitsbesch luss der Generalversammlung den Aktionären das Recht, durch 
Znsahlung Vorzugsaktien su erweri>en, eingerinmt und so ohne Erhöhung des Grand» 
kapitals solche Vorzagsakti«i geschaffen werden Utmien. Dem ist nnbedenUiidi bei- 
zutreten, da der Willr «Ipk (;o?rt-/os. rliese Maglichksit offen sn hallen, in§262 HGB. 
unzweideutig zum Ausdruck gelutiL'i ist. 

Hoffentlich lässt dem Verfasser seine Berufstätigkeit die Müsse, welche einen 
bsldigen Absebluss des gediegenen Werkes ermöglicht. Heinrich Dove, BerBa. 

Oirlnger, Dr. A.« Heichsgeriehtarat, und Nunheiburg, Dr. M., Recbteanwalt in Mannhelm. 

Das Handelsgesetzbuch vom 10 Mai 1897 fmit Ausschluss dfs Siortdits) auf der 
Urnndl:iu>- des T](iB erlfliitci t ImI. ,1. Lieferung 1—3. Mannheim 1*JU4 .1 . Bensheimer. 

Die Veröltentlichung dieses hervorragenden Kommentars schreitet leider nur 
langsam voran. Die Bearbeitung des dritten Buches des HGB. bat eine solche Stoff« 
ffllle ergeben, dass eine Zerlegung in xwei Bünde notwendig wurde. Der erste, mit 
§ 372 abschliessende, ist vollstänriig, die kürzlich ausgegebenen drei TJoferungen 
behandeln die Kaufg:( Schäfte, niul zw ;ir die beiden ersten die nllfremeinrn lU stimmunsren 
des BGB., die dritte das Sonderrecht des Handelskaufs. Uie hier gebotenen ebenso 
klaren wie scharfsinnigen nnd grflndUdien Aasfflhrungcn enthatten ein Sljrstem der 
Lehre vom Kauf, würdig als Sonderabdruck und selbständiges Werk veröffentlicht 
zu werden Zn hoffen hlriM t'in baldiges Erscheinen der näcljsten ITeftc. die das 
dir Verkehrswelt am meisten interessierende Speditions- und Fradit^cschiUt erörtern 
Werden. W, Coermann, Strassburg i. E. 

Urtfl^ Dr. Denri, Just.>Rat. Das Bürgerliche Recht nach dam BOB. Ein I<ehr- 
bnoh fOr Lernende 2 Bftnde. Leipslg 1904. Rossbergsehe Verlagsbuehhaadluiig 
(Arthur l?osshtr>;i 

Der im Titel wie im Vorwort ausgesprochene Zweck des Werkes ist: ein Lehr- 
buch für Lernende au sein. Diesen Zweck hat der Verfasser, der sowohl dnrch 
seine umfangreiohe Praxis als Anwalt wie durch sdne langjlhrigen Eifahrnngen ah 
Leiter einer Abteilung des .luristisch-Staatswissenschaf fliehen Vereins an der rniversitlt 
Leip/ipc hierzu besonders berufen erscheint, in vollem Masse erreicht Seine Dar- 
stellung des bürgerlichen, Hechts zeichnet sich nicht nur dnrch schlichten, einfachen, 
von Ueberladnng mit Zitaten fireien Vortrag, sondern auöh dureh Betgabe sahlreidMr, 
das Verständnis erleichternder Beispiele ans und ist dnrdi diese VorsOge gan« 
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besonders gM>ipn»et. angdiendon JuTiston als r^ehrbnch sn dienen. rnvwlr«nnbar hat 
der Verfasser r.it« ratur. Kocht.sprcrhang and Matt rialion sor^rfültiiur bii-aclcaiditlgt. 

irtd('iM er di< Anirrihm hirrlHn r vermc! ?. t hat or de« Stuft für AnfHiiffpr nn- 
schaulirhcr. ülKTsirlitlicher und leichter verstäudlich ^istaltot, als dies in den ttlr 
ftitere Juristen bestimmten W«lten der Fall iv Bein pflegt. In der Anordnang ist 
mit geringen Abweicbnngen das System 'des IKjB. beibehalten nnd demgemSse das 

(ianzc in ö Bilrhcr (I. Alltrinicinor Teil. II. Kccht der Schuldverhftltnisse. III. Saohon- 
rocht. IV. Fanii!ifnr<^iht Y Krbrccht) fiotjliedert. I'as v<»rzil^Hrh«v mit ?rnf;st<r 
Sachkenntnis und ausst'rordt iitiirhf>ni B'leisae geschriehenc ^\'e^k wird aiicu Lernenden 
hOehst villkommen sein. Scbmits, CBIn. 

Oppmh«if, ThMdtr. DieOesctze aber die Ressortverhältnisse zwischen den 

Oeriehten und den Verwiiltnngsbehörden in I'reussen. zusaniniengestellt 
iinl nirmt rt 2. Anf1a<,'e, beraQsg^eben ron Joseph Oppenhoff, Amtsrichter. 
Kerlin ltMi4. Geor^^ Keimer. 

Nor allzulange hat die neue Bearbeitung des Buches auf sich warten lassen. 
Dafttr ist es aber aneb in Inhalt nnd Form der .alte* OppenbolT geblieben. Und 
das ist das beste Zeugnis, di»s dem Werke ausgestellt werden kann. Von dem Werte. 
d^'Ti <lf»<s Rur!? fiii ilir Tlit orie, für die KMitl ililnnfi di s schwierigen Rechtsgebiets 
, zwischen den ik^surts' gehabt und bewahrt bat, soll in dieser der Praxis dienenden 
Zeitschrift nidit die Rede sein. FOr den Fraktilcer war die erste Auflage eine 
.rettende Tat'; „dem Wirrsal des Urensgebietes «wischen dem Arbeitsfelde des 
Juristen und des Verwaltungsbeamteu ist ein Weg gewiesen und belegt und gesichert 
zumeist durch die Praxis höherer Iii'^t iTi/rn'^ Nur wenige sind es, die aurh in dem 
andern Ressurt bewandert sind und dadurch befälügt werden, sieb auch in dem un- 
genügend geregelten QrenzgvMete znrecht %u finden. Und selbst unter diesen — wem 
wären nicht schon bedenIcUehe J^weifel aufgestiegen, wenn er «ir Anwendung der 
Vernrflming vom 26. Dezember 18l>8 §§ 'V\ 1H 'wn'^en verbrs-?rrf > r Kimirlif uiiir der 
l'roviuzial- usw. Behörden) berufen war; und man ist ( s. wie liir Verfasser S. 8 
mit Recht hervorhebt, viel häufiger, als man die Verordnung zitiert. Kaum geringer 
sind die Sehwieriglreiten etwa bei dem Gesetze vom 11. Mai 1S12 ttber die Znlässig- 
keit des Rechtsweges bei polij^eilichen Verfügungen, bei dem (tpsetze vom 24. Mai 
1861 ülii r dir Kt weiteriHüT <1' s Heehtswoge«' . der Vertirdnung über dir I>efekte der 
Beamten , bei den .Normen über den Konflikt oder den Kompetenzkonflikt — ganz 
abgesehen von den Sonderrorschriften , die für den vcrwaltangsrechtlidi serrissenen 
Zostand in der RbeinproTins Geltung haben, s. B. dem sog. Bessortreglement vom 
20, Juli 1818. Für all diese Gesetze und Anordnungen enthillt das Werk den 
einzitren eintreheTidf n Krtminrntar I'ni nur ein Beispiel zu erwRhnen. füllen die 
Erläuterungen zur Verordnung von 1808 über 200 Seiten. Hineingearbeitet und 
erläntect sind allerdings hier, wie bei den anderen Oeaetsen, die rar Brginsang des 
Tonngestslitcn Geaebtes anderweit ergangenen Nonnen, so dass man ein rechtes 
Bild von der Reichhaltigkeit des Werkes erst durch das beigefügte .^Verzeichnis der 
besprochenen und erwähnten (Jesetze in der Zeitfolge" ,")H4i gewinnt. Leider 

ist das Verzeichnis trotz des grosseu Umfangs nicht ganz vullstäudig, und ich möchte 
Bedenken nicht nnterdräclten, dass trotz aller aaf die üeberriebtlicbkelt Terwandten 
MlUie dieses Ziel durch die Fülle des Stoffes beeinträchtigt m werden beginnt. 

Thvn Wegerrrlit findet nn vielen Stellen eine Erörternng, eisenbahnrecht- 
liche Fragen werden wiederholt berührt: die Feststellung von Fahrplänen (S. 29), 
das Recht der Rahnnntemehmungen (^8. 101} , Eisenbahnabgaben (S. iK)) , die Rechts« 
verhftltnine der GisenbahnbehOrden und -Beamten (bei Konflikt und Kompetenskenflikt). 
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Mücbte diM Bach die verdiente SrMtminK snr Venneidnng oder Verminderani; 

der HcibnngsflKctieii swiacheii der Jnatis einerseits, den VcrwaHnngsorganen andercr- 
Roits finden. !*r Max Fleischmann. HnHc a. S. 

Lucas, Dr. H., Wirl^l. «ich. ob.-.lustizrat und Ministerialdirelttor. Aiiititung zar 
strafrechtlielieii Praxis. Ein Beitrag mr Ansbildang unserer jungen Juristen 
and ein Ratgeber ffir jftngere Praktiita-. Zweiter Teil Das materielle Strafrecht. 
Berlin 1904. ntto Lir-lnnaiin. 

K^• (laiikbiir anzuerkennen, dass der Verfasser dem ersten »Iis loimeile 
j^tralrL-elit uixitassendeu Teile seines vurzüglicheu Werkes, welcher in dieser Zeit- 
schrift Bd. XIX S. 188 bereits gebflhrcnde Wttrdigang gefunden hat, in verta&ltais- 
nissig Icurxer Zeil den zweiten, das materielle Strafrecht betreffenden Teil bat folgen 
lassen. NiMit nur für die jilnjjeren. sondern für alle Juristen ist es ein be«on(1»>rs 
glückliclier ( nistand, dass ein Mann von der Bedeutung des \'erfasi»ers sich der 
Oberaus schweren Aufgabe unterzogen bat, ein so ToUendetes Lehrbuch zu schaffen. 
Er bexeiebnet es swar nicht als aeine Absiebt, ein Kompendium des gesamten Straf- 
rechts au geben, sondern nur zum Verbtiindnis seiner Hauptsachen und zu seiner 
praktischen Handlintnni^f anzuleiten, und hat sich daher auf eine gründliche Ein- 
fiUu'UUg in den aiigemeineii i'eil des Strafrechtä )<uwie aus dem betiuudereu Teile 
des StiiB. auf die EtSrtcruag der in der Praxis hftnfigsten Delikte — Widarstand 
gegen die Staatsgewalt, Hausfriedensbruch, Meineid, Bekddigm^, DidMtahl und 
l'nterschlagung, Retrn^' und I'rkunilcnfälschuug — ti* si liiänkm wollen. Was er 
aber in dieser BegrcnzuiiL; L">boten hat. ist so anregend und iiili.vitreioh. zeugt von 
eiuer so gediegenen Sach- utid iiechtskeuutuis, einer su ausgezeichneten Beherrschung 
des Stolfes, einem so klaren und selbst&ndigen Urteile, dass das Werk nicht woU 
von einem anderen flbertrolfen werden kann. In Verbindung mit den von echt wissen- 
schaftlicliem (ifistf L'>^trai;oiien Ausführungen aus allen <Tt>Metcn des Strafrechts 
verdienen insbesondere die hierzu trcft'end gewählten, aus reichster Erfahrung 
gescbüpl'ten Beispiele der llervurhebung. Für das Kiscnbaluistrafrecht seien hier 
unter anderen die ErSrternngen aber Betrug durch blinde Passagiere (S. 347lf.). 
Slrassenbahnschaffner. welche bereits benutzte Fahrscheine nochmals ausgeben 
(S. SUH fl .1. Fäl-^chung von Eis™b.tlnifaliikai t.n <. 401) und tclegraphischen Depeachen 
(S. iOiü.) als höchst lehrreich und zwecken t»prccheud erwähnt 

Der Verfanrar bei^net das vorliegende Werk als AbsckluBB adner schrlft- 
stdleriscben T&tigkeit auf diesem Gebiete. Es darf jedoch dem Wunsche Anadrudc 
gegeben werden , dass dieser Abschluss nur ein vorläufiger sein und der Verfasser 
im Interesse der Hechtswissenschaft aus dem reichen Borne seiner Erfahrungen und 
Keuntuisse der Juristen weit neue und gleichenoassen hervorragende und treflfUcbe 
Üaben auch In der Zukunft noch darbieten ml^e. Or. Eger, Berlin. 

Ballt Or^ Stadtrat. Das Becktaverhiltnis der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
in Handwerk, Industrie und Handelsgewerbe. Berlin 1901. A. W. Hayns 
Erben 

Der N'erfaaser hat seine Aufgabe darin erblickt, das liechtsverbältnis zwischen 
dem Arbeitgebar und Atfaeltci^mer, soweit dieser in der Industrie, dem Handwerk 
und dem Handelsgewerbe beschäftigt ist, auf Grund der rddisrechtlicihen Geset^bung 
und an der Kand der F>gebni8se der Rechtsprechung darzustellen. Die Arbdt ist 
nicht für die juristischen Kreise speziell bestimmt, sondern für alle diejenigen, welche 
mit der Anwendung des Arbeiterrechts in diesem .Sinne praktisch zu tun haben, und 
demgeiuftsi hat sldi der Verfasser audi einer Uann und gemelttVeittibiidliAeo 
Ansdmcksweise bellelssigt. Es mnss anerkannt werden, dass der Verfasser die Auf« 
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^»be. die er sirh tresttckt hat . in guter Weise ^eldst lüit. und das Huch kann den- 
jenigen, wflrhc mit drm Arliintfmfht prnktisfh zn tun haben, als Wegweiser nnd 
Führer mit ^rnteni (iewissen empfohlen werden. vt»r allein dürften (Teworhp nerirhfs- 
Vorsitzende ond Beisitzer, ferner aber Arbeitorsekrctüre und RechtsschnlKstellen sich 
Miner mit gntem Natiea bcNUenen. Verfasser hat die RecbtqiredniiiK des Gewerbe- 
gerichts bei der Auslegung der gesetzlichen Vorschriften, sowie der Beliaadlong der 
zuhlrcii lien Streitfragen, die mit Kücksitht hierauf brsti hen eingehend verwertet, 
gewiss mit Kecht, denn wenn auch — leider — die Kechtsprechang der Gewerbegerichtc 
kdnsBwegs eine donliftiis aberdnstlmmende ist, und fflr ftbBdd>ax«Zeit mit der Errichtung 
eines den Oewerbegericbten gemeinsamen oberen Spesialgerlchts nidit gerecbnet werden 
darf, so ist doch die .\nwendung des Arbeitsrechts in der Ifanptsachc Sache der 
Gewcrbegerichte geworden, wir Juristen müssen uns wohl oder übel riamit abfinden. 
Die Ausfabrungen des Verfassers bekunden durchweg seine gründliche Kenntnis der 
besQgUebcm redbtswissensdiaftlidien Literatur, das gilt s. B. andi ron sdnoi Be> 
merknngen ttber den KollelctiT-V^rag, die sieb dnrcbaas an Lotmars Deduktionen 
ansrhlipssen Wlihi Vcrfa?!''er hrrn^rkt, dass es srfrcn Tren nnd (Hauben Verstössen 
würde, wollte man den bei einem Kollektiv- Vertrag beteiligten Personen gestatten, 
ohne weiteres von einem Vertrage wieder abzugehen, so ist das zweifellos richtig^ 
bekanntlich bat aber das Bdchsgeridit nenerdings an dieser Frage eine höchst 
bedenkliche SteUang angenommen. Das Sachregister ist reichhaltig und sorgfältig 
bearbeitet. Dr. L. Fnld, Mainz. 

Rheinbaben, Paul V., OhOh - Heg.-Kat und vorfragender Rat beim Knni^l Sfaftts- 
ministerium. Die preussischeu Disziplinargesetze, l nter Benutzung des 
tinschl&gigen amtlichen Materials erltutert. Berlin 1904. Franz Vahlen. 

Eine amfasseade ErlKntemng dar prenss. Diszi^inargeset«« nadi ^m gegen» 
wärtigen Stande der Theorie und Praxis ist seit langer Zeit ein dringendes Bedürfnis 
Pie bisher erschienenen Kommontare sind veraltet. Der Verfa<?<;er hat diese schwere 
Aufgabe mit seltenem Fleisse und vorzüglicher Sachkenntnis auf das glänzendste 
gdOst Mit Beoht weist er im Vorwort darauf hin, dasa die Dissiplinargesetse rom 
7. Mai 1861 nnd 21. Juli 1852 das Verfahren nur in grossen Zügen geregelt und die 
Ausgestaltung der Prnxis ilberl;<«isen haben. Demgemäss kam es bei dir Krliuitonnig 
vornehmlich darauf an. sowohl die bezüglichen Krlasse der Zentralbehörden, wie auch 
die grundsätzlichen Entscheidungen der obersten Instanzen hcranzttzidien. Dies hat 
der Verfasser mit ausserordentlicbem Nesehidc und grosser Umsicht in weitestem 
Umfange getan, zugleich aber auch die einschlägige Literatur und Gesetzesmaterialien 
sorgfältig berUcksii hti<,'t. I'cn Erl;i.utc rnn<reTi ist i lru lehrreiche Geschichte der Ent- 
stehung der Gesetze von Ibul nnd 18ö2 vurangescbickt, sodann folgt die Konunen- 
tierung beider Qeaetae (Tl. I n. II), wek^ ikdi die des AUaderungsgesetses Tom 
9. April 1879 und des Privatdomntengesetass Tom 17. Juni 1908 (Tl. III n. IV) an- 
schliesst. Die zahlreichen und überaus schwierigen Streitfragen — z. B. über den 
Kreis der in Frage kommenden Beamten, die Begriffsbestimmung der Dienstvergehen 
and Dienstvorgesetzten, das Verhältni.s des Disziplinar- zum Htraf verfahren , die 
Xnmniiwung mdirerer Ordauagsstrafen — haben eine grOndliche nnd erschöpfende 
Behandlung erfahren. Die klare und gediegene Darsteliong, die volle Beherrschung 
des Stoffes, ilic SflbstSndigkeit nnd strenge Sachliehkf it des Urteils verdienen die 
höchste Aiicrkennuntr Dass liiic iierfirti2:e Erläuterung auch für die Eisenbahn- 
verwaltung und da« Eisenbabnrecht von grosser Wichtigkeit ist, bedarf der Hervor- 
hebung nicht Der Vmrfasser hat auch den auf die Bisenbahnbesrnten beaOglkhen 
besonderen Bestimmungen sdne Sorgfalt gewidmet. Ohne auf Binselheiten dnsugehen, 

■gor, SismlMkatMhtUflho BnCBsheUoDg«! ZXL " 15 
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seien hier vornehmlich sfinr ntinii leimigen ühor die Dis/.ipliiiarhefugnissc der Eisen- 
bahndiit ktioncn (S. I(i9. 18(>, 292. 'A'M^ und Hetriebs-Inspektionrn 'S. 147). sowie die 
£QtIussuiig kündbar angestellter Kisenbahn-l^t^amten (S. 2H2) erwübnt. Der Verfasser 
hat dnich wiiie treffliche Arbeit die Kenntiii« des geltenden Preues. DisnpliBUxedits 
weaentlich gefördert und Bich um die Entwielteliiiig desselben el« lileibeiides Verdienst 
crw«rb<ai. Er kann daes grossen nnd wohlverdienten Erfolges geniss sein. 

Dr. Kger, Berlin. 

Müller, Dr. G., und Meikel, fi., Staatsanwälte. Das Bürgerliche Recht des 
Oentsehen Reichs. Systenuttisch dargestellt und durch Beispiele erll&utert. 2. Anft. 
2 BXnde. Mdnchon 1904. J. Schweitzer Verlag (Arthur Sollier). 

Die günstige Aufnahme. wrl( he die erste Auflairc dieses trefflichen Werkes 
gefunden, hat in kurzer Zeit die Herausgabe einer zweiten .\nflage notwendig 
gemacht. Die zweite Auflage unterscheidet sich insofern wesentlich von der ersten, 
als diese — popnlftrer gehalten — nicht allein für Juristen ttestimmt war, wKhrend 
die neue Autlage sieb ausschliesslich an Juristen wendet. Diese Aenderung der 
'IViulcnz des Werkes machte eine vollständige rmarhrituii;.' des.'jrlbcn notwendig, 
welche die Verfasser mit grüsstem Fleiss und Cteschick bewirkt haben, in seiner 
jetzigen Fassung ist das Werk sowohl für jUngere Juristen als Lelvbndi, wia für 
Mtere als Handhuch gleidi wertvoll durdi die Klarheit und Uehersiehtliehksit dw 
systematischen Darstellung, die volle Berücksichtigung der Literatur und Recht- 
sprechung, powif die gute und treffende Wahl zahlreicher Beispiele. Hieran tritt, 
dass die genau und sorgfältig gefassten Begriff sbcstiui in uugen und ieiteodeu Grand- 
sfttze ftboali auch Ansserlich scharf henrorgehoben nnd kenntlidi gemadit sind und 
dadurch das Studium ausserordentlich erleichtert wird. Das Werk folgt dem System 
des B(tB. , der I Ii md umfassf Buch I Allixomrinc Lehren. Tl Recht der Schnld- 
verhältnissc, III .Sachenrecht; der 11. Band: Buch IV 1« auulienrecht und V Erbrecht. 
Die vorzügliche .\rbcit wird überall die wohlwollendste Aufnahme finden. 

Goldmann, E. und LNIeuthal, L, Rechtsanwälte in Berlin. Das Bttrgerliche Gesetz* 
buch systematisch dargestellt. Erster Band. Atigeraeiner Teil und Becht 

der Sclmldvcrhältnisse. 2. Aufl. Berlin 1903. Franz Vahlen. 

r»if von (ioldmann und Lilienthal geraeinsam bearbeitete systematische I':ir- 
stellung des Bürgerlichen Rechts, deren erster Band in zweiter Auflage vorliegt, ist 
ein hSdist beachtenswertes Werk, wekftss sidi in juristischen Kreisen bcsondenr 
Anerkeminng und allgemeiner Beliebtheit erfreut. Die Vomtige des Werkes li^u 
vornehmlich darin, dass es die Verfasser trefflich rrri^tanden haben, den Bedürfnissen 
der Theorie und l'rfjxis in orleicher Weise crerecht zu werden und zwisrlicn beiden 
die richtige Mitte innezuhalten, i*ie klaren und echt wissenschuf tlicben Ausiuhruugen 
Sind durchweg in cahlretdien Anmerkungen durch treffende und Idirreiehe Bdi^ieh 
aus der Praxis, sowie durch cryi hiipfende Hinweise auf die Materialien, Literatur 
nnd Rei ht sjuichung erläutert .Icdc Strcitfrütre ist eintichcnd behandelt und unter 
sorgfältiger l'rUfung der Meinungen einer selbständigen, streng sachlichen und wohl 
motivierten Beurteilung unterworfen. Für das Eisenbahnrecht haben aus dem vor- 
liegenden Bande die gediogeiien ErSrterungen Aber den Dienst- und Werkvertrag 
(§§ 1G8— 171, S§ 172—179), sowie Uber die Haftung und Schadensersatzpflicbt ans 
unerlaubten Handlungen (§§ 231— ganz besonderes' Interesse. Die Verfasser 
haben das in der ersten Auflage beobachtete System des ALR. in der zweiten Auf- 
lage aufgegeben nnd aus Zwechmftssigkeitsgrfladen nunmehr dem Werke das 
System des BOB. sngmnde gelegt. Dies bedingte eine wcsentlicbo Umarbdtnng, 
welche mit ausserordentlichem Fleisse und vorsftglidier Sachkenntnis in korser Zeit 
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ilnri'liijcfnhrt worilt-n ist D is Wt rk wird anrh in Apv nnirn Frissmifx Sfinc hervor- 
ragende Stellung wahren, das Verständnis tür das neue Recht erheblich fördern und 
Tbeoretibern wie PMfcHkeni ein« reiche QneUe der Beldtmng aön. 

Dr. Eger, Berlin. 

Potener, Paul. Der junge .Tarif;!, Eine Anleitung zu wissenschaftlichem 
Arbeiten, nntrr Erörterung der (irumilufxen des Vorbildungswcsens . des EecbtB- 
studiums and der i^räfuugsorduung. Breäluu 1904. J. U. Kern s Verlag. 

El hat bidier an einer geeigneten Darstellang derjenigen VomnaaetsRuigen 
gefehlt, welche der angebende Jurist erfüllen muss, am dnrch das Sttt^nm der 
Rechtswissenschaft zu einer gründlichen Vorhildnntr für s. iiu n P.cnif /.xi gelangen. 
Diese r.iicke hat der Verfasser sehr gut nnd ertolgreich ausgelüllt. Indem er in 
klarem und allgemein verständlichem Vortrage die Erfurdernisse der Vorbildung, 
das UniveraitilteBtadiani, die FortbÜdnng wfthrend desBelbeo, das Prttfnngswesen, die 
Hilfsmittel für wissenschaftliche Arbeiten aew. «ngebend eröirnt und diese Er- 
«'■»rtpnintrpn fllxTall mit lindist sachverständitrfn , ans einer reirlion Krfahntnir her- 
geleiteten Ratschlägen verbindet, hat er eine treft liehe und sehr empfehlenswerte 
Anleitung fttr das Studittm der Bechlsirtoenschaft gesohaffen. Da, angeregt dorcb 
die Vorlesungen tther Eiseobabmedit, anch sahlreicbe Beamte derBisenhahaTerwaltniig 
ihre Kechtskcnntnisse za erweitern suchen, so können sie der vurlicgenden Schrift 
vieles Beachtenswerte für ihre bezüglichen Arbeiten entnehmen. Dr. Eger, Berlin. 
Graef, C, (Jeh. Beg.-Rut. Die rnfallversirherungsgef etze v»»m MO, .T u ni lyOO. 
das Unfalllürsorgegesetz fUr Beamte und für i'erHoneii des Soldaten- 
standes Tom 18. Jnnl 1901 und das preuasische Beantenfttrsorgegesets 
Tom 2. .Juni 1902. 4. Auflage. Berlin 1904. A. Asb» A Co. 

Es ist ein ^diiclvlii her Oedanke des Verfa?!sers «jewef^en, plt ichzcitiL' mit dem 
Inkrafttreten »ler durch das Keichsgesetz vom W. .luni 1SMR> erfolgten Abänderung 
der Unfallvcrsicherungsgesetze eine Ausgabe derselben zu veranstalten, in welcher 
nieht nur ^hntllehe UnfaltrersiebernngsgesetBe in einem handlichen Bande Tereinlgt 
sind, EOTi ]< 1 1I nach aus den umfangreichen und vielfach zerstreuten, nicht Jedem leicht 
zngänglichtu Materialien der (losctzc alles für den prakt!«^ehen (^ebrnueh \Vrp. ntlichc 
unter den einzelnen Paragraphen übersichtlich zusammengestellt wird. Welch wert- 
volle Brieiditerung durch eine solche Ansgahe für die prairtische Handhabung nnd 
Auslegang der UitfallTersichemagsgesetze gesehaffoi wurde, bedarf Iceiner weiteren 
Erörterung; es spricht hiefür am deutlichsten der Umstand, dass in der kurzen Zeit 
von nicht ganz vier Jahren bereits die vierte Auflage notwendig geworden ist. Die 
letztere bat noch eine dankenswerte Erweiterung nicht nur durch die Berücksich- 
tigung aller in den Amtlidten Nachrichten des Rdchsversldierungsamts TerMTent- 
Udbten, auf die neue Fassung der UnfallTersieherungsgesetze Besug habenden Rekurs- 
entseheiflnnsren nrnl Bescheide des Reichsvcrsicheninfrsamts, sondern insbesondere auch 
durch dif Aiifnalime des nenrn nrirh«nnfnliriiiaorgcgesetze8 und des preussischcn 
Beomtenfürsorgegesetzeä suwie der einschlägigen MateriaUen hiezu erfahren. Ich 
sw^fle nlclit, dass sich auch die neue erweiterte Auflage, die deh übrigens auch 
durch schüiKM imd sauberen Druck auszeichnet, der gleichen Beliebtheit erfreuen 
wird, wie ihr.' V(jruUiii,'eriimen. und möchte das Graefsche Werk als unentbehrliches 
Inventarstück für den Arbeitstisch eines jeden bezeichnen . der sieb mit der Hand- 
haboag und Anwendung des ITafallvenricherangsrechts eingehender zu befassen hat. 

Dr. Beindl, ]|ttneh«i. 

Aaderssoa , T. Das neue Haftpflichtgesets und die UnfalWerddiemng In Sohweden. 
Leipiig 1901 Dnncker & Mnmblot. 

15* 
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(Min.-Bl. d. 1. V. S. 200); — vom 1(5. Juli 1904. betr. die .\nfstpllnnp{ von Kleinhahn- 
nachweisungen ^Miu.-BI. d. i. V. 1904 223); — vom 22. Jnii 1904, betr. Veriiffeut- 
li^ung von Tarifindernngen (Eisettb.-VerQrdn.-Bl. S, 237); — rem 98. Jnli 1904. 
iMtr. Nichteinrechnung von Gtrantiezuschässen Dritter in den abgabepflichtigen B^- 
ertrag eiiu i Eisi iib.ihiinlctienfresellschaft (.S. 243); — vom 29. Juli 1904, botr .\iif- 
rechnniij: uiu\ Zurückbehaltungsrecht gegen «iebaltäf orderungen der Beamten i^.S. 247); 
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DiTidenden-Oarantiesnflchllsse (Zeitsehr. f. Kleinb. XI S. 676); — Tom 14. Juli 1904, 
betr. Gütertarif im Tebergangsverkehr von und nach Kleinbahnen (S. 633); — ▼om 
1.^, .^ngust 1904, betr. Portofreiheit des Srhrift w k hsr ls der Kleinbabnverwaltangen 
aus der Abrechnung von Militärtransporti,)) (8. Ö97); - vom 15. i^eptember 1904, 
betr. das VerwaltaogHZwangsverfahreu wegen Heiträbang Ton Geldbeträgen (Eis«nb.- 
Verordn.«Bl. 1904 8. 307); — vom 30. September 1904, betr. Beseitigong von An- 
steckungsstofTen bei der Viehbeförderung (S. 311); — rem 9. Oktober 1904, betr. 
Bestellung von Sicherheitsleistungen (S. 333). 

Sachsen, Künigr. Verordnung des Ministers des Innern vom 29. Februar 1904, betr. 
Vttrlnhr mit Kraftfahrzeugen anf öffentUohen Wegen (Fischer »Soheleher, Zeitoehr. 
f. Fraz. etc. Bd. 87 S. 837); — vom 28. Apdl 1904, betr. Sehnt« gegen elektrische 
Hochspannungsleitun^MTi s 34.3); — vom 26. Mai 1004. betr. abgekürztes Eiit- 
eignungsverfnhren ,\n\v( ridting der Vorsrhriften in ?j ti? .\h^ 2 des Ent.-Ges v.mt 
24. Juni 1902 und § 22 Abs. 1 der Ausf.-Verordn. dazu vom 24. November 1902 
(Bd. 88 8. 31). 

Schweiz. Konkordat über eine einheitliche Verordnung, betr. den Motorwagen- und 
Fahrradverkebr. am 13. Jani 1904 vom Bondesrat genehmigt (Zeitachr. f. Kleinb. UL 

1904 S. 598), 

Ungarn. Gesetzesar tikel XIV vom 21. Mai 1904 Uber die BewilUgong der Mittel zur 
Erwtitemng des Netaes der kOnigl. nngar. Staatsbahnen nnd andere Eisenbahn- nnd 

sonstige Inver8iti>uuii (Otatdgos Törvinytar vom 21. Mai 1904) 
Württemberg. Min.-Hek. vom 13, Juli 19(M betr. die Ausgabe einn Tf le?rapbenordnttn|r 
für Württemberg (Keg.-Bl. 1904 8. 199); — vom 22. September 1904. betr. (iefangcneo' 
Transporte anf den Eisenbahnen (Amtsbl. d. Jnsi-Htn. 1904 8. 62). 



Buehdmokerei Maretzke k M&rtin, Trebnitz L Sohlat. 
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Nr. IdO. £iit8«h. des Oest(MT. Oborston ^erielitshofi». 

Vom 1. April 1903. 

(Oestcrr F;iaeuLi.-Verordu.-BI XVIII lUOS Nr. 13 S. J.Hi 

0«r nach § 1327 a. b. 6B. den Kindern eines infolge tcörperiloher VerieUung Getötete! 
iNtohMde ERtoekSdigungsanspruoli Ist niohf aif Hb ErwrktMfihlikfK dtr t elNa bt- 
Hbriilit, MRdern eretreokt »Icli auf allH, was ein warn avoh arwariMfibIgaa WM 

durch den Tod des Vaters tateächlioii eingebüsst hat. 

Ans dem Wortlaute des § 1327 a. b. OB., insbesondere ans dem 

zweiten Satze „den Kindern des Getöteten müsse das, was ihnen da- 
darcli entgangen i«t, ei-setzt werden", läsat sich die vom ersten Richter 
vertieteue Ansicht, ilass der Umfang der Schadenersatzpflicht nach 
dieser Gesetzpsstelle sich mit jenem der im § 141 a. b. GB. dem Vater 
gegenüber d u Kindern auferlegten Alimentationspflicht decke, dass so- 
nach auch die Srliadenersatzptliclit nach § 1327 a. b. GB. bezüglich der 
Unterhaltungsku.sten durdi die Bestimmung des § 141 a. b. GB. ihre 
Begrenzung finde, d. i. lediglich bis zur Selbsterhaltungsfahigkeit reiche,- 
nicht ableiten. Im Gegenteile ist die Argumentation des Berufungs- 
gerichtes richtig, dass die Worte „was ihnen dadurch (nämlich durch 
den Tod des yerleteteii) - entgangen ist* efaie sdebe Ehiaeliriaknng nicht 
eDihalten und anch kein Ornnd zu einer solchen einschränkenden Aas- 
legnng vorliege, nnd nwar weder in besng auf dasjenige, was den Kindern 
duch den Tod des Vaters entgangen ist, noch anch in bezog aof das 
Alter, bzw. die Selbsterhaltnngsfllhigkeit der ersteren. 

In der Tat^ hatte das Gesetz die Ersatzpflicbt dct^enigen, weldher 
die den Tod verursaehende körperliche Verletzung verschuldet liat, 
lediglich darauf beschr&nken wollen, dass er den Kindern des Getöteten 
nur das zu ersetzen habe, worauf sie einen Rechtsanspradi^ also einen 
auf Gesetz oder Vertrag gestützten Anspruch hatten, sonach was der 
Getötete seiner gesetzlichen oder Vertraf^spflirdit gemftss zu leisten ge- 
habt hätte, so würde es diese Einschränkung der gedachten Ers&tz- 

Kger, neMbsbanehttfehe BBtMbM4aas«ii m 16 
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pflicht, sei es durch Bezugnahme auf die in den §§ 91, 141 and 161 
a. b. GB. normierten Pflichten des Ehemannes bzw Vaters oder doch 
durch eiae dahin abzielende EedewenduDg zam Aosdracke gebracht 
haben. 

Nach der klar hervorleuchtenden Absicht des Gesetzes haben die 
Kinder einen Anspruch auf Ereatz jener Einbusse, welche sie darch 
die Tötung an dem bisher geliabten oder künftighin nach dem gewöhn- 
lichen Gange der Dinge mit Wahrscheinlichkeit zu erwartenden Ein- 
kommen erlitten haben. Es ist sonacli nicht die Selbsterhaltuugsfähigkeit 
der Kinder, sondern die Tatsache entscheidend, ob und was das wenn 
auch grossjährige und sdbsterhaltni^i^Uitgie Kind durch den gewalt* 
samen Tod des Yatara tataSchtich eingebOsst bat 



Nr. 181. Entsch. des Preuss. Oberver^ Hltungsgerichts. 

3. Senat. Vom 9. Juli 19u:^. 

(Entsch. d. OVG. Bd. 44 S. 378. - Preuss. £i»enb.-Arclj. (XQHi) iMt l ä. m.) 

KrankMvtrsieheringsgesetz g§ 6, 7, 57 a. Die KtMenverwaltunsen iuibea datRteli^ 
•Itr aMil die PffioM tar KrankealaMpf«!«, IdiMM daher, we» eie eieh dar Ver- 
■Htlaif aaderer KaMmverwidtingen bedienen, dieeei gefealber die Kraaktahaas- 

pflege aneechlieeeen. 

Durch § 7 des Krankenversicherungsgesetzes ist den Kassen« 
Verwaltungen nur di> Rpfn 2:111 s zur Gewährung von freier Kur und 
Verpflegung in einem Krankenhause anstelle der im § 6 be- 
stimmten Ijeistungen freie ärztliche Behandlung, Arznei sowie Heil- 
mittel und Krankengeld — zugestanden worden. Eine Verpflichtung 
zur Gewährung der Krankenhanspflege ist den Kassenverwaltungen 
weder hier noch sonst auferlegt. Mit Rücksicht hierauf, und da auch 
§ 57 a Abs. 1 nicht ein anderes bestimmt, lässt sich nicht in Abrede 
nehmen, daas die Eassenverwaltangen, welche die Mitwirkung einer 
anderen Eassenverwaltang ftr die Gewähnng der Erankentmter- 
stntSQDg in Ansprach nehmen, befügt sind, die in Ansiumch genommene 
XassenverwaUnng an die Gewfthrang der freien ärztiicfaen Bebandlong, 
Arznei und Heihnittel nebst Krankengeld onter Aossehlass der 
Krankenhanspflege zu binden. Gin hiervon abweichender Qmnd- 
satz ist bisher in der Bechtsprechung nicht nur nicht anfgestelltv 
sondern es ist aosdrhcklich darauf hingewiesen worden, dass die er* 
suchte Kasse nur solange, als ihr Gegenteiliges nicht ausdrücklich be- 
kanntgegeben worden ist, nach Brmeesen za bestimmen habe, ob Kranken- 
hanspflege zD gewähren sei. 
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Nr, 132. Entsch. «Ips Prelis», ObcrYorwnUmigsgorichte. 
4. Senat. Vom 19. Oktober 1903. 

(BitMk. A ovo. Bd. M & m. — FrmM. BlMab.-Ai«h. (1906) Heft l 8. m) 
9mkm. Gm. ümt . «• Anlai ini vm EImiMimn vmi 2. M«! 1863 § 53. Vtrvrd. 

VHI 19. August 1867 betr. Einf. des Sesetm vtni 3. November 1838 in den nea- 

irwtrbenen Landestfrlen. Zuständigkeitsges. vom f. August 1883 ^ 57 EiuWiaif 
ölTentliclier Wege infolge von Eisenbahnbauten. Kurhess. Wegerecht. 

Die Vorsclirift im ^3 dos knrliessischeii Gesetzes vom 2. Mai 
1863, wonach ein inioige der AnleKUiig einer Ei.^enbaliu verlassener 
Weg in das Eigentum der Baliiiverwaltung übergeht . und der Ersatz- 
weg ohne weiteres von dem bislierigen Wegebaupflichtigen zu über- 
nehmen und zu unterhalten ist, ist durch die Verordnung vom 19. August 
1867 nicht aufgehoben. Sie findet deshalb auf alle vor dem InkralL- 
treten des Znständigkeitsgesetzes vom 1. August 1883 vorgekommenen 
F&He Anwendong. • IMe Voi-schrift bezieht sich indessen nur auf den 
Fall, daas der alte Weg fBr den Verkehr ftberflflssig geworden ist 
und seine Eigenschaft als Oifentlicher Weg ganz verloren hat, nicht 
aber etwa nnr eine Deklassierung (z. B, Umwandlang eines Landweges 
in einen Gemeindeweg) stattgeAinden hat 



Nr. 138. Entsch. des Preuss. ObervcrwaltungsgericJits. 

4. Senat. Vom 2. November 1903. 

(Entsch. (1. UVG. Bd. u 8. Ul. Preu!)«. Eisenb.-Arch. (I90ä; Heft l 8. S76.) 

FlMbttlilengeaetz vom 2. Juli 1875 § 15. Anliegerbeltrifle n Mtmm StraMfii. 

Wenn das Recht einer Gemeinde, gemäss § 15 des Gesetzes vom 
2. Jnli 1875 einen Anliegerbeitrag zu fordern, einmal entstanden 
ist, so erlischt es nicht dadurch wieder, dass nachträglich eine der 
Yoraossetzangen der Beitragspflicht beseitigt wird. Wenn also ein 
Gmndstnck einen Ausgang nadi einer neuen Strasse gehabt hat, welcher, 
wenn nicht schon beim Ausbau der Strasse, so doch zu der Zeit, als 
die Kosten der Strasse berechnet werden konnten und berechnet wurden, 
bestanden hat, und somit die Voraussetzungen der Beitragspflicht gegeben 
waren, so wird die einmal entstandene Beitragspflicht nicht dadurch 
wieder aufgehoben, dass der Eigentümer nachtrftgUch den Ausgang: 
beseitigt. 

Ein an mehreren Strassen belegenes Haus ist nicht nur für die- 
jenige Strasse beitragspflichtig, der es seine Haupt front zuwendet, und 
von der es die wesentlie listen Vorteile hat. Die Beitragspflicht 
besteht vielmehr der Regel nach tür alle Strassen, an denen das Haus 
errichtet ond von denen es gleichzeitig zugänglich ist. 



le» 
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Kr. IM, Entsch. des Appellhoi'es zu Paris. 

Vom 13. November 1903. 

(Zeltacbr. t. Dttoh. Burg. Ileuht u. Fr&nz. Zivilr. XXXV (1904) Heft 9 ä.tym.; 

Ein ArbeiterMMtaiil kaaa alt Fall blliirw taatt annesebta «trden, der geMita 
Art 1147, 1148 Oaia alvll alaa Traaapartieaallaobafl von Ural vertrafHelm Var» 

ptteMungen Ihren ßläubfoern gegenOber entbindet, wenn der Aiiestaiid «M dar fteaall- 
aeliaft unverschuldet ist, and erwiesen wird, dass der Ausstand ein allgemeiner ist, 
data die direkt feindselige Haltuag einer Anzahl Streikeader Jeden Versucli einer gut* 
lldea BaNairag aatacMiaaat md daahtlb dar Aatalaid dai WalfarlMMab daa Dtaatfia 
tfirah dü Stadlaohafl «laiSillah faHaoM bat 

In Erw., dads ans den Verhandlnngen lud Torgelegten Urknnden 
sieb ergibt* dass die den Beklagten Torgeworfene Nicbterfbllung ihrer 
Verbindliebkeiten die unmittelbare Folge des am 1. September 1900 ans- 

gebrochenen Äusstandes ist, wie das oben dargelegt wurde; dass er- 
wiesen ist, dass dieser Ausstand einen allgemeinen Charakter hatte, 
dass einerseits die Gesellschaft „La Seine" sich in der absoluten Uq- 
mßglichkeit befand, infolge vollständigen Mangels an dem nötigen Per- 
sonal, ihre Schiffe verkehren zu lassen, da.ss andrerseits, selbst wenn es 
der Gesellschaft gelungen wäre, das erforderliche Personal neu zu 
entragieren, doch die wpnn nicht gewalttätige, so doch immerhin feind- 
selige Haltung gewisser Ausständiger jeden Schiffsverkehr verbindert 
hätte; dass diese Unmöglichkeit, sich das erforderliche Schiffspersonal 
zu verschaffen, einen Zufall darstellt, die Verhinderung desselben an 
der Arbeit durch die Ausständigen aber einen Fall höherer Gewalt 
im Sinne von Art tl48 O.e.; in Erw., dass man nicht einwenden könnte, 
dass am 6. September B. A die. einen Vertrag mit einem gewissen 
LeföTre abgeschlossen haben, um dareh ihn anstelle der Gesellschaft 
«La Seine" die erforderlichen Warentransporte bewirken an lassen, und 
daraos schliessen mOchte, die Qesellscbaft ,La Seine* h&tte sich gleich- 
falls einen anderen Transportunternehmer sabstitniefen kOnoen, damit 
dieser die mit dem Elftger eingegangenen Vertragsrerpflichtnngen aua- 
ftkhre, dass n&mlich hiergegen geltend gemacht werden mnas, dass der 
neue Vertrag erst nach dem 16. September wirksam wurde, zu einem 
Zeitpunkt, zu welchem der Ausstand bereits seinen allgemeinen Charakter 
und seine Heftigkeit verloren hatte, und zu welchem eine gewisse An- 
zahl Matrosen die Arbeit schon wieder aufgenommen hatten, so dass 
der Schiffsverkehr wieder begann, wie denn auch Beklagte am 18. Sep- 
tember wieder einige Boote fin- den Kläger tätig werden Hess; in Erw., 
dass nach dem Wortlaut des Gesetzes kein Schall eiistsrsatz verlangt 
werden kann, wenn die Nichterfttllung einer Verbindlichkeit auf Zufall 
oder höherer Gewalt beruht; dass beides hier der Fall ist, weshalb die 
Schadeusersatzklage unbegründet ist. 
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Kr. liiij. EntäcU. Ues Preuss. Oberrerwaltnngsgerlchts. 

4. Senat Vom 23. November 1903. 
(■■tMb. «. OTO. Bi. M 8. tot. - Pnm. ltowb.-ANti. (I9N> HUI i B. m.) 

FiMbtHalMiHtti VM 2. MI 1879 H 7, IS. liiiM dw «truMiuleittH. 

Die BekauntiDacliiing eines Fluchtliuenplanes dnrch Oifaolegiiog 
in jedermanns Einsicht eder durch Mitteilnng an die beteiligten Onind- 
eigeotttmer gemäss § 7 Abs. 1 and 2 des Gesetzes vom 2. Juli 1875 
icann, auch wenn der Plan formelle Mängel hat oder nachträglich fttr 

snwirksam erklärt wird, den Beginn der Strassenanlegung darstellen, 
üeberhanpt bedarf es keineswe^ immer einer besonderen öffentlichen 
Bekaiintmac Illing des Genieiudebeschlusses, eine Stra.sse anzulegen. Es 
genüct, wenn die Absicht der Gemeindebehörden, die neue Strasse an- 
zulegen, in irgend einer Weise nach aussen erkennbar hervortritt. 



Nr. Bntsch. des Prenss. OberTerwaltaiigsgvrlehts* 

8. Senat. Vom 12. Januar 1904. 

, Knfscli d OVO. Bd. «4 8. B8&. — Prenw, K!«cnb.-.\rch. (1906) Heft 1 S m . 

Flielitliiiien|e«bt2 vom 2. Juli 1875 § II. BaHpolizelliolie fieathmigms zu UmbantM 

Iber Sie Fhiektlliiie bin«!«. 

Wenn ein Umbau, der über eine im Wege des Gesetzes vom 2. Juli 
1875 festgestellte Flnchtlinio hinausragt, ohne die erforderliche baa- 
poliseilicbe Oenehmigung nntemommen worden ist, kann die Polizei- 
bebörde, so lange der Umban noch in der Ansfährang begriffen, 
also nnvoll endet ist, auch die Beseitigang der bereits hergestellten 
Teile nnd deren ZurAckfUbrnng anf den früheren Znstand fordern. 
Die durch § 11 des Oesetses vom 2. Juli 1875 der BanpolizeibehOrde 
beigelegte Beftignis, die weitere Ausführung dnes im Baue begriffenen 
Bauwerks zu hindern, äussert unausbleiblich ihre Rückwirkung auch 
anf denjenigen Teil des Baues, welcher zur Zeit des polizeilichen Ein- 
schreltens schon vollendet war. Erweist sich, um die beabsichtigte 
Vollendung des Umbaues zu verhindern, zugleich die Beseitigung des 
vollendeten Teiles des Bauwerkas und dessen Zurückführuug auf den 
vor dem Beginn der Herstellung vorhaudeuen Zustand als erforderlich, 
80 darf die Polizeibehörde auch dies verlangen. 



Kr. 187. Enteoh* des Bentsehen Beiehsgertohts. 
Zivilsenat Vom 20. Febrnar 1904. 

(ZeltMbr. f. Dt<«jh. Bürg. Rocht ti Franz. ZIvIlr. XXXV (1904) Heft 9 S. 5t9 > 
Solange ein Weg nicht endgültig fSr öffentlich erklärt ist, steht der Schutz des Eigen» 
tan» gegen Stirungen anMOblimlloh den ordentlieben Ricbter zu, dem Mota hierbei 
fle Frage, ob der Wsi eis MTsslllshir ist, nr Estschsldsao eattrilegt Sebald abtr 
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dar Weg MUpintlfl fSr «rMtNch «rklirt tot, hat airein ito WeitpMMlIMrdt Itor 
ilo VOM finiiiMiMtlhitr im Vcrkohre ittttztw Sfibnwkdo n MriaoMiaa. 

Von da ab hat allein die WegepolizeibehOrde darikber zq entscheiden, 

ob Schranken, die der GrundeigentOmer dem Verkehr eines einzelnen 
oder des Pablikums setzt, bestehen bleiben dürfen oder beseitigt werden 
müssen. Es kann danach vorkommen, dass ein richterliches Verbot, 
den Eigentümer eines Weges in der Benutznng zu stören, hinfallig wird, 

wenn der Weg demnächst von der zuständigen Behörde für Öffentlich 
erklärt ist, aber es handelt sich dann inVht um den Konflikt zweier 
Behörden, sondern am die zeitliclie Abgrenzimg der Zuständigkeit dieser 
Behörden. Die (;ine löst die andere ab. Die Revision meint zwar noch, 
dass der Berufuiigsrichter in der Urteils formel habe zum Ausdruck 
bringen müssen, dass das richterliche Verbot nur solange wirksam sein 
solle, bis der Weg eudgültig für üficutlich erklärt sein werde; ailt^iu 
dieser selbstverständlicheu Beschränkung der Verurteilung brauchte in 
der Forme]' nm so weniger Ansdmck gegeben zn werden, als sie in den 
Gründen des Berufongsnrtetls ausgesprochen ist (Entsch. d. B6. Bd. 60 
S. m). 

Nr« ISS* Entseh. des Berner Appell- und Kassatianahofes. 

I.Abteilung. Vom 24. Februar 1904. 

(Zeitscbr. d. Bern. Jnr.-Ver. Bd. n Uefi i 8. 87.) 

Exproprlatioa vti KiNurltnd: VoraMMtiuniM des Zespraeh« einer EntsoliädigMg 
für ito aef 4tm axproprllirtM LwnI ttslieMlw Blum ntkn d«r iiailtsttflliiiliMi. 

Fraglicher erscheint, ob neben der Landentschftdignng nach noch 
eine ßDtsehftdignng für die BAnme zugesprochen werden kann, Gmnd- 
sfttzlicb ist davon aoszngehen, dass, wenn das Land, worauf sie stehen, 
als Knltnrland, d. h. nach seinem Ertragawert gesehtttzt wird, in diesem 
Ertragswert auch der Ertrag der Bäume inbegriffen ist und dass daher 
der letztere nicht noch besonders festgestellt und entschädigt werden 
darf, nachdem der Ertrag des zu expropriierenden Grundstückes im all* 
gemeinen als Grundlage der Entschädigung festgestellt worden ist. Um- 
gekehrt: wenn das Land als Ranland geschätzt worden ist, so spielt 
der Ertrag desselben grundsätzlich überhaupt keine Rolle. Von diesen 
Gesichtspunkten ausdrehend kann daher der Schätzung «ler Bäume durcli 
die Experten nicht zugesiuinnt werden. Doch ist andererseits die Ent- 
schädigungssumme für die Bäume nicht, wie die Expropriautin meint, 
ganz zu streichen. Die Bäume bilden, wenngleich sie rechtlich znm 
Grund und Boden gehören, doch wirtschaftlich betrachtet, einen davon 
geschiedenen Teil, und es rechtfertigt sich deshalb, für sie eine be- 
sondere, ihrem Sachwerte entsprechende Entschädigung zu admittieren. 
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Nr. Bntseli. des Oesterr. Obersten ClerUtshofes. 

Vom 29. Februar 1904. 

fOpsterr Eigenh -Verordii. ni. XVII ilMli Kr 53^ ? 2S70 

Weaen Bexiehung zu einer mit Elektrizität zu betreilienden Eiseobahn ist das naob 
§ 335 St6. strafbare VertohuldflB 'der Vorschrift des § 337 St6. auch dann onter- 
wMfti, wMi mw 09 Bahnanlai« ferllsstttHlt mi ««r ataktrliole Slm daiefllirl; 
itor Beiri«! telbit aker Mah niqlit •riHlHt Iii 

Das angefochtene Urteil qualifiziert die festgestellte Straftat Uoss 
als Uebertretnng nach § 335 StG. und venieint deren Qualifikation 
als Vergehen nach § 337 StG. lediglich in der Erwägang, dass auf 
der in Rede stehenden Strecke der elektrischen Strassenbabn zur Zeit 

fies Unfalles der Wagenverkelir noch nicht aufgenommen, der Betrieb 
noch nicht eröffnet war, somit auch diese Anlage als Schutzobjekt des 
§ 85 c. bzw. § 337 StG. nicht gelten könne. Dieser Rechtsstandpuukt 
ist jedoch irrig. Im Hinblicke auf die erstrichterlii he tatsächliche An- 
nahme, dass der Bau der fraglichen Strassenbahiistieckt; bis zum An- 
streichen der Träger der daran bereits befestigten Leitungsdrähte ge- 
diehen war, dass ferner die Möglichkeit der Zukulicrung des elektrischen 
Stromes in dieser Leitung bestand, tatsachlich auch dieser Strom darin 
bereits zirkulierte, dass der Bauleiter deshalb auch den Angeklagten 
m besonderer Vorsicht mahnte, dass schliesslich durch Vemachl&ssiguDg 
dieser Vorsicht infolge Kontaktes mit der Stromleitung der Sch&dignngs- 
effolg auch eingetreten ist, kann es woU nicht zweifelhaft sein, dass 
die in Bede stehende Strecke der elektrischen Strassenbahn, wenn auch 
noch nicht dem Öffentlichen Verkehre Ubergeben, doch mit Blldcsicht 
aaf den Umfang der bereits ausgeführten Bauarbeiten sich in einem 
derartigen Zustande befand, dass die Möglichkeit ihrer Benützung zu 
Betiiebszwecken vorlag. Dieses reicht hin, nm diesem Objekte als An- 
Uge einer Eisenbahn im Sinne des § 85 c. StG. den Schutz dieser Straf- 
norm zu gewähren, ohne dass es erst der formalen Eröffnung des öffent- 
lichen Verkehres auf dieser Strecke und der faktischen Benützung der- 
selben zu Transportzweckou bedurft hätte. Abgesehen aber davon, 
würde die Straftat an und für sich auch deshalb der streiigereu 
Qualifikation als Vergehen nach § 337 StG. verfallen, weil der als 
schuldbar erklarte fahrläissige Vorgang bei Anordnung und Vornahme 
des Anstreichens der besagten Bahnanlage im Hinblicke auf die elementare 
Kraft der Elektrizität in dem Leitungsdrahte der Strasseubahn sicherlich 
unter besonders gefährlichen Vorhältnissen gesetzt wurde (§§ S5c, 
837 St.-G.). 

Es war demnach der anf doi Kichtigkeitsgrund des § 281, Z. 10, 
StPO. gestützten Beschwerde der Staatsanwaltschaft stattgebend, wie 
oben xn erkennen. 
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Entscb. des ücsterr. Miniateriums des Innern vom 7. März liKM. 



Nr. 140* Entseli. des Umtm, HinbleiliiinB des Inneni. 

Vom 7. Harz 1904. 

(OMterr. Elaenb.-¥orordn.-BI. XVtl (t90i) Nr. 181 8.I77S.) 

Auf eine iMf Balmlitfsgebiet erHchtete Petrofeumfailanlage finde« «« BMtiawiei« 

der Gewerbeordnung kelne'Anwendung. 

Die k. k. Statthalterei liat mit der Entscheidung vom 4 Dezember 
1902, Z. 232.198. unter Beliebmig des Bescheides der k. k iiezirks- 
hauptmaunschafl in Aussig vom 27. September 1902, Z. 30 902, ausge- 
sprochen, dass zur Errichtung der von der priv. Oesterr.-ungar. Staats- 
eiseubahu-Oesellschaft aaf Kosten der Firma David Fanto & Komp. auf 
dem Elbe-ümschlagsplatKe bei Nestomitz in km 5209/621*0 der Linie 
Prag -Bodenbach projektierten Petroleurnfbllanlage die Erwirkung der 
gewerbebehOrdlichen Gtenebmigung nicht erforderlich sei, weil es sieh 
im Terliegenden Falle nm eine ansscbliesslich den Betriebsswecken der 
Eisenbahn dienende, von der Eisenbahnantemebmong errichtete Anlage 
handelt, anf welche Im BSme des Art. V. lit. I, des kaiserl Patentes 
vom ao. Dezember 1859, KGBl. 227, die Vorschriften der Gewerbe- 
oidnnng keine Anwendung finden. 

Dem dagegen eingebrachten Rekurse der Gemeinde Nestomitz und 
Genossen gibt das k. k. Ministerium des Innern aus den Gründen der 
angefochtenen Entscheidung keine Folge. 



Nr. 141, JjlntüCb. des Oestcrr. > ( rwaltuugsgcricbtshofes. 

Vom S.März 1904. 
(OMttfr,BlNab.-V«rafldn.-n. XVii (iwm; Nr. m B. IIM.) 

Et MM«! elm Verietimi 4m de WMestliiihM MwtIumI eim eriNaitiilMiieii Vflr> 

fahrene bildenden Grundsatzes des rechtliohen fiehSres» wenn einer Partei ver Hinaus- 
gtls einer dieselbe benachteillgentfün Ent^chridung dt!> öIphc Entscheidung ^^tutzMdM 
Teitumstände und Beweismittel nicht zur Kenntnis gebracht worden sind. 

Difi lu der angefochtenen Entscheidung enthaltene Aberkennung der 
von der be.schwenlclühreiiden Gesellschaft in Anspruch genommeneu 
Befreiung von den Stempelgebiiiiren für Personenkarteu wurde darauf 
gegriindet, dass die beschwerdefiihreude Bahnunternehmung nicht als 
eine Tramway- Unternehmung im Sinne des § 1 des Gesetzes vom 
31. März 1875, KGBl. Nr. 42. augesehen werden könne, uud daher die 
Personenfahrkarten derselben nicht in Gemilssheit dieser gesetsliehen 
Bestimmung bedingt gebOhrenfrei seien. 

Nach den administrativen Verhandlungsakten berohte diese Annahme 
des Finansministerinms anf einer Note des Eisenbahnministerinois, nach 
welcher mit dem Ausdrucke .Tramway* nach dem eisenbahnfachlichea 
Sprachgebranche jene voll- oder scbmalspnrigen Bahnen beseichnet 
werden, welche in ihrer ganzen Ausdehnung oder in gritoseren Ta^ 
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strecken nicht anf eijrens hierzn ei worbeuem Grund und Boden, suuderu 
auf bestehenden uiieiitlichcii Strassen geführt werden, nnd nach welcher 
die Bahn der beschwerdeführenden Unternehmung ausschliesslich auf 
eigenem Unterbau ausgef&hrt, demnach dieselbe überhaupt nicht als 
thuniway ansamhen sei. 

Der bMchwerdeflkbreiideii GemUsehaft waide diese» Sulwtrat der 
aagefoditonen Eatselieidniig nicht zor Kenntnis gebracbt, so dass die- 
selbe nicht in der Lage war, die ihr etwa erfoi-derlicb erscheinenden 
AnfklArnngen dagegen zo erstatten. 

In diesem Vorgänge mnsste der VerwaUnngsgerichtshof eine Ter- 
letaong des ein wesentliches Merkmal eines ordaangsm&ssigen Verfahrens 
bildenden Grundsatzes des rechtlichen Gehöres erblicken, welclier ver- 
langt, dass der Partei, bevor eine sie benachteiligende Entscheidnng 
getroffen wird, die die Entscheidung stützenden Tatnmstände und Beweis^ 
mittel zur Kenntnis gebracht werden. 

Es mnsste also die ano-^^fochtene Entscheidung f^emäss § 6 des Ge- 
setzes vom 22 < )ktober IHTf) Kf JBl. Nr. 36 ex 1876, wegen mangel- 
hafteu Verfahrens aufgehoben werden. 

Nr. 142. Entsch. des Oberlandesgcriehts Dresden. 
8. ZiTilsenat. Vom 24. M&rz 1904. 

(Fischer-Scbeloher, ZoUscbr. Bd. SS H«ft 3/4 8. 187.) 
ReohtSQÜltlgkeK der sächs VO vom 12. Oktotier [883, die Sicherung der tcle^raphieohen 
■Ml telepliolisohen Leitungen gegen BetriebBstörung darob andere elelitrtoGbe 

LaltiBgen betreffend. 
Zan&chst stehen das Beichstelegraphengesetz, insbesondere dessen 
§§ 12 nnd 14, der Anwendnag der Verordnung nicht im Wege; es liesse 
sich vielmehr im Gegenteil ans dem Grandsatze des § 12 dieses Gesetzes, 
es sei die spätere Anlage oder Aenderang in einer die Stömng der 
früheren Anlage nach Möglichkeit anssehlieesenden Weise anszuf&bren, 
eher die Befugnis der Polizeibehörden herleiten — falls sie nicht ohne- 
dies schon begründet würe — , soweit das öffentliche Interesse reicht^ 
Bestimmungen zu erlassen, um Kollisionen der in § 12 des Gesetzes ge- 
dachten Art nach Möglichkeit von vornherein auszuschliessen. Ein Ver- 
stoss ferner gegen die Grnndsätzc der Reichsgewerbeordnung über die 
Genebmiguugspflicht «gewerblicher Anlagen ist nicht zu ersehen; denn 
die in § 1 der VO. trriiaiinten Leitunfren werden nur „hinsichtlich der 
Al t ihhI Weise ilirer Ausfiihrung einer m r^äugigen polizeilichen Ge- 
iiehimgung" unterworfen; nicht jedoch hat schon nach dem Wortlaute 
der Bestimmung die Zulassung dieser Anlagen an und für sich in das 
polizeiliche Ermessen gestellt werden soUea. Das Recht der Verwaltungs- 
behörde aber, die Art und Weise der Ausführung zu beeinflussen, er- 
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gibt sich aus allgemeinpii Gi iiinlt ii : naiiieiillich hat sie au der üeber- 
wachuug «ulcher Anlagen aus woliltalirts-, insbesondere gewerbe- und 
feuerpolizeilichen Gründen das erheblichste Interesse, und die Befugnis, 
im Hinblick auf die raeuschlichem Leben, Kigeutum und Gesundheit 
von elektrischen Starkstromleitungen her drohenden Gefahren vor- 
beugende Massregeln zn treffen. Dareh das Öffiantliehe loteresse «i 
Verfatttnng der erwitliiiteii Schftdigungen ist die Zuständigkeit der Polizei 
begründet, in dieser Ricbtang das Erforderliche TorzakebreD. Dass 
dies wio hier daixh Anordnung Yorgtogiger Prüfung der beabsichtigten 
Art der Ausf&hrang seitens der VerwaltangsbebOrde gesebieht, unter- 
liegt keinem rechtlichen Bedenken. Damit ist zagldch anch die weitere 
Befugnis Terbnnden, die Herstellong and Ingebraachnahme vor erfolgter 
Prüfung bei Strafe zu verbieten. 

Die behauptete Verfassnngswidri^keit anlangend, ist schliesslich zu 
bemerken, dass nach § 27 der Verf.Urk. die Gebarung mit dem Eigen- 
tume nur insoweit von Beschränkungen frei ist, als nicht Gesetz und 
Becht solche vorschreiben. Es kann nun ni ht fresacit vrrrden, dass 
das Öffentliche Interesse in die Grenzen des Privatgrundstücks nicht 
hineinreiche; es hat sich vielmehr der Gnindstricksbesitzer wie jeder 
andere den Beschränkui upn 7U nntei w ei len, die sich aus der Regelung 
des Gemeinschaftslebens notwendig ergeben. Aus den obigen Aus- 
führungen ist aber klar, dass namentlich dem Gewerbetreibondeu auch 
auf dem eignen Grund und Boden aus verschiedenen Gründen, z. B. 
zum Schutze seiner Gewerbegehilfen oder aus BUcksicht auf die Feaer- 
sieherheit, Vorschriften über die Beschaffenheit seiner gewerblichen An- 
lagen gemacht werden können. Es erweist sich also auch dieser Ein- 
wand als grundlos. 



Nr. 143. Entseh. des Oesterr. YerwaltnngsgeildiiBlioflbB, 

Vom 29. Härz 1904. 

(Oeaterr. ElaeDb.*T«rordB.-BLZTm Hr. 8 8. 888.) 

Die Änzelgepflicht im Sinne des 8 201 des Personalsteuergesetzes hintiohtüch der von 
der berufsgcnossensüliaftlicfien Unfallversicherungsanstait der österreichischen Eisen- 
bAbHen an die bei üerselüen verdioberten Eisenbahnbediensteten statutsngemäss xa 
lelttosdra IfifWisreit«« oMieflt autsohllcMlIeh der swaestM UifiiNvenloherMfs- 
anstatt, uid zwar auch in Jenen Fftllen, in welchen die betreffwdw RmtM aWrt M 
Meter Anstalt selbst, sondern bei der Eisenbahnunternehmunq zur AwszahTutf 
langen, In deren Dienst der Verletzte oder getötete zuletzt oewesen ist 

Nach § H7 de.s vom k. k. Ministerium des Innern mit den Erlässen 
vom 11. Dezember 1894, vum 11. tiepLeinber 1896, vom 27. Oktobei' 
1897 und vom 1. September 1898 genehmigten Statutes der bernfs- 
geuosseoschaftUchen UafaUversicUerangsanstalt der österreichischea 



Digltized by Google 



Entacb. des 0«8letr. Verwaltongsg^richUbofes vom 89. Hft» 1904. 243 

Eisenbalnieii erfolgt die Auszahlung sämtlicher Unfallsienteii au Eisen- 
bahnbedieustete oder ati Hinterbliebene derselben über Auweisun^ des 
Vorstandes der ünfallversiclieruugsanstalt in der Regel durch jene 
Eisenbalinnatenieliniiing, in deren Dienst der Verletzte oder Getötete 
zaletxt gewesen ist. Der Vorstand der ünfallversichemngsaiistaU 
kann in EinzelAIlen Abweiehnnpen Ton dieser Begel gestatten nnd hat 
derselbe sodann die Zahlstelle, sowie die Bestimmnng der Uodalitäten 
für die Anszahlnng festzustellen. £rfoIgt die Sentcnzahlnng darch Ver- 
mittlnng des k« k. Postsparkassenamtes mittels Postsparkassenscheks, so 
gelten die doi'ch die Postrorsehriften Torgeschriebenen Bestfttignngen 
des Empfängers der Zalilini^^^^mweisang und des Geldbetrages als 
Qalttung über den richtigen Empfang der angewiesenen Beträge. Die 
Bestätigong über die nach den Postvorschriften erfolgte Zostellnng der 
Zahlun?:sanweisung an den Bezugsberechtigten gilt als Lebensbestätigung. 
Auf den an das k. k. Postsparkassenamt erlassenen Anweisunj^fen 
(Schecks) 7.\\v Auszahlung von Reutenrateu an Entschüdigiinf^sberecbtigte 
ist di> lie(lii!Lnin£>: für die Nachweisnng der Bezupsbeieclitignng des 
Empfängers entsprechend zti vermerken und mit dem k. k. Postspar- 
kassenamte die Vereinbarung zu treffen, dass dasselbe die Kouirolle 
über das Vorhandensein und die Richtigkeit der beizubriuf^enden Be- 
stiUigLiiigen übe. Alle den Eisenbalinnuternelimuugeu für die VerniitLlung 
der Auszahlung der Entschädigungen erwachsenden baren Auslagen sind 
Ton der Versicherungsanstalt denselben tn Tergüten. 

Ans diesen statntaxischen Bestimmungen geht herror, dass die Eisen- 
bahnnntemehmnngen nnd das Postsparkassenamt, insoweit sie zur Aus- 
zahlung der Ton der bemfsgenossenschaftlichen UnfallTerslchenings- 
anstalt geschuldeten Dnfallsrenten herangezogen werden, stets nur über 
Auftrag, aber Anweisung der UnfallTerdcheningsanstalt Tonmgehen 
haben, nur als Zahlstelle fttr die Verbindlichkeiten der Unfall- 
Versicherungsanstalt fungieren. Zur Auszahlung verpflichtet ist 
in Ansehung der ünfallsrenten, welche an die bei dieser Versichemnga- 
anstalt versicherten Bediensteten zu leisten sind, die berufsgenossen- 
schaftliche Unfallversicheningsanstalt als besondere jnristische Person, 
welche von den ihr als Mitglieder augehörigen Eiseubalinuuteinehmuugen 
unterschieden ist. 

An die blosse Tatsache des Fungierens als Zahlstelle knüpft jedoch 
§ 201 des Persoualsteuergesetzes nicht die Pflicht zur Anzeige von Be- 
zügen im Sinne des § 167 des Personalsteuergesetzes. Kur derjenige, 
der zur Auszahlung: solcher Beziige in einem jährlicii für eine Person 
K 1200 übersteigenden Betrage verpflichtet ist, hat in Ucmäissheit 
des § 201 des Personalsteuergesetzes der Steuerbehörde die Auzeige 
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über die Bezugsberechtigten und Uber die iiu Vorjahre aui^beaahlteu Be- 
ziige zu ttberreicben. 

Nr. 144. Entseh. des Oesterr. Obersten derlcbtshttres» 

Vom 7. April 1904. 

r ÜCRlcrr, KiROTib. Vcri)rdn -Bl. XTII (UM) Nr. 124 8. 86M,) 

Für alle auf das Eisenbahn-Hartpflichtgeset? vom 5 März 1869, RGBl. Nr. 27, ge- 
stützten Ktagen sind ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes aus- 
schliesslich die Handelsgerichte, bzw. die die Handelagerichtsbarlieit ausübenden Ge- 
rlekttMtfft ksnptttnt fl«nias S 273 ZPO. Itt dat Biriftw|t|srlolit birtslillgt, laf 
Snmi dar Wiriiimii illar vorliaienden Beweiae dit EntsokidlgtafMime Mlbctihidif 

festzustellei. 

Die erstrichterlich erfolgte Zurückweisung der von der belangten 
Eisenbahngesellschaft erhobenen Einrede der örtlichen und sachlichen 
Unzuständigkeit des von der Klägerin angerufenen Prozessgerichtes ist 
im (besetze vollkommen V( ;:^ruM dot. Für die Beurteilung der örtlichen 
Zu.stctndigkeit des Prüzessgenclitf > ist zunächst der Umstand bestimmend, 
dass der Klageanspruch auf das lie^f^z vom 5. März 1869, RGBl. Nr. 27, 
gestützt wird. Die Frage, ob im speziellen Falle tatsächlich eine Er- 
eignung im Verkehre einer mit Anwendung von Dampfkraft betriebenen 
Eisenbahn vorliegt, betrifi't das Meritum des Auspruches. Massgebend 
ist weiter die Bestimmung des § 3 des bezogenen Gesetzes, wonach dem 
Kläger das Beeht zusteht, die Klage bei dem saehlich znstftndigeii Ge- 
richte anzubringen, in dessen Sprengel die £reignung eingetreten ist. 
IMese Voranssetzang trifft nun hinsichtlich des angerufenen Prozess- 
gerichtes zn. Anlangend die Frage der sachlichen Zostftndigkeit des 
Prozessgerichtes, so mnss gegenttber den unrichtigen AusfUhrangen in 
der Beruftangssehrift darauf verwiesen werden, dass im § 8 des zitierten 
Gesetzes die in Bede stehenden Streitigkeiten ansdrficklich vor das 
.Handelsgericht" verwiesen werden, als welches mit Rücksicht auf die 
zur Zeit der Erlassnng dieses Haftpflichtgesetzes geltende Jurisdiktions- 
norm vom 20. November 1852, RGBl. Nr. 251, § 57, nur ein selbständiges 
Handelsgericht oder ein mit der Ansübnng der Handelsgerichtsbarkeit 
betrauter Gerichtshof gemeint sein konnte. Nach Art. VI, Z. 2, des 
Eint. -Ges. zur J.-N irilt die Bestimmung des mehrbezogenen § ^ des 
erwäliuten Haftpflichtgesetzes nach wie vor und hat durch die neue 
Jurisdiktionsnorm eine Aenderung nicht erfahren. Es ist daher auch 
dermalen, und zwar ohne Rücksicht auf die Hohe der Klagesumme oder 
den Wert des Streitgegenstandes zur Entscheidung der in Rede stehenden 
Streitigkeiten sachlich nur ein Gerichtshof, und zwar gemäss § 51 
J.>N. entweder ein selbständiges Handelsgericht oder, wo ein solches 
nicht besteht, der Handelssenat des betreffenden Kreis- oder I^and- 



Digitized by Google 



« 

Entsch. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes vom 7. April 1904. 245 



gerielites snstftncüg, Allenliiigs gehören nach § 49, Z. 1, der neuen 
Jiiri8diktionBnon& Streitigkeiten aber TermfigensrechtUche Ansprüche, 
wenn der Streitgegenstand an Geld oder Geldeswert den Betrag Ton 
K 1000 nicht ttbersteigt, vor das Bezirksgerieht, jedoch nur unter der 
▼ODi Bemfangswerber ausser acht gelassenen ausdrücklichen Voraus- 
setzung, wenn nicht diese Streitigkeiten ohne Rttcksicht auf den Wert 
des Streitg'ef2:enstaiule$ Gericlitshöfen erster Instanz zug^ewiesen sind. 
Es ist dalier nicht richtig, dass im Gegenstaadsfalle, wie die Hernfunc^s- 
werberin rechtsirrtiirnli* ti yermeint, eine vor ein Bezirk«cr*^vic!it p-ehürige 
Streitsache vor einen Gerichtshof gebracht wurde und liegt daher 
auch nicht der Nichtigkeitsgruud des § 477, Z. 3, ZPO. vor. Die Zu- 
ständigkeit des angerufenen Gerichtes steht sohin ausser allem Zweifel. 

Weder die auf die Revibioiisgruiule des § 503. Z. 3 und 4, ZPO. 
gestützte Kevision der Klägerin, noch die auf die lievisionsgriindc des 
§ 503, Z. 2 and 4, ZPO. gestützte Revision der Beklagten kann als 
berechtigt erkannt werden. Der Ansicht der letzteren, dass sich ans 
der Aktenlage das eigene Verschulden der ElAgerin an dem ihr znge- 
stossenen Unfälle ergebe, kann nicht beigepflichtet werden, es entspricht 
Tislmebr die rechUicbe Benrteilang der Sache seitens der XTntergerichte 
der Aktenlage nnd dem Oesetae, da ein Beweis dafür, dass die Klägerin 
den Unfall selbst kerheigeflUurt nnd verscholdet hat, nicht erbracht 
wurde. Auch bezüglich der Höhe der zugesprochenen Ersatzbetrige, 
wie anch bezüglich des Zuspruches der Kosten des Berufnngsverfiihrens 
an die Klägerin erscheint das Berafnngsorteil zutreifend begründet. 
Ebenso kann demselben nicht eine mangelhafte Erörterung der den Zu- 
spruch des Entsehädiguugsbetrages per K. 100 betreffenden Umstände 
zum Vorwurfe gemacht werden, da die in dieser Richtung geführte 
Zeugin M 8 oinvernommeii und die Höhe dieser Entschädigung auf 
Grund ihrer Aussage gemas» der Bestimmung des § 273 ZPO. vom 
Berufungsgerichte festgestellt wurde. Die von der Beklagten geltend 
gemachten Revisionsgründe liegen dalier nicht vor. 

Die Klägerin begründet ihre auf § 503, Z. 3 und 4, gestützt« 
Revision damit, dass die Herabsetzung des ihr auhtsslich der durch den 
Unfall herbeigeführten Arbeitsunfähigkeit zugesprochenen Ersatz- 
betrages per K 200, welcher vom Gerichte erster Instanz gemäss § 278 
ZPO. festgesetzt wurde, nnzulfissig sei und dass das Berufungsgericht 
bei Herabsetzung dieses Betrages den 7om Gerichte erster Instanz ge- 
würdigten Umstand, dass die Elügerin wegen der ihrer Tochter zu be- 
sorgenden Ausstattung Nftharbdten ausser Hanse geben musste und dass 
ihre Arbeitsunfthigkeit über die Heilungsdauer hinausreichte, in akten- 
widriger Weise ausser Betracht Hess. Dieser Vorwurf kann jedoch 
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nicht als gerechtfertigt angesehen werden, da eine Aktenwidrigkeit im 
Sinne des § 603, Z. 3, ZPO. nicht vorliegt, die FesUetsnng des Ent^ 
schftdtgungsbetrages gem&ss § 273 ZPO. Tielmehr nnter Würdigung der 
Aussage der obenerwähnten Zeugin und des Werksarzte^ mit BOcksicht- 
nahme auf alle hinfttr massgebenden Umstände erfolgt ist und die Be- 
rechtigung zu einer solchen Festsetzung dem Berufungsgerichte nicht 
abgesprochen werden kann. 

Nr. 14.>. Entsch. des Oesterr. Oberst«u Gerichtshofes. 

Vom 13. April 1904. 

(OaManr. BiMBlb-V«rovdB.'BI. XYD (l«M) Kr. itt & flSl«.) 

Wegen BetiUBSt kailii verantwortlioh wsrdM, wer sich einer Eieeibshitftbrfcartt, 

welche bi? ?ur amtlich auf derselben angemprktpn Fahrtunterbrechung von einer 
anderen Person benützt wurde, zu der jener Person allein zvstehsndeo Forteetzaai 

der Fahrt bedient. 

Aligeraeiu bckauiite BestimmuDgen des Betriebsreglements der Eisen- 
bahnen gestatten dem Beisenden, die Fahrt einmal zu unterbrechen, um 
sie mit einen an diesem oder dem folgenden Tage nach der Bestimmungs- 
station abgebenden Zuge fortsusetsen; der Beisende hat, wenn er von 
dieser BegUnstigung Gebrauch macht, auf der Zwischenstation seine 
Fahrkarte dem Stationsvorstande Torzuweisen und dieselbe mit der Fahrt- 
nnterbrechungsklausel versehen zu lassen ($ 25 Hinisterialverordnnng 
vom 10. Dezember 1892, RGBl. Nr. 207). Die UeberCragung eines der- 
artigen Fahrbillettes an dritte Personen ist jedoch nach Inhalt des 
Art. 18 Nr. 1 der Instruktion Nr. I, für die anirulation bei der Be- 
fördorang von Personen (eingeführt mit dem Erlasse des k. k. Eisenbalm- 
ministerinms vom 5. November 1897, Z. 7346 /III) verboten. Erfolgt 
daher die verbotswidrige üebertragung der Fahrkarte an eine andere 
Person und geschieht dies zu dem Ende, um die Bahnverwaltung in An- 
sehung der zur Fahrtunterbrechung bereclitigten Person zu täuschen, 
dann liegt das Merkmal der listigen Irrefiifiniu? allerdings vor, denn 
der dritte Erwerber einer mit der Uuterbrecliuiigskiau^sel versehenen 
Fahrkarte spiegelt den Organen der Bahnvervvaltung die unwahre Tat- 
sache vor, dass er die für die ganze Strecke giltige Fahrkarte gelöst 
habe, er macht von dem Eechte, die Fahrt einmal zu unterbrechen, 
Gebrauch, obgleich dies nur seinem Vormanne zustand. In Ansehung 
der Frage aber, ob der Bahnverwaltnng durch derartiges Handeln ein 
Schaden zugehen kann, kommt in Betracht, dass die Verwaltung ffir 
den Fall der Üebertragung der Fahrkarten an unberechtigte dritte 
Bonen jenes tarifmässigen Fahrpreises verlustig geht, welchen disae 
Personen für ihre Beförderung von der Zwischenstistion bis zum End- 
ziele der Reise bezahlen milssten. Der Bahnverwaltung erwIchst auch 
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ein unmittelbarer Venalgensnachtdl dadorah, das» eine Fahrkarte, 
weidw den BeBtianonngen dea Betriebsreglementa infolge ibie Giltigkeit 
verloren hat, ?erbotawidrig dasn benfttzt wird, nm eine Fabipreis- 
ermässignng an erschleichen, welche tarifniiisaig nnr fflr l&ogere Fahr- 
strecken zugestanden war. In dieser Bezieliung wftre es gegebenenfalls 
Ton Wichtigkeit gewesen, zu erheben, ob die Bahn Verwaltung für die 
Strecke von Stryj bis Lemberg" einen höheren Fahrpreis einhebt als den- 
jenigen, welclier bei Ivösung einer Fahrkarte für die Route Drohobycz — 
Stryj — Lemberg ant die Strecke Stryj — Lembcr<T entfallen würde, ob 
also (lei- Angeklagte Moses K. für die Strecke Stryj bis Lemberg mehr 
zu zahlen gehabt hätte, als von Josel 0 für die nämliche Strecke be- 
reits entrichtet worden war. Den uniergerichtlichen Erkenntnissen 
mangelt in subjektiver Richtung auch die sachlich begründete Fest- 
stellung, dass dem Angi^klagten die Unübertragbarkeit des gegen- 
ständlichen Fahrbillettes bekannt war und dass er sich die im Benützen 
desselben liegende Schädigung der Bahnverwaltung vor Augen hielt. 
Diese Umstände sind Ton offenliegender Belevanz. Handelte der An- 
geklagte in ünkenntnis der bestehenden EisenbahnTorsehriften, war er 
der Helnnng, dass ihm das Bedit zustehe, sieh an Stelle, seines Vor- 
mannes, welcher den Fahrpreis für die Karte Stryj— Lemberg bezahlt 
hat, anf Grand der Ton diesem erworbenen Fahrkarte weiter befördern 
an lassen, Tergegenwärtigte er sich die hiemit verbnndene Scbftdignng 
nicht, dann läset sich ihm der nach § 197 StG. erforderiiehe Dolus 
nicht zur Last legen. 

Die Urteile der Untergerichte stellen sich daher als dem Gesetze 
widersprechend dar, weshalb dem von der Generalprokuratur gemäss 
§ 83 StPO. gestellten Antrage nach §. 292 StPO. stattzugeben und wie 
oben zu erkennen war. 



^r. 140. Entseh. des Oesterr. Obersten Oerichts- und Ka^satlonshofes. 

Vom 22. April 1904. 
(OMtenr. Bi0eiib.>?«rinNlB.>BL ZTU <tMI} Nr. IM S. HNO 
Unbefugtes Anlegen einer der Unirormkappe des IHtserpersonales der k. k. StaatsbahMS 
gleichenden Kopfbedeckung zu dem Zwecke, nm unter dem Schrine der Bedien^tung 

bei den Bahnen widerrechtlich diese ?u unentgeltlicher Fahrt zu benutzen, stellt steh 
ats rälsetoliohe Annahme des Charakters eines öffentlichen Beamten (§ 199, lit. b, 

Sta) Ah*. 

Die Bestinuttang des § 199 b StG. erklirt als verbrecherisclien Be- 
trag nicht nnr die fUschliche Annahme des Charakters eines dflbnt^ 
liehen Beamten, sondern anch das »IiQgen eines obrigkeitliehen Auf- 
trages oder eines besonderen von der öffentlichen Behörde erhaltenen 
Befagnisses*. Das Gesetz sieht also gerade hier sehr weite Grenzen, 
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<laher die von der Beschwerde versuchte einengende Interpretation dem 
Gesetze nicht entspricht. Dass der Betrieb der Staatseisenbahnen als 
ein Regierungsgoschätt anzusehen ist, kann mit Rücksicht darauf, dass 
der Staat dnrch diesen Betrieb eine ofientlichrechtliche Aufgabe, sei es 
wirtschaftlichpr, sei es stratefrischer Art, zn erfüllen strebt, niclit be- 
zweifelt werden; es haben daher alle mit der Besorgung des Betriebes 
solcher Bahnen betrauten Pei'sonen, demnach auch das Dienerpersonal, 
Geschäfte der Regierung zu besorgen, und sie erscheinen daher gleich- 
falls als öffentliche Beamte im Sinne der §§ 101 und 199 b StG. Dass 
der Begriit ^ölientlicher Beamter* in dem entwickelten weiteren (auch 
das IMeDerponmal umfassenden) Sinne sn verstehoi sei, ogibt sieh 
Überdies mit voller Klarheit ans der Bestimmung des § 93S StG., wo- 
naeh sich einer Uebertretnng schnldig macht, wer sidi ohne hetrttgerische 
Absicht (§ 199 b) fttr einen Glfentlichen Beamten oder Diener ausgibt. 
Ans der Verglelchang des § 199 b mit § 333 StG. folgt aber auch gaas 
klar, dass das Gesetz den Ausdruck ,den Charakter eines Beamten 
flUschlich annehmen" lediglich im Sinne von «für einen solchen sieh 
ausgeben" gebraucht, wofür Überdies auch die Gleichstellung mit ,einem 
Auftrag oder eine Befugnis lügen" spricht. Das Gesetz will im § 199 b. 
StG. „das fälschliche für einen öffentlichen Funktionär sich ausgeben" 
als listige Irre führnng und zugleich als Qnalifikationsmoment bezeichnen. 
Die weiteren Ausfübrtint^en der Beschwerde entsprechen keineswegs den 
Bestinimiingen des J88, Z B, StPO. Das Urteil stellt fest, dass der 
Angekl i^tt' dem Ziigievisor nicht nur sagte, er sei im Krankenstande, 
sondern er sei im Krankenstande von Hütteldorf, womit er andeutete, 
er sei noch Bahnbediensteter in aktiver Stelluug, Das Urteil spricht 
weiters ausdruckiicli aua, der Angeklagte habe die blaue Kappe mit 
dem Flügelrade in der Absicht benützt, um sich den Oiganeu der 
Stadtbahn gegenüber den Anschein eines Bediensteten der k. k. Staats- 
bahnen zu geben nnd dadnrdi den Glanben zu erwecken, er sei la 
Freifahrten berechtigt, und nm von den Tttrstehern frei durchgelassen 
zn werden, mit welcher Irreffthrung er im Hinblicke auf die Gepflogen- 
heit, änsaerlieh lals Angestellte der Eisenbahn erscheinende Personen 
nicht zu kontrollieren, rechnen konnte. In diesem fesligestellten ab- 
sichtlichen Erwecken des falBChen Scheines, aktiver Bahnbediensteter 
zu sein, liegt das nach § 199b StG. relevante Moment, nicht in dem 
unbefugten Tragen eines Uniformstftckes. Dieses erscheint lediglich 
als eines der zur Irrefahmng verwendeten Mittel* 
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Nr, 147. Entsch. tles Oesterr. Vcrwaltnngsgerielitshofes. 

Vom 28. April 1904. 

(OeiteiT. Etsftnb -V«rord« -Rl XVlfl '!W5> Nr 10 S 40^5^ 

Zuiässigkeit des Rekurse« gegen die von der politischen Bezirksttehorde ausgesprochene 
BvwHHgmi mm iwai§tw«iMi V«ll»i9« dar Entolfiiiiif. 

Wie .sich aus dem WoilkiuLe des Bescheides selbst ergibt, hat die 
fiezirksliauptmaunschaft iu P. in der Aunahme, dass alle Voraussetzungen 
des zwangsweisen Vollzagefl im Sinne des § 95 des £isenbabn> 
E-xpropriationsgesetzes gegeben sind, den zwangsweisen Vollzog der 
Expropriation gegen den Beschwerdeführer bereite vorbehaltlos bewilligt 
and die kommissionelle Verhandlang znm 90. Oktober 1902 nicht 
etwa zur Pr&fnng des Vorhandenseins der Voraussetzungen des zwangs- 
weisen Vollzuges — sondern lediglich zur Einftthrung der Vertreter 
der Staatsbahnen in den Besitz der enteigneten Grondfl&chen angeordnet. 

Ganz abgesehen also von dem Vorgange der BehQrde bei der 
Kommission vom 30. Oktober 1902, der sich lediglich als Vollzug der 
bereits bewilligten Expropriation darstellte und von der über diese 
Amtshandlnng hinausgegebenen P!ilG(lip:nTig vom 31. Oktober 1902, Z. 
33.400, mit welcher ledio'lich bcstiitifjt wurde, dass die Vertreter der 
Staatsbahnen in den Besitz der dem Beschwerdeführer gehörigen Gruud- 
parzelle eingeführt worden sind, erg^ibt sich schon ans dem Wortlaute 
des angeführten Bescheides, dass derselbe einen der Rechtskraft fähigen 
und daher der Rcciitslage des Beschwerdeführers präjudizierenden Aus- 
spruch darüber enthielt, dass dieser die zwangsweise Einführung der 
k. k. Ötaatsbahnverwaltuiig iu den Besitz des ihm gruudbücherlich zu- 
geschriebenen Grandstückes Katastral -Z. 668/3 zu dulden habe. 

Da aber keine geseitzlicbe Bestimming besteht, welche die Beknrs- 
Itthmng gegen eine solche behördliche Verfügung ausschliessen würde 
und da demnach die Unterlassung des Rekurses gegen den hier in Frage 
stehenden Beseheid der Bezirkshauptmannschaft zweifellos die Bechts- 
kraft dieses Bescheides znr Folge haben müsste, so folgt daraus, dass 
dieser Bakurs nicht als anstatthaft bezeichnet werden durfte, sondern 
dass vielmehr die angerufene hdhere Instanz zur in eri torischen Ent- 
scheidung darüber verpflichtet war, ob die gesetalicheu Voraussetzungen 
zum Vollzüge der Expropriation bzw. zur zwangsweisen Einführung der 
k. k. Staatsbahnverwaltong in den Besitz der enteigneten Grandflächen 
gegeben waren. 



Bg«r, IlMiiitahinNfllidlab» 
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Nr. 148. Entoeh. des BentscheD SelehsgerielitB. 

3. Zivilsenat. Vom 3. Mai 1904^). 

(■■tioii. d. B«l«b«ctr. I. Zlvlli. fil » H«fk l 8. m. — Zaitachr. £ ntMh. Bürg. q. Fnbi. ZMIr. Bd. M 

Heft it B.UL) 

Ut der Arbeiter lifoige unterlassener Einklebai| i» AHtrt* uid Invaliditätsnarke« 

dvrch ilan Arbeltgeber seiner Rent? verlustig gegangen, so letzterer Um daflr 
nach geneinem Rechte privatreohtiloh nicht verantwortlicli. 

Nach gemeinem Recht kaun auf ein ausserkontraktliches Ver- 
sclnilden ein Entschädiguiigsanspnich im v>)rliegcnden Falie jedenfalls 
nicht gestützt werden. !>i'ini nach gemeinem Recht haftet nicht all- 
gemein, d. h. von den besonders geregelten Deliktstaik-u abgesehen, 
jeder für den dmcii seine Schuld, sondern nur für den durch seine 
Arglist angerichteten Schaden (vgl. Windscheid Bd. 2 § 451}. Wenn 
die Revision behauptet, das.s auch nach gemeinem Recht jede, auch 
nicht arglistige, schuldvolle Nichterfülhuig einer im Interciise eines 
Dritten gegebenen gesetzlichen Verpflichtung einen Schadensersatz- 
anspmch dea Berecbtififten ensenge, so hat sie einen Beweis hierfBr 
nicht geliefert, die Klage, mit welcher ein solcher aasserkontraktlieher 
Ansprach verfolgt werden könnte, auch nicht zu bezeichnen vermocht 
Eine Arglist ist aber vorliegendenfalls nicht behauptet, nnd es kann 
anch von ihr nach der Sachlage keine Rede sein. Von den besonders 
geregelten Deliktsfftllen könnte nar an die lex Aquilin gedacht werden, 
die aber versagt, da sie auch in ihrer Erweiterung sich auf Schaden 
an körperlichen Sachen nnd Personen beschränkt. Ebenso enthält auch 
das Invaliditäts- und Altersversiclierungsgesetz selbst keine Bestimmung, 
dass die fragliche Zuwiderhandlung gegen das Gesetz für den dadurch 
erwachsenen Schaden haftbar mache. Kann hiernach auf ausser- 
kont! aktlic!ios Verschulden die Klage nicht gestützt werden, so kann 
sich weiiri D ir fragen, ob das Gesetz eine privatreclitlirbe Verpflichtung 
des Arbeitgeberis dem Arbeiter gegenüber derart emgeiiilirt hat, dass 
es die Verpllichtung der Markenklebung zum gesetzlichen Inhalte des 
Dieu.stveiirags gemacht hat, so dass eine .solciie V'crpflichtung als still- 
schweigend durch den Arbeitsvertrag vereinbart gelten niüsste, nnd der 
Anspruch daher durch die Kontraktsklage verfolgt werden kunute. 
Auch das ist von dem Berufungsgericht durchaus zutreffend verneint. 
Das Gesetz bezweckt eine öffentliche Ffirsorge fOr die Arbeiter. 



^ Bbenm nach fihdn. Recht. £rfc. Tom 4. Oktobef 1904, Jvr. Wodwnschr. XZXII 
Nr. 79/74 S. 577. 
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Xr. U9. Eiit^cU. des BozirkR^<^rIclits für Uaiidelssachcii in Wien 

Vom 5. Mai 1904. 
(Allgsn. Tar.>Ans. ZXItt (MM) Nr. 60 & SSOl) 

Otttorr. Eisenb. Bstr.-Regl. § 77 Z. 3, 4 und Abs. 2. Haftung der EittnfcalM für alla 
ritftHA verladenes Getreide. Die bahnseitig fcstgüstellt? im Fraohfbrieft nrftiltt 
Gewichtsangabe ist nur durch strikten Gegenbeweis zu widerlegen. 

Bei drei Sendungen ist festgestellt, da.ss di« von den Leuten des 
Absenders vurgenommene \erldiiaug in.st>leiM mangelhaft war, als die 
li II fusa- Bretter Lücken offen Hessen, durch welche das Getieide aus- 
rinnen koiuiie. Die Haftung der Balm ist somit gemäss § 77 Alinea 1 
Z. 3 und Alinea 2 ausgeschlossen. Bezüglich der übrigen ScuJun^j^eu 
liat das Gericht auf Grund der Angaben des Sachverständigen aiige- 
nommeo, dass allerdings ein Abgang von ^ho Prozeot der Sendung aas 
der eigentfimliclieD natfirlichen Beschaffenheit des Gates entstehen konnte 
QDd somit bis zum Beweise des Gegenteiles gemäss § 77 Z. 4 und § 77 
(2) Betr.-Regl. anzonebmen ist, dass er dnrch diese eigentttmliche 
natfirliche Beschaifenheit entstanden ist. Dagegen war der darüber 
hinansgehende Abgang an Gewicht dem Kläger zd ersetzen. Darcb 
die Gewichtsangaben der Bahn im Frachtbriefe ist erwiesen, dass die 
angegebenen Gewit htsdifferenzen während des Transportes eingetreten 
sind. Wenn die Bahn behauptet, dass die Abwäge in der Aufgabs- 
station nicht orduungsmässig erfolgte, das heisst nach der Uebergabe 
des Gutes an die Bahn, so ist diese Tatsache fi\r die Rntseheidunp: der 
vorliegenden Öache belanglos, weil es nicht genügt, dass tlie Balm gegen 
den Inhalt des Fraclitbriefes die Möglichkeit eines Tntiuns in den 
rTewichtsangaljen ^^eiieiul macht. Wenn j;ie die beweismachenden An- 
gaben des Frachtbriefes widerlegen will, iiiiiss sie den strikten Be- 
weis erbringen, dass die Angaben im ijrachlbriefe über das Gewicht 
uiiricUtig siud. 

Auch die Einwendung, dass infolge der mangelnden Verpackung 
Getreide während des Transportes abhanden gekommen ist, ist Yor~ 
liegend belanglos, weil von den Organen der Bahn in der Bestimmnngs- 
station ans Anlass der Tatbestandsaufnahme die Möglichkeit der Ver* 
strennng ans den Waggons nicht konstatiert ist. Endlich ist anch 
ein Hangel in der Verladung nicht festgestellt. Der Umstand, dass 
eine Sendung alla rinfnsa aufgegeben ist, rechtfertigt allein 
fttr aieh noch nicht einen Abgang, sondern nur dann, wenn die 
Möglichkeit der Verstreuung durcli die Beschaffenheit des Waggons 
oder durch mangelhafte Anbringung der Schatzbretter vorhanden ist. 

Vgl. auch Entscb. desselb. Gerichts vom 1?. Mai 1904, A% Tar.>AQZ. XXIU 
(1904) Kr. 51 S. 849. 

17« 
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Nr. 150. Entseh. des Oberlandesgeriehts Karlsrnhe. 

Vom 6. Mai 1904. 

(Z«nMbr. f. DtMb. Btrg. BMbt «. Fnuis. ZlvUr. XXXV (tSM) Htft lo & Cii.) 

Nash tadlMhOTi RMbt lat «Im WifS mC AMdtmjig tf«t Eteaübabahelrlato ttiier 

konzessionierten Prlvateisenbaiio unzulässig und ier Reobttwef aaaiataklaaaaa. 

Die Einrede der Unzal&Bsigkeit des Rechtsweges hinsichtlich des 
Begehrens von Einrichtungen durch die Bahn ist begründet. Die Tat- 
sache, dass die Verleihung der Konzession bzw. die Ermächtigung der 
Staatsbehörde hierzu, die Anlage und der Betrieb der Bahn im Wege 
des Gesetze« un l ior Verordnungen geregelt ist. gestattet an sich schon 
einen Schluss auf die besondere aus dem Rahmen des Privatrechts 
heraustretende Stellung des Bahnbetriebfs. Der üft'eutlichreclUliihe 
Charakter dieses Verhältnisses zwischen Staat und Bahn einerseits uud 
Bahn und Publikum andererseits geht noch aus verschiedenen einzelnen 
Bestimmungen der eiuschlägigeu Verordnungen hervor. 

So wurde durch das Gesetz vom 15. Mai 1888 der Staatsbehörde 
die Festotelltiiig der Bahnlinie vorbehalten und diese im einzelnen 
durch die Eonzessionsnrknnde aasgefOhrt Der Ban und Betrieb wurde 
den Bestimmangeo der Bahnordnong fftr deutsche Eisenbabnen unter- 
geordneter Bedeutung (ZBl. tou 1878 8. 341), an deren Stelle die Bahn- 
ordnung fttr die Nebeneisenbahnen Deutschlands vom 6. Juli 1898 (RGBl 
S. 764) getreten ist, unterstellt und damit der Betrieb bis ins einzelne 
(Fahrgeschwindigkeit § 27, Badias der Kurven § 3) geregelt und dem 
Bahnpersonal Polizeigewalt beigelegt (§ 47 a. a. 0.) [vgl. ferner § 10 
der Konzessionsurkunde (Aufsichtsrecht der Staatsbehörde); § 4 a. a. 0. 
(Recht der Aenderung); § 7 a.a.O. (Entcignnngsrecht); § 17 a. a. 0, 
(Betriebspflicht)^ Insbesondere ergibt ^\ch aber aus der rechtlichen 
Natur der Konzession und ihrem Inhalt . dass es sicli hei der Frajye. 
wer berechtigt ist, der Hahngesellschaft Vorschriften über die Einrichtung 
des Betriebs zu maclion. um ötientlichrechtliche Verliältnisse handelt. 
Denn die Kollze^sioli.'^erl«•illlng ist eiu rechtsbegi iindender Verwaltnnsrs.'tkt, 
ein üfVentlichrechtliches lieciitsgeschäft, durch das der Staat — ob kraft 
des Wegeregals oder als Austhiss seiner allgemeinen Hoheitsrechte mag 
dahingestellt bleiben — durch Spezialgesetz oder durch reinen Ver- 
waltungsakt der Staatsbehörde die Ausübung eines Teils seiner Hoheits- 
rechte in Form eines Pririlegs (nicht Monopols, vgl. Art. 41 der Reichs- 
verfassung) an eine Privatperson delegiert (vgl. Eger, Eisenb. 
Entsch. Bd. 15 S. 182; Bd. 17 8. 66, 174; Otto Hayer, Dtsch. Verw.-B. 
Bd. n 298, Bd. I S. 101, Georg Meyer, mseh. Verw.-B. Bd. I S. 280, 
632 Anm. 5). Dieser besonderen reditUchen Natur der Eonzession ent» 
^rechen auch die Wirkungen. Die Eonzessionserteilung zu Anlage 
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and Betrieb der Bahn entliftlt ansdr&cklidi oder BtiNschweigeod die 
VerleihoDg einer Beihe von anderen ans den aUgememen Hoheitarechten 
und dem Öffentlichen Interesse fliessenden Rechten, Eigentnmarecht, 
polizeiliche Gewalt n. (vgl. 8 5 der Eon2.-Uric. in Verbindung mit 
Art. 4 des Gesetzes vom 15. Mai 1888; § 47 der BO. f. DNebB. Dtschl. 
Dnd die oben zitierten Lehrbücher). Sie begründet insbesondere Ittr 
die Angrenzer Eigentamsbeschränkungen im Öffentlichen Interesse in 
der Weise, dpss sie sicli diejenigen Einwirkungen gefallen lassen 
müssen, nlme die der Betrieb nicht möglich ist (RG. Bd. 7 266 ). 
Zar ßegriiiidiing dieser Ein:entunisbescliränknngen ist der Staat im 
öffentlichen Interesse infolge seiner allgemeiiion Staatshoheit und seiner 
KnUurautgabe an sich berechtigt; es ist dies aber aucb noch aus- 
drücklich durch Art. III EG. z. BGB. anerkannt (vgl. Planck, Komm, 
z. BGB. Bd. VI und VII S. 200). In welchem Masse nun derartige 
Eigentamsbeschränkungen im öffentlichen Interesse erforderlich sind, 
d. h. also in welcher Weise der Betrieb einzurichten ist, damit die daraus 
entstefaendMi Immissionen gerechtfertigt sind dnreh das Offontiiehe 
Interesse, dies zu beurteilen ist jedenfalls nicht Sache des Zivilrichters. 
Denn gemäss § 13 GVO. gehören vor die ordentlichen Gerichte die 
«bfirgerliehen Eechtsstreitigkeiten*. Ein Streit aber die Her- 
stellnng Ton Einrichtungen, also Uber die Begelnng des Betriebs einer 
konzessionierten Bahn ist abei' nach obigen AusfUhmngen kein Bechts- 
streit, sondern ein Verwaltungsstreit, jedenfalls aber infolge der 
Offentlichrechtlichen Stellung der Bahngesellschaft in Hinsicht der Bahn- 
anlage und des Betriebs keine bürgerliche Rechtsstreitigkeit. Mit 
andern Worten: dem durch die Immission Betroffenen steht eine actio 
negatoria niclit zu. fGruchot Bd. 24, 1136; BG. Bd. 7 S. 266ff.; 
Eger a. a. 0. Bd. 19 & 292, 3.) 



Nr. 151. Entsch. des Oborlandcsgcrlchts Kolmar. 

1. Zivilsenat. Vom 20. Mai 1904. 
(Zcitiebr. t OUOt. Bürg. Boeht «. Frus. Zlvilr. Bd. » Haft it 8. m.) 

NtfIpAlcHiSMtz M I, 3. Ela dsroh efiM StrattMlM^aaiifall tm itr estaiiMiolt 

dauernd geschädigter Beamter kann selbst dann, wenn er zurzeit noch sein volles 
Gehalt bezieht, mit Rüclisicht auf die ihm beim Eintritt der Folgen des Unfalls drohende 
Peasionlening aaf Feststellung der Sohadensersatzpflicht des Urhebers des Scbadeas 

Mafsa. 

In üebereinstinunung mit dem ersten Richter ist anf Gmnd der 
Gutachten als erwiesen zu erachten, dass der Klftger infolge des er- 
littenen Bahnnnfalls nicht bloss vorlkbergehend, sondern dauernd an der 
Gesundheit gesch&digt und dadoreh in seiner Erwerbsfithigkelt beein* 
trftchtigt worden ist. Dass mit dieser Beschrftnknng der Erwerhs- 
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f&bigkeit an sich ein Vermögensnachteil verbunden ist, bedarf im vor> 
liogenden Falle, wo der Kläger zur Lebensfristung auf den Erwerb an- 
gewiesen ist, keiner weitem Begründung. Die Eigentümlichkeit besieht 
aber darin, dass bei der dienstlichen Stelluii<? des Klägers, der nach 
wie vor seinen vollen Gehalt bezieht, der Schaden jetzt noch nicht und 
auch in Zukunft solange nicht ein tritt als er diese Stclinni: behaupten 
kann. Sein Schadeu wird vielmehr erst mit dem Augenblicke fu}ill)ar, 
wo er seine Stellung aufgeben muss. Die Notwendigkeit, mit üiej>eui 
unsichern Faktor zu rechnen, bringt aber nicht bloss für die Festsetzung 
des zukünftigen Vennügensschadens, sondern auch des zukiinftijjen 
Uuteröchiedes zwischen dem wahrscheinlichen liuiinalen und dem durch 
den Unfall geschaffenen Gesundheitszustände jenes Augenblicks ein von 
tt&absebbaren Ereignissen abh&ngiges Element in die Beteebuiings- 
aufgäbe, die eine siffennässige Festlegung der GrandJage anmOgUcli 
macht, auf der sieb die sp&tere Schadensberecbnung aufznbanen hätte. 
So erklftrlicb auch das Bestreben ist, znr Vermeidang eines spfttern 
nochmaligen Prozesses schon jetzt diese fiechnongsfaktoren festsasetzen, 
80 muss es bei der Unsicheilieit der zukünftigen VerhUtnisse und unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes, dass dergleichen Entscheidungen 
ohnehin einer materiellen Rechtskraft nicht fähig werden, als ein dem 
Zwecke der Klage entsprechendes Ergebnis augesehen werden, wenn 
sich die Entscheidung darauf beschränkt, in tatsächlicher Beziehung 
festzustellen, dass <lie Gesundheit des Klägers infi)lge des Unfalls eine 
seine Erwerbsfahigkeit vermindernde Schädigung erfahren hat und in 
rechtlicher Beziehung, dass die Beklagte dafür verantwortlich ist. 



Nr. 153. Entscb. des Oesterr. Obersten Oerlehtsliofbs. 

Vom 7. Juni 1904. 

(Allgen. Twt^'Aat. ZXIV (im) Mr. 6 8. m.) 
Oesterr. EIsenb.-Betr.-Regl. g§ 59, 90. Die Elsenbahn ist zur Zolltaehandinng in 
Binnen- wif> im Auslandsverlielir verpflichtet und auch wenn die Verzollung Jenseits 
der BesUmmungsstation vorgeschrieben wird. Für Schadenanspriiche aus grober 
Fahrtitiigksit der ElMibthi tsdes die VerjährungsviMrMbrlflMi des § i489 a. b.4iB.i 

nlolit des { 90 Betr.-RsfL Amiirendiiiii. 

Der Revisionsgrund des § 503 Z. 4 ZPO. ist nicht gegeben, weil 
nach den massgebenden tatsächlichen Feststellungen die beklagte Eisen- 
bahn das Zollgut mit dem Frachtbriefe und den beiden Zolldokumenten 

tibernommen hat, dem ersteren der Vermerk „Zollgut, zu stellen dem 
k. k. Hauptzollamte Kolin, Begleitscliein Nr. . . und Nr. . beigesetst 
war, die Ge sellschaft dessenungeachtet dem Adressaten das Gut unver^ 
zollt ausgeloigt und hierdarch die Klägerin gesch&digt hat« weil femer 
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dieser Schade dnrcli grobe FahrlftiBigkeit herteigefttbrt wnrde und die 
Eisenbahn lUr den Schaden der EIAgerin yerantwortliGh ist. 



Nr« 158. Entseli. des Oesterr. Obersten Ctorleliishafee. 

Vom 14. Jnni 1904. 

ocsterr Rl^enb -Veronln Bl XVIII '\9Cty Nr. U S. 4?s i 
Dem Begehren eines verletzten Reisenden um Fe«itstelittng der Hafliiarkeit einer Bahn- 
verwaitung für alle künfligen, allenfalls aufzuwendenden Hellungekoeten iet anlässlich 
4er «rttiii KtaiMibrinsung aw de« Titel tfM SehadMeriatiM Mr inm ttattivgeben, 
wem Intarctte dM Klifer« ai iar atabaltfigM F«sttttllun| ■aob^ewlMei wird. 

Einem Featatellungsantrage kann gemllss ausdrBcklieher Bestimmnng 
des § 228 ZPO. nnr dann stattgegeben weiden, wenn das Interesse 
einer Partei an der alsbaldigen Feststellung des Bestehens oder Nicht- 

bestelieiis eines Rechtsverhältnisse Oder Rechtes ausgewiesen erscheint. 
Ein solches Feststen migs Interesse wurde jedoch im vorliegenden Falle 
nicht dargetan. Diejenigen Ansprüche, welche die Klägerin im Zeit- 
punkte der Klageanbringung ans dem Titel des Schadenersatzes hätte 
stellen können, hat sie bereits in ihrer Leistungsklage geltend gemacht, 
und dieses ihr Begehren haben auch die beiilen Uiiiergerichle gehörig 
gewürdigt. Allein für die Annahme, dass ihr infolge der erlittenen 
Beschädigung noch künftighin weitere Heilung.skosten erwachsen kuiiiien, 
für welche das Eisenbahnärar gleichfalls aul/ukonimen hätte, liefert 
die Aktenlage die nötige rTfundlage nicht, nnd wenn mau dennocli das 
Interesse der Klägerin au der begehrten Fest^stellung als existent an- 
nehmen wollte, so maugelt doch dem betreffenden klägerischen Begehren 
augeuschelnlicli die nach § 228 ZPO. wesentliche VoranssetKung, und 
swar diejenige des Interesses an der alsbaldigen Feststellnng. 



Nr. 154. Entseh. des OberUmdesgertehts Cassel* 

2. Zivilsenat. Vom 16. Jnni 1904. 
(Sennm» Avek. WLee fl«a i s. m 

Otscb. H6B. §§ 456, 459 Nr. 6. Eisenb -Vcrk. Ordn, § 44 Abs. 4 (Zus.-Best fl I). § 77 
Ziff. 5 und 6. Eine Gefahr, deren Ahwendunn durch die Begleitury lebender Tiere 
bezweckt wird, ist nicht diejenige, weioiie durch Lösung des Verscblusses der Wagen- 
tlr oder LotrelMaao TIerM voa dar Befettlimg fai Wapsa eoMiU. 

Nach § 456 HOB. haftet die Eisenbahn Ifllr den Schaden, der dnrch 
Verlost oder Besch&digung des Ontes in der Zeit von der Annahme snr 
Beftrdernng bis znr Abliefemng entateht, es sei denn, daas der Schaden 
dnrch ein Verschnlden des VerfOgangsbereehtigten entstanden ist 
Diese Vorschrift findet anf den vorliegenden Fall Aowendnng. Da- 
gegen grdft nicht Platz die Vorschrift des § 459 Nr. 6, wonach die 
Eisenbahn in Ansehung deijenigen Güter einschliesslich der Tiere» 
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welchen nach der Eisenb.-Verkehrsordn. oder nach einer in den Fracht- 
brief aufgenommenen Vereinbarnng mit dem Absender ein Begleiter bei- 
zugeben ist, nicht haftet für den Schaden, welcher aus der Gefahr ent- 
steht, deren Abwendung durch die Begleitung bezweckt wird. Zwar 
war im vorliegen (Inn Falle, da es sich um die Beförderung lebender 
Tiere handelte, die Eisenb.-Verw. nacJt 44 Abs. 4 der Kisenb.- 
Verkehrsordn. vom 2Q. Oktober 1899 Beg^leitung zu lordern bereciitigt, 
und sie liat auch die Beigabe eines Begleiters gefordert. Nach § 44 
Abs. 4 a. a. 0. haben diese Begleiter, sofern nicht der Stationsvorsteher 
Ausnahmen zuliisst, ihren l'laiz iu dem bctreüeuden Viehwagen zo 
nehmen. Im vorliegenden Falle hat der Stationsvorsteher in dem Ab- 
gangsort S. dem beigegebenen Begleiter gestattet, , in einem andern 
Wagen seinen Platz zu nehmen, nnd der Begleiter hat von dieser Er- 
laubnis Gebrauch gemacht. Wenn also auch insoweit die Voraus- 
setzungen der Vorschrift des § 469 Nr. 6 HGB. gegeben sind, so handelt 
es uch doch im vorliegenden Falle nicht um einen aus der Gefahr, 
deren Abwendung durch die Begleitung bezweclit wird, entstandenen 
Schaden. Eine solche Gefahr ist nicht diejenige, welche dadui'ch ent^ 
steht, dass der Verschluss der Wagentfir sich während der Fahrt löst, 
oder die Gefahr, dass ein ordnungsmftssig angebundenes Tier sich 
während der Fahrt von der Befestigung im Wagen losreisst und aus 
dem Wagen herausfällt. Dies ergibt sich zwar nicht mit Sicherheit 
aus der Bestimmung des § 44 Abs. 4 der Eisenh.-Verkehr.soidu., wonach 
die Kisenbahnverwaltuiig dem Begleiter gestatten kann, seinen Platz 
in einem andern Wagen zu nehmeu, wohl aber aus den Zusatz- 
bestimmungen zu dem genannten § 44 Abs. 4. wonach ein Begleiter für 
drei Wagen geniigt, der unnuigiich gleichzeitig in jedem Wagen Platz 
nehmen k;inn Es kommt also darauf au, ob den Kläger ein Ver- 
schulden LnilL. 



Nr. 155* Besehlnss des Eaimnergttrlehts In Berlin. 
1. Zivilsenat. Vom 20. Juni 1904. 

(FrMtn. BlMub-Aieh, (im) Heft i 8. W. — Raeht^. «w Ob..Lajid.-Oer. Bd. 0 8. m) 
Ist im Wege rlür Enteignung einem Grundstück eine Beschränkung mit Vorrecht Vtf 
den in den Abteilungen Ii und III des Grundbuches vcr/eichneten Rechton auferlegt, so 
bat die Lintragung dea Vorrechts der Beschränkung und des Rangrücktritts der vor« 
btidmei R6«hto lediglioli uf Ertodim dtr Eii«el|im|tMiifile mi MabUigli vü 
d«r Vorltgisg der vorhandenen HypttlnfcM- std GrudMhildlH-lefte n erftlgat. 
§ 33 des Enteignun|i{|Mfl1zes vom II. innl 1874, 

Offenbar ist mau bei der preussiscben Landesgesetzgebung davon 
ausgegangen, dass im Falle einer Enteignung nach dem Gesetze ^^om 
11. Juni 1Ö74 die Anwendung der §§ 42—44 überhaupt als aas- 
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gescUossen ansaseben ist, und dieser Anflicht mnss auch beigetreten 
werden. 

Denn nach § 82 Abs. 2 nnd § 88 BGBO. in Verbindang nüt den 
Artikeln 3, 109 EG. znm BGB. gelten fQr das Gebiet der EnUignnng 

die Vorschriften der Grundbuchordniun^' nur insoweit, als sich aus dem 
in erster Linie massgebenden Landesrecht» also namentlich dem Gesetz 
vom 11. Juni 1874 selbst, nicht ein anderes ergibt. 

Für die infolge einer Enteigminf^ not-wendi«^ werdenden Ein- 
tragungen sind aber die Vorscluil'ten ausschliesslich im § 33 des Eut- 
eignungsgestt zes gegeben. 

Die dem Hezirksausschuisse liiei-nacli obliegende Tätigkeit bestellt 
in den Fällen, wo. wie hier, das Grundbuch als augelegt gilt, nicht in 
einer BenachrichUguug zu den Gericht'^akten , sondern gemäss § 39 
RGBO. in dem Ersuchen um Eintragung derjenigen Rechtsänderung, 
wiü sie durch Zustellung iles Entei<^iiuugsbeschlusses sich in Gemässheit 
der §§ 32, 44, 45 des Enteiguungsgesetzes ausserhalb des Grundbuchs 
Tollzogen hat. 

Lediglich auf dieses Ersnchen hin ist nach § 88 die Beehtsftndernng 
einzatragen, und diese Beehts&ndemng bedingt anch die erforderlichen 
Eintragnngen bei den eingetragenen Rechten, die hinsichtlich des ent* 
eigneten Ornndstficka — bzw. Eigontnmsbestandteils gegenstandslos ge- 
worden nnd dafftr anf die Entsch&digttngssnmme Übergegangen sind 
(Tgl. anch Jahrb. Bd. 2 S. 12, Bd. 11 3. 378 , Johow, Entscbeidnngen 
der Appellationsgerichte Bd. 4 S. 202). 

Wenn also, wie das Amtsgericht im vorliegenden Falle selbst annimmt, 
im We<}:e der Enteignang einem Grundstücke eine Best lirilnknng in der Art 
auferlegt ist, dass sie den in Abteilung II und III bereits verzeichneten 
Rechten im Range. Torgeht, dass somit die Enteignung auch eine Be- 
schränkung dieser Hechte begrimdet . so hat nach dem allein ma*»«- 
gebenden § 33 auch die Eintragung des "RangrUrktritts lediglich auf 
Grund des Ersuchens der EnteignungsbehorJe zu erfolgen, und es ist 
auf diesen aus.sciiliesRlich durch § 33 geregelten Fall die Anwendbarkeit 
der i;^ 42—44 KGBO. ausgeschlossen, ganz abgesehen davon, dass der 
Unternehmer, dem allenfalls im § 8U6 BGB. ein Mittel zur Eilduguiig 
der Briefe gegeben wäre, zu Grundbuchantrttgen im Euteignungsverfahreu 
nidit legitimiert ist (Erl. d. Ifin. der OiTentl. Arb. vom 2. April 1880 
bei Eger, Anm. 251 Nr. 5 S. 385 Bd. II)» der EnteignungsbehOrde aber 
Tom Qesetz kein Mittel an die Hand gegeben ist, um die Vorlegung 
der Briefe zn erzwingen. Diese ist aber anch nicht notwendig, da in- 
folge Subfititniemng der Entschädigungssumme die Sicherheit des Brief* 
besitzers durch die erfolgte Eintragung nicht beeintrfiditigt ist 
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Das VerlftDgeD des Grundbacliamtes, dass bebafs Eintragang des m 
Abteilung m bei den daselbst eingetragenen Reehten an vermerkenden 
Rangrttcktritts die zugehörigen Briefe vorgelegt werden, ist demnach 
nicht gerechtfertigt. 

Nr. 154». Eiitseli. «los Prruss. Oborv» i vv altuugsgerichts. 

4. Senat. \ um 23. Juni 1904. 
Hfnmm. V«nr..Bl. XXVl (t«M) Nr. it 8. in.) 

Oaniit sine Prtvatstrisse zen Sffentiichen Wege werde, ist die ErklSriig das W«o»> 

b.Tupflichtigcn natwendig, das^ er die offentlichrechtlichp Unterhaltung dpr Strasse 
entsprecbend den jewailigen öffentlichen Verkehrabediirfniaaen uneingescbränkt 

übernimnii 

Der Kläger bat die Strasse als Unternehmer angelegt, er bat sie 
auch in der Absicht angelegt, dass sie als städtische Strasse dem An- 
bau dienen sollte, und sie von vornherein dem öffentlichen Verkehr frei- 
gegeben. £8 mag auch zuzugeben sdn, dass die Wegepoliieibekörde 
mit der Widmung für den Öffentlichen Verkehr Unverstanden war. 
Woran es jedoch mangelt, ist die Abgabe einer Erklärung des Wege* 
baapflichtigen, wonach er die öffentlichrechtlicbe Unterhaltung der 
Strasse entspi'echend den jeweiligen Offientlicheu Verkebrsbedttrfnissen 
nneingesebrankt fibernimmt. Diese erschöpfende Regelung der Wege- 
baulast far die geplante Strasse war zum Zustandekommen einer rechts- 
wirksamen Widmung für den öffentlichen Verkehr unerlässlich. ESs 
kann dahingestellt bleiben, ob der Kläger eine solche Erklärung ohne 
die Zustimmung der vk^egebaupflichtigen Gemeinde wirksam hätte ab- 
geben können (vgl. Entsch. d. OVG. vom 7. Oktober 1896 Bd. XXX 
S. 257 und vom 25. Jnni 1889 Preuss. VBl. Jahrg. X S. 589). Er hat 
sie zweifellos nicht abgegeben, denn in dem Reverse verpflichtet er 
sich, nur die Fahrbahn in einer Breite von 7*/8 Meter bis zu einem 
bestimmten Termin zu planieren und mindestens mit Kohleuascbe zu 
befestigen. Dass er am Scliluss def? Reverses die Unterhaltung des 
Weges in gutem Zustande übernommen hat, bis dass die politische Ge- 
meinde die.se Last übernehmen werde, kann nicht daliin gedeutet werden, 
dass er sich öü'eutlichiechtlich verpflichtet habe, den Weg als Orts- 
strasse mit allen an eine solche Strasse im Interesse des öffentlichen 
Verkehrs su stelWnden Anforderungen m untei*halten. Diese Brklärang 
spricht vielmehr dafür, dass die Uebernabme der Strasse seitens der 
Gemeinde nnd ihre Umwandlung in eine öffentliche Ortsstrasse von da 
ab von vornherein in Aussicht genommen waren, und dass es sich des- 
halb nor am eine vorläufige Instandhaltung des angel^ten Weges in 
der vereinbarten Weise gehandelt hat. Von der SchaiAing eines ÖfliMit- 
liehen Weges konnte daher in Ermangelung einer erschöpfenden 
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Begdong der Wegebanpflicht keine Bede mn^ der Weg blieb vielmehr 
ein Piivatweg. 

Kr* 157. Entscli. dos Preuss. Obcrvcrwaltiingsgericlitfi. 
8. Senat. Vom 24. Juni 1904. 

(PreoM. VMrw.-BLXXVI (1901) Nr. 4 8.M.) 

ZNliMiiiiidt iVM ErliM yeliiellioiitr Verfiigung««, fetfrefTeid die SlehertH dir Ii ' 
dw NMm EismlMdNiea giltieMii Banlleidtiltei. 

Anf Ansuchen der KOnigHeben Eisenbahndirektion zn Essen vom 
4. November 1902 hat die städtische Polizeiverwaltnng za Bochum dem 
Händler August L. daselbst durch VerfQgung vom 27. November 1902 
im feuer- und sicherlieitspolizeilicben Interesse bei Vermeidung von 

Zwangsmassregein und Strafe aufgegeben, binnen 10 Tagen auf Grund 
der 21 und 56 der BaupoIizeiverordnoDg fttr Bochum vom 28. Juni 
1893 die Oeffnungen in der südlichen Grenzmauer seines auf Parzelle 
Nr. 20 Flur 57 der SteuergenieiiHle. Bochum stehenden Gebruides, 
welches teilweise als Stall beimtzi iiml teilweise zur Aufnahme von 
Stroh, Heu und anderen feuergefalii licheii Gt oenstruiden verwendet 
wird, mit Rücksicht auf die Lage der Betiiebsgeleise des Bahnhofs 
Bochuni-Siul urduungsmässig zumauern zu lassen. Die dagegen mit dem 
Antrage auf Aufhebung der Verfugung erhobene Klage ist entsprechend 
dem Begehren der Beklaf(t(jn durch die Entscheidung des Bezirkti- 
ausscliusses zurückgewiesen worden. Der Bezirksausschuss hat die 
Beklagte zum Erlass der angefochteneu Anordnung auf Grund des Ort- 
lidien Baurechtes, event des § 10 Titel 17 Ttoil II des allgemeinen 
Laodrechts f&r befugt erachtet. 

Auf die hiergegen vom Kläger eingelegte Berufung war die 
polizeiliche Verfiigung ausser Kraft su setzen. 

Nach früheren Vorgängen hat der Regierungspräsident zu Arnsberg 
unterm 21. Oktober 1892 anf Grund des § 137 des Landesverwaltungs- 
gesetzes vom 30. Juli 1883 sowie der §§ 6 g, 12 und 15 des Gesetzes 
vom 11. März 1850 unter Zustiiiiinung des Bezirksausschusses für den 
Regierungsbezirk Arnsberg eine Polizeiverordnung, betreffend diu Ab- 
wendung von Fenersgefahr bei der Errichtung von Gebäuden und der 
Lagerung von Matei ialien in der Nähe der dem Gesetze irber die Eisen- 
baliimnteruehmungen vom '6. November unterstehenden Eisenbahnen, 
erlauben. Die dort gelrutt'ciiei) HesLimmuiigeii sind von den ürtlieheu 
Bauvorschrit'ieu, wie im § 58 Nr. 5 der ßochumer Bauordnung noch lie- 
sonders bemerkt ist, unberührt geblieben, Sie beziehen sich in den 
§§ 1 — 4 auf solche Gebäude usw., welche erst nach Anlage der F^iscn- 
bahn errichtet werden sollen und sind insoweit von den Ortspulizei- 
behörden anzuwenden , während Dispense von den festgesetzten Eut- 
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fernungen gemäss § 5 Abs. 2 in Stadtkreisen nnr vom Bezirksausschoss 
erteilt werden können. Der § 6 der Verordnung beschäftigt sich dann 
mit denjenigen Gebäuden usw., die bei der Anlage einer Eisenbahn 
innerhalb der in den §^ 1 — 4 festgesetzten Entfernungen bereits 
vorhanden sind; hinsiditlicli ihrer soll der Regierungspräsident 
bestimmen, ob und welche Vorkehrungen /um Schutze gegen 
die durch die Nähe der Eisenbahn bedingte > euersgetalir getrufteD 
werden müssen. Dass dabei nur eiu Eingreifen des Regienings- 
prjisidenten bei der ersten Anlage der Bahn gemeint ist, geht aus der 
VeriJidnung von 181)2 nicht hervor; unliedenklich bestehen auch die 
Gründe, welche für die Wahrnehmung des üffentlichen Interesses bei 
der mit dem Eisenbahnbetrieb yerbandeuen Feaersge/ahr durch die 
Landespolizeibeliörde sprechen , bei den nach Eröffnung der Bahn 
folgenden Ver&nderongen derselben» so bei der Erweikemng, Verlegung 
des Bahnplauums and dergleichen, fort. Mit diesem Ergebnis stimmt 
auch ftberein, was der durch die Verordnnng vom 21. Oktober 1892 
ersetzten Regierungspolizeiverordnang vom 7. Februar 1876 (Amtsblatt 
S. 96), sowie ftlteren ministeriellen Verfttgnngen, betreffend die SicheniDg 
der in der Nähe der Eisenbahnen gelegenen Baulichkeiten, wie vom 
86. Jani 1842 und vom 20. März 1848 (Ministerialblatt für die innere 
Verwaltung S. 212 und S. 18.3, auch von Rönne, Die Baupolizei des 
preussischen Staates, 3. Aufl. S. 728, 814) zu entnehmen war. 

Unstreitig hat nun das hier fragliche Lager- und Stallgebäude des 
Klägers bereits im Jalire 1860 vor Anlage der Bergisch- Märkischen 
Eisenbahn in Bochum bestanden und ist der Personenbahuhof Süd im 
Laufe der Zeit erweitert, sein Planum auch in den letzten Jahren er- 
höht worden, so das;s die Betriebsgeleise unmittelbar ~ weniger als 
vier Meter (§ 1 Absatz 1 der Verordnung) — Linier dem Gebäude des 
Klägers in paralleler Richtung mit dessen Längswand hergeführt sind. 
Ein zum Schutz gegen Flugfeuer luitdienender Vorbau Uber den um- 
stiitteueu zwei Waudötfnungeu (Luken) soll auf Veranlassung der Kiseu- 
bahuverwaltung entfernt worden sein. Qemäss § 6 der Verordnung 
von 1892 ist es Sache des Regicrungsprflsidettten, darftber zn befinden, 
ob die — veränderte — Bahnanlage die Fenersicherheit des Oebäades 
des Klägers nnd seine Nachbarschaft gefährdet, ob nnd welche Vor* 
kefarungen dagegen zu treffen sind. Dass die beklagte Polizeiyerwaltang 
nach Einvernehmen mit der LandespolizeibehOrde gehandelt hätte, wer 
nach Inhalt der Akten nicht anzunehmen. Die von der ersteren in 
Ueberschreitung ihrer Zuständigkeit erlassene angefochtene VerfOguog 
mnsste daher ausser Kraft gesetzt wei'den. 
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Nr. 158. Entscli. des lini^satioiishofes in Florenz. 
Vom 27. Juni 1904. 
(Zritiehr. f. d. IntKUt HlMab.<Tniiip. ZtH (190«) Mr. i a 9.) 
litonMiLllflbiraliL Art. 30 innI 9. Iteflmi iltr EboalNAii fir da« Iii ontamgMiNliar 

Eine Firma in Florenz beauftragte ihren Speditear, eine znr Kunst- 
ansstellnng in St Petersburg bestimmte Statue per Eisenbahn von 

Florenz nach St. Petersburg und, im Falle dieselbe dort nicht verkauft 
werden könnte, wieder nach Florenz zurück befördern zu lassen. 

Die Statue wurde in St Petersburg nicht verkauft und daher, mit 
Reezpedition in Ba.sel, nach Florenz zurückgesandt. Bei der Ankunft 
in Florenz wurde konstatiert, einer.«iei(s\ rlass die Statue "feliörig ver- 
packt, und anderseits, dass sie dessenungeachtet in mehrere Stücke zer- 
brochen war. Die Statue wurde auf 5000 Lire gewertet. 

Hierauf klagte der Eigentümer der Statue den Spediteur ein und 
verlangte Zahlung des Werts der Statue, sowie der vorausbezahlten 
Fracht etc. Der Spediteur hinwieder helangte die Eisenbahn-Gesellschaft 
in Garantie, Das Gericht erster Instanz und ebenso der Appellhof ver- 
urteilten die EisenbahnverwaiLuijg zur Zuliiung des Wertes der Statue 
und zu den Eosteu. 

Gegen das ürtdl des AppeUhofes beschwoie sich die Eisenbabn 
bei dem Eassationshof in Florenz. Sie behauptete, dass sie nur für 
den Sehaden verantwortlich gemacht werden könne, welcher auf dem 
Wege zwischen Basel und Florenz entstanden sei. Die Statue müsse 
schon bei der Annahme des EoUo mit dem neuen Frachtbriefe in Basel 
serbrochen gewesen sein, was die ftbemehmende Bahn, da die Verpackung 
in guter Ordnung war, nicht habe sehen können. Der Klüger h&tte 
daher vor allem ans zu beweisen, dass die Statue bei der Uebergabe 
Sur Beförderung in Basel noch unversehrt war. 

Der Kassationshof wies die Beschwerde ab. Nach Art. 30 des 
Berner üebereinkommens sei kein Unterschied zu machen zwischen dem 
Gut und der Verpackung in der Wei.«:e, dass die Vermutung der Haft- 
barkeit der Eisenbahn für den Schaden aiisznschliessen wäre, wenn das 
Gut im Auijrublicke der UebernalüTie gut verpackt gewesen sei. 

1Jh?.s die Haftpflicht der Eisenbahn keine Ausnahme erleide im 
Falle guter Verpackung der Sendung, sei auch aus der Natur des Fracht- 
vertrages abzuleiten, der mit dem Hinterlegungsvertrag Aehnlichkeit 
habe, bei welchem der Verwahrer verantwortlicli sei für den Schadeu 
an den Gegenständen, die sich in seiuem Gewahrsam befunden haben, 
wenn er nicht nachweise, dass die Schäden bei der Uebemahme schon 
bestanden haben oder von höherer Gewalt oder Zufall berrtthren. 
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Anderseits sei ausser dem' Artikel 30 auch auf die Bestiroronngen der 
Artilcel 9, 31, 3^ nid 44 des Bemer TJebereinkommens zu verweisen, 
welche die amzigen anaehmbaren Ansnalimen gegen die Vermatnng der 
HaltDiig der Eisenbahn fe0totellen, unter denen der Umstand der Attf> 
gäbe des Gutes in guter Verpackung nicht aufgezählt sei. 



2s r. 159. Eiitsch. des Deutschen Reichsgerichts.' 
7. Zivilsenat. Vom 1. Juli 1904. 

(XHr. Woobenaelir. XZZIII (ttM) Nr. «IMS S. SM 2lff. Bl.) 
Cet«ionnngS|testi vom II. Juni !374 § 24 verb. mit § 13 Abs. I Ziff. 2 des Flucht- 
IMM§M«tZM VMI 2. i«li 1875. Bedeutung des Ahbruch« el»M SeMldes V«r dtr 

Offenlegung des Bebauungsplanes. 

Mit der Klage ist unter Berufung aut den ^ 1H Al)s. 1 Ziff. 2 
des Oesetzeü vom 2. Juli 1875 verlangt, dass die vt-iklag-le Stadt- 
geiiK-iiule den Antra«: auf Feststellung der EutÄchädigung für die Ent- 
ziehung und Heschrünkung des Eigentums an dem fraglichen Streifen 
bei dem Pulizeipräsidium einbringe 24 des Enteignungsgesetzes). 
Die Beklagte hat der Klage widersprochen. Diese ist in beiden Vor- 
instanzen abgewiesen. Das BG. hat ausgeführt: Es komme darauf an, 
ob die neue Fluchtlinie ein zur Zeit der ersten OfTenlegung desBebanongs- 
plans, also am 7. Hai 1901, vorhandenes Gebäude betroffen habe. 
Wenn auch, wie vom BG. (Entsch. Bd. 21 S. 212) ausgesprochen, unter 
den Begriff .vorhandene Gebäude' noch ,die kurz vor der Offenlegung 
von dem Eigentümer zwecks Neubaus niedergelegten Gebäude* fallen 
mochten, so habe doch der hier in Betracht kommende Streifen die 
Eigenschaft des bebauten Landes spätestens am 16. April 1901 verloren, 
da an diesem Tage der Kl. mit ihrer Zustimmung der Konsens zu 
dem Neubau, für den die neue Fluchtlinie massgebend sein sollte, er* 
teilt worden. Mit der Empfangnahme dieses ßauscheins sei seitens der 
Kl., wie anzunehmen, die Absicht, den fraglichen Landstreifen wieder 
zu bebauen, endgültig aufgegeben. Danach seien von diesem .Augenblicke 
an auf dem von der neuen Fluchtlinie betroffenen Areal Gebäude mVlit 
mehr vorhanden gewesen. Mit Unrecht wii-d von der Revision geltend 
gemacht, Verstösse diese Entscheidung gegen die der Klage zugrunde 
liegende Bestimmung des § 13 Abs. l Ziff. 2 des Fluclitlinienge.setzes. 
Namentlich hat die Vorinstanz sich nicht in Widerspruch gesetzt mit 
der angezügeiieu Reichsgerichtsentscheidung. Denn nach dieser kommt 
es darauf an, ob durch die Offenlegung des neuen Bebauungsplans die 
Absicht, die Wiederherstellung des niedergelegten Gebäudes in dem 
früheren Umfange vorzunehmen, durchkreuzt ist Dies liegt hier 
nicht vor, da zur Zeit jener Offenlegung, wie das angefochtene 
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Urteil in nieht za beanstandender Weise angenoninien liat, jeue Absicht 
nicbt mehr bestand. 



Nr. 160. Entsch. dos Dent.schen Ri^ichssrericlitB. 

6. Zivilsenat. Vom 7 Juli 1904. 

(Jur Wofhfti'ii-hr. XXXill (l»i>4) Nr >U rjj 1U3 Zirt. 21 i 

256, 304 ZPO. Die Voraussetzun0eii der Feststellungskiage sind von Amts wegea 
a prlftn. UirtenobiMl 2w1tdiM EadsrltH Iber «im SebadmfMtotalliReskiage snd 
2wlMfc8Miitil Iber dM Grund des Aaspruohs. 
I. Der Klageantrag; ist dabin gerichtet: die Bekl. zu verarteüen 
1. dem Kläger allen Schaden zu «rsetzen, den er dadurch erlitten hat 
und noch erleidet, dass er am 2. August 1902 in einem Waggon der 
Bekl. zu Falle gekommen und Verletzungen erlitten hat, 2. sdion heute 
zur Zahlung von 384.20 Mark nebst . . . Zinsen. Das Eiulurteil auf 
eine erhobene Schadcnsfrststelhm^sklage nach § 256 ZPO. und das 
Zwischenurteil über tleu Grund des Anspruchs nach § 304 ZPO. haben 
das gemeinsam, dass sie beide vom Betrage eine?? entstandenen und 
geltend gemachten Schadensersatzanspruches abziehen, und dass sie beide 
der Rechtskraft fähig sind. Sie unterscheiden sich aber zunächst 
prozessual darin, dass das ei*stere den Rechtsstreit, so wie er anhängig 
gemacht ist, endgültig erledigt, so dass Über den Betrag in einem 
besonderes Prozesse zn Terhandeln ist, wShrend das letztere als Zwischen- 
nrteil nnr den Charakter einer das Endarteil Torbereitenden Entscheidung 
hat; inhaltlich aber und in ihren Wirkungen unterscheiden sich beide 
Urteile darin, dass das Feststellnngsnrteil seine Rechtskraft allgemein 
anf allen Schaden erstreckt, der ans einem vorgetragenen recbtlicben 
Tatbestande gefordert urerden kann, soweit er nicht etwa vorher oder 
gleichzeitig bereits mit einer Leistnngsklage verfolgt ist, das Zwischen« 
urteil nach § 304 ZPO. dagegen, das einen Streit über den Betrag einer 
bereits geforderten Leistung voraussetzt, nur in den Grenzen des er- 
hobenen Leistungsansprnchs Rechtskraft schafft, dergestalt, dass etwaige 
durch spätere Klagen oder durch Erweiterungen der Klage in dem 
weitereu Verfahren über den Betrag erhobene Ansprüche von der Rechts- 
kraft des Zwischenurteils nicht gedeckt werden. Es ist deshalb auch 
praktisch wichtig, dass beide Arten des Urteils streng auseinander ge- 
lialLen werden, nicht auf die Feststellungsklage Zwi^^rhenai teile unter 
Berufung auf § 304 ZPO. und auf die Leistungsklage. Urteile erlassen 
werden, die, anstatt den erhobenen Leistungsansprucli dem (iiunde nach 
für gerechtfertigt zu erklären, eine allgemeine Verpflichtung zum 
Schadensersatz aussprechen, gleich als ob eine Feststelluugsklage in 
Wngt sttnde (vgl. Entsch. des RG. Bd. 66 S. 31, insbesondm S. 35, 
Jur. Wochenschr. 1903 8. 818 Nr. 6, 1904 S. 119 Nr. 20). Das Gericht 
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L J. hAt nnn im gegebenen Falle in prozessual zvUSsager Weise den 
Feststellnngs- und den daneben selbständig erhobenen LeistnngaansprndL 
Toneinander gesondert und znnSehst nur über den ersteren durch Teil« 
urteil entsc'hieileii. Demgemäss konnte auch die Berufong sich nnr auf 
die Feststellungsklage zn 1 der Klageanträge erstrecken, und die 
Berufungsinstanz konnte nur mit einer Abwoi?jnng der Feststellungsklagc 
unter Abänderung des ersten Urteils oder mit der nackten Zuirick- 
weisun^ der Berufung enden; für rine Zurückverweisung der Sache zur 
Verhandlung« uud Entscheidung Uber den Betraf!; des Schadens, die das 
BG. ausfi^esprochen hat, war jedoch kfiti Raum; sie könnte sich nur 
auf den Leistungsaus^iruch zu 2 der Klageauträge beziehen, über den 
in I. J. noch gar nicht erkannt ist. 

n. Die prozessualen Voraussetzungen der Feststellungsklage nach 
§ 256 ZPO. sind in keiner der Vorinstanzen geprüft worden. Dass ihr 
Vorhandensein anscheinend nicht bestritten worden ist, macht diese 
Prüfung nicht überAftssig, denn die prozessuale Zolftssigkeit der Fest- 
steliongsklage ist an die in § 256 ZPO. bestimmten Voraossetznngen 
gebonden nnd daher von Amts wegen zu prüfen. Dieser Prttfong bat 
sich andi das Bevisionsgericht noch zn anterziehen. Zweifelhaft kann 
von ihnen nnr das Interesse des El. an der alsbaldigen Festsiellmig der 
Sehadensersatzpflicht der Behl. sein. F&r dieses Interesse ist im Vortrage 
der Klage die Unterlage dabin gegeben, dass der El. infolge der 
erlittenen Verletzung, die in erlieblichen Fleischwunden und einer Ans- 
renkung der Beinknochen bestehe, zur Zeit der Klageerhebung noch 
völlig arbeitsunfähig sei und noch dahinstehe, welche dauernden nach- 
teiligen Folgen zn erwarten seien. Da erfahrungsgemäss der Tatbestand 
von Unglücksfällen nach dem Ablaufe längerer Zeit nicht mehr mit 
Sicherheit sich feststellen lässt. bietet in solchem Fallf^ bpreits das 
Bestreiten des Anspruclies durch den npjrner überhaupt einen genügenden 
Grund zum Verlangen einer alsbaidigt ri l^Vststellnng (Entsch. des RG. 
Bd. 35 S. 392). Die erhobene Feststell uugskiage war daher für zulässig 
zu erachten. 



Nr. 161. Entseh. des Deutscheu Rciehsgeriehts. 
1. Strafsenat. Vom 7. Juli 1904. 

(Jw. WodinMhf. ZZZni (IMI) K«. WM 8. 681 Ziff. tf.} 

StSB. f 230. Haftam« des Misttrt für gsfIhrlMe BstabigMlitn U$ WslarmMltllilit. 

Der Angeklagte kannte den schadhaften Znstand der Mauer und 
die geffthrlicfae Lage der Steinplatte, die jeden Angenbliek infolge 
minimaler Ersehfttterung herabstfirzen und Heosohen verletzen konnte. 
Die zivil« und strafrechtliche Terantwortliehkeit fttr Steuden grftndet 
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rieh nicht ausschliesslich auf das Eigentum; sie kann ganz allgeinein 
jeden treffen» der in AnsQbang eines dinglichen oder obligatorischen 
Bechts (§ 837 des BQB.) zu einer Verfügung aber die Sache in der 
Lage ist, also auch den Mieter, ähnlich wie bei der Spezialbestimmnng 
des § 367 " (Entseh. in Strafsachen Bd. 6 S. 34 und Bd. 15 S. 58). Der 
Angeklagte musste deslialb nach vergeblidier ßenachrichtigang des 
Eigentttmers die Gefährdang Dritter selbst abwenden. 

Nr. 169. Entseh. des Appellhofes Nancy. 
Vom 12. Juli 1904. 

(Z«lMelir. r. d. UMfliftt. BlMnb,-TraQiii. XIll 1905) Nr. 2 s. _ BallatiB 4«b TraaqortB LNovbr. 

IflOl S, INI 

iiternat. Uebereink. Art 8, 30. Gegen dio im Fracbttirtef beHrkundete GewichtsanQaJie 
ist awh bei irtisAlertas Sendu 

Die Klage der Herren Lefort & Cie. auf Eotlastnug von der 
Zahlung der obengenannten 378^25 Fr. ist vom Handelsgericht unter 
fiemfking anf Art. 8 des Berner Ueber^nkommens vom 14. Oktober 
1890 gntgeheissen worden, wonach die Angaben im Frachtbrief be* 
treffend das Gewicht und die StttcksabI der Qttter gegen die Eisenbahn 
Beweis machen, wenn diese Angaben in der Versandstation Terifisiert 
worden sind, was im Torliegenden FaUe geschehen ist 

Nun spricht das Berner Uebe reinkommen nicht bloss vom Gewicht, 
sondern auch von der im Frachtbriefe angegebenen Stückzahl, und es 
steht fest, dass, wenn auch das am Versandort konstatierte Gewicht 
der Zink- und der Backsteinseudungen bei Ankunft nicht mehr ganz 
vorlianden war, doch die Zahl der am Bestimmungsorte angekommenen 
Ziiikbarren mit den Anf?abeii im FrachtbnVfe übereinstimmt. Ferner 
ist festgestellt, das«? diese 8cndun]c:en während des Transportes nicht 
haben Gegenstand von Manipulationen sein können, welche deren Ge- 
wicht verminderten, weil die Wagen plombiert am liestimmuii^Mjrte an- 
gekommen sind. Aus dieser Gesamtheit der Umstände muss notwendig 
geschlossen werden, dass das im Frachtbriefe angegebene Gewicht des 
Zinks dem wirklichen Gewicht bei Abgang der öeudungeu nicht genau 
entsprochen hat, sei es, weil die Wägeinstrumente der Präzision er- 
mangelten, sei es» dass das Besnltat der Abwägungen nicht genau auf- 
geschrieben wurde, oder dass die mit der Abwägung betrauten Ange- 
stellten die zur genauen Wägnng nötigen Vorsichtsmassregeln yer- 
nadüSssigt haben. 

Zom gleichen Schloss gelangt man auch bezüglich des Wagens mit 
Backsteinen, anf welcbem, bei einem Gesamtgewicht von 10670 kg, 
eine Differenz von nur 190 kg sich ergeben hat; denn anch dieser 

Bgcr, lilMiub»linr«ahtIltthe SMaotaeldaagra ZXI. 18 
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Wageo wurde ebenfalls in der Abgangsstation plombiert and ist in dem- 
selben Zustande am Bestimmangsorte eingetroffen, so daas aneh hier 
keine Bntwendnng stattgefnnden haben kann. 

Untw diesen Umständen kann die Ostbahu nicht verantwortlich er- 
klärt werden füi- das nach den Angaben im Fraclitbriefe sich heraus- 
stellende Mindergewicht, zamal die Angaben betreffend die Stttckzahl 
vollständig stimmen. 



Nr. 16:3. Entseh. des Deiits('li«'ii Kcichsgeriehts. 

G.Zivilsenat. Vom 13. Juli 1 904. 

: Zeitachr. f. PtSL-h Murr. Hojii« iüxI Krafiyi- Zh Hr \\\V ii901i Iffft 0 S SU 

$ 2 RH6. Haftung des Unternehmera für Beschädigung eines Arbeiter« infolge naigel» 

haftet Aufsicht des leitenden Ingenieurs. 

Der Kläger fiel am 22. 1 cbruar 1901, als er hei Ausführung der 
von seinem Dienstherrn im Pumpen- und Ke^selhause der Beklagten 
fibernommenen Herstellung einer Arbeiterbadeeiurichtuug durch den 
Pumpenranm dieses Qebttndes ging, mit einem Fasse in einen offen- 
stehenden Schacht» dessen Deckel von J., einem Arbeiter der Beklagten, 
geGfinet und nicht wieder geschlossen worden. Er zog sich hierbei eine 
Verletzung zu und erhob nun auf Grund des Verschuldens des J. nach 
§ 831 des BGB., aaf Grand des eigenen Verschuldens der Beklagten 
nach § 823 des BGB. and eventaell für den Fall, dass J. anter Auf- 
sicht gearbeitet habe, auf Grund des § 2 des Haftpflichtgesetzes Klage. 

Die Begründung des Verscboldens des Betriebsleiters H. nimmt 
ihren Ausgangspunkt von der von dem Zeugen bestätigten Tatsache, 
dass er in den Tagen vor dem Unfall den Schaclitdeckel mehrmals 
olienstehend gefunden liat. Die Schlüsse, dif das Berufungsgericht aus 
dieser Tatsache auf die Art der Dieiistverriclitung des* lietriebsleitere 
zieht, sind tatsächlicher Natur und lassen einen Kechtsii-rtom nicht 
erkennen. 

Die Aniicihme, dass den Kläger ein Verschulden nicht treffe, ist 
ausreichend begründet. 

Das Berufungsgericht stellt fest, dass das Plakat mit dem Verbote 
des Betretens des Pumpenhanses für den Kläger, der dort zu arbeiten 
hatte, nicht gegolten habe. Dafür, dass der El&ger die Tfir vom Hof 
her benutzt habe, gibt das Berufungsgericht auf Grund der lokalen 
Verhältnisse die zareichende Erklärung, dass der eingeschlagene Weg 
der kürzeste, natttrlichste gewesen sei. Es erachtet endlich fOr nicht 
dargetan, dass der Kl&ger je vorher den Schacht offenstehend gefunden 
oder von der elektrischen Beleuchtangsanlage Kenntnis gehabt habe. 
Damit sind die Beanstandangen .der Bevision widerlegt. 
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Die Prüfung des Verhaltens iles Klägers ist liieiiiiuli der Sachlage 
entsprechend und ausreichend; ein Rechtsirrtum ia der Beurteilung liegt 
nicht vor. 

Da hiemacli die Haftung der Beklagten sdioii aaeh § 2 dea Haft- 
pilichtgesetzes begrttndet und das BerufiingBarteil aaf Grund der An- 
nahme dieser Haftung gerechtfertigt erscheint, bedarf es einer Fröfang 
des vom Berafnogsgericfat gleichfalls angenommenen eigenen Verschuldens 
der Beklagten nicht. 



Nr. 164. Eutsch. des SehMeizer Bondesgeriehts. 

Vom 13. Juli 1904. 

(Zeltachr. <1 Bern Jnr -Vnr M. XL (1904) Heft 12 S iW7 < 
Gewerbiiehe Haftpflicht. Die Entstehung eines Haftpfliohtanspruchä auf der aktiven 
Mta tttil aieM dat BwtehM eiim itaunUM OieMtvwrUltoltm vtriM; et tot 
AiriNiMt nicht eine vertragllohe B«il«hM| des VtrnnglOckten zum Unterneimer er- 
forderlich, sondern es genOgt ein tateiohllohes Arbeitoverhältnie. 

,Die Haftpflicht umfasst alle diejenigen Personen, die im Ein- 
verständnis des Unternehmers tatsächlich in einem Betrieb ])eschäftigt 
sind, ohne Rücksicht auf das Vorhan <k'n sein und die Natur vertraglicher 
Beziehungen zum Unternehmer. Die liattpflicht der Inhaber industrieller 
und f^ewerbiicher Geschäfte ist eingf^tTilirt worden, nni das Risiko der 
besonderu Betriebsgefahren, denen das Personal ausgesetzt ist, dem 
Unternehmer, als dem wirtschaftlich stärkern und unabhängigen Teil 
in bestimmten Grenzen aufzulegen. Es sollte hierdurch innerhalb des 
eiazelueu Betriebs ein Ausgleich der Grefahr geschaffen werden zwischen 
der im Interesse der Unternehmung tätigen persönlichen Arbeitskraft 
einerseits und dem Kapital und Unternehmungsgeist anderseits, nnd 
xwar in dem Sinne, dass dem Teü, dem der üntemehmnngsgewinn m- 
fUlt, auch innert gewissen Schranken die Haftung für BetriebsnnAIle 
obliegt. Diesem sozialen Grundgedanken einer Fürsorge für die 
ftkonomiach Schwachen und Abhängigen entspricht es aber, wenn für 
die Abgrenzung der Haftpflichtberechtigten nicht an ein privatiechtUches 
Verhältnis angeknüpft, sondern lediglich auf die wirtschaftliche Tat* 
Sache abgestellt wird, dass jemand (im Einveratändnis des Unternehmei's) 
in einen bestimmten Betriebskreis hineintritt und daselbst in einer dem 
Betrieb und damit auch dem Unternehmergewinn förderlichen Weise 
tätig wird". „Jeder Betrieb bildet einen Schutzkreis, der alle Personen, 
die darin für den T^iiternehmer beschäftigt sind, umfasst, auch die- 
jenigen, die im Einverständnis des Unternehmers oder seines Stell- 
vertreters ohne vertragliche Gebundenheit und wenn auch nur Torüber- 
gehend in den Betrieb eingreifen''. 
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Nr. 165. Eiitseh. des Aiuts^iTielifs StraMsburg;. 

Vom 13. Juli 1004 

(Zeltschr f m^fh Hiinr If« < M niv< rr;ui-/M« Zivllr. Ik», WXV il<JM) Heft U 8.669.) 
BGB. ;{ 831. Haftung des Bauherrn für Aufsichtspersonen. 

Die Anft^abe. die vpi kclirs-sit ht i c Abdeckung der Gruben zu leiten 
und zu beauf.'^ifiiii'jft^n, lag dem I'idier K. ob, der dazu von der Be- 
klagten ang:eskllt war. Für die Hiifiiiii^^ der lieklag-tfii ist es nun 
unerheblich, ob ihren ßeautiragtea bei dieser lit-iiiuiti und Beauf- 
sichtigung eiu Verschulden trifft oder nicht (Reichsgericht, 6. Nov. 1902, 
Jnr. Wodienscbr. 1903, Beil. S. 12); nach dem Gimidgedankeii des 
Abs. 1 Satz 2 des § 831 BGB. soll aach in der Beschränkung dieses 
Paragraphen die Haftung des Dienstberrn ein Verschulden desselben 
stets znr Voranssetzung haben (vgl. Grncbots Beitiüge sar Eriant dw 
Dtscb. Hechts Bd. 41 S. 766 ff.). Dfe Haftung des Gescb&ftsbetrn ist 
Überhaupt nur begrttndet, wenn er die im Verkehr erforderliche Sorg- 
falt bei der Auswahl der bestellten Person, bei der Lieferung der Ge- 
rätschaften oder bei der ihm obliegenden Leitung ausser acht iftsst. 
Kläger behauptet selbst nicht eine solche Leitungspflicht der Beklagten, 
deren Vorliegen hat aber deijenige zu beweisen, der den Gesch&fts- 
herm wegen deren Verletzung in Anspruch nimmt (vgl. Neumanu, 
Jahrb. S. 487). Diese I;pitnn?r war hier dem Polier K. übertragen; 
von einer PHielit zur Aut'siclit siu icht aber das Gesetz überhaupt nicht 
(Reichsgericht. 4. Dezlir. 1!K)2; Eger, Ki.senb. Kntsch. und Abhandlungen 
Bd. XIX S. 346). Dass die vorhandenen Materialien zur Herstellung 
eines geniigenden Schutzes des Pnblikiinis genügten, i.st von keiner Seite 
bezweitelt. Es bleibt mithin nur die l^rage der Auswalil des Poliei^. 

In einem sehr beachtenswerten Urteile vuni 28. März 1901 hat daü 
Reichsgericht ausgeführt, dass der Geschäftsherr die im Verkehr er- 
forderliche Sorgfalt noch nicht dadurch genügend betätigt habe, dass 
er sich davon Überzeugte , dass der Angestellte «fie fftr die Tätigkeit 
erfoi'derte Sach^ und Fachkenntnis besitzt. Er muss vielmehr sich auch 
Über die Zuverlässigkeit, Besonnenheit und Umsicht des Angestellten 
soweit unterrichten, dass er entscheiden kann, ob diesem die beab- 
sichtigte Tätigkeit mit Räcksicht auf die allgemeine Siclierheit anver- 
traut werden darf. Nach der Beweisaufnahme und dem Eindru^e des 
Poliers K., der im bisherigen Dienste schon seine volle Zuverlässigkeit 
bewiesen hat, konnte die Beklagte sich auf ihn vollständig verlaBseo. 
Damit entflUlt ihre Haftung nach § 831 BGB. 
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Nr. 166. Entoeb. des Handelsgerichts in Brflssel. 
Vom 25. Juli 1904. 

(2Mtiifthr. f. d. f ntentt BlMoV^Transp. XII (19M) Nr. 9 S. 808.) 
laiernat. Uebereink. Art. 25. 30 ZifT. 1,34 a. 41. Berechnung der Entschgdigiig bei 

MIwoJmm Vertust einer Sendung. Unterlassung der Mitf(>;iung der Ergphni<t39 der VM 
der Eisenbahn angestellten Untersuchung an die Beteiligten. 

lu Düsseldorf war*'!), mit Bestiiiinninj^ nach Brüssel, der Eiseiibiihii 
25 Kisten zur BeförLlei uiig in gewöliulicher Fracht, ohne Deklaration 
iltj» Interesses an der Lief tM uiig, übergeben worden. Zwei dieser Kisten 
sind während des TransiM>rtes abhanden gekommen; der Empfüngei' 
konnte nur die übrigen 23 KijiLeu in Eniplang nehmen. Der Empfänger 
verlangte hierauf von der Eisenbahn 1. den Ersatz des Wertes aller 
25 Kisten, 2. die Vergtttung seiner Auslagen für Zoll, Fracht usw., und 
3. die Bezahlung von 6000 Franken fttr den ihm entstandenen mittel- 
baren Schaden. — Das Handelsgericht in BrOssel bat die Eisenbahn 
nur znr Vergütung des Wertes der abhanden gekommenen zwei Eisten 
ood der darauf entfallenden Auslagen verurteilt, im übrigen aber die 
Klage abgewiesen. 

Grunde: 

Nach Art. 34 des Internationalen Berner Uebereinkouimens muss 
die Entschädigung, auf welche der Kläger Anspruch hat, nach dem 
gemeinen Wert berechnet werden, welchen Gut derselben Art und 
Beschaffenheit hat. Ferner sind dem Kläger die Auslagen für Zoll und 
Fracht nud die weiteren Kosten zu ersetzen, welche ihm erwachsen sind. 

Der Kläger verlangt mit Unrecht diejenige Entschädigung, welche 
ihm gehrdn-f^i würde, wenn die ganze .Sendung abhanden gekommen 
wäre, iieuu e.s ist unzulässig, auzuuehmeu, dass die 23 Kisten, welche 
gehörig au den Bestimmungsort gelangt sind, im Sinne der Art. 30, 33 
und 34 des I. Ue. als verloren betrachtet werden, üeberdies kann der 
Iiiiialt der abhanden gekommenen KisLeii ersetzt werden. Die Ent- 
schädigung mtiss also auf den Wert dieser zwei Kisten beschrankt 
bleiben. 

Der Kläger ruft femer mit Unrecht den Art. 41 des I. Ue. ao, am 
ausser dem wirklichen Wert des Gutes noch die Zusprechung einer 
mittelbarmi Entschftdigung zu erlangen. Der Art. 41 setzt das Vor- 
handensein von Arglist oder grober Fahrlüssigkeit der Eisenbahn Torans; 
der Elfiger hat aber einen solchen Fehler weder bewiesen, noch auch 
nur behauptet. 

Selbst wenn es richtig wäre, da.ss die belgische Staatsbahn, <mt^ 
gegen dem Art 26 des I. Ue. , den Beteiligten das Ergebnis der von 
ihr über den Verbleib der beiden Kisten angestellten Untersuchung nicht 
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mitgeteilt hätte, so würde hierin eine gesetzliche Vermutung für Arglist 

oder grobe Fahrlässigkeit nicht zu finden sein : es gibt keine gesetzliche 
Vermutung, welclip nicht ausdrücklich vorgesehen ist ; der Art. 25 sagt 
nicht, dass die S(;i;ifsbn}in der Arglist oder grober Fahrlässigkeit sich 
schuldig gemacht habe, wenn sie die in diesem Artikel enthalteueu Vor- 
schriften nicht pünktlich erfüllt hätte, während es im übrigen unbe- 
stritten ist, dass die Staatsbahn Nachforschungen gemacht und den 
Kläger wiederholt davon benachrichtigt hat etc. 

Nr. 167. Teroidniing des Kgl. Slehs. Minlaterlmns des luieni. 

Vom 6. August X904. 

(FUcber-Sohelcber» Zelttdur. M. 18 Heft B/4 S. ICa) 

Tarlfbutianuiiitrealit il»r Regierang bei den mit «Imeiitarar Kraft batritiMM 

BtrentHohen EUenbahnen. 

Das Tarifbestimmungsrecht der Regierung ist ein wesentlicher 
Bestandteil des gegenüber den mit elementarer Kraft betriebenen öffent- 
lichen Eisenbahnen bestehenden staatlichen Hoheitsrechts und ebenso, 
wie letzteres selbst» anTer&nsserlich; ein Verzicht auf jenes Reeht kann 
daher weder daraus, dass es in den Vereidnnngen vom 29. Oezbr. 1892 
und Tom 26. Mai 1894, sowie früher in den allgemeinen Erlaubnis- 
bedingnngen fttr die mit elementarer Kraft zu betreibenden Eisenbahnen 
nicht ausdracklich erwiUint and yorbehalten worden ist, noch daraus 
hergeleitet werden, dass bisher die Strassenbahntarife zugleich auch 
ortspoHzeilicher Zustimmung überlassen worden sind. Denn letzteres 
sclüiesst ein darüber stehendes Tai'ifbestimmungs- und -genehmigungs- 
recht der Regierung nicht ans. Es kann auch nur in diesem Sinne 
die Bemerkung an der vom Stadtrat angezogenen Stelle in der Ab- 
handlung in Fischers Zeitschr. Bd. 20 S. 114 verstanden weiden, wie 
sich übrigens auch aus den au diese Bemerkung sich auschliesseuden 
Sätzen ergibt. 

Wenn die Kegierung von ilirem Tarifbestimmungsrechte bisher noch 
keinen weitgehenden (.Tcbi-auch gemacht hat, so hat dies lediglich darin 
seinen Giund, dass hierzu ein zwingender Aulass nodi m. ht gegeben 
war. Die Weiterentwicklung der Verhältnisse nnd die lumier grösser 
werdende Bedeutung der Strassenbahnen für das öffentliche Wohl können 
aber eine Einflussnahme der Regierung auch auf die Tarifgestaltuug 
jederzeit notwendig machen. 

Nr. 168. Eutsch. des Beutseheu Keichsgcrichts. 

7. Zivilsenat. Vom 12. August 1904. 

(.Preu»8. V«rw.-ßl. XXVI (tSM) Nr. lo 8. 168.) 

Dsr EstsoMMigungeanepraob ais der Eoltldioifl dtr Bskae«s|tfihlilieit ver dm 
FIifllifllRieaQMfti ist ein peraBnilclier, asf dm if^ltsrra Erwsrbsr nIcM IberiegiSftMr 
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AMprtdi. Am* tattMlith« Vtrtelt» (AwiloM (■ toMOhbirlt Mrl«i) sind, wenn 
iirt BMÜMliokelt wahrMfetMM, n MrlokifektlKi* VorMle Mt dar •<«•■ Ailafe 
iam, wMi M iMoMtr« fir U» RMtgnmrittlok erwwhamd» tlnl 

'Streitig ist die Hohe der der Etllgerin zn gew&brenden Ent- 
sehftdigong flkr einen Vorgartenteil, der bebafs Verbreitemng einer 

Strasse in Ch. enteignet worden ist. Die Klägerin verlangt, dass das 
enteignete Ten-ain als bebauongsfäliig eingeschätzt werde, der erste 
Richter hat es aber nur als Vorgartenland bewertet. Er führt, wie es 
in den reichsgerichtlichen Urteilen heisst, in dieser Hinsicht aus, das 
finteignete Treiinsttick jreliüre zn den Brächen, die in dem durch die 
Bekaniitnmclmng- der Polizeidircktion in Ch. vom 9, Dezbr. 1882 zur 
öffeiitlicheTi Kenntnis gel)iachteii Heliaunnf;splane vom 26. Jnli 1862 als 
nicht bebaiinn^sfähig bezeichnet seien. Dem Trennstück sei also durcli 
die Bekanntmachung die Bebaunngsfähigkeit entzoj^en wonku Diese 
Entziehung sei nicht in Gemässheit des Fluchtlinienjresetzes vom 2. Juli 
1876 erfolgt, und es kämen daher ancli nicht dessen Vursclirifton über 
die zu gewährende Entschiuliguug in I^etracht. Die Beschränkung de.s 
Eigentums beruhe vielmehr auf dem allgemeineu Landrecht Eiiil. 74, 
75, Teil I Titel 8, §§ 29—31; demnach sei die dem GrandstUcks- 
eigentftmer zustehende Entschädigung diesem zugleich mit der Be- 
schränloing erwachsen. Der Anspruch auf diese Entschädigung sei ein 
persönlicher Anspruch des damaligen Eigentümers und mangels einer 
besonderen Zession auf die Klägerin beim Erwerbe des Grundstücks 
im Jahre 1891 nicht Übergegangen. Die Klägerin kGnne daher nur 
rerlangen, dass bei Bemessung der Entschädigung das Land als nnbe- 
baubares, und zwar als Vorgartenland geschätzt werde. Diese Be- 
gründung, der sich der zweite Eichter angeschlossen hatte, wird von 
der Revision bekämpft. Das Reichsgericht bezeichnet sie aber in den 
Ol Huden seiner Etjt Scheidung „als völlig znrrefTeride Ausfühningen, die 
mit der Judikatur des Reichsgerichts im £iuklaDge stehen'^. Dann 
heisst in den Gründen weiter: 

Begründet ist dage^'en eine weitere Iviif^e. nnt welcher die Er- 
wägung des Herufunsrsrichteis augelbchten wird, die iu eister instauz 
vernommenen Sachverständigen hätten zu L'nreclit dem Umstände, dass 
das Grundstück der Klägerin vor der Enteignung vun grassen park- 
artig angelegten Gärten der Nachbargrundstücke umgeben gewesen sei, 
Bedeutaug beigelegt, die Klägerin habe kein Recht darauf gehabt, dass 
die Nachbarn ihre Gärten bestehen liessen. Mochte der Klägerin dieses 
Becht auch nicht zustehen, so kommt gleichwohl in Betracht, ob ihrem 
Grundstücke aus der Beschaffenheit der Nachbargrundstäcke tatsächlich 
Vorteile erwuchsen, welche ihm einen hiJheren Wert verschafften. War 
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dies der Fall und wurde das RestgrundetUck der Klägerin dadurch im 
Werte yermlndert, dass jene Vorteile infolge der Enteignnng wegfielen, 
ist auch hierfftr Entschftdigong zn gewähran. Bei der Bemessung 
der Eutschädigung in einem solchen Fidle ist natiliiich zu berück- 
sichtigen, ob eine längere oder kfiraerp Dauer des tatsächlichen Zu- 
standes, der dem von der Enteignung betroffenen Grundstücke zum 
Vorteile gereichte, voran«:fresetzt werden konnte. Je unwahrscheinlicher 
das Aufjjürcn eines derartigen Zustandes ist, um erliebh'cher ist 
seine Bedeutimg für deu Wert des ( iriiii(lstri<*ks. für welches er einen 
Vorzug bildet, — vgl. Locbeli, Das preiibswche Enteigauugsgesetz § 8 
Nr. 11 S. 59. 

Andererseits hat die Bekla{;te geltend geniaelit. dass der Klägerin 
ein Ausfall im Mietsertrage nicht entstehe, weil im Erdgeschosse des 
Hauses der Klägerin Läden eingerichtet werden könnten, welche eine 
höhere Miete aufbrhigen würden. Hterttber haben sieli die Vorinstanzen 
nicht geäussert In den GlrOnden des reichsgerichtlichen Urteils beisst 
es dazu: Der Einwand ist erheblich, da es sich nm die Anrechnung 
besonderer ans der Strassenanlage entspringender Vorteile gegenftber 
dem Minderwerte des RestgrandstQcIces bandelt und die in Betracht 
kommenden baulichen Aendemngen an dem Erdgeschosse des Grund- 
stftckes dem Anscheine nach ohne erheblichen Kostenaufwand aus- 
geführt werden können. Nach feststehender Rechtsprechung des Reichs- 
gerichts ist eine Anrechnung der bei einer Teilenteignung für das Rest- 
grundstück erwachsenden Vorteile, welcher Art sie auch sein mögen, 
auf die für den enteigneten Grundstücksteil zu gewährende Ent- 
schädigung schlechthin nnzulässig. Ausgeschlossen ist ferner, wie in 
dem zur Veröffentlichung gelangenden Urteile des hier erkennenden 
Senats vom 2. Februar 1904, Rept. VIT 420/03, näher ausgeführt ist*), 
die Anrechuunti: der allgemeiueu, nicht nur für den Eigentümer des 
Restgrundstncks, sondern auch für alle benachbarten Grundstücks- 
eigentlimer aus einer Strassenanlage erwachsenden Vorteile auf die 
Enteignungsentschädigung, insoweit diese liir die Wertsminderung 
des Restgrundstücks zu gewähren ist. Dagegen ist aus dem Eut- 
eignungsgesetze vom 11. Juni 1874 and dem FluchtUnieogesetze vom 
2. Juli 1875 nicht zu entnehmen, dass anch die besonderen, fftr das 
Restgrundsttick erwachsenden Vorteile von dieser Anrechnung auszu- 
scbliessen seien. Mangels entgegenstehender besonderer Oesetzes- 
bestimmungen ist aber ihre BerUckslchtigung bei der Bemessung der 

') Dm Urt^l ist uwwimlien TerOffentUcbt tu Bnticheldiuigeii dei Reiehq;ericiits 
Bd. 57 S. 242. 
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EoUcliftdigang nach allgemeinen Grandsfttzen geboten. Insoweit die 
aaf dasselbe Ereignis zarllckaaflUirenden Vorteile die Naebteile aus- 
gleichen, ist das Ereignis kein schadenbringendes. 



Nr. 169. Entseli. des Oesterr. Obersten Oerfehtsliofcs. 

Vom 13. August 1904. 

(AUS«». Tbr-AUL XXni (IWi) Nr. 47 8. YM.) 

Die Interpretation des Tarlfes bildet keine tatsächliche Feststellung des Berufungs- 
gerichtes, unterliegt daher der selbständigen Beurteilung des Revisionsgerichtes. 

Dif iHuitnngf, welclie das Berufunjrsf^ericht den Tarifbestiniimiiii,^eu 
f^egebeii hat, ♦-rweist sich als unnchtifr, was auch eine unrichtige recht- 
liche licuiteilun<r der Sache zur Folge hatte, und nachdem es sich im 
gegebenen Falle nicht um die Wiirdifj^ung der Beweisergebiiisse, sonderu 
um die Autfaüsung dei- VorschrilLeu der Tarifbestimniuiiiren der Eisen- 
bahnen handelt, iu welcher Riehtuiig das Revisionsgericht zu einer 
selbständigen Beurteilung berechtigt ist, so war das auf unrichtiger 
rechtlicher Beurteilung der Sache beruhende berufungsgerichtliche 
Urteil abzuändern und das Urteil des Prozessgericbtes erster Instanz 
wiederherzustellen. 

Kr. 170. ISntseh. des Oesterr. Versal tniigsgeriohtsliot'cs. 

Vom 14. September 1004. 

.Oestorr Ki.srul> -Vpr'>r>hi Iii XVII i:n:u Nr m s '^TTi 

im Falle der gleichzeitigen fiefährdung einer Bahn- und Strassenanlage durch Lehnen- 
tbrattoliBagaa tot alolit tlleiii dto Babi*, eMdera teeb die StraMemrwaltaii 
verplHelitst, die lar Stoherung beliar Verkehrswege auch an aaderen ausserfealli dtr« 

selben gelegenen Objekten erforderlichen Vorkebrisgen zu treffen. 

Allerdings wird durch die hinsichtlieh der entscheidendei) Stellen 
in den oben wiedergegebenen Beschwerdeausführungen vollständig 
zitierte Bestimmung des § 20 des Strassengesetzes vom 19. April 18'.*4 
nur eine Berechtigung der politischen Behörde statuiert, unter gewissen 
Voraussetzungen einzuschreiten und eine Abhilfe von den dazu Ver- 
pflichteten in Anspruch zu nehmen. Diese Bestimmung bedart einer • 
notwendigen Ergänzung dnrcli andere Vorschriften, aus welchen sich 
ergibt, von wem auf (irunil die.^er Cxesetzesstelle eine Verpflichtung in 
Ansprucli genommen und wem eine materielle Leistung auferlegt werden 
könne. Diese nutwendige Ergänzung aber findet sich in den weiteren 
Bestimmungen des angeführten Gesetzes selbst, nämlich in der zweifellos 
auf Bezirksstrassen analog anzuwendenden Vorschrift des § 6 Abs. 3, 
wonach Gemeindewege in einem fttr die Sicherheit des Verkehres 
gefahrlosen Znstande hergerichtet und erhalten werden mttssen, 
dann in der weiteren Vorachrift des § 8 Abs. 1 des zitierten Gesetzes, 
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wonach die Kosten der ErbaltuDg der Bezirkntrassen im allgemeiuen 
ans den Bezirksstrassenfonds zu bestreiten sind, wobei noch zu erwähnen 
ist die Bestimmung des § 16 dieses Gesetzes, wonach dem Bezirks- 
strassenansschitsse die Baodurcbführang, die gesamte technische und 
ökonomische Verwaltuug, sowie die anmittelbare Aufsicht Uber den Zu- 
stand der Bezirksstrassen zukommt 

Es ist demnach im vorlip^endeu Falle, wo es sich nm die Erhaltung 
einer Hezirksstrasse in gesetzlichem und für den Verkehr gefahrlosem 
Zustande handelt, zweifellos der Rezirksstrassenausschuss dasjenige 
Organ, an welches die puliiische Behörde die im § 20 des Strassen- 
gesetzes vorgesehenen Aul trage zu erlassen berechtigt ist, bzw. welches 
behufs Abhilfe des kuustatierten Uebelstandes in Anspruch zu nehmen 
ibt und es ist der Bezirksstrassenfond^ dasjenige Vermögensobjekt, 
welchem unbeschadet einer konkurrierenden Verpflichtung anderer Ge- 
fährdeter die diesfalls erfoFderliche materieUe I^eistung obliegt. 

Hierbei ist gegenüber den Beschwerdeausffthrangen noch zu be- 
merken, dass die angefahrten Gesetzesstellen eine Unterscheidung in 
der Bichtung, ob die Gefahr für die Sicherheit des Verkehres oder das 
Hindernis der Benützung der Strasse seitens der Passanten aus dem 
Zustande oder der Beschaffenheit der Strasse an sich resultiere oder ob 
die arsichliche Veranlassung solcher Gefahren oder Hindernisse in 
Elementarereignissen oder in willkttrlichen Handlungen oder Unter- 
laasungfen dritter Personen gelegen sei — nicht statuieren, 

Är. 171. Kntseh. «les Deuti^chen Keiehsijrricht«, 
T.Zivilsenat. Vom 16. September iy04. 

(üntsob. d. Retaliigar. I. ZMIs. Bd. M Heft S 8. MS.) 

PretM. Eitelofi.-fiM. vtm II. Jusl 1874 §§ 43, 7, 8. Eraatt dw ReiditHMWtNtketlVR 

ktsn der Enteignete im Verwaltungsverfahren vom Unternehmer tilellt vwlangen. Die 
KMtei fir Erwerb eines gleichartigen GrundstLoks sind bei Benetwiii dar Eiit> 

Schädigung nicht zu berücksichtigen. 

Die btiiiängelte AMeliiiung der .^usprüelie wet::en der Kosten iür 
die Vertretung im Verwaltuug8verfaliren recliifertigt sich durch die 
Vorschrift im § 43 des Enteignuugsgesetzes. Wenn danach einerseits 
der Uhtetnehmer die Kosten des administrativen Verfahrens au tragen 
hat, andererseits aber die Entschädigungsberechtigten Ersatz für Wege 
und Versäumnis nicht Ibrdeni können, so ist es um so weniger zulässig, 
die Kosten einer Änwaltsvertretnng der Entschädigungsberechtigten dem 
Unternehmer zur Last zu legen. 

Den Anspruch auf Erstattung von Kosten, Stempel, Umsatzsteuer 
und Provision für Wiederanschaffung eines gleichartigen Grundstäckes 
weist der Berufungsrichter mit der Begrftndung zurück, der Enteignete 
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könne nicht ohne weiteres veriangen, dass ihm für einen etwaigen 
Grandstikcksankanf Stempel, Kesten nnd andere Änsgahen von dem 
Unternehmer gezahlt wttrden. Soll hier der Umstand betont sein, dass 
der Enteignete noch nicht tatsächlich zum Wiederankanf gesehritten 
ist, so wfirde dieser von der Revision belcftmpfte Gesichtspunkt aller- 
dings nicht entscheidend sein können; dennoch aber musste der 
Revisionsangriff ohne Erfolg bleiben. Der Enteignete ist nicht be- 
rechtigt zu verlangen, dass ihm für das ihm entzogene Grundstttck zum 
Zwccl'e der Kapitalbelegiing ein anderes, gleichartiges g'e währt, oder 
er y.mvi Erweibe eines solchen in den Stand gesetzt wotde; vielmehr 
bestellt nach den Grundsätzen des Enteignnngsgesetzes die ihm zn «re- 
währeude Entschädigung im Wertersatze, und zwar in dem Ersätze des 
voUeu Wertes des rTriiiidsLückes, der in Gelde zu entrichten ist. Im 
gegenwärtigen Falle erhalten die Beklagten Ersatz für die kapitalisierte 
volle Ertragsfähigkeit des Gruudsjtückes. Dass es aber überhaupt unter 
den bestehenden wirtschaftlichen Verhältnissen untunlich sein sollte, mit 
dieser Summe in irgend einer rechtlichen Gestalt eine mit roUstftndiger 
Sicherheit verbundene Eapitalbelegung in gleicher H9he ohne Abzttge 
zu erreichen oder den den Klägern zn beliebiger freier Verfügung ge- 
währten Betrag in anderer Weise gleichwertig sn verwenden, kann 
nicht als behauptet angesehen werden. 



Nr. 173. Entseh. des Deutseheii Beichsgcriehts. 
6. Zivilsenat. Vom 22. September 1904. 

(Z«lt«oliv. l Dtadi. Btiv. BMbt ttoA Pramte. Zlvllr. Sd. ZXXV (1«m} Heft tl & ««.) 

Reichshaftpflichtgesetz. ZulSssigkeit einer nur auf Feststellung der Schadensersatz« 
Pflicht gerichteten Feststeiiungsklage unter Vorbehalt späterer Liquidation des Schadens. 

Die erhobene allgenieiiic S( hadfusersatzklage unter Vorbehalt der 
Liquid atiou des Schadens in einem besonderen Pi'ozesse ist, wie die ver- 
einigLen Zivilsenate des Reichsgerichts bereits in der Entscheidung vom 
28. Juni 1888 (Kntsch. in Zivils. Bd. 21 S. 382 ; ausgesprochen haben, 
nur zulässig, wenn die Voraussetzungen der Feststellungsklage nacli 
§ 256 ZPO. vorliegen. Diese zu erörtern und danach die Zulas.sigkeit 
der erhobenen Klage testzustelleu, hat das Berulungsgericht zwar 
unterlassen. 

Diese miterlassene Prüfung kann und muss indessen das Bevisions- 
gericht nachholen, das sich an einer eigenen Entscheidung über die Zu> 
lAssigkeit der Feststeiiungsklage nur dann gehindert sieht, wenn die 
fttr die Prttfang erforderlichen tatsächlichen Unterlagen in den Fest- 
stellungen der Vorinstanzen nicht gegeben sind. Im vorliegenden Falle 
ist nnn nach der ans den Tatbeständen der ergangenen Urteile ersieht- 



Digitized by Google 



276 Kntsch. des Ocsterr. VenraltungBgcricbtsbofes toio 28. Sefutcmtier 19M. 

liehen Sachlage die Zulässigkeit der Feststelliiiiosklage niclit zu bean- 
standen. Das Gesetz beabsichtigt, indem es die letztere von dem Vor- 
handensein eines rechtlichen Interesses des Klägei*s au der alsbaldigen 
Feststellung des Rechtsverhältnisses abhängig macht, dem Missbrauche 
einer Trennung der Verhandlung; über Ersatz und Schaden vorzubeugen, 
nicht aber will es, dass der Bescliiulif^ta durch Erschwerung seines 
Klagerechtes von Nachteilen bediolit wird (Urteil dus erkennenden 
Senats vom 18. Februar 1889. Kntsch. 1kl. 23 S. 346). Schon die drohende 
kur/.e Verjäliruiig — hier die zweijährige des § 8 des Reidishaftpflicht- 
gesetzes, die mit dem Tage des Unfalls beginnt — begründet, wie die 
angezogene Entscheidung des erkennenden Senats anerkannt hat, das 
rechtliche Interesse an der alsbaldigen Feststellung. Auch das Öko- 
nomische Interesse, zu wissen, woran man in Aosehung eines Becbts- 
verhältniases ist, nm sein Verhalten danach einzurichten, ist ein recht- 
liches Interesse im Sinne des Gesetzes (Urteil des erkennenden Senats 
vom 18. April 1895, Entsch. Bd. 35 S. 392); deshalb rechtfertigte auch 
das begründete Verlangen des KlSgers, dem gegenüber nach dem 
Klageantrage die Beklagte vor Eingehung der Klage ihre Haftbarkeit 
ffir den Unfall bestritten hatte, den Tatbestand des Unfalls, insbesondere 
auch im Hinblick auf den zu erwartenden Einwand des eigenen Ver- 
schuldens des Beschädigten, zeitig klar zu stellen, ehe die Zeugen die 
Frische des Gedächtnisses verloren haben, die Erhebung der Fest- 
stellungsklage. 

Nr. l<ii. Bcsehl. des Oes tcrr. Vorh alt nnirsgerichtshofes. 
Vom 26. September 1904. 
{Oman. Bliml>^Veroidii.-Bi. xvii (ism; sr. ii» s. si6&.) 
Naiik tfM EtiMtalHi>KfiiiMilNt«Mttze vra 14. Stpfmbir 1894, RfiBI. Nr. 236, sai 

nach der Verordnung des k. k. Handelsministeriuns vom 25. Jänner 1879, RGBl. Nr. 19 
{§§ 9 lind 10). kommt der Gemeinde ein Recht auf die Bezeichnung der Eisenbahn- 
station und deren Benennung nicht zu: die Benennumi der Stationen ist vielmehr den 
freien Ermessen des k. k. Eisenbahnministeriuma aacii Anliürung des Gutachtens der 
1« § tO der zH. V«renlNii| arwliiitiii StaUtatkeMsilMiM ibirlisaM. 

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat mit Beschluss vom 86. Sep- 
tember 1904, Nr. 8794 ex 1904 /VGH., die Beschwerde der Eatastral- 
gemeinde Holenitz (Bezirk Lomnitz a. d. Popelka) gegen die Entscheidong 
des k. k. Eisenbahnministerinrns in Wien, ddo. 4. M&rs 1904, Z. 5326/20, 
betreffend die Aendemng des Namens der Station Holenitz-Jiwaa der 
Lokalbahn Jicin-Turnaa in Jiwan-Holenitz gemäss der §§ 2, 3 lit. e, 
und 21 des Gesetzes vom 22. Oktober 1875, EG Dl Nr. 30 ex 1876, ohne 
weiteres Verfahren zurückgewiesen, weil es sich vorliegend um eine 
solche Verfügung der belangten Behörde handelt, welche den Gegen- 
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üUiid der Anfechtung: vor dem k. k. Verwaltungsgeiic litsliofe nur inso- 
weit bilden kann, als der diirch eine solclie Verfüefunpf BetrolFene dar- 
zutuu vermag, dass die angelucbtene Verfiigmig uiiL einer gesetzlichen 
Norm sich in Widersprucli setzt und zugleich sein Reciit verletzt, was 
jedoch im gegebenen Falle nicht zutrifft, zumal nach dem Eisenbahn- 
Konzesaionsgesetze Tom 14. September 1854, RGBL Nr. 288, und nach 
der Verordnung des k. k. Uandelsmimsteriams vom 26. Jänner 1879, 
ROBl. Nr. 19 (§§ 9 and 10), betreffend die Verfassung der auf Eisen- 
bahnen bezttglichen Projekte und die damit zusammenhängenden Amts- 
handlungen, der beschwerdeführenden Gemeinde ein Recht auf die Be- 
zeichnung der Station und deren Benennnng nicht zukommt, vielmehr 
die Henennung der Stationen dem freien Ennessen des k. k. Eisenbahn- 
ministerinms nach Anhörung des Gutachtens der im § 10 der zit. Ver- 
ordnung erwähnten Stationskommission Überlassen ist. 

Nr. 1<4. Ent«<»U. dos Oborlandosjrerlchts Kassel. 
Vom 30. September 1904. 

(Dm SbKht Vlll a«M} Nr. M & «U.) 

Dtsoh. HÜB. % 470. Eltmli.-V«rk.'Oriln. 9 «I Abt. 5. Die VwjibroiiiavorMlirlft dM 
§470 Osdtt auoh auf vor dem i. Januar 1900 eitttaideM Ansprüche gegen die Eisen- 
bahn wpgfn ?uvi(>l erhobener Fracht Anwendung, wenn die einjäiirige Verjährungsfrist 
unter der Herrscliaft des neuen H6B. zur Zeit der KlageerhebHip bereits ab|d- 

hurfe« war. 

Dies folgt aus dem durch das neue b&rgerliche Recht nicht ge- 
änderten allgemeinen Grundsätze, dass eine durch ein neues Gesetz 
eingeffthrte Veigähmngsfrist jedenfalls dann ausschliesslich massgebend 
ist, wenn die ganze Frist unter der Herrschaft des neuen Gesetzes ab* 
gelaufen ist. Ob dieses Ergebnis auch anf den durch Art. 1 und 3 des 
EG. z. HGB. auch fftr dieses für massgebend erklärten Art. 169 des 
EG. z. BGB. gestützt werden kann, ersriieint bedenklich, weil Art. 169 
ausdrücklich nur die Vorschriften des BGB. über die Verjährung auf 
die vor Inkrafttreten des BGB. entstandenen, noch nicht verjährten 
Ansprüche für anwendbar erklärt, das BGB. aber eine besondere Vor- 
srlirift nber die Verjfihrung des fraglichen Anspruchs auf BUckerstattung 
von Fracht nicht enthält. 

Nr. 175. Verordnung des Kgl, SAelis. Hbüstertiiins des Iniieni. 

Vom 6. Oktober 1904. . 

(Flwher'Schelfih«r, Zeltocbr. Bd. W Heft 3/4 s. m.) 
Die Benutzungsbefugnls ar öffentlichen Strassen für Strassenbahnen i^t öffimtlich- 
reehtlielier Natar und dah< r über Streitigkeiten der Beteiligten im geordneten Ver- 
waltungeinstanzenzuge zu entscheiden. 

Soweit zam Betriebe eines öttentlicheu Unterneliuieus eine ütt'eut- 
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liehe Strasse oder eine andere öffentliche Sache benutzt wird, handelt 
es sich hierbei, gleichviel, ob das Benatziingsrecht im Wege der Ver- 
waltungsverfttgung oder durch Vertrag begrtkndet worden ist, immer 
nm ein öffentlichrechtliches BechtsTerhältnis. Entsteht daher 
Aber die aus* solchem Verhältnisse hervorgehenden Bechte and Pflichten 
der Beteiligten Streit, so ist darQber im geoidneteu Verwaltnngs- 
instanzenzuge zn eutscheiden, und es nnterliegeu die hierbei in zweiter 
Instanz ergangenen Entscheidungen der Anfechtungsklage. 

Der Stadtrat zu Leipzig ist sonach in der zum Vortrag gebrachten 
Angelegenheit nicht in der Lage, wegen der Weigernng der Leipziger 
Ausseiibahn, fernerhin ftir die Ko5?teii der .Strassenreiniginiü lufzu- 
kommen, oiine weiteres als Vertreter der S{adtgemeinde und Vertrags- 
partei einseitig vorzugehen und die Erlaubnis zur Mitbenutzungsladtischen 
Strasseiuueal^ liir den Betrieb eines öffentlichen Verkehrsnntcrnehmeüs 
znrii» k/iiziehen. wundern es ist zunächst über die von der Unternehuieriu 
bestrittene Verptiielitnng behördlich zu entscheiden. Wfirde hierüber 
im VerwaUuiigswege bzw. vum Überverwaltungsgerichte endgültig ent- 
schieden sein und im Falle der Anerkennung der bestrittenen Ver> 
pflichtuug deren Erfttllnng von der Bahnnntemehmerin noch fernerhhi 
verweigert werden, so wftre erst dann im gleichen Wege die weitere 
Frage m entscheiden, ob die Weigerung der Untemehmerio den Stadt- 
rat znr Bftcknahme der erteilten Benutznngsbeftagnis oder nur zu un- 
mittelbar auf die firfUlang der Verpflichtung gerichteten Zwangs- 
massnahmen (Vollstreckung) berechtigt. 

Jedenfalls fehlt es bei dieser Sachlage für das Ißnisteriam durchaus 
an einem rechtfertigenden Grunde dafür, die staatliclie Konzession fBr 
das Unternehmen lediglich mit Hücksicht auf die zwischen der Stadt- 
gemeinde und der Unternehmerin entstandene Meinungsverschiedenheit 
zn entziehen. 



Kr. 176. Eek.- Bescheid des KeichsTersteheraugsamts. 

Vom 8. Oktober 1904 

i'ZeH«?br f Kleinl» X[ (iSH)4i Hell lu b. eib 

Die sogen, gleiaiosen Bahnen als Hauptbetriebe gehören zur Fuhrwerks*, nicht xttr 
Strassen- und Kleinbahn-Berufsgenossenschaft. 

Unter „EisenbaUu" verüteht man nach dem gewöhnlichen Sprach- 
gebrauch, auch wenn der Begriff soweit wie irgend müglich ausgedehnt 
wird, stets nur einen eisernen .Gleisstraug (Schiene oder festgespanntes 
Drahtseil), anf welchem Wagen fortbewegt werden, pie gleiehe Be- 
deutung hat das Wort «Eisenbahn* im technischen Sinne (sn vergleichen 
Luegers Lexikon der Technik, Art «Eisenbahnen*, Bd. m S. 588). Seltet 
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bei weitester Auslegung ist also Kum Begriffe «Eiseubahn'^ das Vor- 
handcuseiu der besonderen Fahrbahn, eines Gleises, erforderlich, auf 

der die fortzubewegenden Wagen rnlieii. 

Auch bei der Schwebebahn Elberfeld — Barmen sind eiserne Schienen 
vorhanden, welche ein festes ßahugleise bilden, auf dem die Räder der 
Wagen laufen: der Umstand, dass die Wagen an ihren Rädern aufge- 
hängt sind, mithin unterhalb der Schienengleise sich bewegeu, ist ffir 
den Begriff einer Eiseiibalni ohne Bedeutung. 

Bei dem hier in Keiit^ ^telieiulen Kraftwagenbetrieb kann dagegen 
Von einer „Eisenbaliir nicht gesprochen werden, weil die Wagen nicht 
auf Schienen, sondern auf der gewöhnlichen Strasse sich fortbewegen. 
Richtig nennt sich das Unternehmen daher auch: „Elektri^^cher Kraft- 
wagenbetrieb mit Oberleitung-, und nicht etwa: „Gleislose Bahn". 

In Betracht köuute uar uooU kommen, ob der Betrieb etwa ans 
praktischen Gtfinden den Eisenbahnen im unfallrersicherangsrechtlichen 
Sinne ziusa weisen sein mOchte, indem, aach ohne dass die Begriff 
mericmale genau erfüllt wären, doch eine wesentliche Gleichartigkeit der 
Anlage nnd des Betriebes in bezug anf die UnfaUgefahr angenommen 
wttrde. 

Hierbei Ittsst sich xnn&chst der in der Beschwerde behauptete 

offen tlichrechtliche Charakter der Gesellschaft m. b. H., welche den 
Kraft wageubetrieb unternimmt, nicht heranziehen. Abgesehen davon, 
dass die Gesellschaft tatsächlich eine privatrechtliche ist und keines- 
wegs öffentliche Funktionen ans&bt, kommt jene Frage für die Art des 
Betriebes und der damit verbundenen Gefahren überhaupt nicht in Be- 
tracht. Ebenso wie zu den Eisenbahnen rein private TTnteniehmiingeu 
geliüreii, können auch ^ewühnliche Fuhrbetriebe 7. 15. Omnibusbetriebe, 
von Kn 5M»r;Uionen des ottentlichen Hechts getuhrt werden. P^ine 
Aelmlicükeit mit den Eisenbahnen beruht nur darin, dass der Kraft- 
wagenbetrieb ebenfalls bestimmte Strassenstrecken einhält. Dies ist 
aber ebenso bei Omnibus- und Postwagenunteruehmungen der Fall. 
Dass der Kraftwagenbetrieb einen bestimmten Fahrplan einhalten soll, 
ist gleichfalls bedeutungslos: es kann Eisenbahnunteruehmungen geben, 
die nnr nach Bedarf, ohne feste Zeit, fahren (z. B. Transportbahnen), 
andererseits halten die meisten Omnibnsbetriebe einen Falirplan ein. 
Anch die Tatsache, dass der Betrieb dem öffenüiehen Verkehr dient, 
ist belanglos: manche Eisenbahnen (Privatanschlttsse) dienen nicht dem 
Öffentlichen Verkehre, gewöhnliche Fnhrwerksnntemehmnngen (Droschken, 
Omnibus) dagegen wohl. Ebenso ist die Art der Betriebskzaft ohne 
Einfluss anf die bemfsgenossenschaftliche Zugehörigkeit; denn während 
anf der einen Seite elektrisch betriebene Droschken rersicherongs- 
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rechtlich ünr Fuhrwerks -Bernfsgenossenschaft gehören, sind auf der 
anderen Seite Pferdehahnen hei der Strassen- nnd Kleinhahn -Benifs- 
genossensch'aft versichert. Ebensowenig fallt der Umstand ins Gewicht, 
dass mehrere miteinander festvei bnudene Wagen durch eine gemein- 
same Kraft Wirkung gleichzeitig fortbewegt werden, da sowohl Automobil- 
wagen als anch gewöhnliche durcli Pferde gezogene Fuhrwerke nicht 
selten Anhftngewagen mit sielt führen. 

Nr. 177. Entsih. dr^ Kiissaiionsj?eriehts ZUrieh. 
Vom 10. Oktober 1904. 

(Zeltsehr. f.d. iBMnuit. BiMnb..Tnup. XIII (iMS) Nr. 1 & 11.) 

Art. 37, 44 Sshwslz. Traii8p.<tw. (Isternat Uebsrelnk. Art. 37, 44). Naeh Aiaatait 

des Guts und Zahlung der Fracht hat bei später entdeckter Besobidlfttni des 9mU 
der Ber«ohti||te zu beweiseo, dass der Schaden zwiacben Aiaahne «ad AUi«fsrm| 

entstanden ist. 

Die iu Küsnacht bei Zliiicli iluinizilierte Firma (J. Helbliiig & Cie. 
bezog im Jahre 1902 aus Pittsburg U. S. A. eiue Ladung Steingut- und 
Emailwaren via New Tork-Antwerpen-Delle-Basel. Der Transport ab 
Basel erfolgte auf Grand eines daselbst von dem Vertreter der Kl&gerin 
ansgestellten Frachtbriefs durch die S.B.B. (Schweizerischen Bundes- 
bahnen). Beim Auspacken der Sendung in Kttsnacht ergab es sich, dass 
verschiedene Gegenstände mehr oder weniger beschädigt waren. Di« 
Klftgerin machte davon den S.B.B. unverzBglich Mitteflung unter gleich* 
zeitiger Rechnnngsstellung. Die S. B. B. liessen den Zustand der Sendang 
auf dem Wege der Expertise f« >fstr]k'n. Sie lehnten dann auf Grund 
der Ergebnisse dieser Expertise jede Haftpflicht ab, worauf die Klägerin 
den Rechtsweg beschritt und — mit Weisung vom 19. Februar 1903 
— 1044 Fr. l'Qr auf dem Transport zugrande gegangenes Frachtgut 
verlangte. 

Vom Bp?:irks<r(:Mirbt Züricli wurde die Kla^e mit Urteil vom 
19. Kebnuir l'.H)4 itl»gHwiesen, weil als festcrestellt anzusehen sei. dass 
die l'.eschiuligung sdion vor der Uebernahme des Gutes seitens der 
S. B. B. entstanden sei 

Von der TT. .^ppeliaiionskuuiiner iles züricherischen Obergerichts 
wurde die KUge grundsätzlich geschützt uud im Betrage von 740,15 Fr. 
gutgeheisseu, weil der Beweis, dass der Schaden schon vor der lieber- 
nähme des Gutes durch die S.B.B, eingetreten, nicht in genügender 
Weise erbracht sei nnd die Möglichkeit zugegeben werden mQsse, dass 
der Schaden auf der Strecke Basel — Zürich der S. B. B. entstanden sei. 

Dabei kamen, da es sich um einen internen Frachtvertrag handelte, 
ausschliesslich schweizerisches Recht nnd vor allem die Art. 37 and i4 
des schweizerischen Transportgesetzes von 1893 znr Anwendung. 
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Die Appellationskammer giug davoD aus, dass zwischen den Be- 
stimmmigen im Art. 37 nnd im Art. 44 ein Widenprocb bestehe und 
dass die im Art 37 ausgesprochene ReehtSTermntnng der Vorschrift im 
Art. 44 4h vonnziehen sei. 

Die 8.B.B, verlangten Kassation dieses Urteils, weil dasselbe in 
materiellei' Beziehung im Widersprach stehe mit der klaren Bestimmnng 
des Art. 44 4 b. 

Das Kassationsgericht gab der Kassationsbescliwerde Folge. 
Art. 44 4 b sei in der Tat eiue materiell rechtliche Bestimmung, deren 
Verletzung zur Kassation des angefochtenen Urteils fuhren mllsse. Die 
Bestimmung beziehe si<lj allerdings auf die Erbringung eines Beweises, 
gehöre aber dem mateiif Ih n Hecht an, weil sie die Voraussetzungen 
aiifi-ebe, unter denen, entf^jei^tn <:» m Prinzip, das der Riiie^ang des Art. 44 
fixiere, ausnahmsweise ein Eijsat^^ansprucii zugelassen werde. 

Die Voriustanz geht davon aus, dass durch eine dem Wortlaut ent- 
sprechende Anwendung von Art. 44 der Art. 37 seine praktische Be- 
deutung ganz einbüssen würde. Demgegenüber wird von der Beklagten 
in der Kassationsbeschwerde betont, dass der Fall des „nicht erkenn- 
baren Maugels* ein yerfaältnismKssig seltener Fall sei, der eine Ans- 
nahmebestimmung wohl rechtfertige, eine solche setze das Prinzip des 
Art 37 nicht in Frage. Diesen Ansffihrangen ist beizutreten und Uber- 
dies zu betonen, dass Art 37 ftkr die Regelung der Beweislast seine 
volle Bedeutung beh&lt in den FSllen, wo der Fehler hei der AblieÜBrnng 
erkannt, die Annahme yerweigert und im nun folgenden Prozess darftber 
gestritten wird, ob der Fehler während des Transportes entstanden ist, 
oder ob das Gut bereits beschädigt dem Frachtführer übergeben wurde. 

Nach dem Gesagten verstösst der Entscheid der Vorinstanz gegen 
klar^ Recht und ist daher zn kassieren. 

„Die Kassation führt gemäss § 712 der Rechtspflege zur Au.sfällung 
pines neuen Urteiles. Hierbei ist davon auszugehen, dass Art. 44 auch 
■inf Frankolieferungen luiwenlbar ist, weiter, dass die Klägerin den ihr 
gemäss Art. 44, 4b olfln jjt inleii Beweis nicht erbracht hat". 

Die Klage der Kasäatiousbeklagten war daher gänzlich abzuweisen. 

Nr. 178. Entsch. des Deutsehen Relchsgeridits. 
6. ZiTitsenat Vom 17. Oktober 1904. 

Jiir. W.H'lK-nschr XXXIII (1904) Nr. 72. 74 S &75 ZllT. 7.) 

B6B. 823. ZPO § 304. Dfe Zusprechung einer Rente an einen nöCh nicht Erwerba- 
fihigen in einem Zwisohsnurteile ist nur dem Grunde nach, d. h. dahin 2u verstehen, 
ilaet den tplteren Veifahren die Festetelliig der H9he vnd der ZeltaNelmKts v«r> 

bshaltMi bidbt 

Anlangend die beanspruchte Rente wegen Yerminderter Erwerbs- 

Bger, Bianbnhureehttieh« BntaelielduigMi XXL 19 
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i&bigkeit des El., so ist allerdings nicht absiueben, wie solche Ten 
Tage des Unfalls an hat gefordert werden m<)gen. Denn der KL war 
sa dieser Zeit erst fünf Jahr alt« von einem Schaden dorch Hindenuig 
seiner Erwerbef&higkeit kann also fftr die bisher seit dem Unfall ver- 
gangene und auch noch spftter f&r längere Zeit nicht die Bede sein. 
Es kann deshalb schon jetzt nicht zweifelhaft sein, dass der erhobene 
Ansprach auf Gewährung einer Rente zum Teil, nämlich für die Zeit, 
in wdcher der Kl., auch wenn der Unfall nicht stattgefunden hätte, 
keinen eigenen Erwerb haben wl'irde. nnbegriiudet ist. Die Vorinstan/en 
haben indes, wenn sie die Klas'e, soweit sie die newäbrnng einer Gehl- 
rente zum Gregenstcind hat, dem Grunde nach für bererbti<rt erklärt 
haben, dies, wie unter<!tellt werden darf in dem Sinnp L^t iJi' inr dass 
dem spateren Verfahren vürbehalteu bleiben soll, nicht bloss m welciier 
Hobe die Rente zu zahlen sei, sondern auch, für welche Zeitabschnitte. 
In diesem Sinne anft:;efasst, liegen gegen das angefochtene Urteil, auch 
.soweit es sich als Zwischenurteil nach § 3Ü-4 der ZPO. darstellt, keine 
Bedenken, welche die Aufhebung des Urteils geboten erscheinen liessen, 
vor, wenn es auch richtiger gewesen wäre» wenn die yoriastamsen den 
Rentenanspruch für die Zeit, für welche er sich ohne weiteres als nn- 
hegrQndet darstellt, nicht mit in das Zwischenitrteil einbezogen, sondern 
sofort abgewiesen h&tten. 

Är. 179* Entsch. des Preuss. Oberrerwaltangsgerielits* 

2. Senat. Vom 18. Oktober 1904. 

(Preuss. Eiaeab.-Arch. 1B05 Hofi l S. 278.) 

Rangier-, Nebes- ■«! Ltiegleite gehüren zu den Sobimeiweaes Im Sinie des $ 24 
im. d des KoimeiwIabitlieigetetiN vom 14. Jsll 1893 imI tliid daher vsi der fit* 

■elndegnindsteuer befreit. 

Keinesfalls kann ein Zweifel darüber bestehen, dass das Gesetz 
die Schienenwe^re aller Eisenbahnen als zum öffentlichen Gebrauch be- 
stimmte Grundstüeke an.-^elien und ibnen die Steuerfreiheit zuge.^tehen 
will , gleichviel in wessen i^igentum sie stehen und ob der Betrieb in 
den Häuden des Staates oder anderer Unternehmer ruht. Den Kern- 
punkt des Streites bildet also nur die Frap:e, ob das Gesetz unter 
„Schienenwege" das gesamte mit Sfbienen bedeckte Bahiibofsterrain 
oder nur da.*ijenige verstellt, auf welchem sich die von Station zu 
Station durchlaufenden Schienen befinden. Der Vorderrichter führt 
aus, es seien die Rangier-, Neben- und Ladegleise so notwendig 
nnd eng mit dem Bahnbetriebe verknüpft, dass die Hauptgleise andwen- 
falls ihren Zweck nicht erfollen könnten; sie seien unmittelbar nnd 
ansschliesslich den dem ölfentlichen Verkehr dienenden Hauptgleisen 
angegliedert nnd mflssten in steuerlicher Besiehung ebenso wie diese 
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beliaiidek werden. Der Beklagte macht dagegen geltend, dass die 
stieitigen Fl&cheu uicht dem OffeuÜiclien Gebrauche, sondern dem 
lokalen Gewerbebetrieb der Eisenbahn dienten und deshalb steuer- 
pflichtig seien. Dieser Aoifassnng hat sich der Gerichtshof nicht 
anzoschliessen Terinocht Zwar kann die Steuerfreiheit nicht auf den 
Hinweis der Zug^Origkeit der Nebengleise zu den Hauptgleisen be- 
gründet werden; denn die Steuerpflicht kann nicht bloss die Hauptsache 
ohne ihr Znbehdr, sondern auch das ZnbehOr ohne die Hauptsache 
treffen, nnd selbst Substanzteile derselben Sache köuneu teils steuer- 
pflichtig teils steuerfrei sein (§ 24 Abs. 3 a. a. 0.); allein fi\r die Steuer- 
freiheit der Nebengleise fällt entscheidend in das Gewicht, dass das 
Gesetz, ganz allgemein von „Schieoen wegen" spricht, ohne einen Unter- 
schied zwischen den verschiedenen Arten von Scliienenwegen zu machen. 
Der Wortlaut des Gesetzes stellt also der Auffassung des Beklagten 
nicht zur Seite. Aber auch soiist sind Gründe nicht erkennbar, welche 
die einschränkende Ansleguug des Beklagten rechtfertigen könnten. 
Insbesondere ist &a verfehlt, wenn der Bekloerte ausführt, dass nur die 
durchgehenden Gleise dem öffentlichen Gebrauch, alle übrigen dem 
Gewerbebetrieb der Eisenbahn dienten. Dem Gewerbebetrieb der Eisen- 
baliiieu tlienen sämtliche Schienenwege, mag sich auf ihnen der eigent- 
liche Personen- und Güterverkehr oder das Beladen und Entladen der 
Wagen, die Zusammenstellung und Instandsetsung der Zflge abspielen. 
Alle diese Schienenwege sind hergestellt, damit -der Unternehmer die 
ihm mit der Betriebsttbemahme ftberkommenen Pflichten und Aufgaben 
erf Ollen kann, und wenn die Gesetsgebung nicht soweit gegangen ist, 
die Befreiung tou der Grundsteuer auf alle dem Betriebe des Transport- 
geschAftes dienenden Grundstücke zu erstrecken, so hat sie doch die 
«Schienenwege* sdilechthin befreit, weil diese durch die Art ihres Aus- 
baues der Kultur völlig entzogen sind und es an jedem Massstabe fOr 
ihre Besteuerung fehlen würde. Sie sind deshalb auch in steuerlicher 
Beziehung den Briickeii, Kuuststrassen und schiffbaren Kanälen in § 24 
litt. d. a. a. 0. gleichgestellt worden, und es hat auch bei der staatlichen 
Besteuernng niemals ein Zweifel darüber bestanden, dass die in § 4 des 
Grundsteiiergesetzes vom 21. Mai 1861 den Schienenwegen eingeräumte 
Befreiung alle Arten von Schieiienwetreu ergreift. Dies ist insbesondere 
in dem Erlasse des Finanzniinisters vom 10. Novbr. 1879 — II 14185 
— (vgl. Gauyi), Gebäudesteuer, 3. Aufl., S. 76 Nr. 494) zum Aus- 
druck gebracht worden, indem dort „das mit Schienen bedeckte Bahn- 
hofsterrain" als steuerfrei bezeichnet wird. Auch das Oberverwaltuugs- 
gericht hat in der Entscheidung vom 26. Januar 1898 (Preussisches 
VerwaltuDgsblatt, Jahrg. XIX S. 390) den frflheren und jetzigen Bechts- 

19* 
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ziLstand für die Konimunalbesteiierunj? dahin klargelegt, dat>ö die 
pSchienengleise'' kraft einer ausdiitcklichen äpezialvorschrift — 
stets, Ton den ftbrigen Grandstttcken aber nur die „zu eine» Offeni- 
licben Dienst oder Gebranch bestimmton" den Bealsteuem vom Grood- 
besitz entzogen sind. 

Nr. ISO. Klitsch, des Deiitsclicii ItpiclisgcriclitB. 

2. Zivilsenat. V^om 18. Oktober 1904. 

^Jur. W odieasclir. XXXIll (1B04> Nr. 78/74 S.&77 Ziff. 18 > 

f 8 Pramt. Eiil«lsi.-fi«t. vm ll.Jart 1874. Voller Wert let nIeM der MaxlMlwart, 
eeedeni die aadi der tllienelnen Verkehrsanschauunf veMe eii relehUeke Beneetisi 

der Entschädigeng. 

Wie das ()L(i liervnirelioben li.it. haben die 8achveistäudigen in 
ihrem Oiitanbten aH«*lriK klich erkläi t . dass, da die Kl. infolge der 
Zwangsentzuihmig ihres Eigentums ein Herht auf volle Entschädigung 
habe, sie bei allen Ansätzen das Maximum in Rechnung- gestellt 
hätten, wenn sich daraus auch Resultate ergäben, die den allgemeinen 
Anscliaiiuiigeu und der Praxis bei Verkäufen nicht entsprächen. Mit 
Recht hat der BR. diesen Grundsatz für bedenklich gehalten. Volle 
Entschädigung ist nicht j^eichbedentend mit Ersatz des höchsten 
Wertes, sondern entspricht dem Worte „Tollstftndig'' : Der Enteignete 
soll durch die Enteignung keinen Vemiogensnachteil erleiden, in der 
zuzubilligenden Entschftdigung Tielraehr Ersatz fAr alle durch die Ent- 
eignung ihm zugefügten Nachteile erhalten, und innerhalb der natOrlichen 
WertsschwankuDgen soll die zu leistende Entschädigung voll und reich- 
lich bemessen sein. In diesem Sinne hat das OLG. den Ausdruck Tolle 
Entschädigung aufgefasst und hat dementsprechend mit Eecht die von 
den Sachverständigen auf Grundlage der höchsten Ansätze gefundenen 
Werte herabgesetzt. Es hat diese Herab.«ietzung gemäss § 286 de^ 
ZPO. auf Grund eigener tatsächlicher Erwägungen nach freier Ueber- 
zencnnjr vorgenommen und durfte hierbei auch die Gutachten der Ver- 
waltung>isa( hverständigen und der ersternaunten gerichtlichen Sacb- 
verständigeu mit iu Betracht zieheu. 

Xr. 181. Kntsch. des Deutsvlien Reichsgerichts. 
6. Zivilsenat. Vom 24. Oktober 1904. 

(Dtiieli. Jiir..ZK. U (19M) Nr.t4 S. ll«6. ~ Jnr. WoelMOMbr. XXXIV (IM) Hr. lAKZOLm 
Der gesetzliclie Uebergang voa Haftpfliohtansprüohen an die BenifeoeooeeeseohafI ewis 
soiion bei Feststellung des Grundes des Anspruches berlektichtigt werden. 

Kl. (ein Arbeiter) ist von der elektrischen Strassenbahn, der Ver- 
klagten, beschädigt. Gegen seine Klage ist u. a. eingewandt, dass — 
soweit ein Schaden eingetreten sei - Kläger sclion von der Rerufs- 
geitossenschaft eiitiM:;hädigt sei. Da öeiue etwaigen Rechte somit ge- 
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setzUcb aaf diese übergegangen seien, habe er selbst keine Ansprficbe. 
Vorinstanz stellt durch Zwischeuurteil den Gruud des Anspruchs als 
yorhanden fest, indem sie aosffihit, dass die Frage, ob und inwieweit 
Kläger von der Berufsgonossenschaft eutscb&digt sei, dem s|»ätereD Ver- 
fahren über die Höhe des Anspruchs zuzuweisen sei. Rß. niissbilligt 
drts und hebt auf: Der gesetzliche Ueborofanf^ der Ansprüche des Ver- 
letzten vollziehe sich durch die Feststellitnt» der Kiitj>chädigungspflicht 
der Benifügeuossenschaft. War diese Feststellung vor Erhebung der 
Klage erfolgt, so mnsste üeine Klaso, insoweit als er Ersatz von der 
Benit'sgenosseubchafi erhält oder erhalten hat, abgewiesen werden. Ist 
jene Feststellung erst wälnend des Prozesses erfolgt, so imisste Kläger 
seinen Antrag insoweit auf Verurteilung zur Zahlung an die Berufs- 
genossensch afi ändern; andernfalls sei die Klage auch in diesem Fall 
insoweit abzuweisen. 

Nr. 189. £iit6ch. des Schwei xer Bundesujcriclits. 

Vom 26. Oktober 1904. 

^Zt■it^^ ll^. d fit'tn Jur -Ver. fiJ XI. U»u4- üflt IJ S. 670.> 

EUeiibahnhaftpfllcht, Art. 7 des Eisenbahnhaftptiiohtgesetzes. Grobes Versobulden 
dir CtMatetm liegt vor, wen« dtr Zqg tt Ibtiflllt abgefartiot wird, daii «Ii Till der 
PasMflere «if dar Plaltfem dtr Wagea atalMa Miist. 

Allerdings greift die weitergehende Haftung des Art. 7, wie das 
Bundesgericht wiederholt ausgesprochen bat, nicht schon bei jeder mit 
einem Unfall in ursäohlicbem Zusanimeuhang stehenden Unregelmässigkeit, 
bei jedem Verstoss gegen eine Reglementsvorschrift, sondern nur dann 
Platz, wenn die durch die Umstände gebotene Sorgfalt in gröblichster 
Weise ausser acht gelassen worden ist Diese Voraussetzung trifft 
aber namentlich in den Fällen zu, wo die mit einer unvoisiclitigen 
Handlung oder Unterlassung der Balinorgane für Leben und iTesiiiullieit 
der Reisenden verbundene Gefahr nicht erst bei besonderer üebeilegung 
erkennbar ist, sondern in die Augen s]»riHgt, greifbar ist und jedermann 
bich aufdrängt, so dass sie auch dem betreffenden Beamten notwendiger- 
weise sofort zum Bewusstsein gekommen sein muss. In der Abfertigung 
eines Zuges nun, der dermassen überfüllt ist, dass ein Teil der Passagiere 
notgedrungen anf der Plattform der Wagen stehen mnss, ist eine schwere 
PfliehtTersJlnmnis im angegebenen Sinne seitens deijenigen Beamten, 
die ftlr genügenden Platz hätten soi-gen sollen, zu erblicken; denn die 
Gefahr des Heranterstflrzens während der Fahrt ist hier dringend und 
angenscheiulicb, wie denn auch der Aufenthalt von Passagieren anf der 
Plattform durch § 17 des Transportreglements eben wegen der grossen 
Gefahr verboten war und bekanntlich vom Personal im Übrigen auch 
nicht geduldet wird. Auch ist zu beachten, dass vorliegend der Fehler 
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von Vorständen wichtiger Bahnhöfe — Biel und Sonceboz — also von 
Beamten ausging, denen vermöge ihrer Stellung erhöhtes Verant- 
wortlichkeitsprefßhl zugemutet werden darf. Für den Vorstand in Biel 
fällt dann noch erschwerend in Betracht, dass er vom Zngmeister auf 
die Gefahr an-^di-ücklicii aufmerksam ^remacht worden ist und trotzdem 
den Zug In jeuem Zustand der Ueberfülluog hat abgeben lassen, statt 
auf Abhilfe durch weitere Wagen (oder einen Extrazug) bedaclit zu 
sein. i>ifc Balm kann zu ihrer Entlastung auch nicht aulUhren, dass 
der grosse Andrang des Publikums zum Zug Nr. 177 unerwartet ge- 
kommen sei ; sie mnss yielmehr zugeben, dass man, da es einer der so- 
genannten Lesenonntage war, anf eine sehr staike Treqma des letzten 
Zages nach Soneeboz-Dachsfdden-Delsberg gefasst sein konnte. Dass 
das Wagenmaterial, dessen es znr Abhilfe bedurft hätte, anf deo 
Stationen Biel nnd Sonceboz nicht vorhanden war, ist von der Bahn 
nicht dargetan worden. Und wenn es auch der Fall gewesen wäre, 
so konnte es höchstens znr Entschnldigung der betreffenden Stations- 
vorstände, insofern sie ohne Erfolg geni'igendes Material verlangt habcu 
solltr n, dienen, während die Verantwortlichheit fftr jenen Zustand, der 
den Unfall herbeigeführt hat, nnd damit ein grobes Verschulden im 
Sinne von Art. 7 höhern Bahnorganen zur Last fallen würde, denen es 
obgelegen hätte, dafür besorgt zu sein, dass genügende Transportmittel 
zur Beförderung der Reisenden geuiäss der Vorschrift des Art. 5 des 
Bundesgesetzes betr. den Transport auf Kiseubahuen und Dampfschi£GBn 
vom 29. März 1893 zur Verfügung steUeu. 



Kr« Entscli. des Appellbofcs zn 6trenoMe. 

Vom 29. Oktober 1904. 

.Zcitschr. f. Dtscli. ßnii-' Heclit mul Franzo- Zivilr. Bd. XXXV a'MH< Hol t n S. 884) 

Art. 1384 C. oiv. (I 831 BGB.). Eine EisenbahnBesellschaft ist nicht haftpfliolitig, wem 
der von ihr angestellte Bahiarit dsrob fehlerhafte Behandlueg einen duroh eine« 
Bttriehtunfall vsrlstitea BatailMBitM tdiillit 

In Erw., dass eine Haftbarkeit der Gesellschaft nach dem Wort- 
laute des Art. 1S84 G. civ. nur begrttndet wäre, wenn zwischen dem 
Arzt, welcher den B. behandelt hat, und der Eisenbahngesellschaft das 
Bechtsrerh&ltnis des Bedi^steten znm Gesch&ftsherm bestfinde; dass 
ein solches Verhältnis aber nicht zwischen einer Eisenbahngesellschaft 
nnd den von ihr mit der Pflege der erkrankten und verletzten Bahn- 
beamten betrauten Aerzteu besteht, weil hierzu nicht nur erforderlich 
ist, dass der Bedienstete vom Geschäftsherrn ausgewilhlt und bestellt 
wird, sondern auch, dass der Geschäftsherr befugt ist, ihm bindende 
Anweisangen und Befehle hinsichtlich der von ihm zu vernchtendea 
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Arbeit nnd des vou ihm za yersehenden Dienstes zu erteilen; dass aber 
der von der Gesellschaft angestellte Babnarzt nach keiner Richtung 
hinsichtlich der Ausübung seiner ärztlichen Kunst von der Eisenbahn- 

gesellscliaft abhängig oder irgendwie deren Autorität unterworfen ist; 
dass beim Fehlen jetlen eignen Verschuldens die F^isenbalinf^esellschaft 
nicht verantwortlit'li gemacht weiden kami für die Folgen einer ärzt- 
lichen Behandlung, an der sie ganz unbeteiligt war und bezüglich 
welcher ihr weder die Leitung noch die Ueberwaclmug zustand, dass 
deshalb gar nicht untersucht zu werden braucht, ob Kläger sich mit 
Recht oder Unrecht über maugelliaite ärztliche Fürsorge beklagt. 



Nr. 1S4. fintsch. dos Deutschen Kelthsirerichts. 
3. Strafsenat. Vom 5. November 1904. 

(PtNh. Jw-StK. X (IM») Hr. B 8. 171.) 

DiMk. SMIB. f 113. WMerttaid «•!•■ ils 8tuto|MralL Baliitl<i|iohaffkisr als 

Bahipslizetbetoiter. 

Der Bahnsteigschaffner gehört zu den in § 66 der Betriebsordnung 
für die Haupteisenbahnen Dentsc hiands vom 6. Juli 1892 aufgefUhrten 

ßahnpolizeibeamten ; die sogenannte Bahnsteigsperre verdankt im wesent- 
lichen sicherheitspolizeilichen Interessen ihre Einführung: die Sicherheit 
des reisenden Publikums und des Betriebes selbst soll durch möglichste 
Beschränkung des Verkehrs auf den Bahnsteigen erhöht werden. Zur 
Dnrchftihrnng dieser Tendenz gehört auch die Kontrolle des den Bahn- 
steig verlassenden oder betretenden Publiknnis durch Prüfung und 
Durchlochung der Fahr- und Bahnsteigkarten, und es kann daher nicht 
zweifelhaft sein, dass sich der Bahnsteigscliaffner vS. zur Zeit, als der 
Angekl. ihn augnÜ', iu Vuniahme einer Vollstreckuugshaudiuijg be- 
funden hat. 

Nr. 1S5. Gntsch. des Bentscheii Keiehsgcriehts, 
6. Zivilsenat, Vom 10. November 1904. 

(Jnr Wochcnschr. XXXIV 1905 Nr. a S. 57 ZW. 86.) 

9 I Haftpflichtgesetz. Das Ueberfahrenwerden eines nocli nicht siebenjähriBen Knaben 
Vis der SirtsMsIwhn Ist sIs ült 4» sIpMtiMlidi gefUirHolies Nstir dM Ustsr- 
iotsiwn vsrfcsipflss Ersigsis, wslohn die Elsrsds dsr MNrss Qswslt awsshllsist 

Das BQ. Terkennt zwar nicht, dass das HG. die Änsicbt yertreten 
habe, das üeberfabren von Emdern durch die Strassenbahn in grösseren 
verkehrsreicben Strassen sei ein mit den eigentttmlichen Gefabren des 
Bahnbetriebs im Znaammenbang stehendes Ereignis, das in der geffthiv 
lichen Natnr des Unternehmens oder in der dnrch das Unternehmen ge- 
schaifeneu gefährlichen Lage seinen Grund habe, so dass demnach die 
Annahme höherer Gewalt aasgeschlossen erscheine. Das BG. erklärt 
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aber, der Meinung zu sein, dass das RG. so eigenartig gelagerte Fälle, 

wie den vorliegenden, die keineswegs häufig vorkämen, unter die in den 
betreffenden Entscheidungen gemeinten nidit liabe einziehen wollen. 
Wenn der vorliegende Fall etwa Eigentümliches oder Eigenartiges hat, 
so besteht es darin, dass gerade die Anlage der Bahn in t^iner cnfren 
Strasse nnd die äusserst geringe Entternung dos Randes des Gehwegs 
vuii der äusseren Schiene eiueii besonders gefährdenden, in der Natur 
des Unternehmens begründeten Zustand dartun und dadurch veranlasste 
Unfälle erst recht nicht die Grundlage für die Annahme einer höheren 
Gewalt begründen können. (RG. 54 S. 404, 406, 407.) Die Annahme 
kfi1i«rer Gewalt stdit somit im Widersprach mit der Bechtsprechaog 
des RQ. 

Nr. 186. Enteeli. des Dentselien ItolelMgerlehlB. 
6. ZlYllsenat Vom 14. NoTember 1904. 

{im. WoflbtBMdir. ZZJUT (iM») Nr. • & « Ztff. 
M g 254. § I Htftpfliohtgfltetz. Mitwirkendes Verschulden de« das Trittbrett dir 
StriMeabalii wlhread der Fahrt heia AiMteigen betreteiidta Fahrgastes. 

Es unterliegt auf Grund des festgestellten Tatbestandes die Frage, 
ob eine Partei ein Verschulden im Rechtssinne triflft, nach feststehender 
Rechtsprechung des erkennenden Senats der Nachprüfung des Revisions- 
gerichts, das nach Massgabo seiner eigenen Benrteilnng auch die Ab- 
wäfrung des beiderseitigen Ver-f!inldens oder bei Anwendung des § 1 
Hattpflichtges. des eigenen r^: Imldens des Verletzten gegenüber der 
die Haftung des Eisenbahnniiteruehmers begründenden Betriebsgefahr 
(RG. 53, 75; 56, 154) aul Grund des § 254 BGB. vorzunehmen und deni- 
gemäss nach § 565 ZPO. xa entscheiden in der Latre und berufen ist 
CRG. 53, 394, JW. 1903 Beil. Nr. 229;. Diese Nachprülung führt nun 
im gegebenen Falle zu dem Ergebnisse, da&» zwar insoweit dem Be- 
rufungsgericht zuzustimmen ist, duss das Itotreteo des Trittbrettes eines 
Wagens der Strassenbahn zum Zwecke des Absteigens noch wftlirend 
der Fabrt niebt unter allen Umständen ein Verschnldeii des Fahrgastes 
darstellt, dass ein solches aber nur dann nicht anzanehmen lat, wenn 
in den begleitenden Umständen keinerlei Erschwemog and Hindernis 
beim Absteigen gegeben ist, und der Fahrgast auf dem schmalen Tritt- 
brett sieb Yollständig sicher auch gegenüber dem beim Anhatten za sf 
wartenden Rocke fühlen kann. Im vorliegenden Falle wai-en solche 
hindernden Umstände aber darin enthalten, dass einmal nasse Witterung 
mit Schneefall herrschte nnd nach der Aussage des Zeagem G. auch 
auf dem Trittbrett Schnee sich befand, der das Feststehen erschwerte, 
sodann aber der Kläger anter dem rechten Arme ein Paket tmg, dis 



Digitized by Google 



Entsch. des Bezirksgerichts für UandcIssaoheB in Wi«n tüih 29. November 1904. 289 

es ihm anmOglieh machte, im Angenblieke des Rockes mit der rechten 
Hand eine der Griffatangen za erfaaaoi md ao sich dem Herab- 
stürzen zu schlitzen. Unter diesen Umständen kann der Kläger nicht 
von jeder eigenen Sclmld entlastet werden. Als ein im Verhältnisse za 
der Betriebsgefahr der Eisenbahn schweres, weil die Gefahr im hohen 
Grade mehrendes, Verschulden erscheint allerdings das Verhalten des 
Kläffers, namentlich im Hinblick auf tlie von dem Renifnngsgericht 
festgestellte Uebnng des fahrenden Publikums, nic-ht; immerhin erschien 
es in Anwendung des § 254 Abs. 1 BGB. augemessen, den Umfang des 
von der Beklagten zn leistenden Ersatzes auf zwei Dritteile des geltend 
gemachten EntscUädiguugäauspraches zu beschränken. 

Nr. 187. fintaoh. des BezlrkKu:cr!(ditH ffir Handelssachen In Wien« 

Vom 29. November 1904. 

(Allg. Tar.-Anz. XXiV (isws; Nr * H. 7o t 

Oeaterr. Eiaenb.-Betr.-Regl. § 51 1, § 61 Abs. 4, § 91. Bei grobem Verschulden in der 
RmitMwaM *) tidee a«f die Ii FrMlMIfflireMM btttebmdM SolNul«Niut|irlcle des 
AttMiert wedtr die Verlihrungsbeetimmungen dps § 61 Abv 4, nook iltl §91 B«tr.* 

ReflL Aiwtedvii, sondern § 1489 a. b. GB. 

Anf den Schadenersatzanspruch des § 51 lit. 1 finden die im Betr - 
Regl. enthaltenen besond^r^n Bestimmungen über Verulhrung keine An- 
wendung. Die Verjährungstrist des § 61 f4) Betr.-Regl. bezieht sich 
auf Frarhtprstattungsansi»rüclie ans unrichtiger .Anwendung des Tarifes 
oder Rechuungsleiilern: im vorliegenden Falle wurde ein richtiger Tarif 
richtig augewendet: der Schadenersatzanspruch des Klägers begründet 
sich somit nicht aus § 61, sondern aus § 51 lit. 1 Betr.-Regl ; daher 
liegt, wonngleich Kläger diesen Schaden in Höhe der Fraclitdifterenz, 
welche sich bei Beförderung auf der von der Bahn gewählten und einer 
anderen billigeren Ronte ergibt, in Anspruch nimmt, doch nicht ein 
Entattangsanspmch im Sinne des § 61 (4) Betr.-Regl. vor. Aach die 
im § 91 Betr.-Regl. normierte Veijährnngefrist greift nicht Platz» denn 
diese bezieht sich» wie Marginalrobrik und Inhalt des § 91 zit ergeben, 
nnr auf Ansprüche wegen Verlostes, IQnderang, Besehftdigang oder Ver- 
sp&tung des Gates. Da die besonderen VeijfthrnngsfristeD des Betr.- 
Regl. nicht Anwendung finden, so ist die Yerj&hrnng nach den allge- 
> meinen Bestimmungen zn beurteilen; nach diesen könnte der Anspruch 
gem&ss § 1489 a. b. GB. erst nach drei Jahren von dem Zeitpunkte der 
Zahlung der Fracht, in welchem dem Empfänger durch Einsicht des 
Frachtbriefes der Schade bekannt wurde, veijäbren. 

*) EntMsb. taelb. Gerichts vom 6. Oktober 1904 in dieser Zeitsdir. Bd. XX! S. 185. 
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Nr. 18H. Kntsfli. des DiMitseheu Rolehs^ericht». 
6. Zivilsenat. Vom 1. Dezember 1904. 

< Jw. WofiheaMhr. ZZXIT (im) Hr. S 8. 77 ZUT. tt.) 

§ I dM Haflpf fohtotMtiM tot In mImt prtktlMkMi BwMmi direh % 254 MB. vti 

vornherein insoweit modifiziert, als schon die Ursäolilichiieit der allgemeinen Ge- 
fährlichkeit des Ei<4{>nbf;hnb(>^rieb^ einerseits und des Vfrschuldens dM Vtrletlt«! 

andererseits gegeneinander abgewogen wprden müssen. 

Vom rechtlichen Gesichtspiiiiki jeiun- beulen (JesetzesbestiuiDuiugeu 
aus lässt sich überhaupt nicht sagen, <lass ein Unfall, der ,bei dem Be- 
trieb einer Kisenbahn" sich ereig:net und die Verletzung einer Person 
znr Folge hat, allein auf das Verschulden des Verletzten als seiner 
Ursache zurückzuflihrüu wäre. Denn ^bei dem Betrieb" einer Eisenbahn 
ist eine Verletzung nur erfolgt, wenn sie auf den Betrieb als Ursache 
bioweiBt. Darans folgt, dass ein Verschulden des Verletsten nur als 
mitwirkende Ursache in Betracht kommen kann, nicht als alleinige. 
Auch wenn daher irgendwelche ümstftnde nicht rorliegen, die die mit 
dem Betrieb einer Eisenbahn überhaupt verbundene Gefahr in dem sar 
Entscheidung stehenden Falle erhobt haben, muss diese Gefahr gegen 
das Verschulden des Verletzten abgewogen werden. Diese bereits im 
frftheren Revisionsurteil niedergelegte Auffassung f&hrt keineswegs, wie 
die Revision meint, dazu, dass niemals die Schadensersatzpflicht des 
Betriebsunternehmers völlig auf^geschlosseu werden würde, sondern nur 
dazu, dass nicht jedes mitwirkende Verschulden die Haftung des Unter- 
nehmers ausschliesst. Es ist dabei zu prüfen, inwieweit die Betriebs- 
gefahr oder das Verschulden des Verletzten die vorwiegende Ursache 
des Tl"!! falls bildet, wobei be.sunderss das Mas.s jene.s Verschuldens von 
Bed' Mitling ist, und diese Abwägung kann dazu flihren, dass dem Ver- 
letzten jeder Anspruch gegen den Unternehmer zu versagen ist. 



Nr. 18». Eutsch. des Deutschen Reich !«i?ericht8. 

4. Zivilsenat. Vom 0. Dezember 1904. 
(Jnr. WoobcBMdir.ZXXlV (I906) Mr. t & Zlir. Uk) 

B8B. % 276. HaftpfficMgeoetz § 2. MisM Jsde Vomthme einer feflUirllohes Vsr- 
risMing Ist FaliriiMigkeit. Ea kOMiit anf den Zweek der Handlang an. 

Das BG. nimmt an, dassEJ. unter allen ümst&nden eine Bertkhrung 
des Bäderwerks, bei dem er von dem Beklagten angestellt war und 
verunglückte, mit der Hand vermeiden musste und dass er auch zum 
Zwecke einer ihm nötig oder nützlich erscheinenden Untersnchun<? des 
vorhandenen Zustandes des Rades »diue Fahrlässigkeit seine Hand 
keineswegs der Gefahr einer Verletzung, wie 'j:eschehen, aussetzen 
durfte. Diese licchtsauffassmig kann nicht gebilligt werden, denn sie 
Wälde zur Folge iiaben, dass jede vcrtragsmässige Uebernahme eiuei* 
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gefthrliehen Arbeit als Fahrlässigkeit des zur Dienstleistmig Ver* 
lichteten zu erachten sein würde: ein Ergebnis, welches im BGB. 
eine Begrfindiing nicht findet. Es kommt daher aUerdings darauf an, 
ZQ welchem Zwecke der El. das Kad mit der Hand berührt hat, und 
zwar auch dann, wenn sich KI. die Möglichkeit vergegenwärtigen 
mosste, dasH das Räderwerk, w&hrend er mit der Hand auf dem Bade 
au diesem stand, angehen werde. 



Nr. ItN). Entseh. des Deutschen Beiehsgerichts. 
S. Zivilsenat. Vom 15. Dezember 1904. 

(Jar. WodiMiMkr. XXXIV (INS) Nr. a & W ZIA 14.) 

MB. H 276, 823. FIr Hsn ■ifeMltstMdm Konttrakttoetfeliler stisr Bskshefttrepp« 
Itftet die Eisenbahn nicht, wenn in dem Br-stehenlassen derselben eis Vsratiti Q6Q«a 
die in Verkehre erferderliolie Sergfalt nicht liest 

Der El. ist im Bahnhofe zu H., als er die aus dem Tunnel nach 

den Ausgängen führende Treppe emporgestiegen, auf der obersten Stufe 
gestranchelt und nach vorn j^estilrzt, hat sich aber durch das Vorhalt«! 
beider Hände vor dem Hinfallen bewahrt. Sein Anspruch auf Schadens- 
ersatz wurde vom OLG, dem Grunde nach für berechtigt erklärt, das 
RG. hob auf und wies die Elagrc ab: Es ist nicht zu beanstanden, dass 
der Höhenuiit* ! schied, der bei der iu Frage stehenden Treppe zwischen 
der dreizrliiiteii und den übrigen Stufen besteht, als ein Konstruktions- 
fehler bezeichnet worden ist, und es soll keineswegs in Zweifel gezogen 
werden, dass die Beseitigung dieses Fehlers wiinsr.heuswert ist. Das 
allein reicht aber nicht ans, die Schadenersatzpflicht des Bekl. zu be- 
gmuden, dazu würde vielmehr gehören, dass das Bestehenlassen dieses 
Höhenunterschieds als eine Ausserachtlassuug der im Verkehr erfurder- 
licheu Sorgfalt anzusehen wäre, und dies wtti'de nui* gerechtfertigt sein, 
wenn durch den Unterschied eine wirkliche Gefahr für die auf der 
Treppe gehenden Personen begrttndet wttrde. Eine solche wird aber, 
dnrch die Differenz, die zwischen der Höhe der obersten und den 
Übrigen Treppenstufen besteht, noch nicht begründet. Jedermann muss 
bei Begehung von Treppen, die ihm nicht dnrch vielfache Benutzung 
ganz genau bekannt sind, aufmerksam sein und auf den Weg achten, 
er kann auch nicht erwarten, dass alle Stufen von absolut gleicher 
Höhe sind und muss mit kleineu Unterschieden rechnen, und um mehr 
als einen solchen handelt es sich hier nicht. 
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Nr. 191. Eiitseb. des Douisclion Beiclisgertehts. 

6. Zivilsenat. Vom 2. Januar 1905. 

(Jur Worrlicnselir XXXIV (1906) Nr. 4 8.112 Zin.6. — üi^-h .lur-ZtR. X fl905' Nr. 4 S .319 '/.\t\ is 

g I HaftpfliclitgeseU. g 254 BGB. Unvortiohtige« Aussteigen vor Haltea des Zuges 
Mf der Sfatlon begrfindet ein mitwirknidm VwnelwMfln de« Reisenden. 

Die Eliefrau P. liilii mit einem Zuge der vom Bekl. betriebenen 
Eisenbahn nach S. Kurz vor dem Einfahrtesignal dieser Station hielt 
der Zag. Die Frau glaubte, er sei am Ziel aDgekommen und stieg 
aus. Sie bemerkte dann zwar, dass der Zug nocti nicht bei der Station 
halte, aber ihr Versach, wieder einzusteigen, war nicht aosfUirbar, weil 
der Zug sich wieder in Bewegung setzte. Sie trat, um nicht von den 
Laufbrettern der Wagen gefasst zu werden, etwas seitlich znrftck und 
ist einen dort befindlichen Abhang hinuntergestürzt. Wegen der Folgen 
dieses Unfalls fordert sie, mit ihrem Ehemann gemeinsam klagend, Ent* 
Schädigung vom Bekl Der Anspruch wurde dem Grunde nach für be- 
rechtigt erklärt. Das RG. hob auf : 1. Zu billigen ist die Annahme des 
BG., dass die Mitkl. bei dem Betriebe der Eisenbahn verletzt worden 
ist. Dafür ist nicht erforderlich, dass die Ursache des Unfalles in der 
dem Eisenbahnbetriebe eigentüniliclien Gefahr zu finden ist, <<ondern nur, 
dass, ausser dem hier zweifellos gegebenen äusseren, d. h. örtlichen und 
zeitlichen Zusammenhang'e mit einem best imm reu Betriebsorgane, ein nr- 
sächlicher Zusammenhang; mit der Hetriebsnuigkeit des Bahnunternehmers 
besteht. Dieser ist hier voi hauden. Nicht nur hat ein Betriebsvorgaug, 
das Halten des Zuges auf freier Strecke, den Anlass zu dem Irrtuoi 
der Verletzten gegeben, soudeiu es ist auch der Betrieb die Ursache 
gewesen, welche die Kl. gehindert hat, die Folgen ihres Irrtums alsbald 
za beseitigen. Das Weiterfahren des Zuges hat sie abgehalten, wieder 
einzusteigen, und die Gefahr, von den Trittbrettern des Zuges gefasst 
zu werden, hat sie genötigt, zur Seite zu treten. Daraus ergibt sieb, 
dass der Betrieb des Bekl. mitwirkende Ursache bei dem Unfall ge- 
Wesen ist. Dagegen hat das BG. zu Unrecht die Frage verneint, ob 
bei der Entstehung des Schadens ein Veivchulden der Beschftdigten 
mitgewirkt hat. 2. Die Frage, ob die El. fahrlässig gehsndelt hat, 
beantwortet sich nicht nach dem Mass ihrer Einsicht und Erfahrung, 
sondern nach dem, was der Verkehr au Sor^^falt fordert. Darum ist 
es unrichtig, wenn aus der Unerfalirenheit der Kl. die Folge gezogen 
wird, sie habe nicht fahrlässig gehandelt. Das BG. hätte vielmehr 
prüfen ml'issen, ob ein Reisender, der die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt beobachtet, also die gegebenen Mittel flir die Erkennung- der 
Oertlichkeit benutzte, m der Annahme gelangen konnte, der Zug halle 
auf der Station S. Die Aouahme des LG., die Reiseudeu müssteu sich 
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im allgemeinen darauf verlassen, dass der Zug nur (wie za erg&nsen 
sein wird) auf der Station halte, tritt mit allgemein feststehenden Er- 
fabningstatsachen in Widersprach nnd muss darum abgelehnt werden. 
Gerade weil die Zttge Öfter nicht gleich in die Bahnhofe einfahren 
können und darum eifatirungsmllssig yor dem Einfahiissignal halten 
mfissen, macht die im Verkehr erforderliche Sorgfalt dem fidsenden 
zur Pflicht, beim Halten des Zuges nicht ohue Prüfung der Oertlichkeit 
aaszusteigen, soiideni auf den Äusraf der Schaffner, auf den erleuchteten 
Bahnsteig u. dgl. zu achten. 

Wenn demungeachtet die Kl. sich darauf beschränkt liat, die im 
Innern des Wagens sitzenden Mitreisenden zu fragen, ob sie ange- 
kommen sei, so hat sie die im Verkehr erfonlerlfche Sorgfalt nicht be- 
obaclitet, und das BG. hat zu Unrecht den § 254 BGB. nicht für an- 
wendbar erachtet. 

Nt. 192. Entseh. des Appell.-Senats des Handels- nud Weehsi^l- 

gcrichts in Budapest. 
Vom 14. B'ebrnar 1905. 

(BliraDw n. Tar.-ABS. 1« U^pwrt. eput.- i. SehUr.^Stg. JCUI Mr. 11 S. tu.) 

H 9. 7S Ungar. EM.'B«lr.*llt|l- (II I. '5 Oettsrr. EiieBb.-Bilr.-llt|L ■. Dtath. 
Elsmb.«Vtrk.-OrdN.). 81rtlk der Leute der Eisenbahn be|riliist steht die Elsreds 

der höheren Gewalt'). 

Der Gerichtshof ging bei der Bogründnnj? des Urteiles von der 
Auffa-ssung aus, dass das Stocken des Verkt'lirs diircli die Ralin- 
bedieiistpten lierbei^^efuhrt wurde, im Sinne des i; 9 des Betriebs- 
reg;lem(iits hallet die Bahn für ihre Leute gerade so, als ob die Tat- 
handlungen der Bediensteten ihre eisrenen Tathandlungen wären. Diese 
Haftung für die Leute ist keine Nebenverpflichtung, sondern zweitollus 
die llanpLverptUchiung der Eisenbahn. Diese Haftpflicht ist nicht wie 
die Haftpflicht eines anderen Unternehmers, da die Haftpflicht des 
letzteren nur ans den allgemeinen Orundsfttsen der Vertretung und des 
Auftrages resultiert, was durch die positiven Regeln in verschiedener 
Weise festgestellt werden kann, die Haftung der Eisenbahn ist dagegen 
eine bedingungslose und unbescbr&nkte. 

Im Sinne des § 9 des EBR. wird der Frachtrertrag in der Voraus- 
Setzung geschlossen, dass ans Verschulden der Bahnbediensteten kein 
Schaden fOr den Verfrachter herbeigeführt werden kann, sonach kann 
sich die Bahn mit der Arbeitsverweigerung von Seite ihrer Leute 
ebensowenig, als mit der Unfähigkeit ihrer Bediensteten zum Versehen 

*) Ebenau: Entäcli. des ädiweiaer Buud«8g«richts v. 14. Juli liAJO iu dies. Zeitsdir. 
IUI, X\1I S. 819 and dee TribnnalH in Mailaiid vom 85. April 1902 Bd. XX 8. 113. 
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des DieDstes Tertoidigen. Ihre YerantwortuDg ist sogar noeh doe 
schwerere, da ihre Leute abaiebtlich deo Schaden Tttarsachten. 

Vom Standpankte der Haftpflicht ist es irrelevant, ob sllmtliehe 
oder nnr einzelne Lente der Bahn den Dienst verweigerten. 

Ans den vorangefUhrten Grands&tzen ergibt es sich, dass der vor^ 
liegende Fall nicht in den Bereich der hdheren Gewalt dnbesogen 
werden kann, da als höhere Oewalt nnr durcli Natnrkräfte oder dnrch 
dritte Personen herbeigeführte, von dem Willen der in Verpflichtong 
stehenden Partei unabhängige Ereignisse betrachtet werden können, 
dagegen kann ein Ereignis, welches durch die haftpflichtige Partei 
selbst heraufbeschworen wurde, nicht als „vis major" angesehen werden. 

Das Urteil besagt des weiteren, dass gerade die Natur der Ver- 
richtungen des Frachtführers, derzufolge die Leistung weit ab vom 
Auftraggeber vollführt wird, den Umstand zur Folge hatte, da,<s die 
Bahn — von einzelnen Fällen abgesehen — auch für den durch Zu- 
fall herbeigeführten Schaden au dem Gute zur Haftung verpflichtet ist. 

Der Grund dieser Regel liegt darin, dass — abgesehen von den 
durch Verschulden des Absenders verursachten Schäden — die Bahn 
Dur dann von der Haftaug befreit wird, wenn es offenkondig ist, dass 
der Schaden dnrch eine nnabwendbare ftussei'e Gewalt herbeigeführt 
wnrde, femer in jenen Fftllen (EBR. § 77), welche erfahmngägem&ss 
während des Transportes vorzukommen pflegen. 

Anf Orund des Voransgeschickten kann es nnn mit zweifelloser 
Oewissheit festgestellt werden, dass vom Standpunkte des Eisenbahn- 
transports nnr jene ohne Verschulden der Bahnbediensteten entstandene, 
ausserordentliche und nnabwendbare äussere Ehiwirkung als vis major 
gelten kann, v rl he die Bewerkstelligung des Transportes in einer so 
gewalttätigen Weise verhinderte, dass das Rreiguis auch dann als 
höhere Gewalt erscheinen müsste, wenn der Frachtführer den Transport, 
ohne Organe, persönlich ausführen würde. 

Da der Schaden im Prozesse durcli Verschulden der Leute der 
Bahn herbeigeführt wurde, sind die Beweggründe dieser rechtswidrigen 
Handlung und die anf die Herstellung des Verkehres gcricliteten Be- 
strebungen und Massnahmen der Bahn von gar keiner Bedeutung, es 
niusste daher ohne Prüfung der letzteren die Ersatzpflicbt der Eisenbahn 
auf Grund des ^ 75 des EBE. festgestellt werden. 
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Abhandlungen. 

IS. 

ElDflnrn des Tenehiddeiis toh Angestellten des Beselildlglen auf 
die Haftung de« ElsenlialuiantenielimeTs. 

Von Ehnt Drtskt, 

Landrichter in KSln. 

Anlass zu einer ErfTtening der aufgeworfenen Frage gibt ein nocli nach 
altem Recht beurteilter Fall, in dem das Oberlandesgericht Köln für den 
Geltuugsbereic]! des früheren französischen Rechts die Huttung des Unter- 
ttdimers «atgegMi der fttr das friUtere Beieherecht (s. Eger, Bern. 12 zu § 1 
des Hsftpflichtgee., S. 1321), das gemeine Recht und das prevasisdie Land* 
re(lit herrschenden Rechtspreclmng (Eisenbahnrechtl. Entsch. Bd. II S, 81; 
Bd. IX S. 32; X S. 271; XIV S. 160) veraeint hat. Auf einem Eisenbahn- 
fiberpratijr war im Novcmher 1899 eine Srhafherde vom Zuge erfasst worden. 
Die Beweisaufnahme ergab, das» der Schiiter prhnldhaft die Herde zur Ihizcit 
auf das Gleis hatte geraten lassen. Darauf wies das Oberlandesgericht durch 
die Urteile vom 4. Jnli und vom 9. Oktober 190S die vom Eigentümer der 
Herde gegen die Eisenbahn erhobene 8ehademddage nnter Anwendang des 
§ 26 des prenss. Eisenbahngesetaes vom 8. November 18S8 ab. Widern es 
davon ausging, dass die Frage, ob das Yerschnlden eines Angestellten dem- 
jenigen seines Dienstherrn gleiclizuachten sei, mangels einer Beantwortung in 
dem prpiH^iKclien F.isenbaliriü'esetze selbst, nach <len allgeuieinen Vorschriften 
desjem^tn Kechtes; sich entscheide, in dessen (n'ltunijsgebiet das schädigende 
Ereignis eingetreten sei, erwägt das Oberlandesgericht, dass im rheinisch- 
irauSiiadien Beeht «n vom gemeinen Beeht and vom prenssisehen Landreeht 
abweichender Grondsate gelte. »Nach Art. 1384 eode civil hat der Anftrsg- 
geber (commettant) das Yerschnlden seines Beauftragten (pr6p086) n vertreten; 
er mnsB sieh dasselbe wie eigenes Verschulden anrechnen lassen. Ist er so- 
mit für die Folgen des Handelns spines Aufgestellt eu ebenso verantwortlicli, 
wie wenn er selbst gehandelt hätte, so muss er diese Folgen nicht nur tragen, 
wenn sie sich ^-e^en einen Dritten, sondern auch, wenn sie sich gegen ilin 
selbst richten, d. w. wenn iluu «elbst durcli ein Verschulden seines An- 
gestellten ein Sehade entstanden ist Diesen mnss er demnach gerade so 
anf tdch nehm«!, «ie er fOr die einem Dritten dvrch die Schuld des Ange-* 
stellten vemrsachte Schftdignng verantwortUch wftre. Der Eisenbahnnnter- 
nehmer, bei dessen Betrieb ein Schaden entstanden ist, kann sich somit von 
seiner Ersatzpflicht nicht nur durch den Beweis eines Verschuldens des Ge- 
schädigten selbst befreien, sondern auch dai'ch den Nachweis, dass der Schaden 
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dureh «in«n Angestellten des Oe8ChXdig;teii yersehnldet ist". Das EndurteO 
ist re4shtekfftftig. 

Eine Prfifnng der hier aafgestellten Gesichtepniikte tnf dem Boden des 
liente geltenden Keclits erscheint um so angebrachter, als fiir dieses eine höch^t- 
ricbterliche grnndbiitzlii lio Entscheidung, soviel ich spIic. noch nicht ergangen 
ist. Die Bemerkung in dem Urteil des Keichsgericht» vom 1. Oktiiber 1003 
(Eisenbahnrechtl. Entsch. Bd. 20 S. 24U); „Dem Verletzten gegcuubci wird 
aber die Bahn nur durch dessen eigenes Yemhnlden befreit", von der nidit 
wn ersehen isli, oh sie lücht ttherhanjpt einen nach alton Beeht sa beurteilenden 
Fall hetrüt, sttttst sich jedenfalls lediglieh auf die im früheren JEteeht 
wnrzelnde Lehre; übrigens enthält die weitore Begründung jenes ürtdb 
Ausführungen, anf welche noch zurückzukommen sein wird. 

Der Ansgangspnnkt nun, von welchem daf? Kölner ' tHerlandesgericht in 
seiner oben mitgeteilten Entscheidung zu einer Verneinung der Scliadens- 
ersatzpflicht gelangt, entsprach jedenfalls nicht der träher herrschenden Lehre 
und Rechtsprechung. Zirar finden sieh in tetiterer aiudi Erwägungen, m 
denen eine EnHastang der Eisenhahn von ihrer Hafti^cht infolge Venchnldens 
eines Beauftragten des Beschädigten als aa steh reelitlieh mOgUeh erdrteit 
und nur im Einnelfall auf« Gründen des mateiieUen Kcchts verneint wird^). 
Indessen waren diese gelegentlichen Ausfiihrnn<^en ortensiclitlioli nicht be- 
stimmt, eine von der allgemeinen Gnimlanschaunng, mit der ^'\e streng ge- 
nommen nicht übereinstimmten, grnmlsätzlich und bewnsst abweichende Kecht«- 
autlassaug zum Ausdruck zu bringen. Ah leitender und die Kegeliing der 
Haftpflicht heberrschender Grandgedanke galt aher, dass sowohl § 1 dea Haft- 
pflichtgesetzes, urie § 25 des preoss. Eisenhahngesetaes als selhatflndlge Sonder^ 
Vorschriften an betrachten und nur ans sieb sdhst an «dloteni und «umnilegea 
seien, dass inshesondere der Begriff „eigenes Verschulden" nach seinem 
strenpen Wortsinn und ohne Zurückgreifen anf den T'mfan^ des4 jeweils 
geltenden mateii eil rechtlichen Verschuldensbegriffs aufzufassen sei i Vfjl. E^-er, 
Bern. 12 zu § 1 Haftpflichtges. S. 182 f.; Eisenbahnrecht Bd. 11 S. 785 
Amu. 62; Eisenbahnrechtl. Entsch. Bd. XIV S. 160) ^Selbst wenn aus dem 
gemeinen Becbt der Orundsata herauleiten wftre, daia dem eigenen Verschulden 
des Besehftdigten das sefaier Bediensteten insofern gldchstebe, als es Sdiadana- 
ersatzansprüche gegen Dritte ausschliesst, so kann ein derartiger Grundsatz 
nicht oime weiteres anf die dorch ein Spesialgeseta eingeflUirte und nur unter 



>) Eisenbahnrecbtl. Entsch. Bd. U S. 32 (KU. i. Ziv.-S. Bd. ö ä. 232): ,Der Auf- 
traggeber hat nach gemdnem Sedit und nach dem AUg. liandredit die Sdbuid des Be- 
auftragten nicht ohne weiteres sn vertreten und sieh dieselbe nidtt unbedingt wie ein 

eigenes Versebon anrechnen zu lassen'' . Ahnlich Eisenbahnrechtl. Entsch. Bd. X S. 271: 
^Ey läHst sich nun weder nach gemeinem Recht noch nach ALK, anerkennen, dass, 
wenn ein Schaden durch die Schuld eines Beanttragtcn des beschädigten verursacht 
ist, hiodureh die sonst, nH es infolge eiu^ 7er«chu1dnng oder eines anderen Bechts- 
grundes, bestehende Verpflichtung eines Dritten zur Brsatslelstmig allgemein und ohne 

Auch abgedruckt Jurist. Wochenschr. lttB7 2äü und Gruch. Bd. 42 S. 975. 
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qmdeU beseiolDieteii Vonumetonngea fortfallende Botschadiguig der Else&bidin 
IbertragMi werden", so entscheidet das Reichsgericht am 23. Febnuu' 1891 
(Eäsenbahnrechtl. Entsch. Bd. IX S. 32) ntid antreffend fasst daher Schindler 
(Eisenbahnrechtl. Entsdi. Bd. XVTI S. 354 Anm. 3) die bisherige Leine dahin 
zusammen: ^Die Annahme, das« der im § 25 des Eisenbahnges. anfirrstellt« 
Begriff „ eigenes Verschnlden" durcli das jeweilige geltende allgemeine bürger- 
liche Becht zu interpretieren sei, .... ist irrig*. 

Es erübrigt dch, xn unterenclien, welebe der beiden widerspreobenden 
Aotehanungen als die der früheren Recbtetage entsprechendere angesehen 
werden muss, denn heute, nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen OesetE- 
buchs, ist der früher herrschende Standpnnkt, soweit das Reichshaftpflicht- 
tresetz in Fra^je kommt — und mir von diesem soll jetzt einstvveilen 
weiter die Rede sein — jedenfall« verlassen. Hatte da.s Haftpflicht;e:esetz in 
der zur Erörtemng stehenden Frage bis zum 1. Januar lUGU wirklich eine 
Sonderatiftllttng eingenommen oder wnr, richtiger ausgedrückt, die ihm durch 
Bechtslehre und Bechtsbranch zogebOllgte SonderBtellimg tatsKeblieh eine be- 
rechtigte, so hat sich dies mit jenem Zeitpnnlcte geftndert. Wie das BetehS' 
gericht in seinem TMoile vom 24. November 1902 (Ktitscli. Bd. 53 S. 75 ff.) 
ausführt, liatte die Neufa^^nng des Haftpfliditireset/.es ilnrcli Art. 42 Einf.-G. 
z. BGB, den auspej*prochenen iMotive zum KG. S Zweck, die V'orsfltriften 

diesp«^ Gesetzes mit dem Bürg-ei lifhen Get»etübuch in Einklang- zu setzen, „so 
dass iiuumehr dat» neue Recht düt» liürgerlicben Gesetzbuchs zusammen mit 
dem in Art. 38 aufrecht erhaltenen bisherigen Belchsrecht als eine einheit- 
liche Kodifikation sieh darstellt*. Daraus folgert dann weiter das Reichs- 
gericht mit Recht, »dass die allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen GeaetK- 
bnchs .... auch die in den Einzelgesetzen geregelten Rechtsmaterien er- 
fassen, soweit nicht der besondere Zweck und gesetzgeberiselie Gedanke der 
letzteren dem entjrep:enstelit und dass diese Anwendbarkeit deü Biir^'^erli( lien 
Gesetzbuchs sich nicht auf die Fälle beschränkt, in denen ansdrücklicii in den 
Sondergesetzen auf die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs vermesen 
wird*. An diesem von ihm aufgestellten Bechtesats hat seither das Reichs- 
gericht in ständiger Bechtsprechnng festgehalten und hat Ihn noch weiter 
amgebant. Während nUmlich das oben bezogene Urteil als anwendbare gall- 
gemeine Vorschriften" des Bürgerlichen Gesetzbuchs nur die „im ersten Buche 
wie im ersten Abschnitte des zweiten Buches" pepebenen bezeichnet, heisst 
es in dem Urteil vom 27. Juni 1904 (Deutsclie .Uu ist.-Ztjr. S. 816;*) schlecht- 
liin, die Anwendung allgemeiner Regeln des BGB. auf das Haftpflichtgesetz 
sei zolftssig. So hat das Reichsgericht denn noch nicht bloss Vorschrift«! 
aoi den vorbenaonten Abschnitten, wie die §§ 254*) nnd 376*); sondern 



>) = Bolze Bd. XI Nr. 197. 

') Jetzt auch in Bd. 58 S. 335 der Entsch. abgttlruckt 

') S. die Zusammenstellung in dem Urt. v. l'si. Ükt. 1UU3, EisenbaUnrechtl. Eutsch. 
Bd. 20 S. 256 (Jurist, Wochenschr. 03 Beil. S, 136>. 
«) Jurist Wochenschr. 03 BeU. 8. 101. 

Bgor, EliMibBhiur««htll«h« BnuoliAtdnigsii UI. SO 
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namentiieb auch eine Reibe toh BeBtimmmigeti des 25. Titels (»UnerlaaUe 
Handlmigen*) des siebenten Abscbnitts des zweiten Bachs im Babmen des 

Haftpfliclitgcsrt/cs HpHist angewendet oder für anwendbar erlililrt, so den 
4; 828 für die Frajre, ob und wann bei einem Minderjübii^en von eifrenem 
Vrr«rlnildf'n der KiHenbabn freprenüber die Rede sein kann die Bestimmunjr 
d» s 810 Ab*!. 3 mit der Wirkung, dass im Verhältnis zu einander die Eisen- 
balm allein und vur einem nach § 833 an sich gleiclifalb verantwortlichen 
Tierhaiter dem Verletzten haftet-}, den § 846 fiber den Einfiass des Veir^ 
sehnldens des Verletssten anf die Ansprache Dritter (Unterhalts^ oder Dienstr 
berechtigten) gegen den nach § 1 Haftpfl.-6e8. Haftpflichtigen'). Nach alle- 
dem kann man im Sinn und Geist der (?e*renw{trtigen Keclitsprerlmn? heute 
den der frülieren Übung entgegengesetzten Satz anfstt lleii V\"u' das K'eichs- 
haftpflichtgesetz überhaupt aus den allgemeinen Vorsehritten des hentigen 
bürgerlichen itechts heraus auszulegen und zu ergänzen ist, ist aucli der 
Begriff „eigenes VerBchnlden* im Sinne des § 1 deb Reicbshaft- 
pflichtgesetaes nach Inhalt und Umfang kein sonderrechtlicber, 
sondern dem allgemeinen bfirgerlichen Recht an entnehmen. Hit 
der Anerkennung dieses Satzes wird die frtthere Streitfrairi- liinnuiig; war 
die früher herrschende Meinung richtig, so ist die Vorschrift des § 1 seit 
dem 1. Januar 1900 insoweit durch die Art, 3'2 Satz 2. Art. 4 Einf.-G. 
BGB. abgeändert, war der hier aufgestellte Satz früher schon riclititr. s<> ist 
er jetzt völlig ausser Zweifel gesetzt. Auü Art. 32 a. a. C). ibt für die An- 
hlinger der ersteren Meinung nicht etwa ein Bedenken hiergegen hersnlüteo, 
dies ergeben die ICotive. Dort heisst es {8, 68), dass eine ftltere Norm dnrch 
das Bftrgerliche Oesetabnch nvr dann als aofgehoben gelten k9nne, wenn der 
AnflicbungswiUe besonders hervortrete, and dasB bei der Anwendung des die 
mittelbare Anflipbnng Jtlterer Vorschriften anordnenden Art. 82 Satz 2 die 
llauptanfgabe der Auslegung zufalle. ^Venn es dann weiter heisst: .Für die 
verbleibenden", d, h. die nicht durch die Art. 33—54 ausdrücklich geregelten 
»Fälle wird das Verhältnis von besonderer Bedeutung, in welchem allgemeine 
Recbtssfttae an den für die Regelung eines bestimmten engeren Erehies Tdii 
Reehtsverhältnissen gegebenen BechtssKtasen stoben. Die Bestimmungen der 
Reichsgesetxe gehüren Sberwiegend der letsteren Klasse von Bechtssfttaen aa; 



») Urt. V. 28. Mai 1903, Jurist. Wochensclir. 03 Beil, S 101 

*) Urt. V. 24. Nov. 1902, Entsch. Bd.53 S. 114; v. 27. Juni 1904, Kntscb. Bd. 68 S.;Wä, 
DJZ. 8.815 f. Dies letztere l'rteil enthält übrigens noch eine neue bekräftigende Kots* 
anwendang des ausgesprochenen Leiteataes, indem es eine Anwendung des §840 Abt. 3 
in di'ia Siinir /urUckwclst, als ob der battptlicbtige Betriebsunternehmer den nach den 
4}^ 88;-J — 83ö haftptlichtifrcn l'ersonen gleiclizust^ lleji sri mid di shalh oinc Srhadens- 
teiluDg zwischen Uim and dem Tierhalter gemäss 840 Abs. 1, 426 BUB. stattzutüidfri 
habe; die §§ 838—838 seien im § 840 eboi nicht als Regelf&lle einer allgemeiaen Regel 
hingestellt, die grandsitsUcb mltssige Anwendung allgemehier Regdn anf das Bift* 
pflicbtgcsetz vermöge die Ausdehnung dieser .\usnahmobestimiiiuntj dsber nicht IS 
rechtfertigen. (Zu der Entschcidiin? selbfit vgl. noch Anm. 2 S, 302.) 

•) I rt. V. 22. Juni 1903, Jurist W ocheuschr. Beil. 8. 92. 
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znneiit entbalten sie firagmentailtclie Hegelangen eiiuselner dem Kreise des 
PiivAtreelite entnommeiien Verhltltnisse. Es wird 4«lier der Beikel nach kein 
Änlass sein, den allgemeinen Normen des BOB. Einflnss auf die Bestimmungen 

der Reichsgeaetüe zn/.uirestehen'*, so hat das Keidis^ericht ja gerade sitreffend 
ans?efiihrt, wie infolge ilt s fWi <las TIaftpflichtfrf'sotz arf^driicklich ausgesprochenen 
Kodifikations- nnd Vereinheitiichuiigsgedanken.s der besondere Anlass vorliegt, 
aaf dieses (resetz den allgemeinen Vorschriften des BCtB. den anderswo zu 
verneinenden Einflnss zuzugestehen. Die nicht anzutastende „ fragmentarische 
Regelung' des § 1 des Haftpflichtgesetaes begreift nur einen engeren Kreis 
bestimmter Einzelveriiftltnisse durch Begründung der Terantwortliclikeit fttr 
Betrieb>pefahr auch ohne Verschulden, zu wcldier die Rechtsbegrilfe des 
eigenen Verschuldens nnd der höheren Gewalt als allgtmeinere in eine be- 
sondere Bej^iehting crpsctzt werden, clme aber deshalb ihre Eigenschaft als all- 
sremeineri; eiuzubiUsf«!!, vcnniige deren sie dem Authebnng«- oder vielmehr dem 
vereinheitlichenden AbaiulerungswUlen des Bürgerlichen Gesetzbuchs verfallen. 
Wenn das Haftpflichtgesetz wirklieh frfiher fftr seinen besonderen Geltnngs- 
bsreich dem an sich allgemeinen EechtsbegrUF »eigenes Verschulden* dnen 
besenderen, selbständigen Inhalt gegeben hatte, so lariHt auf diese aussondenide 
Behandlung eines l.i stimmten einzelnen, im Bürgerlichen Gesetzbuch umfassend 
geregelten Gegeiistaiidf s die weitere Ausfitlirnng der Motive a. a. O. entsprechend 
zu: „Anders verhält es sich, soweit das 15* JB. Vorschriften über ]»osoudere 
Rechtsverhältnisse aufstellt, welche durch Keichsgesetze gleichtalls besonders 
und abweichend vom BGB. geregelt sind. . . Das Überwiegen des BGB. kann 
solchenfalls nicht zweifelhaft sein*. 

Die entsdieidende Frage stellt sich daher nunmehr so: Steht nach dem 
auch für § 1 des Reiclishaftpflichtgesetzes massgebenden Rechte des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs das Verschulden eines Angestellten dem eigenen Verschulden 
seines Dienstherrn — wenn anrh nur unter t;o wissen Vnraussetzunfrpn nnd 
in bestimmtem rmfan<r — reclitlich gleicli? Diese Frac'-e ist in Anselumg 
der Schadensverantwortung zu bejahen, und zwar, wenn am das Verschulden 
des Angestellten die Voranssetaungen des § 881 BGB. zutreffen'). 

Der eigentliche und juristisch berechtigte Grund, weshalb die frtth^e 
Rechtsprechung (fttr das gemeine und das prensshiche Landrecht) die Gleich« 
Stellung des Verschuldens eines Angestellten mit dem eigenen Verschulden 
ablehnte, ist in dem Urteil des Reichsffei i( lits vom 22. April 1897 (Eisenbahn- 
rechtl. Kntsch. l?d. XIV S. 160; s. oben Anm. 1 S. 297) ausgesprochen: „Es ist 
gänzlich ansireschlossen, für das in Frage stehende ausserkontraktliche Ver- 
hältnis aut die Rechtsregela zu rekurrtren, nach welchen bei Vertrags- 
abschlttssen der Machtgeber sich die Handlungsweise des Handatars anrechnen 
zu lassen hat*. Dieser Sata trifft anch heute noch in n^eicher Weise zu, nnd 
die Begeln fiber die TerantwortUchkeit fttr Dritte beim Yertragsabschlnss oder 



') Der § 831 Beiß, verlangt nicht einmal ein Verschaldcn, sondern nur ein wider- 
rechtliches Verbiiltcn des Angestellten Tm folgenden ist inrlessen der Kürze halber 
nur vom \ erschuldcn, dem llaaptfalle widerrechtlichen Verhaltens, die Kede. 

20* 
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bei der Vertaragserfiilliing können znr Auslegung des Begriffs .eigenem Ver- 
Bcholdeii* aof dem Geliiete der «iissemrtnigUeheii Sdiadeneliaftiiiig in der 
Tat aiclit herangezogen werden'). Jener Omnd venagt aber, wie für daa 
frtthere franxöaUcbe Recbt dem Art. 1384 c. e., so jetst dem § 831 BGB. 

gegenüber, oder vielmebr er unterstützt gerade verm")jro seiner Gegensätx- 
liclikeit in wesentlicher Weise die Meinung, dass die lie/.ei< Inu ten Vnr-irhriften 
über die ausservertragliclie Tiaftunsr für Angestellte zu den ilas .eigene 
Verschulden" im Sinne der SchadenbveraDtwortung regelnden gehüreu. Wenn 
das OLG. in dem eingangs mitgeteilten Urteile den Satz aufstellt, dass der 
Aaftra^eber die Folgen des (anBeervertragUehea) Verechnldens seinea Auge* 
»teilten tragen mnes, nidit nar, wenn sie «ieii gegen einen Dritten, eendem 
auch, wenn sie sieb gegen ilm (den Aaftraggeber) selbst richten, so hat daa 
Reichsgericht den nämlichen Satz von der grnndrttzlichen Gleichheit der Ver- 
antwortung sich selbst und Dritten pe«reniiber auch für das BGB. bereits 
mehrfach anf«n:e^'P^*"* hen, nämlich bei der \'ei antwort1i< likeit Minderjähriger. 
Ein noch nicht Siebenjähriger haftet nach § 828 Abs. 1 BGB, einem Dritten 
filr eine Schadenszufügung überhaupt nicht, and „weiter reicht darum auch 
nieht die Verantwortliclikeit dessen, der hei der Entetehong eines ihn selbst 
treffenden Schadens mitgewirkt hat* (Urt. t. 11. Mai 1900, Entseh. Bd. 64 
S. 411), ancb die Hegel <U-s § 828 Abs. 2 über die Verantwortlichkeit eines 
Minderjährigen zwischen sieben und achtzehn Jahren einem Dritten von ihm 
Verletzten p:ejrenüber „ninss auch gelten, wenn ein Minderjnhrig-er des be- 
zeichneten Alter.s liei «lein Betriebe einer Eisenbalm körperlich verletzt worden 
ist und in Frage kommt, ob der Unfall durch eigenes Verschulden des Ver- 
letaten Terarsacht ist* (Ort. t. 28. Hai 1903, Jarist. Wocheasehr. Beil. S. 101), 
knn, der § 828 ist bei sehnidbaftem Verhalten MindeijXhriger ftbrnll andi 
da anwendbar, ,wo es sich allerdings nidit am einen von diesen Personal 
Dritten sagefOgten Schaden, sondern um den ihnen selbst erwachsenen, von 
einem anderen zu vertretenden Schaden handelt* (l^rt v. 12. Oktober 1903, 
SSehs. Arcli. Bd. 14 f. 306). Diese Sätze sind zwar einstweilen in der 
Keclitsltdire n^ieh nieht unanget'uiditen herrschend^. Es handelt sich eben am 
die Auslegung neuer Vorschrifteu auf neuem Boden, wo die neugewonnenen 
Ergebnisse ihre allgemeine Geltoi^ im Streit der Meinangen erst erkAmpfen, 
ihre Bichtigkeit erst an weiteren AnwendnngsfiUlen hewSbren mfisswi. Die 
aogefttfarten Entscheidangen des Reichsgerichts haben aber nieht aar reia 
ttosserlieh das Gewicht des höchsten Gerichtshofes für sieb and entsprechen 
nicht nur, wie gefrenttber Pfizer a a. O. betont werden mag, der wirfschaft- 
lielien Billi^rkcit und dem natiirlicliea Kechtseraptinden , die beide die frleich- 
mässige Bemessung der Verantwortlichkeit für Schaden ohne Rücksicht darauf 

') Insofern hat duher das Landgericht I Berlin mit Recht die Anwendbarkeit dei 
§ 278 hiiti. der Eisenbahnhaftpflicbt gegenüber verneint, Eisenbahnrecbtl. Eotadt 
ßd. XVII S. 353. 

*) Dagegen Pflser, Deatsdie Jnrlst.-S!:tg. Ol 9. 718ff., g^n die vom 
gevieht fftr die Beortcilung des , eigenen Verschaldens' Minderjähriger beobecbtetcs 
Urandflitse sdion Teriter Creme, Bttrgerl. Recht Bd. 1 S. 494 ff. 



Digitized by Google 



E. Drenke, Uaftpilicht. Verschulden von AngestellttfU des ßescliädigtcn. 301 



verlangen, ob der YenuitworCUclie «dbat oder ein Dritter von dem Scbaden 
betroffen ist, sondern de etscltflliieii tüA im Bedite deB Bi^rlidieii Qeaets- 
bnebs wohlbegründet. 

Da» Gesetz stellt einen allg'emeinen I\echts£rrnndsatz nnr in den selteneren 
FiiUeu abstrakt und theoreti.scli ant, es iilieiliisst es vielinelir der Kechtslehre, 
aus seinen Einicelvurschriften und Kegeln die leitenden aligemeinen Grand- 
gedaslcn m entaelimea. Ob eine beetimnte EimelTonehfifb nnr eliien Ans- 
Mhmeimte darstellt, der streng auf seinen Wortlant zn besehritaikeii vnd einer 
vwallgMueinemden Würdigung uumginglich ist, oder aber die BSaUeidiuigs^ 
oder Erscheinungsform eines allgemeinen und überall anzuwendenden Redite» 
gedankens, diese Frage ist nacli den rmstilmlen zu l)eant\vorten. Von er- 
heblichster Bedeutung j*ind dabei die Systematik des Gesetzes und das 
Refrelun<rsbedürfnis , welcliets zu der «rerade gewiililten Fassuuf; der zn be- 
trachteuüeu Einige! Vorschrift den Aulass gegeben bat. Für die Frage, wem 
die tatsAchlichen Folgen eines bestlmmteit schnldhaften Yerhaltans rechtlich 
zur Last fallen, Ist es an sich vOllig gleichgtfltig, bei wem Jene talaftchliehen 
Folgen eintreten, ob bei einem Dritten oder bei dem Urheber des sdraldliaft 
herbelgetulirten Erfolges. Es macht wirtschaftlich für denjenigen, der dnreh 
eine vom Gesetze als scbuldhaft bezeiclmete Handlnnp: einen Schaden vprnr- 
Haclit. keinen Unterschied, ob der Schade einen anderen trifft und er ihn 
dieisem anderen ersetzen muss, oder ob der Sclja<le den Urheber selbst trifft 
und dieser von Iceinem anderen Ersatz verlangen kann. Bei der gesetz- 
geberischen Begelang der Verantwortlichkeit für die Folgen sehnldhaften Ver- 
haltens war aber weder ein Bedfirfnis, noch ein Anlass gegeben, beider Fälle 
SS gedenken nnd die S'elbstverantwortnng für St ibstschldignng ansdrttddieh 
nnd allgemein auszusprechen. ,Die Privatrechtsordnung nimmt daran regel- 
mitxsip: kein Interesse" ft'rome a a. 0 \ die Äfögliclikeit einer Ersatzforderung 
sf^eu einen Dritten ist l>ei der Selbstschildifmn'j: in der Kejrel schon ohnehin 
ansgescblossen. Nacii der geschichtlich gewordenen nnd aucii innerlich durchaus 
gereditfertigten syst«nafiseben Anwendang des BOB. erfolgte sodann die 
Hegelnng jener Verantwortlichkeit, die Aafstdlnng der einzelnen Tatbestände 
zivilrechtlich sehnldhaften Verhaltens beim Becht der SchuldverhUtulsse, also 
da, wo von den vermügensrechtlielien Beziehungen mehrerer Personen ztr 
einander die Rede ist. Wenn daher der § 828 — nnd ähnlich die anderen 
Paragraphen des niUnlichen Titels - nur von dem Schaden spricht, den der 
Miüderjäluige — oder der sonst Verantwortliche — , einem anderen" zufügt, 
SU ist diese Ausdrucksweise die nach dem wirtachattliclien Anlass, der ge- 
scUditlicben Entstehnng nnd dem ftnsseren Zusammenhang der Vorschriften 
gegebene, nnd zwar einzig gegebene. Ebendeswegen ist aber anch diese Wort- 
fassnng keine begrenzende, sondern nnr das Oewand, In das ein angemeiner 
Rechtsgedanke gehfillt ist, und in der Form einer Vorschrift über die Ver- 
antwortlichkeit ans einem bostimraten Verschulden Dritten gegenüber ist die 
allfremt'iue Uegel für die Verantwortlichkeit für dies Verscluilden schlechthin 
geo:eben. Die*; i^t dei' (bedanke, dem das Keichsgerirlit in seinen erwähnten 
EnUcheiduugeu Uber die Üedüutuug dtts ^ 828 für die Veraulwurtlichkeit 
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Ifinderjähiiger ^efol^t ist , der aber am den gleich«!! OrQnden auch bei den 
iihrigren Fallen einer ScluildveraTitwortnnfr Anerkennung beanepmcht, nnd man 
kann OS als allgeraeinm Hochtssatz auBsprechen : Wem die Rechts- 
ordnnne für ein betstiiumtes Verschulden eine Er«atzpflicht für 
fremden Schaden auferlegt, dem versagt sie beim gleichen Ver- 
schulden^) ein Ersatsrecht fttr eigenen Sehaden*). 

Ee tngt sich also nur noch, ob die Haftung des Qesehttftsherrn Ar da« 
Versclralden Angestellter in Gemlissheit des § 831 BGB. rechtlich als auf 
einom Vcrscholden des Geschäftsherrn selbst beruhend anzusehen ist. Daran 
lässt die bewusst gewnhltp (vp:l. §§ 711, 712 des Entwurfs I zum BGB.; 
Mdt. Bd. II S. 736; Prot. Bd. 11 S. 60ü, B03) Fassung der Vorschrift keinen 
Zweifel. Der Geschäftsherr haltet nach der Absicht des Gesetzes für die 
widerrechtliche SchadeasxttfBgnng seitens seiner Beauftragten nur, wenn und 
soveit ihm hei der Erteilung oder Aasffibrang des Auftrags ein Verschulden 
(durch mangelhafte Auswahl oder Beaufsichtigung des Beauftragten) sur Last 



*) Unter »Verschulden" ist hior dif» vorsiit^lirbe (ulcr falirliissitfe Ilcrbdfühning 
des Schadens zu verstehen. Diese nennt das (iesetz eben .eignus X'erschuldeu^ 
ohne Rücksicht darauf, dass die Selbstscbädigung (iui allgemeinen) gegen kiinc Kccht»- 
(Aicht verstflCBt und dass sie deshalb an sich ein Verschulden im Sinne einer Redits- 
Widrigkeit nicht darstellt. Ob man nun mit Orome (a. a. O. S. 497) der Ansicht ist. 
dass das Wort . V( rs( hnlden" ^überhaupt hier juristisch nicht passt. also im weit'T« n 
nicht technischen Sinne zu nelunen' ist und X'erursachun^ bedeutet, oder ob man in 
dem OehKaneh des Ansdmelts .Verschulden' .eine Erweiterung des Begriff» über sdnen 
nrsprttngUohen Anwendnngslcreii binans* erblickt nnd ein aVerscbnlden gegen sieh 
selbst" annimmt (so Zitelniann, Das Recht des BGB. I S. IP^n. 152). ist für die hier 
behan(l>It(> Frage rrlfirhtriiUig. Auf die MeinnngSTerscbiedenheit und ihre Tragweite 
ist daher hier niclit einzugehen. 

Ob der aufgeatetlte Sats grundsKtslich nicht noch allgemeiner gcfasst werden 
kann und auch auf die Schadenshaftung ohne Verschulden (Haftpflicht, Tierschaden 
usw.) angziKb'biieii ist, ist hier nicht zn rrörtrrn. Will man die Frage auch bejahen 
— folpff-ri* liti^' wird man dies müssen, wen» umn der «d>en versuchten Beweisführung' 
beitritt — , so würde doch der Haftpflicht aus § 1 HaftpflG. gegenüber eine andere Haftung 
des Beschädigten fttr sein«! eigenen Schaden als ans „eigenem Veredmlden" nicht ab 
Entlastungsgnmd in Frage kommen, weil das ilaftpflichtgesets die eigene Haftung des 
BcHihädigton ansrlrOcklich auf die Fälle der höheren (iewalt uml dis eigenen Ver- 
schuldens beschränkt. Wird a. B. beim Eisenbahnbetrieb ein Tierhalter durch sein 
eigenes Tier verietst, so blelht die Eisenbahn fflr den ächaden sllein haftbar, obwohl 
der Tierhalter an sich seinen eigenen Ti^rscbsden selbst sa vertreten hat; das ITaftp 
pflichtgcsetz begründet durch seine Fassong eine sonderrechtliche Einschränkung der 
allgemeinen Enthaftuni^rsjirUnde. und diese Ansnahraevorschrift ist durch die Art 32 42 
EG. z. BGB. nicht anlgeholien. Der allgemeinrechtUche Begriff „eigenes Verschulden* 
ist durch das BOB. abgeändert, die sonderrechtliche Beschribikung der Selbstveraat- 
wortlichkeit auf «eigenes Verschulden* (nnd höhere Gewalt) mit Ausschluss anderer 
HaftangsgrUnde dagegen ist aufrecht erlialttn. Der vom KrirhsKi iii lit (t'rt v 27 'iini 
1904, 8. ob. S. 298 Anm. 2) geschehenen Heranziehung des ^H^iit Abs. ü BUB. bedarf es 
daher zur Begründung der alleinigen Haftung des filiscnbahnnnternehmers dem verictxtes 
Tierlialter gegenttber nicht erst. 
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AUt; ein solches Versclmlden des GeschäflBhemi wird in jedem derartigen 

Schadensfälle gesetzlich vermutet und ihm nur der EutlastungsbeAveiB, dass 
ihn im Einzelfalle ausnahmsweise kein Vers< huhleii treffe, in dt n ^osi t/.li( hen 
Gipn'/eTi offenjrpla^JsrTi. Richten sich daher die Fol};en einer schadeubringenden 
widerreciitlicheu HauUluiijr des Beauftrafften gegen den Auftraggeber selbgt, 
SU bleibt er ihm nach dem Ausgeführten nicht bloss tatsächlich, sondern unter 
den Yoranssetsnngen des § 831 BGB. eben wegen dessen SchnldTematiuig 
anch reehflich zm Last, es liegt dann ein Fall , eigenen Yersebaldens* im 
Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuchs vor. Auch für das HaftpllicbtgesetK be- 
gründet mithin der Tatbestand des § 831 BGB., wenn er auf Seiten des Ver- 
letzten vorliegt, ein .piir^nes VersrlinldeTi" , iiml im Znsammenlialt des § 1 
HaftpflG. mit § 831 lUii;. ergibt sich die iiegel; Der Kisenbalinunternehmer 
haftet für den durch einen Betriebsunfall verursachten Körper- 
schaden aach dann nicht, wenn der Verletzte einen anderen zu 
einer Verrichtung bestellt hatte nnd der sehsdigende Unfall von 
dem anderen in Ansffihrnng der Verrichtung widerrechtlich ver- 
nrsacbt worden ist; die Haftpflicht des Unternehmers tritt jedoch 
ein, wenn der verletzte Geschäftsherr bei der Auswahl der be- 
stellten Ppr«<m nnd, sofern pr Vorrichtungen oder WerMtschaf ten 
zu bescbRt'fpn oder diu Ausfiilirunpr der Verrichtuntr zu leiten hatte, 
bei der Üeschai i ung oder der Leiiuug die im Verkehr erforder- 
liche Sorgfalt beobachtet hat oder wenn der Unfall anch bei An- 
wendung dieser Sorgfalt entstanden sein wftrde. Gegen die Klage 
ans dem § 1 HaftfiflG. steht ßkui fortan dem üntemehmer die Einrede eines 
Verschuldens des Angestellten des Getöteten oder Verletzten, d( m Haftpflicht- 
klä^rer wicdcnnn die Gegeneinredi au« § 831 .\bs 1 Satz 2 BGB. zu. Wenn 
daht'i- «las Iveiclisircrirht in dem lü rcits üben (6. 2*JG) erwShnten Urteil vom 
l. Oktober lOuH erklärt: „Dem Verletzten gegenüber wird aber die Bahn 
nur durch dessen eigenes Verschulden befreit und damit, wie der Znsammen- 
liang der Gründe lehrt, zunächst nnr ein persönliches Verscholden in dem 
engeren Sinne der früheren Rechtsprechung meint, so ist dem fttr das vom 
Bürgerlichen Gesetzbuch beeinfinsste Haftpilichtrecht nicht beizutreten; wenn 
das Reichsgericht aber weiter ausführt: ,Für die Frage des eigenen Ver- 
schuldens der Klfiprerin kommt s^mli . . . die Ueberlassung der Führung 
(ihres Fahrzeugs! an einen audeien uml die Unterwerfung unter dessen 
Führung ... in Betracht", so liegt darin (wie in üiinliciien Äusserungen 
früherer Urteile) ehie AmriOmning an den hier vertretenen Standpnnlit, die 
Entscheidung wird dem Beeilte des Bfiigerlichen Gesetsbuchs, inscmderheit dem 
§ 831 aber gleichwohl nicht gerecht, indem de der haftpflichtigen Bahn die 
Behauptnngs- und Beweispfliclit für ein bestimmtes Verschulden des Verleteten 
bei der Aiiswalil des Fahrzeuglenkers aufbürdet . wtthrend der Nachweis von 
dessen Versciiulden bei der ihm aufgetragenen I^enknmr ßrenüjrfn mnss und 
der Verletzte hiergegen nur zum Gegenbeweise der Beobachtung der er- 
forderlichen Sorgfalt bei der Auswahl des Lenkers zu verstatten ist, 

(Schlnss folgt im nächsten Hefte.) 
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14. 

Artikel 10 des Internationalen rcTiercinkommensfiber den Kiseubahn- 
fraehtTerkekr und die Livj^v der Orciutipediteare. 

Von Dr. L Fuid. 

Rechtsanwalt in Mainz. 

Im Hinblick auf die bevoi-steliende Revision der Tntorrtritiniialen Konvention 
über den Eisenbahnt'raclitverkelir ist neueidini;s von den iiandelsliaramern der 
Grenzliezirke, vor allem den schlfsisclien llandülbka-muiern, die Abändernng- des 
Artikelä 10 der Übereinkunft als besonders notwendig bezeichnet worden und 
zwar im Hinblick auf die bedentaamen Schädigungen, zn welchen die An- 
wendung des Artikels für die GrenaapeditevTe Antaa« gegeben habe. Die 
betreffenden Beschwerden kennen sicli auch darauf berufen, dass man die 
Nachteile, die sich ans der in dem Artikel anerkannten Monopolbefugnis der 
Eisenbahnverwaltuncren für die Spediteure und mittelbar aucli für die Ab- 
sender erfreben haben, schon vor dem Inkrafttreten der Vereinbarung nicht 
übei'seheu uder unteracliätzt liabe, dasH aber die seiiierzeitigen Ausführungen 
ebensowenig wie die seitens der deatachen Regierung gemachten Bemühungen 
imstande gewesMi seien, eine anderweitige Begelnng herbeimfOiiren. Nach 
Artikel 10 Absats 1 Ist der Absender verpflichtet, dem Frachtbrief diejenigea 
Begleitpapiere beizugeben, welche anr Erfüllung der etwa bestehenden Zoll-, 
Steuer- oder Polizeivorschrlftcn vor der Ablieferung an den Empl^ger er- 
forderlich sind. Der Absender wird der Eisenbahn gegenüber haftbar pemacht 
für alle aus dem Mangel, der Uuzulüngliciikeit oder der ünri( litigrkeit dieser 
Papiere sich ergebenden Folgen, es sei denn, das«; der Eisenbahn ein Ver- 
schulden aar Last lUlt. Eine Prflfungspflicht in Ansehung der Richtigkeit 
und Voüstttndigkeit der Papiere obliegt der Eisenbahn nicht. Nach Absatx 3 
werden die Zoll-, Stener- und Pollaeivorschriften, solange das Out dch auf 
dem Wege befindet, von der Eisenbahn erfüllt, sie kann jedoch diese Aufgabe 
unter ihrer eipenen Verantworlichkeit einem Kommissionär übertragen oder 
auch sie selbst überneiimen, in dem einen, wie in dem anderen Falle hat sie 
die Verpflichtungen eines Kommissionärs. Jedoch kann der Verfügungs- 
berechtigt« entweder selbst oder durch einen im Frachtbrief bezeichneten Be- 
Tolhnftehtigten der ZoUbehandlnng beiwohnen, vm die nStigen AnUdlnmgen 
ttber die TarUierong des Gutes zu erteilen und seine Bemerkungen hinmn- 
fügen; diese dem YerfUgongsberechtigten erteilte BeAignis begrttndet aber 
nicht das Recht, das Gnt in Besitz zu nehmen oder die ZoUbehandlnng selbst 
vorzunehmen. Bei der .Ankunft des Gutes am rte>timmnn!r5'orte steht dem 
Empfänger da« Eeclit zu, die zoll- und steueranitliche Uehandlurtr zu 
besorgen, falls nicht iiu Frachtbriefe ein anileiee» festgesetzt ist. Der Artikel 
unterscheidet also scharf und bestimmt zwischen der Besorgung der zoll- nad 
steueramtlichen Behandlung des Gutes vor der Ankunft an dem Bestimmungs- 
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olte nnd OMb defMlIiea; erst von dem letstoren Zeitpunkte an mU eine 

andere Persönlichkeit als die Eisenhahnverwaltung, welcher das Gnt zum 
Transport übergeben wnrde, das IJeclit babon. die /oll- und stcneranitliibc 
Behandlunfr desselben zu benoriron. vttrlior wird nur <lie p]iseiibaluiverwaltunK 
als hierzu liereclitiirt auerkannt. Wenn auch die Vcreinbarunjr den Ver- 
fügungsberechtigten bzw. seinen BevollmaclttigLcn nickt vollständig von der 
Besorgung der soll- and etenerantUehen ^butdlnag vSIireiid des Transportes 
UBsdmltet, so besciiiilnkt de ihn doch anderseits auf die Befugnis, der Be- 
handlnn; betflnrehBen, Anfsehlfisse Aber die Tarlfierang sn erteilen nnd 
sonstige sachdienliche Bemerkungen liinzuznfügen , die monopolistisch ansge- 
staltete Befugnis der Eisenbahnverwaltung erleidet hierdurch keine Beein- 
trächtigung. Dass diese Auffassung des Artikels 10 die richtige i.st und jeder 
Versnob einer anderweitigen Interpretation von vornherein als ein misslaugeuer 
zu bezeichnen ist, unterliegt keinem Bedenken. 

Vgl. die AosfHhmngen bei Eger in der 2. Aull, des Kommentars «a dem 
Intern. Uebereinkommen (Berlin 1908) S. 174, 175. 

Der Standpnnirt, welchen die Vereinbamng scbliesslich ai^enommen, ist 
direkt demjenigen entgegengesetzt, welchen man ursprünglich festhielt nnd 
femer anch demjenigen, welcher in dem deutscbeTi. wie dem österreiohi^^ehen 
Frachtrecht Anerkennung gefunden hat; sowohl jenes wie dieses Iml-liirt der 
Auffassung, dass bei der Zollbehandlung selbständige Mittelspersonen zuzulassen 
sind. Im Gegensatze hierzu lässt da« Uebereinkommen, wie bemerkt, solche 
nicht sn, sondern ttbertrftgt der Eisenbahn die Aafgabe, nnterwegs die Zoll-, 
Steuer- nnd FoUseivorschriften an erfttllen. In dm Motiven des Kommiasions- 
berichts — zweite Konferenz die liier nach Egei (a. a. 0. S. 174, 175) 
wiedergegeben werden, wird darauf hingewiesen, da«s die Unterbrechnnp- der 
Verantwortlichkeit der Ei<!enbahn wlihrend der einer Mittel-^person übei tra^^enen 
Zollbehandlnnir schweie Nachteile zur Voly;t' haben kiinue. Ferner könne die 
während der Zollbehandlung stattfindende Unterbrechung der Verantwortlichkeit 
der Eisenbalin die Anssteilung dnes nen^ Frachtbriefs dnreh die dM Qti 
nach der Zollbehandlung ttbeniehmende Bahn nach sich sieben, was aber mit 
dem Zwecke der Konventilon in Widerspruch stehen würde. Es komme auch 
femer in Betracht, dass die Verwendung einer Mittelsperson für die ZoU- 
beltandlung dem Absender grössere Kosten verursache, als wenn die Eisenbahn 
die Operation selbst besorjre und dass sich mit verschwindenden Ausnahmen 
aut allen (irenz>^tationen ttir Zollbehamllung eingerichtete Bureaus der Bahn- 
verw;ultiinfj; betändeu, deren Angestellte sich ebenso gut als Mittelspersonen 
eigneten, die Zollbehandlung vorsunehmen nnd die Interessen der Absender 
der Zollverwaltung gegenüber zu vertreten. Diese Ansfühmi^ien blieben nicht 
ohne Kritik; die deutsche Regierung beantragte auf der Pariser Bevlsions- 
konferens Beseitigung dieses Monopols der Eisenbahnen, nnd sowohl von ihr 
als auch von sciten der österreichischen Begierung wurde darauf hingewiesen, 
dass durch das Monopol die lutciLssen de^ Handel»^standeH 2'ef''h:idijrt würden; 
die Behauptung, die Zullbt4iaudlung durch Mittel.\per.suiien ent/Jeiie das Gut 
der ü eher wachung der Buhn, bestritten beide Kegierungeu. indessen hatten 
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die»« Ansfahrangen beider Staaten keinen Erfolg, da die Helurheit der Staaten 

anderer Meinung; war. Soweit die Au>1f iriingsniatorialien der Konvention eine 
beKtiniiiitc Kiitsclieiilnnir ennnijlhiicii. sclicint man nuf Reiten der Melitlicit der 
Stallten auch durch die Erwaj;iiiiL'^ liccintliisst worden zu sein, dass uacli den 
in versciiiedenen Staaten bestehenden Zoligesetzen das Gut zum Zweclit der 
zoliamtlichen Behsindluug in den Besitz des Deklaranten übersehen, damit 
aber der Beeite der Eieenbalm während dieser Zeit nnd folgerichtig aaeh die 
Haftiiüiclit der Eisenbalin zeeeleren mfisse, dies würde aber zn den grSssten 
UnEntrSprlichkeiten nnd VerzQgemngen führen und das ganze HaftpHichtsystem 
des Uebereinlioinmens zerstören. Diese Entstehungsgeschichte des Artikels 
inuss. wenn iibr-rhanpt der Wortlaut dessflben Raum für Zweifel noch lassen 
würdf. was nicht der Fall ist, als eint- sirln re BestUtijrung der obiffcn Aus- 
Iegu]tg erachtet werden. Die Eisenbahn liat ausscldiesslicli das Keehi wie 
die Pflicht zur Erfüllung der Zoll>, Stener- und Polizd^orecbriften. Es i*t 
zutreffend» wenn Eger (a. a. 0. S. 181 Nr. 71) hervorhebt, die Verpflichtung 
sei keine unbedingte, sondern abliänglg von der Erfüllung der Voranssetning, 
dass die ordnungemfissitre Beigebung der Begleitpapiere seitens des Absenders 
erfolgt sei, allpin hierdurch wird die Exklusivität dt s K* n hts nnd der Pflic ht 
nicht beeintrlichtigt oder irar bcseitiirt Wnin man daraiit' hingewiesen hat, 
dass sich in der Praxis iliirch AnnKiiuitiireu im \ ervvaltuugswcge ein Ausgleich 
zwischen den Interessen der iiahuen und den Interessen der Parteien daliin 
treffen lasse, dass die Bahnverwaltnngen dem von dem Absender bezeichneten 
Spediteur die Verzollung ttberliessen, so muss dies als unrichtig znrftdc* 
gewiesen wei den. Derartige VerwaltnngBvorschriften der Eisenbahnen würden 
der Rechtswirksamkeit entbehren, weil sie mit dem Wortlaut und Sinn des 
Artikels 10 in unvpisJdinlit Iiem Widerspruche stehen würden. Der ninno- 
polistincli an«<res*talt< ti II Dt lugnis der Eisenbahn entspricht die HattpHicht der 
Bahn für die mit der zoihimtlichen Besorgung beauftragten Angestellten; sie 
kann aber unmöglich die Haftpflicht für eine Person Übernehmen, welche tk 
nicht selbst ausgesucht, bzw. bestellt bat, die idelmehr von dem Absender ausge* 
wühlt nnd bezeichnet ist. Man bat nnn versucht, in den Artikel 10 eine 
Unterscheidung hineinzutragen zwischen denjenigen Tütigkeiten, die eine Besitz- 
ergrcifuHL' des (rutes auf dem Transport bedingen und denjenigen, bezüglich 
welcher dies nicht der Fall; die letzteren sollen. 8o wird belmnptet. nicht 
unter das Monopol der Bahnverwaltung fallen; ea wird darauf Bezug ge- 
nommen, dass die Privatspediteui-e /ur direkten ZoUzalüUDg fUi' die Absender 
zugelassen werden könnten und zwar um deswillen, weil diM ohne die Besitz- 
ergreifung des Gutes geschehen könne. Aus der in obigen mitgeteilten Ent- 
stehungsgeschichte des Artikels 10 ist nun allerdings ersichtlich, dass die 
Mehrheitsstaaten sich zu dem Beharren anf ihrem Standpunkt auch dadnrdi 
bestimmrn linssen. «laK<» in verschiedenen dem Uebereinkommen b<i}:iti etenen 
HfaatsMi der ZoUih klarant in dem Besitze des Gutes sein müsse, um die z<dl- 
auiiliihe Behandlung vornehmen zu lassen; allein die Entstehungsgeschichte 
iSsst anch anderseits keinen Zweifel darüber, dass nicht lediglich um deswillen 
das Monopol der Eisenbahn AuAialune gefunden liat. Anch aus anderen 
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' praktiBcben ErwSgnngeii emhtote man dieae Begelnngr fnr die zweekmteslgBte, 

insbesondere auch um deswillen, weil die Angestellten der Eisenbahn zu der 
Erfüllung der Zollformalitäten in liülipreni Masse befähigt seien als die 
SpeditC'urf und diin-b das Ausschalten dcv jti-ivatfn Mittflspcrsonrn dem Ab- 
sender Kiisten ersjiatt bli''btMi. Die Atislotrung^, welrhe das Krit-criuui der 
Besitzergreifung als das mahigebende erachtet, verkennt diese Kechtslage. 
Weder der WortJanl des ÄrtikeU neck der ndt dwoaeelbeB beaMehtigte Zweck 
bereditigt xa einer eolehoi Unterscheidung, die anch nm deswillen nicht an- 
neinnbar erec^fait, weil die Frage der Besitzergrelfluig in den verscbiedoien 
Ziyilrei Ilten der Vertragsstaaten nicht in gleichheitlicher bzw. überein- 
stininu II 1er Weise s'ereirf'lt ist. Für die Praxis wurde die jeweilii^e Fest- 
stellung der P'ra;:e. ob eine Besitzer^rreifung für die Vornahme der bestimmten 
Handlung erforderlich ist oder nicht, sowie die weitere, ob eine solche statt- 
gefunden hat, nicht zu nnterschiltzende Schwierigkeiten verursachen. Vom 
Standpunkte des dentaeben Rechts würde der Spediteur, welchem lediglich 
die Beseigoi^ der aollaeiitliehen Behandlang fibertragen wäre, nicht Besitaer 
sein; nach § 865 BGB. ist, wenn jemand die tatsScIüiche Gewalt Aber eine 
Sache fflr einen anderen in dessen Hanshalt oder ErwerbsgeschUft oder in 
einem Eibnlicbpn Verliiiltnis ausübt, vermntrp dess(>n er den auf die Sache sieh 
beziehenden Weisungen des andern Folge zu leisten hat, nur der andere Be- 
sitzer; es liegt aber unter der gedachten Voraussetzung, dass der Spediteur eben 
nur mit Besorgung der zollamtlichen Behandlung betrant ist, nicht ein Besits- 
verhiltnis, sondern vielmehr ein Besitadienerverhältnis vor, das sich dadnrch 
kennzeiclmet, dass jemand beattglicb einer Sache vermfige des Abhttngigkrits* 
veibttltnisses zu einem anderen nach der AvffilSSIIlIg des Verkehrs nicht eine 
ihm zustehende Gewalt, sondern die dem andern zustellende Gewalt ausübt 
Indessen ist zu bemerken, dass die soeben erwähnte Voraussetzung zumeist 
nicht zuti itit . denn die ßevoUmächtignng des Spediteurs geht weiter als 
lediglich auf die Besorgung der zollamtlichen Behandlung. Diese Konstruktion 
des Verblltnisses als BesitadienerverbSltnisses hat dieserbalb weniger prak- 
tisdiea als theoretischen Wert, die Gestaltung des praktischen Verkehrs ist 
eine solche, dass allerdings ein Besitzverhältnis auf Seiten des Spediteurs vor- 
liegen würde. Es kann aber hierauf überhaupt nicht ankommen, da, wie be» 
reits gesagt, dem Artikel 10 die gewollte Unterscheidunf? fremd ist und man 
daher einen Gesichlb])uakt in denselben hineintrügt, der keine Verwertung ge- 
funden hat und vielleicht absichtlich solche nicht fand. Es mnss also mit der 
Tatsache gerechnet werden, dass es anf dem Wege der Auslegung nicht 
nSglieh ist, den Beschwerden der Qrensspeditenre fiber die dnrch Artikel 10 
bewirkten Nachteile abanhelfen, nnd daher erweist sich die Revision der Bc 
sümmung als unumgänglich erforderlich. Die Erfahrungen, welche seit dem 
Inkrafttreten der Konvention in Deutschland gemacht wurden, bieten ge- 
nügendes Material für die Behauptung, dass die früher ireheatcn Befürchtungen 
voll und tranz sicli verwirklicht haben, insbesondere nach der Einführung 
direkter Tarife. Die Handelskammer in Oppeln hat unter dem Gesichts- 
punkte der Interessen der seblesischen Export- Insbesondere Eisenindustrie 
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Itej^nnders eingehend die Nachteile der Anssclialtong äcv (ticTizspcditeui'e 
lieivorjrelioben, einmal für diese selbst, deren Geschäfte einen bedentenden 
ßücligang erfahren, sudann aber für die aasführenden Industrien, denen aus 
der Darchfflliroiig de» ArtikelB erheblidie Uehrkoatau erwadiMs; es wurde 
von ihr mit Recht hervorgehoben, dase der Orenzepeditenr mit den Zoll- 
fonnalitftten besonders vertrant nnd daher in der Lage ist, dnrch laeb- 
getuSisses Eingreifen die Interessen der dentschen Versender nach allen 
Kichtunsrcn liin wahrzunchnipii Ks liegt aber um su weniger Anlass zu einer 
AnsRchaltung des Grenzspediteurs vor, als derselbe ja ohnehin ein sehr 
wiclitifrer Mittelsmann in (lein Verhilltui« zwischeu Vorkilnfer nnd Kflnfer ist 
und darch ihn die Abvvickeluug des Geschäftes vielfach wesentlich erleichtert 
wird. Wenn seitens der Hdurhdtsstaaten seineneelt der Antrag Dentsehinnds 
mit der Motlvlernng abgelehnt wnrde, dass SchSdignngen des Handelsstaiidsa 
dnrch das Monopol der Eisenbahnen nicht an erwarten seien, so hat neh ge- 
zeigt, dass diese Annahme der Mehrheitsstaaten eine unzutreffende war, nnd 
es darf dalier anrli irfilinfft wen den, dass dieselben sich einer Anffrabe des von 
ihnen bislaiifr vertret^enen Standpunkts nidit schlechtliin i'eindlirli troeeniiber- 
stelleii werden, nachdem sie von den uachtciligea Folgen derselben überzengt 
worden sind. Dem Bedenken, dass durch die Besitzergreifung des Gates 
seitens des Speditem-s der Beslte der Eisenbahn aniQgehohen würde, Uesse sich 
wohl begegnen anch ohne EingrUF in das Landesrecht dnrch dne Bestimmonert 
wonach die Zolldeklaration nicht Ton der vorgXngigen Besitzergreifung ab- 
hanpii; i>t. Eine Ausserkraftaetznng von Vorschriften des Landesrechts 
dnr* Ii intenmtionalet; Tfc lit »tösst «stets anf nicht zn nnterschStyrenden 
Widerstand, und die Kouvcntiunsstaaten sind nicht geneigt, sich auf Vorschliipe 
einzulassen, die zu diesem Ergebnis führen. Indessen würde auch bei voller 
Aufrecbterbaltung des Landesrechts es nicht besonders schwer sein, dnrch ge- 
wisse Anordnangen Im Verwaltoogswege dafür an sorgen, dass ans dem Be- 
sita des Gates für die Zolldeklaration sich keine üebelstftnde ergeben nnd die 
Haftpflicht der Eisenbahn dadurch nicht berührt zu werden brancbt. Artikel tO 
In sidner gegenwärtigen Fassung enthält ein Ansnahmerecht, das um so weniger 
gftreehtf"< t!'jt erscheint, als das Monopol, t\a< hierin zugunsten der Eisenbahnen 
konstruiert ist, mit den rliten nnd Pflichten des Frachtführers ebensowenig 
in einem näheren Zusamuieuliaug st«ht, wie mit der Stellung, welche der 
Frachtlihrer sowohl in den Landesrechten der Konvenlionsstaaten, als anch 
In der Konvention selbst hat. Es ist allerdings fraglieh, ob die Staaten, 
welche seineraeit die Annahme des Arükels 10 in setner gegenwtrtlgen Qe* 
statt durchzusetzen wnssten, samt nnd sonders für die Revision im Sinne der 
vorstehenden Ausfühningen eintreten werden und deslialh nioht mit Sicherheit 
voranszujjajren . ob ein dahine^crichteter Antrag von vollem Krfoltr bec-leitpt 
sein wird Allein jedenfalls Rollte der Versneb rnr rmformnng des Artikels 
gemacht werden, um den Grenzspedit«ureii wieder einigermassen die Position 
zu verschaffen, aus der sie ohne zwingenden Omnd nnd zum Nachteil des 
Exporthandels heraiisgedrAngt wnrden. 
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15. 

Die £nt8ehSdi(!:uii&: dor nffV'iitliclion ßetrit'bsniiternebinangeii bei 
. polizeiiiek verfttgter Stra8seii8|»eiTang. 

Vüii Dr. Max Flelschmann, 
OeriditsasseBSor und Privatdozent au der Univeraitttt Halle a. S. ^ 

(PortseUuig.)*) 

Die Hauptfrage bleibt demnacli, ob dnrcb den AuBspinch der Gewerbe- 
freihält oder dnrch die ErteUong dner gewerblichen Konseeelon (§ 37 
Gewerbeordnung), nach der dae Fnhrnntemehmen betrieben wird, ein solches 
abesonderes'' sabjcktives Recht verliehen ist, dessen Beschränknng dann als 
Opfer erscheinen wiinle Die Fi afre ist bekanntlicl» »ehr bestritten und ni. E. 
trotz tiefgehender l uteisuchun-ien noch nicht erledigt. Ihre Nachprüfuni^ 
oder auch nur die Kntwicklung des Für und Wider könnte deshalb nicht in 
den Kaltmen dieser gutaciitlichen Aeasserung gepresst werden. Gerade die 
nettere staatsrechtliche Theorie ist in namhaften Vertretern znr Ablehnung 
der Annahme eines sabjekÜTon Bechts gelangt, vor allem Otto Mayer nnd 
Laband (vgl. oben Anm. 6). Es ist dies — aasgesprochen oder anaiuge- 
sprochen — in Erkenntnis des Unterschiedes ^'("gehoben, anf den Ihering 
oiul Jcllinek^*) mit Schürfe hingewiesen lialen: zwischen dem blossen 
Reriexc eines objektiven Keclit^jsatzei*, di r allci dinirs bestimmten Personen als 
tatsäclillcher Vorteil zagute kommt und einem diesen Personen eingerünmten 
subjektiven Rechte. Die Gewerbefreiheit ist nur „die Negation gesetzlicher 
Besclirftnknngen der allgemeinen Handlnngsfreihelt*, nnd die gewerbliche Kon- 
zession ist nnr ,die Negation der Negation der Gewerbefreiheit, die >Vieder- 
herstelluug derjeni-ren natürlichen Handlnngsfähigkeit, die die Personen ohne 
jede obrigkeitliche Verleihung von selbst gehabt haben würden, wenn das ge- 
setzliche VerTint nicht erlassen worden wäre. Die Betätigungen der menscli- 
lichen WaniiUiiipstäliigkeit aber, die zahlloj^ iiiul nnerschöpflirh sin«!, liilden 
nicht ebensoviele subjektive ßeclite'^. So äussert sich Laband. Im einzelneu 
mag diese etwas zugespltate Argumentation anfecihtlnr sein — im Ei^ebnisse 
trifft sie nach meiner keinung den Kern der Sache. 



*) 8. Anfsng nnd Fottsetsnng in dieser Zeitschrift Bd. XZ S. 286 und 370. 

*•) Ihering in den .Jahrbüchern für Dogmatik Bd. 10 8. 245 ff und für die öffent- 
lichen ßechte besonders die klärende Darlegung bei Jcllinck. System der suhjtktiven 
öffentlichen Rechte 8. 63— 7b und Utto Mayer Bd. I §9. AngtschloBsen haben sieb 
n. a. Anschfits 8. 100, Schttcklng. Wegen der Gewerbefrekhelt vgl auch Thon, 
Aidiiv iür öffentl. Recht 13 8.368. Ahiehnwid veridUt sich u. a. LSning, Terwaltangs* 
acchlT fid. 3 8. Ml. 
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UierauB vfii-de ohne weiteres die Ablelmnng dee Anepmche» aif 
SchadensersatK fttr die Fnlirwerksunteriielimer folg^. 

Die« Ei^bnis stellt nnd f&llt jedoch nlcbt mit dieser BegrQndniig. Auch 
wer in besag auf die rechtliche Natur der Gewerbefreilicit oder der Gcwerbe- 

konzess'um anderer Meinnm; ist, wird in. F„ zu dem ^Hrirlien Ergebnisse ans 
ciiifi der naclistehenden Erwilpunj/en frelanpren: Gesetzt, <lie (tewerbefreiheit 
wäre als subjektives Kerlit zu erachten, dann würde sie doch auf dein § 1 der 
Gewerbeordnung beruhen, alsi» schon kraft Gesetzes begründet, und dann 
kein ubesonderes" (erworbenes) Recht in dem oben festgestellten Sinne (Anni. 43) 
sein; es wfirde also die Anfopfemng anch kein Brsatsreebt geben, ünd: 
dnreh die Aufliebnng der Gewerbefreiheit fttr die konzessionspflichtigen Betriebe 
und die Vii ,lci l int niimung^ niitl» Is einer Konzession wird doch sachlich nichts 
anderes aU di«' allgemeine (üw ei bofreilieit wiederherg:estellt. Wer das 
letzte nirlit znuilit. würde dahin gelaiiiren, in dem Falle einer (reclitmüssioren) 
polizeilichen Beschränkung der all^remeinen Gew erbet reiheit zwar nicht, 
wohl aber bei einer Beschränkung derjenigen Gewerbefreiheit, zn der sich 
der Gesetzgeber nnr unter der Bedingung einer Konzessionierung entscUoes, 
und die er offenbar straffer in der Gewalt behalten will, eine E^tsehSdlgong 
zn gewähren. Sollte ferner die Kntschidignngzfhige anders dort liegen, wo 
eine polizeiliche Regelung des Strassengewerbes nach § 37 Gewerbeordnung 
erfolgt ist, als dort wo sie unterldielien ist? Die als vnrbenLnnd. lieinmend 
Iteabsirhti^rtr Konzessioniernng hätte sich ja dann unter (Ur Hand zu einer 
Privilegierung gewandelt. Diese Konsequenzen sind schwerlich „richtiges Kecht* 
— und auch das weist darauf liin, dass zum Ziele ein anderer Weg ein- 
geschlagen werden mnss. 

Die Eonzesflion für die Kleinbahn dagegen ist — hier darf auf die 
fMheren Ausfühningen (I 2 b) verwiesen werden — mit der gewerblichen 
Konzession nirlit wesensgleich. Sie räumt iiirlit eine Seliranke weg. sondern 
räumt ein Hecht ein, das nicht schon alk-^eniein auf dem Gesetze beruht*'). 
Nur eins mag zur Ergänzung noch angefügt werden. Eine Unterscheidung, 
wie sie hier zwischen der gewerblichen Konzession nnd der Bahnkonzession 
angenommen wird, begannt bereits auf anderem, dem Wegerecht Torwandten 
Gebiete in die Gesetzgebung ausdrficldiche Aufnahme zn finden. So scheidet 
der Entwurf eines preussischen Wassergesetzes (1894) die „Genehmigung" 
zu gewissen Anlagen in besonderem Titel von der „Verleihung" des Rechts 
zur Benutzung eines Wasserlniifs. Die fwiderrntlirlie) .(ienehmigung" soll 
nach der amtlichen Begründunff einen rein imlizeilirlii n ( liarakter zur Wahrung 
des öffentlichen Interesses haben, erst die „Verleihung'" dagegen ein nicht 
schon im Gesetae selbst beruhendes Privatrecht (!) nach Art einer daueniden 
Konzession gewfthren. Aebnliche Gesichtspunkte Icehren in den Wassergesetzen 
Wflrttembergs und Badens wieder'^. Solche Betrachtungen sind wohl ge<- 

*') Schon Zachariac. Deutsches Staats- nnd Bondesrecht 3. Äufl. Teil II (1867) 
% 150 Anm. S, bemerlrt, dass Ar die Beurteilung dss wohlerworbenen Rechts ,der Unter- 
achied zwischen Privilegium nnd blosser Konzcssion von Bedeutung wird'. 

Vgl. i! leiichmann im jaristischen Literatorblatt Bd. 16 (19M) S. 176 f. 
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eignet, den Au!<gangi<i>unkt für die Entscheidanjf, die gruuJsiltzliclic Annahme 
zu beCestigen. 

Diese Annalune nStipt dann sn dem Sclilnsee: Nach § 75 der Ein^ 

leitnnir /um ALR. liat der Unternehmer einer Kleinbahn einen 
Anspruch anf F>sat/ de» Schadens, der ihm dnrch die poÜKeiliche 
Vertüjrnnc" entstanden ist. 

Kin Zwt'itil kann nicht etwa darans Itdfren, <l:is> ^5 75 nach der unzu- 
treffenden AuHasHung in der Kabinettsordre von 1831 bloss für private 
Rechte bestimnit sein soll; denn nach dem Sprachgehraache jener Zeit, der ja 
aicb hent noch nicht ganz ansg^storben ist, sind damnter alle vermdgens-^ 
werten Ansprache 2a Tentahen, selbst wenn de auf einer hent als Sffent- 
Ueh rechtlich erkannten Grundlage mben*"*) Tnd deshalb kann die nicht un- 
fstreiti^c, IjosiiiiderH in den tTUtachten von Laliaml und Georg Meyer be- 
züglich di'i li(ssis( hen T.ndwigsbahn nnd \-on 8ch( lrlirr (Anm. 9) erörterte 
Frage nach der systi maiisulien EingUe<lerung der durch die Kun/^ession begründeten 
— ohne Zweifel vermögensrechtlichen — Ansprüche hier dahingestellt bleiben. 

Für die weiteren Erörterungen darf ich mich kurz fassen. 

c) Nach allgemeinen Grundsätzen muss die polizeiliche ^Nötigung" die Ur- 
sache der Aufopferung: dfv lir sandrren Rfrhfe irewesen sein, wenn die Er- 
satzptlicht des § 75 Einleitung IfegriüuLt sein soll. Wenn aber eine Schranke 
dem Betriebsrechtc schon aus sonstigen Gründen gesetzt iht, ohne dem Unter- 
nehmer ehmi Anspmch anf SobadaMersatz zn gewähren, nnd die PollaelbdiSrda 
dringt anf Erffillnng des Gebotes, so yemrsacht nicht die Polisei ein Opfer, 
sondern sie hindert bloss, dass der Unternehmer über die Schranken seines Rechte 
hinausgeht: ihre Anordnung trifft auf einen , rechtsleeren " Kaum; von dem 
Opfer eines Rechts kann also keine Rede sein. Hier gewinnt die neuerdings 
schärfer betonte Erkenntnis ihre Hedcutung, du*"* jedem Frivulrcthte , vor 
allem natürlich dem Eigentum, von Haus aus vermöge des öftentliclien 
BechtcB erhebliche Schranken innewohnen '^), deren Geltendmachung zumeist 
gerade der Polizei obliegt. Der vorsichtige französische Gesetzgeber hat 
dies warnend schon dem Begriffe des EigMitnms eingefügt (code civil art. 544: 
1a propri^ti est le droit de jouir les c^oses .... ponrvn qn'on n'en fasse 
pas nn n«aire prohibe par les lois ou par les reglements), und ilini ist unser 
BGJi. i; [Hy.i (deutlicher der I. Entwurf) gefolgt. Für die Gruiipierung solcher 
Abfiti i( he von der privaten Machtbefugnis darf noch immer das ALR. I 8 § 25 
herangezogen werden: „EinschrUnkungcu des Eigentums müssen durch Natur, 
Gesetse oder Willenserklämngen bestimmt sein*. 

In Anlehnung an § I KInleltung zur Allgemeinen (u rtchtsordnnntr. z. B. 
Rf'ifhHtiorif lit in Zivils. Bd. 22 S. 2H8. 1^.25 S. 3Hü. Den l rspiung des Irrtums hat 
Löning * Verwaltungsarchiv hd. 3 S. IUI ff., auch Bd. 2 S. 282) aufgehellt. 

Besonders Uaenel, Deutsches Staatsrecht Bd. I S. IMff., Stier-Somio im 
Verwaltnngsarchiv Bd. 6 1 1898) S. 3l8ft , 331 ff., 37(5. Vgl. noch z. B. den Bescblnss 
der .Turist^nfnkultät .Jena 1879 in einer Hamburger Sache (äeaflferts Arctai? Bd. 87 
Nummer 224), Obcrverwaltongsgericbt Bd. 8 8. 32d. 
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Durch die Natur der Sache bedingt wflre z. B. eine Schranke aus 
der Snbetanx de» StraBsenklJrperB: die Stnieee ist schadhaft, ist über^ 
eehwemmt. Abeperriuigen ans diesen Grftnden (die hftnfige StraeeoiansbesseranK!) 
bringen keinen Eingriff von Polizei weg^en. similrni sthaffen nur den dem 
Rechte des Unternehmers innewohnenden Schranken Anerkennung. Hierher 
wird man ancli Acn Fall eine«' nllrro meinen Notstandes rechnen dürfen 
(Sperre bei IVikm s^^ftalir. Wahheraiot j , der anch den Betriebsnntemehnier 
mittelbar trifft j und j>cliiies!8lich jeden Eingrid, der zur Abwendung einer un- 
mittelbaren Gefahr fttr das Unternebmen selbst dient (z. B. Untorsagni]^ des 
Betriebs ganz oder in einzelnen Strassen bei drohender Haltnng der Be- 
vOlkerang etwa w&hrend eines Streiks der Babnangestellten)^. 

Dass fttr Eänachrllnkniigen von Gesetzes wegen keine Haftung besteht, 
ist für das Grundeigentum in den §§ 1, 2 I 22, 32 I 8 ALR. bestimmt; der 
8atz hat a>)er als selbstverständlich für alle Rechte und in jedem Kechts- 
gebiete zu freiten. Im vorliegenden Falle soll nur noch auf etwaige Schranken 
durch Polizei Verordnung hingewiesen werden^*), die ein für allemal eine 
Abspeming nnter besonders bezeichneten Umständen, etwa zur Sicherung des 
FenerlOachdienstes, yortehen konnten. Ob eine derart%e Anordnung den hier znr 
Prüfting stehenden Fftllen zQgnmde lag» ist nicht ersichtlich, nach der Fasenng 
der Verfügungen aber anch nicht wahrscheinlich. 

In diesem Znsammenhange mag schliesslich die Möglichkeit einea in der 
Genebiüif.ninfr preniachten Vorbehalts aiigedentet werden, einer Auflage, Hirh 
Abspeiiunt^en Ecet allen zu hissen. Der Unternehmer kann mit der .\iit!:^L'-e 
ohne weiteren einveratandeu tstin, Ob die znstHndige Behörde etwa nach § 4 
Ziffer 4 des Kleinbahngesetzes von einer derartigen Auflage die Genehmigung 
abhängig machen könnte, mag eine offene Fn^ bleiben. Stillschweigend 
aber, und darauf wird es hier ankommen, ist dem Unternehmer diese Schranke 
jedenfalls nicht gesetzt 

Im übrigen bietet in FAllen der vorliegenden Art die Frage der 
Kausalität keine rechtlichen, oder doch keine öll'entlichrechtlichen, Besonder- 
heiten, Immerhin mögen ein paar Bedenken anfp^eworfen sein: wie stünde 
es mit dem Schaden, wenn die Absperrung niclit angeordnet wiire, der 
Aufzug aber die Strasse tatsächlich sperrte? Der Vorgang ist z. Ii. beim 
Harsdie grosser TmppenkSrper lücht selten zn bwlmdhtea. Wie steht ez 
femer mit der Vorteilsansgleiehnng, wenn sich etwa infolge desselben 
Feebzuges, der den Anläse znr Absperrung gibt, die Einnahmen der Bahn auf 
anderen Strassen steigern? Eine Prüfung dieser Umstände wird natflrlich anch 
wegen der H9he des Schadens bedeutsam werden (vgl. S. 317). 



»"^I A n s ch ü t z S. 122, B ie r m an n S. 125, M ay e r Bd. II S. 2G8 - h. 7 § 4 Dig. 43, 84. 

»M Z H Keichsgericbt in Gmchots Beiträgen Bd. M 8. 881,083, 885; fintsch. in 
Zivils. Bd. 26 ä. 339. 

*^ Otto Mftjrer Bd. II S. 810, Olcim, Anm. 8 zum § 4 des Klrinb.-Ges., Beicht* 
geiicht in Omchots Beiti«gen Bd. 39 S. 883, 884; Entscb. Bd. 64 8. 266. 
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d) Die Penon de* verpflichteten SnbjeictB ist im ALB. ESiileitiiiig 
§ 76 als ,der Staat* beaelclinet. In Bechtalelire nnd Reehtiprecliiinlr wird 
dies aller ans der ratio legis eelt langem elnsehviakend dahin ausgelegt, 

das« derjenige eng:ere Verband im Staate, in dessen Interesse die Anordnung 
frfolpt ist, anch die Entacbftdiprnnp ralilpTi mft«.se Tm Zwnifel wird deshalb 
die Pflicht dem untersten Verbände obliegen, der (Gemeinde, die auch ge- 
halten ist, die Sorge für den öffentliclien Verkehr zu tragen. Unter Umständen 
(z. B. bei Kreis- oder FrovinxialBtrassen) wii-d der weitere Kommnnalverband 
baftliar «ein. Und nur, wenn nnmlttelbar das Interesse dee Staates za dem 
EingriflSs IWirt, der Staat selbst**). Dieser Ansctianong liegt die gldche 
Auffassung von dem VerbSItnisse zwisclien Staat und Kommune zugrunde, die 
im AT,R selbst unter anderem in der Regelung der Armenlast (§§ 1, 9, 10, 
16 Ii 19j, später in dorn Oosttzc vom 11. Mar/. 1850 über die Verpflichtung 
der Gemeinden zwm Krsatzc iles bei (ifteiitlichen Aufläufen verursachten 
Schadens oder in der AuiljUrduug der Kosten für die Polizeiverwaltang in 
der gesetalidien Verwendung hervortritt. 

Die eingangs erwibnten FttUe bietMi Iteinen Anlass, eine andere ab diese 
gnmdsfttaliehe Haftung, d. 1. die Haftung der Gemeinde, annmehmen. 

2. Der Betrag: <ler Entschädigung. 

Ueber die Art und den Umfan<r des Ersatzes aus § 75 der Einleitung ent- 
hält das ALR. keine ansdrückliche Bestimmung. Nur eine negative Grenze, 
die in Fällen, wie sie iiier interessieren, schon in der Natur der Sache liegt, 
lisst § 4 des Gesetzes vom 11. Mai 1842 erkennen: eine WiederherstellaDg 
des frflheren Znstandes kann nicht Terhmgt werden — es ist nnr dne Ent- 
scbSdignng in Geld denkbar. KOnnte man nnn deshalb etwa schon die 
gan^e Frage nach den Sätzen des Privatredits behandeln, so wäre sie mit 
einem Verweise auf die §§ 249 ff. des BGB. allerdings geI5st. Indessen, geht man 
einmal davon am, dass das Rechtsverhältnis ans dem Eingriffe der Staats- 
gewalt üifentlichrechtlich (Anm. 24) ist, si» scheint es nicht folgerichtig, es nnr 
für den Grand der Ersatzpflicht dem ötientlichen Rechte zuzuteilen, in den 
Vermögens Wirkungen aber ohne weiteres und unmittelbar dem Privat- 
rechte SQ nnterstellen. Das BeebteverhSltDis wird möglichst einheitlich erfimst 
werd«a mfissen, als ein IUI der affeBtllcbrechtliebn Entschädigung^)» Die 
Schwierigkeit erhebt sich hiermit freilich, ffir den ümfang solider EntscUldigmig 
die geeignete Rechtsgrandlage au gewinnen. 

Ansebflts S. 128, Biermann S. 187, 198, Ldning, Haftung des Staates 
8.87,91: Obertribunal Bd. 43 S. 28, Bd. 68 8.269. Reichsgericht Bd. 86 S. 275, in 
Urucbotg Beiträgen Bd. 35» S. 888 — der Staat: (Obertribunal in Striethorsts Archiv 
Bd. 77 8.6 (Denkmal aut dem Konigsplatsse in lierlin); bei Gruchot Bd. 26 6.d'dö 
(Krenzberg in Berlin); — das Beich: Beicbsgericbt Bd.-ti) S 241 (Kaiser- Wilhelm-Kanal). 

**) Vor allem ist bierfflr Otto Mayer eingetreten, nedi gründttehnr Unter- 
sndmng neuerdings Lay« r, Prinzipien des Entt-ignungsrecbtä 1902 S. 459. 483. Die 
(tegner durften freilich heut noch in dar MehxMbl sein, voran Wach, Uaadb. d. Zivil« 
prozessrechts Hd. 1 S. 97. 

K^er, KlMabaiuurootiUlcli« ICutMbtttdnugeu XXL 21 
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Aniehtttz (8. 127) bildet sich wine Ueiiiaiig an« anderen Elementen. 
Er vertritt aus än- Entstehimirsprescliichte des § 76 Ein!, die Auffassung, das^ 
^Tinr das "wirklirli AufeenptVrtr, das dainninn emersrens", nicht aiidi 'If-r ent- 
gangene Gewinn zu ersetzen sei: Aber aus den von Anpchiit/ iierangezogcnen 
Materialien zum ALR. iiisst 8i<li nach alls-euipintn Aii-^lt'i:nnfrJ*rogeln weder 
für die eine noch fUr die andere Ansidit etwas Hindendes entnehmen: die 
Bedaktoren des ALB. haben zwar die Frage geprüft, Svarex bat eich für 
Ersatz des Nachteils im «gefrenwKrtigen'' Verm&genszustande ansfesprochen, 
die nähere Bestimmung der Entscbftdi|^ng wurde für notwendige angesehen 

— nnd demnat'li ist in da» Gesetzbuch nichts anfgenouimen! 

Wan wird deslialb mit Otto Mavf'i'. dctn wii- dip SysttMiiutisipnint:' der 
i>ftcntlii iirpchtliclien Entschildigung verdajil<i ii . aut allL^ciiu inc Ki wüLfiiiiiren 
zuriickgeiien müssen. Diese Erwftgnugen fitliieu uiicli jedu* h zw einem anderen 
Ergebnisse, als zu dem Mayer gelangt. Mayer (Seite 3ö5) behaa|>tet im weseai> 
liehen: ^Wie der EntscbKdignngsansprQcb nur begründet wird, sofern ein 
Opfer auferlegt, ein greifbarer Schade zugefttgt Ist, so bemisst sich anch die 
Höhe des zu vergütenden Schadens nur nach dem Werte, den das getroffene 
Gut unmittelbar für sich hat". Mayer will also (wie Seite 350 Anm. 13 er- 
kennen lüs^t ) gleichfalls nur das damnum emergens ziibüHffen: er findet 
üluigcns im § 12 des Postgesetzes, wonach die Postverwaitung Viilust 
oder Beschädigung einer Sendung nie tür den mittelbaren Schaden oder den 
entgangenen Gewinn haftet, nnr eine Anwendung, also Bestätigung der von Ihm 
entwickelten Grundsätze. — Unklar bleibt hier zanftchst, was denn im Rechter 
sinne ein greifbarer* Schade sei; nnd gewagt erscheint es dann, einen solchen 
mit dem «Opfer" zn indentitizieren (S. 346 gibt übrigens Mayer dem „Opfer" 
eine weniger eingeengte rinsii lireibnng). Gar keine TJpwei^kraft möchte ich 
dem § 12 de?« Festgesetzes zugestehen: so, wie ihn Mayer deutet, würde er 
Selbstverstäudlicheh aussprechen; das ist beim Gesetzgeber nicht zu vermuten, 

— einleuchtender ist es deshalb, den § 12 als Ausnahme zugunsten des 
Bfliclisfiskns anfznfassen, znmal wenn man als den naheliegenden Qegensats 
die Beelitslage beim FnuAtvertrage des Handetsredits im Ange behlH. Be- 
denklich ist endlich, dass sich Hayer selbst genötigt sieht, für gewisse FiUe, 
die dem hier streitigen nahekommen (z. B. Untersagung des Gebrauchs von 
Bangrnndstücken, Entziehung von Verleihungen), die Srhadensberechnung mehr 
7A\ indi\ idnalisieren und Erwerbsmöglichkeit^n zu berUcksiclitigen, „sofeiTi sie 
iu dem getrulleuen Gute selbst schon gegeben sind": wo Ittuft liier die 
Grenze?»») 

") Mayer steht hier i-isichtli«di unter dem Eiiiflii.sse von .Anschauungen, wie sie 
sich in der Praxis des i r uussüt» ischeii Rechtes gebildet hüben i^vgl Verwaltungsrecht II 
§ 53 Anm. 9 mit seiner Theorie d. franz. Verw.-K. § 52 am Ende), ohne die Verpflanzaog 
»nf den Boden des deotseben Verwaltnngsreehts hinreicbend sn recbtfertIgeB. Und 
selbst wo das französische Recht auf deutschem Boden Geltung halte, in Elsass- 
Lothringen, soll in den letzten .Tahrcn ,die in der l'.it nirht erscliüptende Kornel' des 
dommage direct et mat^riul immer mehr ansscr L'ebung gekommen sein (so Kiscb, 
Elsass-lotbring. LMidespriTatrscbt 1905 S. 371). 
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Die Sache liegt, wie ich meine, so. Der einzelne mnee rieh KUgnnstoi 
der Allgemeinheit im Staate mancherlei EinnfiifTe in sein VertDSgen gdMIen 

lassen; nicht für jiMleii Einffviff rännit der Staat einen Ersatzanspi-nch ein. 
Der Staat ri-elit also eine Grenze, ahor das tnt er schon frühe für den 
Grund de» Anspruch?«. Beliennt er sicli dai^pg^en einmal überliaupt zur „Ent- 
schädigung", dann will er damit sagen, dass er die Belastnn§r des einzelnen 
wieder heeeitigen, den früheren Znetand wieder herstellen will, d. 1. nach 
dem fibltcben Sinne des Wortes ganSf nicht nur teilweise. Die Frage ist 
— ohne Voreingenommenheit — deshalb allein die: Inwiefern hat sieh der 
Zastand de« Vermögens dnrch den EinjL'^riff gegenüber dem früheren Zustande 
jTPwandeltV Cnd diest Frage kann (von positiver Begrenzung, die im 
I>rpiis55i«clipn T^erhtf tVlilt, abgesehen) nirht anf dem Bnden des Eiffentlichen 
Keclits und uielit aut dem des privaten Kechts pelöst werden: massgebend 
sind wirtschaftliche Anüchaunngen , denen sich hier wie da die Rechtsnorm 
anpassen nrass. Die Bechtsnorm bat deshalb auch im Laafe der Geschichte 
geschwankt, wie es die Entwicklung des Verkehrs mit sich brachte^. Eine 
nrwficl^e Anschannng begritt als Schaden immer nnr, was greifbar, was im 
Angenblieke siclitbar war, das ist im allgemeinen das später sogen, damnnm 
emerjrens Bei der waclisenden Bedmitung der menschlichen Güter vernichtete 
man mit manchem Stücke zugleicli auch weitere Werte, die entwicklnngsfUhig 
nnd zur Entwicklung bereit in ihm lagen. Der Ersatz des ggemeinen Wertes" 
bloss der Sache konnte jetat also die Einbasse in dem Verm!^;en88tande nicht 
mehr völlig wett machen: dem damnnm emergens gesellte rieh das Incram 
cessans bei, nicht etwa als znkitnftiger Sehade, sondern als Femwirknng der 
schidigenden Handlang, als Fortfall einer gegenwflrtigen Nntenngsquelle. Nnr 
zusammen bilden sie den Schaden, als zwei Stufen einer einheitlichen Er- 
scheinung, dif "i'^h clmrakteristisch ^rpn^L^ boi fler Rechtsanwfndim!? oft gar 
nicht auseinauderluscn lassen — die der Jurist in kritiacher Ahal\.-e als ver- 
schiedene Elemente des Begriffes erst zu sondern verHucht^^). Für die allseitige 
Erfassung de« Schadensnmfanges war das ein Forteehritt Die blosse 
distinctio barg aber die Oefahr in rieh, an weiteren auch rechtlichen 
Folgemngen an drftngen, den .entgangenen Gewinn* gar neben den «Schaden' 
zu stellen und seinen Ersatz von schärferen Erfordernissen abhängig zn machen. 
Auf diesen Ii rwp*r sind das AT.Tf. nnd das österr. BGB. sreraten. Bewusst 
äri'Uiicden bat ihn dagegen das BGB. für das deutsche Reich, indfnii es als selbst- 
verständlich ausspricht: „der zu ersetzende Schaden umfasst auch den eut- 
gaugeueu Gewinn" (§ 252). Juristisch allein baltbar soll nacli den Motiven 
dieser Grandsatas sein. Das ist er aber nnr, weil er die entsprechende For- 
nnUemng wirtschaftlicher Anschannngen bedentet. Damm enthält der Sata 

Schon die üeschichte der actio legi» Aquiliae gibt in mehr als einem Funkte 
hier das Beispiel. Vgl. auch Windscheid, Pandekten II § 257 Anm. 7. 

**) Das wird nidit immer so nnomwanden sngestanden, wie ieh es (nsohträglldi) 
bei H. A Fisrher. Der Schaden nach dem BGB. 1900 8.60 finde. .1'. E hat die Unfeer- 
scbeidung zwischen positivem Schaden and entgangenem Gewinn keinen praktischen 
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des BOB. auch nichts flpexlfiaehPrivatreclitllches — er ist ratio scripta. 

Und dämm mnss ancli für Entschidignngen nach öffentlicbem Rechte 
als ünifang gelten: damnntn emergens -f- Incrnm oessans. Wir haben 
liiermit niclits ans dem privaten Keclite in Verwisclninfr der mülisam aufge- 
richteten Grenzen in das ftftentliche Keclit übernommen. — der Vorwurf i«:t 
zu grewHrtigen, — sondern sind auf die gemeinsame Wur/el der durch tlit 
Systematik gespaltenen Tefle des Bechtdebens, der Beehlilehre, «irSckgegangen ; 
haben Oesichtepankte zur Geltnng gebracht, die nur herkttmnilich immer 
in Am r^eher angebauten ZivilreehtBeysteme nnd in den ZlTllgesetsbliehem 
ihre Formnliemng geltenden» dem Wesen nach aber allgemeine Bedentmig 
haben 

Diese Ableitnni^eTi ans alljremeiiicn Erwägungen wilrpn iinr dann 
mcht aufrei ht zu erhalten, wenn sie sii h etwa mit anderen ^^esetzlichen 
Behtimmungeu nicht vereinen Uessen. Und ein solcher Einwurf liegt nahe, 
wenn man bedenkt, dass gerade das ALB. die Schadensberechnnng In eine 
Abstafnng nach dem Verschnlden des Itters bringt, das in unserem Falle ja 
anegeschlossen ist Doeh das gerade Gegenteil, «her eine Bestärkung der 
hier vertretenen Auffassung, zeigt der genauere ElnbUek In das prenssische 
Kpclit. Der §75 der EinleiHma ht. um mit Otto Mayer (Bd. TT S. 348) m 
reden, das hervorragendste Beis(iiel für den allgemeinen Rechtssatz, der er- 
gänzend hinter allen gleichartigen Bestimmungen der Sondergesetze über eine 
öffentliclu'echtliche Entschädigung steht. Solcher Sondervorschriften gibt es nan 
im ALB. mehrere: ich verweise aar auf § 3t I 8, §§ 71, 72 II 16, auf die 
Enteignung des § 9 I 11 oder auf § 70 Einleitung. In allen diesen Sonder^ 
bestinmungen kargt der preussi^che Gesetzgeber weniger als neuere Publizisten; 
er verspricht „hinlänglichen" Ersatz oder Ersatz des ausserordentlichen 
Wertes" oder „ vollRtfindiL^e RchadloHhaltnns-" — immer ist in diesen etwas 
schillernilen Schattiei iinuen nach ALÜ. auch hierum cessans zu begreifen. 
Ganz im Einklänge damit steht es, wenn später der preussische Gesetz- 
geber, wo er von diesen Grundstttaen abgehen will, den Umfang des Ersatzes 
In der einen oder andern Weise attsdrftckllch elnachrSnkt, a. B. im § 69 
der Gewer1)eordnang vom 17. Januar 1845 oder im § 7 des Sohlachthats- 
gesetzes v<un 18 März 1868. Also bringt die Prüfung auch der Einaelheltendes 
prenssisrhen Keehtes nur eine Best;ltif:nnir der Annahme, dass nach | 7ö 
auch der entgangene (^ewinn zn erset/f^n sei. — — 

In der Literatur ist die Fra^-e erst neuerdings wieder eintjehender vun 
Otto Mayer und Anschütz erörtert worden''^). Unbeachtet blieb dabei, 

Auch in dem Drange nach Selbständigkeit für das öffentliche Bccht gibt es ein 
Mas». Zuweilen reisst nnui das öffentliche Rerht nicht, wie man nur will, von dem 
Privatrechtc, sondern ans dem gemeinsam nährenden Kechtsboden heraus. Beherzigens- 
werte Worte hienu bei Hellborn, System de« VOUrerreebts 1896 S. 412f. 

Während des Drucks dieser Abhandlung hat Kiscb (elsass-Iotbring. Landes* 
privatrecht 1905 §§ (13- fin) .die offentlirlir. rhtlichc Entschädigung" im Anschlr: '»n 
Otto Mayer, aber unter schärlerer Hervorkehrung der vermögeiiHredit liehen Wirkuiigtn 
untersucht. Gerade in dem Punkte der Höhe des Ersatzes lässt seiiit; Meinung .ersetat 
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duB schon 1S3S Thoene (Fiuidameiita11«lureii des prenwitelien Privatrechts 

Bd. I 8. 823) an eine Behandlung der Fraise herangetreten ist ünd Theene 
eetecheidet sich für vollständig^e Schadloshaltang (damnnm emerp^ens und Incrnm 
cessansV Anderp Scliriftstplk-r liaben sieb nnr frelegentlich geänssert. in <lem 
gleiciieii Sinne wie liier Biermaun (S. 188) und Koehne (Arclii? f. üft'enti. 
Kecbt Bd. 13 S. 670). 

Auch das Reichsgericht hnt wiederholt hei Anwendung des § 75 Einl. 
— Bbr^ns ohne eines Zweifels xn gedenken! — Ersats des entgangenen 
Oewhues zngebüligt (x, B. Bd. 38 8. 811, Bd, 86 S. 876, Jnr. Wochenecbr. 
1900 S. 83, 479, 626). 

DieZnlässigkeit einer Vorteilsausgleichunj; ist hier — aus allgemeinen 
Griimlt n — ebenso g^enrebrn wie für den Sfbaden^^eI•sat/ nach dem BGB , das sich 
ja eben desiialb aiisdrürkliLlitir IJetstimtmingen ilai über enthalten liat (Motive 
Bd. II S. 19). Weuu kürzlich"') der Satz aufgestellt wurden ist, dass eine 
OffentlichrechÜiche Yorteiliansgleiebung nar dort atattfUide, wo sie dnrch be- 
sondere Rechtsvorschrift angeordnet sei, so soll dies gar nicht bestritten werden. 
Diese Behaaptnng passt aber nicht für den vorliegenden Fall; denn gemeint 
ist in jenen AnsfHhrungen nur eine unter eigentümlichem Gesichtswinkel 
erfasste Form anprchlirlier Vorteilsausgleielninp": die Belastung des rri\aten, 
die als teilweise X er^iituiiir für die ihm durch die öffentliche Verwaltung zn- 
geweudeteu Vennügeuswerte in vereiozelten Anwendungsfallen (Beiträge bei 
der Arbeiterversicherung, Gebtthren usw.) erscheint. So ist denn auch das 
Beichsgerieht in FttUen öffentllchrechtUcher Entschädigung, wie de hier 
interessieren (z. B. Entsch. Bd. 44 S. 283), ohne weiteres von der Znlttssigkeit 
einer Yorteilsaasgleichnng ausgegangen. 

3. Prozessuales, 
Für die Gelteutlmaehung des Ansprueli» ist der lieclitsweg zugelassen 
(§ 4 Ges. vom 11. Mai 1842). Dabei macht das Gesetz keinen Unterschied, 
ob der Unternehmer die polizeiliche Verfügung angefochten oder ob er sich 
ihr unterworfen bat (Reichfiger. Bd. 89 S. 163). Zn weiteren prozessualen 
Fragen bietet der Fall keinen Anlass. 

(Schluss folgt im nächsten Heft.) 

wird bloss der gegeowirtige, objektive Wert* aber die efaigdiende B^n^ndnog 
vermissen. 

•*) Ebenso Frimz Scholz. Krie«; und Seekabel 1904 8. 137. Nahe steht wohl 
auch V. Blume, wenn er gegen den „greifbaren Schaden' bemerkt (S. 31): ,Ich lasse 
hier dahingestellt, ob dieser Sutz durchführbar, gerecht, ob er geltenden Bechtes ist**. 

Von Flelner, 6ffeiitlicbt«ditUche VorteUBansgleichnng 1904 (Bssler Fest» 
pAe fflUr Hensler S. 98 f.). 
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16. 

Zur Frage der Aofreelinimg Terjfthrter Oegenfordernngen der 

EiMnliiilinen. 

Von Or. Mix RMl, 

Direktioiurat im Effnigl. Bayr. Stastnoiliiisteriiuii für Verkelmaiigelefreiibeiten. 

Unter dem obigen Titel liat Dr. Epstt in in Biiiuii iin BaniU* XXI S. 9n 
dieser Zeit«rhrift eine Abbanilluug vcröflentUcht, in der er ein Urteil des 
Wiener Bezirksgerichts in Handelssachen, das der Eisenbahn die Anfrechnang 
einer bereits Twj&hrten Fraehtnacbzahlnngsfordernng gegen eine von einer 
Firma erhobene Frachtrficlcfordening gestattete, für unrichtig erklärt and aus- 
zuführen sacht. da.s.s die Kompensationserklariuig jedenfalls innerhalb der Ver- 
jähi-iin^'szeit erfolgen müsse, wenn sie die Anfrechnang rechtlich wirksam 
machen soll. 

Die EntÄcheidung hängt mit dem iLMOhseii l'i»iltlein der sog. i]iso iure- 
Wii'kung der Kompensation zusammen und deiunach von der Beantwortang 
der Frage ab, ob das österreichische a. b. GB. von der sog. reinen ipso inre- 
Wirkung ausgeht oder ob es die Wirkung der Kompensation erst mit dem 
Zeitpunkte der Abgabe der Knmpeiisation.serklärung eintreten lä.sst. Ist ersteres 
der Fall, m erseheint die Entscheidung des Wiener Bezirksgeriohts zweifellos 
zutreft'end; denn dann war in dem Zeitpunkte, in welchem sich die beiden 
Forderungen aufrerheiil);ir tregeiiUberstanden . die eine durch die andere 
vorausgesetzt, da&s sich der eine Teil hierauf berufen werde bereits ipso 
inre aufgehoben, und die Erkiftmng der Aufrechnung war lediglich die flusserlich 
in die Erscheinung getretene Bemfnng auf diese Tatsache, so dass es gleicb- 
gUti^ ist, ob diese Berufung noch Innerhalb der Verjährungszeit erfolgt ist 
oder nicht'). Trifft dagegen letzteres zu und ist demnach prst die Anfrechnungs- 
crklärnng der die Aufliebung der Forderung erzengeiitli' Hcrlitsrikt. so kann, 
falls niclit durch positive Hestimnmii'/ i twas nnderes V'«i lt« srlu i. l»en ist. A'n^ 
erst nach dem Eintritte der Yerjftlirung erklärte Aufrechnung eine Wirkung 
sieht mehr Imliea, weil im Zeitpunkte der Anfrechnungsei^taruiH; sine cor 
Tügong der Gegenforderung geeignete rechtlich wirksame Forderung nicht 
mehr vorhanden ist. Nach dem Worthinte des ^ 1438 des (isterr. allg. BOB. 
wird m. E. nun kein begründeter Zweifel darüber bestehen können, dass der 
G«setasgel)er auf dem Standpunkte der ipso iure- Wirkung der Kompensation 

'j Dies ist der Mundpunkt des französischen Eeclits ^code civil Art. 1290; und 
des Freuss. Landrechts (I W § 301; und nach der herrschenden Ansicht ancb dw des 
gemeinen Rechts (Tgl. Wind scheid, Pandekten, b. Aufl. Bd. II 8.884, insbes. Ann. 10. 

ferner Dernburg, Pandekten. 3. Aufl. Bd. II S. 17t Anm. 12 und S. 178, Motive z. I. Ent- 
wurf einof« B<tB If '«^ 107i. fprnpr zur ganzen Frage Feder, We rechtliche Natur der 
Aulrechuung in (Juldschmidts Zcitscbr. Bd, 5U ä. 434 ff. 
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gesUudtfU liat\». Es folgt dit*(i zwar m. E. nicht ans den Worten: , .welche 
scbon fflr sieb die gegenseitige Zahlung bewirkt", wie das Wiener Gericht 
meint, da dteae Worte nur die Wirkung der Anfreelurang Uaxvtellen nnd 
somit besagen, daas der Aufrechnende, indem er von seinem gesetzliciien Rechte 

Gebrauoll macht, dem anderen Teil eine gesetzlich statthafte Befriedigung auf- 
zwingt nnd sich selbsi hit iTiiit gleichzeitig befriedigt, die beiden Forderungen 
also ohne weitere Krl'üllmigshandlnng fZablnnir^ zn dem sirh deckenden Be- 
rraüre erlöschen. l)itse Wirkung der Koiiiptusat inn fiitt, aiK ti da ein. avo die 
Kunipensation erst mit der Erklärung der Aufrechnung ihre rechtliche Kraft 
ftnssert, ist also keine Eigentttmlidikelt der sog. ipso iore^Wirknng. Dagegen 
folgt die letatere ans den Worten des § 1438 a. b. OB., dass »eine gegen- 
seitige Aufhebung der Verbindlichkeiten entstehe, wenn Forderungen gegen* 
seitig zusammentreffen, die etc.''. Denn hier ist klar zoni Ausdrucke 
i5( lirnrht , das.s srlinu durch dris irptrpnspitit'f« Zusammentreffen der 
kiHM]»(iis;ihcl!i P'i^rdrriiDLrMi die A n flu' Im ii u' ilri silbiii »'rfolgen soll. Dies 
schliesst naturlicii iiiclu aus, daäs auch für das (».sterreichische Recht au dem 
Erfordernisse einer WillenserklSrung dessen, der mch auf die Aufrechnung 
beruft, also einer Anfrechnungserkläning, festgehalten wird; denn der Wille 
des Beteiligten ist auch nach den Rechten, welche auf dem Standpunkte der 
Strentren ipso iure-Wirkung der Kompensation stehen (Code civil Art. 1290, Preuss. 
Landr. I ItJ §§ 800 ff. i. filr die Aufrechnung erforderlich'*), nur hat diese Er- 
klürnng hier nicht die Bedeutung, da<s mit ihrer Abirabe erst die Wirkungen 
eintreten, sondein die Bedeutung, da.s.s der Auficclmende von der durch das Zu- 
sauimentiefleu der Forderungen eingetretenen Aufhebung (iebrauch macheu wolle ^. 

Wie dem nun aber auch fflr das österreldiische Redit sein mag, fftr das 
deutsche Recht ist die Meinung von Epstein, wie er dies ansnnehmen 
scheint^), jedenfalls nicht sutreiTend. Nach § 222 des BOB. ist die Wirkung 

') Kbonso ieder in üoldschmidts Zeitschr. Bd. 54 S. i'6\), Kirchs tctter, Komm. 
z. a. b. GB. h. Aull. S. 704 Anm. 24 u. 25. 

•) Motive zum I. Entwurf cints Rili Hd, II S. 107, Kirchstetter Anm. 24. 26. 
Hicrl'fi ^(ill ;inf rim n in der Ahhar:iniinir di s Hi irii T'r Kpstein enthaltenen 
In tum autmerküiiin getuHclit »erden, der darin liegt, dass er meint, das Wiener Ge- 
richt liabe den Tag der Ueberreichung der Keklaniation, also den Tag der Geltend- 
machung der Forderung gegen die EisenlMlin ais entocheidend ftlr die Znltosigkeit 
di r .\ufrechnung seitens der Eisenbahn gehalten. Bei dem Wortlaute des Urteils ist 
dieser Irrtum nicht recht begreiflich PiislVteil sagt vieliuelir deutlich, dass die .Auf- 
rechnung, vorausgesetzt, dass sich der Berechtigte hierauf berufeu werde, schon in 
dem Zeitpunkte eingetreten sei, in welchem sieh die beiden Forderangoi aufrechenbar 
gegentth erstanden, erkitrt also als massgehead den Zeitpunkt der Aufredienbarkeit, 
nicht denjenigen, in welchem die eine Forderung geltend gemacht wird. Die Forderungen 
«standen sich aber im Icrttischen Falle Iwreits vor der Kinreirhimn; drr Reklamation 
aufrechenbar gegenüber, so dass das Gericht die gleiche Entscheidung auch daim hiiitb 
treffen mflnen, wenn die Forderung der Eisenbahn im Zeitpunkte der Binndchung 
der Beklamatton schon verjährt gewesen wire. 

*) Er bemerkt nämlich im Kiiiirannfp sriiier Abhandliiiii; . d.iss die Frage nirlit 
nur für die österreicliischeU} sonderu auch tUr die deutschen Bahnen von Bedeutung 
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der Yerjähruug einer Fordenmg die, dan der Verpfliehtete berechtigt Irt, die 
Leistuig sa verweigern. Es steht also dem Ansprache eine Einrede entgegen, 
dnrch welche dessen klage- oder einredeweise erfolgende Geltendmadrang ans- 
geschloSBen werden kann^i. An sich kSnnte denuch mit einer Forderanif, 
welche im Zoitiiunkte der AnfrechnnndrserklärnnK heroits verjährt ist, 
niclit mehr ;uif<rerf'rhnpt werden, falls der Schuldner die Einrede der Ver- 
jähiuii),' i^reltenJ macht, weil eine bereits verjährte Forderung keinen Wert 
mehr repräsentiert, mit welchem der Gläubiger befriedigt werden kann'). 
Der erste Entwurf eines Blirgerlichen Gesetsbnchs ist denn auch anf diesen 
Standpunkte gestanden*). In der II. Kommission ist aber als Ausnahme von 
der Regel, dass jede Geltendmachung eines vi rjiUii ten Anspruches ausgeschlossen 
sein soll, die Bestimmung eingesetzt worden, dass die Verjährung die Anf- 
rechnnnjr dann iiirlit ausschliessen soll, wenn die verjülirte Fonlenincr zn dpr 
Zeit, zu welcher sie geüfcii ilio andere Fiiid' riniK' aiilVt-reehiiet werden knmite. 
uocb nicht verjährt war. Diese Bcstimiuuug ist sodann in dem § 390 i^ati 2 
des BG^B. avch tatsiddidi mm Gesetze geworden. Sie scbliesst mch an das 
im weitaus grösstea Teile Deutschlands in Geltung gewesene Recht an (vgl. 
inshes. Freuss. Landrecht I 16 § 371, eode ciril Art. 1290, sowie bezQglicb 
des gemeinen Rechts. Dernburg, Fand. 3. Aufl. Bd. II 8. 176 und R(t. bei 
Bolze, Praxis des KG. Bd. I S. 88) und wurde, wie die Denkschrift zum Ent- 
würfe eines BGB. iS. 3.5) bemerkt, aus Kllcksirbttii der Billigkeit in das 
BiiiKerliche Gesetzbuch übernommen. Denn der Gläubiger, dessen Forderung 
eine %ur Aufrechnung geeignete Gegenforderung gegenübersteht, unterlasse mit 
gutem Grunde die Klsgeerbebung, da er durch den ihm geschuldeten Betrag 
fttr seine Forderung gedeckt sei und seine Klage infolge einer vom Gegner 
erklärten Aufrechnung abgewiesen werden wtrde. Er habe aber auch solange 
keine Veranlassung, die zur Aufrechnung erforderliche Erklärung gegenüber 
dem Schuldner nhzugeben, als dieser nicht mit seiner Gegonfordfniii<r h*r\ n- 
tritt. er diiitV vielmehr darauf veriraurM . dans der Sehnidner trleiohtalls seine 
Gegenforderung bis zum Betrage der Forderung aLs getilgt ansehe. Naiueuüich 
bei einer in kuraer TtvA TerjAhrenden Forderung, der eine in längerer Frist 
veijUirende Gegenforderung gegenftbersteht, wBrde der Verlust der Auf* 
recbnungsmOglichkeit mit der Vollendung der Verjährung eine Hftrte in sich 
schliessen. 

Man wird gegen diese Begrfindnng . die zugleich eine treffliche Wider- 
lei^uiif^ der von Epstein für die ant:eblielie l'nhaltbarkeit der Anffassiinu' »ios 
Wiener Gerichts vorgebrarliTen Gründe enthält, nicht viel einzuwenden haben. 
Selbst wenn mau sie aber nicht für richtig hält, muas man eben damit redmeUt 
dasB sie fttr das deutsche Recht durch positive gesetxliche Bestimmung cur Ver* 
wirMIchung gelangt ist. Damach aber ist der Rechtsaustand dw, dass es 

sei, da bezttglicb der V erjährung (?) da wie dort die gleichen Urnndsütze 
gelten. 

>) Hotiv« s. I. Bntwurf eines BGB. Bd. I S. 348, Denkschrift s. Entwurf dnes 
BGB. S. 34. 

>) HoUto b. BUB. Bd. 2 S. 106. •) MoÜve Bd. ä Ü. 106. 
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nach dentwlieiii Rechte svr AalrechniiDg mit einer bereits veijliiirteii Forderung 
geBikgty wenn die Terjfthrte Fordemng zu der Zeit, su welcher sie einw 
anderen ftnfreehenhftr gegenttberstand (§ 387 BOB.), noch nicht verjährt 
war. Wie lange dieser Konpensatiotiszustand vor dem Eintritte der Yer- 

jäbmug der eineti Fordtrtinir eedanert hat. ist itrleirhgfllf iir: nnch wenn die 
Forderung, gegen welche autgereehnet werden soll, erst einen Tair vor dem 
Ablaufe der Verjährung der Gegenforderung entstanden ist. ist die Autiecliuuag 
mit der verjährten letzten Forderung zulässig. Ebeuso gleichgültig ist, wann 
die Fordernis, gegen welche anfgerechnet werden seil, geltend gemacht 
und ao der Anläse snr Avfirechnmig gegeben wnrde; denn die Anfrechnnng 
gegen eine Forderung ist sweifettos auch dann gestattet, wenn die Geltend- 
machung dieser Forderung erst nach Ablauf der Verjährung der anderen 
Forderung, mit drr anftrcreclinet werden .soll. sohclit ii isr. da es nur darauf 
ankommt, ob htiilc Fui(leniii!/<ii vor Eiiitiitt der WiJ;ihrnny der einen 
Forderaug sich noch in irgend fiiu-m /A"it|iunkte aulre« lienbar gegenüberstaudeu. 
Damach aber wAre in dem von Dr. Epstein mitgeteilten Falle» wenn er nach 
dentschera Rechte an entscheiden gewesen wftre, die Anfreclmnng mit der Ter- 
jAhrten Qegenfoidemng der Ksenbahn sweilello« recbtswirksam gewesen, und 
es w!\re dies selbst dann der Fall gewesen, wenn noch vor dem Zeitpunkte 
der Krlirl>nntr der Partoirek1aTn:itif»ii r21. Mai 1902 > ilic Verjnliniiii,' d> r eisen- 
baliii.s»'ititreii Furdenine eiiiLri^Iictcii wäre, da in dem lraL'li(dH'ii Falle die htdden 
Forderungen ttstgestellieruisuisen sciion vor der Erhebung der Keklumation in 
Konipensatioussituatiou gewesen waien^j. 

Das eben Gesagte gilt für alle Forderungen der fiisenbnhn gegen den 
Absender oder EmpfSager ans dem Frachtvertrage, da weder das Internationale 
üebereinkommen noch das deatacbe Handelsgesetzbuch und die deut.sche Eisen- 
bahnverkehrsordnnng Bestimniuniren darüber enthalten, welche Wirkungen der 
Verjährung von Forderungen der Eisenbahn /.nk'"ttiiieii. und daher gemilss .\rf 2 
des Einf-f«es / lltiTi vom 10. Mai 18i>7 liiewegeu die Vorachrilten des 
BGB. zur Anwendung zu kommen haben ^,), 

Es Tonteht sicli von selbst, dass die gleichen Vorschriften anch gelten 
fttr die Frage der Anfrechnvng verjfthrter Forderungen de« Absenders oder 
Empiftogers gegen die Eisenbahn, soweit in dieser Beziehung nicbt durch aus- 
drttckUche gesetzliche Bestimmung etwas anderes vor<ri s( In leben ist. Es kann 
daher anch der Absender oder der Empfänger einer Sendung mit der ihm 

') Ueber den in diesem Punkte bestehenden Irrtum Epsteins vgl. die Anm. 4. 
*) Hinsichtlich der ans dem internationalen FrAcbtTertrage entspringenden 

Forderungen der ESisenhahn kommt in Betracht . duss dn» Internationale Ucbercin- 
kommeti nnr mnterirll. nirlit alu r ;mch fnrmell eiTihritliches Hecht schafft und in den 
einzelnen ätaaten nur als Herht dieses Staates (in Deutschland also als Ueichsgesetz) 
gilt und dasB demnach, soweit in dem Internat. Ueber^kommen gesetsliche Be- 
Btimmungen nicht getroiFen sind, die gesetxlichen Torsduiften Jenes Landes snr An- 
wendung kommen, in welchem das betreffende Kechtsverhälltnis /.ur Wirlcsam^■cit ge- 
langt fEper. Bd. 2! S. 47). Soweit also die Frns/e der Anfrerhnnn^f in lli't rächt 
kommt j gilt das JKecht des Landes, in dem die Aufrechnung geltend gemacht wird. 
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gevU^aa Art. 12 Ate. 4 des InterBationalen üeliereiiikoiiimeiia oder § 61 Ab«. 4 
der EVO. siutelieiHleii, aber bereite veijttlurteii Fordemsg auf Frachtrftck- 
Vergütung gegen eine FractitoachsaUnngB- oder sonstige Forderung der Eisen- 
bahn anrechnen, soferne nw die verjährte B'ordrrnin.' vor dem Eintritt der 
Verjährnnff *!• i Forderunfj der Eisenbahn aufrechenbar treirenüberstand 't. 
Eine Ansnahiiu' besteht kraft |»o.sitivrr tresetzlicher Re^^tiiiiiiuiiiü" nur für die 
Fordenitiffpn Kt^Kti» dir Kisenbahii wt^fn Verlustes. Miuderuujr. Be- 
schädigung; und Verspätung. UinsichtUch dieser Forderungen bestimmt 
nimlicli Art. 46 des Internationalen Uebereinkommens, dass die geniAss Art. 45 
a. a. 0. Terjfthrten AnsprOche aneh nicht im Wege einer Widerklage oder 
einer Einrede, also ancli nicht im We^e der stet.s einredeweise vorzubringenden 
Anfrechnang geltend geniaclit werden können'). Femer schreibt hinsichtlich 
dieser Forderungen t? !U Abs. .'> der KVO in Ueberein-stimmung mit 414 
Abs \\m\ sj \'Mi HGB. vor. das.s dieselben nach der VoUendniiir di r Vi r- 
jährung nur aufgerechnet werden küunen. wenn vurher id. h. vor Vollendung 
der Veijikmng) der Verlnst, die Mindemng. die Beschädigung oder die vw- 
spfttete Abliefemng der Eisenbahn angeseigt oder die Anzeige an sie ab- 
gesandt worden ist, wobei es der Anxeige an die Bisenbahn gleichstehen soll, 
wriiii gerichtliche Beweisaufnahme zur Sicherung des Beweises beantragt oder 
in einem zwischen dem Absender und dem KnipfUnger oder eiium spntereu 
Erwerber des (tutes wcyen de« Verlustes, der Minderung, der Resciiadiguug 
oder verspäteten Ablieferung anhängigen Heclit.sstreiie der Eisenbahn der 
.Streit verkündet wird. Diese Beschränkung in der Aufrechnung verjährter 
Fordemngeu gegen die Eisenbahn wegen Verlostes, Minderung. Besch&diguug 
oder Terspftteter Abliefemng gilt aber gemäss § 91 Abs. 6 EVO. ({| 414 
Abs. 4 und § 439 HGB.) dann nicht, wenn der Verlust etc. von der Eisenbahn 
'oder ihren Leuten) vorsätzlich herbeigeführt wurde; in diesem Falle gelten 
ebenfalls die Bestimmungen des J{ 8!t(» Satz :* des B(tB nniregen ist die 
Aufrechnung auch der auf Vorsatz der Kisenbaiin loder ilinr I^eutei sich 
stützenden, bereit.s verjäiirJen i'orderungen gegen die Eisenbahn wegen Ver- 
lostes, Hinderung, Beschädigung oder verspäteter Ablieferung gemäss Art. 46 
Internationales Ueberetnkommen angeschlossen. 

Die P'i'iTierkiing Epsteins, duss in ili in \>)\\ iliia iniini tciltfii Fnllc nm^ickcbrt 
die Klsenbahn nmi das (ioricht die .\ulrechnuug gewiüä nicltt Imtte gelten lassen, und 
dass dem einen recht sei, was dem anderen billig ist, ist demnach nicht zutreffend. 
Gründe fflr diese seine Bemerkung hat er Übrigens nicht vorgebracht und konnte 
dies Wühl auch nicht. 

') Vl;1 Wernburg a. u. <•. S. 171. 

*) Vgl. £ger, Internat. Lebereiuk. 2. Aoü. bü'd. — Auf die nach .^rt. 12 . 
Abs. 4 des Internat. Uebereink. verjährten Anspräche der Eisenbahn kenn die Be- 
stimmung des Art 46 kebie Anwendung finden, da in Art. 12 Abs. 4 nur die in Art. 46 

.\bs. 3 und 4 enthaltenen Vorschriften über I nterbrechung und Hemmung der Ver- 
jährung auf die Forderungen des Art. 12 Abs. 4 fOr anwendiur erklärt »iod. 
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17. 

Die Lagergcld-Fordmiiiifcii der Eisenbahn. 

Von Dr. Senckpieh!, 
Amtsriclitcr iu KoluiHi. 

In Vi'rbiiiiluDK mit der BefQrderaiig dt'i* (Tütcr ülioniimiiit die Risciibahn 
«•ine Kc'ihe vnii Nrbciilt'istnnircn. wolclie iiiclit zu ih^r «•ii.'t iitliclien Befürdtruiisf 
(h-r (tfiter irt'hiirpti . nhor <h'U (inifrvfrkfhr frU'it'litoni '■oIUmi: «<tellt .sie 
KiiiliiK- Zill- \ I rtu<,Mui}r, waut nnd zülilt (iiiter. besortrt das Aut- nud Abladen 
sowii- dii-s ^iK"i«'r«'n der (Jüter, btsoigt die zoll- und steueiamtliciu' Ab- 
fertigung, siebt Naclinahinen ein, versietiert das lDt«re!»e an der Liefernng 
und gewfthrt schliessUcli den Gtttero Lagerranm vor und nach der Versendnng. 
Fttr alle diese Nebenleistungen pflegt die Bahn besondere Gebühren neben dem 
eigentlii lit Ti Frachtsatz zu berechnen. IMe Hrdie dieser besonderen Vergilt ungen 
ergibt sic li ;ni> dem deutsehen Eisenbalin-< Jiitt i tni if T» il 1 Abt<Mlnng B. Die 
Vorausset/.uiiirt ii, unter denen die besonderen Ciebuhren neben der Frariit ver- 
langt werden itöuneu. ergibt der mit der Eisenbahn geschlossene Vertrag in 
Verbindaug mit den Vorscliril'teu der Eiseubalin-Yerlcehrsorduotig. de$ Haudels- 
gesetsbacfae» und des ttbrigen bürgerlichen Rechts. Im Nachstehenden sollen 
Gegenstand der BrSrtemng die Ansprüche der Eisenbahn anf Lageigeld und 
Platzgeld sein Welche juristische Natur haben diese Forderungen 'r' Beruhen 
sie auf einem besonderen La prer vertrag im Sinne der i;^ 410 ff. HOB. oder 
sind sie Nebenforderungen zinn Finrlif verf rjure'-- Haben sie den Charakter 
einer V* rtratrsHtratV im Sinn« üt r j;«^ 589 0. BÜß. oder haben sie einen be- 
sonderen juristisdieii t harakier ? 

Die VorBchrilten des deutschen Eisenbahn-Gtttertarlfs Teil 1 Abteilnng B 
lassen die Natnr des Lagergeldes nnd Wagenstandgeldes nicht erkennen. Nur 
ihr das Platzgeld ergibt der A1>sata 1, das» ein besonderer Vertrag zor Ent- 
stehung dieser Forderung notwendisr ist. I)ie Kisenbahn- Verkehrsordnung er- 
williiit (lit- , Lnt: * r<re!d " -Forderungen nur an drei S'trlltMi T. Tin §56 EVO. 
tur diijj L;i!Jtrn von (iütern vnr dem Abscltlu.ss des Fracht vfitr.int-^. IF Im 
§ 33 sowie im § ÜU EVÜ. tur da.s Lagern von Gütern, die am Bestimmungs- 
orte augelcomraen sind. In allen drei Fillen handelt es sich am einen Tor- 
ttbergehenden Znstand, den ich ^einstweilige Anfbewahrnng'* der Güter 
nennen will. 

I. Die einstweilige Aufbewahrung TOP der Beförderaug. 
Nach § 56 EVO. wird ein Lagergeld för diejenigen von der Bahn zn 
verladenden Güter erhoben, aj welche nach und nach aufgeliefert werden, aber 
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unter einem Fiachtbru-fe befördert werden sollen, wenn die vollständige Auf- 
lieferuntr durcli äi-n Absendfr Wim- '2\ Stnndpii verzögert wird, b wilrhe mit 
unrichtiirem oder unvoll.Htäiidis.'t'in Frac iitlii it iV anfirelietVrt sind, wt-im die Be- 
richtigung nicht binnen 24 Munden nach der Beanstandung erlolgt. 

In beiden Fällen ist der Frachtvertrag noch uicbt abgesclilosseu . denn 
□ach § 54 EYO. wird der EisenbahnihbchtTertrag erst perfeltt. wenn sowohl 
das Gut (d. i. das vollständige Frachtgut), als anch der Frachtbrief gegeben 
und aiiuciioiamen ist. Im Falle i i fehlt es an der vollKtiindigen Hin- 
gabe und Annahme des gesamten Frachtgutes. Tm Falle zu b) ist die An- 
nahme des Frachtbriefes mrh tiicht erfolgt TJptrt aber ein Frachtvertra*? 
noch nicht vor, so mu.ss dits lict iii&verhilltni'« /.wisclun il. r Eisenbahn und df^ni 
Absender von der Anuabme der Güter bis zum Abschhiss des Fradaverirages 
nach anderen, als strafrechtlichen Regeln beortellt werden. Der § 56 EVO. 
besehrftnkt sich auf die Bestimmnng, von welchem Zeitpunkte an die Lager- 
geldfordemng der Eisenbahn zur Entstehung gelangt. Ans dem Neben- 
gebülirt iitai if Teil I Abt. 11 ist nur die Höhe des Lagergeldes zu ersehen, 
nicht der Kechtegrnnd. Der Rechtsgrund ist daher anderweit zu suchen. 

A. 

Die Frage, ob die Fest^setzung eines Lagergeldes für den Fall einer ver- 
zögerten Auf lictVnuiiT dr-s (inTes mlcr verzögerter BfricütJgung de** Frarlit- 
briefes als eine Verlra^'sstrale im biniit' der iji^ H;11M1. BüB. anziiscluii ist, 
muss verneint werden. Es ist zwar richtig, dass die Festsetzung »les Lager- 
geldes insofern eine Funktion der Vertragsstrafe ausübt, als der Absender 
durch die drohende Verpflichtung. Lagergeld xahlen zu mOssen, zur schleunigeren 
Auflieferung der Frachtgüter oder zur schnelleren Berichtigung des Fracht- 
briff^^s niii.'' lialtf n wird. 1 r iid aber nicht zur Erfüllung von Vertrags- 
)>fl Ii- Ii t f n aii:,'i liaUe)i. denn dt-r Frachtvertrntr ist. wie schon oben ausgeführt, 
noch nicht abgescldiKS,st'ii. Ks liegt nur ( in .XnfrHvr des Absenders an die Bahn 
zum Abschlüsse eines Frachtvertrages vor. Der vorliegende Antnig ist auch 
noch gar nicht zur Annahme durch die Eisenbaiin geeignet, denn es fehlt in 
dem einen Falle lau a) die Uebergabe aller auf den einen Frachtbrief sa 
befdrdernden Ottter, in dem andern Falle (su b) die Uebergabe eines ordnungs- 
mä.ssigen Frachtbriefes. Der Absender hat mithin noch gar keinen Vertrag SU 
erfttllen. Es ttann daher von einer Vertragsstrafe nicht die Rede sein. 

B. 

Aber auch ein Lagervertrag im Sinne des 41H HtrB. ist nicht zustande 
gekommen: denn wed'M- der Abscmbi liai di(> FrachfiriitiM- r.nm Zw^rkr ihr 
Lagerung und Aufb* waln nn-j der Buhn ühi i s/cben. nocli hai die leiztere sie 
zu diesem Zwecke angenommen. Keine der i^arteien hat den Willen gehabt, 
einen Lagervertrag alMEUsehliessen. 

C. 

Das Lagergeld, welches die Kiseubalm gemäss 56 EYO. von dem 
säumigen Absender verlangt, ist vielmehr die Vergütung, wdehe jeder Kaaf- 
mann fttr die in Aosttbung seines Handelsgewerbes geleistetett Dienste ver> 
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langen darf. Gemäss § 354 HOB. worde die Eisenbahn auch ohne Verab- 
rednng für die Aafbewahning der Gftter vor AbscUass des Frachtvertrages 
ein I^tgergeld nach den an dem Orte ttblichen Sfttsen fordern dttrfen. Diese 
allgemeine Re^'el wird dnrcli 5(> KVO. nur instiforn eingi'schränkt. als das 
Lafferjreld erst für ilic Anfbewahrniiv' der (üiter über 21 Stunden binauN trc 
fordert werden darf, uml diircb den NVhpiisrflnihrpTitarit in Verbindung mit. 
den all^remeinon Zusatzbe.stimmunjfen ist stau dt r am Orte übiiclien Siltze ein 
festes Lagergeld bestimmt. Dadurch ist aber die Frage nach der juristiscbun 
Natur dieser Lagergeldforderang noch nicht vollständig beantwortet. Ins- 
besondere fragt es sich, welche Pflichten ttbemimmt die Eisenbahn gegen- 
über dem Gnte? In der Idteratur herrscht die Heinang, dass die Eisenbahn 
ex deposito, nicht ex recepto hafte 'i. 

Dtr»se Ansicht ist m. E. zutreflVnd luid Ifisst sich folgendermassen be- 
grftiidt'ii ]h-v Absender hat zwar das <iut zur Versendung, nicht zur Auf- 
bewalauiig der Bahn übergeben. iJa aber die Eisenbahn die Versendung eini^t.- 
weilen abgelehnt hat, der Absender aba- das Gnt in dem Bemtze der Eisen- 
bahn beliess. so hat sieh letaterer stillschweigend mit der einstweiligen Anf« 
bewahmng des Gates durch die Eisenbahn einverstanden erklärt. Es handelt 
sieh also um einen verteaglichen Zustand, der nach den allgemeinen Regeln 
über die Verträge zu beurteilen ist. Ha das Einverständni.s sirh auf die Auf- 
bewahnintr finpr drr EiwTiVialin iit)iri.Ml)*'n*'ii beweglichen Sache cr.stri'ckt, so 
liegt ein Verwahrungsvertrag t§ <>8ö BCiU.i vor. Das Rechtsverhältnis ist 
aber nicht als ein liaiidelsrechtlicher Lagervertiag nach den Bestimmungeu der 
§§ 416ir. HGB. zn beurteilen, denn es ist zu beachten, dass es sich nm znr 
Beförderung bestimmte Gtter handelt, dass die vorläufige Aafbewahning 
derselben nicht als eine gewerbsmässige Lagernng im Sinne des § 416 HGB. 
zn betrachten ist't. 

Dif Folgerungen ans dieser juristisrlun Konsti*uktion sind insbps!OTidcre: 
hie Ki.sfiibaliri haftet dem Ab.sendpr als HiiiTtrlrL'tr. d, h. .«le liat ^aiiiuss 
§ 27»i Bt-iB. i vgl. (jüü BGB.) nur für den durcli Vorsatz oder Fahrlässigkeit 
entatandenen Schaden einznstehen. Wegen der Vergütung für die vorUlnflge 
Anfbewahrung (I^ergeld) steht der Eisenbahn kein Pfandrecht an dem Gnte 
(etwa aas § 421 HGB.), sondern nur ein Znrfickbehaltongarecht gemäss § 373 
BGB. und iji; 3(5«», 370 HGB. zu. Die Eisonbalin darf das Gut nicht bei 
einem iVritt?*!! hinterlegen (§ 691 BGB. i Die Eisenbalm kann die Rücknahme 
der Güter jederzeit von dem Absender verlangen HGB K Die Rück- 

nahmeptiicht ist Holschuld lij ()!>7 BttB.i. Der Anspruch der Eistnbului auf 
die Vergütung (Lagergeld) verjährt in HO Jahren^) (§ 194 BGB.). Der An- 

') Vgl. EtZf-r. KommoTitar znr EV(i. Anni. 249. 

*1 Pass es sich hier nicht um einen ge wer bt? m ii s s i tre n lirtrieb handelt, ergibt 
sich auch daraus, dass nach g 56 EVO. die Eiseubahu iiut c<in Hwht — nicht eine 
Pfliobt — cur Einsiehung des ijagergeldes hat. Tgl. Sger, Konunentar sur BVü. 
Anm. 249. 

Vgl. Gordell, .IHe einstweilige Verwahraog des Frachtgutes durch die Eisen- 
bahn" in dieser Zeitschrift Bd. XV S. 75 IT. 
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sprocb der Eisenbahn auf die Vergfitnng besteht ovch dann, wenn der iLb' 
Sender ohne dass ihm ein Verschulden zur Last fällt — das Qvt 

niclit fiiilu't iinfliefern. oder den Frachtbrief nicht eher berichtigen konnte. 
Der Absender h;it für die YoraussoTznttireii df s Transport vertra^e^ 'dm*' Rilck- 
sielit auf ein efwai^Ps Ver«f'hn!(l<ii cinzioiilHn. I>ie EispTilialin liüt dif ilir 
obliegende Leistiuig (die AufltewiiiinuiK dos Outes» ertiilit. Sie kann dalier 
die ihr zustehende Vergütung verlangen. Der Wortlaut des § ö6 EVU. steht 
dieser Auffassung nieht entgegen^). 

II. Die einstweilige Aufbewahrung iiach der Beförderung. 

A 

\arli ij :{8 Abs. 3 EVf> wird für diejeniiren Pa.ssairier«'f]>ilrkstürke ein 
Lagt igelil erhoben, welche innerh;i!li "*4 Stunden nach Anknnfi des Zuges nicht 
abtreludt werden. Für diejenigeu Fahrzeuge, welche ab l'assjigiergepäck auf- 
ge.geben sind und binnen zwei Stunden nach Ankunft des Zuges nicht abgeholt 
werden, soll femer nach derselben üesetzesstelle das tarifniftssige „Stand- 
geld" entrichtet werden. Das Wort , Standgeld** ist hier untechnisch ge- 
braucht. Es bedeutet hier penau dasselbe wie .Lagergeld". Unter Lager- 
geld versteht mriii ilio Vt rcrnt initr für die Aufbewahrung eines (intes. ma<r das 
Out nun ein Kotler oder ein Fahrzen<r sein .\n andern Stellen der EVO. 
wird das Wort .Standgeld' in dem technischen Sinne als „Vergütaiig für 
die Ueberlassung eines Eiseubahnwageus" aogewaudet. 

R. 

Nach 4: (V.^ Abs. .') K\'(i wird für iliejtriii.'f ii (iüter. welche nicht inner- 
halb der lagerzinsfreien Zeit auf der Empfangsstation von dem EmpfUuger ab- 
genommen {% 69 Abs. 1 'EVO.) oder ausgeladen und abgeholt werden (§ 69 
Abs, 2 EVO.) Tom Abhinf der lagerzinsfreien Zeit an ein LagergeU erhoben. 
In diesem Falle ist zwar der Frachtvertrag von der Eisenbahn in der Hauiit- 
sache schon erfüllt, denn das Frachtgut ist zum Bestininumgsorte befördert 
uud dem Kmpftinger, soweit erforderlich, anirt bnt» n Zur Erfüllung des Fra( tit- 
vcrtrriL'es celinrt aber noch die Ablieferling dts (itttes an den Empiauger 
§ 438 liüli. und üH EVO. Solange die Eiseiibuhu die Abnahme des Outes 
seitens des Empfängers noch zu erwarten hat, liegt ihr ausser den Pflichten 
des § 437 HGB., § 70 EVO. die einstweilige Aufbewahrung des Gutes ob. 
wahrend der Daner dieser einstweiligen Aufbewahrung hat die Eisenbahn 
noch die Pflichten eines Frachtführers zu erfüllen, denn der Prachtvertrag ist 
noch nicht beendet; das Rechtsrerhältnis ist noch vollständig nach den Eegelo 
de£ Fracht rechts- zu beurteilen. 

l>er Frachtvertrag endet erst mit der Ablieferung des Frachtgates an 



') A. A. Egcr, Kommentar zur EVO. Anm. 249. In dem Satze: .eofern die Auf* 
lieferung dunA den Absender über 84 Stunden versSg^ wird* sind m. B. die Worte 

^durch den Absender" nicht mit dem Prädikat ^verzögert wird", sondern mit detf 
Begriffe .AMioferung'"' zn vfiMiulni hätte also ;uuh heissen kfinnen: sofern «He 
dorcti den Absender zn bewirkende Auflieferung über 24 Stunden verzögert wird. 
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den Empftiiger. Der Abliefeninjr i«tehen gleich: a) die eigene Einlagerang des 
Frachtgutes dnrcb die Eisenbahn gemftss § 70 Abs. 2 EVO. ; b) die Einbigening 

bei einen» {jewerbsmSssitren Lajr« iliald r i; 4:57 H(tT\. uikI § 7ö Ahs. 2 8at/, 2 
KVO.i; et th'i- Nrtv. rkauf gemäss 70 Abs. ;?a KV(».: <li der Selbstbi1f< \ . rkanf 
genifi«*s ?; 883 HHH. : i i der Pfandverkauf des Ctntcs srcmilss 5; 44«l. ^ :H)H 
HOB. und etwaipfe Abfuliruug des VeJ•Ktejgel■ullg^^•rlöse.s au den Absender 
(§ Bü Abs. 4 EVO.). 

Durch alle diese Massregeln kann sich die Eisenbalm von ihrer Ab- 
Hefernngspiliebt genau ebenso befreien, wie dnrch die Ablieferung an den 
Empfiiuger selbst. Bis zu diesem Angenblicke aber danert ihre Yerpflichtniig 
als FraehtfüLrerin fort. Insbesondere ist au<-h die vorläufige Aufbewahruntr 
von der .\iikiinft des («ntes am Be.stinnnniirrsfrT'' zum Augrenblirk der Ab- 
lieferung oder Viiiialime d^'r glt'ichj^e.stcllifü Ma.-i.srtgt'ln naeb den Ktfreln des 
Fiachtrecbts zu beurteilen. i>ie bis üalüu eutsteheade Lagergeldforderung ist 
daher eine Nebenfordernng aus dem Frachtyertrage. 

Daraus folgt: Die Eisenbahn haftet wfthrend der einstweiligen Auf- 
bewabmng noch ex recepto (§§ 75 IT. EVO.). Nicht nur der Absender, sondern 
auch der Empfänger kann Rerhte auf das (int gemii.ss den Vorsctiriften des 
Fraohtn « lits geltend niaelu ii. Wegen der Vergütung für die einstweilige 
Aufbewahrung ( Lagergeld < sf»'lit dt*r Eisenbahn da.'^ l'tandreeht des Fracht- 
führers zu. Die Lagerge Uli orderung verjährt, wie die FracbtforderuDg, iu 
zwei Jahren f§ 19« Ziffer H BGB.). 

Damit sind die Lagergeldforderungcn, die in der EVO. ansdrttcklich 
erw&hnt werden, erschöfift. Der Eisenbahn stehen aber auch ohne ausdrück- 
liche Erw&hnnng noch in folgenden Fällen Aasprüche auf Lagergeld zu: 1. für 
die Einlagerung des Gutes gemäss § 7() Abs. 2 EVO.: 2. für die vorläuHge 
Einlagerung des tiutes gemäss § bö Abs. 2 EV^> : ;V für die Aufbewahrung 
von Handgepäck. (Im § 38 EV(». wird allerdings von einer ,(jrebUki'~, aber 
nicht vou , Lagergeld" gesprochi'u.j 

8chlie«Uch ist die nur in dem Nebengebtthreutarife »Tffflhnte « Platzgeld'' - 
Forderung der Eisenbahn anhangsweise zu behandeln. 

Die Rechtsnatur dieser Forderungen wird Gegenstand einer weiteren 
Erörterni^ Min. 
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18. 

Beehtllehe Folgen des Strlkes der Blsenbahnaiisestellteii In üngani. 

Von Dr. Fenlliiiiii Bivugarteii, 

BecbtMawalt in Budapest 

Der Strike der Angestellten der Ungarisclien Staausbahn hat eine ^anze 
Reihe interewanter Bechtefragen aufgeworfen. 

Ans Btrafre eilt! i ehern Standpunkte wird wohl § 171 nnd 172 de« 
StGB, wegen AafreimDg und Aufruf anr Begehnag von Verbrechen maes- 
p:e1)on(l sein. Es ist anch zu entscheiden, ob § 481 mit Bleksicht auf die 
ViMweigerung der amtlichen Pflichten Anwomlnn? findet, resp. die An- 
gestellten der Staatsbahn als öffentlich» Beamte zu betrachten sind. Die Kurie 
hat mit Bernfniifj aut § 4(>1 in ihrer 58. Plenanlezision ausj^eisproclieu, dasM diese 
Angestellten im Falle einer Unterschlagung als ütlentliuhe Beamte strenger 
bestraft werden. Anderseits hat der Verwaltangsgerichtsbef in seinen Urteilen 
sab Zähi 120/1898 nnd 1240/1899 den Staatsbahnangestellten nieht die 
Kommnnalsteaerfreiheit snerkannt, da sie keine Staatsbeamten sind. Ferner 
Strafen §§ 434 — 442 die T^f Schädigung der Eisenbahn und des Telefrraphen 
als gemeingefährliche Verlti f « Ikh. Diejenigen Eisenbahnbeaniten , die die 
Materialien und VerkehrseiuiKiitungen der Staatsbahn benützend narh Budapest 
gefahren sind , haben sich iJelikte gegen das Vermögen zu Sebalden kommen 
lassen. 

Wegen Versftnmnis der Termine ist die Stockung des Verkehres 

zweifellos genügend Omnd znr Li^timation. Jedoch kann die L^timation 
(PO. -Nov. § 61) nicht Platz greifen, falls der versäumte Termin bereits 
wegen v(»rhergegangener Legitimation <:e\\rilirt wurde. Ans dipwpm rinmde, 
und weil ja die Kosten der Legitimation ;^tet>; den Versäumenden ti erten, wÄre 
es wünschenswert, durch einen Legislationsakt ad hoc auszusprechen , dass die 
6 Tage des Strikes nicht in den Termin eingerechnet werden (jasticinm), und 
dass ausnahmsweise die Legitimation gestattet sei, wo sonst andi das Qeseta 
dieselbe j^inzipiell ansschliesst. 

Aus privatrechtlichem Standpunkte ist es evident, dass deijenlge, 
der infolge des Strikes mit der Tieistung sich verspätet hat, der Gegenpart«! 
nidit ersatzpflirhtig wird , da ja der Strike ihm gegenüber zweifellos als 
hühere Gewalt (force maienr) aufsretretcn ist. Auch laut § 344 des Handels- 
gesetzbuches trägt der Käufer die (jefalir, nachdem die Ware dem Verfrachter 
Sbeigeben wnrde. 
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Schon vld strit%er ist die Frag« der Schadenersatzpflioht der 
Eisenbahn. Unser Betriebsregrlement spricht in § 9 in Finklane viit Art. 89 

des ßerner Intemationalen Uebereinkommens den allgemeinen Qmndsatz ans, 
das« Eiscnlialm für ihre Lente nnd für andere Personen, deren sie sich 
bei Austiihnuii;- des TransportP'« hi dii nt. haftet. Das heisst so viel, das<5 die 
Eisenbahn die eraranüe ubernimuit, und zwar nicht nnr für culpa in olijfeudo, 
denn die cnlpose Verantwortung als den aUgeuieinen Prinzipien entsprechend 
w>re ja hier nicht spezieU nun Anadmck gebracht. Da nun der Stiike aof 
das Verhalten des Eisenhahnperaonalea anrQckanfflhren ist, ist ea fin^lich, 
ob die Eisenbahn nidit schon auf Grund diesen allgemein lautenden Paragraphen 
7.i\r Verantwortung gezogen werden kann. Diese Auffassang acheJnt anch das 
SVlnvoizor Bnndesgericht zu teilen, ohzwar es diP beziifrliche Aenssernnsr nnr in 
dt)ii Motiven seiner Eut<:rheidung vom 14. Juli 1900^), nicht aber in deren 
dispositiven Teil fallen lässt. 

Lant § 76 des Betriebsreglements (Benier UebereinlE. Art. 30) haftet 
die Eisenbahn für den Schaden dnrcb Verlust» Minderung oder Be« 
achftdigung der Sendung, falls sie sich nloht auf die höhere Gewalt (vis 
major) bemfen kann, und hier wird nun SU entadielden sein, ob ein Er- 
eignis, welches durch das Betriebspersonal verursacht wurde, als höhere 
Gewalt zu betrarhtpri ist^. 

Bei Versäuukung der Lieferfri>t haftet die Eisenbahn auf Grund 
des § 86 de» Betriebsreglementa (Beruei Lebereiuk. Art. 37j, sofern sie nicht 
beweiat, daas die Verspätung von einem Ereignis herrührt, welches sie weder 
herbeigef&hrt hat, noch abzuwenden vermochte. IHeser Beweis dürfte ja 
der Staatebahn gelingen. Jedoch in allen FlUen, wo die Verapfttui^ auch die 
Entufituiii^ (1p8 Gutes verursaclit hat, dürfte § 76 mit § 80 des Betriebs- 
iej;leiiieiU>: kunkun ieren , so dass die Bahn abprmals nnr iiii Fall? der vis 
major der Ilattptlii lit entgeht Verantwortlich ist ferner die Eisenbahn in all 
jenen Fällen, wo die Behütung der auf der Strecke beündlichen Sendungen 
oder die Tränkung und Fütterung des Viehes calpüs versäumt wurde. 

§ 68 des Betriebsreglements (Bemer üebereink. Art 14) berechtigt die 
Eisenbahn, für ausserge wohnliche Verkehrsverhftltnisse Zusclilagfriaten 

') S. in dirscr Zeitschrift Bd. XVII S. 319 Nr. 198 u. Tribunal Mailand XX 8. HB. 
^ Der A|ii^clUtion8sctiat des Bodapeeter Handels- und Wecbselgeriebts hat durch 
Erkeantnb vom 14. Februar 1905 (s. in dieser Zeitschrift Bd. XXI S. 29a Nr. 192) auf 

Grund drr (I nnd 75 des tingar. Eisf iib.-Betriebsreglemonts dahiii cntschiedon , dass 
ein ätrike dtr Anirostclltcu der KisculMilin für diese den Eiinvaud der hrdioren 
Gewalt nicht begründet. Diese Entscheidung ist gerechtfertigt, weil die Eisen- 
bahn nach den Orundsitzen des reoeptora fflr ihre Lente im IMenst unbedingt 
haltet (s. g. innerer Zufall); s. Eger. Kommentar sur Eisenbahn -Verkehrsordnung, 
2. Aufl. § 9 S. :^ötT.. ^ 75 S 187 ff,, und mm Internat Üebereink., 2. Aufl. Art. 29 
ö. 433 ff . Art. S. 4ööfi., Baumgarten, Internat. Eisenb.-Recht Ö. 159 ff., 18üff. — 
A. M. aubcheinend Kosenthai, Intern. Eisenb.-Frachtrecht S. 180, und Gerstner, 
dasselbe S. 884. 

Egvr, BtoeilbshambtllAhe nit««beldaii8iii XXL 82 
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feststtBetsen. ist »ber zninindest fraglich, ob dieser FeetaetKUiiff anch 

rfiekwirkende Kraft znklliiie. 

In all diesen Fragen werden nidit nnr die nnfrarisrhen Gerichte zn 
entscheiden Itnhpn sondern die Gpri-'ite aller zehn Staaten, welche das 
Berner Uebei eink<Miimeii abiereschlossen liaben. Der Berechtigte kann sich 
iiHuilicli nicht nnr gegen diejenige Balm wenden, wo der Schaden eutätand, 
eoDdern «neb gegen die erete mid letzte der Im Transport tieteiligten Bahnen 
(Bemer üeberehik. Art 27), and die ungarische Staatebahn ist regresepfliehtig 
(Berner Uebereink. Art. 47 und 48) deujenigen Bahnen gegenfiber, weldie 
die Entschädigung infolge der hier erfolgten Beschädigung oder Verspfttung 
ausgezahlt haben. 

Endlich sei noch die Befürderungspflicht der Eiscabahu auf Urund § 6 
des BetriebsreglemeuU (Art. 5 des Berner Uebereink.) erwähnt. Da die 
Eisenbalm die Aufnahme der Sendungen in der kritischen Zeit eingestellt hat, 
ist sie ebenfalls nnr dann nicht ersatspiichtig , falls der Strike nicht als 
habere Gewalt au betrachten ist 

Dieser flfichtige Blick auf die rechtliche Folgen des Strikes zeigtj dass 
unsere Kechtssprechung gar manche schwierige Frage zu Utaen Imben wird^). 



Vpl. flcr Strike und die Haftpflicht der Eisenhahnen fAllgem. Tarif-Anzeiger 
XXIII IdiH Nr. 19;. — Der l ngarische Eisenbahnstreik and die Haftpflicht der £isen- 
babnen (Sped.- ond Scbilfabrts-Zeitnng XII 1904 Nr. 21). — Der Ungsiiaehe Eisenbahn- 
streik (Deut sc 1h Kiscnb -BciimtcD-Zeitung 1904 Nr. 21). — ftb-Yberg, Dr., Die Strikes 
and ihre Becbtefolgen. Zflrich 190a, Sdmlthes« A Ko. 
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19. 

Beiträge zur Erlftaterung di^s Prousslschen kieinbahngesetses 

vom 28. Juli 1892. 

Von Dr. Georg Eger, 
Eegierimgsrat in Berlin. 

Benutz an gsfriftt und Erw er!»« vorbehält in Verträgen der Ge- 
meinden mit StraBsenbahnonternehmern. 

Im PreaeÜBchen AbgeordnetealiattBe') ist kfirdidi die wichtige Frage 
erörtert worden, ob die Gemeinden bei Erteilung der Erlanbnls zur Stnwsen- 
benntsnng ffir StraBBen- and Eleinbalmen berechtigt dnd, mit den üater- 

nehmem vertragsmisBig eine Benatcangefrist za vereinbaren d. h. die 

Zeit (Ißr Benutzung '/.n bestimmen, derartifr, dass die stpaatliche Kon- 
zessionsbehörde die Konzession zum Betriebe nur so lan^e pew.lliren darf, 
als die Gemeinde die Benntzung der .Strassen g-estatten will. Diese Frage 
muss verneint werden. Eine derartige vertragüclie FriBtbeätiiumung ht 
gesetzlieh unznlttssig und daber reehtsnngültig. Der staatlichen 
KonzeBdonsbeharde steht nach g 18 des Kl^bahngesetzee nneingeschrttnltt 
das Recht zu, die Oenehmigang zom Baa and Betriebe von ^einluüinen 
danernd oder anf Zeit zn erteilen, also die Konzessionsdauer und damit 
implicite die Dauer der Benutzung der öffentliclion Strassen für den Bahn- 
betrieb selbständig und unabhängig zu bestimmen. Es ist ein wesentlicher 
Teil der Kompetenz zur Konzessionserteilung. In dieses öffentliche Recht 
darf dnrch private Vereinbarung der Gemeinden and ünternehmer nicht ein- 
gegiüfen wwden. Die Zastimmang der Oemeinde znr Strassenbenatzang ist 
zwar im § 6 Abs. 1 vorgeseht«; jedoch nar die Zastimmang an sich 
and fiberhanpt, welche im Weigerungsfälle nach Analoge der Enteignung 
gemäss § 7 ergänzt werden kann. Aber eine Benutznngsfrist darf weder 
die O^nipindc vereinbaren, noch die Erfränznngsbehörde festsetzen. Das 
würde mit dem ansschliesslichen Reclite der KonzeasionsbehRrde , die Kon- 
zesuonsdaaer zu bestimmen, in unlöslichem Widerspruche stehen, dieses Hecht 
lUnsoilBCh and die K<nuw8BionBbehirde zam wUleBlosen Organe der Gemeinden 
machen; — eine Absicht, die dem Gesetzgeber vollstiadig fwn gelegen hat. 

') Siehe l^eitrap Nr. TT in liics Zeitsc-hr. Bd. XXI 8 101— lüö. 
») Stenogr. Her. Iö4. Sitzung vom 4. März 1905 S. tli2öff. 
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Wenn dagegen einfrewendet wird, r-; <(i Icn Gemeinden im Gesetze nirgends 
ausdrücklich verboten, die iJenntznufis)! ist zu bestimmen, so wird hierbei 
die Vorschrift des ];5 übersehen, welclie imidicite die-nes Verbot enth.llt. 
Ebensowenig wie derjenige, der zntn Bau einer Voll- <^er Nebenlnlni «ein 
hierzu erforderliches Eigentam oder »ein Recht daran freiwillig oder ge- 
zwangen abtritt, sich eine BenntsnngsfHAt vorbehalten darf, ebensowenig ist 
dies den Gemeinden beim Kleinbahnbau gestattet. Audi der I ntei-nehmer igt 
zu einer derartigen Vereinbarung nicht befugt, denn er li;it ^^ iihrend der 
•ran /( II Dauer der KonzeBsimi kraft den Gesetzes niciit nnr da« He- 
tiiclisi ocht, sondern auch die Betriebftjitliolit (s. Erk. des Kei( li>-( rii lits 
vom 12. Oktober 1904 in dies. Zcit^ichr. Bd. XXJ S. IBti), und /war auch 
dann, wenn ihm die Betriehspflicht in der Gtendnuigungsurknnde nicht anf* 
erlegt iet^). Er ist daher nicht befngt, eeln Betriebsrecht mit der ihm 
inhArierenden ^triebspflicht zeitlich zn beechrRnlcen, aufzugeben oder einem 
Dritten zu überlassen. 

Wohl aber st(lit luicli § H ATi^. .1 ilon (>(niiindfii ilas TJcrht zu, sich 
dem Unternehmer ^(>::t'nüber den Erwfil» di r liiilm im t^aazen ua< li Ab- 
lauf einer bestimmten Frist gegen aiigemthseue .Schadloshaltung vur/u- 
behalten. üeber diese Erwerbstrist, welche keineswegs mit der Benatzungs- 
frist an verwecheeln ist, können die Gem^den and Ustemelimer gültig Ver> 
einbamng treifen. Werden sie über dieselbe nicht einig, so hat die Er« 
^^Lnzottgsbehörde gemfies § 7 Abs. 2 zn entscheiden. Indes ist das Erwerbs- 
recht äusserst srhwer durchführbar. Denn ziinllchst kommt in Betracht, dass 
nur der Krwoi b d( i Bahn im irnnzf n d. h. des ganzen Bahnuntemehniens 
mit sftnitlu iit n l.iiiit n, Anlagen, üaulichkeiteu etc. vereinbart werden darf. 
Der Erwerbsvorbehalt bezüglich eines Teils der Bahn ist unstatthaft, und 
zwar ans zwiefachem Grunde. Arstens dient das ganze Unternehmen als 
Bshneinheit aar Sicherheit der Bahnpfandschnlden (ObligatioDen) and darf 
dnrch Abtrennung einzelner Teile in seinem Werte nicht Termindert werden. 
Und zweitens ist es ein ans dem Wesen and dem Verkehrszweck eines dch 
allmählich entwi /kr Inden BahTiuntcrnehmens notwcndicr folgender Grundsatz, 
dass von dem ein einheitliches (iaiizt s bildenden IJahnuiiit rncbmen die organisch 
KUsainmenhUngenden Teile nicht ^re trennt und auseinander gerissen 
werden dürfen (Erk. dti» rreus». (.)b-Verw.-Gcr. vom 14. Februar 1898 in 
dieser Zeitschr. Bd. XV 3. 63). Erstreckt sich daher die Bahn auf die Ge« 
biete mehrerer Gemeinden, so mnss sich der Erwerbsvorbelmlt auf alle 
— anch die in den anderen Gemeinden liegenden — Linien beziehen. Ist 
er nur auf die im eigenen Gemeindegebiete belegenen Strecken — also einen 
Teil der Balrn — beschränkt, so i^t er rrrhtsungültip^V Da jede beteiligte 
Gemeinde fUr ihren nerirk treset/.li« Ii bereelitigt ist. den Erwerbs vorbehält zu 
machen, so UUst sich dm Erwerbi^recht nur ausüben, wenn alle beteiligten 
Gemeinden gemeinsam den Vorbehalt machen oder einer derselben von vom- 



') Eger, Kommentar s. Eleinbahngesets 2. Anll. 8. 36, 46, 186, 187. 
So s. B. im Vertrage der Stadt Bsrlbi. Anders im Vertrage der Stadt Breshm. 
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herein ihre £rwerbtrec]ite fiberlasaen. Sodann ist tu erwägen, d«BB durch 
die Attehedlogioiii^ dea Erwerbs der Behn nur da» Eigentnm an derselben 

betroffen, dajregen das Kon/.c ssionsrecht nicht berührt wird. Denn die 
Konzession ist ein hiiehst i)crgünli(lies, unverliusserliches Recht, über dessen 
robprtrajrnnjr durch Privatvertrair nicht ]>aktiert werden kann, nm so weniger, 
da mit (icrn RetiitliMfTht die Brtiitlir* pf licht gesetzlicli verknüpft ist. 
Entzogen kauii aber (lai> Konzeüüiousreciit dem Untemehmer nur iu den Fällen 
des § 24 durch Urteil des Ob.-Verw.«Ger. werden (§ 25). Eine private 
Vereinbarunf^ tlber den üebei^n^ der Konsession zugleich mit dem Erwerbe 
der Bahn ist daher ungflltig. Vielmehr bleibt dar üntemduner bis zum Abi 
lauf der Eonzeesionsdancr betriebsberechtigt nnd -verpAiebtet. WHre aber 
anrli eine derartiire Yf reinbarnnir reclitlich zul^ssi^, so darf durch dir^elTie 
doch jedenialls das tuiidauientali l.'e<ljt der Konzessionsbehi>rde, die Quali- 
fikation äüff Erwerbers zu priittu und demselben nach eigenem Ermessen 
die Konzession zu verleihen oder auf ihn zu übertragen, nicht berührt werden. 
Erachtet also die KonzessionsbehSrde bei Eintritt des Erwerbsmoments den 
Erwerber d. i. die Gemeinde für nicht qualiflziert, oder Icann oder will sie ans 
anderen Gründen ihr die Konzession nicht verleihen bzw. übertragen, so ist der bis- 
herige Unternehmer verpflichtet, den Betrieb bis zum Ablauf der Konzessionsdaner 
fortzuführen, und die Gemeinde nmss sich mit dem Eigentnmserwerbe der 
Bahn ohne Betriebsrecht begnüeren nnd litzteres weiter in der Hand des 
bisherigen Unteraehmers belassen, wozu im ätreitt'alle das Ergilnzungsverfahren 
(§ 7) dient ^i Vereinbarung einer Erwerbsfrizt liegt es daher den Ge- 
meinden jedenfalls ob, dnerseits sich den Erwerb der Bahn im ganzen ans- 
znbedingen und zwar — wenn die Bahn durch mehrere Gemeindebezirke geht 
— im Einverständnisse mit allen anderen beteiligten Gemeinden, und anderer- 
seits, sich die Zustimmung der Konzessionsbchörde zum üebergange 
der Konzession auf die Gemeinde im Erwerbsi'alle von vornherein zu 
sichern. 

Mit Ilücksicht auf die Schwierigkeit der V eistadtlichung bestehender 
Strassenbahnen sind häutig Gemeinden bestrebt, alle neu erforderlich werdenden 
Linien selbst zu tiauen nnd zu betreiben, also die Zustimmung zu neuen 
Linien an die bestehenden Strassrabahngesellsehaften nicht mehr zu erteilen« 

Indes erheben sich gegen dicso Bestrebungen in ökonomischer und in recht- 
licher Beziflinncr schwere Bed*iikfn. Pa die vorlumdeiien Strassenbahn- 
gesellscliafton /.uiin»i«t noch für lange Zeit hinaus »ich im Besitze der 
frequeuttstuu uud reutabelsten .Strecken belinden, so werden die Städte in 
der Kegel zum Schaden der stUdtischeu Finanzen auf den Bau der weniger 
fre^uenten nnd unrentabeln Linien angewiesen sein und zugleich die Strassen- 
bahngesellschafteu an der Erweiterung und Ergänzung durchgehender Linien 
zum Nachteile des Bffentlichen Verliehrs hindern. Andererseits erlangen aber 
auch dadurch die Strassenbahngesellschaften, wo sie zum Ausbau der weniger 
frequenten und unrentabeln Linien vertrHirsmHssig verpflicbtet «ind. einen ihnen 
dnrchaus nicht zukommenden ^ros^en \'i>rteil. Sie werden von einer schweren 
La»t befreit, die ohne jeden Grund aui die öchuiteru der »Städte gewalzt wird. 
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Dazu kommt noch in rechtlicher Hinsicht, dasB die Gemeinden, welche 
StnuMwnbahiiKMellwbafleii die Benntznng stftdtiMher Stnmem amm Bau md 
Betriebe von StraaseiilMlineii gegen Entgelt tIberlaeMn halien, nielit befogt 
sind, unmittelbare Konkarrenzlinien für eigene Rechnung anzulegen nid 
XQ betreiben, dnrch ^reiche die StrasBenbahngeBellschaften in ihren Einnahmen 
geschildig-t werden. Mit Recht weist das Reichsgericlit in seinem Erkenntnis«« 
vom 29. Älärz 1898 (in dieser Zeitschr. Bd. XV S. 70) darauf hin. dass ein 
solche« Verfahren unstatthaft ist und gegen den guten iilauben ver- 
stSeit. lUn kenn nicht einen Teil aeines Eigentum* einem anderen zen 
Gewerbebetriebe gegm Entgelt fiberlaseeii und alsdann anf dem anderen Teite 
ihm »elbet Kenknrrens machen. «Es iet — sagt das Beiehigerlcfat — asdi 
der Natur und dem Zwecke des Vertragsverhältnisses, sowie nach. Becht 
und Billigkeit aus^'esclilossen , liass die Stadt das J^trassenbenntznnprsredit 
für die gleichen oder unmittelbar konkurrierenden Linien aucli noch anderen 
verleihe oder selbst ausübe. Denn es ist niclit anzunehmen, dass die Strassen- 
bahngesellschaft neben den bedeutenden Kosten der Anlage auch für die ganze 
Vertragsdaaer nech die erhebUeh(m Leistungen an die Stadt fibemommen 
haben würde, wenn nach der Absicht der Kontrabenten der Stadt das Recht 
bfttte verbleiben sollen, einseitig dnrch Kenkurrenzlinien den Erfolg des 
Strassenbahnnntemehmens zu beeinträchtigen". Die Anlage unmittelbarer 
Konknrrenzlinien, d. h. solcher, fkren dasselbe Ziel verfolgender und den 
gleichen Verkehrsbedürfnissen dienender Betrieb die bisherigen Grundlagen 
gedeihlichen Betriebs des ersten Unternehmeis eriieblich beeinüächtigt'}, ist 
hiernach den Städten und dritten Unternehmern nicht gestattet. 



1) Eric, des Beichsger. t. 18. Hai 1908 in dice. Zettschr. Bd. XX 8. 78. 
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l Besondere eisenbahnrechtliche Schriften. 

Annuaire Marchai «les chemins de fer et des tramways. Paris 1904. Vve. Dunud, 
£ditear. 

BoiBtr, tt. A. Law of Motor €ub, Hackne^ «nd otber CniiageB. 2. edtt. 1906. 

Stf^vrnP Ä Co. 

Huet-Desaunaz, Henry. Avocat ä la cour (l appfl de l'ari». Table g^n^rale (1892 — 
1900) de la ßcvuc pratique des chemins de fer. (Sammlung eisenbabnrechtlichcr 
BatBcheidaiigen ) roL I. Paris 1902. F. Picbon. 

Lani^ Flenry, E. Code annoM des efacmim de fer en exploitatU«. 4. €i. Paris 1904. 

Renty, E, de. « hemins de fer coloniaux en Afrijjae. 2. partie. Paris 1904. Kadeval. 

ZosammenstelloDg der Bestinimungcji, welche im ioteraatioDalen Uebereinkommen llbei 
d«n EfsenlialiiilraclitTcrkelir den Gesetxen und Reglementen in den Vertraflfmtaaten 
ttberlasscn sind. 2. Anfl. Lnzcrn 1904. 

IMe ö8terrci*lnHi( Ih n Eisonhnhnjro^otzo. Sammlung der «Irts Eisenbahnwesen betreffenden 
(tcsetzc, \ erordnungen und Judikate. 5. Aufl. 2 Bde. Wien 1904. Manz. 

Allgemeine Tarifvorscbtiften nebst Ottterklasslftkation für den Internen nnd gegen- 
seitigen dirdrtenGflterrerkelir der sdra^serisdien Eisenbahnen. Lüsen 1906. H, Keller* 

Sammlnng der tnf das hw« izeri'^^rhe Eisenbahnwesen besflglidien amtlichen Akten- 
stücke 1 Ti 2 Halbjahr 1908. Bern 190.5. 

Kailroad reports, a coUection uf csises affecting Hailroads of every kind, decided by 
tha eouts of last resort in the ünited States, dharlottesrllle 1905. 

KinlgtlSw 0. v., Direktor. üer.-.\ss. I nzulässigkeit der 8chaiU iist eiluug ge- 
mäss § 254 Abs. 1 RGB. in d. n Fiill* ii «h s ^ I <U s Keichsiiaftpf licht« 
gesetzes Berlin 1905 L. Oehmigkes Verlag (R. Appeliusj. 

Bis zur Eiiitührung des BGB. hat das Reichsgericht in ständiger Recht- 
siirediang die Eisenbahn ftlr nicht haftpflfa^tig ans § 1 des ReiGhshaftpAichtgesetaes 
erklärt, wenn eigenes Verschulden des Verletzten und lici beiderseitigem Ver- 
schnlden — das überwiegend.' Vi rscluiMcii di sselhrn rlcii Unfall herlicitrfführt: hnt. 
Nach Einführung des BGB. hat das Keicbsgericht diese Praxis verlassen und unter 
Anwendang des § 254 Abs. 1 BGB. bei mitwirkende Tersehni^ eine Schadens- 
teiluig, nnd swar aneh dann eintretim lassen, wenn auf selten der Eisenbebn das 
geringere Verschulden oder Uberhaupt kein Verschulden vorlag; (kgen die An- 
wendung des § 254 .\b8 1 l'-Gl',. auf Haftpflichtfälle hat sich fast eiustimmi? die 
Literatur erklärt (vgl. Planck, B(>Ü. Bd. B Nr. 7 zu Art. 42 £iuf.-Ges., v. Rutz, 
Bl. f. Beehteanwendnng Bd. 64 S. 91; Eger, Konun. s. Haft|iO.-Oes. 6. AvÜ. 8. lei^ 
Aron, Biaenb.Entseh.Bd.XIYS.190; Mngdan, HaterlaUett I S. 129, ISO; Reindl, 
Haftpfl.-(ies. S. 81). Mit guten Gründen wendet sich auch v. Königplöw (jocrrn die 
Annahme des Keich$i?orirht«i nnd weist aus den Materialien tnslvesoiidi if den Ver- 
baudlnngeu der Kummission der II. Lesung des BGB. zu Art. 42 des Einf.-Ges. 
(Protok. Bd.e 8.691 ff.) und den Motiven zn Art. 32 ). c. (I. Entw. S.6Sf) (Iber- 
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zeugend nach, class es nicht in rlt i Al<sii lit r!t r Go?('tztr« l>rr lag, § 251 Abs. 1 BGB. 
auf § 1 des Haftpflichtgesetzes zur Anwt iidiuiu: zu bringen, und die entgegenstehende 
EechtsprcchuQg des Bcichsgericbts nicht aufrecht erhalten werden kann. 

Dr. Eger, Berlin. 

VegesMk, Dr., Mufred v. Zu Verstaatlichiiiig der prenBsiscfaen Etienb«hiien. Berlin 190ö. 

E. Ebering. 

Al<=i im Jahre 1876 das grosse Bismarrksche Projekt der Erwerbung der 
deutschen Eisenbahnen durch das Beicb gefallen war, ging Prcussen, worüber es 
aebon bei den Veiliaiidtuigen Aber dm erwRlmte Projekt keinen Zweifd gelasten 
hatte, entschlossen daran, die Mhlreichen auf seinem Gebiete liegenden PriTatli ilinm 
zn verstaatlichen und den gesamten Eisenltulinlie-iitz in Prenssen in den Hämli n tUs 
>ütaatcs zu konsolidieren. Das war eine (.imsstat, die wescutlir^b mit zu dem 
mikhtigen Aufschwünge and d» starken Stellung Preussens bcigttrugen hat. Das 
prenisiBebe Eiienbahnnets, da« mit dem durch Vertrag Tom 23. Jnni 1886 in eine 
Finanzgemeinschaft zu ihm getretenen hessischen Bahnbesitz nunintlir 1 '2000 
Kilometer umfasRt, ist d^r nrrrtsste einheitlichf Kisonbahnbetrieb tiii lit iiur Kiuopas. 
sondern der ganzen Welt geworden. Die Eisenbahnen Preussens bilden das Ktlck- 
grat de« gesamten preiuriMdiett Sfcaateltandialts, und es eind edir betrlehlUdie 
Snmmen, weleke sie nach Absng des fflc Verxinevng des Anlagekapitata nnd für 
die gesetzlich vorgeschriebene Schuldentilgung erforderlichen Betrags zur Erfüllung 
allgpmeiner Staatszwecke beigetragpTi haben. In der vorliegenden S<'}irift werden 
nnn der Werdegang des preussischen \ erstaatlichungswerkes und die Entwicklung 
ivt preuliwdien Eiaeniwihneii Ina snr Jetztieit sowie die mancherlei fJdiwierIgkdteBf 
die dch dem Werke mtgegenstellten, in kurzer, aber prägnanter Weise geschildert. 
Von besonderem Interesse ist dabei flie I'arlejnnt? der ftnanziellen Erpehnisse der 
VerstaatlirbTins:. IMo Srhrift ist daher namentlich jetzt . Wd dir- dt ulsclx ii Et?fT)- 
bahuverwaltuugen daran sind, eine einheitlichere Geätaltutig «leä \'erkehri>wesen!j 
herbeisttflihxen, von besonderem Interesse. Dr. Eeindl, Mttncben. 

II. Mit dem Eisenbahnrecht im Zusammenhange stehende Schriften. 

Robrscheidi, Knrt v. Die Gewerbeordnung tUr das Deutsche Keich in der 
Bedaktion vom 2ß, JnH 190O mit stmilidien Anefdhnmgibettimmnngen fir das 
Beleh und für Prenssen. Für den Gebrancb in Prenssen. Ldpsig 1901. C. L. Hirsch- 
feld. Nebst Nachtrag, umfassend die seit Juli 1901 ergangenen tiesetae, AnsfÜhntngs- 

bestimmungen. Erlasse und EntRchetdnngen. Daselbst 1904 

Unter den führenden Kommentaren der Gewerbeordnung stellt neben dem von 
Landmann^Bobmer der hier angezeigte an der ^dtae. Er vereinigt nicht geringe 
Vorzüge in sich. Sein Grnndgedanke war, den Besitaer des Kommentars in der 
Ilanptsacbc von dorn nTiliebsainrn. zritrauTirndcn nnd für virlr i^rradrzu nnnin|,r1ichea 
Nachschlagen in amltMoii Büchern unabhängig zu machen. Ueähalb sind die Am- 
fUhrougsbestinuQungen der ijcwcrbeordnung, die zugehörigen Gesetze und \ erurdnnngen 
in grdsster Vollständigkeit mitgeteilt, ferner alles Hatoial, das anm Verstindnis 
des Oeseties erforderlich und erwünscht erscheint, beigebracht. Die gerichtlichen 
nnd vrrvvfiUnncrsgerichtlichen Entscheidungen sind in einem ausserordentlich weit- 
gehenden Masse verwertet und systematisiert worden. Dem ganzen Werke geht 
eine kurze geschichtliche Entwickelung des preussischen und deutschen Gewi^be- 
rechts voran. Seitdem Hax von Seydel im Jahre 1878 und dann 1881 sein ,<Je- 
werbepoliietrecht" geschrieben hat, fehlt es an einer systematisohen Darstellung dieser 
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Materie vollkominen. nr\<\ i-'mo lediglich kommentatorisclic Bearbeitung hat Wii?. ge- 
griffen. Da nhrr «Ins Iii dürtnis nach einer systematischen Bearbeitunir f in dringendes 
ist, hat sicii eine Art von Kommentiernng herausgebildet, die zwischen einer 
qrstematiflhhen Bearbeititng des Gegenatandes und d«r bloMen Kommentiening ia 
der Mitte atdit, Za den in dieser Richtung besonders bedeutsamen Werken gehr»rt 
auch das von von Rohrscheidt, und ist dif niiiir rndir hiiiwiirziulriikende 
Voraossetzung fflr ciue alsbald in Angriff zu nehmende, wissenschaitliche systematische 
Darlegung des gesamten deutschen Gewerberechts, Den besonderen Wert, den das 
von Solmdieidtsehe Werk »ncli fttr die Praxis hat, braucht man an dieser Stelle 
nicht besonders litrvorzuheben. Es hat sich mit erstaunlicher s^chnelligkeit einge- 
bürgert. Piir<li 'li-n Nullit rai^ vom Jiilire IfOl i'it wieder auf die durch die 
neueste Nuvellengesetzgebung ertorderiiche Höhe gebracht worden. Auf Einzelheiten 
einmgeben verbietet deriiaum. Ich möchte in der Literatur neben dem von Land- 
mann-Rohmersehen Kommentar den Ton von Eohrseheidt nicht venniasen. 

Profeaaor Dr. Stit r-SiHiilo, Bonn. 
Friedrichs, Dr. KarL Das Zost&ndigkeitsgesetz vom 1. Angast 1883. Berlin 
1904. O. Hkring. 

Der Verlag von 0. Hftrfng veranstaltet ein Sammelwerk, wdchea die Gea^ae 
des KSnlgrddia Prenaaen in Inirsgefaaaten Kommentaren nmfasaen soll. Den I. Band 

dieses Werkes bildet der von Friedrichs verfasste Kommentar zum Zuständigkeits- 
gesetz vom 1 Atjgnst 1H83. l>ie Aufgabe, die sich dor V(rf;issor gestellt hat. war 
wegen der Eigenartigkeit des Zust&ndigkeitsgesetzes, seinem Kingreifen in zahlreiche 
andern Oeaetie, eine besonders adiwierige. Er hat diese Aufgabe mit grösstem 
Flflisae, anaaerordentlicber Sachkomtnls nnter aorgfkltigster Verwertung der Literatur, 
Bechtsprechung iiTid (Jr sctzosmaterialien vorzüglich gelöst. Seine Erläuterungen be- 
schränken sich nicht aut die fomu-lleu Fraprrn der Zuständigkeit der l'ehörden, 
sondern erstrecken sich zugleich eingehend aut das in den Zaständigkeitairagen be- 
rftfatte materielle Becht. Auch h&ngen sich die Erl&vterangen nicht an einselne 
Worte oder S&tse der Paragraphen, sondern bilden für jeden derselben gewlsaer- 
mafscn eine systematische AbhandllmL^ Das Vnr'^tilndiiis für die <iP?rtzpshrstiinmTiTi^:rn 
uml ihr( II iiiiicn n ZtisninitKMihang wird durch diese Art der Kouimentieiung wesent- 
lich gotordert und erleichtert. Zu rühmen ist die gründliche, echt wisscnachaftlicbe 
Erdrtemng sahlreioher Streitfragen und die dabei bewährte Selbatllndigkeit und 
Klarheit des Urteils. Als Znsfttie und Anhänge enthält der Kommentar 23 mit dem 
Zuständigkeitsiresctze zusammenhängende scfze und wertvolle Krlünterungen zu 
denselben. Der Kommentar wird viele Fr.eunde ünden und kann eines grossen Er- 
folges gewiss sein. Dr. Eger, Berlin. 

Kanfmain, EmII. Handelsrechtliche Bechtsprechung. Bd. V. Hannover 1905. 
Helwingadhe Verlagsbnchhaodinng. 

Zu einem stattlichen Bande ist die in den Fachkreisen so ht litht trcwordene 
Handelsrecht! i die Krchtsprertinnix von Kaufmann für das Jahr liioj an^rwadisen ; 
die Grundsätze, auf welchen die Zusammenstellung der früheren Bände beruht, sind 
auch in dem fflnften Band beibdudten worden , jedoch hat der Verfasser von der 
Literaturangal)e in weitergehendem Hasse Qebrancb ganacht. auch die Kritik bei 
zahlreichen Entsrhridungcn nicht gespart. Dankenswert ist. dass dir t'riitaiitr. in 
welchem die Krkriiutnisse mitgeteilt ^verdcn ehenfalh eine Ütrciclierung ertulirfn 
hat, so dass dei Tatbestand zumeist leicht zu erkennen ist und schliesslich, duss 
ein anf die gesamten fUnf Bftnde sich besiehendes Oeneralregister dem Bande bei- 
gegeben ist. Es ist nicht zn besweifeln, daas hierdurch die praktische Verwertbarkeit 
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der Sammlnnir weh rrhl'A^t wird, tlic !;infi«t zu den für den praktischen .^nriston 
fast nnentbehrlich gewordenen i^iltsmittelu gehört. Alle AnerkeDnang verdient die 
Baachlidt der Fertigstellung jedee Jahrgangs vmaittenMr luwh dem Alndilo« des 
betreffenden Jabres. Wie frOlier ro sind raoh die für das Sieenbahnreeht mass* 
geblichen FriljQdisien in der Sammlong nicht vergeasen worden. 

r>r. L. Fnl.l, Mainz. 

Dreger, W., deh. Kechn.-Rnt Die proassiscben Baufonds, Handburh für pren^s 
Staatsbaubeamte etc. In 2. Autlage bearbeitet von 0. licincmann, Kechn.-RaL 
Potsdam 190S. A. Stein's Verlagsbnchhandlnng. 

Das buchst verdienstvolle Werk ist in der ersten 1891 ersrbienenra AnAage 
von Dreger, in der zweitmii. mit Hücksicht auf die neue l>i n ' ir;v ' isnnc: ffir dir 
Lokalbaabeamten der Staats- Horlilinu Verwaltung, das BGB., dk Steuipelgesetzgtljung 
nnd salilrdehe neuere Bestimmung!. ii ^MinzHch umgestalteten Auflage von Heineroann 
bearbeitet wordi»i. Das Werk aerflUIt in swei Teile, von denen der erste eine 
systematische Darstellung^, der zweite eine Sammlung der bezfiglicben Vorschriften 
des Baufonds entliSlf Zweck der Arbeit ist ps, den prenssischen BtnilM'ruiiteii lid 
der bestimniungsuiUssigen Verwendung der zu gtussereu Bauausführungen bewilligten 
Fonds und ordnnngsmSssigen Rechnungslegung als Anleitung in Gestalt dnee Hand- 
buches za dienen. Diese Aufgabe ist von den Verfassern aufs beste gelSst worden. 
Die Normen ilber die DienstobIiegcnheit<^n und Bezüge der Banbeamten. die Ver- 
(liii^iintr der Arbeiten und Liefernnetn . .^bsrbln?^ der Verträge, Erwerb. Ycr- 
äuBBcrung, An- und Vermietung von (»rundstücicen nnd (tebäuden, Verwertung ent- 
bdurlldier O^enst&nde, Buch- und KassenfBbmng sowie Redmungslegnng sind im 
I. Teile in klarer, qrstematischer Anordnung mit vorzüglicher Sadbkenntnis voll- 
stiindisr 7rn I>nrstellung ui?a;irlit tiiid dtirrli dii im IT Teile enthaltene Sammlnni^ 
aller bezüglichen Vorsthrüteii zweckmässig ergänzt, die sorgfältige Bernoksichr iirmig 
der Literatui-, die gründliche Verwertung aller einschlägigen Vorscbritten , sowie 
einer grossen Anzahl bisher noch nicht veröffentliehter Erlasse und Entscheidungen, 
die treffliche fiebandlung jeder wesentlichen . in Betracht koinnKiiden Frage macht 
das Buch besonders wertvoll and far Staatsbanbeamte nnenibclnlidi 

i>r. Meyer. Berlin. 

Isay, Dr. Hflmann, Rechtsanwalt, üebersicht über die Literatur und Judikatur 
des Jahres 1903/04 betreffend das Patent- und Oebrauehsmnsterrecht. 
Berlin 1906. Franz Vahlen. 

Das kleine Hoft bringt die Kct htspn ( luing und die literarischen Aeussernnijen 
zum l'atentgcsetze (Seite 4— UJj, zum Ucbrauchsmustergesetzc (Seite 41—48) und 
zur Pariser Union (Sdte 47—48), nach der Legalordnnng eingereiht und für den 
Zweck der Veröffentlichung ausreichend verarbeitet. Es bildet damit eine da]ikeaa> 
werte Ergänzung zu jedem Hnudlinche des Patentrechts und nicht bloss au dem 
Kumment^re des Herausgebers (Bd \X S. 378 dieser Zeitschrift ! Eine Neuerung 
in der Anlage verdient die Beachtung aller, die »ich an ähnlichen Za- 
sammenstelinngen versuchen: die Benutnung versehiedener Typen ftlr 
die Beehtsprechnng nnd ffir die Literatur. 

Dr, M;i\- Klcisrhmann, Halle a. S. 
Warneyer, Dr. 0., Ami-srat .lalirhucii der EntsclKiduiiycn auf dem Gebiete 
des Zivil-, Handels- und l'rüzessrechts Jahrg. 3, umfassend das Jahr 1904. 
Leipiig 1906. Bosaberg. 

Das Jahrbuch hat im Jahrgang 3 — im Vergleich mit den vorangehenden — 
wiederum eine erbebliche Erweiterung erfahren und bietet^ wie der AeraoageiMr mit 
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berecbttgtcm Stolze kervorhebt', niinmclir erstmalig eine vollständige lU>ber- 
sicht i\cr Lif > l atnr nn<\ Ff p«-htsprccliung der Jahre 1900 1 !H)4 zum BHll 
niid sämtlichen, der Zivilrechtspflege dieoendeu Oesetzen (öö). Das Material ist aus 
121 ZtltBchrilten und SftmmliingeD mit enormem FleisM, raBserordentticlier Grllad- 
Udikelt nnd grOister Umdciht «uammengekrtgeii, eo Aua dieeee Sammelwerk «n 
Vollständigkeit des Inhalts, Klarheit und Uebcrsicbtlichkeit der Anordnung. Prägnanz 
der Form und Kassunij unübertroffen dasteht nnd für alle Zweige des dcnt'^rhpn 
Zivilrechts und Zivilprozesses einen unentbehrlichen Ratgeber bildet. Das Werk 
entliilt ctaie flberaiu Toltftftndige, die genmte litmtar nnd Beditsprechang «m- 
faesende, fortkufende Erlintening der ganaeii dentsclien Zlvilgesetsgebang und let 
durch die Reichhaltigkeit seiner Angaben fOr jedermann sn einer steton und nie ver- 
!::if;rpndon (^iu IIp der Belehrung geworden. Dr. Eger. Berlin. 

Kunze, Fr. W., Wirkt. Ueh. iJb.-Reg.-Rat, und Kautz, Dr. 6., (Seh. R(^.-Rat. Die Rcchts- 
grundsfttse des kgl. prenea. OberverwattungsgericlitB. 3. AnJl. Erg.-Bd. 
Berlin 1904. J. Gnttentag. 

Der vorliegende Ergänzungsband gibt die Entscheidungen aus dem 42 und 
43. Bande und ans dem 11. Bande in StaatS8t«?Hersarbpn d»»r amtlich, ii Sammlung, 
zugleich aber auch die in der Zeit vom 1. .\pril 11MJ3 bis 1904 im preuss. Yer- 
walUmgablatt and im Zentralblatt der Unterricbtaverwaitnng erecblenenen sowie 
eine Reihe ungedruckter Entscbeidungen wichtigeren Inhalts wieder. Wie seine Vor- 
gänger t vj^'l Bd. XX S. 302 dieser Zeitschrift), so zeichnet sich inu h d» r vorliegende 
Band durch die Klarheit unil r» lu rsirhtHobkeit der syftPtnati.^i Iini .Anordnung, die 
Eiulacbheit nnd Verständli< likLit dtr Darstellung, die geuaut- Angabc der Tat- 
beslittde nnd der Orflnde ans. Das Werk fördert ungemein das Terst&ndnis der 
Rechtsprechung des OlH-rverwakungsgcrichts und macht in den bei weitem meisten 
Fällen den Einblick in die amtliche Sammlung entbehrlich. Schmitz, Köln. 

Apt, M. Das Reichsgesetz brtr. Kaufmann?«i?«'richte vom 6. .luli 1904 uebst 
den preuss. AusfUhrungsbcstimuiungcu. 3. Auil Berlin 1904. .1. Guttentag. 

Arnatedt, 0. v. Das prents. Poliseireclit nnter Benntamg der Entsdieidnngen 
von Verwaltnngs- sowie GerlcbtsbdiOrden nun Handgebrancb. Bd. I. Ballp 190Ö, 
('arl|Ileymanu. 

Bertoldi, [Albert. Die ^Aufhebung der K autionspi I i i. Ii t der .Staatsbeamteu 

in I>eut8chland unter Berücksichtigung der ausländischen Massnahmen in Bezug auf 

daa Kantionswesen. Jtorlin 1904. Stmppe 4 Winkler. 
Bninner, Dr. K. Die Haftung n:u Ii bürgerlichem Reckt nnd die hSkere 

Gewalt. Bdiin. Leipzig 1905 G. Fock. 
Gehn, Dr. 6., l'iof. Zur Politik des deutschen Finanz-, Verkehrs- und Vcrwaltaugs- 

wesens. ötuttgart 1906. F. Enke. 
Eiglwl; Or. FwiL Die bayrisohe Banordnnng vom 17. Febmar IflOl mit Brttnterangeii. 

München 1905 ( II. Beck. 
Evert, 6., Gb.-Keg.-Rrit. Taschenbuch des Gewerbe- nnd Arbeitenrechts. '6, Anf. 

Berlin 1905. Carl iieymauu. 
Felgen Winter, E. Dle]3BekandfaiBg d« Ansllliider Im Baftpfliöbt- nnd Yersichenuigs» 

recht. Zflrich 1904. Bnchhandinng des Schwds. OratlivereinB. 
Fischer, L, und Roediger, P. C. Die Patentgesetze von Deutschland, Oesterreich, 

Ungarn, Schweiz. Sorsvcgvn, Sc liwcdm, Dänemark, Qrossbritannien. Eine systematische 

Uebersicbt. BerUn lyoö. ( arl Heymann. 
Hiffhnn, F. InTaliditttsreiaicberangageseis Tom 19. Jnli 1899 nebst AusfBhmngs- 

bestimmnngen. 3. AnH. Berlin 1904. Ckrl Heymann. 
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Ingwer, J. Das Arbeitsverh&ltnis nach öBtemiehiKhenk Recht. Wien 1905. Wiaur 

^'olkstnicliliandlung. 

Kuhlenkampff, R. D&s Rechtegut der elektrischen Arbeit im geltenden atrafrecbt and 

sein Sehnte Breslau 1906. Sdiletter. 
Meerscbeidt-HülleaMn, v. Die Handhatang der Disnpliiiar-Strafgewatt. Berlin 1906. 

Mittlei' '^niui 

Mein, Dr. F., I'iot iHT (iegenstand und dif Tragweite der vier curopäisciieQ ätaat«- 
kunfcrenzen über internationales Privatrecht. Berlin 1905. Julius Springer. 

Heyer, %. Dm Bedit der Beecblagnahne Ton Lohn- nnd GdialtBforderaiig«n. Auf 
(irundlagc der Reldisgeeetse Tom 81. Juni 1669 und 29. Hftn 1897. 2. Aull. Berlin 

IWD. J. Gntfontag. 

Roein, H. Um Kecht der Arboitervcvsicherung. äyst. dargest. 2. Bd. Das Hecht der 

Invaliden- und Altersversicherung. Berlin 19Uö. J. üuttentag. 
Sava, Edvanl. tiesdiichte der mmKnlsebea Eisenbahnen and der allmUilichNi Eatr 
klang RanAnleas nnter dem Einflnss der Transportgewerbe. 1. fid. Bukaieit 1901. 

A. Lazarcrtnn. 

Scbipfer, A, Preusaisch- deutsche Eisenbahuf ragen, insbenundeic die Reform des l'cr- 

sonenTsrhdira. B«din 1905. L. SimiMi Nadif. 
Virwsrk, B. Dfe AatomoUlhaftang naeh bestehendem Becbt und de lege feraida. 

IVrlin 1904. G. Nuu. k. 
Weise, Dr., .Assei^s I );ik sächsiuche Enteignongexecht nach dem (iesetae vom 2i. Jaul 

19U2. Dresden 19U4. C. Weiske. 
•IhYbarf, Dr. Die Streilces nnd ihre Bechtsfolgen. Zfliich 1903. SdiuUihess A Co. 
Zachflr. Die Arbdterverdehenmg in Norwegen. Berlin 1901. A. Tnisdiel. 
Zusammf'nstf'lliini' der EntschädigungS}_'ruiu1säf/e. welche das Keichsveraichcrnngsamt 

bei rliiuoindfu rnfallschiideu frewHlnt hat 4. Aufl. Berlin 1905. A. Troschel. 
Gesetze und \ ertrüge über Post- und bchifl'abrtälinieu in den äeestaaten der Erde. 

Bearb. vom Bnreaa des Indostiinates im k. k. Oesterr. Handelsministerlnm. 2. Bd. 

Wien 1904. Hof> nnd Staatsdraekeiei. 

III. Abhandlungen aus Zeitschriften. 

Baoh, Finanzrat. Zur Auslegung des § .'>! Abs. 2 der Eiseubabnverkehrsordnung ^Ztg. 

d. Ver. Dtecb. Eisenb.-Verw. 1904. Nr. 94). 
Balltrttailt, Dr. 0. Eisenbahnverstaatlichnng nnd Eiaenbahnftndget im fraaiösiechen 

l'arlament (Ztg d. Ver. Dtsch. Ei.scnb..Verw. 1906 Nr. l«i ti. 242). 
Behrend, Or. Roland. Lohnbescblagnabme and Aufrechnung (Das Hecht VlU lä04 

Nr. 22 S. 574). 

Bthnar. Die Znständlgkeit aar Handhabung der Staatsanfsieht «her PrivateisenbahD- 
nntsnehmen in den die Verwaltung der dffentUchen Wege berflhrenden Angelegea- 

l - iti ti ]M f administr. Pra.x. Bd. 54 Nr. 9 ,'10). 

Coermann, W., Amtsgericbtsrat Hif Bahnhofsautomaten in der liechtsprechung {Zt^. 
d. Ver, Dtsch. Eisenb.-Verw. 1904 Nr. 93). 

Egsr, Or. G., ßegierongsrat. Zur Abftnderang des prenssischen Enteignnngsgesetaes 
(Dtsch. Jnr.-Ztg. X 1905 Nr. 3 S. 141). — Die (ieltendmacbung und Verjtthrung von 
I">achter8tifttin:?snn8prüchcn bei unrichtiger Tarif aiuvendung oder UcrhnniigsMilern 
(Sächs. -\rch. 1. Bür^. Recht X\" H»), — Fund in den Räumen oder Wagen der Eisen- 
bahn i^Zeitschr. f. Rechtspli. ui Bayern 1 Nr. ö ä. I39j. 

Eniel, F. R. Der Einfluss dor Eisenbahn^ auf die Volbswirtschaft (Oesterr. Bisenh.- 
Ztg. XXVJI 1904 Nr. 96/ 
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Feiicheafeld. Die TUnsoliangeii bei rnflUlen and der UnfaUTeraiclienmg (Z. Ten.-Wlss. 

Bd. 4 Heft 4). 

G. F. l'eber die Zollabfertigung des (iutcü uuterwegs ^Ztg. d. Ver. Utach. Eiscnb.-Verw. 
1905 Nr. 17 S. 256). 
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über den Eisenbuhnfiiidi) ve-rkolir i Zi it^ichr. f. d. intviiuit. Eisenb.-Transp XIII UH)b 

Nr 3 S. HHV ~- Zum gegeuseitigeu VurhiUtoisse der Art. 30 and 31 des interuatiunalen 

L'ebcreinliouimens (Nr. 3 S, 89). 
Zur Brform des VoreinssoUgesetces. Ist es ohne Schldigung soUfisfcaliseher Interessen 

angängig, den ZoUverscblnss an den ausschliesslicb auf der Eisenbahn beförderten 

Wiiitii wenigstens teilweise aufzugeben ? f Sped.- ii Schiff.-Ztg. XII 1904 Nr. 51/Ö2). 
Zu 1? öH der Kisenbahn-Betriebsordminflr ( Da.s lierht IX 1900 Nr. 2 S. 39). 
Die ätelluag der deutschen Eiüeuijahuvet'Witltungeu ui § 31t> - des deutschen ätrafge^tz- 

bnches (Ztg. d. Ter. Dtsoh. £is«nb.-Verw. 1905 Nr. 6 8. 68). 
Rdsogeplek (Bayr. Verkebnh. f. Fartbild. im Terkehrsd. Bd. 71 1901 N«rhr. Dsrikr.). 
Die freie Beförderung von Beamten auf Strassen bah neu 'Zeityi lir t Kleinb. XII 1906 

Heft 1 S. 50). — Zur Frage der Haftpllichtversicherung ' Hei t 2 S. 165). 
Die neue Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung für die Eisenbahnen Dcatscblanda (Ztg. 

d. Ver. Dts«di. Elsenb.^Veiw. 1906 Nr. 10 S. 145). — Dasselbe (Zentralbl. d. BanTerwalt 

Jahrg. 26 Nr. 5). 

Das neue fOesterr.) Lokalbahnges. (Ocstcrr. -Ungar. Eiscnbahcbl. Jlirg. 9 Nr. 48 S. 497). 
Organisation der r.uudegaufsicht über die Eisenbahnen in den Vereinigten Staaten von 
Amerika ^Zeilschr. t. d. intcrnut. Eisenb.-Transp. XIII 1906 Nr. 1 ä. 24j, 
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La relazione delP on. Ktibtni nn\ progetto di legge per 1' cRercizio ferroviario di Stato 
(Monitore delle strade ferriite 1904 Xr. 44). — 11 dohito dello stafo vorso le societsi 
ferroviaric (Nr. 44). - II descgno di legge per le ierrovie complementari (Nr. ö2j. 

lÜBdedaratioB of freight (The Railway News. London 1904 Xr. 2127). — Bailwfty 
loBB md damagc claini Nr. 2128). ~ Kailway biUs for the Coming Besiion (Nr. 2133/35). 
— German Railw.iv administratiuti i Nr. 2142 

Interstate commerce i^w i ummission (The Kaiiway nj^'i . ( liira«.'«. ]^d. 3^Nr. 17). — 
Incrcascd Railway Icgiülatiou recomiuended (Nr. 21). — .Suggesied interstatc commerce 
l^islatfon (Nr. 22). — Bailway legislation at Washington (St. 85). — Camnt dis- 
cussion on Kaiiway legislation [VJOb Nr. 3). — Railway legislation in i'ongrew 
(Nr. 4). — Railway l»>tri^Iation. national aiid St itr !Sv. 4) D. ( isiuns hy the Inter* 
State Commerce Commission (Nr. 4). — Kaiiway legislation ija tiie States {Hr. ö). 

IV, Gesetzgebung. 

Internationales Uebereinkommen über den Eisenbahnfraobtverfcebr. Liste der Eisen- 
bahnst reckm . auf welche das intniiuti-male Uebereinkommen Anwendung findet. 
Vom Januar l*>ö (Zeitscbr. f. d. inteniui. Eisenb.-Transp. XUl 1905 Nr. 2 S. 45/68). 

BmIm. Ilin.-Belc. Tom 13. Desbr. 1904, betr. Vollslmckmig dentscker Urleile in Oester- 
relcb (8t-Anz. S. 595). 

Bayern. Bek. vom 11. Februar 1905, die BinfOlinuig der ElswibabllTerlcdirMfdiHtng 
in Bayern betr ((ies.-V.-Bl. lf«>5 S. 4m. 

Deutsches Reich. Allcrb. Verordnung vuia 21. Nuvbr. 19U4, betr. Ergänzung der Milit&r- 
transportordnung fdr Bisenbabnen (RGBl. S. 445, EVBt. S. 373). — Bek. des Beicbs- 
kanzlers vom 18. Öktbr. 1904, betr. Aendernngen der .\nlage Ii zur Eiscnbahnrerkebra- 
ordnnng (RGBl. S.nm. EVRl S. 337). Kis^f nl.ahnbau und Betriebsordnung vom 

4. Novbr. 1904 (RGBl. 1904 ti. 387. EVBI. 1905 In) Vom 22. Novbr. 1904. betr. 
die Vereinbarung erleichternder Vorschriften fUr deu wechbelaciiigeu Verkehr zw. d. 
Eisenbahnen DentaebiandB und Lnzembnrgs (BGBl. S.443, EVBI. 8.809). — 81. 
Novbr. 1904, betr. die Ergänzung des Militärtarifs für Eisenbahnen (RGBl. S. 446, 
EVBI. S. ^74). 2. Dpzbr. 1904. betr. di. dem int. rnat. l'ebereinkoramen Uber den 
Eisenbahntrachtverkelir beigefügte Liste (RGBl. 447, EVBI. S. 405). — 1. Januar 
1905, betr. dks Vereinharnng erlak^tenider Vonebriften fttr den weduelfleitlgen 
Verkdhr zwischen den EiaenbabneB Dentadilands und Lvxembargs (RGBl. S. 1, EVBI. 

5. 11). — vom 31. Januar 1905, betr. Aenderung des Militärtarifs fär Eisenbahnen 
nnd der Milit&rtransportordnun^ (R(tB1 S. 4). - Vom 4. Eebr. 1905, betr. Aenderung 
des § öl Abs. 2 und der Anlage B der Eisenbahnverkehrsordnong (BQBl. S. 7, 
EVBI. a. 97). 

Eiaaat-Lothrlniei. Verordn. vom 23. Novbr. 1904 stur Ergtoznng der Verordn. vom 

30. Tnni 1890, betr. Tagegelder, Fuhrkosten und rmzugskosten der Beamten und 
Lchiti (Z - u. Be?!.-Amt8bl S 157) Minist -Verf. vom lö. l>ezbr. 1904, betr. VoU- 
streckbarkeit von Entscheidungen deutscher Gerichte in Gesterreich ^ä. 176). 

Frtükreteli. Zirkal. des Minist, der Offentl. Arb. vom 3. Oktbr. 1904, betr. 12. Ab- 
ttodemng des Reglements für die Beförderung von geflbrlichen und ekelerregenden 
Gegonstllnden auf den Eisrnbalinen in Frankreich vom 12, Novbr. 1897 (Zeitadir. fttr 
den inteiimt. Eistiib.-'riunsp. iWiö Beil. 1) 

Oesterreich. Verordn. deä Gesterr. Justiziuiniälers vom 19. Gktbr. 1904, betr. die Voll- 
streekbarkeit der Entacfaddugea dentaeber Gerichte nnd der von IhDen abgeacUosMoen 
Vergleiche in Oeatenreidi (Oeiteir. RGBl. 1904 StOek 69). — Dee Etseiibahnmlniaters 
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Gesetzgebung. 



vom 10. F«br. 1906 Aber die VerSircntUetiang der Tarife fftr die BefOtd^ng von 

Personen, (iepäek. Leiclien, lebeml« m Tieren und (>Qtem ftnf Eisenlwlilieii (BGBl. 
1906 SM fi \r. 14. Oesterr. EWA. XVI il Nr. 18). 

PreiMen. Uc»etz vom 14. Novbr. 1^4, betr. Abäuderung der Verordn. wegen Aas* 
dehnang d«r Freaw. Dissipliuargeietie auf die BeMuften in den neu enrorlMiMn 
Laadesteilen vom 23. Septbr. 1867 (GS. 8. 28S). — Vom 19. Desbr. 1904, betr. In- 
kraftsetzung einer anderweiten Klasseneinteilung für Bewährung von Wohnnngs- 
geldzuschUssen an tjic Tintiiittelharen Staatsbeamten (<J8. S. 287i -- Erlass des Minist, 
der üffcntl. Arb. vom 1. Novbr. liK)4, betr. Feststt:llung des Irahrplaus und der Be- 
fÖidenmgBpreise der Kleinbahnen (Zeitscfar. f. Kleinb. XI 1901 Heft 12 S. 802). — 
17. Novbr 1904, betr. Fandordnnng (EVBl. S. 3ö6). — 83. Norbr. 1904, betr. Aenderang 
der .\usführung8anweisnng zu § U des Kleinbahngesetzes (S 375, Zeitsdir. f KKiiili 
Xn n7i. 2i\ Novbr, hotr. Af»Tif1ifniTi{r (ifr alltreineini'ii Vrrtragsbcdingiingcn 

lUr die Ausführung \un .stHuts<ibautt*n , iür die .Ausführung vuii Leistungeu und 
Lieferongen and für die Ansfflbntng von Erd-, Feld-, Rodungs- and Btednings- 
arbeiten (EVBI. S. 376). - Vom 2B Novbr. 1904, betr. Uebersichtskarten zu Klein- 
bahnanträgen (Zeitsdii I Kleinb. XIl S. 58). \<>m G lU zbr. 1904, betr. I nfall- 
verhütungsvorschriften lEVBi. .S. 381). — 23. Januar 1905, betr. EisenbahnVcui- und 
Iktriebsordnung (EVBl. lyOö S. 15). — 13. Februar 15KJ.'j, betr. Feuerschuizaulttgen 
in Waldungen (Zeltschr. f. Kleinb. XII 1905 S. 853). 

ÜHMfand. Zirkul. des Kuss. Vericebreministen vom 24. Juni/ 2. Juli 1904, l>etr. Vor- 
BOhriften für die Vcrpacknnp von Häuten und Fellen in Wagenladungen, f:owi<' bei 
deren Aufgabe als Stückgut im internen und interuat. Eisenbahnverkehre liusslauds 
(Osteurop. Xai-.-Huadsch. 1904 Nr. 53. — Zeitschr. f. d. internat. Eisenb.-Transp. XIU 
1905 Nr. 1 S. 83). 

Saehsen, Königr. Verordn, vom 16. Septbr. 1904. betr. die Beseitigung von Ansteckungs* 
Stoffen bei Beförderung von Vieh, einsrhlifss-lich von lebendem Geflügel, auf Fispn- 
bahnen. — Minist.-Bek. vom 7. Dezbr. 1UU4, betr. Vollstreckong von Entscheidungen 
denteclier Gerioiite in Oeatenreicb (JMBL 8. 107). Vom 10. Denbr. 1904» betr. 
BeditBliilfe nnler den Bebtoden vonKUedener Bandentaaten (8. 100). 

Schweiz. Bundesratsbeschluss vom lö. Novbr. 1904, betr. Ergänzung der Anlage V 
znm Transportreglqment der Schweiz. Eisenbahn- mid T>ampfschiffuntcrnehmungen 
(Eidgcnöss. Gc8.-Samml. Bd. XX S. 165). — 23. I>ezbr. li^U4, betr. Zollbefreiung für 
Scbienen rar ersten Anlage von Etaenbalinen (Seliwcis. Band.-Bl. Nr. 53 vom 88^ Deibr. 
1904 s. 731). — Vom 84. Janaar 1905, betr. erginsende Bei^irang dei noliireix. 
Nelx'iibaitr Ti \r, 4 vom 25, Januar 1905 S. 155). 

Württemberg. Minist.-Bek, vnni 15. Dczbr. 1901, betr Vollstreckbarkeit von Ent- 
scheidungeu deutscher Gerichte in < »esterreicli und üBttrreiehischer tterichte in Deutsdt- 
land (Beg.-Bl. S. 411). 



BqaMnekeret M «nudt« ä Hirtin, Trebnlts i. SeUei. 



Digitized by Google 



Entsdi. des Preuss. Obcrverwaltaiigsgenclits vom 4. a. 12. Uärs 19(0. 845 



Entscheidungen. 



Nr. 196. Entseh. des Preius. OberrorwaltiuigflgeTlehts in Staats- 

Vom 4. M&rz 1908. 

PTt^wF Verw.-Bl. XXVI (1906) Vr }i 4?? ^ 

Die von Dritten auf Grund voa Sarantieverpftichtu ngen zur Kasse einer Aktien- 
fleselUobaft geleisteten ZitcbOm sind nicht steuerpflichtig, wenn die Gesell- 
hMH iir RBokiahlHiii verpfllolitnt Ist 

Es kann hierbei dahingestellt bleiben} ob solche — 2. B. seitens 
der Staatsrerwaltong an ein Eisenbahonntemebmen gewährte — 
Oarantiesnsehttsse sn den stenerpfliehtigen üeberschllssen im Sinne des 
§16 gehören, unter denen nach der neuesten Rechtsprechnng das 
steaerpflichtige Einkommen ans den im § 7 Nr. 1 bis 4 des Einkoromen* 
stenergesetxes anfgeffthrten Einkommensquellen zu verstehen ist (Bd. X 
8. 214). Selbst wenn sie als eine ans dem Gewerbebetriebe der Gesell- 
schaft herrührende Einnahme angesehen werden, ist zu beachten, dass 
dann dieser Einnahme die Verpflichtung der Gesellschaft zur Rückzahlung 
der empfangenen Zuschüsse, also eine Schuld der Gesellschaft in gleicher 
Höhe, gegenllhorsteht. Ein Reingewinn fftr die Gesellschaft kann sich 
daher hieraus nicht ergeben. 

Nr. 194. BntM^. des Preiiss. Oberrerwaltiiiigsgertelits In Staats- 

steversaelieii. 
Vom 12. Mftrz 1903. 

(Pr«ua8. Verw^BLZXVI (1905) Nr.M a.411.) 

ßarant?ezu«ichÜ88e Dritter zur Kas"?? e?ner Aktiengesellschaft (Eisenbahn) sind nicht 
steuerpflictitig, wenn es sich um Zahlungen auf Grund einer Renten- oder 
Dividendengarantie zugunsten der Aktionäre handelt. 

Bei der „Renten- oder Dividendeiigarantie'' übernimmt der Garant 
die Gewähr nur datiU-, dass die Aktiouäre eine gewisse Rente, eine 
Divideifde m. bestimmter Höhe, von ihren Aktien beziehen, ohne zugleich 
die Verpflichtung zur Deckung einer etwaigen ünterbilanz flbemehmen 
zu mOssen. Eine derartige Garantie Icann der Garant im Wege eines 
mit den Aktionaren selbst abgeschlossenen Vertrages ftber^ 

Bs«r, BlMi1wliMinlittmt> BiuMlt«!«!«!!««! XXL SB 
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nelimeu. Alsdanu handelt es sich ttbertiaupt nicht um eine Forderang der 
Oesellschaft, anch dson nieht, wenn — wie diM ans ZweekmiBS^keita- 
rttcksichten wohl geschieht — yereiEbart ist, dass der Garant den zu 
leistenden Zosehnss in voller Höhe an die Gesellschaft zahlt nnd diese 
die Yertdlnng an die einzelnen Inhaber der Aktien zu bewirken bat. 
Denn auch bei dieser Sachlage sind die An^mchsber echt igten allein 
die Aktionare, die Gesellschaft ist lediglich Zahlstelle, welche Termittelt 

Eine Benten- oder Dividendengarantie zugunsten der Aktionäre 
kann aber seitens eines Dritten anch dnreb einen mit der Aktien- 
gesellschaft abgeschlossenen Vertrag i^chtswirksam ttbemommen 
werden, indem er sich der Gesellschaft gegenüber zur Gewährleistang 
einer Dividende von bestiramter Höhe für die Aktionäre in der Art ver- 
pfliclitet, dass nach dem Willen beider Kontrahenten ans dem zwischen 
ihnen geschlossenen Vertrage den Aktionären ein selbständiger und klag- 
barer Anspruch gegen ihn auf Zahlung des garantierten Betrags an sie 
selbst eiwachspT! soll Ein derartiger Vertrag stellt sich rechtlich als 
ein Vciliag /.ugüDsleii Dritter dar. 

In sleuerrechtlicher Beziehung gehijrt nun ein von einem Dritten 
für die Aktionäre einer Aktiengesellschaft zu leistender oder bereits 
geleisteter Dividendengarantiezuschuss in allen den Fällen, iu welchen er 
in der Rechnung der Gesellschaft nur einen durchlaufenden Posten 
bildet, unzweifelhaft nicht zu den UeberschQssen im Sinne des § 16, 
bei einer Handel oder Gewerbe treibenden Aktiengesellschaft also nicht 
zu ihrem damit gleichbedeutenden geschäftlichen Seingewinn im Sinne 
des § 14 (Bd. X S. 214) und ist demnach nicht steuerpflichtig. Ins- 
besondere gilt dies auch in den FftUen einer nach den Vorschriften des 
AUg. Landrechts zu beurteflenden Benten* oder Dividendengarantie, 
welche zugunsten der Aktionäre in einem zwischen der Gesellschaft nnd 
einem Dritten abgeschlossenen Vertrage von letzterem Qbemommen ist, 
und zwar gleichviel, ob die Aktionäre dem Vertrage mit Be- 
willigungder Kontrahenten bereits beigetreten sind oder nicht. 

Nr. 195. Eiitsch. des Oesterr. Obersten üeriehtshofes» 

Vom 16. April 1903. 

(0«BUfr. BJMli1».-V«nn4D.>BI. ZTHI <tM6) Nr. •» 8. iMS.) 

1. Als eine „Ereignung Im Verkehre" einer Eisenbahn Ist auch schon eine sehr Qefill^ 
Hohe Situation !m Eispnbahnbetflebe, durch welche die kSrperllcfie Sicherhp!t vo« 
Menschen ernstlich bedroht wird, anzusehen, wenngleich Im konkreten Falle ein wirk* 

Hcher Elsenbahnunfall nicht eingetreten Ist 

2. Aseb NsnfmrtehlttsniMira allsie, obis tlafetbir« Ktrluiale tiiir stattit f i B ii M ii 
KtrpsrvwMsmi sImI alt HitSrperliohe Besohadlginiin" Im 8Ibm ist NaflflMil» 

gesetzes anzusehen. 

qEs kann kein Zweifei darüber bestehen, dass die Verschiebung 



Digitized by Google 



fintsch. des Bezirksgerichts für Uandelssacben in Wien vom 19. Mai 1908. 347 

des LastzngeB Yon der Station 6. in die T.-Fabrik ein Ereignis ist, 
welches man unter den Begriff , Verkehr einer Bahn" sohsnmieren 
mnss. War hierbei dadurch, dass der Wagen der Klägerin, der anf 
der Ereoanngsstelle die Geleise ftberftihr, mit dem Znge sasammentraf, 
eine Sltoation henrorgenifen worden, durch welche die körperliche 
Sicherheit der im Wagen sitzenden Personen bedroht wurde, so muss 
man diea sicherlich sls eine Ereignnng im Verkehre ansehen, und 
zwar anch dann, wenn es znm Glftcke zu einem wirklichen Zusammen- 
stosse mit dem Zuge nicht gekommen ist. 

Es kann sich daher nur noch darum handeln, ob das Erschrecken, 
welches bei der Klägerin infolge der plötzlich eingetretenen, aufs höchste 
bedrohlichen Situation entstanden ist und die krankhaften Sj'mptome, 
welche sicli im weiteren Verlaufe zeigten und unter den Ik^t^rit!" „trau- 
matische Neurose" znsammengefasst werften, fiir eine kör per Ii die Be- 
schädigung im äinnc des ^ 1 des Gesetzes über die HaftpÜicht der 
Eisenbahnen angesehen werden sollen. 

Auch auf diese Frage muss in Uebereinstimmung mit den beiden 
unteren Instanzen bejahend geantwortet werden. Denn die Nerven, iim 
deren Erschütterung und Erkrankung es sich im gegenwärtigen Falle 
handelt, sind ein integrierender Bestandteil des menschlichen Köi'pers, 
und muss eine starke Beschädigung ihrer normalen Funktbnen, welche 
durch eine Äussere Begebenheit hervorgerufen wurde, im Torliegenden 
Falle mit Rücksicht auf den durch einen sich nähernden Lastzug her- 
vorgerufenen Stand der Dinge zweifelsohne als körperliche Beschädigung 
qualifiziert werden, auch wenn keine ftusserliehen Kennzeichen einer 
derartigen Beschädigung vorhanden waren, und dies um so mehr, als die 
bezüglichen gesetzlichen Bestimmungen, welche hier Anwendung finden, 
und zwar der § 1 des Gesetzes Über die Haftpflicht der Eisenbahnen 
und die §§ 1325 und 1327 des a. b. OB., fttr die Annahme keine Stütze 
bieten, dass sichtliche Merkmaie ein notwendiges Kennzeichen jeder 
körperlichen Beschädigung sind". 



Ür, 1%. Eutsch. des Be/irk<igeriehts für üaudeiääaclien iu tVieu. 

Vom 19. Mai 1903. 

(0«8teR. BlMiib.-yerordii. BL XVIU (1006) Nr. 66 & 1661.) 

fiSMiit I I48S t. b. SB. tritt dis si|«sielti|« Aiflnbisg vis Fsricrmi «ai Qegas- 
fsrdsrmii fir «loh, wenn anch nur uitsr dsr Bedingung, ein, dass dieu AsfbslHiig 

von einem Vertrag'^teile in Ansiprnch genommen wird. Der Aufhebung ?tefit daher 
nicht entgegen, wenn zur Zeit der Inanspruchnahme der Aufltebung die eine Forderung 
bereits verjährt ist, weil die spätere Erfflllung der Bedingung die schon frülier ein- 
litrstMe AefMsiii sleU mthr rlok|lM|ifl moiies kiss« 

Nach flhereinstiniimiiden Angaben beider Parteien standen sieh die 
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PorderoDgen des Klägers und die Gegenforderung der Beklagten bis 
zum 5. September 1901 aofrecht gegenüber. Nach § 1438 a. b. GB. 
tritt eine gegenseitige Anfhebniig der YerbindlicbkeiteB, welefae scbon 
fUr sich gegenseitig die Zahlung bewirkt, ein, wenn Forderongen 
gegenseitig zasammentreffen, die richtig, gleichartig und so beschaiiBii 
sind, dass eine Sache, die dem einen als Gi&nbiger gebikhrt» von diesem 
aneb als Schuldner dem anderen entrichtet werden kann. Die Forde- 
nmg der Eisenbahn und die Forderung des Empfängers hoben sich 
gegenseitig schon vor dem 5. September 1901 für sich auf nnter der 
Bedingung, dass die Kompensation von (\pv Beklagten in Anspruch ge- 
nommen wird. Diese Bedingung ist allerdings erst näcli dem 5. Sep- 
tember 1901 eingetreten, indem die Beklagte unterm 28. November 1902 
dem Kläger erklärte, dass die Kompensation rücksichtlicli des Betrages 
ihrer Forderung eingetreten sei. Durrli rliese Erklärung ist also die 
bereits vor dem 5. Septon^ber 1901 bedingt eingetretene Erlöschung der 
gegenseitigen Forderungen zu einer unbedin^^tpu geworden, und zwar 
mit der Wirkung aus jenem Zeitpunkte, m welchem die Forderungen 
einander gegenüberstanden. Demgemäss steht der Kompensation der 
Umstand nicht entgegen, dass zur Zeit, als die Kiklaruug vuu der Hahn 
abgegeben wurde, dass sie von der Kompensation Gebrauch macht, die 
Verjährung ihrer Gegenforderung bereits eingetreten war, weil die 
gegenseitige Erlöschung bereits vor der Veijährnng der Gegenforderung, 
wenn ancb nur bedingt, erfolgt ist und die spätere ErfOllnng der Be> 
dingnng die bereits eingetretene Aufhebung nidit mehr rückgängig 
machen kann. 



Kr. 197. Bntseh. des Oesterr. Obersten Cfeilebtsliofes. 

Vom 17. Juni 1903. 

(OmMMt. BtMBb.>V«M»illl.<m. ZVm Hr. M B. Mt.) 

FUr die durch eine Ereignung im Verliehre einer nit Aiiweidung von Danpfkrafl be« 
triebenen Eisenbahn herbeigeführte körperifche Verletzung «der Tötung von Kindern 
und anderen Personen, weiche sioh vermöge ihrer persönlichen Eigenschaften der 
Fellns Ihne Veitettms atalit Itwatil tkt kSssM, htftnt dt« EittifcrtaisigreBt«en 
Insoweit nloM, als sie beweist daas Asm PsraosM den Unfall allein vtraatastt babta. 
Trifft Jedoch be! der Verletzung oder T5tung zugieioh auch ein Verschulden der Unter* 
■ehnung oder der von Ihr zur Ausübung des Verkehres verwendeten Personen ein, st 
tragen gemäss § 1304 a. b. 6B. beide Teile den Schaden verh&ltnismässig. 

Es ist nun allordings richtig, dass bei Personen der erwähnte» 
Qualität, also aucli bei uincm Kinde unter zwei Jahren, wie im gegebenen 
Falle, von eiueui subjektiven Verschukkn im Sinne des § 1294 a. b. Gß. 
keine Bede sein kann. Allein der haftpflichtigen Bahnonternehmoog 
gegenüber kann es eben nicht darauf ankommen, ob der durch den Do- 
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fall Beschädigte nach seinen persönlieben Eigensebaften sein Verhalten, 
seine Handlungsweise, die fttr den Unfall kansal war, auch straf- oder 
zivilrechtlich zu yertreten f&faig ist; fllr die Bahn ist das Verhalten 
des Beschädigten an sich, in objecto, exkalpierend, nnd wenn ihr der 
Beweis gelingt, dass dieses Verhalten allein die Ursache des dem Be* 
schädigten zngestossenen Unfalles war, muss sie der Haftpflicht ent- 
ledigt werden; hiesse es doch sonst die Balm für einen Unfall ersatz- 
pflichtig machen, von welchem es aufliegt, dass er nicht von ihr veav 
schnldet, sondern von aussen her veranlasst wurde. 

Wer den 3IanireI der fraglichen Fähigkeiten der beschädigten 
Subjekte zu vertreten hat, ist nicht zu untersuchen; der Babnunter- 
nehmung fällt diese Pflicht gewiss nicht zu. Diese aus dem Haftpflicht- 
gesetze abgeleitete Rechtsansicht steht auch mit den Bestmimuugen des 
alleremeinen bttrgerliclieu Gesetzbuches im Einklänge; denn nach den 
^§ ioOB und 1309 haben Wahn- oder Blödsinnige, ebenso Kinder bei 
einer Beschädigung Dritter, wenn anch nicht anmittelbar, so doch 
mittelbar durch die mit ihrer Obsorge betrauten Personen Ersatz zu 
leisten ; ihre wenn auch nnwillkttrliche Handlungsweise erzengt den Be- 
schädigten gegen&ber dieselben Folgen, als wenn die Bescbädigang die 
Folge einer willkttriichen Handlung gewesen wäre, .weil das Ersatz- 
recht*, wie Zeiller bei § 1806 a. b. GB. bemerkt, „nicht ans der Ver^ 
bindlichkeit des anderen, keinen Schaden zozalägen, sondeni ans dem 
Bechte, sein Eigentum und seine Bechte zu erhalten und zu behaupten, 
abzuleiten ist*. 

Auch der Bahnunternehmung darf das in dem Exkulpationsbeweise 
eines kausalen objektiven Verschuldens des Beschädigten gesetzlich ge- 
währte Verteidignngsrecht nicht geschmälert werden, und würde die 
Haftpflicht der Eisenbainien, unter welche seit dem Gesetze vom 12. Juli 
1002. RGBl. Nr. 147, alle mit Anwendung einer elementaren Kraft be- 
triebenen Eisenbahnen zu zählen <md, eine durch den Gesetzgeber nielit 
beabsichtigte Erweiterung erlahren, wollte man dieselben t'iir alle jene 
Unfälle haftpflichtig machen, welche durch das Betreten der Bahugeleise 
durch Kiii lri oder mit denselben auf gleicher Stufe geistiger Befähigung 
stehende i'ersonen in einem Momente, wo ein Anhalten des Eisenbalm- 
zuges oder Wagens nicht mehr möglich ist, oder gar durch ein direktes 
Hineinlaufen, herbeigef&hrt wurden. Hieraus ergibt sich der Schloss, 
dass im gegebenen Falle auf selten der ELlägerin, welche festgestellter- 
massen anbewacht den BahnkOrper in einem Momente betrat, wo das 
rechtzeitige Anhalten des heranrollenden Lastzages nicht mehr maglich 
war, das objektive Verschulden an dem ihr zugestossenen Unfälle er- 
wiesen vorliegt. Dessenungeachtet ist aber der Bevisionsantrag der 
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beklagten EisenlMÜm auf gänzliche Abweisung der erhobenen Klage- 
ansprAche nicht gerechtfertigt. 

Denn, wenn es auch richtig ist, dass im Haftpflichtgesetze weder 
yon einem Mitverschulden der Bahn, noch von einer hierfür statuierten 
Vermutung eine Erwähnung geschieht, bestimmt dieses Gesetz gleich- 
wohl im ^ 2, dass diV f^ahnunternelimnng von der im § 1 vorgesehenen 
Ersatzleistung nur dauu und nur in dem Masse befreit wird, als ihr 
einer der drei im § 2 vorgesehenen Enthaftuugsbeweise gelingt. Hier- 
mit will für den vorliegenden Fall gesagt sein, dass die Haftpflicht der 
Bahn entfällt, insoweit der Unfall der Klägerin lediglich durch ihr 
Verschulden entstanden ist, dieses allein für den Unfall kausal war. 
Durch diu Worte: „in dem Masse" werden aber auch Fälle getroffen, 
in deueu solche dem Unfälle vorausgegangene oder ihn begleitende 
Umstände erwiesen werden, welche ein Verschulden der Bahnanter- 
nehmnng oder des znm Betriebe verwendeten und von ihr Tertr^men 
Personales ergeben, somit anch ein Hitverschnlden anf ihrer Seite 
konkurriert, wie dies eben in dem vorliegenden Streitfälle zutrifft. 

Wurde doch vom ersten Bicbter festgestellt nnd anch von der 
Vertretung der beklagten Eisenbahnuntemehmnng in den Beehtsmittal- 
schriften ausdrftcklich zngestanden, dass sich der WeichenwSchter an 
der kritischen Stelle bei dem Herannahen des Lastzuges nicht anf seinem 
Wachposten befand. Dieses sein pflichtwidriges Verhalten hat mit dazu 
beigetragen, dass das Geleise für den herannahenden Zug nicht frei 
war, wofür zu sorgen ebenfalls zu den instruktionsmässigeu Obliegen- 
heiten des Weichenwächters gehörte, dass somit die Klägerin ungehindert 
unter die Räder des Zuges gelangen und verunglücken konnte. Diese 
Pflichtverletzung, welche eben für die Beschädigung (ier Klägerin auch 
kausal war, hat die Bahnunternehmung gemäss § 1 des Haftpflicht- 
gesetzes zu vertreten, und es ist hierbei der Umstand unerheblich, dass 
das verletzte Kind die Tochter dieses Bahnwächters war, weil das per- 
sönliche Verhältnis dec \\ achters zur Beschädigten auf die Ersatzpflicht 
der Bahn als eines dritten Kechtssubjektes eiuen Einfluss zu üben 
nicht vermag. 

Nach dem Vorgesagten liegt ein beiderseitiges Verschulden an dem 
gegenständlichen Unfälle vor, weshalb, da sich das bezQgUche Verhältais 
nicht bestimmen Ifisst, die Vorschrift des § 1304 a. b. 0B. Aber die 
Tragnng des Schadens zu gleichen Teilen zur Anwendung gelangt nud 
demzufolge den Bevisionen beider Streittefle teilweise stattzngebea war. 
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Nr. 196. Entseli. des Bevtsehen Reichsgerichts. 
6. Zivilsenat, Vom 18. Juni 1903. 

CBMkt. Aiek f. blif . Baak» Bd. lA (ito») H«ft 1/8 S. n.) 

KtflfiMittwett f I. Eis BtIrtolMiftll tteit vtr, wem vsr den Natt «imr 

Irischen Stratsenbahn die nur zur Oelioration dienende Beiirdnung infolge Sdiwingung 
der Orürtt Mm Vorbeifahren eines elektrischen Wagens herabstürzt iMd tian aaf 

der Strasse vorübergehenden Menschen verletzt. 

Als unbedingte Voraussetzung der Haftnnir d^r-s üntenielimers aus 
§ 1 des Hattptiichtgesetzes ist allerdiugs der uiiif-rr /iis.uiiintMihang des 
Unfalls mit der besonderen, gerade dieser Art der Tran.si)()rtanter- 
neliniung eigentümlichen Gefährlichkeit zu erachteu (Eger, Reiihshaft- 
pliichtgesetz 5. Aufl. S. 32). Diese eigentümliche Gefährlichkeit kann in 
den Betriebsmitteln, wie iu der bewegenden Kiait, deren Aeusse- 
ruugen und Wirkaogeu liegen. 

Zu den Betriebsmitteln dner dektrisehen Bahn gebSren sweifeUos 
die Masten, welche die Leitnogsdiithte tragen. Wird dtireh sie ein 
Schaden Temrsacht, so können sie hinsichtUch ihrer Bestimmung zweifel- 
los nicht in Tefle zerlegt werden, selbst wenn einzehie Teile nur 
dekorativen Zweck haben. Der Unternehmer hat fhr die Einrichtnng 
einamtehen, wie er sie eben getroffen. Aach bei Schäden, die dnich 
die Ablösung von Teilen eines Geb&ndes verursacht werden, kann man 
nicht zwischen dekorativen und konstruktiven Teilen nnterscheiden. Der 
Umstand also, dass der herabgestürzte Teil des Mastes nur einen aus 
ästhetischen Rücksichten angebrachten Abschluss des Mastes bildete, 
würde der Annahme eines Betriebsunfalls an sich nicht entgegenstehen. 
Das Reichsoberhandelsgericht hat sogar bei der Verletzung eines auf 
einem vorbeifahrenden Zuge befindlichen Bremsers durch einen vom 
Stationsgebäude herabfallenden Dachstein einpn Betriebsunfall im Sinne 
des § 1 des Haftpflichtgesetzes angenoniuien, die.se Annahme aber 
wesentlich darauf begründet, dass die Platte von dem mangelhaften 
Stationsgebäude auf den vorüberfahrenden Zug herabgefallen nei und 
somit die Beförderung auf demselben gefährdet habe (ROHG. 12, 162; 
Eger a. a. 0. S. 12). Im vorliegenden Falle fehlt aber jede Beziehung 
dieser Art zum Betriebe der Bahn; denn der Kläger ist nicht ala Fahr- 
gast, sondern als Vorbeikommender, somit ohne in irgendeine Beziehnng 
zn dem Bahnnntemefamen getreten zn sein, getroifon worden. 

Somit kann es sich lediglich danun handehi, ob die Ablösung und 
das Herabsttirzen der BekrOnnng durch «ne dnrch den Betrieb ans* 
gelöste Kraft verursacht wurde. Dies wftre allerdings nach der An- 
nalime des Berufungsgerichts der Fall, wenn der BekrOnung wirklich 
die infolge der Schwingungen der Leitungsdrähte hervorgerufene Er- 
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schatteniDg des Mastes, wie sich das Berufimgsgerieht ausdruckt, «de» 
Best gegelieD hfttte*. 

Nr. 199. £iit8ch. des Oesterr. Obersten Gerichtshofes. 

Vom 17. September 1903. 

(0«rt«rr. Bl>«nl>.-Tttrofd]i..BL ZVni (19M) Nr. so 8.11».) 
FIr die Tarifierung einer Seidiiig ist einzig und allein die anf dem Frachtbriefe vtr- 

kommende fnhaltsbezeichnung massgebend und der Frachtzahler zur Bezahlung der ge- 
mäss dieser Tariflerung sich ergebenden Fracht verpflichtet. An dieser Verpflichtung 
des Fraotatzablers ändert auch nichts der etwa nach der Annabne des Gutes geführte 
Naehwtit, dtM itt isr BtfSrdtrmg gelaaitt Out tliiMi ndtm, att Uu vtai AbtMisr 

In Fraobthriefe angegebenen Inhalt hatte. In diesem Zusammenhange kemnt die 

Bestimmung des g 61 (4) Betr -Regl. nicht in Betracht, weil auch für die Feststellung, 
ob die Fracht ungebQhrlich erhoben wurde, der Frachtbrief zur Grundlage zu dienen hat. 

Für die BerechnuDg der Frachtgebühr ist laut ZusatzbehLiinmung 
V zum § 51 Betr.-Begl. bloss die aaf dem Frachtbriefe vorkommende 
iDhaltsdeUaration massgebend, der Fradiibrief bildet infolge § 54 
Betr.-Bcgl den ToHen Beweis fiber den Frachtvertrag, und nach § 53 
Abs. 1 Betr.-Begl. ist der Aufgeber der Ware für die Bichtigkett der 
im Frachtbriefe enthaltenen Inhaltsdeldaration verantwortlich nnd trigt 
alle ans einer falschen, nnToUsUüidigen oder nngenanen Deklaration 
entstehenden rechtlichen Folgen. Sonach war auch im vorliegenden 
Falle fftr die Bemessung der FraehtgebtUir einzig nnd allein der Inhalt 
der Deklaration „Kuustdünger* massgebend, und es kann sich der Be- 
klagte nioht darauf berufen, dass in der Sendung tatsächlich Knochen- 
mehl sich befand, welches nur irrtümlich als Kunstdünger deklariert 
wurde. Auch auf die Bestimmung des § 61 Abs. 4 Betr.-Regl. kann sich 
der Beklagte nicht berufen, zumal nach dieser Bestimmung bloss die un- 
gebührlich eingehobene Frachtgebühr dem Frachtzahler zurückzustellen 
ist und hierfür eben der Frachtbrief als Grundlage zn dienen hat 

In diesen Bestimmungen findet der klägeriM Ii* Atisj i iicli eine volle 
Begründung, nnd es war daher ohne Rttcksichi auf d u lestgestellten 
Umstand, dass die Sendung in Wirklichkeit bloss gewöhnliches Kuocheu- 
mehl und nicht Kunstdünger enthielt, dem Klagebegehreu stattzugeben. 
Mit Recht wnrde vom Kläger der Kevisionsgrund des § 503 Z. 3 ZPO. 
geltend gemacht and mnsste d«r Bevision stattgegeben, das mit der^ 
selben angefochtene UrteÜ des Bemfongsgerichtes abgeändert nnd nadi 
der Klage erkannt werden. 

Nr. äOO. Bntseh. des Bemer Appell.- nnd Kassatlonahofes. 

Vom 10. März 1904. 

(Zeltsclir. d. lUsrn. Jari>(..Ver. Bd. XU (190»} Heft s S. 86.) 

DI« Entslgwifl hat isa Ckaraktar tlns« nstwmilgfls iid anwaaisaM Vsrkaifi nd 
rIsMst tlsh aioh den Mm Verkarfi lettMisB «rasdsiliit; sIt ist silt d«r MdgiNI|w 
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FMttatami ritt MmUu&mtnt tbiMoMoMM; dtr EliMltaar {ExprtprltO trlgl 

daher bi« zu dFesem Zeltpunkt die Gefahr eines etwaigen Verluste«. 
Das Enteignungsverfahren ist lediglich ein Schät7ung!;verrahren, wobei der Gerichts- 
hof nicht über die Bereohtiguno der Enteignung an sich, sondern nur Uber die dem 
Eateigneten znkmBMide Eattohädigung zu eateoheMeii litt (Art 2 ud 26 das 68- 

•ttiM vtH 3. SaptenNr 1868.) 

1. Im Torlief^enden Beehtsfall ist die ganze Streitfrage die, dass 
man aicli darttber Idar wird, an welchen Zeitpanict der hiesige Gerichts- 
hof sich für die Abschfttxang des Wertes der zn enteignenden Gegen- 
stände and die Festsetzung der dem Enteigneten zukommenden Ent- 
schädignng zu versetzen hat; mit anderen Worten, ob er durch den 
Zustand der Oertlichkeitcn, so wie er zur Zeit der ersten Besichtigung 
war, gebunden ist, oder ob er nicht eher der Veränderung Rechnnng 
tragen soll, die das enteignete Grnn'i-^tlick durch den Brand vom 2. Ok- 
tober 1903 erfalncn hat und dementsprechend sein Urteil auf die zweite 
Besiclitigiing sLülzen. 

Mit Rücksicht hierauf ist es in erster Linie von Wichtigkeit, sich 
nochmals über die rechtliche Natur der Enteignung klar zu werden. 
Obwohl gewisse Juristen die Enteignung als einseitigen aus der Staats- 
gewalt fliessenden Rechtsakt hinstellen, der privatrechlliche Folgen, nur 
soweit er die Entschädigung betrifft, im Gefolge hat, so erkennt doch 
im Gegensatz hierzu die in der Jnrispnidenz herrsdiende Ansieht der 
Enteignung den Charakter des Eaafrertrag^ zu und sieht dieselbe als 
notwendigen und erzwnngenen Verkauf an, der in seinen Wirkungen 
sieh nach den beim Verkaufe geltenden Grundsätzen zu richten hat 
(Eger, Ges. tt. d. Enteignung ron Grundeigentum yol. I p. 28)*). Zweifel- 
los ber&hren das Becht zur Enteignung wie die Pflicht, sie zu dulden, beide 
das Gebiet des Öffentlichen Rechts, aber man muss mit der Mehrheit 
zugeben, dass die Wirkungen der Ausübung des Enteignnngsrechts, nftm- 
lich der Besitzübergang an den Enteignungsbeiechtigten und die Ver- 
pflichtung dieses letzteren, an den Enteignungsverpflichteten eine voll- 
ständige Entschädigung zu zahlen, Fragen sind, die in das Gebiet des 
Privatrechts gehören (cf. Eger, op. cit. vol. 1 pag. 29). Daraus, dass 
die Wirkungen der Ausübung des Enteignnngsrechts so nach d^n für 
den Verkauf geltenden Grundsätzen sich rirhten, ergibt sich, tla.ss der 
Erwerber die Gefahr erst von dem Augenblicke an tragt, wo das ge- 
richtliche Verfahren beendet ist. Dies geht durch Folgerung ans der 
Vorschrift des Artikels 1647 C. civ. fr., geltend für die Grundstücke, 
hervor. Und wenn man untersucht, wann die Enteignung vollendet ist, 
erkennt man sofort, dass dies in dem Zeitpunkte der Fall ist, wo die 
Hohe der Entschädigung eudgOltig festgesetzt ist, mit anderen Worten, 
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in dem Zeitpimkt, wo das Urteil der höheren Instaiu, die die Ent- 
schädignng festsetzt, Bechtskraft erlangt hat (v. Eger, op. cit. vol. II 
p. 267; Leuenberger, Vöries, üb. Bern. Priv.-R. vol. I p. 113/114). 
Hieraas folgt, dass im speziellen Fall, wo die Entschädigang zur Zeit 
des Brandes des zu enteignenden Hau?tes noch nicht endgliltig festgesetzt 
war, der durch diesen Brandschaden erfolgte Yeiiast in vollem Umfange 
dem Enteigneten zur Last 7.n leg'en ist 

2. Stehen diese Grundsätze lest, so bleibt noch zu untei sarhen. vom 
Gesichtspunkt des gerichtlichen Verfahrens aus, ob die ßekursinstanz 
nicht durch den tatsächlichen Znstand seit dem Urteil der ersten Instanz 
gebunden ist. Die bejahende Antwort aufrcclii ei halten, das hiesse 
sicherlich die Natur des Verfahrens bei der Enteignung verkennen. 
Denn die Gerichte baben hier nicht sich ttber das Enteignuugsrecht za 
äussern, sondern nar Uber den Scbadensersats, der dem Enteigneten 
gegeben werden mnss (Art 8 und 86 des Ges. vom 3. September 1868). 
Das EnteignungsTerfabren ist lediglich ein SchAtzungs verfahren, die 
Festsetsnng eines Schadensersatzes (Art. 86 leg. cit.), nud es folgt dsjans, 
dass diese Schätsong aar stattfinden kann, indem sie eich anf den Zu- 
stand der Dinge sttltzt in dem Zeitponkt, wo die Enteignnng vollendet 
ist, das heisst in dem Zeitpunkt des Urteils in letzter Instanz. Und 
wenn in dem Zeitpunkt eine snperiore Besichtigung bestimmt worden 
ist oder wie in der Art einer neuen Untersuchung durch die Mitglied« 
der ersten Schätzungskommission, so ist das diese zweite Untersuchung, 
die notwendigerweise von dem Berufungs- nnd Kassationsbof in Betracht 
gezogen werden muss. 

Kr, 801. Entseh. des Benfsehen Kelchsgwldits. 
8. Zivilsenat. Vom 15. Mftrz 1904. 

(PreuM. ElMDb.-Arch. 1906 Heft 8 S. 7S1) 

Ein B^flmfer, der wegen elnea im Dienste erlittenen Unfalls gemSss dem preuteisoheii 
Uafallfürsorgegeeetz vom 18. Juni 1887 pensioniert ist, hat keinea Anspriieh aif Er* 
•tittiuig der vtr der Poneloileruno aufgeweadeten HellsigtkoetM. 

Der Kläger, welcher wegen eines im Dienste erlittenen Unfalles 
mit den höheren Pensionss&tzen des preossiscben Beamtenfarsorgege- 
setzes vom 18. Jnni 1887 pensioniert ist, verlangt im gegenwtotigen 
Prozesse die Erstattung von Heilungskosten, die er vor seiner Pen- 
sionierung anfgewendet hat. Das Berafangsgerieht liat ihn in Ueber 
einstimmang mit dem ersten Bichter mit diesem Ansprach abgawiesoii, 
weil nach dem genannten Gesetz nnr die nach Wegfall des Dienstein- 
hommens dem Verletzten noch entstehenden Heilangskosten ihm zn er- 
setzen seien, im übrigen aber alle Nachteile durch die gewfthrten höheren 
Pensionss&tze abgegolten sein sollten. Diese Ansflihrnng entspricht dem 



Digitized by Google 



£ntflcb. des Deatachen Reichsgerichts vom dO. März 1904. 



855 



kluren Worflaut des Abs. 4 des § 1 dss genannten Gesetses. Wenn 
demg^genftber die Bevision nocbmals aaf den bereits in der Vortnstsns 
angesogenen Anfsatz in den BUUtern für Becbtspflege im Bezirk des 

Eantmergerichts 1903 S. 3ff., 13 ff. verweist, in welchem ansBnftthren 
versucht wird, dass das Reichshaftpflichtgesetz nar insoweit aosser Kraft 
gesetzt sei, als das Fftrsorgegesetz Ersatzbestimmongen enthalte, so 
wird diese Meinung durch die ausdrückliche Bestimmung in § 8 des 
pretissi sehen ITftrsorget^psptzes, entsprechend dem § 8 des ßeichsfürsorge- 
gesetzes vom 15 IVfilrz 1886. widerlegt, und soweit der Aufsatz diese 
Ansicht aus der Entstehungsgeschichte des Reich.^fürsorgegesetzes her- 
leitLii wilL genügt es, auf die schlagende Widerlegung dieser Auffas.sung 
iu den Unmdeu des Berulangsurteils zu verweiseu und nur nocli hervor- 
zuheben, dass nicht, wie der Aufsatz behauptet, der Antrag: „Die Ver- 
letzten haben aus.'serdeni Anspruch auf Ersatz der Kosten des Heilver- 
fahrens" in der Kommission angeuommeu, sondern im Gegenteil ab- 
gelehnt ist. 

Nr, 203. Entseh. des I>ontsehpTi Bofchsgoriehts« 

6. Zivilsenat. Vom 30. März 1904. 

iSÄclis. Arch. f. bärg. Recht Bd. 15 U^^' Uefi S. 76.) 

§ 2 Haftpflicbtgesetz. AuoJi aogeiiaiinte Aiittenarbeiten gehSren zun Betriebe einer 
rabrikf wssa 41s ZntasisiesgthMiktlt nit dss FaMaalifts aaS äls Natar #es Be> 
trisfes «es Bsali dia tslilelillehss VerliiltBlitsa MlifL 

Nach den Feststellnngen des Bemfangsgerichts betreibt die Be- 
klagte ein Säge- und Hobelwerk; der Kran steht mit den Qbrigen 
Teilen dieses Werkes in räumlichem Zusammenhang und dient haupt- 
sächlich zur Hebung der für das Werk bestimmten Hölzer. Daraus 
ergibt sich, dass er mit dem technischen Betrieb des als Fabrik sich 
charakterisierenden Unternehmens der Beklagten in unmittelbarer Ver- 
bindung steht, und unter dieser Voraussetzung sind auch Arbeiten 
ausserhalb der Fabrikräume, sogenannte Aussenarbeiten , zum Betrieb 
der Fabrik zu rechnen. Wenn auch im allgemeinen zum Betriebe der 
Fabrik diejenigen Arbeiten nicht gehören, die den Transport des zu 
verarbeiteuden Materials nach der Fabrik uuer der Fabrikate von der 
Fabrik betreffen, so ist doch auch insoweit die Frage der ßetriebs- 
zugehörigkeit, dereu Grenze uur eine schvvaukende sein kann, nach den 
Umständen des einzelnen Falles zn benrteilen, und wenn das Bemfnngs- 
gericht diese Zngehöriglteit Torüegendenfalls im Hinblick anf den r&om- 
lichen Zusammenhang des Erans mit den Fabrikanlagen nnd die Natur 
des Betriebes angmiommen hat, so kann hierin ein Bechtsirrtam nicht 
gefunden werden. Dass der Kran anf städtischem Grund und Boden 
stehen soll, dass gelegentlich fOr fremde Rechnung gekrant wird, und 
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d«88 der Kran Hiebt darch die Masdunen, die zw Beerbeitnog der 
Hölzer verwendet werden, sondern dnrch ein besonderes Pumpwerk in 
Bewegung gesetzt wird, steht bei den obwaltenden Umständen jener 
Annabme nicht entgegen. 

Nr. 20t$. Eutbch. der Köni'j'l. Untrar. Karle in Budapest. 

Vom 21. April 1904. 

(Zeldiclir. f. d. luteroaL i!:iseDb.-Trft&flp. XIII (190b) Nr. 6 S. 175. — KU«Bb.-Tar.- a. VerlL-Anz. (i9M> 

Kr. » & m.) 

Internat Ueberelnk. Art 12. SonderataaelMiian iwiBChen Bahi Md einzelnen Ab- 
sendern sind anlSsslleh der Gewährung von Frachtbegünstigungen nicht unztttSssig 
wenn die AbiiMlMiniea nicht gegen das Prinzip der OefTentiicblieit veratoaeen «dar 

das Gemeiffwehf Mb&dlgen. 

Anlässlich der Verhandlungen zwischen der klägerischen Bahn und 
den kgl. ungarischen Staatsbahnen, betreffend die Veröffentlichang eines 
ermässigten Oemeinsehafesfnuditiatzei, hatte sieh die an dem letaleren 
interessierte beklagte Firma in einem geheimen .Vertrage der EUgerin 
gegenüber verpflichtet, ihr fllr alle Sendungen, welche zum ennlasigten 
FraehtiBatae abgefertigt werden w&rden, 2 Kreuzer per 100 kg zurllck- 
znvergttten. Erst nach dieser Vereinbarung hat die klftgerische Bahn 
ihre Einwilligung zur Fublikation durch die ungarische Staatsbahn 
gegeben. 

Da die interessierte Firma den von der klägerischen Eisenbahn 
ausbedungenen RUckvergtttnngsbetrag nicht einzahlte^ erfolgte die Ein« 
forderang im Klagewege. 

Das kgl. Handels- nnd Wecbselgericht und die kgl. Tafel in Buda- 
pest wiesf^n das Klagebegehren ans dem von der beklagten Partei 
geltend gemachten Grunde ab, dass d'io Vereinbannifr. durch welche 
sich die klägerische Eisenbahn die nu liträgliche Vergütung von 2 
Kreuzer per lOU kg aoy bedungen habe, uiine Vorwis.sen der beteiligten 
ungarisciieii Ötaatsbahuen zustande gekommen sei und dasö dieselbe 
gegen die öffentliche Moi-al und beziehungsweise den Art. 11 (^) des 
I. ü. Verstösse, wodurch geheime Abmachungen in Tarifsachen verboten 
und als nichtig erklärt sind. Allerdings spreche Art. 11 ('j ausdrücklich 
nur vom Verbot der Preisermässigungen ; die bezüglichen Bestimmungen 
mttssen aber auch Anwendung finden, wenn, wie im vorliegenden Fall, 
eine publizierte Preisermftssigung einer Balm durch das geheim ge- 
haltene Versprechen einer Frachtzuzahlung an eine andere Bahn erwiiM 
worden sei. 

Die kgl Enrie dagegen entschied, dass die Klage nicht wegen 
ünglUtIgkeit der ihr zur Grundlage dienenden Vereinbarung zurück- 
gewiesen werden kOnne: »es sei wohl einesteils ganz richtig, dass im 
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Sinne der Eisenbahn-ßetriebsordiiuDg nnd des fietriebsreglenients die 
Teröffentliehten Tarife in gleicher Weise anzuwenden seien, das helsst» 
dass die verfrachtenden Parteien keiner verschiedenartigen Behandlung 
unterworfen werden können; die Bahn sei vielmehr verpflichtet, die 
Verfrachtung ohne Unterschied der verfraclitenden Partei für jene 
Transportcrebiibr zu übernehmen, welche im Tarife vorgesehen sei. 
Hieraus folge uaturgemäss, dass die Balm einzelnen Parteien nicht den 
Vorzug einer billigeren Frachtberechnuiig gewähren dürfe. 

Diese Verfügungen schliessen aber anderer«eits nicht aus, da.ss 
einzelne Absender, ob nun gegeu ein Entgelt oder ohne ein solches, die 
ihnen zukoanuendti Frachtbegünstigung in Anspruch nehmen. Das in 
Bede stehende Ueberein kommen enthält nichts anderes als die Ab- 
machnng, dass die Beklagte die durch die klägerisehe Bahn pnblizierte 
Begünstigung nicht in ihrem ToIlen Umfange in Ansprach nehme, 
sondern anf dieselbe tdlweise veniehte; dieser Umstand Verstösse 
weder gegen das Prinzip der Oeffentlichkeit, noch sch&dige er das 
Gemeinwohl*. 



Nr. 804. Entsch. des Eassatlonshofts In Born. 
Vom 29. April 1904. 

(ZelUchr. f. Dtacta. Bürg. n. Franz. ZlvUr. Bd. XXXVI Heft 1/S S. S6.) 

Elle von einer zostftndigeR BehBrde erlassene Polizeiverordnung steht den Gesetze gteieb. 

Die 55trassenbahn-Polizeiverordnung (Art. 7: „Niemand darf auf 
der Strasse bis 1,5 m von der liahnschiene ab Gegenstände irgend- 
welcher Art aufstellen, stehen oder liegen lassen, ausgenommen 
StrasscuuntMrlialtnn^niaterial, soweit dem Strassenverkehr nicht hinder- 
lich") bezweckt ledii,dicU die Sicherlieit des Verkehrs der Strassenbahn, 
ihrer Fahrgäste und Bediensteten, auch des Oüterauf- und Abiadens, 
nicht auch den Schutz der sonst auf der Strasse (Giu. 02 la 898, 
04 Ib 18) vcrkeiir enden Personen. Letzteren Schutz bezwecken 
die yorschriften über geriugeie Fahrgeschwindigkeit innerhalb der 
Ortschaften, Signale Tor nnd w&hrend der Fahrt, besonders bei Nacht 
oder Nebel. Das Instand- nnd Beinhalten der Strasse zwischen den 
Schienen, grundsätzlich auch des Wegschaffen des Schnees ftbemahm 
gegen eine Vergfltnng seitens der Strassenbahn-Geseilschaft die Stadt; 
sie übertrng diesen Dienst dem Unternehmer V. Doch hat die Gesell- 
schaft, wenn es eilt, den Schnee selbst zu räomen, ohne dass aber der 
Verkehr anf den Fussstegen leiden darf. Deshalb Hess die Gessll- 
schaft durch Bechen hart neben den Schienen den Schnee anf 80 cm 
bohe Haufen zusammenfegen. Obiger Art. 7 richtet sich nur gegen 
aasscbliesslich von Menschenhand, nicht auch von Naturereignissen 
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auBgehende Verkehrsstörungeii. Selbst weun, was übrigens nicht an- 
2iiiiel»neM ist, diesem Art. 7 das Terfabren der Strasseabahn znwider 
gewesen wäre, so kam doeb der 12 jährige P. mit seinem Fasse nnr 
desbalb unter die Strassenbabn, weil er naeb Knabenart auf den 
Scbneehanfen geklettert und beruntergeratscbt war. Statt unmittelbar 
neben den Schienen, hätte der Schnee zwar auf dem ftbrigen Fahr- 
dämm, wo Plati genug war, abgelagert werden kOnnen. Wie jedoch 
das Berufungsgericht tatsächlich und ciid^nitig feststellte (ebenso 
Kass. Florenz 23. November 1903, Rom 18. Februar 1903), fällt weder 
der Strassenbahngesellschaft, noch der Stadt oder ihrem Unternehmer 
ein Verschulden zur Last ; sie war nicht verpflichtet, die Bildung der 
Schneehaufen zu unterlassen. ^ 

Nr. 905« Enlsek. des Oesterr. Obersten ftertehtshofes. 

Vom 2. Mai 1904. 

(Oeelerr Elsonb-Vcrordn Bl XVIII (igo&) Nr. 16 & m.) 

Machtbefugnisse, wie sie § 102 der Icaiserlichen Verordnung vom 16. November IB5I. 
RGBl. Nr. I ex 1852, boAobraibt, kommen Moter dem Schutze des § 68 Stfi. auch den 
Aigettellten elMr elektrieehen Straseenbalra zattatlen. 

Es ist klar, dass der Sicherung des Verkehres auch Fräveativ- 
massregdn dienen nnd dus zu den letzteren Meldungen Ober Vor- 
kommnisse geboren, welche die ordentUehe Abwiekehmg des Verkehres 
in stören geeignet sind. Daraus folgt, dass der Eondnktenr, wenn er 
den Tatbestand einer Betriebsstdmng nnd die Identität des Urhebers 
einer solchen festsnstellen sacht, in SrfUlnng einer dienstlichen Ob- 
]|«genhdt handelt Daher wird anch dnrch den Erlass des Eisenbahn- 
ministeriuros vom 27. April 1899, Z. 1626, dem Fahrpersonale der 
Strassenbahnen die Verpflichtung auferlegt, von jedem Unfälle oder 
sonstigen anssergewöhnlichen Ereignissen nacli Zulänglichkeit der diesem 
Personale obliegenden dienstlichen Funktionen oder sonstigen Umstände 
sofort dem nächsten Sicherheitsorgan entwetler selbst mündliehe Meldung 
zu machen oder Vorsorge zu treffen, dass diese Meldung durch andere 
Personen gemacht werde Die Art der hier in Frage kommenden 
Dieustesverrichtung bringt mit sich, dass dieselbe räumlich nicht 
auf den Motorwagen eingeschränkt sein kann; den Bahnorgaueu inuss 
die polizeiliche Befugnis insolange eingeräumt werden, als sie nicht in 
der Lage sind, die Intervention eines Polizeiorganes in Anspruch zu 
nehmen. Es hat daher das Erkenntnisgericht mit Hecht aiigenommeu, 
dass sieh der Kondukteur L. bei der Verfolgung und Anhaltnng des 
Angeklagten in rechtmässiger Ansäbnng seines Dienstes befand; da 
auch lant Feststellnng die Abeicht des Angeklagten , der wohl wnsste, 
mit wem er es sn tnn habe, darauf gerichtet war, die Dienstes» 
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verrichtnng des Koiulukteai's zu vereitelu, so erscheint der Schuldspruch 
nach § 81 StG. gerechtfertigt. 

Sobald die formelle Berechtigung des Kouduktcurs zu der von ihm 
Torgenommenen dienstlichen Verrichtung ausser Zweifel steht, kanu es 
nielit weiter darauf ankomineD, ob dieser seinen Zweck vielleicht auch 
aof andere Art h&tte erreiclien können; ein Widerstand gegen die 
Amtsbaadloni; k((nnte nur dann straflos bleiben, wenn sich das Amts- 
organ Befognisse angemasst bfttte, die seinem PftichtoDkraise ttberhaapt 
fremd sind. 



^'r* Entseh* des Beruer Appell.- und Kassatiousbofes. 

Vom 5. Mai 1904. 

^SaiUMlir.d.fi«ni. Jar.-Ver. XLI (1905) Heft i S.908.) 

IVaarnttselie NeiratlliMle alt Urtadi« eimr dtiitradM VwniiNlerHng der Erwwbt^ 
fähigkelt. Bestinmung der UafUlentechSdlgttng auf Gratd dM itgMnirlrllfM JCraSk- 

haltezustanf^es iJes Verletzten, ohne Rücksicht auf eine bloss mörjllcherwplso spitir 
einmal eintretende Besserung. Voraussetzungen des Rektiflkationsvorbehaltes. 

Die nach den Vorexperten etwas nähere, nach den Oberexperten 
jedoch sel)r entlenite Mögliclikeit einer nach gewisser Zeit eintretenden 
Heilung des Boder ist eine zu unsichere Ba-sis, um darauf gestützt die 
Entschädigung für "bleibenden Nachteil gänzlicli abzulehnen, und auch 
der Ausweg der Auiij.thme eines Rektifikatiousvorbelialtes in das Urt«il 
ei'scbeint in einem solchen Falle nicht zutreffend, denn wenn in Art. 6 
AI. 2 1. e. dem Biehter ausnahmsweise die Befugnis eingeräumt wird, 
fftr den Fall . . . einer Verschlimmerang des Gesnndheitszostandes des 
Verletzten eine spätere Rektiflzieruug des Urteils Torznbehalten, so ist 
damit noch nicht gesagt, dass er mit Blicksicht anf eine im Znstande 
des Verletzten möglicherweise später einmal eintretende Bessemng, 
bzw. Heilung berechtigt sei, die Entschädigung auf Giund des Eintritts 
dieser UOgliebkeit zu bestimmen, wobei dann das Ansbleiben der in 
Aussicht genommenen Besserung unter den Begriff einer Verschlimmerung 
des Zustandes des Verletzten zu subsumieren wäre. 

Der Hauptgrund jedoch, weshalb die von der ersten Instanz be- 
liebte Lösung der Entschädigungsfrage nicht befriedigen kann, ist 
folgender: In beiden Expertengutachten wird darauf Gewicht gelegt, 
dass eine ernstliche Besserung oder gar eine Heilung vor Erledigung 
des Prozesses nicht zu erhoffen sei F;S ist nun doch wolil klar, dass 
damit nicht jede Erledigung des l'iozesses schlechthin gtiueiiit sein 
kann, also auch eine solche, welche dem Wunsche des Klagers, eine 
ausreichende Entschädigung zu erhalten, in keiner Weise entspricht. 
Dadurch, dass das Amtsgericht üein den Boder nur ihr den Erwerbs- 
ausfall während 6 Jahren entschädigt wissen wollte, mit der Begründung, 
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dMB er bis dahin wohl geheilt sein werde and onter dem Vorbehalt 
der Bektiilziening des Urteils, falls eine derartige Heflnng wider Er- 
warten nicht eintreten sollte, wird aber ffir ihn der Znstand der Un- 
gewissheit mit Besng anf die Frage des Umfanges seiner Entsch&dignngs- 
berechtigeng während einer Ungeren Zeitperiode zn einem permanenten 
nnd dadurch eben die Voraussetzung der Möglichkeit der H^nng — 
befiiedigeiide Regelung der Entsehftdigungsfrage — illusorisch gemacht. 
Gerade der Gedanke, daiss er — falls er bis zu einem bestimmten Zeit- 
punkte nicht geheilt sei — wieder von nenem seine Entschädigungs- 
ansprüche auf dem Rechtswege werde A^erfolgeii müssen, wäre geeignet, 
den Kläger aufs tiefste zu deprimiei hu, seinen Zustand ungünstisr zu 
beeinflussen und die Aussichten auf eine mögliche Heilung zu verringern. 
Aus allen diesen Gründen rechtfertigt es sich, die dem Kläger gebührende 
Entschädigung auf der Basis der Annahme einer bleibenden Beeinträch- 
tigung seiner Erwerbs! äliigkeit zu fixieren 

Nr. 1907. Besehlnss des 01»erlandesgeiielit8 Calmar. 
2. Zivilsenat. Vom 30. Mai 1904. 

(Jur. Zeitscbr. f. Ela.-Lotbr XXX (1905) Heft i/s S. 88.) 
Kottenfestsetzung im Zwangsenteignungeverfahren. 

1. Gemäss § 47 AG. ZPO. sind die Vorschriften der Zivilprozess- 
ordnung auf die Kosten Festsetzung im Zwangsenteinnngsverfahren anzu- 
wenden. Demnach richtet sich auch nach diesen die Beschwerde gegen 
die Kostenfestsetzinig 

2. Die obsiegt'iKk i'KMei hat nach § 1 EL. GKG. von der unter- 
liegenden Eisenbahnverwaltung weder Ersatz der Gebiiiiren und der 
Reisekusten ihres Anwaltes nocli den der eigeneu lleisekosten und der 
Kosten für ihre private iieiiagung sachverstÄudiger Personen oder ähn- 
licher Auslagen zu beanspruchen, sondern nur den der zur Betreibung 
des Enteignungsrerfahrens.aelbst notwendigen Kosten, wie z.B. 
der für die Lailung der von der Gesehworenenbank vernommenen Zeugen 
und Auskanftspersonen nnd der an diese gezahlten Gebtthren. 

Mr. Entseh. des Bezirksgerichts für Handelssaeken In Wien. 

Vom 31. Mai 1904. 

(Alig. Tar.-Aaz. XXIV 190S) Nr. it S. 280.) 

Nar Jene AngaSen über deo Inbalt der Sendung, welche in der für die Intaaltsaagabe 
SesUmstas Fraolttrlefhibrlli AdfaakMl itftndw Mim, slsi fir lils TaHtemeg 

Der Aufgeber hat es nntttlassen, in der f Qr die Inhaltsangabe 
bestimmten Frachtbriefmbrik zum Ansdmck zn bringen, dass die frag- 
lichen Messer zn den groben Uesserschmiedwaren fftr den gewerb- 



Digitized by Google 



Sntach. des FniuSs. Kassation^ofes vom 29. Jani 1901. 



861 



liehen, landwirtschaftlichen oder industriellen Gebranch ge- 
hören. Solange die Zugehörigkeit zu Ausnahme von Pos. E — 6 — b 
iu der Deklaration nicht zum Ausdruck kommt, war die liahn berechtigt, 
diese Messer nach Pos. E— 6— b und somit nach Klasse II zu tarifieren. 
Daran ändert der Umstand nichts, dass der Aulgeber in der Rubrik 
, Anzuwendender Tarif" einsetzte: .Pos. E— 6— d", weil die Bezeich- 
nuDg des Gutes nicht an dieser Stelle, sondern in der Bubrik „Inhalt" 
einzosetzen ist, nnd weil nur dann nach der Bestimmung im Tarif, 
Teil I, Abschn. A III, lit. h in fine der Beisatz E— 6— d als Bezeichnang 
des Inhaltes gilt. Nur wenn der Aufgeber in dieser Bnbrik die Art 
des Gutes bezeichnet, ist er fflr diese Angabe Terantwortlicb, nud nur 
dann ist andererseits die Bahn bis auf weiteres bei der Frachtberech* 
nung auf die Angaben angewiesen. 



Nr. ^09. Entsch. des Franz<^s. Kassationshofes, 

Vom 27. Juni 1904. 

(Zeltaebr. f. d. Internat. Eisen b.-TrauBp. Xii (i^bt Nr. « S. Iii. — bnllotln annotä dos chomlns de t'er 

ISO« Kr.» s.iffr.) 

Internat. Uebereink. Art. 45. Code de ceinm. Art. 108. code clv. Ali. 1342: Verjährung 
der Maie des Abeemler« ge^M die Eisenbahn, wenn die Klage aaf ein OuMl-OtUM 

gegründet ist. 

Aus dem Tatbestande und dem Dispositiv des Urteils selbst gebt 
hervor, dass Üomecq-Cazeaiix seinen Anspnich auf Entschädigung ^egen 
die Verwaltung der Orleans -Hahn nicht auf die Nichtaiisfuhiuug des 
Frachtvertrages, sondern auf ein <^uasi-Delikt gegründet hat, welches 
diese Bahn, gemäss Art. 1882 des Zivilgesetzbuchs, verpäichtete, deu 
Schaden zu vergüten, welchen sie dem Kläger verursacht hat. Daraus 
folgt, dass die drelssigjllhrige YeijiUimngsfi'ist In diesem Falle attein 
anwendbar ist und dass das Handelsgericht in Bordeaux mit vollem 
Rechte die Einrede verworfen hat, welche die Orltons-Sisehbalin ans 
Art. 108 des Handelsgesetzbuches geltend gemacht hat, wo eine Ver- 
jährung nach einem Jahre zugunsten des Frachtführers im Falle des 
Verlustes der ihm fibergebenen Gegenstände festgesetzt ist. Nachdem 
ans den Feststellungen des angefochtenen Urteils hervorgeht: 1. dass 
Domecq-Cazeaux in 2 Steigen Vögel von Belin nach Boubaiz versandt 
hat, die von der Abgangsstation ohne Bemerkung, noch Vorbehalt zum 
Transporte angenommen wurden; 2. dass der Spezialkommissär im 
Bahnliofe Paris-Austerlitz, der sich über die Tragweite der Anordnungen 
des Polizeiiu'jitVkts und des Präfekts des Departements der Gironde 
tauschte, die httigm beschlagnahmte, die Vögel in Freiheit setzte, ein 
Protokoll aufnaliin und solchergestalt einen Straf prozess herbeiführte, der 
durch Freisprechung von Domecq-Cazeaux endigtei '6. dass der von Domecq- 

£ger, EisenbfttuireohtUolie Eataclieldiuigen XXI. 24 
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Cazeaiix erduldete Strafprozess uml der erlittene andere Schaden haupt- 
sächlich durch die „unnützer- und ungeschickterweise" erfolgte Denuu- 
ziatioD bei dem SpezialkommisAr durch die Eiaenbaluibedieiisteten 
hemrganfeii wurde so konnten anter diesen Unntftnden die 
Vorderrichter gesetzmftssig ein den Bediensteten der Orltons-Eisenbahn 
znr Last fallendes Yerschnlden finden und die Bahn als haftpflichtig 
für dieses Verschalen zum Ersatz des Schadens gegenüber Domeeq- 
Cazeaox venirteilen. 

Kr. !310» £nt8€h. des Kassationshofes in Rom. 

Vom 27. Juni 1904. 
(Satttdir. t OtiCMh. ntig. i. Frau. Zlvflr. B4 ZZXTI a«ft M 8. 8L) 

Kaftoai tf«r StraiMsbidmM fir KSriMrvertetnnifs. MdlM olv« 1224 IT. 

Der üntemehmer der Beförderung von Peraonen haftet jf&r den 
guten Zustand der Verkehrsmittel nnd für die fthliehen Vorsicbtsmass- 
nahmen zur Vei*hfitang von ünf&Uen. Das Bernfangsgericht hat Codice 
dv. 12241£, 1627 (?gl. BGB. 472, Gin Ih 1237, Eass. Tarin 20. VIL 04) 
richtig angewendet, indem es die Strassen bah uges ellschaft vor- 
behaltlich des ihr obliegenden Nachweises, dass das Ünglttck nnr durch 
Zufall oder eine ihr nicht anzurechnende Ui-sacbe entstand, für den 
Schaden Iiaftbar erklfirte, welchen H. dorch Herabstftnen vom 
Wagen erlitt 

Nr. 211* Entseh. des Franzis. Kassatioiishofes. 

Vom 6. Juli 1904. 

(ZellMlir.td.liit«mt.naMl».-Tnaq^Zni (i905) Nr.saiM. — Jkamim im ^«mIm fbrilOA 

Vr H s, m ) 

Nternaf. Uebereink. Art. 14. Sesetzlich festgesetzte Zeit für die Oetfnung der Bahnhöfe. 

Der Absender Gavreau hat am Morgen des 27. Juli 1901 auf 
Station Cliamp-St-P^re ein Rennpferd (Stute) zur Beförderung' als Eil- 
gut nach Station la Fleche aufgegeben. Welches auch genau die Zeit 
gewesen sein mag, zu welcher das Tier tatsächlich auf der Station an- 
gebracht wurde, so konnte es doch erat nach Oefhung des Bahnhofes, 
welche auf 6 Uhr des Morgens im Sommer festgesetzt ist, znr Expedition 
präsentiert werden. Da dem Frachtführer mit Ministerialbeschlnss vom 
12. Juni 1866 >) fdr die Abfertigung der Tiere in Eilfracht eine Frist 

>) Per Ministerialerlass vom 12. Juni \SCA\, [xh^cümh-rt und vervollstÄndigt dunh 
den ErUss vom 6. Dezember 1878, sagt: Art. 2: ,Die Tiere, Lebensmitt«!, 6üt«r und 
G«g«iMtiliiile aller Art in Eäfracht w«rd«n mit dem ersten Pmeneiumge, der aUe 
WagenklaaBen fOltrt und bis zar Bestimmungsstation geht, befördert, aoUru sio zur 
Abfertigung wenigstens 3 Standen vor der reglementsmässigen Abfahrtszeit dieses 
Zuges aufgegeben worden sind. Mangels dessen w«rden sie mit dem n&obstfolgendeD 
Zage befördert". 
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von 3 StQoden bewilligt ist, welche Frist mit dem Augenblicke der 
Aufgabe zur BefOrdening beginnt, so war die Verwaltung der Staats* 
baJineii nicht verpflichtet, die in Bede Bteheade Stute vor 0 Uhr ab- 
gehen zn lassen. Das Tribnnal von Sables-d'Olonne hat daher so Un- 
recht entschieden f dass der Abgang mit dem 8 Uhr-Znge des Hergens 
hätte erfolgen sollen. Es bemft sich nmsonst daranf , dass der Bahn- 
hof während des ganzen Jahres regelmässig von 6 Uhr früh an 
wegen des Durcligangs des Zuges um 5 Uhr 14 geöffnet sei. Wenn 
anch die Balmliöfe zu jeder Jahreszeit and zu jeder Tag- und Nacht- 
stunde für den Personendienst geöfiiiet sein müssen, so haben doch die 
Mini.stcrialverfiif^un^en flh" die Annahme nnr] An.'^liefening von Gütern 
jeder Art Stunden festgesetzt, wekbe tür den vorliegenden Fall keinerlei 
reglementarische Abänderung erfahren haben. 

Xr. 213. Biit^cli. dts Uaiidelsgeriehts in Orli^aus. 

Vom 13. Juli 1904. 
(ZeüMlir. £ & iBtMMi BlNiib^TraiiBp. ZIU (i9oä) Nr. s & tOi. — Bnllatim de Tnn^rta i. Sept 

1901 S U7.) 

Prüfung der äusseren und ioneren Beschaffenheit des Guts durch den Empfinger vor 

zahlest ^ Fraoht 

Zwei Eisten Hamorwaren waren von der Station Fong^res-Feings 
an die Adresse Barberon in Orleans, lieferbar in die Wohnnng, abge- 
fertigt worden. Bei Anknnft der Eisten am Bestimmnngsorte wollte 
Barberon sich sowohl hinsichtlich des äusseren wie des inneren Zn- 
standes derselben Tergewissern, bevor er Empfangsqnittnng und Zahlung 
der Fracht leistete. Der Bollftihrmann gestattete gemäss Weisung der 
Eisenbahn (Orl6ans-Bahn) die Prttfnng nicht, woranf der Adressat die 
Annahme verweigerte, alle Vorbehalte gegenüber der Orleans- Bahn 
machte und dieser die Aufforderung zngehen Hess, ihm die beiden Eisten 
anszuliefeni, indem sie ihm die Befugniss lasse, deren äussern und 
innern Zustand vor der Annahme nnd Fviditzahhing' festzustellen. Die 
Ei.senbahn verweigerte die Zustimmung mit der Beliauptung, dass der 
Empfänger vorgän^'g jeder Ausparknntr den Beti-ag der Transportkosten 
zu entrichten habe. Das Handelsgericht von Orleans, dem die Sache 
unterbreitet wurde, verurteilte die Eisenbahn, an Barbero« 50 Fr. Ent- 
schädigung zu bezahlen, ihm die beiden streitigen Kulli, frei von Lager- 
gebühren, 24 Stunden nach Urteilsfällung ins Haus zu liefern und ihm 
die Vornahme der äusseren und inneren Prüfung vor Zahlung der 
Frachtkosten zu gestatten unter Auflage einer Entschädigung seitens 
der Eisenbahn von 20 Fr. für jeden l*ag der Verzögerung. Das Urteil, 
welches den kontiwersen Bechtsstandpnnkt auseinandersetzt, ist wie 
folgt begründet: 

94* 
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Entsch. des llandeliigerichts in Orlens vom 18. Juli 19()4. 



«Die Eiseabahii bebaaptet, dass die Anwenduiig des Spenaltarifs 
auf die fttr Barberon bestimmten 2 EoUi Marmor den letsteren aor 
ZaJiIiiiig der Frachtkosten vor PrQfang des ftosaeren und inneren Za- 
standes der Kolli verpflichtete. Diese Betianptang bat sie anfgestellt» 

ohne dieselbe durch ein Dokument za unteistlktMn, das geeignet gewesen 
* wäre, die Richtigkeit der Behauptung zu begründen; sie hat anch An- 

geführt, dass die abliefernden Fuhrleute nicht berechtigt waren, der 
äusseren und inneren Prüfung der Kolli, die sie abzuliefern beauftragt 
sind, beizuwohnen. Angenommen, diese Behauptun? könne einigen Wert 
haben, so wäre die Eisenbahn gelialten, die auslieterndeii h ülnleute dnrch 
Beamte begleiten zu lassen, welche die Eisenbahn zu \>'rlieteü in der 
Lage sind. In der Tat iiaudelt es sich um eine Prüfung, welcher die 
Eisenbahn beizuwohnen das grösste Interesse hat, weil daraus eine 
Haftpflicht abgeleitet werdeu kanii, die liir als Frachtführer zufallen 
kann. Mit voller Berechtigung hat Barberon es abgelehnt, die Veri- 
fikation des Gntes im Bahnhofe vorzunehmen nnd die Fracht nach dieser 
Verükation za bezahlen, wie es die Eisenbahn Torsehlng. Der An- 
j^mch der letzteren kann vom Geriehte nicht gebilligt werden, weil 
die Kolli ins Hans abzuliefern sind, der BVachtvertrag also nicht erfUlt 
ist, bevor die EoUi im Hanse des Empftngers abgeliefert sind. PrlUt > 
man die Bechtsprechnng nnd die Doktrin, so wird man feststellen 
können, dass sie flbereinstimmend das Gericht dazu führen mttssen, den 
Anspruch der Eisenbahn znr&ckznweisen. Aus einer Entscheidung dea 
Appellhofes von Aix vom 4. Febroar 1889 geht hervor, dass das Recht 
des Empfängers, die Prüfung der Kolli vor der Empfangnahme oder 
Zahlung der Frachtkosten vorzunehmen, ein absolutes ist; eine Ent- 
scheidung des Zivilsenats vom 8. Dezember 1885 hat dem Adressaten 
ansdrVirklich das Recht zuerkannt, die Kolli zu öffnen, bevor er sie in 
Empfang nimmt und die Frachtkosten bezahlt. Diese Rechtsanffassung 
ist auch schon früher durch ein Urteil des Handelsgerichts des Seine- 
departements vom 29. August 18öö und eine Entscheidung des Kassa- 
tionshofes vom 14. August 1861 anerkannt worden, auch dann, wenn 
die Kolli keine Spuieii von Beschädigung trugen (Paiia, 14. Dezember 
1860, Kassationshof, 27. Dezember 1854). Hinsichtlich der Doktrin 
sagt Sarmt, Generalanwalt beim Kassationshofe, in einer Fossnote zn 
der vorstehend anfcerafenen Entscheidung des Appellhofes in Aix aus- 
drücklich, dass die Zahlung des Frachtpreises nur als Gegenleistung 
zur Abliefeiung zu erfolgen hat nnd dass der Empfftnger, seit dem 
Gesetze vom 11. April 1888, das Recht der Prüfung vor der Empfhng- 
nahme des Gutes und vor Zahlung der Fracht fortgeniesst. Dies ist 
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anch die Ansicht, die F6rand-Giraad in seinem Code des Trausports 
(Bd. I Nr. a05 0, ff.) vertritt'. 



Kr. 813. Entsch. des Kas8atfon<;hofe8 In Rom. 

Vom 1. August 1904. 

(ZelUcbr. f.d. Internat. Elscnb. Transp XIII ii9o.')i Nr. 5 S 177. — CroBoea ferrnviarl i Oktober 1'.h>i 7 ) 

InterMt. Uebereink. Art 20. Verspätete Rückseaduno eioes Nachnahmebegleltsoheiaes 
aaeli,*r VenandttatlM tfwflh ile BMltaamiMtaUoR. EataeliidigMo iM AfttMiert 

fIr 4M Ilm venmoMra NaaMall. 

ICan kann nicht verkennen , daes das Verhältnis zwischen PaUini 
and der EÜsenbahnverwaltan; anter der Herrschaft des Transportver- 
trages stand, nach welchem dem Absender, der das Gut mit Nach- 
nahme in Hiibe des Verkanfswertes desselben belastet hat, der Fracht- 
fOhrer sich verpflichtet, den Betrag der Nachnahme einzuheben. In- 
folgedessen war der Fraclitflihrer verpflichtet, sofort nach Ablieferung 
des Gutes den Nachnahmcberrlf^itschein nach der Abgangsstation zurttck- 
zuleiten, damit die Auszahlung des Betrages an den Absender bewirkt 
werden kßnne. Offenbar stellt sich hiernach die von der Eiseni»aliii 
verschnldete verspätete Ri'ickspndung des Nachnahuiebegleitscheiues als 
Mchtertulhuig einer besundertü Klansel des Transportvertrages selbst dar. 

Ist diesem richtig und liat diese Nicliterfüllung einen Schaden für 
Pallini verursacht, so wird die gemäss Art. 1231 des codice civile im 
Falle verspäteter Rückzahlung von Gelddarlehen vorgesehene gesetzliche 
Schadensvergütung mit ünreeht angerafen. 

Es ist anch nicht richtig, von dem heieiehneten Vertrage die be- 
sondere Klausel bezüglich der Nachnahme abUtaen zn wollen nnd nach 
dem joridischen Charakter dieser Klausel das Kriterinm der Abschfttzimg 
des Schadens in den Bestimmungen suchen zn wollen, weicbe für die 
Versp&tong des Handatars in der Aoszahlong des in aeinfin Händen 
liegenden Betrages bestehen, nnd hiernach die Verg&tong des Schadens 
auf die Zahlung der Zinsen gemäss Art. 1750 des codice civile nnd 365 
des codice di commerico festsetzen zu wollen. 

In diesem Falle sind im Gegenteil die Vorschriften der Art. 1225, 
1227 und 1228 des codici civile anwendbar, welche dem Schuldner, so- 
•wohl für die Nicliterfüllung der Verpflichtungen, als für die Verspätung 
in der Ausftihrnnfr derselben, die Vergütung des Schadens auferlegen, 
weh lioTi der Gläubiger, ansser dem vermuteten Schaden, tatslUihüch in- 
folge des Verscholdeus seines Debitors erlitten bat. 
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Nr. 814. Entseh. des Pirenss. OberrerwaltiingsgerlditB. 

3. Senat. Vom 26. September 1904. 

rrrpiis« Ki'pnb • Afi-ti IW'O Hoft ? S 465. — Pronss. V«rw.Jl! yXVI ' itKi'- Nr ->A filfi 

£in Bahndurchlass, durch den ein Entwässerungsgraben von der einen Bahnseite nacb 
der anderen gefOhrt wird, ist ein Bestandteil der Babnanlage. Ueber eine Verindemng 
hat hIoU die WnMtrpüinilMliSrde, Müdem der MlRfeter der dlTentllehei ArbeKan 
Entsdieidung za treffen. Veränderuagen des Grabens zum Zweclie der AbfBhrung 
grösserer Wassermengen sind Massnahmea, die auf den Durchlas« von Einfluss sint 
Da sie somit die Bahnanlage selbst berühren und einen mittelbaren Lingriff in diese 
dtrttellfii, kSiMi iMh sie »tch § 4 dee Eteenlwhngesetiee vo« 3. Nevevker 1838 
m der WaeairpellzelMiirde nlefct sellefXiidli MSdoriiet werden. 

Ein BahndnrchlaBS, der* wie dies fttr den hier in Frage stehenden 
»itriiR, das Wasser von der einen Seite der Bahn za der anderen 

diirchleiten soll, ist, abgesehen yielleicht von besonderen, vom Kläger 
nicht behaupteten Ausnahmeverhältnissen, stets ein Bestandteil der 
Bahnanlage, gleichviel ob er in oder nnter dem Bahndamm liegt. 
Denn eine etwaigre Umprest altiing schliefst notwendigerweise 
einen Eingriff in die p:enehniij>:te Bahnanlage in sich, weil es 
immer einer vorherigen Uiitersiu'hiuig bedürfen wird, ob sio (dine Ab- 
änderung der Konstruktion und der Fundamente des iialuidammes über- 
haupt ausführbar ist, und ob und wie der Bahnbetrieb während des 
Umbaues aufrecht erhalten werden kann. Von dem im Streite be- 
fangenen Dnrchlass muss dies um so mehr gelten, als lUeser sich nach 
der unbestritten gebliebenen Angabe der Berufungsschrift in dem an- 
geschütteten Bahnkörper befindet und einen wesentlichen Bestandteil 
des letzteren dergestalt bildet, dass eine yer8]idei*ang ohne eine gleich- 
zeitige Ver&ndemng des Bahnkörpers nicht denkbar ist. Steht aber 
hiernach fest, dass der Dnrchlass einen Bestandteil der Eisenbahnanlage 
ansmaeht, so war die Wasserpolizeibehörde nicht befngt, Uber 
die Yom Kläger beantragte Tieferlegnng nnd Verbreiternng 
eine Entscbeidnng abzugeben. Denn sie wttrde dadnrch in ein ihr 
verschlossenes Gebiet flbergreifen, weil nach dem durch die Vorschriften 
des Znständigkeitsgesetzcs (vgl. § 158 daselbst) unberührt gebliebenen 
§ 4 des Gesetzes über die Eisenbahnunternehmnngen vom 3. November 
1838 sowohl zu der vollständigen Durchführung der Bahnlinie durch 
alle Zwi.sidienpunkte wie zu Aenderungen in den Verhältnissen 
der Konstruktion der Bahn die Genehmigung des Ministers, 
jet7:t des Ministers der öfFentlichen Arbeilen, erforderlich i.st (vgl. auch 
Entscheidungen de.s (Jberverwaltungsgerichls Bd. XXIV S. 226, 227 nnd 
Bd. XLII S. 218)*). Hieraus ergibt sieh, dass die Klage, insoweit sie 
sich auf den Dnrchlass bezieht, der Abweisung unterliegen muss. 

•) Jn dieeer Zettaehiift Bd.X S. S8, Bd. XIX S.361. 
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Ebensowenig durfte aber die Was^ipipolizeibehörde den auf die 
Verbreiterung uud Vertiefung des Grabens gerichteten An- 
trägen des Klägers stattgeben. Ob dieser Graben einen Bestandieü der 
Eisenbahnanlage bildet, bedarf keiner Entscheidung. Auch kann dahiii- 
gestellt bleiben, ob dem Kläger mit Rücksicht darauf, dass sein Grund- 
besitz gar nicht au den Graben heranreicht, uud dass in der letzten 
Zeit eine immittelbare Entwftssernng seines Onuidstücks in ihn nicht 
stattgefaoden bat, flberfaanpt ein Recht aof Sntwässenmg dareh diesen 
Graben snstebt Es liegt aof der Hand, dass sich die Wirkang der 
dnrch die Verhreiterong und Vertiefung des Grabens ver- 
ursachten Zufflhrnng grösserer Wassermengen auch anf den 
Darchlass nnd seine Haltbarkeit erstrecken nnss. Eb handelt 
sieh somit hier ebenfallB nm Hassnahmeu, welche die Bahnanlagen 
selbst berühren und einen mittelbaren Eingriff in diese darstellen. 
Ist das aber der Fall, so konnten aach sie nach dem oben angezogenen 
§ 4 des Eisenbahngesetzes nicht Yon der WasserpolizeibehOrde 
selbständig angeordnet werden. 

Nr. 315. Entseh. des Oberluudesgcrlchtü Brei^lau. 
4. Zivilsenat Vom 27. September 1904. 

(PVMtt. SlMDb.-Arob. (1905) iiett ü S. 4^.) 
Der Eigentörrtep eines Gospanns muss das Verschulden 8eine<f Kutschers als eigenes 
Versehutden im Sinne des § 25 des Eisenbahngesetzes vertreten. — Zur Frage der 
AbwägiBfl des eigenen Verachildene des Verletzten mit der BetHebsgefahr einer 

ElMMm (9 2M BW.). 
§ 831 BGB. ist fOr die Frage, ob Klägerin für ein konknr^ 
rierendes Verschnlden ihres Angestellten anfznkommen hat, nicht ent- 
scheidend, denn er regelt Fälle der Vertretung bei aktiver Schadens- 
y.nf'ü^n^v: iii lit, sondern wie hier, passiver Schadensduldung (vgl. RG. 
Bd. 56 S. 157). Wohl aber ist § 278 BGB., wie das Reichsgericht in 
Bd. 55 S. 832 des Näheren ausgeführt hat, für vertragliche wie ausser- 
vertraj^smässige Verschuldung anwendbar, insofern der Bes( liädigte dem 
Gegner gegenüber zur Abwendung des iSchadens mitzuwirken ver- 
pflichtet ist und in Anseliuuj^ dieser Verpflichtung als Schuldner be- 
bandelt wird, der für diejenigen Personen einzustehen hat, deren er 
sich zur Erfüllung dieser Verpflichtung bedient. Dabei zieht das 
Reichsgericht die Grenzen lüi die Annahme, dass sich ßesclutiligter in 
diesem Sinne eines anderen für die Schadensabwendung bediene, ziemlich 
weit: nicht spezieller Auftrag zu dieser Tätigkeit wird erfordert, es 
genügt, dass der andere mit Wahrnehmung der Angelegenheit, in der 
der Sdiade eintrat, betrant oder znr Fliege des gesch&digteii Gates 
bestellt war. Letiteres trilVt offensichtlich anf den als Bierkatscher 
mir Pflege des Gespannes nnd Frachtwagens der Klftgetin betrauten 
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Kntscher P. '/m (vgl. Relibeiii, Bürgerl. Recht II S. 62). P s Verschulden 
gilt zivilrechtlich als das eigene Verschulden der Klägerin iax Sinne de« 
§ 25 des EispiibaliTiffPsetzes. 

Seiner Beweislast hat Beklagter völlig genügt. Ob P. ein Ver- 
schnlden trifft, ist nach dem zwisclien ihm und der Klägerin bestehenden 
Verhältnisse zu bonrteilen (RG. a. a. 0. S. 333). Da ihm von der 
Klägerin ein wenvulles Gespann und ein Fracht wagen anvertraut 
waren, so hatte er für deren Unversehrtheit einzustehen. Das hat P. 
an jenem ünfallabende gröblich ?ersftQmt. Zwar ist nicht bewiesen, 
dasB er zur Zeit des Unfalles geschlafen hat, indessen hat er — auch abge- 
sehen hierron -~ einen so hohen Qrad von Unachtsamkeit bewiesen, 
dass es gleichgUtig ezscheint, ob er sich des Schlafes enthalten bat 
oder nicht. Denn P. sagt selbst, er habe die Gegend, die er durchfuhr, 
gekannt, anch gewnsst, dass er einen unbewachten Bahnübergang sn 
passieren habe. Dies Terpflichtete ihn za erhöhter Änftnerksamkeit; 
die Gefahr, die durch einen Zusammenstoss mit einem Bahnzuge eut> 
stehen konnte, war ihm ebenfalls nicht unbekannt. Trotzdem beraubte 
er sich selbst der Möglichkeit, etwaige Läutesignale zu hören, indem 
er Mütze und Mantelkragen zur Bede(^kuiig der Ohren verwendete; er 
berauhte sich aher auch der Möglichkeit , aiisi eichend sich umzusehen, 
indem er sich — etwa in Höhe der Vorderrunge — an die Seite des 
Wagens lehnte, dessen Plaue ihm das Gesichtsfeld rechts und links 
verdeckte. Alles dies tat er, obwohl das Klappern seiner Ladung das 
Hören ohnehin erschwerte und der herrschende Nebel ihn zur be- 
sonderen Anstrengung seines Gesichtes hätte tinuihnen sollen. Er 
handelte völlig sorglos, mit der stumpt'eu Gleichgültigkeit, die er auch 
bei seinem persönlichen Erecheinen vor Gericht an den Tag legte. 

Die Frage, ob bei dner Abwägung des P.sehen Verschnldens mit 
der Betriebsgefalir der Eisenbahn an jenem Wegttbergangc jene Betriebs* 
gefahr als die wesentliche Ursache des Unfalls erscheint, mnss za- 
angnnsten der Klägerin beantwoitet werden. Es mag sein, dass, wenn 
der Uebergang Ton einem W&rter bewacht wftrde, das Passieren des 
Ueberganges sicherer wftre, als bei seinem jetzigen Znstande. Eine 
irgend erhebliche Gefthrlichkeit hat der Uebergang für aufmerksame 
Passanten darum doch nicht. 

Nr« S16k Entselu des Beatsdien AelchsgeiMts* 
7. Zivilsenat. Vom 30. September 1904. 

il'rciis.«! Vorw.-I51. XXVI (1905) Nr. 83 S. öOS. i 

Preuss. Enteign.'Ges. II. Juni 1874 § 8. Voraussetzungen für die Schätzung ala Bau- 
land. Entscheidend ist allein, ob das Grundstück einen Verkehrs-, Verkaufs* und 
Hasdeltwert alt Bultid liil. SshiteHif fllr MsterlMd. 
Allerdings mnss die Bewertung des Orundstftcks als Bauland auf 
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einer dazu geeigneten Grundlage rohen. Es muss die sichere Aussicht 
besteben, dass das OnrndetAck in kttnerer oder Iftogerer, jedenfalls 
aber in absehbarer Zeit der Bebanang unterzogen werden wird. Diese 
schon jetzt yorhandene Bebannngsfilhigkeit, ninlich die Ffthigkeit, 
künftig bebant zn werden, begründet die Banlandeigenscbaft, wobei 
anter «Fähigkeit" nicht die abstrakte, nahezu bei jedem Grandstück 
vorhandene Möglichkeit der Bebannng, sondem die vorhandene konkrete 
Eigenschaft, in absehbarer Zeit sicher bebant zn werden, zn verstehen 
ist. Hiernach ist alles, was die Revision gegen die Annahme der Ban- 
landeigenscbaft vorgebracht hat, belanglos. Es kommt nicht darauf 
an, ob das Land schon zur Zeit der Enteignung nach Massgabe der 
polizeilichen Vorschriften bebant werden durfte, ob die Mttnsterstrasse 
znr Zeit der Enteignung noeh Ciiaussee war und im Eigentum der 
Provinz stand, ob das Grundstück als Ackerland genutzt wurde usw , 
sondern es fragt sich allein, ob seine Bebauung in absehbarer Zeit mit 
Sicherheit zu erwarten steht. Das haben die Sachver^ständigen un- 
zweifelliaft bejaht und bejahen wollen, und daher hat der Berufungs- 
richter mit Recht das GrundsLiick des llevisionsbeklagten als Bauland 
bewertet, da jene Ausicht der Sach verstau digen iu völlig zureichender 
Weise begründet worden ist. 

An zweiter Stelle greift die Bevision die Hohe der gewährten 
Entschlldigung f&r die enteignete Fläche mit folgender Ansfähning an: 
Der Bemftangsricfater habe nicht berttcksichtigt, dass das ganze 
Grundstück eine sehr grosse Tiefe (150 m) habe nnd die Folgen nicht 
geprftft, die sich für die Branchbarkeit bei solcher Tiefe ergäben. Es 
sei insbesondere nicht ersichtlich, ob die Gutachter und der Berufnngs- 
iJchter sich dessen bewnsst gewesen seien, dass dem Grundstück nach 
Abtrennung des enteigneten Streifeos die volle Front, mit noch über- 
grosser Titfe (ca. 140 m) bleibe nnd also jede weiter von der Strafe 
entfernt gewesene Zone näher zur Strasse rücke. Es wäre bei rich- 
tigem Vorgehen daher zu untersuchen gewesen, auf welche Summe der 
Verkaufswert des ganzen Grundstücks vor der Abtrennung zu bemessen 
gewesen wäre und auf welche Summe sich der Verkanfswert des 
Grundstücks oline den Streifen stelle. Auch dieser Augrifl" ist hinfällig. 

Die Sachverständigen haben nämlich den enteigneten Streifen gar 
nicht unmittelbar als Bauland, sondern als Vor- oder Hinterland zu 
Bauland angesprochen und geschätzt, und die Vorinstanzen haben ihn 
ausdrücklich nur für Hiuterlaud erklärt uud als solches bewertet. 
Dadurch ist die Revisionsklägerin keinesfalls beschwert Was aber die 
Schätzung als Hinterland angeht, so ist nicht einzusehen, weshalb hier 
nicht der Durchschnittswert als Hinterland dem Revisionsbeklagten 
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zugesprochen verdöii eoU, wie das ersichtlich yon dem Berofuiigsricliter 
mf finmd der Sachyerst&iidjgen-Oatachteii gesohehen ist Denn dss 

enteignete Land hatte, wenn es nicht anmittelbar als Bauland oder als 
Vorland za Bauland anzusehen ist, jedenfalls als Hinterland tatsächlich 
eine berorzagte Lage, und daher ist kein Grund erdenkbar, weshalb 
es nicht als Durchschnitts-Hinterland, «?ondeiii als hinterstes Hinterland 
behandelt werden sollte. Dafür, dass die von der Revision begehrte 
Vergleichung des Verkaufswertes des Grundstücks vor und nacli der 
Abtrennnnfr df^s enteigneten Streifens ein anderes richtiges Ergebnis 
bieten würde, fehlt im gegenwärtigen Falle jeder Anhalt. Daher kann 
auch von einer Erürteruug der Frage abgesehen werden, ob im Falle 
einer Vergleichung der Verkaufswerte des (iiuuilstücks mit and ohne 
deü Streifen die Zeit vor und nach der Enteignung oder nicht vielmehr 
für beide Werte die Zeit vor der Enteignung zur Unterlage zu nehmen 
wftre, da im ersteren Falle hei der Bewertmig des Groodstlldtt ohne 
Streifen nach der Enteignung schon der Einfloss der neuen Anlage als 
werterh(»heiider Faktor sieh bemerlcbar machen könnte. 



Nr. 217. Eiitseh. des Deutschen B«ichsgerieht8. 
6. Zivilsenat. Vom 13. Oktober 1904. 

(Jw. WoabfliiMlir. ZXXni (MM) Nr. WM & »71 Ziff. I.) 
I 831 BGB. Der Bauinternehner hat zur Abwehr seiner SsiniSiMrMtzpflieM dlS ft* 
bSrige Auswahl bei der BesteliHng der Aiifeiottep wnBlB za btw«iMS. 

Die Frage, ob derjenige, der einen anderen zu einer Verrichtung 
bestellt hat, bei der Auswahl der bestellten Person die im Verkehr er- 
forderliche Sorgfalt beobachtet hat. ist durch das Gericht zu beant- 
worten, es müssen ihm also (lirinncen TatsfH-lien unterbreitet werden, 
die ihm ein Urteil darüber ermogiiclieii, ob die bestellte Person zu der 
ihr übertragenen Verrichtung nach ihrer Befähigung und Verlässiichkeit 
geeignet war, oder ob 8ie nach Lage der Sache deijenige, welcher sie 
zu der Verrichtung bestellt liai, wenigstens ohne Verschulden als ge- 
eignet ansehen durfte. Der Bekl. hat aber tatsächliche Behauptungen, 
die ein Urteil des Gerichts fther diese Fragen möglich machten, über- 
hanpt nicht aufgestellt, er hat nnr vorgebracht, er habe die Aolsichts- 
lllhrong Uber die in Rede stehende Arbeit dem Manrerpolier A., «emem 
zQverlftssigen Menschen*, übertragen und dafür, i^dass er bei der Aus- 
wahl A.8 die im Verkehr erforderliche Sorgfalt angewendet habe", einen 
Fabrikarbeiter W. «als Zeugen* benannt. Bei dieser Sachlage mnsB 
es als auf einer Verkennung des Inhaltes des dem Bekl. nach § 831 
des BGB. obliegenden £ntlastungsbeweiscs beruhend angesehen werden, 
wenn die Vorinstanz anschliesslich auf Grund der Auslassungen W.» 
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als festgestellt ansieht, dass der Bekl. bei Answabl der Person, welcher 
er die WegsehainiDg der auf dem Bau entbehrlicli gewordenen Ger&te 
ftbertrog, die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet habe, min- 
destens aber ist diese Feststellung als proaessual nnaureichend zu bean- 
standen, insofern sie lediglich auf der Ansicht eines Mannes beruht, 
der zwar angeblich als Zeuge benannt war, in Wahrheit aber keine 
tatsächlichen Umst&nde bekunden, sondern nach dem Beweisbeschlusse 
nnr ein — allein dem Gerichte zustehendes — juristisches Urteil ab- 
geben, oder höchstens sich gutachtlich Uber die Qualifikation eines* 
tf anrerpoliers aussprechen sollte. 



Nr. 318. Entseli. des Deutsehcu Ri ichsgeriehts. 

6. Zivilsenat. Vom 1 3. Oktober 1904. 

(Jur. WoctiCDsclir. XXXiJl ^901) Nr. 1*174 S. bi7 Ziff. IS.) 

Haftpflichtge^etz § I. Olfl Ekiridi dsr hMsrsa fiawalt srMert des Naehwsli dsr 
Uaabwisibarfcsll des Elstritts sMl dsr FoIqm eiaes EretislMSi aK lattk vanliiftigsr 

Verkehrsanschauung möglichrn Mitteln, Soweit diesn M'dgllchkelt vorliegt, kann nicht 
vorgebracht werden, dass clem ungeachtet Oas Ereignis biw seine Folgen hätten ein- 
trete! küoaeji. Oiea gilt auch bei einer durch eine verbrecherische Handlung einge* 

Mese« CatsMeeai. 

Die El. wurde infolge der Entgleisung eines Eisenbahnzuges schwer 
▼erletzt. Die Entgleisung wurde dadurch verursacht, dass eine 4—5 
Zentner schwere Strassenwalze durch verbrecherische Hand auf das Ge- 
leise gebracht worden war. Die Schadensersatzklage wurde gegen die 
BisenbahubetriebsuuteTiiehmerin dem Grunde nach festgestellt und die 
Revision der letzteren zurttckgewiesen. Ans den Gründen: Dass die 
Gefährdung des Eisenbahntransportes durch Verbrechen an sich 
ausserhalb der vom TJnteniehiner in den Kreis seiner Sicherungs- 
massnahmen zu ziehenden Ereignisse gehöre, ist keineswegs anzuerkennen. 
Kann die Handlung eines Dritten als ein schädigender Eingriff voraus- 
gesehen werden, so muss sie aueh in den Bereich der Vorsiclitsniassregeln 
gezogen werden, gleicliviel, welcher Wille einer solchen Handlung zu- 
grunde gelegen sein kann. Freilieh gibt es verbrecherische .Angriffe, 
wie das Werfen einer Dynainitbüiube, gegen die auch nicht durcii Ueber- 
wachung von Personen ausreichende Vorsorge getroffen werden kann. 
Wer für die Sicherheit von Personen einzutreten hat, muss aber gerade 
auch mit der Möglichkeit verbrecherischer Angriffe rechneu. So hat 
ein iiahnuuLernehuien zweifellos auch von diesem Gesichtspunkte aus 
die Freihaltung des Bahnkörpers und der Gleise zu überwachen und 
von ihren Ein- und Vorrichtungen wie den Wechsel-, Stellungen-, Signal- 
apparaten Unbefugte abzuhalten. Soweit aber die Möglichkeit von 
Torsichtsmassregeln, die Anwendung der ftussersten Sorgfalt, in Betracht 
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kommt, ist die UnterlassoDg solcher nicht dadnreh entschuldigt, dass 
die konkrete Folge der AoBserAchtlasBiing nicht vorhergesehen wcffden 
wftre. Beruft sich der ünternehmer auf höhere Gewalt , so muss er 
dartun, dass dem Eintritte und den Folgen des ansserhalb des Betriehes 
▼on aussen in denselben eingreifenden Ereignisses auch durch Anwendung 
ttnssovter Vorsicht nicht h&tte vorgebeugt oder abgeholfen werden 
können. Wird nachgewiesen, dass durch die Anwendung äusserster Vor- 
sicht innerhalb der Grenzen wirtschaftlicher Existenzmöglichkeit 
Unfälle der Art vermieden oder unschädlich ß:emacht werden können, 
dann obliogt allerdings dem Unternehmer zu beweisen, dass in dem 
konkreten Falle anch die Massregeln iinsserster Vorsicht versagt hätten. 
Liegt die Möglichkeit der Verhiudenmg der Tat durch Vorsichts- 
massregelu vor, deren Anwendung von dem Unternehmer unter Berück- 
sichtigung seiner Existenzbedingungen gefordert werden kann, so 
kann der Tatbestand der höheren Gewalt nicht dadurch beseitigt werde», 
dass die Möglichkeit besteht, dass trotz der Vorkehrungen etwa in 
einem nnbeaditeten Zeitpunkte das Verbreehen doeh verlUit worden 
wftre. Dieser Möglichkeit steht nicht bloss die M5gliolikeit, sondern 
sogar die Wahrscheinlichkeit der Verhütung oder recbtseitiger Ent- 
declmng gegenftber. 

Nr. 219. Etitsch. tivs Deutschen Reichsgerichts. 

S.Zivilsenat. Vom 14. Oktober 1904. 

(Prens», Verw.-ßl. XXVI (1906) Nr. tS 8. All.) 
8 6 Abs. 2 Preu8$. Kleinb.-Ges. v. 28 Juli tR92. Eins Vereinbarung über die Wage- 
baulast zwischen Unternehmer einer Kleinbahn und dem WAgebaupflichtigen ist privat- 
rechtlicher Natur. Ansprüche aus einer solchen Vereinbarung sind daher in gewiihn« 

Itsiwi Rniitewfli« wrUl^fiuir. 
Durch den bei den Akten befindlichen Vertrag yom 19. Juni 
1900/4. Juli 1900 bat die klagende ProTinzialTerwaltung der Beklagten 
die Benutzung einer Provinzialstrasse für den Betrieb einer unter das 
Eleinbahngesetz vom 28. Jnli 1892 fallenden elektrischen Strassenbahn 
nach y. Uberlassen, und hat die Beklagte dafür die Verpflichtung über- 
nommen, den von ilu' benutzten Teil der Strasse in gutem baulichem 
Zustande zu erhalten, auch der Klägerin das Eecht eingeräumt, diese 
ihr als Unternehmerin obliegenden ünterbaltungsarbeiten. Um- und Neu- 
bauten »e]h^f auf Kosten der Beklagten ausführen zu lassen. Im De- 
zember iyO(.) wurde durch Erdrutschungen die Pi-nvlnzialstrasse auf 
einem auch der Beklagte« für ihre Bahn liberlasüeuen Teil überschüttet 
und die Klägerin von der zuständigen Wegepolizeibehörde angehalten, 
nicht nur die Strasse selbst wieder freizumachen, ^onderu auch die 
nötigen Sicherheitsanlagen gegen eine Wiederholung solcher Rutschungen 
zu treffen. Die Klägerin verlangt nuu von dtr Bckiagleu den Ei-satz 
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der auf den von ihr benutzten Teil der Strasse eiitialieinleii Teil der 
dafür aufgewandten Kosten, und die Vorinstanzen haben diesem Antrage 
entsproeben. 

Gegen diese Entscheidong erhebt nnnmehr die Revision den Angriff, 
dasB der gegen die Beklagte geltend gemachte Anspruch nach § 7 
Abs. 8 des Eleinbahngesetzes vom 28. Juli 1892 im Rechtswege gar 
nicht Terfolgt werden kQnne. Da nach § 6 Abs. 2 dieses Gesetzes die 
Wegebanlast als öffentüeh-reehtliche Terpfliehtnng anf die Beklagte 
übergegangen sei und die der Klägerin insoweit anfgehOrt habe, so sei 
die Wegepolizeibehörde in der Lage und verpflichtet gewesen, sich nn- 
mittelbar an die Beklagte zn wenden. Da sie dies nicht getan, sondern 
alles von der Klägerin verlangt habe, so möge Klägerin sich gegen 
diese wenden. Die Beklagte könne abwarten, bis die Wegepolizei- 
behörde ihr Auflagen maclie, gegen welche Beklagte sich dann im Ver- 
waltungswege wehren ki iiiie. Dios offen tlich-rechtliclie Verhältnis habe 
nicht durch privatrechtlichen Vertrag der Parteien geändert werden 
können. Dieser Angriff ist unbegründet. Der § 7 Abs. 2 betrifft gar 
nicht den vorliegenden Fall, in welchem der Unternehmer der Baliii und 
der /All Unterhaltung des Weges Verpilichtete sich über die Benutzung 
des Weges und die Unterhaltungspflicht desselben durch den Vertrag 
▼om 11. Jnni 1900/4. Jnli 1900 vOllig geeinigt hab^, sondern den 
Fall, wenn diese Einigung nicht erzielt nnd dnrch eine Entscheidong 
der Verwaltungsbehörde ersetzt bzw. ergänzt werden mnss. Im übrigen 
aber ist der Klageansprnch nicht anf Grand der Öffentlich-rechtlichen 
Beatimmongen des § 6 cit der Klftgerin zuerkannt^ sondern anf Grand 
der rdn privatrechtlichen Abmachungen in dem Vertrage vom 19. Jnni 
1900 / 4. Jnli 1900. Nach diesem hatte die Beklagte der KlSferin das 
Recht eingeräumt, die sie treff'enden Arbeiten der Unterhaltung der 
Strasse für sie auf ihre Rechnung aiisznffthren. Dieses Recht ist aus- 
geübt, und wird der daraus hervorgegangene Anspruch im gegen- 
wärtigen Prozcss geltend gemacht, und fehlt es an jedem Grund, für diesen 
rein privatrechtlichen Ansprach den Reolitsweg auszuschliessen. Die 
Revision übersieht aber ferner auch, dass nach § 6 Abs. 2 des zitierten 
Gesetzes auch üffeiulich-rechtlich der Unternehmer nur „mangels ander- 
weiter Vereinbarung'' zur Unterhaltung verpflichtet ist, dass daher auch 
die öffentlich-rechtliche Pflicht sich nacli dem Privatabkommen der 
Parteien richtet, und da sich vorliegend die Klägerin das Recht eigener 
Ausführung der der iiekldgieu zugewiesenen Unterhaltung vorbehalten 
hat, so konnte sich auch die Wegepolizeibehörde wegen der ganzen 
notwendigen Arbeiten an sie wenden. Der erhobene Revisionsangriff 
ist hieraach nnbegrllndet. 
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Nr. Sntseb. des Bextrksgerielits Linz. 
Vom 14. Oktober 1904. 

(OMterr. raMBb.-V»roids.>BL X?in (IM») Nt.U 8. im.) 
Dfe Zusatzbestlmmung VI zu § 61 B.-R. stellt sich nicht als eine vom Betriebt- 
reglement abweichende, sondern nur als eine das Betriebsregfement ergänzende Be- 
»tinmung dar. iDeofern sie siuh auf Transporte lebender Tiere beziebt, wäre sie im 
Sinn dM Almtm 2 d«r Etii|tiig«lMtla«Htt|cii ii« B«lrl«fetr«gtoiiMt tMli 4an 

gültig, wenn sie vra Bttriebsreglement abwiche. 
In Ermangelung einer Abfertigungsvorschpift des Absenders fm Frachtbrlefo hat die 
Eisenbahn die Wahl dir Abfertigung bzw. der Fraditberechnnng mit dar Sirglalt eiMi 

•rdentlichen FraohtfQhrers zu treten. 

Die Zusatzbestiiiiiiiuiig VI 1 a stellt sich als eine das Betiiebs- 
reglemeai ergänzende Bestimmung dar, denn sie verfflgt nicht, dass 
unter der Voraussetzung der erfolgten Anwendung eines diiekten 
Frachtsatzes ftr die ganze Strecke eine Erstattung des znriel Er> 
hobenen aveli dann nicbt stattfinde, wenn ein Tarif unrichtig ange- 
wendet wurde, sondern sie besagt nnr, dass nachträglich die An« 
Wendung einer billigeren als der von der Eisenbahn Toigenommenen 
Abfertigung nicht verlangt werden könne, wenn ein direkter Fracht- 
satz ftlr die ganze Strecke angewendet wnrde. Bies steht nicht im 
Widerspruche mit § 61 Abs. 4 Betr.-Begl., sondern ist tatsftchlich nur 
ein Zusatz, eine Ergänzung hierzu. Wäre diese Bestimmung aber auch 
als abweichende anzusehoi, so mttsste sie doch im Sinne de^ Absatzes 2 
der Eingangsbestimmungen zum Betriebsreglement als gültig angesehen 
werden, weil sie durch die Eigenart der Betriebsverhältnisse bei Vieh- 
transporteu bedingt erscliiene, da Viehtransporte in besonderen Z&gen 
und nach einer eigenen Fahrordnuug ab2:eferti^'t werden. 

Der Kläger kann (ialier sclion angesichts dieser Zusatzbf^st mununer 
VI 1 a nicht jetzt nachträglich die gebrochene Frachtberechuung be- 
rechtigt verlangen, weshalb es unnötig ist, zu untersuchen, ob auch 
noch weitere (-irunde diesen Anspruch ungerechtfertigt erscheinen 
lassen. Es müge daher nur im allgemeinen darauf hingewiesen werden, 
dass die Elftger von ftam Sechte, im Frachtbriefe eine Abfertigungs- 
Vorschrift zu geben, keinen Gebrauch machten und hierdurch zu er- 
kennen gaben (§ 863 a. b. GB.), dass sie die Wahl der Eisenbahn ftber- 
lassen. Die Kläger als berufsmässige Viehhändler waren jedenfalls in 
der Lage, ihr Interesse an der Art der Abfertigung im Frachtbriefe 
zum Ausdrucke zu bringen, zumal sie ja selbst nicht bestreiten, dass 
die in Betracht kommenden Tarife gehörig publiziert waren; wenn ste 
dies nun nicht taten, so stellten sie es eben der Eisenbahn anheim, die 
Abf rt-gung und Frachtberechnung zu wählen, welche ihrerseits diese 
Walü mit der Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers zu treffen hat 
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Nr. ^1. Entsoh. des Bezirksgerichts Czeruowitz. 
Vom 14. Oktolrer 1904. 

(0«Mnr.lUMab.<Tiiroidii.'BI. XTm (IM») Nf. w & im) 
Der Zeitpunkt der Ueberm Ittel HRg des Frachtbriefes an den AdressateR iat fir Mt 
Berechnung der Lieferfrist nicht massgebend. Entscheidend ist in dieser Beiiehung 
die Avisierung des Enpfingers von der Ankuaft de« fivtes, weia das 6nt aioht daa 

Empfünger zugefürt wird. 

Der Kläger stttizt seinen Ansprach auf £rsUttuug des dnueii 
Zehntels der Fraeht jfttr den dritten Tag der Versp&tUDg auf den Um- 
stand, dass der Fraehtbrief ihm erst am 11. Hai 1904, somit am di'itten 
Tage nach Ablauf des letzten zur ordnnngsmissigen Liefernng des 
Qntes bestimmten Tages, übermittelt wurde. Der Zeitpunkt der üeber- 
mittelnng des Frachtbriefes an den Adressaten ist jedoch fOr die Be- 
rechnung der Lieferfrist nicht massgebend. Entscheidend ist dies- 
bezüglich, wenn das Gnt nicht dem Empfänger sngefUirt wird, nnr die 
Avisierang des Empfängers von der Ankunft des Gutes (§ 63 [4] Betr.- 
Regl.). Diese ist aber gegeben ermassen am 10. Mai 1904 erfolgt, und 
hat die Eisenbahn die reglementsmässige Entschädigung (§ 87 Betr.- 
Reg].) bis zti diesem Zeitpunkte dem Kläger geleistet. Ein weiterer 
Ansprach ist somit nicht begründet. 



Nr. Eniseh. de» Pronss. Kauimergeriehts. 

Vom 18. Oktober 1904. 
(ntdMr4ekaletor, Zattaate. B«.fB Hall «w & m - Oawartie-Anh. Bd. 4 B. m.) 

Ms HUfihelriabe In ElssiHbiwsrkittttea sid le Aslaies ar Ernaiwii ilsfctriislar 
Kraft MrtcrHeifa aisfet isr OiwerbstHlraiif, ssMlirs slid BfcttMItslle iar ElseikslN. 

Nach der Feststellnng des Bemfnngsrichters dienen sowohl die 

Eraftstation als auch die Werkst&tte in der W.-Strasse lediglich dem 
Zwecke und der Fordening des Eisenbahnnntemehmen^^ der Gesellschaft 

für elektrische Hoch- und Untergrundbahnen zu B. und sind so w^smt- 
liche Bestandteile desselben, dass ohne sie der Betrieb des Eisenbahn- 
untemehmens selbst nicht mit der erforderlichen Sicherheit nnd ün- 
gestörtheit durcligefühit werden könllt?^ 

Wenn auf diese Feststellungen hin vom Beruf ungsrichter weder die 
Kraftstation in der T.- Strasse, noch die Weikstätte in der W.-Strasse 
als bCijondere selbästäudige Betriebe angeselien worden sind, vielmehr 
angenommen ist, dass sie als Bestandteile des Eisenbahnunternehmens 
selbst gemäss § 6 der Gew.-O. den Vorschriften dieses Gesetzes nicht 
unterliegen, so ist hierin ein Rechtsirrtuni nicht zu erblicken. 

Der Yorderricbter befindet sich damit in Uebereinstimmung mit der 
im Kommentar von ?. Bohrscheidt yertretoien Ansicht, dass von den 
Vorschriften . der Gewerbeordnung z. B. nicht betroffen wird eine 
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Matschiuen Werkstatt, die die Eiseubalmvei waltung lediglich zur Förde- 
rung ihrer EisenbahnanternebmuDg eingerichtet bat und die also ehi 
▼on letzterer getrenntes besonderes Gewerbe nicht darstellt (vgl. 8. 30 
n. 81 Anm. 11 Abs. 3 zu § 6 der Qew.-O.). Dem scheint anch v. Land- 
mann in seinem Kommentar and das Beicbsgericht in dem Urteil ?om 
30. Des. 1882, in welchem die Frage allerdings nur beilftnflg berfthrt 
wird, snztistimmen (?gl. v. Landmann-Bohmer, Kommentar znr Ge- 
werbeordnung für das Dentsehe Beich 4. Anfl. Bd. 1 8. 87 n. 68 Anm. 3 
Abs. 4 za § 6 der Gew.-O. nnd RG. B(L 8 S, 149, 150, 151). Aach bei 
Stenglein, Die strafrechtlichen Nebengesetze des Deutschen Keiches 
(3. Aufl. S. 750), ist in Note 6 zu § 6 der Gew.-O. die Ansicht ver- 
treten, dass der Gewerbebetrieb der Eisenbahnbetriebsunternehmongen 
von der Gewerbeordnung ausgeschlossen ist, auch bezüglicli ihi pr Werk- 
stätten, welche lediglich zur Förderung des Betriebes errichtet sind 
und betrieben werden. Die gleiche Auffassung liegt endlich auch dem 
Urteil des KG. vom 26. März 1903 (mitgeteilt in dem Gew. -Archiv 
Bd. 2 S. 555 fi.) zugrunde, in welchem angenommen ist, dass der Auto- 
matenbetrieb auf Bahnhöfen einen Teil des Gewerbebetriebes der Eiseu- 
bahiiuuLeiiichuuuigen bildet und deshalb den Vorschriften der Reichs- 
gewerbeordnung nicht unterworfen ist. 

Nr. 883* Entseh. des iksUrr* Obersten Ctertelitsliofes. 
Vom 20. Oktober 1904. 

(Oosterr. Elseab-TeronL-SL ZVIU (IN») Kr. U & M6t) 
Wenn die ?m Frachtbriefe enthaltene Angabc des Inhaltes eines Gutes der Im Tarife 
aigefülirteii fiezeictanunfl nicht vollkommen entspricht, 80 kann die Anwendung dieees 

Tarife« oicbt beansiirucht werden. 
Otr Uüstssd; dass nr Aiflillniiii Ser Bsttlanungen dm Bstriebtrsflleatsts isi Sar 
Tsrifft SsoliwrttieSige nicht beigezogen WSHItn, iibt keinen RevislonsgrssS Sl; W 
interpretatlen dieser Vorschriften Ist auch das Geridit berufen. 

Im Sinne des § öl EBR., bzw. der Zusatzbestimmung V muss der 
Inhalt der Sendung im Frachtbriefe in der Weise wie im Tarife ge- 
braucht, bezeichnet werden. 

Nach der bezüglichen Tarif erniilssignng ist „Rohitetroleum, un- 
gereinigt und auch nicht destilliert" zum Frachtsatze der Klasse C zu 
berechnen. 

Nach dem Wortlaute der obangeführten Vorschriften des Eisen- 
bahnbetriebsreglements kann daher nur für eine mit der im Tarife ge- 
brauchten Bezeichnung „Ruhpetruleum , ungereinigt und auch nicht 
destilliert" aufgegebene Sendung die Berechmu<g der Frachtgebühr nach 
der Klasse C verlangt werden. Da im vorliegenden Falle die im Fracht- 
briefe aogefllbrte Bezeicbnung »Nichtgereinigtes^Petrotenm'' faktiseh 
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der im Tarife angeftthrten Bezeichnnng nieht entopricbt, eo niiisste der 

vorgebraclite Rekurs als unbegründet abgewiesen werden, insbesondere 
weil die Worte „Nichtgereinigtes Petroleam** die im Tarife gebrauchte 
Bezeicbming Robpctroleum nicht erschöpfen, denn nnter die letzte Be- 
zeichnung fAWt nicht nur das ungereinigte, sondern auch das undestillierte 
Petroleum. Unbegründet ist weiter auch der bei Bernfung der Re- 
visionssache aus § 503 Z. 2 ZPO vor^ebraclife Vorwurf lass zur Auf- 
klärung der Vorschriften des Betnel .si ei^lements nicln i hverständige 
beigezogen wurden: denn abgesehen davon, dass in erster Instanz in 
dieser Ilichtimg ein Antrag auf den Beweis der Sachverständigen nicht 
gestellt wurde, so schliesst der klare Wortlant dieser Vorschriften jeden 
Zweifel dai über aus, wie die Bezeichnung des Wortlautes der Sendung 
zu lauten hat, und war der Richter zu ihrer Interpretation berufen. 

Nr. 834. EDteeh. des Oesterr. Obersten taielitshivfefl. 
Vom 26. Oktober 1904. 

(OeBUtrr. Elsenb -Verordn- Bl. XVIII (1906) Nr. 29 S. M4.) 
Das Hinaufwerfen eine? Drahtes seitens Dritter auf die Oberleitung einer elektrischen 
Strassenbahn und die d.<(Jurch bewiri^te Körperverletzung eines mit dem herabhängenden 
Drahte ia Berührung Qeiioinmenen Passanten ist eine Ereignung im Verkehre der Bahn. 
Die Ifittridininio kann eieh nltht Aurenf banrfiM, dann das NinanftrarfM des DriMm 
•Im ■ttabwenflliara Nandlinf «toar dritten Person sei, sondern haftet wa|an Maim^ 
von Vorkehraagen zur Verhütung solcher Unglfloksfilie. 

Vor allem ist der Auffassung der Untergericbte beizupflichten, dass 
der den Oej^enstand der Klage bildende Unfall als eine Ereignung im 
Verkehre im Sinne des § 1 des Haftpflicht s^esetzes vom 5. März 1809, 
RftBI. Nr. 27. rücksiditlich des Gesetzes vom 12 Juli 1902, RGBl. 
Nr. 147, anzn.'jeiien ist, weii (iie beklao:te Strassenbahu-Gesellschaft die 
Elektrizität als treibende Kraft verwendet und diese Kraft durch das 
mutwillige Hinaufwerfen eines Drahtes auf die Oberleitung seitens 
zweier Uebeltäter die dem Kläger zugegangenen Verletzungen herbei- 
geführt hat, a.ls er, am Abend von der Arbeit heimkehrend, die nicht 
beleochtete Unfallstelle passierte und in den herabbBngenden Draht geriet 

Von der faierans resultferenden Haftpflicht wird die Beklagte daher 
nur insoweit befreit, als sie den Beweis liefert, daas die Ereignaag 
dnreh eine unabwendbare Handlang dritter Personen yemrsacht worden 
ist Hieraus ergibt sich der eigentliche Streitpunkt, ob die oben- 
beceiehnete Handlung Aremder Personen fttr die Bahn?erwaltnng als 
eine nnabwendbare sieh darstellt. In der Verneinung dieser Frage 
seitens der Untergerichte kann aber eine unrichtige rechtliche Bear* 
teilnng des Streitfalles nicht erblickt werden. Denn, wenngleich davon 
abgesehen werden will, dass auch die M&ngel der Strassenbeleachtong 

Bgar, BiseiibabBreohtItelie KatMhoMvngan ZXI. 85 
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flir die Haftbarkeit der Beklagten herangezogen werden können, so sind 
doch die Anführungen der letzteren in ßezielumg auf diejenigen Mass- 
regeln, welche sie zur Sichemng ihres Betriebes und insbesondere auch 
zur möglichsten Hintanhaltiing der Gefahren getroffen hat. welche mit 
einem solchen Betriebe iiberliaupt veibnnden erscheinen, nicht von der 
Art, dass sie den Sclduss rechtfertigen wiirden, es sei der im «gegebenen 
Falle eingetrptPiie, allerdings durch die Handhmg dritter Personen ver- 
anlasste unglückliche Erfolg von ihr nicht abzuwenden s^'wesen. 

Der Antrag der Beklagten auf Einveruahnic von Sachverständigen 
über die Behandlung, dass die vorliegende Ereignung, bzw. deren 
Wirkung bei elektrischen Strasseubahnen unabwendbar sei, wurde, da 
es sich am die Beantwortung einer Rechtsfrage handelt, mit Recht 
abgelehnt. 

Nr. 225. Entsch. des Deutsehen Relehsirerlchts. 

6. Zivilsenat. Vum 27. Oktober 1904, 

■Jtir W.irliensfhr XXXIV 190,=. Nr. l S ! S ZitV. 7 : 

§ 254 BGB. § 1 Haftpflichtgesetz. Mitwirkendes Versctiulden liegt vor, wenn in 
elsktrtashsii Stratssnlabiialritbe sliMTMlto tftrBetebUfgtt trstz dtr fsfabrdrsbMilM 
NibC dst Motorwagens die Gills« ssob nlt sslnn Fubrwsrkft zu kreizen sasIlW 
andererseits der Motorwagenfuhrer das rechtzettiie Bremsen unterlässt. 

Kl. ist beim Betriebe einer Strassenbahn veranglftckt. Die Ersatz- 
pflicht der letzteren wurde festgestellt, dem ersteren aber ein Teil der 
Schuld beig-emessen und deshalb die Verteilung des Schadens nach 
Hälften für angemessen erklärt. Die Revision der beklagten Strassen- 
bahn wurde zurücke-owiesen : Das BG. erblickt ein VerschuMfii dps K) 
darin, dass dieser nin'.i- die Gleise der Strasseiib iliu noch zu ( mem Zeit- 
imnkt gefahren ist, wo der Motorwagen so nahe wai-, dass, wenn er 
mindestens mit der gewöhnlichen Durchschnittsgeschwindigkeit weiter- 
fuhr, unter Berücksichtigung der Beschaffenheit des Geschirrs der Pferde 
ein Zusammenstuss kaum vermeidbar erschien; der Kl. habe die Ge- 
fährlichkeit seines Unternehmens ohne weiteres erkennen müssen. Bei 
aufmerksamer ümsehan b&tte er den Hotorwagen bemerken müssen, 
noch ehe die Pferde in unmittelbare Nfthe der Schienen kamen, er b&tt« 
ihn schon früher bemerken müssen. 

Je st&rker der Strassenverkehr sich entwickelt, desto höhere An- 
sprüche müssen an die Sorgfalt der Fussginger und der Qesehirrfflhrer 
gestellt werden, damit sie die Gefahren yermeiden, die der gesteigerte 
Verkehr sowohl ihnen selbst, wie den Strassenbahnzügen bringen kann. 
Wollte man mit dem BG. einen Milderungsgrund darin erblicken, dass 
die B'ussgänger oder Geschirrführer beim Kreuzen von Strassenbahn* 
gleisen zn einer Zeit, wo ein Znsammenstoss mit einem Strassenbahn- 
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wagen, £aUs dieser seine Falirgeschwindigkeit iMiibehftlt, kaum noeb 
fenneidbar eracheiDt, darauf vertrauen, dass der Motorwagenftthrer 
darch rechtzeitiges Bremsen die Geschwiudig^keit seines Wagene kerab- 
nindern werde, so würde darin ein Anreiz iUr jene Personen liegen, 
selbst noch bei drohender Gefahr die Gleise za passieren. Wie das 
BtT. an anderer Stelle zutreffend hervorhebt und auch gegen den Kl. 
verwertet, hat der Führer eines Strasseubahüwageiis bestimmte Falir- 
zeiten einzuhalten, ein c-eregelter Verkehr läset sich nur durch 
möglirhst genaue Einhaltung dieser Fahiv-eiten hei -ti-llcü. Das Publikum 
greift daher in den Betrieb störend ei», wenn es den Wagenf&hrer 
zwingt, die von ihm angewendete zulässige Fahrgeschwindigkeit zu ver- 
mindern. Ist er auch, wie noch dargelegt werden wird, hierzu, ja so- 
gar zum Anhalten des Wagens unter allen Umständen daun verpflichtet, 
weau er bemerkt, dass ein Mensch in unmittelbarer Gefahr sich be- 
findet, die nur durch die erwähnten Ifassregeln abgewendet werden 
kann, mag jener sich anch auf noch so leichtsinnige Weise in Gefahr 
begeben haben, so soll er doch nicht erst in diese Zwangslage lediglich 
deswegen gebracht werden, damit ein FussgUager oder ein Geschirr 
noch vor ihm die Gleise passieren kann. Einem solchen Gebaren kann 
im Interesse eines geordneten Verkehrs und dessen Sicherheit nicht 
scharf genug entgegengetreten werden. 

Hiernach muss das Verschulden des Kl., wenn auch nicht als die 
alleinige Ursache der Verletzung, so doch als ein schweres bezeichnet 
werden, dem irgend ein Milderungsgrnnd nicht zur Seite steht, und der 
erkennende Senat würde bei der nach § 254 BGB. gebotenen Abwägung 
dieses Verschuldens mit der Betriebsgefahr, trotzdem dass diese vor- 
liegendenfalls dadurch erhöht wurde, dass die Schienen infolge Keinen- 
Wetters schlüpfrig waren und daher ein schnelles Anhalten des Motor- 
wagens erschwert war, kein liedenken tragen, der Bekl. einen geringeren 
Teil , als die Hälfte des Schadens aufzuerlegen , wenn nicht zugleich 
ein Verschulden des V\'agenführer.s bei der Entstehung des Schadens 
mitgewirkt hätte. £r hat zunächst gebremst; als er das Geschirr auf 
den Schienen sab, hat er aber alsbald den Motorwagen wieder schneller 
gehen lassen, da er die Ueberzeuguug gewonnen hatte, dass das Ge- 
sehirr alsbald Uber den Schienen sein werde, dass er die Geschwindigkeit 
nicht mehr zn verringern brauche; erst im letzten Augenblick, als seine 
Annahme sich irrig erwies, hat er den Wagen zum Halten sn bringen 
Tersucht. Es gereicht ihm zum Verschulden, dass er den Motorwagen 
wieder hat schneller gehen lassen; er durfte sein Verhalten nicht so 
einrichten, als mttsse seine Schätzung notwendig lichtig sein, während 
er doch erkennen musste, dass sie leicht anch falsch sein konnte (vgl. 

2B« 
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das^Ortoil des erkennenden Senate BQ. 56, 154 ff.). SelbstTentftadlieh 
brancht er nicht in jedem Falle, wenn ein Fassgftnger oder ein Ge- 
schirr die Fahrbahn krenzt, sofort den Wagen znm Halten zo bringen 
oder auch nur die Fahrgeschwindigkeit m ermässigen; er mnss es aber 
unter allen Umständen dann tun, wenn er jemanden vor sich in un- 
mittelbar drohender Gefahr sieht, die sicher nur durch Verminderung 
der Fahrgeschwindigkeit oder durch Anhalten abgewendet werden kann. 
Das war aber nach den Feststelhuinfcn des BG. liier der Fall, und dass 
der Führer nicht mit dieser Mögliclikeit gerechnet hat, ist eine Fahr- 
lässigkeit. Das dem Wagenführer hiernach zur T>;isf fallende Ver- 
schulden stellt sich als eiue Erhöhung der Betriebsgefahr im vor- 
liegenden Falle dar. 



Nr. 226. Entscli. de» Uundel^geriehts Wien. 
Vom 7. November 1904. 

(AUgöiu. T«r.-Aaz. XXIV iiw&j Nr. 17 S. 316.) 

Ztt § 9 B.-R.: Dia Eisenbabn haftet auob auMervertraglioh für VetMliaM«! Ihrer Leote 

It AutOhmi Nirtr DlaattMverrloMsnoas. 

Es unterliegt keinem Zweifel, dass es eine Unvorsichtigkeit des 
El&gers war, sein Holz auf der Bahnrampe abzuladen, ohne sich 
dieserhalb mit den Balmbediensteten ins Einysmehmen zu setzen. 
Demnngeachtet hat der erste Richter mit Recht dieses Verschulden des 
Klftgers als unwesentlich nicht in Betracht gezogen und lediglich auf 
das Verschulden der Beklagten, beziehungsweise ihrer Leute das kon- 
demnierende Urteil gestlitzt. Die Unvorsichtigkeit des Klägers kann 
nämlich keineswegs als grobe Fahrlässigkeit, als welche sie von der 
Beklagten bezeichnet wird, angesehen werden, da zu erwägen ist, dass 
das Nussbauniholz zur Veifrachtiing bcstinuut war und der Magazins- 
nieister selbst angegeben hat. dass auf fraglichem Platz, wenn J. F. 
ihn nicht benötigte, andere Parteien Holz und andere Güter ab- 
lagerten; die rechtliche Folge der Nichtverständignng der Babn- 
bediensteten von der seitens des Klägers vorgeiujninienen Abh\duiig des 
Holzes war die, dass Beklagte bezüglich der Verwahrung dieses Holzes 
zu dem Kläger in kein Vertrags Verhältnis trat und dass sie daher zu 
einer Deligenz rftcksichtlich desselben nicht verpflichtet war. Sie war 
dagegen keinesw^ berechtigt, das dem Kläger gehörige Holz eigen- 
mächtig zu Tersenden und es seiner Verfügung zu entziehen. Das Yw- 
schulden des Klägers hat dieses sach- und rechtswidrige Verhalten der 
Bahn zwar ermöglicht, aber keineswegs veranlasst oder auch nur liiezn 
beigetragen; es steht mit der fflr ihn entstandenen nachteiligen Folge 
in keinem ursächlichen Zusammenhange. Andererseits bildet die eigen- 
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nlehtige Verschickimg des Holzes nach Basto-Ärsizio eine gtobe Fabr- 

lassigkeit der Bahn, beziehungsweise ihrer Lent6. Abgesehen daTon, 
dass der Magaziusbeanite bei einiger Aufmerksamkeit die Nussbaum- 
dielen mit weichen gesägten Brettern wohl nicht leicht verwacJuelo 

konnte, fällt auch dessen Verschulden schwer ins Gewicht, dass er es 
unterlassen hat, sich von J. F. das nach seiner — des Magazinsleiters 
- iirlgen Annahme sofort zu versendende Holz vorzeigen zu lassen 
und das Gut im Sinne des § 54 B.-R. ordnungsgemäss zur 1)* lui ileruug 
zu tiberaeUmen, da hiedurch das Missverstandnis sich sofort aulgeklärt 
haben würde. Die Beklagte hat dieses Verschulden, welches einzig 
nnd allein die Versendung des Nnssbaumholzes ohne klägerischeu 
Auftrag zur Folge hatte, nach den ßestimmuugeü des § 1038 a. b. GB. 
ftber Geschäftsführung ohne Auftrag zu verantworten. 



Nr. 327. £ut8eh. d<»» Oesterr. ()berst<'n trerichtshofes. 

Vom 23. Kovember 1904. 
(OMten. KlMBlii-Varorda.-BI. XTm (im) Kr. M a iMt) 

Wmi 4er AfeMMlar mr 4m TraMporIwei, ntaht aber aaob üe MfibfertlgaafMlaiien 

(■ Internatioialen Frachtbriefe angegeben ktt, m ist die Elsenbahn berechtigt, von 
den vorgesohriebenen Transportwege, ohne Einhaltung der im Artikel 6 des lnter> 
nationalen Uebereinkommens über den Eisenbahn-Fraohtverkebr (I), I nnter I bis 3 
festgesetitm MIngungen, nar aitwp Venuiiwortiai •!■«§ Qfobta VirMlnMiai abta- 
wtMMa. Oer Im erwlhate« ArWiel 6 (1) I aiter 2 feelieeetilii Beilaiaag, daee 

keinr höhere Fracht gefordert wcrrfe als diejenige, welche hStte bezahlt werden 
müssen, wenn die Eisenbahn den im Frachtbriefe bezeichncton Weg beniJtzt hätte, ist 
auch Genüge geleistet, wenn die Eisenbahn den Fraohtuntersohied gemäss Artikel 12 
AN* 4 aaeb bewirkt»* Traeaperte eretattet Ffir dea Fall» 4aee 4ie Vereandetattea 
der Ihr gemäss Artikel 6 (I) i Schluseeatt ebtiegenden Verpflichtung, dem Absender 
von der Wahl eines anderen als de? vorgeschriebenen Weges Nachricht ?u geben, 
nicht naebgekommen ist, haftet die Eisenbahn nur für den infoige dieser Unterlaasang 
tatsächlich entstandenen bzw. nachgewiesenen Schaden. 

Den strittigen Entschädigungsanspruch begründet der Kläger dem 
Klagegrunde gemäss mit der verspäteten Zustellung der Ware auf dem 
Bestimmungsorte. 

Nor mit BQcksiebt auf dfeBen konkreten Anapnich anf Entaehft- 
digung, und nicht wie das der Bevisionswerber in der Revision tut, 
auch mit Bficksicbt auf einen anderen möglichen Schaden, welchem der 
ElSger infolgedeesen, dass die Bahn entgegen der Torschrift des Ar- 
tikels 1 I, der am 10. September 1901, BGBl. Nr. 142, verlantbarten 
Zosatzbestimmnng znm Internationalen Uebereinkommen nber den 
Frachtverkehr vom 10. Oktober 1890 ihn von der Aendemng der Route 
des Transportweges nicht verständigt hat, ausgesetzt war, ist der Sach- 
verhalt zu prillien, bsw. ist hierüber zn entscheiden, ob der £nt^ 
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scbädigimgsanspracli im allgememen, also dem Becbtognude nach, ge- 
86tzlich begründet ist. 

In dieser Bicbtnog kann aber nicht bebaoptet werden, dass die 
BecbteanscbanaDg der unteren Gerichte ?erfehlt wftre. 

Nachdem nämlich festgestellt worden ist, dass das als Frachtgut 
aafgegebene Schlachtvieh am Bestimmungsoite noch Tor der, in dem 
obzitierten Internationalen UebeieiDkommeo, bzw. im § 6 der Aus- 
führangsvorsclirift bestimmten Lieferfrist abgeliefert wurde nnd keine 
im Artikel 6 dieses Uebereinkommens vorgesehene Bedingung, welche 
der Bahn die Benützung einer anderen Transportroute einer Seni^ung 
als der, welche der Aufgeber vorgeschrieben liat, vei weinen würde, 
vorkommt, so mangelt es dem erhobenen Klageanspniclie an aller recht- 
licher Grundlage, infolgede.ssen auch gan?; richtig die unteren Instanzen 
den Kläger mit die-scm Klagebegelireu abgewiesen liaben. 

Die Tatsache allein, dass der Kläger von der Routenänderuns 
nicht verständigt worden ist, muss insbesondere ohne jeden Einfiuft.> auf 
den ülsLüd. der Sache bleiben, und dies selbst in dem Falle, wenn ancli 
die in der Revision zum Ausdrucke gebrachte Anschauung, dass diese 
Verständigung vor oder wenigstens gleichzeitig mit der Wahl eines 
anderen Transportweges erfolgen soll, geteilt werden sollte, weil der 
KlSger im ganzen Verfahren keinen Beweis eines Eansalzusammenhanges 
geliefert hat; er bewies nicht, dass der durch ihn behauptete Schaden 
eben infolge Unterlassung dieser Verständigung entstanden ist, mit 
anderen Worten, dass hn Falle einer rechtzeitigen Verständigung von 
der Bontenftudemng die gegenständliche Sendung Vieh frtther nach D. 
gelangt wäre und dem behaupteten Schaden vorgebeugt werden konnte. 
Es kann hier nicht beurteilt werden, ob nnd ans welchen Berech- 
tigungen der Kläger berechtigt war, Nutzen zu ziehen, weil dies Even- 
tualitäten sind, derer) ui^ächlicher Zusammenhang mit dem konkreten 
Schaden eben nicht erwiesen ist. 

Zu der Annahme, wie sie in der Revision vorausgesetzt wird dass 
in dieser erwähnten linierlassung ein doluj> oder t;in grobes Veischuldt-n 
der Bahn, welche einen Anspruch auf Ersatz des vollen Schadens be- 
gründen würden, zu erblicken ist, mangelt es an Jedweden nötigen Tat- 
umständen. 

Nr. S28. Bniseh. des ItontBehen RelchageriditB. 

6. Zivilsenat. Vom 24. November 1904. 

tPrenss. Rtsenl) -Arcii ,i905:i Heft 3 S. 732 i 

§ 2& Preuas. Eiseob.-Bes. v. 3. November 1838. Das Ueberfahrenwerden eines Pferdes 
dgrch eine* Eitankabizug bei Nebel auf freier Strecke ist als unabwendbarer aussertr 
Zefali ammslMi, wmi »r bitreffmdM Zsn Ii d«r fhiilloliM flsfsN «tarerliit Tiere 
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ftarhuipt iloU fNI feluiltoa tmriM, «HMi du frti« UMberlairai nleM vortat* 

f Ntht« wtrtti ktttti. 

Das BeraftaDgsgericlit Terkennt nicht, dass gich der Beklagte auf 
das yorhaodenseiii tod Nebel allein Hiebt berafen kann, am sieb von 
der Scbadensemtspflicbt zn befreien. Es hat aber ohne Reehtsirrtom 

angenommen, dass das Geraten von Pferden aof den Bahnkörper fftr 
den Beklagten ein äusserer Zufall gewesen ist, der durch menschen- 
mögliche, von den Umständen gebotene Vorsicht mit vernünftigen 
Mitteln überhaupt nicht abgewendet werden konnte, und weiter fest- 
gestellt, dass das Änsbrechen der Pferde nicht voraussehbar gewesen 
ist, dass auch Weidetiere in der doitigen (Tegeiul zu der betreffenden 
Zeit überhaupt nicht oder sonst auch nur unter Aufsicht frei umher- 
liefen, SU dass der Beklagte überhaupt nicht von vornherein damil 
rechnen musste, dass in einem Gestüt gehaltene Pferde oder frei um- 
herlaufende Weidetiere auf den Bahnkörper geraten konnten. Nach 
der ständigen Rechtsprechung des erkennenden Senats sind damit die 
Voranssetzungen eines unabwendbaren änssereu Zufalls im 
Sinne des eingangs angezogenen §25 gegeben. Dem Bemfungb- 
gericht ist anch darin beizutreten, dass der Unfall nicht seinen Grund 
in der gef&hrdenden Natur des Eisenbahnnnternehmens selbst hat Da 
damit, dass Pferde oder sonstige Weidetiere auf den Bahnkörper ge- 
raten könnten, überhaupt nicht zu rechnen war, brauchte auch trotz 
des herrschenden Nebels die Fahrgeschwindigkeit nicht zu dem Zwecke 
ermftssigt werden, um zu vermeiden, dass solche Tiere überfahren 
wurden. Auch ist der Ausführung des ßeinfnngsgerichts, dass selbst 
bei geringerer B'ahrgesch windigkeit der Unfall eingetreten wäre, bei- 
zupflichten. Der Revision kann allerdings zugegeben werden, dass, 
wenn kein Nebel geherrscht hätte, die Fohlen — obgleich es noch .selir 
finster war — eher bemerkt worden wären, dass daher eher liätte 
gebremst werden kintiioTi dass somit der Schaden ulx rhanpt nicht oder 
niclit in demseiben üiutang entstanden sein würde. Aiiein mit dem 
Betrieb selbst hat der Nebel nichts zu tun, sein Vorhandensein kuiiimt 
bei der Frage, ob der äussere Zufall mit der denkbar !2:rüssten 
Vorsicht und mit iillen möglichen verüüuftigen iiittelu zu ver- 
meiden war, überhaupt nicht in Betracht. Hätte als nicht un- 
wahrscheinlich angenommen werden können, dass Pferde oder 
sonstige Weidetiere auf den Bahnkörper gelangen würden, so 
mttsflte die Haftung des Beklagten f&r den eingetretenen 
Schaden trotz des Nebels angenommen werden; da aber jenes 
nicht angenommen werden konnte, so mttsste diese Haftung 
auch dann ausgeschlossen sein, wenn kein Nebel geherrscht 
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h&tte. In dieser Beziehung könnte es eich nur darum handeln, ob ein 
Verschulden der Angestellten des Beklagten vorliege. Das hat aber 
das Berufungsgericht mit Recht verneint und ausserdem ohne Kechu- 
irrtnm angenommen, dass, wenn ein Verschulden darin liegen sollte, dass 
die Fahi fTcsf hwindigkeit wegen des Nebels nicht vermindert worden, 
ein solches Verschulden doch nicht kausal für den Unfall gewesen sei. 



Nr. 889* Entseh. des OberlandesgerlelLts Frankftirt a. N. 
Vom 25. November 1904. 

rüafi Recht rX (1905) Nr. B S. 258.) 

9 II PrtMS, EBtei|«.-a«t. V. II. Jan! 1874 Unfaag dar ti eiitatliidioasies Be- 
rechtigungen. 

Die nach § 11 .zu leistende Entschädigung betrifft nicht nur solche 
Rechte, die dem Pächter an dem zu enteignenden Grundstücke selbst 
zustehen, sondern aiu:li die Reclite, die sich anf anlieg^endes Gelände be- 
ziehen, deieü Ausübung aber durch den Unterueiimer beeinträchtigt wird. 



Nr. 230. Entseh. des Ocst<'rr. OHersten drerichtiibofes. 

Vom 26, November 1904. 

(AUgom. Tar. Aaz. XXIV (i«») Nr. lO S. l»0.) 

Wenn von mehreren auf Gruni ieaeeiben FraohtbriefM bafirdarten Gutern elaiaina 
In VtrlMt f eralea, m ernaobes dereb ZaMmi dtr FraoM md Amabm iea (iferlgan) 
€iHaa die AaafrMw waiae der !■ Verlsat faratMiM fiitar elatt. 

Der Empfänger beansprucht die SchadensvergQtung anlttsslich des 

Abganges zweier FSsser mit Petroleum. Diesem Ansprüche begegnet 

das Berufungsgericht mit dem Hinweise auf die Bestimmung des § 90 
Abs. 1 Betr.-Regl., aber mit Unrecht, da die Voiaussetznngen für die 
Annahme des Erlöschen.« der An.«^prüche des Klägers gegen die Eisen- 
bahn fehlen. Die Bezahlung der Frnclit nebst deu sonst auf dem Gute 
haftenden Foi derungen steht aii^'^fi 1' rage. Anders verhält e.s sieh mit 
der Annahme des Gutes. Dieses bestand, wie schon erwälint. aus 28 
Fässern, ein jedes derselben stellt ein selbständiges Gut dar. Der 
Abgang eines dieser Güter bei der Uebergabe an den Empfänger stellt 
sich nicht etwa als ein sogenanntes Manko dar, er involviert vielmehr 
den Totalverlust dieser Güter, und wo ein Totalverlust zutrifft, ist auch 
die Voraussetzung der Annahme des Gutes begrifflich nicht möglich. 
Angesichts dieser Erwägungen war den berufungsgerichtlichen Ab- 
weisnngsgrttnden nicht beizupflichten und das erstrichterliche Urteil, 
welches durch seine Begründung der festgestellten Sach- und Rechts- 
lage Rechnung trftgt, wiederherzustellen. 
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Xr. 331. Eiitseh. des Deutschen Reichsgerichts. 
3. Strafsenat. Vom 28. Novembür 1904. 
(Jwr. Woebeuebr. ZXUV (im) Hr. « 8. Mi Ziff. 17.) 

§ 267 mtL FIMiif aiBM flepiekttlMim tot ai» «e alMr dtratHetoB OriuMito 

n betmhte«. 

Ebenso wie die Eisenbahnfahrkarten für die PersonenbefSrdeiung 

(RGSt. 8, 409; 28 S. 421 sind füi die Qepftckbeförderang die nach § 32 
Abs. 3 und 4, § 33 Eisenb.-Verk.-Ordii. ausgestellten Gepftckscheine 
öffentliche Urkunden, und zwar anch bezbglich des Mntrags der Be- 
fDrderangsgebtthr. 

Nr. Entseb, des Schweizer Bnndesgerlehts. 
Vom SO. November 1904. 

(ZiltMlir. d. fie». Jnr.-Ter. ZU (1905) H«n i a Mt.) 
Ein Unfall Mm Baa ainer Eisenbahnzufahrtatrasse fallt nlaht unter Art. I den 

Elsenbahnhaftpfliohtgesetzes. 

Beim Hau der Zufalatsstrasse zum Bahnhof Bri^ veniiifj^lückte der 
Arbeiter Hugü dts Unternehmers Torchio. Er belangte die Jura- 
Siüiplon-Balingesellseliaft auf Grund de> Art 1 des Eisenbalmliaftpliicht- 
gesetzes, eventuell auf (rrund des erweiterteu Haflffliclitgesetzes. Der 
erste Anspruch winde abgewiesen, weil die Erstellung der Strasse nicht 
zum Eiseubahübau gehurte und die beklagte Gesellschaft mit Bezug 
auf dieselbe nicht konzessionierte Unternehmung sei. „Daus l'esp^ce", 
wurde fiber erstem Punkt ausgeführt, „toutefois il u'est point contest6 
tue la rottte d*acc^ de Brigue Ii la gare devait 6tre coustraite par la 
commune de Brigue, et se prösentait avec )e earactöre d'ane roate 
commanale. La Gompagnie Jura-Simplon s'eat chargee, k la T6rit^ de 
B» constroction en lieu et place de la commune, sans qn*il ait öt4 jamait 
pr^tandn d'aacnne parte que cette ronte fftt devenae propri§fÄ de la 
Compagnie, ni que le Jura^Simplon alt re^n, de ce chef , nne conceaaion 
de l'Etat, ni, enfin, qae cette voie de communication ait donn6 lieu k 
Tapplication de la loi f^d^rale sur TexpropriatioD ponr cause d*utilit6 
publique. L'allegatioa de la d^fenderesse — qui n'a jamaia ötö ex- 
pressSment contredite — , portaut qu'il s'agit d'une ronte communale, 
doit etre consideree comme con forme k la verit6. 

Dageg(!n wurde dei' Anspruch aus dem erweiterten Haftpflicht- 
gesetze beschützt; die Beklagte habe die Strasse >^iir Austiilirung über- 
nommen; der Umstand, dass sie den Strassenbau uiclit gewe?-b>;ni;issi2: 
betreibe, sei nnerheblicli. ebenso der Umstand, dass Bugli Arbeiter des 
Uuterakkordanten Torclüo gewesen sei (Art. 2 des Gesetzes). 
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Nr. 333. £ntj^ch. des Deut8chcii Keieliügericlit«. 
6. Zivilsenat. Vom 8. Dezember 1904. 

(J«r. Wooh«iiMhy. ZZZIV (iM) Ni. « 8. « SSUL lt. - IMieb. Sur.-Ztg. X (IM) Nr. B S. 171.) 
NiftaBf dM BahalitfirattMnteiira fir feriMiolie ElnrtoltoiifeB !■ im fp ao M t t wi 
RtitairatloitrliMi. B8B. 9§ 823, 831. 8t6B. § 387 Nr. 12. 

Der Eiliger ist in der, von dem Beklagten als Pächter betriebenen 
Bahnhofswirtscbaft in eine, zur Traglichen Zeit offen stehende Eeller- 
ÖffnuBg gesifirzt und hat sich hierbei angeblich schwere Kopfverletzungen 
zugezogen. Beklagter ist verurteilt und seine Revision zurftckgewiesen 
worden; Es mag sein, dass wegen der gefährlichen Anla^^e an sich, 
der im Boden des Wartesaales ange^raf Ilten Kelleröffming, nicht der 
Wirtschaftspächter, sondern der Kiüenbahnfiskus verantwortlich zu 
machen wäre. Aber jedentalis trägrt rtei' Bekl. die Venintwortung wegen 
der Einrichtungen und Veranstaltungen, welche im vorliegenden Fall 
im Zusammenhang mit der bestehenden KelleröfFnung eine besonders 
gefährliche Situation geschaffen oder die vorhandene Geialirlichkeit er- 
höht hatten. Der ßekl. war es, der nicht bloss durch den eigentlichen 
Wirtschaftsbetrieb, sondern auch dorch die räumliche Anordnung der 
bierm dienraden Oerfttschaften, Damentlieli aber darch die Aufstellung 
des Schaakastens, worin er Zttckerwaren u. dgl. zum Verkanfe aus- 
stellte« in anmittelbarer N&he der KellerOUhnngt dem Verkehr des 
Publikums eine bestimmte Richtung gab und den in dem Wartesaal 
Yerkebrenden Wirtschaftsgästen oder Beisenden Anlass dasu bot, dass 
sie der EellerOffliung unversehens zu nahe kamen. Ihm mnsste auch 
die damit hervorgerufene Gefahr fQr das Pablikum von Anfang an er« 
kennbar und täglich gegenwärtig sein, und für ihn ergab sich aas 
seinem Geschäftsbetrieb und seiner Einwirkung auf den Verkehr die 
Verpflichtung, den daraus erwachsenden Gefahren vorzubeugen. Eine 
Haftbarkeit hierwegen trifft den Beklagten schon nach der Vorschrift 
des § 823 Abs. 1 RGB., auch wenn ihm nicht ein Verstoss gegen ein 
Schutzgesetz — § 367 Nr. 12 StGB., § 823 Abs. 2 BGB. — we-en 
nicht genügender Verwahrung der Oeffnung sollte zur Last gelegt 
werden können. Das BG. führt aus: der Beklagte habe, bevor er den 
Mietvertrag mit dem Fiskus abscbloss, darauf bestehen müssen, dass 
die ^eiahrliche Anlage entfernt werde. Habe er dies unterlassen oder 
hätte der Fiskus sich geweigert, eine Aenderung vornehmen zu lassen, 
so sei es nonmebr Pflicht des Bekl. gewesen, wenn er dennoch mietete, 
selbst Torrichtungen zu treifen, die einen Unfall wirksam anssehliessen 
mossten. — Wenn man aber auch von einer Verpflichtung des Bekl. 
(dem nach seiner Behauptung bauliche Veränderungen durch den Miets- 
vertrag untersagt waren), bei dem Fiskus auf eine Beseitigung der ge- 
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fahrlichen Anlage m dringen, ganz absieht, so bestand eine Pflicht znr 
eigenen Ftti'sorge jedenfalls und um so mehr für den Beklagten, wu- 
feni er durch seine WirtachafteeinrichtiiDgeD selbst zu der Gefälirduug 
der Sicherfaeit beitrug. 



Nr. 8S4. Enteeh. des Kammergeffehts In Berlin. 

I.Zivilsenat. Vom 19. Dezember 1904. 

(Dtsr!« TiT /t<; X i lOO.V \r f» S. 419 Zill. 7.) 

8§ 1012 fr. BGB. Gleisanlage als Erbbaureoht. 
Ein ErbV'HHrecht ist da.s Hecht, auf oder unter der Oberfläche 
eines Grundstücks ein Bauwerk zu haben. Wie die Motive (III S. 470) 
ergeben, hat man diesem Ausdruck als dem allgemeineren vor dem 
spezielleren Ausdruck „Gebäude-' den Vorzug gegeben, um damit auch 
Moiiuiiiente, Brücken, Viadukte usw. zu erfassen. Bauwerk nmfasst 
also alle Werke der Bautätigkeit. Ein solches Werk ist aber auch die 
in der mechanischen Verbindung mit dem Gnind und Boden bestehende 
HerstellQng einer Gleisanlage. Dem gleichen Zwecke, wie ein Erbban- 
recht, wild Tielfach die Bestellong einer Dienstbarkeit zn dienen ge- 
eignet sein. Alsdann steht die Wahl des Weges den Vertrag- 
schliessenden frei. Im Yorliegenden Falle haben sie den Weg des 
Erbbanrechts gewftblt, and da das, was sie vereinbart haben, dem 
Wesen eines solchen nicht widerspricht, so ist ein Erbbaorecht nnd 
nicht ein Wegereeht znr Entstehung gelangt. 



Nr. 835. Entsch. des Oestcrr. Oberston fierlehtshofee. 

Vom 28. Dezember 1904. 

f.\llceni Tar Anz. XXIV ^mb} Nr. 18 S. 250.1 

Die Einrede, dass der Tarif, auf Grund dessen die Eisenbabn Nachzahling einer Fracbt- 
iHTertaz verlangt, lieM gahSrlg keniaenaclit «al, wird dadarab aatgesohlosMa, das» 
dlt Parttf mer die AafTordeniai der Eisenbahn zur Naohiabhiai Nretle Tellielilaai 

leleietet hat'). 

Das Urteil des Berufungsgerichts beruht allerdings auf einer un- 

richtig:en rechtliclien Beurteilung der Sache, jedoch nur insofern, als die 
unbestritten gebliebene und aus den untergerichtlichen Feststellungen 
erhellende Tatsache völlig unberricksiclitifrt blieb, da.ss Beklagte über 
die seitens der Klägerin ergangene Auiiorderung zur Nachzahlung des 
Difterenzbetrages von 1954 63 K zwischen der Fracht nach Klasse C 
per 768 10 K und der Fracht nach dem Ausnahmetarif III des Lokal- 

*) Die Tüchtiglceit dieser Entscheidung wird von der Redaktion des Allgem. Tar.- 
AlUS. mit Recbt angezweifelt fs a.a.O. S. 261V .A^ndf^rs die Tledaktioti der Zoitsolir. 
f. d. internal. Eisenb.-Trunsp. Xlfl Nr. ö S. 166, Die üültiglceit eines Tarifs k;ann uictit 
Gegenstand privat« TereinlMrung sein. * 
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tartfes per 2740 73 K eiuen Betrag voa 1469'92 £ als den Differenz- 
betrag zwisclien Klasse C und dem bei Berechnung der Fracht über 
die Route Biassö — Köbatiya— Passau sich ergebenden Dififereuzbetrag 
tatsächlich bezahlt liat. Hiedurcli erkannte sie aber die Ab- 
änderung cip;^ von ihr in Anspruch genommenen Tarifes an, 
und spielt denmacii die K^age, ob diese Abänderung gehöric: ver- 
öffentliclit wurde, bei fa^ulscheidung der gegenwärtigen Streitsache keine 
Bolle mehr. 



Nr. 336. EntBeh. des Hentseheii Belehsgericlil». 
6. Zivilsenat. Vom 5. Janaar 1906. 

(Jwr. WoohWMOlir. ZXXIV (IMI) Mr. 4 8. It» Xtfll t6.) 

§ I Haftpfltchtgesclz. Bedeutung ein(>8 Gtockenzelchcns beim Motorwag6nb|lrlell. 

Unterlassene ausdrückliche Würdigung einer einzelnen Zeugenaussage. 

Wenn üblicherweise von den Motorwagen auf der fraglichen Strecke- 
in der Weise, wie im Bernfnnj^surteil anofeführt ist, Glockenzeichen ge- 
geben wurden, so ist der Schiuss nicht nnnerechtigt, dass der Kl. darauf 
habe vertrauen dürfen, er würde rechtzeitig durch ein solches (auch 
bei heri'schendem Strassenlärm vernelniiliaies) Läuten gewarnt werden, 
und könne, solange ein Glockeusignal noch nicht vernehmbar war, un- 
gefährdet sich iu der Nähe des Gleises bewegen. 

Der Umstand, dass im Berafangsurteil die Zeugenaussagen des Gr. 
ttnd des t. 6a. nicht aosdrttcklich erörtert sind, rechtfertigt noch nicht 
die ünterstellang, das BG. habe diese Angaben ftbersehen oder unge- 
wflrdigt gelassen. Eine prozessuale Verpflichtang des Gerichts, sich 
bei der Beweiswllrdignng Uber jede einzelne Zeugenangabe besonders 
ansasuspreehen, besteht nicht 



Nr. Entseh. des J^ntsehen Eelehsgeriehts« 
6. Zivilsenat. Vom 6. Janaar 1905. 

(Jar. Wochraaohr. XXZIT (IMfi) Nr. & S. 141 ZIflL M.) 
BGB. § 844 Abs, 2, Rpichshaftpfllchtgpsetz § ^ Abs. 2. Die Dauer der Unterhalt?- 
pflicM des getöteter Vaters und Ehemannes ist unter Berücksichtigung der konkreten 
Umstände nach dem Zeiträume zu bemessen, für wetoheo die Notwendigkeit und die 
PfflsM nsi UaterlMlt fir leitslkei btttaMlai IiIm wirie, die WMerveriidntitanf 
•sfeHesit dse Entosliidl|BsgMMprmli liolt ast. 

Abgesehen davon, dass die Beendigung der Schalpflicht nicht 
ohne weiteres mit der ErAttang des 14. Lebensjahres znsammenfUlt, 

kann es auch für die hier in Fra^^e stehenden Volksklassen keineswegs 
als Kegel gelten, dass Knaben und Mädchen alsbald nach ihrem Aastritt 
aus der Volksschule in der Lage wären, selbst ihren Unterhalt zu ver- 
dienen, vielmehr besteht regelmässig auch ftber diesea Zeitpuakt hiaans 
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noch fXae längere Zeit das Bedürfnis einer Unterstlktsong der Kinder 
dnreii die Eltern nnd somit die UnterhaUnngspflieht der letzteren fort, 
wenn anch oft in Termindertem Umfange. Hit Bttcksicht Meranf ist 
anch in dem BGB. (§ 1708) die Unterhaltspflicbt des aDSSerehelichen 
Brzeagers anf die Zeit bis znm erfftllten 16. Leben^ahre des Kindes 
erstrebt worden. Dem entsprecbend wird das BG. anter Berllck- 
sicbtignng der konkreten Umstände zu erwägen haben, für welchen 
Zeitraum annehmbar für den Vater der Kl. su 2, 3 und 4 die Not- 
wendigkeit und (He Pflicht bestanden haben würde, diesen auch über 
das 14. Lebensjalir hinaus und nach dem Austritt ans der Schule Unter- 
halt zu f^ewähren und wie hoch flir diese Zeit dei- Betrag, den er für 
jedes der Kinder aufzuwenden gehabt hätfp zu veranschlagen sei. 
Hierbei ist von einer leni gewöhnlichen Laute der Dine:e entsprechenden 
Sachgestaltuug auszugehen, solange nicht Umstände liervortreten, die 
eine hiervon abweichende Beurteilung erheischen. Anlangend die der 
verwitweten B. zugesprochene Rente, su ist die Wiederverheiratung 
dieser Kl. nicht zu den Umständen zu rechnen, deren Eintiitt bei 
normaler Sachgestaltung erwartet werden müsste. Mit Recht hat auch 
die Vorinstanz angenonmen, dass diese Wiedenreiheiratung nidit due 
weiteres nnd unbedingt den Verlnst des Anspmchs anf die Ton der 
Behl, sn zahlende Bente zur Folge haben würde. Das Gesetz enthält 
fOr die Fälle des § 844 Abs. 2 BGB. keine Bestimmung, dass der Schaden- 
exsatzansprnch der Witwe des Getöteten mit ihrer Wiederverlieiratang 
endigen solle; man hat vielmehr, wie die Motive zn § 437 des Lfintworfs 
(B. n S. 785 fg.) ergeben, absichtlich davon abgesehen« abweichend von 
anderen B^äUen (vgl. die einschlagenden Bestimmungen der verschiedenen 
ünfaUvei'sicherungsgesetze, auch § 1Ö81 BGB.) und von einzelnen parti- 
knlarrechtlichen Vorschriften des älteren Rechts (Preuss. ALR. § 107 
T 6) eine solche Bestimmung zu treffen, weil man sie nicht als be- 
rechtigt a!)f?psphen hat. Hiernarli ^^teht der Verurteilung der Bekl. zur 
GewiUirnn;; f-iiier Kente an die I\l /ii I fTir die volle mntmassliche 
LebeDsdiiut-i ihres Mannes kein Bedenken eutg^^^eii, und es muss der 
Bekl. überlassen bleiben, dafern diese Kl. sicli wieder verheiraten sollte, 
ihre etwaipcn Rechte anf Wegfall oder Minderung der Reute im Wege 
des § ^23 ZPO. geltend zu machen. 
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Nr. S38. Ents«h. des Dcniselicn Retehsgerichts 

I.Zivilsenat. Vom 11. Jannar 1905. 

(Jur. WoohenBcbr. XXXIV (mr>) Nr, 6 S. 147 Ziii ■< 
§§ 434 fr., 438, 454 H6B. - § 66 El8enii.-Verk.-0rdii. — § 29 ZPO. — § 631 Abs. 2 
B6B. Der Eitenbabifk'aolitvtrtraB ist elii Warkvartrag mt der Beetiamangt- aad 
AMiefaraipMrt ioa Bitea dar Erfniaigaarl, dahar das BariaM dataalbaa fBr Ktafai 
Mf Erflllmi wla aw Nldht> adar aiaag«nMflar ErfllPaaf mtMi. 

Die Ausführung des Bek). in den Instaiuien and in duMT Instanz, 
der § 29 ZPO. treffe aaf den Eiseutransportrertrag nkslit 8U, weil der 
Transport sich aus einer grossen Keihe von Handlungen znsammensetsef 
für die es einen einzigen Erfüllungsort nicbt gebe, ist rechtlich un- 
haltbar. In der Doktrin und Praxis des gemeinen Rechts hat vor dem 
Inkrafttreten des BGB. kein ernster Zweifel darllber bestanden '^n^s 
der Frachtvertrag die rechtliche Natur des Werkvertrages hat, bei (' in 
wesentlicher Gegenstand des Vertrages und der Erfüllung nicht die 
einzelneu Ausföhrmigs- (Transi)ort-) Handlungen, sondern das einheit- 
liche Ergebnis, Produkt, der Erfolg derselben, bei dem Transportver- 
trage ;ilöu die. Ablieferung des Guts und das Schlussergebuis der ein- 
zelnen Handlungen (ROHG. 4, 172, 23, 32ii, KG. 15, 76). Auch nach 
dem BGB. § 631 Abs. 2 ist der Frachtvertrag als Werkvertrag anfzn- 
fassen, insofern sein Gegenstand ein dnrcJi Arbeit oder Dienstleistung 
herbeimführender Erfolg ist, d. h. die Ablieferung des Qnts, mit der 
die Transportansftihmngshandlangeu abscfaliessen. War aber der Vertrag 
in B. zn erfüllen , so bat der EisenbabnUskos dort aoch fflr die jetst 
erhobene Klage anf Ersatz des Sehadens f&r die dnrch Verseholden des 
TransportfUhrers Temichteten und beschädigten Eier fieeht in nehmen. 
Das B6. hat in ständiger Praxis den Bechtsgrundsatz ausgesprochen, 
dass der Anspruch auf das Interesse wegen Nichterfüllung oder mangel- 
hafter ErfttUnng eines Vertrages an die Stelle der Erfüllung tritt, der 
zn erfüllen ist, wo der Vertrag zu erfüllen, das Vertragsforum auch 
für diesen Ansprach begründet ist (HG. 3, 381; 40, 406. Bolze, Pr. 20 
Nr. 731 a). 

Nr« 839. Enfaeh. des Obergerlchts Solothimi* 
Vom 14. Janaar 1906. 

(Zetteobr. d. Ben. Jnr.-Ter. Xtl itm) Heft 5 B. S87/M8.) 

Voraaatetiuagen für die Annahne einet Lalttenbruche alt Unfallverretzeng. 

Wenn ein Leistenbruch (auch bei- vorhandener Bruchanlage) bei 
einer einzelnen körperlichen Ueberanstrengung austritt, liegt ein ünfall- 
brnch vor (vgl. Bnndesgerichtl Entsch. Bd. XXI S. 652). Eine Uebeiv 

>) Vgl. Erk. 1 um. Hunboig v. 29. September 1903 ta diet. ZeUaehr. M XXI 
8. 127. 
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anatrengmig ist eine anssergewöhnliche Anstrengmig. AasaergewGhiilieh 
Ist eine Änstreiigiing scbon dann, wenn sie hinansgeht über das Mass 
der Anstrengung, das der Arbeiter in der Regel während des ganzen 
Arbeitstages anwenden muss, wenn sie aneh oft, vielleicht w&hrend des 
gleichen Tages mehrere Male gemacht werden muss. Das Ausgleiten 
beim Tragen von schweren Eisenbahuscbienen nnd das Bestreben des 
Tragenden, anfreclitstcliend zu bleiben, veranlassen diesen zn einer 
anssergewöhnlichen Anstrengung. Bin dabei ausgetretener Bruch ist 
Unfallbrucli. 

Bei Leisteiibriicheii will das ßundetsgencht (ßundesgerichtl. Entsch. 
Bd. XX III S. 901 f.) dem Hattp^iclitklüßfcr einen Schaden zusprechen 
auch daou, wenn dei Bruch von j^eibst oder mUdge des Tragens eines 
Bruclibandes geheilt und nur die Bruchanla^^e zurückgeblieben ist. 
Einmal sei die Erwerbsfähigkeit des Verunfallten beeinträchtigt dadurch, 
dass der Bruchleidende durch den BruchausLritt auf eiue Bruchanlage 
aofmerksam gemacht werde, sich deshalb nicht mehr soviel zutraue 
und ans diesem Grande an Leistungsfähigkeit ond Taehtlgkeit einbOsse. 
Zudem werde ein „Gebrochener* in den Kreisen, wo er seinen Erwerb 
findet, als minderwertig betrachtet; er habe auf dem Markte der 
Arbeitskräfte nicht mehr denselben Wert wie vorher. 

Das Obergericbt ist der Meinung, ein solcher Sehaden sei dann 
nicht anznnehmen, wenn der Bmch durch Radikaloperation geheilt ist 
und wenn infolge davon die Gefahr eines Brnch-Rftckfalls eine sehr 
geringe geworden ist 

Nr. S40. Eutseb. des Deutschen Keichsgcricht« 
T.Zivilsenat. Vom 17. Januar 1906. 

(Jnr. Wocben8< br XXXlV 1905) Nr. 5 s i3i Zlfl, t.) 
D\p pr(>us8i8Chen Kleinbahnen sind für din durch den Bahnbetrieb erfolgten Eingriffe 
in das Grundeigentum, z. B. den durch Funkenflug verursachten Sohaden ertatxpfliohtig. 
Art. 109 EG. z. BGB. § 75 Einl. u. § 31 Tl. I Tit 8 Praest. ALR. 

Nach Art. lOÜ EGBGB. sind von den am 1. Januar 1900 in Kraft 
getretenen Beichsgesetzen unberührt geblieben ^die landesgBsetxlichen 
Vorschriften Aber die im öffentlichen Interesse erfolgende Entziehung, 
Beschädigung oder Benutzung ein« Sache, Beschr&nknng des Sigentums 
und Entziehung oder Beschränkung von Bechten'. Zn diesen landes- 
gefletzlichen Vorschriften gehOreu die Bestimmungen des Preuss. ALB. 
in § 75 der Einl. und in § 81 Tl. I Tit. 8. Dass sie auch nach dem 
1. Januar 1900 noch Geltung haben, ist im Art. 89 Ziff. 1 zn a und b 

') Derselbe Grundsatz ist auch iür einen dem Gebiete des irulicrcu fiheinischen 
Beebta nngchörigen Fall In i. Erk. 6. Zifilwnat des des Rddiiger. t. 11. Mai 1904 
(iD dies. Zdtadv. Bd. XXI S. 76, Kntsch. I. Zivils. Bd. 68 8. laO) aagenontmen w«rd«ii. 
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des PreuSB. AG. k. BOB. noch besonders anerkannt. Diese BeBtimmangm 
habes, wie dnreh die ständige auf das Urteil des Ob.-Trib. vom 1. Jnli 
1869 (Strieth. Arcb. 75, 217 ff.) sieh gründende Bechtsprecbnng fest- 
gestellt ist, die Bedentnng, dass bei den im öffentlichen Interesse 
erfolgenden, durch staatliche Anordnung verursachten Eingriffen in das 
Privateigentum derjenige den Eigentümer zu entscliädigen hat, dem in- 
folge dieser Anordnung ein Sehade abgewendet oder ein Vorteil zuge- 
wendet wird. Tm vorliegenden Fall ist die Bekl. diejenige Person, zu 
deren Gunsten die Einscliränkiing des riiundeigentunis des Kl. durch 
die Künzessionserteilung: (hüiin erlolgt ist, dass der Kl, die Einstellung 
des Betriebes der Kleinbalm auch insoweit nicht beanspruchen darf, aU 
dieser Betrieb notwendig« ! ^veise, auch ohne jedes Verschulden der Bekl, 
Eingriffe in das Grundeigentum, z. B. durch Fnnkeutiberwurf, mit sich 
bringen nitis.>. Die Bekl. ist hiernacli. obgleich ihr ein VerüchuMcu 
unstreitig nicht zur Last fallt, zum Ersätze des dem Kl. durch den 
Bahnbetrieb erwachsenen, seiner HObe nach nicht angefochtenen 
Scbadensbetrages TerpflicAtet. 

Nr. 841. Enteeh. des Seotsclieii Bfttehsgeridits. 

6. Zivilsenat. Vom 19. Januar 1905. 

.hir Woction-clir. XXXIV imr., Nr J*** 
§ 3, 7 Haftpflichtgesetz. §§ 323, 258 ZPO. § 844 BGB. Soweit der Eintritt der 
späteren Erwerbsfahigkeit nach den vorliegenden Umständen voraussehbar, muts die 
nwu ier siilsrhaitsImcjitiftM Klmler ie» ««inetts tltbiM mi via vorahsnli 
seitlich bearenzt und es darf nicht auf die Befugnis des HaftpflIcktigM » eintr 
kOnftigen Klage auf Abinderung der Rente aus {$ 323 ZPO. verwiesen werden. 

Wird in dem Falle des § 844 BGB. der Ersatzpflichtige zui- 
Zahlung einer Rente an die dort bezeichneten Personen auch insoweit 
verurteilt, als die einzelnen ßentenbeträge erst nach Erlasv-uns: des 
Urteils lallig werden (vgl. ZPO. § 258), so ist hierbei, nam« utlK Ii lur 
die Zeitdauer der Renteuzahlung, schon jetzt die voraussiclitliche künf- 
tige Gestaltung der Verhältnisse, Wfnlurch der Unterlialtsanspruch der 
Ersatzberechtigten bedingt sein wUrde, in Betracht zu ziehen. Diese 
Aufgabe ist dem Gericht auch nicht dnreh die Vorschriften des § 323 
ZPO. abgenommen, welche vielmehr nur für die Fälle Vorsorge treffen, 
WO eine wesentliche Aenderung in den ftkr die Verurteilung als solche, 
für Höhe oder Daner der Leistangen massgebenden Verhftltnissen, 
welche, dem früheren Urteil nach geltenden Bechtsgmnds&tzen zogmnde 
gelegt werden durften, nachti%lich eingetreten ist (vgl. Oanpp-Stehi 
ZPO. sn § 323 Z. II 3 nnd N. 11, 12). Es liegt nicht im Sinne des 
Gesetzes, die Verurteilung des Bekl. sur Rentenzahlong auf die ganze 
Zeit zu erstrecken, für welche änssersten Falles dessen Zahlungspfliebt 



Digitized by Google 



Entsch. des Dcotsehcn Reidisgericbts vom 19. Jaooar i'dOb. 



398 



Bberbaopt bestehen kann, ancb wenn sieh jetzt aehon naeh dem gewöhn- 
lichen Laofe der JMnge Torbeneben liBst, daas die Voranssefcznngeii 
der Verpflichtung in einem firlkheren Zeitpunkt in Wegfall kommen 
werden. Hit einer Verweisung auf eine eventaelle sp&tere Klage nach 
§ 323 ZPO. wird in einem solchen Falle der zur Rentenzahlnng ver- 
nrteOten Partei nicht gedient sein; abg^esehen von der Frage der recht- 
lichen Znlftssigkeit dieser Klage und von der in § 323 Abs. 3 ZPO. 
enthaltenen Einschränkung hinsichtlich der Abändernii^jr des Urteils, 
wBrde sich darum handeln, dass der betreffenden Partei die Last 
ond nacli Uoiständen die Kosten eines erneuten Prozesses anfgeb&rdet 
werden. Solchen nachträglichen Streitigkeiten dadurch vorzubeugen, 
dass die künftige Sachgestaltung, soweit überhaupt möglich, von vorn- 
herein berRcksichtigt wird, entspricht also der Absicht des Gesetzes 
wie auch dem Inieresse des Beteiligten. — Unter den Gesichtspunkt 
der voraussichtiicheu künftigen (Testaltnng der Dinge fällt auch die 
erst später eintretende bzw. zunehmende Ei werbsfähigkeit eines Kindes, 
sofern hierdurch der Unterlialtsausprnch. fiir dessen Entziehung 
Schadensersatz zu leisten ist, beeinflusst \sird. Dies trifft bei ehelichtin 
Kindern des Getöteten nach Massgabe von § 1602 Abs. 1 und 2 BGB. 
zweifellos, and um deswillen nicht weniger zu, weil (wie das B6. an- 
fttbrt) der ünterhaltsanspmch der ehelichen Kinder gegenilber den 
Eltern nicht an eine bestimmte Altersgrenze gebunden ist — Uass- 
gebend ist anch hierbei das Regelm&ssige, der normale nnd der Er- 
fahrung entsprechende Verlauf der Dinge (vgl. BQ. 7, 51) ^) im Zusammen- 
halt mit den konkreten VerhUtnissen des EinzelfaUes; nnd auf den 
Zeitpunkt« fftr welchen nach solcher voransschanender Benrteilnng der 
Fortbestand der Zahlungspflicht zu erwarten ist, hat der Richter die 
Verurteilung des Bekl. zu beschränken. Nun mag es wohl Fälle geben, 
in denen nach den besonderen Verhältnissen der Beteiligten auch nicht 
mit annähernder Bestimmtheit sich znra voraus ermessen lässt, ob die 
ersatzberechtigte Person oder mit welchem Zeitpunkte sie in die Lage 
kommen wird, sich selbst durch eigenen Erwerb zu unterhalten; und 
da, wo eine solche Voi ausbestimmung tatsächlich unmöglich ist, kann 
sie selbstverständlich deut EicUter auch niclit angesounen werden. 



>) In dlcMT ZeiUcJiriCt Bd. U & 296. 
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EntBcb. des Oeutscbeo Reichsgerichts vom 20. u. 27. März 1906. 



Nr« SMS. Bntseh* des Bentsolieii BelehsgeriehtB. 

6. Zivilsenat. Vom 20. M&rs 1905. 

(Dtsch. Jur.-Ztg. X (1905) Nr. 11 S. M4. — Jur. Woohenschr XXXIV (1905> Nr. 10 S. 817 Ziff. S.) 
Qw QeriobtstUlBd aus Ansprüchen aus dem Hafipfüchtgeset? fst vor t§m fieriollt dw 
Orts, wo der Unfall geschah, beyruntlet. § 32 ZPO. 
Aus fAiiv.m auf dem liahiihof zu J'. im Bezirk des Landgerichts zu 
Görlitz ihm zugestossencu Eisenbahnunfall hat Kl. bei dem Landgericht 
za Q5rlitz Klage erbeben. Der bekl. preassiscke Eisenbabnfiskas erhob 
(gestützt anf die HGEntsch. Bd. 60 8. 408) ^) die Einrede der Unzu- 
ständigkeit des Gerichts. Die Vorinstanz bat die Einrede verworfen. 
BG. weist anter Aufgabe seiner in der gedachten Entscheidang aus- 
gesprochenen Auffassung die Bevision znrftck. Jene Entscheidang gebe 
davon aus, dass Ansprüche aus «anerlaabter Handlang* nur solche seien, 
die sich auf ein za beweisendes oder za vermutendes Verschulden 
stützen, dass daher Ansprüche aus den §§ 829, 835 BGB. trotz 
ihrer Einreibung in den 2b. Tit. Buch II Abschn. VII BGB. ebenso- 
wenig wie aus dem Haftpflichtgesetz darunter fallen. Diese Ansicht 
kOnne nicht aufrecht erhalten werden. Es sei anzunehmen, dass die 
Neuredaktion einer Anzahl von Rcichsgesetzen (darunter des Haftpflicht- 
gesetzes) den Zweck verfolge, die Itt itteu dieser Gesetze mit dem 
Recht des BGB. in Einklang zu In iii<,'eii, damit dieses mit den in Art. 32 
Eiiit'.-Ges. aufrecht eiliaiteueu ReichsgeseUen nunmehr als ein ein- 
heitliches Gesetzeswt'i k erscheine. Daraus folge, dass der Gericht.s;»und 
des § ZPO. iuuli auf An.sprücho aus den §§ 833, 835 BGB. und aas 
dem HaiLpflichtgesetz zu beziehen sei. 

Kr. S43. Entseli. des DentseheD Belehsgerichto. 

6. Zivilsenat. Vom 27. März 1905. 

(Jur. Worhelisclir XXXIV joo^ Nr to S 39! 7UT m i 

Haftpfl.-Ges. $ i. Sturm ist nicht höhere Gewalt, wenn üem Eisenhahnunternehiner 
der Eintritt riettellf ■ sowis «He Qsfthr für dsn Zig MMit war. 

Der El&ger ist am 26. Dezember 1902 dadurch verletzt worden, 
dass der Zog der Kleineisenbabn, worin er von Sch. nach S. fuhr, vom 
Stnrm umgeworfen wurde . . Es ist den Ausführungen beizutreten, mit 

denen der Berufungsrichter seine Annahme begründet hat, dass der 
Unfaii weder durch höhere Gewalt noch durch die eigene Schuld des 
Klägers verorsacht seL Die Gefahr^ die der Sturm einem fahrenden 
Zuge bringen konnte, war der Bahnverwaltung bekannt. Ihr war auch 
von der Aufsichtsbehörde zur Pflielit tr» inaeht, bei gewissen Windstärken 
den Betrieb einzustellen. Der Sturm war bereits 'nifi^etreten , bevor 
der Zug von ISch. abgelassen wurde. Diese Anordnung ist getrofiea, 

^) S. hl dieser Zeitschrift Band XIX Seite 40. 
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nicltt weil die Gefahr imyerseheiis hereinbrach, sondern weil infolge 
mangelhafter Einrichtnngen der BafanhofsTerwalter ongenOgend über 
die Stärke des Storms nnterrichtet war nnd daher glaubte, dass die 
Fahrt gewagt werden kOnne, w&brend ohne ttbemiäasige Aufwendungen 
die BabuTerwaltung in der Laj^c gewesen w&re, solchem Irrtum voran- 
bengeu. Das eigene Verschulden des Klägers soll nach der Auffassung 
des Beklagten darin liegen, dass er in dem Zuge mitgefahren ist, ob- 
wohl er nach seinen eigenen Aeusserungen die bevorstehende Gefahr 
gekannt habe. Allein es ist nicht rechtsirrig, wenn der Berufungs- 
richter davon ausgeht, der Kläger habe nicht die im Verkehr er- 
fordprliche Soi'jfalt verletzt, indpni er, trotz seiner Angst, dass etwas 
passieren kunne, sich auf den btutionsvorsteher nnd das Zugpersonal 
verlassen habe, die die Abfahrt des Zuges als zulässig angesehen hätten. 

Nr. 344. Sittseh. des DentBehen MehsgerklitB. 

3. Zivilsenat. Vom 4. April 1905. 

Das Recht IX (1905) Nr. lO S. asä /.itf I3»5.) 
g 7 Haftpfl.-Ges. Wer mit Erfolg dafür verantwortlich qemacht werden kann, dass 
eio anderer einen Anspruch auf Entschädigung auf Grund des Haftpfl.-6e8. verloren 
Iwt (I. B. sfai Rechttanwatti dar sebsMIiaft dM Antprsob bat verJUrM Ismm), kam 
fir 4eB Fall, daM er Im Regretawege zur Zahlssg eiasr Rente as des Geeehidigtes 
versrtellt wirdf legirtch auch zur Sichcrheit^iicistung für dir>«ielbe ossiiee § 7 des 

bezogenen Gesetzes angehalten werden. 
Unbegründet erweist sich ferner der gegen die Verurteilung zur 
Sicherstellung pfnichtete niaterielhechtliche Angriff. Allerdings beruht 
die Schadensei. >Hi/:i»lltclit des Beklagten auf Art. 1992 c. c. Allein was 
den Umfang des von ihm zu ersetzenden Schadens betrift t, so war dabei 
anch das Haftpflichtgesetz in Betracht zn ziehen, da der Bekla^^e den 
Schaden za ersetzen hat, der die Klägerin infolge des Elageverlustes 
gegen die Firma H. & Co. betrolFen hat, nnd H. & Co. ans dem Haft- 
pflichtgesetze rerantvortUch gemacht war nnd haftete. Nach § 7 dieses 
Gesetzes hatte aber das Gericht anch darQber zn ericennen, ob Sicher- 
heit zn bestellen gewesen w&re, die Sicherheitsbestellnng liegt also im 
Rahmen des za ersetzenden Schadens nnd konnte somit dem Be- 
klagten anferlegt werden. 

Nr. 24&. Entsdi. des Oestenr. Oheraten (Kertehtshofts ^). 

Vom 28. April 1905. 

Die infottie di^s ungarischin Eise nbahnstrikes vom April 1904 eingetretene üeber- 
schreitung der reglementarischen Lieferfristen begründet keinen Schadensersatz* 
asepnieh gege» die Eleeibahs. 

^ Bestitigniig d«r Bsticli. da Oberfandesgcridits Wies fom 8. Min 1906 (Allgem. 
T^.-A]u. ZXIV (1905) Nr. 15 8. 290). . 
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Entsdi. d«s Oeatetr. Obedtea Qcriditsliofe« vom 88. April 1906. 



Die von der Klägerin zur Fandiernng ihi es Anspruches gebrachten 
Ansführungen sind in den entscheidenden Punkten lialtlos. Riehtig: ist 
nur, dass das Bei ufungsgeiicht irrt, wenn es sagt, die Eisenbahn- 
beti iebsorduung vom 16. November 1851, RGBl. Nr. 1 ex 1R52, sei längst 
ausser Kraft getreten, und es seien sclion wiederhuit .seither neue Be- 
triebsordnungen erlassen wurden. Offenbar hat es Betriebsordnung und 
Betriebsreglem e n t ver we c h sei t. 

Gerade diese BO. vom 16. November 1851 besagt jedoch iui § 4, 
daas die EisenbahnuDtemebmangeD folgende Bekanntmachungen zu er- 
lassen verpflichtet sind: 1. Eine Fäbrordnnngf 2. einen Fabrpreistarif 
für Personen nnd Sachen, 3. Bestimmnngen Uber die Aufnahme der 
zar Beidrdernng geeigneten Sachen, fiber die Haftnng für dieselben, 
Uber Erfolglassnng und Uebergabe, wobei hinzogefOgt wird: ^In den 
Bestimmungen über den Personen- and SacheoTerkehr ist anch die 
Lieferzeit fftr die znr Befdrdemng Obernommenen Gttter festzusetzen*. 

Daraus folgt, dass unter „Tarif nur das Preisverzeichnis ver- 
standen wurde, während die Festsetzung der Lieferfrist begrifflich 
nicht mehr zum Tarif gehört. 

Wenn nun § 63 des Betr.-Regl. anordnet, dass die Lieferfristen 
durch die Termine zu verölfentliehen sind, so bleibt es fraglich, ob 
hiedurch der in der Betriebsordnung aufgestellte Begriff des Tarifes 
geändert werden wollte, nnd ob die Handelsministerialverordnung vom 
1. November 1890, Z. 47510, welclie in § 2, Punkt 2 von Tarif- 
änderungen v()r.s(direibt, dass sie im Sinne dieser \ t-ruidming zu ver- 
öffeütlicliea sind, auf die Einführung von ZuschlagslieferlVisteii An- 
wendung finden kann. Dafür spricht allerdings der Schhiss des § 4 
der genannten Verordnung, welclier als Taiifünderung auch erklärt: 
„Aenderungen, Ergänzungen und Ausleguugen der zu den bestchendeu 
Tarifen gehörigen reglementarischen und sonstigen Bestimmungen". 
Altein mag man auch annehmen, dass durch den Eingang des § 63 
Betr.-Begl. der Tarifbegriff eine Erweiterung erfahren hat nnd Tarif- 
abättdeiiingen nach der erwähnten Handelsministerialverordnung, sowie 
nach § 7 BO. 14 Tage fr&her, als sie in Wirksamkeit zu treten haben, 
in der vorgeschriebenen Weise znr öffentlichen Kenntnis zu bringen 
sind, so kann auch dann dem Klagebegehren nicht stattgegeben werdea. 

Denn die sachentscheidende Gesetzesstelle kann vorliegend nur im 
Abs. 7 des § 63 Betr.-Regl. gefunden werden, welcher besagt: „Der 
Lauf der Lieferfristen ruht fiu die Dauer einer ohne Vei-schulden der 
Eisenbahn eingetretenen Betriebsstörung, durch welche der Antritt oder 
die Fortsetzung des Bahntransportes zeitweilig verhindert wird", und 
der wörtlich mit al. 7 der Aasführuugsbestiiuinaugen § 6 zu Art, 14 
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des 1. Ue. Qber den Eisenbabnfrachtverkehr vom 14. Oktober 1890, 
BGK. Nr. 186 ex 1893, ttbereinstimmt. Eine zeitweilige totale Betriebs- 
verhindenug mass dann doeh wohl der BetriebsstOrnng mindestens 
gleicbkommen. Oebt man aber von dieser Ansicht ans, so ist im vor- 
liegenden Falle fiberhanjit keine üeberscbreitnng der Lieferfrist Torge- 
kommen, da w&hrend des Strikes (20. bis inklnaiTe 25. Apiil) der Lanf 
der Lieferfrist ruhte. Dann kann aber anch die Verordnung des Eisen- 
babnministeriiims vom 10. Februar 1005, RGBl. Nr. 14, welche übrigens 
als eine dem die Klage begründenden Faktum nachgefolgte natürlich 
in diesem Prozesse nicht sachentscheidend wirken könnte, auch nicht 
einmal zur Unterstützung der klägerischeu Rechtsansicht herangezogen 
werden, weil sie din Frage des Ruhens der Lieferfrist <»ar nicht berührt. 

Ks kommt aber iiilolgedessen nicht melir weiter zu erörtern, ob 
die Kuiidniachunn: der Direktion der köiiigl. ungar. Staatsbahnen vom 
29. Ai)ril 1904, Nr. 76.1 lö'f IV/ 1904, rückwirkende Kraft habe und deren 
Bestimmung, dass fih alle jene Güter, welche die Linien der küuigl. 
nn{!:ar. Staatsbahiieti, sowie der von diesen im Betriebe gehaltenen 
Bahiieii in der Zeit vom 20, bis 26. April 1904 berührten, ausser den 
reglementarischen Lieferungs- und Zuschlagsfristen uoch eine weitere 
temporftre Zoschlagsfrist von sieben Tagen in Anwendung gebracht 
wird, auf vor dem 20. April auf diese Linien bereits tibergegaugone 
Guter Anwendung finde. 

(Gerade diese Kundmachung zeigt flbiigens klar, dass die KIftgerin 
auf einem rerfeblten Standpunkt steht Die Anh&ufung der zu ver- 
frachtenden Ottter infolge des Strikes war es offenbar, welche als Ur- 
sache derselben wirkte, sie verursachte aussergewöhnliche Verkehrs- 
Verhältnisse, die eine Zuschlagsfrist unentbehrlich machten. Die Zeit 
während des Strikes ist in ihr gar nicht weiter berücksichtigt als in- 
sofern, dass sie sich auf die während dieser Zeit aufgelieferten oder 
auf die königl. ungar. Staatsbahnen übergegangenen Güter bezieht, 
darum wurde sie erst nach Beendigung des Strikes erlassen und war 
gar nicht dazu bestimmt, rückwirkende Kraft zu äussern. Offenbar 
war hierbei auch al. 7 fies § 63 Betr.-Hegl. im Auge behalten worden. 

Dass sitk dit: klH<;en(le Firma mit Unrecht auf § 9 Betr.-Regl. 
bernft, gelit daraus hervor, dass dieser Paragraph einen wirklichen 
Transport voraussetzt, dass aber im gegebenen Falle der Transport 
überhaupt gehemmt war. 

Jedenfalls aber ergibt sich aus dem Angeführten, dass die recht- 
liche Beurteilung der Sache durch das Bernfangsgericht, welches die 
Klage fttr unbegründet hielt, keine unrichtige war und dass demnach 
der klügerischen Revision keine Folge gegeben werden konnte. 
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Abhandlungen. 



20. 

Die uacliträgliclie Aniialimebcreitschaft des Eaipfäiiget*» beim 

Frachtvertraffc. 
Von Kcgierungsrat Or. Rundnagel in Posen. 

Von Dr. Senckpiehl wird in dieser Zeitsclurilt (Bd. XXI S. 204ff.) in 

der Hauptsache etwa fülgendes ausgeführt: 

Die einmal erklärte Annalimeweigerung habe nach i; '.]:V3 BGB. die 
Wirkung, dass das Recht des Empfängers als nicht erw, 'i t n Lr< lte. Wenn 
dieser sich nun nachtrHelich zur Annahme hereit erklürc, si> kuiiue hierin nur 
ein neues Verlrag-sangebut gefunden werden. Die Anualune dieser Offerte sei 
nicht Sadie des Fraclitfttlirers, sondern des Absenders, da nur dieser b^ngt 
sei, über das Gut sn yerfagen. Folglich dürfe einem Empfänger, dar sonftcbst 
die Annahme des Frachtgutes Terweigert hatte, das Qnt ohne Znstiinmnng 
des Absenders nicht mehi' ausgehändigt werden. Dies ertrebe sich des 
weiteren auch aus der Vorschrift des § 437 HGB. , nach der hti einem Ab 
liefenmgbliiudernis der Absender unverzüglich hiervon zu benaclirichtigen und 
dessen Weiäong einzuholen sei. Diese Bestimmung würde gegenstandslos sein, 
wenn der Fraehtitthrer berechtigt sei, vor Eingang der Anweisung des Ab- 
senders das Gnt ohne Weiteres dem Erapülnger ansanliefem. Ans ihr folge, 
dass der Fraehtffihrer mit der Andiftndignng an den Empfänger bis an dem 
Zeitpunkt warten müs.se, an dem unter regelmässigen Umständen nnd bei ord- 
nangsmiissigcm (xcschaftsgang eine Antwort • int reffen könne. 

In dem Falle, in dem der Frachtführer aus.serstande sei. den Absender 
von der Annahmeweiä,'« l untr zn unterrichten, sei die Rechtslage fr^lsrende: 

Durch die Ablehnung der Annahme werde für den Frachtführer die Ab- 
lieferung nmnüglich, nnd zwar infolge eines Umstandes, den er nicht an ver- 
treten habe. Der Frachtftlhrer werde daher nach § 276 BGB. von seiner 
Yerpflichtnag snr Abliefemng frei, ^be der FrachtfBhrer aber lielne w- 
Iragliche Pfliditen mehr, so „könnten" ihm solche aus der auftraglosen Ge- 
schäftsführung erwachsen. Der Frachtfühi'er ^iiabe " tremSss § 677 BGB. über 
das Gut in der Weise zn verfniren. wie das Interesse des Ab.<?enderf mit 
Rücksicht auf dessen wirklichen oder nintmasälithen Willen es erfordere. AIä 
mutmasslicher WiUw des Absenders sei wohl immer der im Frachtbrief ssm 
Ansdmck gekommene anansehen, n&mlieh der, dass das Gnt dem Emirfängsr, 
auch wenn er sich erst nachträglich aar Annahme bereit erkläre, ansgeliefert 
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werde. Sonach ^habe* der FrachtfUirer daa Gnt dem sich nacbtrftglielL 
meldenden Empfänger anranhilndigen. 

Das gleiche gelte, wenn der Absender mit Erteilung der Anwoisong 
säumig sei. d;t nnch hier der FrachtfiUirer oJue seine Sebald eine Anweisong 
nicht erhnitt-ii kiMinr. — 

Dtw Ergebnis würde fulgeudes sein: 

1. Einem Empfänger, der im nftchsteD Aagenblick die Annahmcwcigcruiig 
bereut und sieb xnr Annahme bereit erklftrt, darf das 0nt nicht aiugebftndigt 
werden. 

2. Ein Alisender, der auf die Anzeige von der Aunahmeweigerung nach 
langem Suchen einen neuen Abnehmer gefunden hat, kann diesem nicht liefern 
und wird daher schadpitsersatzpflichtie, wn) s^ine Disposition bei der Ei'^en- 
buhn, die das Gut inmitten dem sich neu meldeudeu Empfänger ausgeliefert 
hat, verspätet einging. 

8. Wird ein Fracbtgat in einem Falle, in dem die Benachrichtigung dea 
Absenders von der Annabmeweigenmg nicht tnnlich war, bei der Analieferang 
an den EmpAnger beschädigt, so finden nicht die frachtrechtlichen Sonder^ 
be.stinimungen des HGB. . sondern die 077 ff. B(tB. Anwendung. Der 
Fr.irlitführer haftet also nicht Ipdi'jÜch für den Enii)fa!i!r«<wert der Güter, 
sondtiii als auftragloser Cieschiitistiilutr für volieii .Scliadtiis.Tsnt/.. Handelt 
es sich um eine Ki^cubahu, so w ürde diese nur füi* Verschulden einzustehen 
haben, nicht aber bis aar höherai Gewalt haften. 

Das gleiche wttrde für den Fall gelten, daaa der Absender nhdit recht* 
aeitig Terfttgt hat. 

Man kann sich schwerlich ein ünbefHedigenderes Ergebnis votstdien. 
Die Ansführnngeu Henckpit Iiis sind — beinahe mr-rlite man sagen glücklicher- 
weise liörhst anfechtlnir. Ich versage es mir^ aal alle Einzelheiten ein- 
zugehen uiul iiiödite nur folgendes hervorheben. 

Lehnt der Empfänger die Annahme ab, und erloschen demgemäss die von 
diesem «^oibeaea Rechte, so wtirde dies, soweit das YeiUUtnis des FMitr 
fahren nun Absender in Betradit kommt, dessen Berechtigiing nnd Ver- 
pflichtung, an den Empfänger abzuliefern, nnr dann berühr« n. \v( im dit ser 
Ablieferung hierdurch die Eigenschaft einer vertrnL'*?mäs8igen Erfüllung des 
Frachtvertracrrs cntzogon würd»- T>if*spr Fall luL't aber ni^'ht vor. Nimmt 
der Empfängtr im nächsten Aut'i iiMi' k dii' Aiinatmicw t ii:- rnng zurtick, ho ist 
nicht ersichtlich, weshalb die AusliettiuuK uiciiL als Erfüllung des Fracht- 
Tertrages zu gelten bat. Das gleiche gilt, wenn die ZnrftekBabme erfolgt, 
bevor die Benachrichtignng aber die Annahmeweigening abgesandt ist Anders 
ist es jedoch, wenn diese abgegangen Ist. Hier liegt es In der Natnr der 
Sache begründet, da.s8 der Fraclitführer die AnweisOBg unbedingt abwarten 
rauss. Elim An^licfeninj? an den Enipfäi)<rer wäre eine grobe Vertracrswi Irrig- 
keit. Hiciau ändt rt aui li rirr l'iri'^iaiiil lits. dns«« die Antwort des Absenders 
sich verzögert. Du Fracht! ülirti ist beim besten Willen nicht in der Lage, 
zu beoiteilen, worauf diese Säumnis zurückzuführen ist, er weiss nicht, ob 
der Absender gleichgültig seine Hftnde In den Schoss legt oder ob er Depeschen 
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Ober Depeschen wechselt, mn das Gut an den Vaun sn bringen. Eine Ao^ 
händigung des Frachtgutes an den Empfänger wäre keine nützliche Fiihrong 
der GeBch&fite des AbBenders, eondem ein recbt «imfttsea, onftberlegtes Be- 
ginnen. 

Aas dem Gesagten ergibt sieb die Behandlang des Falles, in dem eine 
Benachrichtigung des Absenders vntunlicli ist^ tob selbst: dw FrMhtiUver 
kann und moss das Gut jederzeit dem sich mddenden Empfftiiger ausliefern. 

Einer Ablehnung bedarf nur nocb die Hineinzlehnng der Oesehftftsfttbrong 

ohne Auftrag. Mit einer solchen kann doch nur dann operiert werden, wenn 
eine Vcrijflichtuncr oder Tlcrci hticnnsr zn liaiuliln . nicht besteht. Stehen aber, 
wie hier, 5c\vci Parteien in einem VertraL'svrrhilltni.s, inhaltfi desf?e!i die eine 
der anderen gegeniJher zn einem Tätigwerden veriillichtet ist. so re^reln sich 
die rechtlichen Beziehungen lediglich nacii den für das Vertraifäveriialtuiä 
maMgebenden Yorscbriften. Allerdings scheint Senckpiehl — wenigstens in 
einen Teil seiner Abhandlung — die Anifassang an vertreten, dass durch die 
Annabmeweigening der ObtigationsneziiB zwischen dem Frachtftdirer und 
dem Absender zerstört werde. Alsdann w&rde er wenigstens nur von einem 
unrichtifren Yordejsatz ausgehen, die Schlussfolgerung dagegen würde an ««ich 
richtig sein. Kr hätte sich dann aber von dem weiteren Fehler freihalten 
müssen, eine Verpflichtung des Frachtführers zu dieser Geschäftsführung zu 
normieren. Dies ist mit dem Wesen der negotiorum gestio schlechthin ou- 
verelnbar. 

In einem Punkte stimme icli jedoch mit Senckpiehl ttberein, uMmlich in 
der abflUligeu Beurteilung des von ihm angezogenen Urteils dea Amtsgerichts 

zu TamoAvitz 

Aber auch hier kann ich ihm niclit voll beitreton: Besser w&re es ge~ 
wesen, er hätte das Urteil der OeÜentlichkeit vorenthalten. 



1) Pias nimmt an, dass ein Ablieferungshindenüs'tbetlianpt nicht mehr vorliege 
sobald der Empftnger seine AnnahmeweigeniBg zurackmdw. Bs folgert hieraus, dasa 
der FraditftUirer olint inicksicht auf eine zu erwartmde VerfOgang des Abseadeca 
aar Amdiefening berechtigt lei. 
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21. 

Einwand des VerschnldcDS des Vaters jsrojren den Ansprach auf 
Ersatz der für sein ff(»s<*!iaftsmif i{hiiros Ktnd v(»rw(»ndoten Heilnngs- 
kwUn, § 1 Uaf tpJUelitgeseti^ §§ m Aha. U ^ Bi(B. 

Ton 0. HtiMb 

Sjnidiktts ja Berlin. 

Tier VI. Zivilsenat des Reichsgerichts hat in ^riiKr Eiitsolieidung vom 
19. Januar 1003 (abgedruckt in der Zeitfidirift ftir KleiuluiJinen Heft 3 S. 208 
de 1904 vaä Kger, Eieenb. Entsch. Bd. XX S. 44) d«n Eiawa&d des Eisen- 
bahnnntenieliiiien gegen den die HeUnngskosten seines noch niclit sieben Jahre 
alten Sohnes einldagenden Vater, nSmlich, dass dieser die üim gesetalich ob- 
liegende Aufsicht über sein Kind vernachlässigt habe, zurückgewiesen. 

Nach dem Tatbo«taiuli' des Urtrils war dt r H Jahre alte Sohn des Klägers 
von einem Zuge der Sti a.ssrubahu schwer vt rlt-tet worden. Der Verletzte 
nahm die Strassenbahngej>elLschaft wegen eiuer Kente in Anspruch, nnd der 
Vater klagte gleichzeitig die von ihm aufgewendeten Kosten der Heilung nnd 
der Beechaffong Idlnstlidier 01iedniassen von ihr ein. I>er gegen letzteren 
Anqinich ans dw Verletsnng der AnfBichtspflicht entnontniMie Einwand der 
Beklagten ist vom Reich^ericht in der Haiqttsache ans folgenden OrOaden 
Torworfen worden: 

,Anf die soeben angezogene Vorschrift (des ^ BGB.) aber kann 
öchadensersatzpflicht des Klilpers zu 1 atirli nicht gestützt werden. Deiio 
§ 832 statuieii. eine Haltung des Aufsicht^pHichtigen gcgeutibeir dem ge- 
schädigten Dritten nnr, wenn die zu beanfidcbtigeade Person eines der in 
§ 823 Abs. 1 besonders erwfthnten Lebensgflter oder das Eigentnm oder ein 
sonstiges Recht des Dritten dnreb dne objektiT reehtswidrige, wenn auch 
vielleicht subjektiv nicht schuldhafte Handlang (vgl. Sntsch. des Reiclisger. in 
Zivils. Bil 50 S, 65 ff.) verletzt hat. Nun kann aber, wenn jpmand sieh einem 
Bahnznge unvorsichtiger Weise sn nähert, da<^s sein Leben und soint' (resund- 
heit, nicht aber der Zug und dtJäwen Insassen gefährdet werden, nicht wohl 
gejsagt werden, dass er damit eine objektiv rechtswidrige Handlang vornehme, 
keinenfalls wird abw dadnreh ein Becht des Betriebsnntemetamers In Sinne 
Ton § 823 Abs. 1 Terletst, mag anch dessen Vermögen wegen der Bestim- 
mungen des Haftpflidttgesetses unter ümstftnden eine SchSdigung erfahren. 
Aus diesem Grunde würde es übrigens auch ausgeschlossen erscheinen, eine 
HcbadoTisersatzpflicht de^ Klüvers zu 1 (des Kindes) gegenüber der Belüagten 
njimittelbar auf § 823 Abs. 1 zu stützen'*. 

Diese Begründung erscheint auf den ersten Blick plausibel; aber selbst 
bei flttehtiger Prttfnng fiUlt es anf, dass nacli der Anffassnng des Reich^erichts 
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der AnfnohtBVfiipflichtete in dem einen Falle, n&ndiolL wenn der Zag oder 

deest ii Fahrgäste beschädii:( hzw. vi riotzt werden, haften, im andern Falle, 
wo sicli der Unfall auf das Kind beschränkt, nicht haften soll, olidcich er in 
jedem der beiden Fälle ein Verschulden betfaiiiriii hat, indem er die Aufsicht 
vernachlässiifte. dass also seine SchadensersaUptiicht von ausserhalb seiner 
Person liegenden Umständen, dem Zufall, abhängig ist. Ferner kann selbst 
prima facie nieht flberselien werden, dass der Bahnnntemelmier dnrch die 
Handlung des Kindes wirllicli gesch&digt ist; denn er mass eine Rente zahlen 
vnd Heilangskosten erstatten. Di i Umstand aber, dass diese Leistungen statt 
an einen DrittoTu beispielsweise den Fahrgast, an das Kind bzw. dessoii Viiter 
erfolgen, hebt doch die Tatsache der Beschädigung des Unteniehinci s nicht 
auf. Di«' FiTitHrheidujig des Reichsgerichts widerstrebt sonach auch dem 
Rechtseinptiudeu. 

Bei Qiherer Prllfiiing erweist sich denn anch ihre BegrOndang als unhalt- 
bar. Znnftchst ist die Ansicht nicht zatrelFend, daas man eine objektiv rechts- 
widrige Handlang nicht begehe, sobald man sieh einem Bahnznge nur so nähert, 
dass man nur selbst geflUu'det wird, nicht aber der Zag oder dessen Insas.se». 
Sie verstös;»t geiren den Keclit?gruudsatz . dass eine rechtswidrige Handlang 
auch olnio ihn lOiniritt nachteiliger Folgen rechtswidrig sein kann. Das 
Beschreiten <ler Oeleise einer Haupt- oder Nebenbahn ist beispielsweise gemäss 
§ 64 der Betriebsordnung far die Uaupteisenbahnen bzw. § 44 der Keben^ 
bahnordnvng an sich strafbar ohne Rlicksicht anf den Effekt, und wenn dar 
darch ein Eisenbahnzag gel&hrdet wird, sogar mit der Strafe des § 316 St0B. 
bedroht, gleichviel ob ein Schaden entstanden ist oder nicht. 

Eben.sowenig kann der weiteren Begründung, dass ,keinenfalls ein Recht 
des Rahnnuternehniers im Sinne des 5^ H23 BGB. dnrch die Handlung des 
Kindes verletzt sei, wenngleich dessen Vermögen wegen der Bestimmungen des 
Haftpflichtgesetzes eine Schädigung erfahi'en habe'", beigetreten werden. Einer- 
seits wird hier eine Schädigung des Yerml^ns des üntemehmers zngegeben, 
andrerseits mit Rncksicht anf | 823 Ic. in Abrede gestellt, obgleich darch 
▼ergleichsweise Heranziehung des Falles, in dem der Zug und die Fahrgäste 
verletzt werden, zutreffend zUiTi ;rcben wird, dass eine Schädigung des Ver- 
mnrrcns nnter den 823 Ic. t'allf In nllon Fällen ausserhalb dt^s Tlafriiflicht- 
gt<i t/.i's tritt allerdings bei Anwendmm dfs § 832 Ic. die Frage tiiier 
Schadeijsersatzpflicht des Dritten (Verletzten) nicht auf. Wird der Aufsichta- 
pflichtige aas § 832 Ic. in Anspruch genommen, weil beispielsweise das Kind 
einem andern das Aage anageschossen oder ihn in den Zag gestossen hat, so 
wird dieser Ansprach Tom Verletzten darauf gestützt, dass ihm der Aafsiditr 
bedürftige dnrch Yemachlftssigung der Aafsicht einen Schaden zngefttgt habe, 
der ihn gewi.sscrma.s.sen unmittelbar an seinem Körper oder Eigentum irrfroffen 
hat. Beim Eisenbahnunfall jemandes aber, der diesen verprhnldet hat. dem 
aber sein Verschulden aus subjektiven Griluden nicht angerechnet werden kann 
oder der sich auf die dem § 254 BGB. duixh da;> lieichsgericht zuteil ge- 
wordene Auslegung sttttzt, wird ans dem Tater infolge seines Unfalls ein 
Forderangsbereehtigter nnd ans dem Verletzten ein Schadensersatz- 
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Pflichtiger, weil der Balmiintenielimer anch ohne Yenchnlden, ja sogar 
trotz Yerschiüdeiis dee Yerletsteii haftet. Dieee Forderung des Yerongiackten 
entepricht aber ihrer Art nach Ii« ispi« l>weiM durchaus derjenigen des infolge 
der rechtswidriKCii Handlung des Kindes verunglückten Fahrpastes. für die 
das Reichs<rerif!it ilen Vater haftbar machen will, wie überhaupt jedem An- 
spruch, der aus dem HaftpHi« hti^t .s< u gegen den Bahnunternehmer erhoben 
werden kann; sie wird ja aucli aul dieses gestützt. Sie ist auf Liberieruug 
gerichtet und neht eine Minderung des Vermögens des Untemdunas nach 
sieh. Der demselben entstandene Schaden gehdrt sonach hegriflnich au den im 
§ 823 Ic. angegebenen, fOr den der AufsichtpAichtige gemäss § 832 Ic. anf- 
sukommen hat. 

In den Urteilsgründen wird an«<!erdrni die Ansicht vertreten, dass 7.nr 
Anwendung des § 832 Ic. L'PLrt iiiiber dem Aufsichtspflifhtitren nicht nur i ine 
rechtswidrige Handlung des Kindes und eine Bchadensjjutügnng, sondern auch 
die Yerpf lieh taug des ivindes, seinerseits dem Dritten Schadeusersatz zm 
leisten, erforderlich sei. Dies muss fttr alle regelmftssigen FftUe als richtig 
angestanden werden, fttr den Eisenbahnunfall trifft es aber aus den oben an- 
gegebenen Gründen, nftmlich wegen der ausserordentlichen liaftuug des f^iseu- 
bahnunternehmers nicht zu. Jedenfalls verlangt der § ^^32 Ic. ausdrücklich 
dieses Moment zn seiner Anwendung' inclit ; er sti'ht sogaj* unter der Voraus- 
setzung, dass das Kind den von ihm augiiichtettu Schaden zu ersetzen nicht 
verpflichtet ist, und legt gerade deswegen dem Vater die Schadensersat/ptiicht 
auf. Insoweit Bedenken in dieser Beeidung bestehen, mag auf § 829 Ic. 
hingewiesen sein, Inhalts dessen der verm<)gende AnfiBichtbedOrftige trotx 
seiner NicbtTerantwortnug ausnahmsweise aus BUligkeitsgranden zum Schadens- 
ersatz ans seinem eigenen Vermögen herangeaogen werden kann, hiervon aber 
befreit ist. sobald der lürsatz des SchadenH vf*n d* ni Aufsii hr|it1ii lititron nlangt 
werden kann. Letzterer haftet also auch hier nielit etwa, wi il das Ivind den 
Schaden nicht zu ersetzen imstande ist. sondern weil es hierzu nicht ver- 
pflichtet ist. Be! ungeawnngeiMr Auslegung des § 832 Ic. kann daher zu 
seiner Anwendung gegenüber dem Aufsichti^Uchtigen nur das Vorhandensein 
einer rechtswidrigen Handlung und eines hierdurch entstandenen Schadens ge- 
fridfit werden, nicht auch noch dasjenige einer Verpflichtung des Kindes. 
Autli in dem Falle, in dt in der Zug oder die Fahrgüste beschädigt wcrdt n, 
liegt I int; Schadensersaizptiicht des Kindt^s nicht vor. tind doch nimmt das 
Heirhsgtricht keinen Anstand, den Aufsichtpllichtigen in diesem Falle für 
schadcusersatzpüichtig zu erkhircu. 
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22. 

Auch die Eostcu der Feuerbestattung hat der ans (1( r IT iiftj) flicht 
ersatzpfliehtige Strasseubahuunternehmor den Erben zu erstatten 

(§ 3 B«ichshaftpflichtt;esetz). 
Von Dr. Benno Hilse, 
Kreisgeriehtsrat In Berlin. 

Es hat anf Gmnd § 3 des HaftpflichtifesetaEes in der Faaning des Art. 42 
dM £6. Enm BGB. der Brsataspflichtige die Kosten der Beerdignng denjenigen 
zu ersetzen, dem die Vei-pflichtuup obliejrt, diese Kosten zn tragen. Neuer- 
dings ist streitig geworden, ob diese Verbindlichkeit «icli auch anf die Kosten 
einer seitens des Verstorbenen angeordnoten FcupHx .stattung erstreckt. Anlass 
hierzu jrab der Umstand, diu« ein lifriger Anhänger der Feuerbesiaitniig in 
einem fornigereclit errichteten Privattestamente seinen Erben die Verpflichtung 
anferlegt hatte, nach seinem Ableben seinen Leichnam in dem an dem Wohn- 
orte vorhandenen Krematorlnm einzoftschem, nnd daas diese seinem letzten 
Willen nacbznkommen aach aas dem Grande sich fftr verpflichtet hielten, weil 
für den Fall des Znwiderhandelns sie auf den Pflichtteil eingesetzt waren. 
In der Annahme, dass die Kosten der Feuerbestattung erheblich höhere als 
die der Beerdigung seien, lelinto die ITaftptlichtschuldnerjii es ab, solche zu 
erstatteTi. und ging in ihrer Weigerung sog.ir soweit, dns Anerbieten ziirück- 
zuwei.seu, eijien den Beerdigungskosten gleich hohen Teilbetrag zu iiberuelunen, 
sich anf das von dem Gesetzgeber gebraachte Wort Beerdigung stfltasend. Bei 
der nnbestreitbaren steten Zunahme der Feaerbestattnngen erscheint es gerecht- 
fertigt, in PrQfung dieser Streitfrage einzutreten, nm durch Austausch der wider- 
sprechenden Ansichten für spätere Fälle eine Klärung derReelitslage herbeizuführen. 

Kirliti? ist zwar, dass ein strenges Fe.sthalten an dem Wortlaute der 
Cn sclzi sstelle zugunsten des Krs;U/,ptiichtij/t u eiit.srheidet Allein zufolge 
§ löl BGB. sind Verträge so auszulegen, wie Treu un<l Glauben mit Rück- 
sicht anf die Yerkehrssitte es erfordern. Dleae das heut geltende bürgerliche 
Recht beherrschende Rechtsr^e! mm» sinnentqirechend Anwendung anf die 
Analegong der Gesetze flnden, bei denen nicht streng an dem Wortlaute fealr 
gl Iialten^ vielmehr im Zweift Isf^lle ans dem den Worten in tie wohnenden Sinne 
auf den gesetzgeberischen W'ilUu geschlossen werden soll. Hiervon als von 
untrügerischen Vordersätzen ausgehend gelangt man jedoch zu einem entgegen- 
gesetzten Endergebnis.se. Denn der gesetzgeberische Wille in dem § H n a. 0. 
ist zweifelsohne dahin gerichtet, dem Kisatzpflichtigeu diejenigen Aufwenduugeu 
anfznerlegen, welche durch die Bestattung des Leichnams erforderlich werden, 
und zwar in unbegrenzter Höhe. Hierfür spricht das „BeerdiguDgAosten" statt 
des in § 20 Kr.-YG, § 15 GUYG. gebrauchten »Sterbegeld". Wenn dabei 
nur der Beerdigung gedacht war, 80 findet dies ihren Grund darin, dass zur- 
zeit das Begräbnis die einzige, von den gesetzgebenden Körperschaften an- 
erkannte und gemeinüMi( Iii' Brstatruujrsart bildet. Insonderheit wird in 
Preufi&eu, und deshtn Landesrecht kommt im gegebenen Falle zur Anwendung, 
durch § 453 II 11 ALR. angeordnet, dass jeder Eingepfairte in der Ue^el in 
seiner Parochie begraben werden muss, auch (§ 186 ebd.) ohne Anzeige hei 
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den geistliclieD Obern Leichen anderswo, als auf einem öiTentliclien Kirchhofe 
nidit begraben werden sollen. Doch darf (§ 456 ebd.) jeder Eingepfarrte 
sein nnd der Seinigen Begrftbnia anch aoaserlialb sein« Paroebie wfthien nnd 
ist, wenn der V« i sfutlx iit> selbst gewiMt hat, es 457 obd.) hinreichend, 

wenn nur seine Willeusnieinunp mit genügsamer Gewissheit belcannt ist. um 
dif Ausnahme von der Regel eintreten zn lassen, wobei jedoch 15S cbd ) 
vorausgesetzt wird, dass dem Pfarm und der Kirche, denen die lieerdi^ung 
eigentlich zukommt, die Gebühren entrichtet werden. Hieraua ist zu ersehen, 
dass nur die Aoqprttche der Kirchen nnd Geistlichen, also das Sfentlicbe 
loted'esse, in das Auge gefasst waren. Ein Verbot einer anderen Bestattangsr 
art besteht nicht. Seit neben dem Einsenken des Leichnams in die Erde 
auch dessen Einäscherung in der Volksüberzeugung Wurzel _ gefasst hat, muss 
die Frnrrbestattung gleichberechtigt mit dem Bccrilhnissc pelten. Solche 
wird auch seitens der massp-ehenden Verwaltungsstellen iiisotVin ziiirebilligt, 
als dies« die Einäscherung in einem ausserhalb des Preussijjthun StAiiisgebietes 
befindlichen Jü-ematorium sowie das Zurückbringen der AschenUbcrreste und 
deren Anfbewahmng in Eolombarien, ümenhainen, ja selbst anf Friedhofen im 
Inlande gestatten, was nicht geschehen wtirde, wenn sie solches mit den 
geltenden Gesetzen und der Volkssitte anvereinbar erachten mnssten. Dass 
innerhalb des Staatsgebietes die Einäscherungen nicht erfnl^en, findet seinen 
Grund lediglich daiin. weil das Errichten und die Gcbninclinahme von Krema- 
torien noch nicht znerlassen ist. i-^cbald der znj/cii dieserhalb schwebende 
Verwaltungsrecht.sstreii zugunsten der Feuerbestattung ausgefallen sein wird, 
wird auch hierin sich eine Wandlung amn Besseren rollzidien. 

Es trftgt anf Gnind § 1968 BGB. der Erbe die Kosten der Standes- 
mftssigen Beerdigung des Erblassers. Wenn (§ 3 HaftpftiditgesetK) der Ersatz- 
Pflichtige die Kosten der Beerdigung diesem zu ersetzen hat, so kann dies 
doch nur in dem Umfange gewollt sein, welcher dem Erben auferlegt ist. 
Dieser hat jedoch auch die Autlage zu erfnllen, welche der Erblasser ihm 
(4J 1940 BGß.> in einem formgerecht 2261 BGB.; errichteten Testamente 
gemacht hat nnd wird hierza noch in weiterem ICasse zwangsweise veran- 
lasst, wenn anf Nichtbefolgen des letzten Willens ihm Vermdgensnachteile, wie 
Enterbung oder Beschrftnkong anf den Pflichtteil, angedroht sind. Aus der 
Befugnis des § 457 II 11 ALR., Uber seine Bei rdi^uuc: Selbstbestimmoog SU 
treffen, ergibt sich das Uecht des Erblassers die Einäscherung insonderheit 
dann an deren .Stelle treten zu lassen, wenn seitens der kirchlichen Behörden 
jene in der üblichen Reiheiituli,'i' versagt wird, weil nach iler Rechtsflber- 
zeoguug des Reichsgerichtes in dem ü. v. 4. Januar lü(J2 bzw. des Ubervcrwal- 
tungsgerichts in dem Ü. v. 18. Oktober 1904 (s. YO. 6, 343) darin ein ehr- 
Uehes Begr&bniB nicht erblickt wird, ein sohshes (§ 188 n 11 ALB.) aber 
niemanden Tarsagt werden soll, und muss die testamentariadie Auflage der 
Feuerbestattung als i echtswirksam gelten. Ist dies jedoch auuerkennen, dann 
ercriht (hiraus sich das Recht de-^ Erben, seine Entlastung von dem Ersatz- 
ver]>t1iclit( teil jedeut'alls insoweit beanspruchen zu dürfen, als die Kosten einer 
standesgeroässen Beerdigaug dadurch nicht überschritten werden. 
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28. 

Ber DlcnstT«rtrai|: dor B«'aiiitoii der Pi-ivatoisenlMihneD (Uao|»t-, 
Keben- und Kleinbahnen) lu Prenssen. 

V<m Dr. WlllalM Boettka. 

Landrichtea' in Berlin. 

(Scblnas.)*) 

II. Die Disziplinarbefugnisse der Privatbahnverwaltuogeo. 

Die Disziplinarbefugnisse, die die Verwaltimgcn ffir sicli in An- 
spruch nehmen, gehen ziemlich weit. So helnt es in einem Vertragsfonnnlar: 
.Der Beamte nntereteht dissiplinariBCh derjMilgen Dienststelle, welche 
,ihm als seine vorgesetste Dienstetelle beiselelinet werden wird, mid 
«nnterwirft sich deren StoafTerfRgangni, sowie deren auf seine Stellnng 

• „bezüglichen, venu'opensreclitlirlten , Anordnungen*. 

In einem anderen Vertrage stf lit: 

„Für Verstijsse gegen die Dienstvoibclmlten und Nii hterffillnntr (itir 
.Dienstobliegenheiten werden Ordnungsstrafen, deren Höhe dem Kr- 
.messen der Verwaltung anheunstelit, die jedoch den Betrag ?on 10 IL 
,nieht flberstMgen, Uber Sie veiliftngt. Derart%e Strafbetrllge werden 
.von der nftchstßlligen Löhnung einbehalten". 

Eine andere Verwaltung hat ein Formular mit folgendem Inlialt: 

gAmli luitovwerfcn S'ie sii'li den in den Bestimmun«ren vor-resf'henen 
,vernu>;ieii.srechtlichen Naclittülcn und Strafen für den Fall von Dienst- 
„ vergehen und entsagen iiiermit allen Bechtseinwendongen gegen ihre 
gZiüässigkeit''. 

Sogenannte StrafversetningMi werden fast in allen VertrSgen für m- 
lltssig erUBrt. 

In vielen Vcrtrilgen tindet sich die Znl&ssigkeif einer Suspension 
wahrend des schwebenden Disaiplinarverfahrens mit Herabsetanng des Ge- 
haltes auf die Hälfte. 

Ueberau Nachahmung der staatlichen Disziplinargesetze! Dem Juristen 
drängen sich bei Betrachtung solcher Verträge eine Reihe von Fragen auf. 

a) Dass Freiheitsstrafen von Privatbahnen nicht verhftngt werden 
dttrfen, wie das in staatlichen Dissiplinargesetaen noch mehrfach vorgesehen 
ist, bedarf iieiner AasfVhnng. ESae dahin gehende Verdnbarang würde nadi 
§§ 134, 138 des BGB. iiiiMitiL'^ nnd die Vollstreckung unter Umstanden nach 
§ 239 des Strafireset/buclis strafbar sein. 'I'atsächlich dfirfte eine solche 
Vereinbarung auch noch nickt vorgekommen sein. 



*) s. den ersten Abschnitt in dies. Zeitscbr. Bd. XXI S. 209 ff. 
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b) Dagegen kommen Ebrenetraf en vrie: Wanmng, Ermalmang, Verweis 
vielfadi in Betradit. Es vird nicht ffir nnznltoBig m erachten sein, dam 
der ArbeitgelMr die erdnnngsvidrlge AnBfQhriing «Ines QeechXfte rügt, dahei 
anch dem Arbeitnehmer Vorhaltangen macht nnd seinen Tadel ansspriclit. 
Dies entspricht dem Verkehrsbedürfnis nnd der Verkelirnsitte (vgl. anch Straf- 
gesetzbuch § 193) Etwas anderes ist es, wenn solche Disziplinarmittel als 
Strafen vereinbart werden. Das Bürgerliche Gesetzbuch kennt nur die 
Vereinbarung von Geld- und anderen Vermögensstrafen (§§ 339, 342), und 
man wird deshalb die Vereinbaning von Elirenstrafcm f&r nnamlitssig halten 
mfiflsen. Ist also eine solche Strafe verbflagt, so kann der Arbdtnehmer die 
Äofhebung im Zivilprozesswege verlangen. Der Ausschluss des Rechtswegs 
hierüber ist nnzullissig (vgl. Reichsger.-Entsch. Bd. 57 S. 154). Nur die 
Unterwerfung unter einen schiedsrichterlichf^n Spruch kann verein)»^ rt werden. 

c) Die Vereinbarnn?r von Geldstrafen kann nur nach Massf<alii der Vor- 
scJu'iften über die Vertragstrafe erfolgen. Danacii ist sie zulässig für Ptlicht- 
verletaongen aller Art, selbst wenn der Bahn ein YermOgenMebaden nicht 
entsteht. Denn bei Festeetznng einer Vertragstrafe ist jedes berechtigte lii* 
teresse des Olftabigers, nicht bloss das VemSgennnterwse» an berttdEdehtigm 
{§ 343). Der Rechtsweg ist auch bei VerhUngung von Geldstrafen zulässig. 
Pt r Tviclitt-r kann die Strafe bei Nii litnaolnveisbarkeit cirea Verschnldens auf- 
beben, oder Viei iinverhältnismässiger Höhe herabsetzen (§ 343). 

d) Die Bestimmung, dass der Beamt« allen Rechtseinwendungen gegen 
die Zulässigkeit der Strafe entsage, künnte nur insoweit gültig sein, als 
es dch am «echte Einreden* (im Gegensata an den «nnechten Einreden' oder 
Einwendungen) handelt. Denn nur anf solche kam» man veniehten, dagegen 
nielit / T^. auf den Einwand der Zahlnng, auf das Recht, die AkÜYlegitimaftion 
zu bestreiten. Es ist aber nicht ersichtlich, welche „echten Einreden" gegen 
dir Ztililssitrkeit einer Ordnungsstrafe erhoben werden könnten. Wird die Zn- 
lUssigkeit bestritten, so wird das regelmässig seinen Grund darin haben, dass 
die Vertragsbestimmung nicht für gültig erachtet oder dass die bestrafte 
Handlung oder Unterlassung geleugnet oder dass ein Verscholden In Abrede 
gestellt wird. In allen diesen FUlen wird das Entstehen des Strafanspmchs 
bestritten, wJIhrend jede Einrede das Entstehen nnd Bestehen des Straf* 
ansprnchs gerade zur Voranssetaung und nur die Berechtigung, die Ldstung 
ans irgend einem Gninde zu venvetcpm. zum Geg^enstande hat. 

c) Dpn Strafen die in küiit'tigen Djinstanweisuu^cn vorgesehen sind, 
kann sicli der Eiüenijaliubeamte nur insofern unterwerfen, als die künftigen 
Strafandrohungen billigem Ermessen entsprechen. Auch hier kommt § 315 
des S0B. aur Anwendung. Sind die Strafandrohungen ungerecht, so unter' 
wirft sich ihnen der Beamte wenigstens dann, wenn er nach Eeuntnisnahme 
von ihnen das Dienstverhältnis widerspruchslos fortsetzt. Anch dann sttht 
ihm aber das Recht zu, die richterliche Ermässigang der ttbermAssig hoch 
festgesetzten Strafe zn verlanq^en. 

f) Wenn die Strafe nirlit freiwillig entrichtet wird, so werden die meisten 
Verwaltungen nur ungern die gerichtliche Klage erheben. Die Zwangavoll- 
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Streckung wflrde mcIi \MRg bei den gering besalilteii Beantea nleht som 
^le ftthrra. Namentlich wtirde bd den Beamten mit einem Dienst^komnen 
von 1500 Mark nnd weniger die Pfftndong dieses Einkommens nnznlSsng 
sein. (Beichsgesetz vom 21. Jnni 1869 mit den Abändernngen der Reichs- 

g:e8etze vom 29. März 1897 nnd vom 17. Mai 1898.) Deshalb wird vielfach 
in den DienstvertrRgen bestimmt, das» die Strafe bei der Geliait8zahlang ein- 
znbehalten ist. Diese Abrede stellt sieb juristisch entweder als Anfrechnungs- 
abrede oder Zurflckbebaltungsabrede dar. Die Anfrechnnngsabrede würde, 
soweit das Diensteinkommen nnpfHndbar ist, nach § 394 des BOB. nichtig 
sein. Dies hat Frankenberg in der Dentschen Jnristeiuseitang 1900 S. 9t, 92 
Ar die gewerblichen Arbeiter zatrelfend ansgeftthit. Zweifelhafter ist es da- 
gegen, oh der Arbeitgeber den Betrag der Strafe auf Grund des § 273 des 
BOB. znrii( klielialten darf. Scheinbar sind die Voraussetzungen des § 273 
{rejrclioii. Denn der ArbeitgelK-r bat aus dem Dienstvertrage, auf welchem 
seine (ielialtHzahluugäpäicht borulit, einen fälligen Ansprach gegen den Arbeit- 
nehmer. Gleichwohl wird man steh gegen die Anwendung des § S78 asf das 
VerhiUtnis der Lohnforderung aar Ordnungsstrafe erklftren mflssen. Die erst 
infolge der neueren gewerblichen Entwickeinng aum Darchbmch gekommene 
Erkenntnis, dass dem Lohnarbeiter der Lohn nicht weiter gclcfirat werden 
darf, als es zur Belassung eines Existenzminimums ntttiir i^f li-it znm Attf- 
rcchuungsverbot des § 394 bci^etra^fen. Das BGB. hat damit einen weiten 
Schritt vorwärts getan, da Iriilier den Arbeitern im Wege der erzwunirenen 
Anlehnung das Existenzminimum entzogen werden konnte. Es ist zuzu- 
geben, dass die juristische Bedentang des Zurflckhaltattgarechts aus § 87S 
ebie ganz andere ist als die to- Änfirechnung. Wirtschaftlich konmit aber die 
Anwendung des § 273 auf I^ohnforderun^en der Aufrechnung gleich. 'Macht 
der Arbeitgeber ein Zurückhaltungsrecht geltend, so erhält der Arbeiter sein 
Existenzininiinnm ebensowenig als wenn der Arbeiti;eber anfrechnetp. Der 
Arl)eitfreljer liat auch selten andere Forderungen gegen den .\rbeiter als solche, 
die auf demselben rechtlichen Verhältnis beruhen wie die Lohnforderung. 
Ware der § 973 anwendbar, so wtrde dem § 394 auf seinem wichtigsten 
Anwendungsgebiet die Wirksamkeit fast ganx abgeschnitten sefai. 

Man wird deshalb annehmen dfirfen, dass der § 873 auf dem An- 
wendungsgebiet des § 394- ausgeschlossen ist. Nur so kann der angegebene 
gesetzgeberische Gedanke als durchgeführt gelten. (Fuld, Qe Werbegericht 
5, lOi, Sinzboimer, ebenda 5, 137, Boeckh, ebenda 6,83, T-öwentbal im Recht 
1901, ö8(i, Lippuiann in llieim?!? .Tahrb. 43, 538. .\. M Burchardt in der 
Dtsch. Jur.-Ztg. 1900, 2G4, Meyer, Kecht der Lohnbcsciiiagnahme 1900 S. 41, 
Pappenheim in der Dtsch. Jur.-Ztg. 1908, 87, OLG. Hamburg, Beobtspr. 8, 868, 
OLe: Rostock, Reehtspr. 4, 88, OLG. EOln, Reehtspr. ö, 466.) 

g) Eine weitere Bissiplinarraassregel ist die StrafTersetaang. Diese 
muss, wenn sie im Vertrage vorgesehen ist, für zulässig erachtet werden, 
weil die sehr viel strengere Massregel, nitnilieb die Dienstentlassung, Ar ge- 
wisse Fälle unzweifelhaft vereinbart werden kann. 

h) Dagegen treten wieder Bedenken ein, wenn die Hnspension vom 
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Dienste unter Henbutsmiir dee Qebalts auf die HBlfte im Yertrege TOi|;e* 
sdien ist. Schwellt ein DiBsdplinarverfahren gei^ einen Beamten, ee entstdift 

im Falle der Suspension ein Schwebezustand, der es ungewiss iHsst, i«b «Ur 
Beamte die andere HUlfte des Getialts nachgezalilt erhält oder ob er sich mit 
der Hälfte endgültig begnügen mnss. Der Frivatangestollte, über den eine 
solche Suspension verhängt ist, kann sidi wälaend ihrer Dauer nicht nach 
einer andern, dauernden Stellung umsehen, weil er noch an seinen alten 
Vertrag gebunden ist. Wfirde er ehneiün lieine andere Stellung finden, so wäre 
ilun die Suspension nicht nachteilig. Hätte er a1>er Gelegenheit, anderswo 
idne Stellting na ibiden, so wird er anf das empflndlichste geschädigt, ja der 
gering besoldete Anp:(st(>llte wird nicht einmal die Mittel haben, seinen 
Lebensunterhalt nntdüittiu^ zu bestreiten. Denn man wird regelmllssip: anzu- 
nehmen haben, dm:^ sein liehalt ii1»er (la>< tiii seineu Stand unbedingt erforder- 
lii'lip Mass nicht liinausgeht. l^ i Weirtall der Hälfte des Gehalts würde er 
also in Not geraten. Aus diesem Grunde wird mau anzunehmen haben, dass 
die vorherige Verelnhamng der Suspension gegen die guten Sitten TerstSsst 
und deshalh nach § 188 des BGB. nichtig Ist. Wenn hingegen ehigewendet 
wird, dass die Suspension bei Staatsdienem sogar gesetzlich voi^eschrieben 
ist, so ist darauf /.n erwidern, dass die Stellung der Staatsdiener in dieser 
Hinsicht mit den Privatbeamten überhaupt nicht verglichen werden kann. 

Iii. Die Versicherungspfliohf der Privalbahnbeamten. 

Die Privalbalmbeamteu unterUegeu der V'ertsicheruugsptlicht im weitesten 
üffifange. 

1. Die Kranlcenversicherungspfücht grttndet ddi anf § 1 Ziffer 1 
nnd 2 des BefeMgea^ea vom 15. Juni 1883 (eililbUEt durch Gesetze vom 
10. April 1892 und 25. Mai 1903). Kiemadi sind verf^icherungspflichtig die 

beim Eisenbahnbetriehp und die im Ifanlelsjrewerbe beschflftigten Personen. 
Unter diese beiden Klassen kunnen fast alle Eisenbahnbeamten eingeordnet 
werden. Soweit das etwa nicht als zulässig erscheinen sollte, fallen sie 
jedenfalls unter die ^sonstigen stehenden Gewerbe1)etriel>e* der ZÜTer 2. Neu 
ist, dass seit dem 1. Januar 1904 die Ibudlung^ehÜfen der frfiher vor- 
gesehenen Besehrilnhnng der Versicherungspfliclit (§ 1 Abs. 1) nicht mehr 
unterworfen sind. Ferner ist zu beachten, dass die Versicherungspflioht der 
Betriebsbeamten, Werkmeister, Techniker, Handlungsgehilfen und -Leliilinge 
narh § 2 b an einen gewissen Arbritsvei dienst geknüpft ist i^Ü'is Mark für 
den Tag oder 2000 Mark für das Jahrj. Wenn gleich hier der Wortlaut 
des Gesetzes: „Bettiebsbeamten, >Yerkmeister und Techniker " offenbar der 
Gewerbeordnung (§ 133 a) entnommen ist, so muss der § 2 b doch andi anf 
die Eisenhahnbeamten der genannten Klassen angewendet werden, weil kein 
Grund vorliegt, dass diese, obwolü sie im Erankenversicherungsgesetze im 
fibrigen keinen Ansnahmebcstimmungen unterworfen sind, grade in dieser 
Hinsicht andern Regeln unterstehen ^tollten. 

2. Der Unfall versieh er uni,' unterliegen nach § 1 Ziff. 3 des Oewerbe- 
Unfallversicherunccsi^esetzes vom ö. Juli 1900 alle Arbeiter und Bütriebs- 

fig«r, £l8«nbaliurttOhtUfibe £aUolieldiuigea XXi. 27 
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beaiuten, welche im Betriebe der EiHeQbahnverwaltnngen beschäftigt sind, 
Toraasgesetzt, dass ihr Jahresarbeitsverdieust an Lohn oder Gehalt 3000 
Hark nicht Übersteigt. Im ^Eisenbahnbetriebe' beacltftfügt und dedialb nach 
liaasgabe des Gesetzes versichert ist jeder, der hei «tedmischen Venich« 

tongen" (irgendwelcher Art), „die zn dem Eisenbahnbetriebsdienst als solchem 
gellölen " (im (T(5,^( iisat/ zu iUr get'ahiluscn Beschäftigung in den Bareans, 
heim Koinigen der Zinimei' usw .), beschJlftigt ist. Hiernach sind die Betriebs- 
sekretilre, K.i8Hi<<rer, Materialienveiwaltcr, Tele<:raiilii.st€n niclit versichert, 
wohl aber die Statioiihbeamten , iiahmueirtter, Fulirbeamten , Weichensteller. 
Inmer aber nnss sich der Unfall bei dem Betriebe w^gnet haben. FftUt 
also den Stations Verwalter, während er mit Schreibarbeiten beschäftigt ist, 
«in Stfielc Pots von der Decke auf den Kopf, so dass ar erheblich verletat 
wird, 80 hat er keinen Ansprach auf die Wohltaten des Unfallversichemngs- 
erpsetzes rintrekehrt kann aneli ein Kassierer, der ans dienstlicher Ver- 
auiassumr die (releiso überschreitet und dabei überfahren wird, seine Ansprüche 
niclit auf das Lhitallversicherungsgesetz stützen. 

Durch die Einführung der Unfallversicherung sind die Eisenbahnbeamten 
in einer Bedehnng stark benachteiligt. Während sie frflher nach dem Reichs^ 
haftpflichtgesetze §§ 1, 3 bei BetriebsnnfUlen im Falle der Erwerbsnnf&higkdt 
Anspruch auf eine Rente in Hähe des ganzen Erwcrbsausfallcs hatten, 
beschränkt sich jetzt der Anspruch nur auf öQ'^k °io (Gew.-Unf.-Vers.-Ges. § 9), 
und überdies kommt der 1 500 Mark übersteigende Jahresarbeitsverdienst nur 
mit in Aiiiechnung. ist nur teilweise Erwerbsunfähigkeit eingetreten, so 
verändert sicli die Kente entsprechend. 

Wiirde z. B. ein Eisenbahnheamter mit 3400 ICark Diensteinkommen 
früher infolge eines Betriebsunfalles erwerbsonfBhig, so erliielt er eine Bente 
von 2400 Mark, jetzt beträgt die Bente nnr 

(1600 + !iJ!^-L«!??). 1 « (iBOO + 300). | = t200 Ifark, 

also nnr die HUfte. Bei 2700 Ifark Gehalt wfirde die ünfallrente 1266,67 
Mark betragen. Während sieh nach dem Reichshaftpüichtgesetze die Bente 
steigern kann, wenn ohne den Unfall eine Oebaltserhöhung stattgefunden 
hätte, i«t die T?ente aus dem UnfallverRirliernn£r*<fro«etze starr. Sie kann sich 
verändern, wenn sich der körperliche Zustaii l des Versicherten ändert. 

Für den Ausfall, den der Eiscnbahnbeumte infolge der reichsgesctzUchen 
ünfallversicbemngsptlicht erleidet, kann er steh im allgemelnea nidit schadlos 
halten. Nur dann, wenn durch strafgerichtliches Urteil festgestellt worden 
ist, das« der Betriebsnnter&elmier, sein Jfovollmftchtigter oder Beprttsentant, 
ein Betriebs- oder Arbeitsaufseher den Unfall Torsfttzlich herbeigeftthrt hat» 
kann er den SehnldiLion in Höhe dessen, was am voller» Si hadensersatz fehlt, 
in Anspruch nehmen (Gew.-Unf -Vpr*!,-Ge?i. § 13.*)). Haben andere Personen 
den Unfall vorsHtzlicli oder fahrlässig ]ieri»eigeführt, so sind sie ebenfalls für 
den Ausfall haftbar (§ 140). Geht z. B. ein Pferd mit einem Wagen durch 
und fahrt es infolgedessen eine Zngent^leisong herbei, so ist der Tierbidter 
dem verletzten Eisenbahnbeamten nach § 833 des BGB. fSr den Schaden 
haftbar, den diesem die Berufsgenossensckaft nicht eraetet. 
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Am liäitesten werden diejenig^en Be tri ebsi^ea inten von diesen Vorschriften 
iMtroffen, die «in Jahi-esgehalt yom 2000—3000 ICark beslelMiL Biese sind, 
ide bereits dargelegt Ist^ nnfallTersIcbeniDgspfllchtig, nnterUegen aber nldit 
der Eraokenveri^enmgspfticht. Infolgedessen haben sie für die ersten 18 

Wochen nach dem Unfall überhaupt keinen Anspruch. Erst dann tritt die 
ünf'allversirlit-niii^r ein (Ge\v,-Unf.-Vers.-Ges. 8. 12 Abs. 2\ Wird die rnfall- 
kiankheit innerhalb dei' ersten 13 Wochen ^eiieilt, so haben ^ie trotz des 
Reichöliattpliichtgeseti'.eb keiue Fordernnfr anf Ersatz ihres Schadens, es sei 
denn, dass einer der erwähnten seltenen AusnahmeHUle vorliegt. 

3. Sdiliesslldi nnterliegen die Privateisenbahnbeamten der InTalidltftts*- 
and Altersverslehernngspflleht (§ 1 des InvalidenTersicIieningsgesetees 
Tom 13. Juli 1899), wenn sie nicht mehr als 2000 Hark jflbrliehen Arbeits- 
verdienst beziehen. Die meisten Privateisenbalinbeamten gehören auf Grund 
ihres Dienstvertrages einer sogenannten ZnBchasskasse an (vgl. § 62 a. a. 0.). 

iV. Die Beendigung des DlesffverliilMssee der PrivaMabstatsi. 

Wie stellt es nun mit den gesetzlichen Vorschriften ttber die Kündigung 
des Dienstverhältnisses der Privateisenbahnbeamten? Sofern die Beamten 
Handlungsgehilfen sind, trifft das Handelsgesetzbach ausreichend Bestimmung. 

Im übrigen kommt zunUchst § 622 des BGB. in Betracht. Dort heisst es: 
Das Dienstverhältnis der mit festen Bezügen znr Leistung von Dlen.sten höherer 
Art Angestellten, deren Erwerbstätigkeit durch das Dienstvei liältnis voll- 
ständig oder haupläächiich in Anspruch genommeu wird, iosbesundt^re der 
Lehrer, Erzieher, Frivatbeamten , Gesellschafterinnen, kann für den Schluss 
eines XalendervierteUafars und nur unter Einhaltung einer Kflndigungslrist 
von seehs Wochen gekündigt werden, auch wenn die Vergiltung nach kflraeren 
Zeitabschnitten als Vierte^ahren bemessen ist. 

Es ist ohne weiteres ersichtlich, dass eine grosse Anzalil von Privat- 
eisenbalmbcamten unter diese T!» ■^Hrnninng fällt. Zweifelhaft ist nur, wo 
sich die Grenze zwischen den zur Leistung von Diensten liöhürer Art Ange- 
stellten und den niederen Angestellten beündet. Die Nennung der , Frivat- 
beamten* darf nicht dara veiielten, jeden privaten Angestellten, der als 
Piivatehwnbahnbeamter beaNchnet wird, zu den haheren Angestellten au 
rechnen. Der Ausdruck vPiivatbeamte" ist im Geseta recht nnglttckiicb 
gewählt. Die ZusanunensteUang mit den Sraiehem und den Gesellschafterinnen 
deutet darauf hin, das«» man hier vor allem an Leute ;redaclit hat. die die 
Privatp:e?<cliäfte einer Kinzelperson an deren Stelle nder anf der^n Anweisung 
zu besorgen liaben, also an Privatsekretäre, Privatkassierer usw. Der ganze 
grosse Stand der Frivatbeamten im weiteren Sinne ist erst ein Erzeognis 
allemeuster Zeit Man verst^t danmter ausser den Privat^enbahnbeamten 
a. B. die Angestellten der Rechteanwftlte, Notare, Oerichtsvollaleher, der 
Krankenkassen, Bemfsgenossenschaften, Versicherungsanstalten, ohne dass man 
dabei zwischen Diensten höherer nnd niederer Art unterscheidet. Man wird 
also bei der Anwendung des >j <)22 auf die Eisenbahnbeamten stets zu fragen 
haben, ob diese zur Leistung von Diensten höherer Art angestellt sind oder 

27* 
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nicht. Man wird luerbei nicht zu grosse Anforderungen stellen dürfen, da 
andi Stb Diente der als Beispiele liervorgebobenen Fenonen keineewegB immer 
selir hoher Art aind. Einen Hassstal) wird vom aach darin finden ktanen, 
dasB hei den HaadlnngBgehilfen (GH. 6 § 06) ähnliche gesetzliche Fristen 
bestehen und dass nach fler Gewerbeordnnng (§ 133 a) den Betriel.sheamten, 
Werkmeistern und Uhnluiion AiifTPstollten , sowie den Ma8chint'nte( Imikern, 
B:mt<M linikein, Chemikern, Zeichnern und dgl. ebenfalls nnr zum KiiUnder- 
vierteljalatjcrütcn mit 6 Wochen Frist gekündigt werden kann. Hieniaeh 
wird man unter Diensten höherer Art solche za verstehen haben, die dae 
wissensebaftUche, Iciinstlerlsche oder technische BUdnngr höherer oder mittlerer 
Art ToranasetEen, nnd wenn man wieder die StaatehahnTerwaltnng am Vorbild 
nimmt, so wird man sagen IcDmien, dass alle mittleren Beamten (Stthaltem* 
beamten) nocli „Dienste höherer Art" verrichten. 

Hiemach ist es nicht allzu gflnvcr. im Einzelfalle die Entscheidung zu 
triften. Man wird die Tätigkeit der l'iivatbahnheamten mit der Tätigkeit 
der Staatsbahnbeamteu vergleichen und danach feststellen, ob der Privat- 
bahnheamte noch Dienste leistet, die bei den Staatebahnen von mittleren Be- 
amten vahrgoiommen werden. Demnach wird man B. die Stationsverwalter, 
wenn sie nicht allxa Ideine Stationen an bedienen haben, za den Angestelltea 
höherer Art an reclinen haben, nicht alter die Zugführer, Schaffner, Weichen- 
steller. Allzu grosse praktisrlie BcleutuTiir liat diese Frage nicht, da mit 
den meisten I'rivatbahnbeaniten eine Kündi:;unjL?8l'rist vereinbart ist. 

Dass auch bei Privateisenbalinbeainten das Dienstverliäitnis nach lIGIi. 
§ 62G aus wichtigen Gründen sofort aufgelöst werden kann, bedarf keiner 
besonderen AnsfOhrang. Bei der Frage, was wichtige €hrfbide aind, wird 
namentlich in Betracht zu ziehen sein, dass die Sicherheit des Eisenbahn- 
betrielM besonders hohe Anforderungen an die Zuverlässigkeit der Bahn- 
beamten stellt. Es werden also schon leichtere Verstösse als wichtige Ent- 
lassnngsgründe anzusehen sein, als dies bei Angestellten anderer Art der Fall 
sein würde. Unter allen TImsfiinden muss z. B. Trunkenheit im Dienst lud 
einem Lokomotivführer zur sofortigen Entlassung berechtigen. Aus den vor- 
stehenden Erörtemngen sieht man, dass das Dienstverhältnis der Privat* 
eisenbafanbeamten zahlreiche Besonderheiten hat. Eine besondere 
gesetzliche Regelung der Verhältnisse dieses wichtigen Standes ist deshalb 
meines Erachtens auf die Dnner nicht von der Hand zu weisen, wie ja auch 
andere wichtige Beruf sgrnppen, wie der Handelsstand (HGB,), die Gewerbe- 
treibenden (Gew.-().), die Brrprbanan^estcllten (die Berggesetze, z. B. Pronss. 
Ges. V. 7. Jnli 1892), die Seeleute (iieichsgtihtt/e v. 2. Juni 1903, 23. März 
1903, 12. Mai 1904), die Binnenschiffsmannschaft (ßeichsgeuetz v. 15. Juni 
1S96/20. Mai 1698) eine besondere gesetzliche Begelniig ihrer Verhältnisse 
gefünden haben. 
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24. 

ElnlliiHS des Terseliiildeiis tod Angfsfellten des Besehidlgten auf 
die Haftung doA Ehenbtbiiniitenieliniers. 

\nn Ernst Dronke, 
Landrichter in Köln. 

(Scbfaus.)') 

Die bisherigen Erörterungen bewegten sich lediglich anf dem Boden des 
§ 1 HnftitflG. So, wie die Regel über die Rechtswirkong des Verschnldens An- 
gestellter an der Hand des Wortlantü jener Vorschrift eben anf|?estellt worden 

ist. wird sie indessen wohl niemals znr Anwendnng gelangen. Bei F.itriob?- 
untalien, die begriffüoh anf den Eisenbahnbetrieb als T^i-sache oder vielnulir 
als eine ihrer Ursachen hinweisen, kann ein eigenes Verschulden des Ver- 
letzten stets nnr als mitwirkende, niemals als alleinige Ursache in Be- 
tracht kommen (Urt. d. RQ. 19. Oktober 1903, Eisenbahnrechtl. Entach. 
Bd. XX S. 267). Ffir FUle bloss mitwirkendoi eigenen Verschnldens des 
VerletBten güt heute die Bestimmung des § 254 BCrB.*), die nnr da keine An- 



') Siehe den Anfang in diefor Zpitsdirift r.<1. XXT S 295. 

*) Dagegen neuerdings v. Königslüw in der i^. 'S'Sb dieser Zeitschr. von Eger 
«utinunend besprochenen besonderen Schrift. Der nach wie Tor vom Reichsgericht 
festgehsltenm Secbtsprechnng tritt dagegen bei Schierlinger in Senff. BL 70, 10911. 
— Nach dem augenblicklichen Stande von Recbtsprechnng und Seelitsteliie criidit sich 
übrigens neben dir S. .102 Anni. 2 !>• rfllu f'Mi die weitere, ganz verschiedene, wenn auch 
in den praktischen Ergebnissen vor wandte Frage, ob nicht etwa alle in dem Titel 
.Unerianhte Handlangen* aufgestellten TatbestBade, welche jemand sam Schadenersats 
einem anderen gegenflber verpflichten, auch wenn keine der Schuldfomen des § 276 
HGB. (Vorsatz und Fahrlässigkeit) vorliegt oiJt r krnft ^resct7licher Vermutung als 
vorlioirt-nd angennrnrn'-n wird, i bcndcswegen in einem \vi itcron >inne dr-' AVurtrs selbst 
als unerlaubte Hiindiungcn zu gelten haben, ilit einer solchen Erweiterung des Be- 
griffs dea i^Cnerlaubtoi* und d^alb sum Schadensersats Yerpfliehteaden wttrde sieh 
auch der entsprechende Begriff des ,eigetten Verschuldens" und der darauf beruhenden 
rechtlichen Selbstverrintwnrtli* hkt it erweitern. Einen bemerkenswerten An-^atz zu einer 
Kechtspnt\vi( kiiint; im < ist( reii Simi.. ciitliiilt dfts Urteil des Ueiclisgerichts vom 
24. November 1Ü<J2, in wclcheui in uuüiuliiiichcr Begründung (Entsch. Bd. 53 S. 120 fl.) 
dargelegt wird, dass aneh die RUIe ansserrertraglieher Haftung fttr nicht rechts» 
widriges Verhalten (§S 829, 833, a35 HGB.), insbesondere sogar der sn SdUUHgungen 
führende Eisenbahnbetrieli . als „unerlaubte Handlungen'' in jenem weiteren Sinne nn- 
sosehen seien. (Elionso die Urt. v. 27. Juni 1JK)4, Entsch. ö8, 335 und v. 23. März lyOö, 
JWSchr. 289; vgl. ferner Weber in dieser Ztschr. 21, 81 ^ Eltsbacher, IMe Hand- 
luagslihigkeit, and ihm anitimniend Gierke in Ooldsehmidts Z. 65, 813.) Die Folge- 
rung dagegen, dass das, was bei Schädigung Dritter .unerlaubte Handlung" ist, bei 
Selbstschädignng ;ils . eit^encs VorHelin]fien * angesehen werden mnss. hat das Reichs- 
gericht bisher abgelehnt, so hinsichtlich des ^ 82t) ^Säcbs. .Irch. Bd. 14, 8.366; vgl. 
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Wendung leidet, wo das eigene Tersdinlden dee Verletaten den nnädiliclien 
Znsammenluaig zwiselien der von dem Dritten zn vertretenden Hnndlung oder 

Tatsache nnd dem eing:etretenen Schaden gftnzlich aiiffrehoben hat und somit 
als alleinige Schadensiirsache übrig bleibt. Da dies, wie gesagrt, l)ei Eisen- 
balinbetriebsunfällen ansgeschlossen ist, weil mmt ebon kein Betriebsunfall 
vorliegt, so ist der Einfluss des eigenen V'eiM luiMt iis auf den Schadensersatz 
hier stets aus § 254 BGB. zu bemessen, und ebenso auch der Einfluss des 
nach § 831 BGB. als eigenes Versdralden za vertretenden Yerselinldens An- 
gestellter. Stellt daher der Haftpflicht eines Euenbahnnntemehmers daaYerschnld«! 
eines za einer Verrichtung bestellten Angeätellten des Verletaten gegenüber, so 
kann das Gericht je nach den Umständen den Uutemebmer gleichwohl in vollem 
ünifanjre für ersatzpflichtig erkliiren, oder auch nmgeicehrt dem \'erk't/.tt'n joden 
Ersatzanspruch versagen fvgl. Eisenb. E. XXI, 290); es kann aber vor allein, 
und dies wird in den weitaus meisten Fällen zu geschehen haben, die Schadens- 
last auf die beiden Beteiligten, den Unternehmer und den Verletzten, verteilen. 
Hassgebend ist dabei die Erwügong, inwieweit der Scliade vorwiegend dordi 
den Bisenhalmbetrieh oder durch das mitwirkende Verschnlden verursacht 
worden ist. Das ^lass der Ursächlichkeit der einen oder der anderen Schadens^ 
Ursache ist begrifflich von dem Grade des Verschuldens streng zu scheiden; 
ein ganz grobes Verschulden kann von sehr geringer Einwirkung auf den 
tatsächlichen Schadensverlauf sein, eine nur leichte Fahrlätssijfkeit die Haiipt- 
ursache der Schädigung, so wie sie im Einzelfalle wirklich eingetreten i.st, 
UMen. In der Pnvd» fet der begriffliehe Unterschied oft schwer festndialtett 
und nicht mit Unrecht bemerkt das Reiclugericht (Urt. v. 14. Februar 1903, 
Entseh. Bd. 64 S. 14) Ifir den BegelfaU des § 264 BGB., nttmUdi t&t die 
Abwägung beiderseitigen Verschuldens, dass hier „regelraSssip (lle Frage nach 
dem Masse der Vieiderseitiiren Verursachung des Schadens mit der Frajre nach 
der Schwere des beiderseitigen V^rpchnldens znsammenfallen'* wird. Ainli 
bei der Abwägung der ürsächliclikeit der allgcmeiuen Gefährlichkeit des Eisen- 
bahnbetriebes einerseits und des eigenen Verschuldens des Verletzten ein- 
schliesslich des von ihm zu vertretenden Verschuldens seiner Angestelltmi 
andererseite wird daher der Grad des Verschuldens lillnfig den einsigen oder 
doch hauptsädiliclisten Erkenntnis-Massstab für das Mass seiner Ursächllchkdt 
fOr den entotandenen Schaden abgeben Beim Versehulden eines Angestellten 



auch die Betonung der sondergesetzlichen Selbständigkeit des Hattprt.-(i. in UO. ö?. 
64f. und bei Weber a. a. ().). Es bleibt abzuwarten, wie sieb die Rechtsprechung 
weiter entwickeln wird. Fflr d«ii Gegenstand der Yorliegenden Br6rtening ist die 
Frage ohnel3elang, ein weiteres Eingehen würde den Rahmen dieser Arbeit Oberschreiton. 

'> .Bei nur sehr geringem Verschulden" des Verli tzf* n siiricht das Keiehsgericht 
ihm einen Anspruch zu (Urt. v. 9. November 1903, Kntsch. Bd. 56 £>. i55), nachdem es 
im nimlichtii Satae die Frage der UrsIchUchkelt als die enttidieldende b«ed«bn^ liatte. 
Ob damit, wie Isay (B«gra»ang der Haftung des Tierhalters, Crracb. Bd. 48 8. 51S) 
meint, ,die anscheinend bereits überwundene I.rhrc wioili r anfgcgriffen* wird, „die Ver- 
ursachung mflsse unter dem 'If^ichtspnnkt der Veruntwurtliriikf^it licl liulittt wcriUn- 
müchtc ich doch nicht so uhiiu weiteres annehmen. Auch wenn mau mit ihm die Au- 



Digitized by Google 



E. Dronke, Haftpflicht. Vendmlden von AngesteUten des Beschädigten. 415 



katm sowohl die grössere oder geringere Schuldhaftigkeit von dessen vom 
Dienstherrn m yertretendftn Verhalten, alt anch d«r Ghrad des persönlichen, 
Dach § 831 BGB. vermnteten Verscbnldeas des Dienstherrn sdbst fitr die 
Wür^gniq^ der ürriiehlfdbkeit in betradit gesog^en werden; iMbesondere kann 
in letzterer Hingeht der nach § 831 BGB. snlfoeige (dem Kläger hier als 
GpcPTif'inrp'lo /nsteliende) Fntlastnngsbewc is. wonn er rnr vol1<»n Ausräumung 
der eigenen Mitvorantwortuni: des cf^rliii^li^tru Gescliftftsherrn nicht fiüirty 
doch zu einer ihm günstigereu Scliailenverttnlimg beitragen 

Noch in einer anderen Beziehung ist der § 254 BGB. tür die behandelte 
Frage von Bedentnng. Sein «weiter Afaeats entbKlt eine doppelte Erweiterung 
des Verscbnldenabegriffs. Einmal wird es fQr ein den Ersatxanspmcb ans- 
rftamendes oder minderndes Verschnlden erklärt, wenn der Geschädigte es 
unterlassen hat, den Ersatzpflichtigen auf die Gefahr eines ungewöhnlich hoben 
Schadens aufmerksam zn machen, don dlc^or weder katinte, noch kennen 
mnsste, ebenso, wenn er es unterljisst, dm Siliaini ab/uwemlen oder zu 
mindem. Zweitens muss der Geschadigte nacli dem gemiiss § 264 Abs. 2 
Sate 2 , entsprechende" Anwendung findenden § 276 BGB. beide Unterlassangen 
aach dann in gleichem Umfange vertreten, wie seine eigenen, wenn sie seinem 
gesetalichen Vertreter oder seinem Gehilfen zar Last fallen. Es ist beute 
wohl nicht mehr strdtiu. dass diese entsprechende Anwendung des § 278 
siili nirht auf die Fälle beschränkt, in denen zwischen dem Schädiger und 
dem l>cs( !i;i(!ip,ten ein Vertragsverhilltnis besteht, bei dessen Erfüllung für den 
S( liuldiier sein gesetzlicher Vertreter oder diejenige Person, deren er sich 
zur Erfüllung bedient, dem schadenbringenden Verlialten seines Gläubigers 
gegenüber sich eine der im § 264 Abs. 2 BGB. gekennzelebneten Unter- 
lassungen Kuscbnlden kommen lltsst, vielmehr bringt die .entsprechende* An* 
Wendung des § 278 BGB. auf die beiden besonderen Versehnidensformen des 
§ 254 Abs. 2 BGB. gerade die Ausdehnung der cnt.sprpohend anzuwendenden 
Vor^rlirift anf die sonst nicht von ihr bctroftV iif n Fälle lios Verschuldens, 
in>]ip^oiiilore auf die auf § 254 Abs. 2 begründete V'eraiitwurtung für ansser- 
vertiagUehes Verschulden mit sich Auch der Haftpflicht gegenüber erfälu-t 
der Bcgrifl' des „eigenen Veradraldens" dee Beschädigten die für diesen Be- 
griff allgemebgUltige doppelte Erweitemng des § 264 Abs. 3 BGB.^, anclk 



sieht verwirft, ,dcr juristische Ursachenb^niff sei niemals rein objekttv, sondern stets 

relativ und vom SdniMl-f :;rifr«' subjektiv ^. li ifrt\ eine Ansteht, rlic übrigens aus 
den von Isay atigcführten Crtcilcn des Roichsgericiits m. E. niclit notwendig entnommen 
werden muss, kann und muBS mau bei der prakti&chen Beorteilang der lebendigen 
ITrsacbenwirkiing je nach den rmstibiden den Grad des Veracbaldens mitberflck s ldi tl gen. 
Nur kiiiiiint . genau genommen, das Mas.s des Verschnldens nicht als Mass der Ursäch- 
lirbk( it s( Idst, suti li in Iciliu'lirh als Massstab für die Erkenntnis und Feststellung der 
l rsüchiichkeit in Betracht, tUr die es sonst Uüufig an jedem Anhalt fehlen würde. 

*) Entsch. d. RG. Bd. 61 8. 277, Bd. S6 S. 332; Schroeder, Archiv f. sivUist. 
Praxis Bd. 95 8. 298 IT.; a. H. allenÜBgs BO. Bd. 56 S. 321. 

<i Trotz der unterlassenen Bncngmüime auf § 2M hn Art. 42 EO. s. BGB. (Prot. 
Bd. 6 S.öU4f.). 
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dem Eisenbahnanternehmer gegenüber ist es ein die Ei äatzpflicht je nacii den 
Umfitftndeii «ofhebeBdes oder doch minderndeB »eigenes VerBehvlden* des Ver- 
letztes, einmal wenn dieser selbst es imterlSsst, den Sehaden ans dem ihm 
zugestossenen Betriebsunfall abzuwenden oder zn mindern und sodann, wenn 

sein gesetzlicher Vertreter oder Gehilfe dies schuldhaft ^ unterlägst Fragen 
kann sich nur noch , für welclie Hilfspersonen der Verletzte tremnss § 254 
Abs. 2 vbd. m. § 278 IKiH. selbst die Schadensverantwortung zu tiairen liat. 
Wenn der § 278 von Personen spricht, deren der Schuldner »sich zur Er- 
füllung seiner Ynldndlidikelt bedient*, so ergibt'die entsprechende Anwendung 
dieses Satzes die Selbstverantwortong für Personen, deren der Verletste sidi 
mr Abwendung des Schadens bedient. Damit ist aber, wie das Beiehsgericht 
in seinem Urteil vom 6. Oktober 1903 (Kntsrh. Bd. 55 S. 329ff.) mit Kci bt 
ausführt, kcineswcprs tresairt, ^(laj<s die betreil'ende Person grerade speziell für 
die Tätigkeit der Schadeiisabwenilunir usw. zuirezotren oder doch hiermit be- 
sonders Vieauftrafft sein niüsste"*); vielinelii' niuss als eijjrenes Mitverstliulden 
des Verletzten im 8iune der §§ 254 Abs. 2, 278 BGB. die Unterlassung der 
Schadensabwendniigr seitens aller derjenigen Personen gelten, welche „mit der 
Wahmehmnng der Angeli^enheit, in welcher der Scbade eintrat, betraut oder 
2nr Pflege des geschädigten Gut« s bestellt* waren (RG. a. a. 0. S. 882). Un- 
bedenklich wird daher z. B. beim Zusammenstoss eines Fuhrwerks mit der 
Ei.senbahn ein eig'enes m vertretendes ¥itv*^rschnlden des verletzten In- 
sassen im erörterten Sinne anzonehmen sein, wenn der gerettete Kutscher ea 



>) Der ahdere Fall des § 254 Abs. 8, die Unterlsssnng, auf die Gefahr eines nn« 
gewöhnlich hoben Schadens aufmerksam zu machen, deu der Eiseiilniliminttrnchmer 
weder kannte, nuth kennen niusste, ist bei Körperverletsongeu durch Betriebsunfälle, 
uiu die es sich hier allein bandelt, t»cliwet- dt^iikbai*. 

>) Nach Sehollmeyer, Item. 6o sa g 854, B«m. Id su g 878 BOB. nnd Bntseh. 
d. RQ. Bd. 55 S. 333 kommt es für die Frage des Verschuldens des Gehilfen auf sein 
Vorhültnis zu dem '^'« schiidigten) (Jeschäftshcrrn an. Ob dies so unliedintrt zutrifft, 
bedarf doch wohl einer genaueren l Untersuchung, für die hier nicht der Kaum ist. Ich 
halte, um es kurz anzudeuten, die Ansicht fflr wohl erOrterungsfähig, dass der § S&4 
Abs. 8 in seinem ersten Satse dem Verletston und im aweifcoi Satse dueh Heran« 
siehung des § 278 dem gesetzlichen Vertreter und den Gehilfen des Verletzten die 
Pflicht auferlegt, im Interesse des S^bSdit^ers den von diesem verursachten Schaden 
nach Tunliohkeit abzuwenden oder zu mindern ; damit im Sinne des § 2ö4 Abs. 2 ein Ver- 
sdralden Torilege, mflsste dann die AnsQbung dies« dem Sdiftdiger — hier d«m Siank- 
Imlinantwnebmer — gegeatlber bestehendmi Pflicht auch diesem gegentlber Torsftta- 
lieh oder unter Ausscrachtbissung der im Verlidir ofordwlicbeii Sorgfalt (fahrUssig, 
g 276 BUJ5.I uuti'rl;is.st.-ri worden seiii. 

') in ihrer autgcsteliten Aligemeinheit bedarf daher die oben S. 300 Anm. 1 ange- 
fahrte Ansloht (des UGt. Berlin I) von der Nichtsnwendbarkeit des g 878 als eines 
Satses des Vertragsrccbts einer Einschrtlnkung. Im Bereiche des § 254 AI». 8 BOB. 
angewandt, ist die Vorschrift dos § 278 eben kein Sutz allein des VertngsrechtOf 
sondern eine allgemeine Hegel über das Verschulden schlechthin. 

*) So anscheinend ächrocder a. a. 0. S. 310. 
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schnldbaft') mtarliMt, Mlnein Hem 1ielnispring«& onl weim iofolgedesMn 
die Sclwdfloswirhuiir ^ BeMetoanfidl« erst dutritl oder rieh TeneUimmert 
Die Anwfliidiiiig de^ § 278 BGB. der Eisenbahn-Haftpflicht gegenüber tritt 

selbständig neben diejenige des § 831 BGB., von der sie nach Voraussetzungen 
und Umfang verschieden ist. Die fiit?prfclicn(le Anwendbarkeit des § 278 
erstreckt fich ansschliesslich auf die Fülle des § 254 Abs. 2 BGB.^, walnend 
der § 831 sicli nicht anf zwei besUmnite scholdliafte Unterlassungen beschränkt; 
auf Grand des § 831 hat der verletzte GeechiltBfBhrer den Schaden ganz 
oder tdlwdee anf sich ra nehmen, wenn and soweit sein Angeetellter den 
sebidJgenden Betriebsunfall selbst widerrechtlich remrsacht, nach § 278* 
wenn nnd soweit der Gehilfe die schädlichen F tilgen des einerlei durch 
wen verursachten Unfalls schnldliaft niclit abpewendet oder vermindert hat; 
nach § 278 ^jrcniijrt das VerseliiiMen eines Ueliilfen, dessen der VerletJite sich 
zur Walirnelinmnir seiner Geseliiiite in der von deia Int'all betrofttaen Ange- 
le{^tniitiL ii'geudwie bedient, um den iiaiti^llicuUf^cu Unternehmer zu entlasten, 
nach § 831 mnss w ein snr Vornahme einer * bestimmten Verrichtmig be^ 
stellter Angestellter sein, der in AnsfShnuig dieser seiner VerricJitamf den 
Unfall widerreditlidi verorsadit hat; die SelbstTerantwortUcUteit des ver- 
letzten GeschSftslienn aus § 831 beruht auf seinem eigenen vermuteten 
Verschulden und kann deshalb durch den ihm in Abs. 1 Satz 2 das. offen ge- 
lassenen EuÜastungsbe^veis abgewendet werden, gegen die rein auf positiver 
Gesetzesvorschrift beruhende eigene Haftung für Gehilfen aua § 278 gibt es 
einen solchen Entla^tungsbeweis nicht. Das nene Becht enthält also zwei 
verschiedene aelbitftndigre FSUe, in denen das Terschnlden Ton"]^ Angestellten 
des Yerletsten als dessen eigenes Yerschalden vom haltiillkhtigen Eäaenbahnr 
nntemehmer geltendgemaeht werden kann* FUe, die denn auch beide gleich- 
seitig bei dem nftmllchen Betriebennüdl vorliegen können. So kann, nm bei 



Das Beispiel l&sst auch die Tragweite dea in Anm. 3 S. 416 berührten l ntcrachiedes 
erkeanen. Hsdi dar m. W. bUier sUdn vo^etragenen Lehre eDtlaatst es den haft- 
pfliehtigen EiiealMlmiuitenidnner bereit«, warn der Kntseh« dorch die Kicfatabwendong 

des Schadens (oder Mehrschadens) seine Dienstpflicht oder eine andere Rechtsptlicht 
(einschliesslirh der im \*erkehr erforderUthcn Sorgfalt) seinem Herrn gegenüber ver- 
letzt, während ich es tut richtiger halte, die Entlastung nur dann eintreten zu lassen, 
wmn der Katseher bei sdaer UnterUesniig der Bahn gegenflber TorafttsUefa oder fshx^ 
Usaig bandelt Abgesehen davon, dasa in ersterer Hinsicht die Pflichten des Kutschers 
strenger zu hrnrtoilcn sind, sein ctwrtisjcf; Verschulden ulso eher nnznnehmen ist. als 
bei der leditrlieh mil ?j 2öl Alis 2 beruhenden i'tiiclit zur tunlichcn Abwendung des 
Schadens im Intcresüc des äcbadigers, erscheint es auch unbillig, den Vcrietxtcn ein 
gegen Ihn sieh richtendes V^fscboldea aebics CMlUfen sdbst tragen sn lassen, dagqten 
richtig, ein in seinem Dienste gegen d» Betriebsuntemehmer begangenes Versdralden 
in Seinen Fultren ihm zur Last zu läppen. 

») Dies ergibt die Anordnung des Uesetzcstcxtcs, welcher die entsprechende An- 
wendung des § 278 durch Satz 2 des swelten Absatses des § 254 vorsteht and nicht 
in einem besonderen Abiats als fllr den gansen $ 264 gültig binetetlt. (91 M. offea- 
Bichtlich das mehn i v * i if d R(>. v. 6. Okt. 1903 (Entsch. Bd. 55 S. 881 ff.); 
Planck} Bern. 4 sa unbestimmt iichroeder a. a. 0. 30ä. 
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dem gewUüten Beispiel sn bleiben, der UBternebmer gegen die Klage dee 

ttberfahrencn Wageidnsassen ein doj jKltos tii^cnes Versclinl(Ten einwenden, 
einmal, weil der zur Yoiriclitun;;- Fabrens bestellte Kutscher daliei den 
Znsaminetistoss widenechtiich verursacht, zweitens, weil er nai h dem Zu- 
samuieiistnss es scimidhaft unterlassen hat, durch Hilfeleistung den Schaden 
aus dem Untali abzuwenden oder zu mindern; würde das eine Verschulden 
TieUelcht nur zu einer SehadraTerteilung führen, so fcMUi mSglicberwdee dae 
Hinzotreten des xwelten lOtveradialdens die gänsliehe Yemeininig der Eraate> 
liflicbt, mindestens aber eine weitere Schmälerung des Ersatzanspmcbs bewirken. 

Es ist nicht zu leujrnen, dass die schon durch die Anwendung des § 264 
BGI?. anf die EiserilKilinliaftpHicht flogen den bisherigen Reclitsznstand ver- 
schlechterte Stellung des Ucschlldigten ^) durch die Heranziehung des allgemein- 
rechtlichen Begriffs „eigenes Verschulden" und durch die dargelegte Er- 
weiterung dieses Begriffs eine weitere wesenUiehe Beeinträchtigung erfährt. 
Nimmt man aber die aufgestellten Vordersfttze als richtig an, so sind die ge- 
zogene Folgerungen nicht abanweisen. Es sei jedoch nicht nnerwMint, dass 
der § 254 BGB. auch eine ganz andere Hitberiicksichtigong des ^^genen 
Verseluildens" des KisenbahnTinternehniors in Haftpflichtprozessen mit sich 
bringt, al>ä bisher, und dass auch bei ihm das .eigene Verschulden'" in dem 
erörterten weiteren Umfang zu verstehen ist und das Vprschnldeii seiner An- 
gestellten mitumtasst (unbestimiiit Entsch. d. RG. Bd. 5t) S. Iö7j. Eine aus- 
führlidie Darstellung wftrde hier sn weit ftthrm, immerhin sei folgendes Icnrz 
bemerkt: Hat bei einem Betriebsunfall ansser dem Verschnlden des Yerletsten 
auch ein Verschnlden des Unternehmers selbst mitgespielt, so kommt es nidit 
mehr darauf an, „ welches das schwerwiegendere — die eigentliche causa 
efticicns — isf (so für das bisheriee Recht Eger. Eisenljaliiireeht Bd. 2 
S. 786; Näheres und Einzelfälle s. bei Eger, Hat'l itdichteebetÄ S. HiOlT.), 
sondern sie werden beide berücksichtigt, da § 254 BGB. die Inbetra( htuahme 
aller einschlagenden Umstände bei BenrteUang der Frage vorsdireibt, g inwie- 
weit der Schaden vorwiegend von dem einen oder dem anderen Teile vemr- 
saeht worden ist*. Unzutreffend nnd irreffihrend erseheint es, wenn das 
Reichsgericht in dem eben erwilhnten Urteil (vom 9. November 1903; Entsch. 
Bd. 56 S. 157) sagt: ^.Jedenfalls erscheint die Urshchlichkeit der Betriebs- 
gefahr im Verhältnisse zu derjeiiitren des etfronm Verschnldens des Verletzten 
als gesteigert, wtnu da^bei auch nuch ein »ciiuldvoUeb Verhalten des' Ange- 
stellten des Unternehmers (im gegebenen Falle eines Eutschersj ,als ein Ele- 
ment jener Gefahr in be^racht zn ziehen ist* *). Das Verschnld«! eines Babn- 
angestellten ist, wenn überhaupt ein Bestandteil der Betriebsgefahr, doch 

Die anzweiteibaft vorliegt, obwohl der §254 Bult, allerdings auch zogunsttin des 
Besdiftdigtett eingreift, wenn nämlich sein Verscbulden, das hier stets nur Mitverschalden 
ist (s. oben), an Ursicblidihd.t die nnversohuldete Betriebsgefahr Überwiegt, in fllien 

^ilso, in denen ihm bisher Jedn Ersatzanspruch aberkannt werden musstc. Gerade aus 
diesem Ictftm n Anlas«: spricht sich v. Königslöw a.a.O. gegen die Anwendbarkeit 
des §254 H(>ii. uiit du.s üaflptlichUecht aus. 

*) AehnUeh Gisenbahnrechtl. Gntech. Bd. 21 S. 66. 
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«leherlieh kdn nta Am Baliiibetri«b dgratttmlicheB Herkmal der beBondsran 
Eisenbalmbetriebsgefahr, wie ele die YorRMsetsniig eine» jeden Betriebs» 
Unfalls im Sinne des Haftpflichtgesetzes ist; auch kann von einer Steiger nng^, 

der ürs.lcliliclikoit der ohjektivin besonderen Betrieljst^tM'alir durch Hinzu- 
treten eines subjektiven Verschuldens nicht wohl die liede sein, lletriebs- 
gefahr, eigenes Verschulden des Verletzten und Verschulden des Unternehmers 
sind vielmehr drei selbständige und zwar drei rechtlich erhebliche Glieder in 
der ürsachenkette des Betriebannfalle nnd die Bedentnng des § 254 BGB. 
besteht darin, dass der Achter nicht mehr eine der drei mitwirkenden 
Sehadensnrsachen f8r die hanptsftcfalichf'te und damit fUr die allein filr die 
Ersatzpllicht in Betracht kommende zu erklären, sondern dass er alle drei in 
ihrem Znsammenwirken zu betra ritten und hiemach das Bestehen und den 
ümfaiiü: eines Ersatzanspruchs zw ermessen hat. Massstab ist ilahci niclit der 
(irad des Verscholdens und der objektiven Getährlichkeit des Betriebszweiges 
eder der Betriebaeinriditiiniift bei welcher der Unfall idcb ereignet hat, wndern 
das UuB der UrsKcbliehkeit jedes der mitwirkenden ürastftnde für den ent* 
standMien Schaden (a. jedoch oben S. 414). Prosessnal ersclieint die Be- 
lianptung eines Verschuldens der Eisenbalm (und iln er Leute) als Gegeneinrede 
de« verletzten Ilaftiiflichtklapprs precrPTiühcr der Einrede seines eigenen Ver- 
schuldens, nielit als Geitendniachen eines neuen Klagegrundes'). Mit dieser 
Gegeneiurede kann der Klii^'er die meinen Ersatzanspnich mindemde Wirkung 
der £inrcde teilweise, ja nach den Uiusländen auch aogar ganz wieder auf- 
beben. Die Nenordnnng des Haf^flichtrechtes dnrch das Bttrgerllehe Geseta-: 
bueh nnd dnrch die aosbanende Beditepreclinng des Reichsgerichts führt in 
den hier gezogenen Folgerungen 'daher zwar an Lasten des Klägers in dem 
Verschulden seiner Angestellten neue, den Anspruch ans § 1 KHG. mindemde 
oder gar vernichtende Umstlinde in die Beurteilung ein, sie gibt ihm aber 
aueh andererseits zur Verfolgung nnd Verstärkunc seines Anspruchs neue, 
dem Uaftptüchtiecht jedenfalls in dieser Form und Anwendung bisher fremde 
Mittel an die Hand, mit welchen er den Einfloss des Verschaldens seiner An- 
gesteUten wieder ansgleiehen nnd seinem Haftpiichtanspmcb gleichwohl anm 
(teüweisen oder yOlUgen) Erfolge verhelfen kann*). 



') Sie kann dalm auch in der Berufungsinstanz noch vorgebracht wurden. Es 
handelt sich eben um die Mitberücksichtigung aller mitwirkenden .Schadensurga( lien bei 
einem HaftplUcbtauspruch, nicht um die Erhebung eines doppelten Schadensanspruchs 
ans den getreaatai Klagegrflnden der Baflfflidit md des yemhiUras. 

*) Die prosessoale Oüedwang des Stratstoffs in einem Streit Aber die Eisenbahn^ 
haftpflicht gestaltet sich folgendermassen ; 1) K lagegrund: Haftpflicht; 2) Einreden: 
a) höhere Gewalt; b) eigenes VersclinMin des Verletzten, «) persönlich; fi) seiner (Je- 
bilfen gemäss g§ 2M Abs. 2, 278 iUiii.; y) seiner Angestellten nach § 831 hHii., 
3) Gegeaelareden: a) eigenes MitTersdralden des Unternehmers n) petsSnllch oder 
seiner TerfesBungsmilssigcn Vertreter (g§ 31« 89 BGB.); fi) Verschulden sdner Gehilfen 
Vertragsgenossen . insitcitijKlere FahrtrHsten gegenüber narh § 278 BUB.; y) daneben 
allgemein Versdiolden der (jt'lall«;ii gemäss §1^ 254 Abs. 2, 278 BGB.; d) Verschulden 
der Angesteliten nach BGB.; b) gegenüber der Einrede b;': sorgfältige Auswahl 
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Bisber »t nur von der Haftpflicht für die Verletsimg und Tütmig von 

Personen beim EiBenbahnbetriebe gehandelt worden. Wie verhält es aifih mn 
mit der Ersatzpflicht der EisenVmlm für Sachschaden nach § 25 des prrnss 
Eisenbahntrcsetzcs vom 3. Novrinbcr 1838? Auch dort ist dorn P.isonliahn- 
unterTifdiiiier zu seiner KntlastiniL: Min dcrErsatzptticht für den bei der Befinderunt: 
anf der Hahn an beiürdeiteu und anderen Sachen entstandenen Schaden die 
Bernfung auf , eigenes Vemlivldeii'' des OeechSdigtea effengelassen. bt nun 
der Begriff «eigenes Veredmlden'' in diesem Oeaetse wirldleh, wie Usher 
angenommen wurde (e. oben S. 296 f.), ein sonderrechtliclier, für den Bereich 
des Eisenbahri2:eBel?.e^ nur aus ihm selbst sa entnehmen und nicht nach dem 
alliremeinen liiirp:eili(lieii Recht zn bcKtimmen, so ist ps bei diesem Tieehts- 
znstande auch lieute, nach Einführung des liürgerlicheu Gesetzbiuhs, zul"ol|Efe 
der Art. 3, 105 Eli. z. BGB. geblieben. Dann ist „eigenes Verschulden" des 
Beschädigten der Eisenbahn gegenüber etwas anderes, wenn es sich am Yer- 
letanng von Personen, wie wenn es sich nm Sachbeseh&dignng handelt und im 
letzteren Falle wiederum jedesmal etwas anderes, wenn der Sachschaden im 
Gebiete des ehemaligen gemeinen, des ehemaligen preussischen oder des ehe- 
maligen rheinischen Rechts eingetreten ist. In den gemeinrechtlichen und 
landreeliMichen (TcLieten wird man nacli wie vor in dem VerschTildcn eine.« 
Angestellten licin „eigenes Verschulden* erblii ken, der Richter des rheinischen 
Eechtsgebiets wird, wenn er an der eingangs in itg^e teilten landesrechtlicben 
Auslegung des § 26 a. a. 0. durch das Oberlandesgericht E51n festlAlt, das 
Gegenteil annehmen und so dem Art 1884 des code civil neben dem doreh 
Art. 89 Ziff. 2 AG. a. BGB. ihm wlmltenen noch ein weiteres Anwendonge- 
gebiet fflr das heutige Becbt zuweisen. Meines Erachtens genSgt das ein- 
fache Aussprechen dieser nnabweislichen ^ Folgerungen, nm ihre praktische 
Unhaltbarkeit und damit auch die des Voidersatzes darzutun, aus dem sie 
erwachsen. „Eigenes Verschulden" ist nacli dem preuss. Eisenbahngeäet^ der 
nämliche Rechtsbegrifl', wie nach dem Keichshaftpflichtgeset^ (vgl. auch Eger, 
S. 183), ebenso und noch mehr wie die bdden Gesetze sogar unter den vcr- 
sehiedeaen Anadrfleken ^unabwendbarer äusserer Zufall" and ^hlSbere Gewalt' 
einen und denselben Bechtsbegriff verstehen. Beide Gesetze enthalten zwar 
keine Tl( znprnahme auf bestimmte ausdrückliche Vorschriften, die es über diesen 
Gegenstand auch gar nicht gab, wohl aber enthalten sie durch die \Vali1 
eines Ausdrucks von bestimmter Prägung eine Anlehnung au den dietseiu be- 
stimmten Ausdruck nach der allgemeinen Anschauung tatsHciilich nnd rechtlich 
zukommenden Sinn. Da auch keine Anhaltspunkte dafür vorliegen, daas dl« 

der ArETcstelUeii usw. in Gemässheit des § 831 Abs. 1 Satz 2 BtiU ; 4) Brvidetnng 
gegenüber der <.tegeneinrede atf: Entlastungsbewcis wie Gegeneinredc b. 

*) In den Motiven zu Art. 55 Eü (ö. 148 f. zu Art. 32 des Entwurfs) ist aas- 
dTttcUich betont, dass dnreh einen allgemdn^ Vorbdielt wie der tob der 2. Konir 
mtabn (Prot. Bd. 2 S. 004) eingefügte Art. 105 £(]. einen enthält — .alle Nurmco 
getroffi'ii worden, welche dif Ürtrcbtn«; der Materie zum (tegcnstandc haben. . . .-Vucb 
in Ansehung der allgeineiucu \ urschriiten des BUB. sind auf dem vorbehaltcneu Ue- 
biete Abweichangen staltbaf t'.blelben mitbin auch die voriiandenoa Abwekshnngen bestehen. 
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Wahl des Aiudmcks „eigenes y6V6ehiiIdeii* in den beiden Geseteen and seine 
Erhebung sn einem Begriffe dee geschriebenen Oesetsearechts «zwar inhaltlich 

nicht von dem bisherigen gemeinen Privatrechte abweichen, nach der Absicht 
des betreffenden Gesetzes aber nicht lediglich die Bedeutung einer erlünternden 
Wiederholung des uis commune haben, sondern einen Bestandteil des Spozial- 
rechts bilden" sollte (Mot. a. a. 0. S. 149), so gilt auch für § 25 des 
preassischen üHsenbahngesetzes die Regel des Art. 4 £G. z. BGB.^), an die 
SteUe der bisherigen Vorschriften der verschiedenen Sechtssysteme über In- 
halt und Umfang des Begriffs «eigenes Veiachalden' treten die ans den ent> 
sprechenden Vorschriften des Bürgerlichen Gesetahnchs an entnehmenden 
Regeln, welche diesen BegHff für das heutige Keclit bestimmen. Was daher 
oben über den Begriff ^oiirenes VerachnWeu'* lunl seinen TTmfanfr nacli dm 
liürjrerlirlien Gesetzbuch ansf^cfülirt worden ist, gilt in gleicher \\'«'i*e nicht 
nur für das Reichshattiidirhtgeöetz, sondern auch für das prenssisi he Eisen- 
bahngesetz und ebenso für die übrigen Landesgesetze, welche entsprechende 
Vorschriften Aber die Haftung von Elsenbahnen fSr Sachschaden ent- 
halten % Auch fttr § 25 gilt daher als eigenes Verschulden, dessen Folgen 
der Dienstherr auf sich zu nehmen hat, wenn sie sich gegen ihn selbst richten, 
einmal das Verschulden seiner Angestellten unter den Voraussetzungen des 
§ 831 BGB. und sodann da«? Verschulden seiner Gehilfen, deren er sich bei 
Wahrnehmnnsr der von dem Saehsi liaden betroffenen .\nfrelee:enlieit bediente, 
wenn da« Verschulden darin bestund, dass sie es sehuldhaft unterlassen haben, 
die Eisenbahn auf die Gefahr eines ungewöhnlich hohen Schadens aufmerksam 
«an machen, welche diese weder kannte noch kennen mnsste*), oder aber den 
Schaden abzuwenden oder zu mindeni (g 264 Abs. 3 vbd. n. % 978 BGB.)^). 
Beide Vorschriften, die des § 831 und die des § 254 Abs. 2 BGB. enthalten, 
wie (larpetan, allgemeine Reeoln iU'er den Bei^iifT _eit:enfs Vor schulden beide 
sind demnach in allen FJOlen anwemlliar, in denen es anf diesen Reclitsbeprrilf 
ankommt. i)a^^e;;rn eiitliiill ilei- § 254 Abs. 1 Jilil!. keine bep^riffslicstimmfude 
Vorschrift darüber, was als „eigenes Verschulden" im liechtssiune zu gelten 
hat, sondern foiflt eine Anordnung darfiber, was im Falle eines nach and<nren 
Vorschriften festzustellenden eigenen Versehnldens rechtens sefai soll. Auf 
das Beichshaftpilichtgesetz findet daher der § 254 Abs. 1 aus den vom Beidis> 
gericht aufgestellten Gründen nach Art. 42 EG. z. BGB. zwar Anwendung, 
nicht aber auf das nicht durch Überleitungsbestimmnngen mit den allgemeinen 



') Die für das Reichähaftpflichtgesetz das oben auf anderem Wege gewonnene 
Ergebnis bestätigt. 

*) Vgl. (Ii* Znsammcnstellnngai von Keyssner Im Redit 8, 3 und 618 f. und 

in Goldschmiilts V.. ftfi, ,'20 f, 

') Wem eine solche Mitteilung zu machen wäre and auf wessen Kennen oder 
Kennenmflssen «s ankommt, ist Frage des Einaelfalls. 

^) Diese allgemeine Erweiterung der eigenen Versntwortlidikcit tritt In diai 

Staaten, welche dnrch bcsottdm Gesetzesbestimmung das Verschulden eines Besitz- 
dicncrs (§ 855 BOT!.) dem . eip:onen Verschulden * des Bescilftdigten gleichstellen (s. 
Keyssncr a. a. U.), noch neben diese Vorschriften, 
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Voncbrififln des Bfiigwrlichcai OcoetcbnehB la tanklang gebnelite preusuMhe 
EiseiibalingMetB. EHne YerweiBung aaf die allgemeinen Grundsätze über den 
fSnflasa des eigenen MitverschnldenB des Beschädigten, welche nach Art. 4 

EG. z. BGB. heute atif § 254 Abs. 1 T?ItB. -/.w bo-^ifhon würe, in «1er 

Aufstellni^ des eigenen Verschuldenö des Beöchädigtcn :ils einei* dnrch^reileuden 
Entlastnngsgmndes für den Eisenbahnunternehmer nicht gefunden werden. 
Hag ferner aach der Ton der Rechteprechnng ans dem Reioliahtftpfliclitgeset« 
entwickelte RechtesatB, „deas bei beiderseitigem Verachiüdea «ine AbwSeimg 
deeidbea dnntreten Imbe und das «ehwerer wiegende Versdiiildeii als die 
ansschTaggebende Ursadie des ünfaUe za eraebten sei" (Enteeb. d. BG. Bd. 53 
S. 78) aucli für das prcnssisilie, EisenbahtiGreRetz pellen, so enthiilt ancli 
(lieser Hprlitssatz , mit dem sich li^r h>!ia]t dp« § 254 Abs. 1 BGB. nicht, 
wie (ia» lieiciisp:('riclit a. a. O. es au.'.bpiicLit, dt ckt und dem er mit der An- 
ordnung einer keine der mehreren Urüacheu iiir die allein auBschlaggebende 
erltUrenden Schedenyerteiliuig nicht bloes einen weiteren lediglich ergänzenden 
SatB hinmtfngt, doch gleichfalls keine Verweisung anf täm Bechtanorm des 
jeweiligen allgemeinen PriTatreefate, welche es rechtfertigte» in den hier ans 
einer landesrechtlichen Sondervorschrift entwickelten Rechtssatz eine still- 
schweigende Bezugnahme auf § 254 Ai)s. 1 IUtB. hineinzutragen und so ancb den 
§ 25 a, a, 0. durch Abänderung seines Grundf^edankens „in förderlicher Weise 
zu ergänzen" Ist daher ein durch den Eisenbahnbetrieb verursachter Sach- 
Bcliaden durch das Verschulden (in den entwickelten Grenzen) eines AngesteUtea 
des BesehSdigten herbeigefiihrt worden, so mnss dieser selbst d«i Schaden 
toagen und der Eisenbahnuutemehmer ist von der Haftung frei; eine VerteOnqg 
des Sclia 1 Iis tiu h den Umständen findet nicht statt; für die Frage, ob im 
Einzelfall der Eisenbahnbetrieb oder das mitwirkende Verschulden die recbt- 
li(h allein zu heriicksirhtifrendp ..\virkpiide" oder „ausschlaggebende Ursache" 
war, behalten die Sätze der biiihengeu Lehre and Rechtsprechung ilire Bedeutung. 



•) Üass dem Reichsgericht hfi spiner Anwendung des § 2.') 1 .\bs. 1 auf das Haft- 
pflichtgesctz , trotzdem es sich um dessen Änderung und nicht um seine Ergänzung 
bandelt, bebintreten ist, habe idi oben ansgefttbrt. 
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29. 

Die Eiiti^i'kUdiifiins^ der fttfentlieheii Betriebsiiiitei'nehiuttngeii bei 
polizeilieh Terfflirter Stra.sseiispcrruug. 

Vuti ür. Max Fleischmann, 
AuiUiidder unil l'rivatduzent an der Univeibität Halle a. S. 

(Schlnss.)*) 

ilh **) Di« Rflohtslag« in dtr Riielnproviii. 

Ob sirh die Untersnclinofi^en fQr das landrechtliche Prenssea (I, II) 
nnd (li( lidi f gewonnenen Ki L'rbnisse nnuiittelbar anch für die zur Beurteilnnßf 
stehemlt 11 Voi i-illc in den Klu inlanden (Hezirk Aachen) nutzbar machen lassen, 
bleibt noch zu prüfen. Man wird hierbei den früheren Aufljau verwerten können, 
nat&rlidt nur insoweit, als rieh nicht die reclitlicheii Gnudlagen verschieben. 
Gleich sind diese Grandlagen, wo BeichsgetetKe (Qewerbeordnongr) md solche 
Landesgesetse in betracht kamen» die ansdracklich mit für die RheinproTinz 
erlassen sind. Aach die allgemeinen Erwägungen, auf die sich zum Teil ilio 
früheren Ansführnniren stützen, werden ihre Bedeatunfj; bewahren. Die Schwierig- 
keit begijmt al't r irei a<ie bei den für die P^ntschliessnng über die Zulässigkeit 
der Absperrung und über den Ersatzanfpnioh hei rechtni^issiger Sperre her- 
vorspringenden Normen, dem § 10 11 17 und dem § 75 Einl. ALR, oder, 
allgemeiner gesprochen, hü der Frage nach der Geltung Öffentlichrechtlicher 
Sftt«e des AIiB. anch in der SheinproTina**). Das ist »ne Frage, die nicht 
schon mit dem Hinweise abgelehnt werden kann, dass ja das ALK. als Ganzes 
dort nicht znr Einführnng gelangt ist. Die Zerlegung Preussens in wenigstens 
drei grosse Kechtsgebiete entstammt dem Privatrer lite : nn*l » s ist dnrchaue 
nicht k1arg^e<:tellt, ob die Grensen in gleicher Weise für das üäeutiiche Kecht 
Bedeutung haben. 

1. 

Für die Frage nach der Znlftssigkeit der Sperre wird es einer 
gmndsfttslichen SteUnngnahme indes noch nicht bedürfen. Ist man selbst mit 



*) Siehe Anfang und Fortsetzong in dieser Zeitschrift Bd. XX ä. 286 nnd 370, 
Bd. XXI S. au9. 

**) Der in der Einleitung nnd in Anmerkung 2S la Aussiebt gestellte Tdl ,Er* 
Satzpflicht bei nicht recbtm&ssig angeordneter Absperrung' musstc der Rücksicht auf 
den Kaum in dieser Zeitschrift weichen. Er bleibt für einen andern Ort vorbehalten. 

Eine Sonderuntt rsnchung fehlt. Bausteine in verwirrender Masse in den 
Ediktensanuulangcn für die iibeinlande. 
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dem Beiebsgericlite und dem Obenrerwaltnngsgerichte (20 S. 899) der Äiuidit» 
dM8 der § 10 II 17 ALB. in A«r BlieinproviiiB keine Geltung «vlnngt bat, 

80 wfirde das in der Sache keinen Unterschied bedeuten. Denn nach der 
dann fortbestehenden französisclien Gespt/Cf^cbinip: ist <las Wesen der Sicher- 
heitspolizei dem ALR. eiitsinecliond nmschriel)en ; la {»olico instituee ponr 
maintenir Tordre pnblir, la lilx rti', la proprietti, la 8Üret6 individuello (art 16, 
auch 19 des code Uch delits v. 3. Bruuiaire IV.). 

Die Absperrung iet also in der Rheinprovinn nnter den gleiehen 
Voranssetzangen wie ffir das landreelitUche Gebiet saUesig. 

2. 

Anders steht es mit der Entschädiprungsfrapp- I» dem code civil 
oder in einem sonstigen Gesetze französischen Ursprungs wird man vergebens 
nadi einen Anespniche soeben, der für polizeiliche Eingriffe odw all gern eil 
ffir reehtmAssige obrigkeitliche Eingriffe eine Entschttdignng verlMiBst. Auch die 
Bechteprecbung hat, soTiel ich sehe, ansdrficklidi bisher gar nicht, die Becbts» 
ivissenschaft nvr ganz Terelnzelt und mehr gelegentlich zn der Frage Stelleag 
genommen. 

Dernburp:, ( retschmar ''^) und Koehue helfen damit, dass aie die 
Geltung des § 7ö Einl. ALR. auch für die Rheinlande behaupten: Dcmbnrg 
(bürg. R. I § 27) allerdings nur für Privilegien, weil die §§ 74, 75 „allge* 
meinen Bechtsgriinditttzen* enteprilchen nnd deehalb anch in den (!) aasser- 
preossischen Beehtegebieten anwendbar sden; Cretschmar, indem er BG. Bd. 19 

5. 363 ohne weiteres anch fttr das rheinische Keolit anfahrt Nur Koehne 
macht einen Ansatz aiuli ztir Begründung. Er folgert, von der Geltnnc: 
der Kab -O. v. 1831 für die Rheinprovinz ansq:ehend: „damit ist der § 75 
Einl. im rlieinist li-ti anzösischen Reclit^^crebiet in ihrem entscheidenden Teile 
zur Einliüuung gelangt; denn die Kab.-O. enthält Bestiuunungen von staats- 
gmndgesetzlichem Charakter; es ist also nicht abzusehen, warum sie nur im 
Landrechtsgebiete gelten sollten, ja, es wäre geradeza widersinnig, dies 
ananndimen''. Nur gegen eins der Bedenken, die bei diesen mversiditUdi 
klingenden Ausführungen aufsteigen, möchte ich micli wenden, j.'egen das eine, 
in dem ni. E. die ^Yurzel des Trrtnms steckt. Bei Koehne hat offenbar die 
verbreitete Anschauung mitgewirkt, dass es in Preussen nur ein einheitliches 
„inneres Staatsrecht" geben könne, nnd dass deshalb die staat-srechtlichen 

# Sätze gerade des ALR. 's für alle Teile der Monarchie anch ohne Verkündung 
▼erbindlich wftren. Für das so formulierte Schlagwort beraft man sich zs^ 
weilen anch anf eine gesetzliche Grundlage, anf eine Eabinettaorder 

6. Hlirz 1821 (OS. S. 30). Hier heisst es aber nicht so sclüechthin, wie 
man gewöhnlich zitiert"), dass „in der Monarclue nur ein inneres Staatsrecht 
gelten könne*", Tielmehr wird die Uebertragnng bestimmter alUändisdier 



**) Cretschmar, Die auf den Zivilptosess besflgUdiea Kennen des rhetaqirasM. 

Landrechts 1895 S. 22. 

Selbst Born hak, Preuss. Staats» und Rcchtsgeschichte 1U03 S. 435. 
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StarafgMetie nftdi ta Bh«lidaiid«i damit gereeiitfertigt, dast ^in Beslehnng 
auf die StrafgeBetze, wtldie ... die innere Buhe des Staate gegen Angriffe 
dehezn* Einheit des inneren Staatsrechts notwendig sei. Das wurde liald über- 
sehen. Schon Berging (Preussen in «taatsrechtl. Beziehni^^ 1P4^ S. 23) ent- 
nimmt der Kab.-O. den Satz ,©8 gibt nur ein preassisches Staatsrecht" nnd 
erklärt die analoge Anwendnng positiver staatsrechtlicher Bestimmnngen in 
den alten Pruvinzeu auf die neuerwurbenen für unbedenklich. Die spätere 
Literatur, Simon und BSnne, betont schärfer, daae eins eine Geaetze ana 
Altprenaaen in die Bheinlaade elngefttbrt aelm nnd befaaat eich im Gegen- 
teil mit der Frage, oh dort, wo daa ALB. als Ganzes eingeffilirt wurde, 
an eil deaaen staatsrechtliche Normen miteingeführt seien. Die neueren Dar- 
Stellungen des prenssisclien Staats« und Verwaltungsrechta wiedemm heutigen 
sich meist**), das ALR. als Rechtsqnelle bloss 7.n erwähnen und leisten damit 
stillschweigend der Meinung Voräcliub, als wären seine Normen einheitliciies 
Staatsrecht für die Monarchie. Kein Wander, daaa sich immer aufs neue 
Ida an daa Beiehageridit dieae BehaaptiiBg drSngt Daa Bdchsgerielit lehnt 
lie jedoeh entacliieden ab**). 

Sie entbehrt auch der Begründung: das lehrt das Völkerrecht. Nach 
der heut herrschenden Meinung*''') ergreift bei der Einverleibung eines Gebiets- 
teils zwar das Verf assungsrecbt des einverleibenden Staates das einverleibte 
Irebiet, nicht aber ohne weiteres auch da« Verwaltungsrecht. Solche Sclieituuig 
nach den beiden Zweigen des Staatsrecht« ist im Wesen gerechtfertigt. Der 
mod«me Staat dringt nur laabeit in der Organisation, aiunal aie eifirolvt ist 
als mttel rar Verscluaeintng auch heterogener Staatateile, and mebt entwnr' 
lelt ist die OigasiBation des aagagttedertoi Teils, meht ebenso liegt ea mit dem 
Verwaltongsrechte ; ein Ilinwds bloss atatt Erläuterung: das Yerwaltnngsredit lat 
in Preussen durch den Uehergang zum l<f Ti')titutionellen Staate mrhf wesent- 
lich berührt worden, es ist sieb in Frankreich bei dem Wechsel der Ver- 
fassungen gleich geblieben. Mau kann freilich Bedenken tragen, diese Meinung 
von heat schon für den Beginn des 19. Jahrhunderts gelten zu lassen, aber 
doch nor Bedenlien in der Blehtung, daas damals die AuiTaaaiing von der 
Notwendigkeit einheitttcher Organisation im Staate noch mit der ttlierkommenen 
Anschauung, die an provinzieller Versebiedenbeit festbielt, zu kämpfen hatte, 
nnd dass, was wir heut als Verwaltungsrecht ansecheiden, damals noch viel- 
fach im Gemenge mit dem Privatrecbte lag. Mindestens für dieses aber 
hat die preussische Regierung durch die Publikationspatente von 1814 — 1827 
und durch die Kab.-O. vom 29. März 1S37 jeden Zweifel benommen, dass sie 
selbst es nicht sdion mit der EinTorleibnng als auf das nene Gebiet fibertragen 
angesehen bat Und die gleiche Anfhesung fftr das Verwaltnngsreeht 



Eine Ausnahme macht Bornbak, Preuss. Staatsrecht I S. 100. 

««) Wenngleich ohne BegrUndnng: Jnr. WocheoBchr. 1899 8, 4&L TgL avfih 
Reichsgericht Bd. 7 ä. 2SX). 

•*) Z. B. Hnber, Staatensukzession 1896 S. 67, 148, Stoerk, WOrterb. d. Ver- 
waitangsrechts n 6, BornhalE, StaatSEecbt 106; Befcfaflgericht Bd. 4» 8. 800. 

Sg*r, BiMBlwlunohlllah» XatNiMaagMi XXI. 28 
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«piegdt Rieh in den Einrichtungen der Bhelnprovlus. In die MnhflitlidM 
Organisation des Staates ist auch die BheinproTinn durch die ^1. VerordniuK 
vom 30. April 1815 einbezogen worden, für dai Beamtenreeht wnrden dit 

Grundsätze des prenssisclien Rechtf? anprenommen, der Begriff der „Hoheits- 
rechte" ist auch in den Khoinlanden geläufig — es mafr dahinstehen, ob er 
durch den § 15 des Rcssortrei^lements vnm 20. Juli 1818 ans dem ALB. 
dorthin übeitiagen ist oder ub er dort niclit vielmehr schon früher heimisch 
war Dagegen schon in der Oiianieation und in den Aufgaben der Komnuiieii 
(Polizell) hliehen die Rheinlande absMte von der altUüidlBchen Entniddinp. 
Für die allgemeine Landeaverwaltung und die Finanzverwaltong mnMte 
ein besonderes (Res8ort)-Ileglement den notwendigen Ausgleich zwischen dem 
französischen rnid dem altprenssischen Rechte vermittelu. Für die Polizei- 
gcwalt blieben die Normen des cude des delits ' oben 1) massgebend. Für 
grosse Verwaltungszweigre, wie für daa Postreclit, das Schul recht, das 
Staatäkirchen recht landen die zusammenfassenden Kegeln des ALR. trotz 
der nicht geringen ZerapUttemng der fhmzOsiBchen Rechteqaellen keinen Ein- 
gang*''). Wie schwer sich die Verschmelcuiig ftanadslschen und preusiisdien 
Bedrts yollzog, ^e es bei der Hinneigung zu franzVsischen Einrichtungen an 
Rückschlugen nicht fehlte, belegen Oppenhoffs „Ressort Verhältnisse" durch zahl- 
reiche Beispiele. Das deutlichste Anerkenntnis dieses Zustandes liegt ab<>r in 
den amtlii lien Hammlungen der ans der Zeit der Fremdherrschaft stamtnenden 
Erlasse vor: sie sollten ein IJolhvpik aufrichten gegen das weitere Ein- 
dringen französischen Verwaltungs- und'®) Privatrechta. 

Hiernach kann von einer Einheitlichkeit des inneren Staats» 
rechts in dem Sinne, dass auch die Terwaltungsrechtlichen Sitse 
des ALR. 's für die Rheinlande Geltung hätten, nicht die Rede sein; 
und damit ist auch die Anwendbarkeit des § 7d fiinl. für die Rhein« 
provinz abzulehnen. 

Das Keii lisgericht dürfte die hier vertretene Meinung teilen. Dafür 
spricht schon seine Ablehnung des aiifjeblich einheitlichen inneren Staatsrechts 
noch mehr aber der Umstand» dass es sich in FSllen, wo es fttr das land^ 
rechtliche Gebiet den § 75 heranaog, fttr die Bheinlande unter sonst gleichen , 
Voraussetsongen niemals auf den § 75 berufen hat Ich verweise s. B. auf 
BG. 2 B. 258, 10 S. 272, überhaupt auf die Entscheidungen in den Strassen- 
anllegerprf>7Pssen, die insoweit für das rlieinische Gebiet eine andere Begründung 
als für das landrechtliclie erfaliren. Die Tatsache vollends, da.«ig für das pre- 
ni einrechtliche Gebiet Preussens der § 75 in der Rechtsprechung nicht ver- 
wertet wird — die von Demburg und Eoehne vorgebrachten Gründe mnssten 

«") Perrot, Verfass. d. Oerichte d. Hhcinprov. 1842 1 iN idisgericht Bd. 44 8.236. 
Zu vergleichen vielleicht art. 26 der Kheinbundakte über die druits de souveraineti. 

■*) Belege für einzelnes bei Bornhak, Recbtsgcschichte 420, Gneist, Ter- 
waltungsarchiT Bd. 8 S.40, Schlink, Kommentar ttber die ffsnaBs. ZPO. 1848 1 8. 150, , 
Oppeohoff S.58, Reichsgericht in Strafsachen Bd. 17 S. 210. 

Auch diese ZasammenstelliiTig bei Bormann und r. Daniels Handbuch der fär • 
die liheinprov. verkündigten (Jcsctzc usw. 1 (1833) S. III iat charakteristiBcb. 
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Ja anch hier gelten — spricht deuUicti gegen jeden Gebraach des § 75 anMer- 
iMÜb der Grensen Altpreuseene. 

3. 

Istabcr (luiTli französischrechtlicbe oder durch preassischrechtliche Satznnjj 
eine Entsi liädiiiuntrsptlicht weder bestimmt noch anspreschlossen, so darf man Bich 
der Frage nicht entziehen, ob sie etwa kratt eines Gewohnheitsrechts besteht. 

Wer iidi iMnt mf GhnroknlMltireebt bonft, bat träte Pmchta einen 
«I wpwe a Stand, vor allein gegenttber der Praxis, ünd das ist niebt Uoee ffir das 
Frivatrecht so, das ich samt all den neuen Zweifeln für das bürgerliche Becbt 
nnd die verbehaltenen Bechtsgebiete liier bei einem Falle des öffentlicben 
Rechts atissfr acht lasso — es ist ühnlich im öffentlichen Rcchto. Sclion an 
der Schwelle erlielit sich iieut die eut«cheidende Vorfrage: Ist auf dem (ie- 
biete der Verwaltung '^^ überhaupt ein Gewohnlieitsrecht zulHssig? oder, scharfer 
gcfasst, indem ich meinen grundsätzlichen Standpunkt hervortreten lasse : luinn 
M dort ein Gewohnheitareebt begriffsmtosig nicht geben; wird die Macht 
der dauernden Tatsache (Zitelmann), die sun Rechte führt, durch die Natur 
der Verwaltung ausgeschlossen? Je weniger dcb die Gesetzgebung eines 
Lebensverhältnisses annimmt, möchte man glauben, nm so mehr benötigt es 
anderweiter Nonnen; und das bestfitiirt ein Piick in dio Verwaltung als Fund- 
«"tstte von Observanzen. Hirliommeu oder wie man sonst das GR. da nennt — 
iiu Wege-, im Wasser-, im Schulrechte mehr, aber auch, wenngleich minder, 
ia andern Zweigen, selbst im Polizeireclite'*). Die Wissenschaft ist der grund* 
sfttslichen Stellungnahme eine Zeitlang ausgewichen, indem sie den Quellen 
dos Verwaltungsrechts gar keine (selbständige) Erörterung widmete oder — 
die Beaeichnung „Gewohnheitsrecht* mied'^). Erst neuerdinjjs haben Otto 
Mayer nnd Seidler '''") der Fra^e die gebührende "Beaehtun^r ^^eschcnlct, aller- 
iinps mit eutse|i:en;?esetztein Ergebnisse. Dem Anreize, ilire lkweisführung 
nachzuprüfen, darf icli widerstehen, da es für den unmittelbaren Zweck dieses 
Aufsatzes nicht geboten ist. Hier genügt die Feststellung: Für einen Fall 
der vorliegenden Art herrscht^ soweit ich sdie, Uebereinstlmmung in der Zu- 
llasigkeit des GewohnheitBrechte, Insofern anch Uayer bei der SffentUchrecht- 
Beben Entschädigung und beim Wegerecht von seiner grundsAtalldien Ableh- 
iHing des Gewohnheitsrechts eine Ausnahme anerkennt. 

Dieser Ansgangspunkt mnss auch für die Rheinlande gelten, soweit ihm 
niclit ein öoudersatz ontgetrensteht. Untersucht ist das m. W. bisher nieht. 
Ich stelle mich zu der Frage so: Die landrechtlichen Bestimmungen über das 
Gewolinheitsrecht greifen nach den AusfBhmngen unter 2, auch abgesehen 
von dem Privatredite, idcht Plats. Es bleibt vielmehr auch hier bei den 

*') Das Gewohnheitsrecht für das Verfassnngsrecbt lasse ich mit Absicht fort. 
Tebrigens hoffe ich, donnlchrt die Frage nach dem Qewohnlieitarecjite auf dem Gdilefee 
des öffentlichen Rechts in anderem Zusanuneuliange «ingehender erörtern an können. 

") Vgl. 1*0 sin. rölizciverordnuii£^srecht 8 13 Anin. 2. 

^•"•j Kiiurjjeits z. B, noch Ulbricli , i 't sti rr. Verwaltiingsrecht 1904 — andrerseits 
F.Mayer, Grundsätze des Verwaltungsrechts § 124. 

In der Festschrift der UniTerritftt Wien fttr ünger 1886 S. 543 f. 
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Nonnen des fraasOaf sehen Rechts. Die hemehende Heinimg kntet da freilieh: 
, das französische Recht ist dem 6R. nicht grOnstiflr" (Creme). Diese Heinnng stammt 
aher erweislich ans ganz hestimmtcn SatznngeD, dem Einftthningsgesetze für 

den Code civil vom 21. IQrs 1804, das für die von dem code civil bebandelten 
Gegenstände — unser Fall gehört dazn nicht — die contnmes jreneralcs et 
locales ansschliesst. Das Verbot über den code civil hinaus zu verallgeiueinern, 
dafür fehlt es an einem zwingenden Gmnde. Verschiedene Rechtszweige 
geben bezüglich der Gewohnheit ilire versciüedeuen Wege; Beispiel daffir 
hietet das StraArecht, Beispiel nach der Ueinong mancher anch das Verfassangs^ 
recht abweichend vom Verwaltongsrechte. TTeherdies knmt anch das modiniie 
franzJ^sische Verwalttinirsroclit, i?enan bpsehen, Recht sgewohnheiten 

Also künnte sieli wohl in der Kheinpro vinz ein (Tewohnlicits- 
recht in der Richtnii^? bilden, dass für rochtmässit^o st hildiu^ende 
Einjrriffe der Polizei in die Ri'elite des Einzelnen zu^unsteu der 
Allgemeiuiieit eiuu Ersatzpflicht besteht. Dama es sich aber bereits 
gebildet hStte, vermag ich nach den mir zn Gebote stehenden HUCnnitteln 
der Llteratnr nnd Rechtsprechung nicht zn erkennen. 

Es mag sein, dass, wer die Yerhftltnisse an Ort nnd Stelle nlher 
iiberbliclct, ein anderes Ergebnis l^el^en Icönnte. Einzelnes spricht dafür. 
Wissenschaftliche Anschannnpen Icönnen dem Gewohnheitsrechte den Weg 
balinen. Nicht pleichprilti^'^ ist es in dieser Hinsicht z.B., dass Dem Im rj^: die 
§§ 74 und 75, da sie allgemeinen Rechtsgmndsiltzen entsyrilchen, anch in den 
.aasserpreussiscben" Rechtsgebieten zur Anwendung bringen will; dass 
Majrer (Q § 58 Änm. 10) einen Recfatefall ans den Bbeinlaaden in anflUlend 
nahen Zusammenhang mit dem § 76 Einl. ALB. setat Die Praxis Ist den 
Weg weiter gegangen, indem sie das rheinische Recht — in mancliem andern 
Falle — nm es nnahhtlngip: vom französischen Rechte zu stellen, nach den 
Normen des preiissigchen Landreclits behandelt'^), oder indem sie im i^eiuoinen 
Rechte einen dem § 75 Eiul. ,entbprechenden* Grwndftatz anerkennt'"). Die 
Lübertia^uiig preussischer Rcchtaauffassung, die bei dem Wechsel der i>e« 
T91kemng und der Beamtenschaft zwlBchen Altprenssen nnd der Rhelnprovias 
hegreiflich wird, trifft anf bereiteten Boden. Selbst Irrige Anwendung des 
§ 75 als Gesetaesrecht (vgl. Cretschmar), könnte aber, wie Ich mit ZItel* 
mann im Gegensatz anm Beidisgerlcbte annehme^*), zu einem Gewohnheits- 
rechte führen. Nicht zn nnterschJ^t^cn ist anch die werbende Kraft des Ge- 
dankens einer „EntschikligungsptUcht des Staates md\ lUllip^keitsrecht'. Selbst 
der Gesetzgeber triigt ihm, ohne ihn grundsätzlich anzuerkennen, beim Ein- 
griffe in Vermiigenswerte doch fortschreitend Reclinung — Entschädigung 
nnsohnldig Vemrtoilter, nnschnldig Veriiafteter, Entschädigung bei Anlhebnng der 



**) Beiapiflie bei Kisch § 9 Anm. 10, aacb bei Hayer, Theode des fianz. Ver- 
waltangsrechts 8. 847. 

Unter Billigung in der Wissensehalt, vgl Niemeyer, Posittfes internatio- 
nales Privatrecht I S. 98. 

^) Reichsgericht Bd. 41 S.Hö, m, Bd. 48 S.243, 252. 
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Privttpoflteii, an Inhaber von SümatoiTabriken Der oberste Geriebtehof neigt 
sich dem Oedanken zn: in der Bebandlang der Strassenanlleger hat er die Kodit- 

sprcchunj? j<uliU»ar })eoinflusst^') AVier «rorade hier zeigt die 

Rechtsfirocliunfj liereits eine rii -Viin^itige Bewegung, und audi weiterhin fällt 
anf der aii'leni Seite manclies sciiwcr ins Gewicht: das frauzosisclio Hecht 
bat bis lieut eine allgemeine Ersatzpflicbt nicht anerkannt ^'^i und iiir das 
gemeine Beehtj wo die Frage in den letacten Jahren erst gntadefttelleli mm 
Anetrage gekommen ist» neigt eich bei dem \nderBtreite der Heininigen 
— wenigstene für Poliseimassregeln ~ die Wage aa Ungnnaten des Ver- 
loteten"*^. 



"») Hczeicfanend § 12 Abs. 2 des prenss. Gesetzes betr. die Herstellacg und den 
Ausbau von Wasser Strossen vom 1. April liK)5: „Hat der Grundeigentümer nicht be- 
reits nuh geltendem Beehte dnea Anspradi anf Entschädigung, so ist der Schadmi 
Insoweit zu ersetmn, ab dis fiilUgkeit nadi den Umsttnden eine acbadloshaltnag 

erfordert ^ 

") Mayer, Theorie 8. 84t^, Kiscli § 64. 

") Uebm, Wörterb. d. Verw.-Bechts 8. Ergänzungsband S. 99; FrL v. Stengel, 
Annalea d. d. Boichs 1901 S.498, 497, 607, fi66. 

•*) Auch im Auslimdc ist die Frage zweifelhaft: für Italien vgl. Gabba, 
quistioni di diritto rivilo IKH.'j S 7!l. in der Schweiz ist die Praxis des Lundesgerichts 
für die EntBchädigungspflicht widcrsprucbsvoll (Fleiner ä. 94j — das ist immerhin 
an heaohteD. 

BerieMIfHg: 

Anf Seite 314 Abs. i letats Zeile äonss es statt ,demnacli' helnen: dennodi. 
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I. Besondere eisenbahnrechtliche Schriften. 

Aoworth, W. M. Elements of R&ilway Economics. London läOö. Frowde. 

Bomptlre, Jean. Le racliat des cbemios de fer Alg&rieas. Etüde de 1« loi dn 83 
jnfllel 1904. Farn 1906. Luon et Tean. 

Burckhardt, Dr., Prof. Der Rekurs an die BondosTersammlang geilen verfassungswidrige 
Verfügungen des Bundesrats. Gutachten ersUttefc an d. eidgeil. Poet* iind fäsenbalin- 
departemcnt. Bern 1905. StjUnpfli & Co. 

terdon, Joseph Hlaokley. ÜBBokBailway Legislation miiICoiiiidImIoii Oontrol since 1830. 
Urban» 1906. Uiii?evn«j Fnss. 

Spora, Giuseppe. L'esm mo ferroTiario et le po^Bibiti riformi ed oconoinie. Parte tena: 
Lc convenzioni e il nuovo esercizjo ferroviario. Roma IDUö. 

JoviBOill, Ettero. II problema fcrroriariu. sindacato e controllo di stato sulie strade 
Ciiiate. (Htta dl eastollo, 8. Lapi 1906. 

Web, & Die Haftpflicht nach deatidiein Ba fe bsgaaate, ganeinTeiatindUch erllat. 
DonanwBnh 1905. E. Mager. 

Compilacioii de leyes y supremas diHpo.sizioiie.s relativas k coDeesioues ferrocarrüeras. 
Aimus 1880—1904. Ediciou ufäcial. La F&'i. 1904. 

Sammlimg der im Jahre 1904 aof dem Gebiete des Eisenbaluweseiis hinaasgegebeoea 
Normalian und EonatitutiTurkunden unwia dir orteilten und Torlftngerten Vor^ 
konzessionen. Herausgegeben vom k. k, Eiseabahnministerinm. Wien 1906. Verlag 
der k. k. Hof- und Staatsdruckerei. 

Weissenbach, Plaold, Präsident. Die Eiseubahuverstaatliebung in der Schweis. 
BwUii 1906. Julias Springer. 

Zu den Ländern, die in der Erkenntnis der grossen wirt.scbaftlichen Bedeutong 
des wichtigsten Verkehrsmittels unserer Zt^it sowie der niiichtigen Einwirkung des- 
selben axd das gesamte Staatsleben den Buden des Privatbahnsystems verlassen nnd 
mm Staatsbalmbetriebe Übergegangen sind, gehört nunmehr andi die Sdiwois. 
Dureh die Botaebaft des Bnndesnkii vom S6. lUti 1^7 Ist der Brwerb der 
schweizerischen Hanptbahnen vom Bunde eingeleitet und durch die Volksabstimmung 
vom 20. Februar 1898 beschlossen worden. In der vorliegenden Schrift schildert der 
Verfasser, der sufolge seiner amtlichen Stellung wie kein anderer hiezu berufen 
war, In treffUdier vmä flbenuM klarer Weise den ganaen Werdegang des groeaen 
und schwierigen Verstaatlicbungswerkes ttud seigt sugleich, was seit der knrsea Zeit 
dt'rf Beatelienä der Bundesbahnen von ihnen bereits geleistet winde. Zwar fehlt es 
nicht an Stiiiinien, welche, wohl mehr in Berücksichtigen nrr van Sonderinteressen, die 
Zeit des früheren Privatbabugyötems zurückwünschen. Behält man aber das (ieüttinte 

im Auge, so wird man naeb dem, was bd den Bnndesbaimen bereits geeoheben ist, 
mit dem VerftkSser der bwechtigten HolfnUDg Ausdruck geben dürfen, dass der Zu- 
kunft der Bunde^'bahnen getrost entgegen gesehen werden l;"tin»', wenn der Weg 
ruhigen Fortschreitens auch künftig eingehalten wird, und dass alsdann auch für 
die Schweiz aus der Verstaatlichung die erhofften volkswiitschaftlichen Vorteile er> 
wachsen werden. Dr. Beindl, Mttnehen. 
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II. Mit dem Eisenbahnrecht im Zusammenhange stehende Schriften. 

Hafner, Dr. G., Mit^l.d. Schweiz. Buinlesi^erichts. Pas schweizerische Ohlicjationen- 
reeht mit Aamerkiuigen. Zweite ueu bearbeitete Aaäage, nacb dem lüde des Ver- 
ftntn fottffMrt A. Göll, Farsprech in ZOridi, in. Abteüuog. Züricb 1906. 
OnU FBMlL 

Die Hafnersche Ausgabe des schweizerischen OUigationenrechts erscheint nach 
dem Tode des Verfassers in neuer Auflage, es liegt uns die dritte Abteünnf» vor, 
welche die Beatimmungen Uber da« GeaelUcbafta- und Genossenscbaftarecbt und das 
Woduehredit enthält Die Anmeitaiiigeii lind karx, prKai und kontaitxiflrt und be- 
lehren Aber den Stand der BechtaprechnD^ wie ttber die Literatur. An zahlreichen 
Stellen findet sich der vergleiohemle Verweis auf die oiitspreeheuden Vorschriften der 
JReicbsgPsetzgebniig , kucIi die deutsche Recht sprei hung. besonders die des Reichs- 
gericht«, und die deutäclie Literatur, ist Üeissig beudtzi worden. In der Schweiz ist 
die eiste Amgabe aelir geeohRtit winden^ ee iit nidit m beswcJfbln, daaa anch dl» 
sw^ die ihr gebVhrflnde Beaolitiiiig findet. Dr. Faid, Mdm. 

Arnstadt, Oskar v., Wirkl. Geb. Ob.-Beg.-B. u. Reg.-Pris. ft. D. Das previslecfae 

Polizeirecht. Unter Benutzung der Entscheidungen von Vmvaltunsfs- sowie 
Gerichtsbehörden znm Haudgebrauch für Behörden , Rechtsanwälte und Beamte der 
Sellnfeverwaltniig herausgegeben. Bnter Band. Berlin 1906. Carl Heymann. 

In der Beihe der HandUtoher des Verwaltnugareebta, deren Heiansgnbe der nm 

die Literatur des Verwaltungsrechts besonders verdiente Carl Heymannsche Verlag 
veranstaltet, bildet das vorliegende Werk das zweite Handbuch (das erste ist 
Germersbausena rtlbmlichst bekanntes Wegerecht). Es fehlte bisher — wie der Ver^ 
faaier satrdFeod henrorliebi — an ebem Badte, in welchem die GmndsKtae für die 
Handhabung der Poliaei in erschöpfender nnd fibenichtlleher Weise snsannnengeatdlt 
sind. Diesem Muttr«! hat der Verfasser in verdienstvoller ntid nnerkennenswerter 
Weise abgeholfen. Kr stellt es uh Hauiitaufgabe seines Werkes hin, die bezüglichen 
gesetziiclicu Vorächriften sowie die dazu ergangenen Entscheidungen der Verwaltongs» 
und GeriditabehSrden nnter tanUckster Beibehaltung ihres Wortlantes, sowie mttx 
Angabe der Stellen, wo sie abgedruckt sind, zusammenzustellen, und will seine eigene 
Auffassung darin zurücktreten lassen und sich meist mit der Wiedergabe der von 
autoritativen Stellen ergangeneu Entscheidungen begniigen. Von diesem Standpunkte 
ans hat dasBuch, dessen erster Band als allgemeiner Teil in 11 Abschnitten die 
ftr das ganae QeUet grandaitdioben Yonebriften: I. GrondbegriiliB nnd Weeen der 
Verwaltnngspolizei, II. Poliz. Einschreiten, III. Verfügung, T' '/ vangsbefugnisse, 
V. Rechtsmittel, VI. Behörden, VIT. Ersatzverbindlichkeit, VIII Pollzcikosten, 
IX. PoUaeiverordttungen , X. Verhältnis zu den privatrechtlicben Beziehungen des 
EiffentUDS mid der Familie sowie XL rom Grundeigentum, enth&tt, die grösete Zn- 
verÜMi^nit nnd VoUetftndi|^t gewonnen. Doch ist mit Rflcksiobt anf die Fülle 
praktischer Erfahrungen und Kenntnisse, Aber welche der Verfasser verfügt, der 
Wunsch wohl berechtigt, da'*« in einer folj^enden Anflage auch seine eigenen Auf- 
fassungen mehr als bisher zum Ausdruck gelangen. Durch die Gründlichkeit, lieber- 
sichtiiehheit nnd den leicbeD Inhalt der Bearbeitinig ist dem Weike ein veUer nnd 
damnnder Erfolg gesichert. Dr. Bger, Berlin. 

FInieohmana, Or Max, Privatdozent und Amtsrichter. VOlkerrecbtsqaellen, in Ans« 

webt heransge^ben. Halle 1!)05. Waisenhans. 

Anderen als Farhntiiiinf-ru, deren Kreis für das Völkerrecht freilich sehr weit 
zu zi&hen ist, wareu und äiud die grossen Samuiluugeu der Vulkerrechtsquelleu , wie 
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Lttentar. 



besonders die, arsprüugUch tml Härtens, jetzt von Stoerk YortreffUcb ledigierteo 
Wttka „Beeutil de tnit6i* mit MiiMn Erginmiigiea md Noutmii nonsü gteteil I 

and II kanm bekannt geworden. Für die wachseude Zahl derer, die elcb von der 
Recbtsnatnr des Volkerrechts längs» liberzengt baben und sein siegreiche^ Vordringen 
Überall merken, fehlte es seit langem an einer nicht allsa umfangreichen, aber eu- 
varliasigen, iuabeiOHdan dwtMiMii SmnSnagi ^ « ermöglicht, aof den nrkond» 
lidmi Stoff sdbife lavtteknigehea. Verfluser bietet uh in dein engeeeigtsa Wsrite 
eine solche StofTsammlung nach chronologi^^cbeu Oesichtsponkten , die aber ergtoit 
werden durch die gelegeutlicbe Znsammenfassnug zuaammongeh5riger, wenn auch 
seitlich auseinander liegender Urkunden. Qedacbt ist das Werk als ein Deberblick 
Uber die Betwiekelnng des TQlkeneehts Mit dem Wiener Kongreme vnd geht bis in 
muere jttngste Zeit hinauf. Besondeii dankenswert ist es, dass die Litentnr bsi 
jeder einzelnen Urkunde auf das sorgfältigste verzeichnet ist, so das^, da ein Zurück- 
gehen auf die Urkunden niclit gleichzeitig einen Verzicht auf die Kenntniq fler 
Literatur bedeuten solle, Air alle luteresseuten nütslicbst vorgesorgt ist. Das Wetii 
iet allen, die in das Völkerrecht eingeführt werden wollen, aber aneb den Kniidlgsi, 
nnf dM wirmste zu empfehlen. Frofesior Dr. Stier-Somlo, Bens. 

Dr. R. van der Borgbi Handel nnd HandelepoUtik. Leifsig. Terlag ?» 

C. L. Hirschfeld. 

Das Torli^iende Werk behandelt die Theorie des Handels ond der Handels- 
politik. Nene Bneheinnngen in den Wirtsehaftsforuian der Oefmwart gerade ant 
dem Gebiete des Warennmaatna nnd die aus der Benach teüignng dnreh diaie 

Formen hervorgerufene Bekämpfung in der Tageadisknssion lassen eine Orientienmg 
über das Gesamtgebiet für weite Kreise wünschenswert erscheinen, v. d. Borght 
wendet gerade diesen modernen Fonticu ein eingebendes Interesse so. Seine Steiiung- 
nahme ist HbwaD, namentlidi g^enttber WaräibKiiieni» KmaomTereinen, Hsoiiav- 
handel, Börse, Terminbandel usw., eine kblil abwigende, Licht- und SobattenMitStt 
hervorhebende. Auch die Behandlung der äusseren Handelspolitik ist vom wissen- 
schaftlich-objektiven Standpunkt aus unternommen Statistischeä Material ist bei- 
gebracht, soweit es zur Illustration wünschenswert erschien, ohne dass die fort- 
lanfende DanteHnng dadndi beadiwert oder beefaitrlehtigt wird. Idtaratnmadiwelsa 
sind nicht im einzelnen gegeben, vielnielir scbUfliat der YerfaBiar der ^yatematlldMn 
Darstellung eine ihrem System ent>?pre heule Bibliographie an. 

Das Werk erscheint geeignet, über die für das gesamte Wirtschaftsleben so 
wichtigen technischen nnd handelspolitischen Verhältnisse zu orientieren. Insbesondere 
wird auch der Tarü^olidker nttsersr Verfcahrsaastalten Belehnmg darin Unden. Die 
Darstellung ist klar. Sie könnte vielleicht mitunter etwas gedrängter sein, bi- 
besondere verleitet den Verfasser die Sorge, df^r Lt'scr könne ihn im Vcr lf^cht haben, 
etwas Wi^nswttrdigM zu unterschlagen, bisweilen dazu, zu versichern, die be- 
tnflbnde BrQrterang werde in anderem Zosammenbang gegeben werden. VielUiebt 
fennlaait ihn daan der Mangel einen Saehngieten, in wekhem die eiazdaen Sti^ 
Wörter aufgesucht werden konnten. Bei der UbersieityiclMn Anordnung dea Stsflse 
kann ein solches ficgister übrigens entbehrt werden. 

Der VerdicDstlichkeit der Arbeit tut die kleine Ausstellung keinen Abbrach. 
Die bieite Anlage d« DanrteUnag ist wohl dadnieh erUIrlieh, das« der Varfamar 
aieh in erster Linie Studierende ala Leier aeiaei W^ftaa fontellt. («idar ist die 
elementarische Kenntnis der Ilandelsverhältnisse bei uns so wenig verbreitet, da.« 
auch au lerr Kreise vielfach einer professoral-eingebenden Darstellung nicht wohl 
entrateu kuuuuu. Heinrich Dut^ Berlin. 
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L«Kkt, Dr. Ph PMtiiHvaklor. 0«t Yerfftgaftgsreolit Mm FraelilgetobKft 
onter beioBd«r«r Berfiokilelitigitiig d«i PoitfraelitgeiehKfts. Berlin 1905. 

Der Verfahr erürtert im I. Teile tteiiier fleissigen and grttndlicheii Arbeit za- 
Bldist dM Verfügungsrecht des gewöhnlichen Frachtgeschifts Mwie dM Bimlialni- 
fti^t- nid BianeiwrJiiflMirterechte imd aMhum im II. Tnle du Vexlllgiiiigneeiit dM 

Postfrachtgeechäfts. Im I. Teile gelangt er nach einer sorgfältigen und erschöpfenden 
Darstellung der verschiedenen juristischen Konstruktionen ztt dem Ergebnisse (S. 84), 
daas ea aweckm&Mig sei, auf jede juristische Konatrulttion an veraichten und das 
VeiilltKbi led^flidi ab «In eigenartiges, ans der Beaonderlidt des FraditTertrages 
berreigegaiigttBet la betoMhten, welche m den positiven Reehtsnormen des HOB. 
geführt hat. Im IT. Teile flthrt ihn die Benrtcilnng der rechtlichen Natur der ein- 
zelnen Po?tbef'>rderung8vertritffe sowie der Hestiiiimun?'"!: '1er rostonlmnie und ilei 
Fodtgesetxes zu dem Resultate {3. 247), dass beide dem Euipfäqgcr cm klagbares 
sellwtindifss Bedit anf Andiindigung dtt Sendung verleilien, welches bei Sendungen 
nach ausieilialb entsteht, sobald die Sendnng den Aufgabeort verlassen hat, bei 
Ortasendungen mit dem Vertragsschlnsse. Unwnderrtiflich wird das Recht des 
Empfängers erst mit der Aushändigung des Begleitpapieres, bzw. bei gewöhnlichen 
Briefen mit der Aushändigung derselben. Es stehen diesem Ergebnisse, welches der 
Enuds der dentaehen Fostferwaltongen dvreluuis widerqdeht, manebeiiel reditUdie 
Bedenken entgegen. Aber wenn man aneh die Annahme des Verfassers nicht teilt, 
wird man doch die angemessene Motivierung seines Standpunktes, die gründliche Be- 
handlung des ätoffea, die sorgfältige Berttduicbtigong der Materialien, Literatur und 
Becbtspreduing und die Kla^eit des Urteils in vellem Hasss enailcenne» mAssen. 

Dr. Bger, Berlin. 

■im, A., Bflrgermeister. Das Wasserpolizeirecht, Kommentar; unttt be- 
Bondcrar Hervorhebung der in die OrtspeliieiTerwaltnng einscUBgigen BestaramuigeiL 
Berlin 19Q5. Franz Yahlen. 

Ein üilfsbuch fUr die Handhabung der Wasserpolizeigesetze mit ihren mannig- 
fachen Sehwierigfeeiten — für die Praxis besonders der unteren, mit der eisten, der 
msehen EntschUessnng befassten Instanzen bestimmt — kann gttnstiger Aufnahme 
sicher ««ein Das Bach stellt die wcseutlieheu Normen des Wasserpolizeirechts, so- 
wohl matcticUer als formeller Natur zusammen, beginnend mit dem Vorflntedikt von 
1811. Bs folgen n. a. die Vorflutgesetae fttr die Bheinlande, Neuvorpommern und 
Bttgflii, das Gesetn Uber die BemUmag der Pii?atlllisse Ten 1848, das Wasseiw 
genossenschaftägesetz von 1879, das Deichgesetz von 1848 (und Normalstatut von 
18&3), das Gesetz über die Befiig:nisse der Strombanverwaltung von 1883 (im An- 
hange dasa Ausftthrongsbestimmungen), die einschlägigen Bestinunongen des 
yienssitchen ZnstladlghiitageseUes (Titel XII), § 28 Ahe. 1 der OeweKbeotdnniig 
(ftananlagen flir Wassertriebwerke) nnd die Ansfllbmngsaaweisang dem j«m 1. Mai 
1904. Dem Vorflutedikt, dem Privatflassgesetz , dem Deiehgesetz nnd dem Za- 
aiän'lijrkeitsgesetz hat der Verfasser ak Erläuterung Auszüge — nach meiner 
Zälüung — aus etwa 100 Urteilen dea Oberverwaitungsgerichts beigegeben, die wert- 
ToU und, soweit die Beohtspreohnng des höchsten Verwaltmgsgwicbtahofiie in Frage 
steht. Im grossen ganzen enehi^fende Materialien aar Auslegung enthalten. Bin 
sorgfältiges Sachregister erleichtert die Bemitznng. 

Evert, Georg, Ob.-Beg.-R. Taschenbuch des Gewerbe- nnd Arbeiterrecbts. 
3. Auflage. Berlin 19(fö. Carl Heymanns Verlag. 

Ek guter Gedanke In ansprechender AusfHhnu^l Sollen die weiten Volks- 
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kreise, «Ka vou dem Gewerbe« and Arbeiterrechte betroffen werden, dem Gcwirre tob 
Bcstimmnngen nicht ratlo3 ^pgenüT)er>;te!ien , so mnss ihnen heut ein Leitfadeu ge- 
geben werden, der aus der Fülle der Einzelheiten mit sicherer Hand die wichtigsten 
Pnukte feststellt and möglichst darcb Bdspide festhält. Dieser Aufgabe , an der 
lieh nittbt wenige venaeht heben, wiid du »Tudienbiioh'' in beaondereni Ifease gb- 
recht. Es gibt in kurzen und doeb dnreb Darstelinng wie typographiäcbe Wieder- 
gabe eindrucke lüfMi Strichen ein klares Bild von dem Inhalte der Gewcrbcordnnng 
and damit zusaiHmeuhäogeuder Normen (Uewerbegericbtägesetx usw.), sowie von den 
Avbeifiwrfeirieherangsgesetzeu, stete unter Berlldwichtigung der in Pi«ii«en initlndjgen 
BdiOrden. Dm Tasehenbneb leheltet ttbrigens nicht etwa bloee «w» lendem nenehe 
Norm, manche Entscheidung:, manoheu praktischen Wink auch ein. Empfehlen -vv-tlrde 
efi sich, bei der Angabe toq £nt8cbeidangen neben dem Datum die Fundstelle zu 
vermurkeu. Dr. Fleiscbmaon, Halle a. 8. 

Warneyer, Dr. Otto, Aniterichter. Das bflrgerliehe Oeietahnch ffir daa Bentaehe 
Beicb nebst dem EinlllhningegeietB, erlCntert dnrcih die Beehtq^iedinnf . Leipiig 1906. 
Bombergsche VerlagsbucbhandluDg, Arthur Rossberg. 

Das Ergebnis seiner bisher erschienenen Jahrbücher hat der Verfasiser in dem 
Torliegendeu Kommentare des bürgerlichen Gesetzbuches verwertet und damit ein 
Werk geschaffen, welebee an Beidihaltigkelt dee Inhalte namentlieh hi benig anf die 
cu den Bestimmungen des BGB. TerOffentllebte Beobtsprechung und Literatur kaum 
nodi übertreffen werden kann. Mit ausserordentlicliein Fleisse nnd grCsster Ueber- 
sichtlitbkeit ist überall unter gcnaner Quellpnangabe das aus der Rechtsprechung 
und Literatur Wissenswerte mitgeteilt und keine wichtige firscheiuuug, keine wesent- 
liche Streitfrage llbergangea. Dnrdk diese «itanalicbe yollstindlgkelt nnd Zn* 
Tcrl&ssigkeit wird das Werk geradem nnentbefarlieh und Sidi der vollen Anerkennung 
aller Interessentenkreise erfreuen. Dr. Meyer, Berlin. 

Koffka, Emil, Justizrat. Kommentar zuui Gesetz über die Enteignung von 
Grundeigentum vom 11, Juni 1874. Berlin 19Ü5. Franz Vahlen. 

Der Verfasser will der Praxis dienen nnd bat sieh mit Flelse nnd Oeechick von 
diesem Standpunkte ans der ErlSluterung des prenssisahen Enteignung-jge.setzes unter> 
zogen. Mit Eückgitht anf die schwerwiegenden Interessen, wc' 'i In ' der Auwendung 
dieses Gesetzes iu Betracht kommen sowie die grosse Zahl wichtiger und schwieriger 
Kontroversen, welche trotz des nunmehr dreissigjälirigeu Besteheus desselben immer 
noch Tcu neuem anftanchen, ist jede Arbeit von Wert, welche des Verstladnie flr 
die oft unbestimmten und wenig klaren Vorschriften des Gesetzes zu fördern geeignet 
ist, 7m 'ii'Nen Arbeiten gehi5rt auch die vorliegende. Zwar können die Ansichten 
des Verfaääerii h&ufig nicht geteilt werden. So steht z. B. seine Auffassung von der 
Bechtsnatar der Enteignung grundsitzlich im Widersprach mit der Praxis dee Boich» 
geriebts nnd der berrsehenden Lehre, welche der Bnte^ong den Charakter eines 
Zwangskaufes beilegt. Und aus dieser grundsätzlichen Verschiedenheit ergeben rieh 
zahlreiche m. E. unzutreffende und von der geltenden Praxis wesentlich abweichende 
Folgerungen, indes muss auch da, wo der Annahme des Verfassers nicht augestimmt 
werden kann, die Klaiheit nnd GrOndliehkeit lebief Aoefttbrungen, die velle Be- 
hemehong des Stoffes sowie die sorgltttige Btoansiehnng der Matetüdimi, Uteratnr 
und K'^plit-prechung gerühmt werden. Dr. Eger, Berlin. 

Skonletzki, R., Reichsgrerichtsirat, nnd Gelpcke, Or. M., ilechtsanwalt und Notar. Ziril- 
prozessordnung und Gericbtsverfassungsgesetz für das Deutsche Beioh 
nebet den Binfllbmngsgesetaen nnd den prenn. Ansfllhrangsgesetaen anf Onmd 4bi 
Beohtsprechnng eritatert Berlin 1906. Fiaaa Vehlen. 
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Der groN angelegte Kommaitar, deeeen ente UefemBg (6§ 1—64) Todlegt, 
wird, soweit diese bereits ein Ürteil gestattet, ein würdiger und eiiigeniidineter 

Nachfolger dos Wilmowski-Leryschen Koujnientftr? werden, den er zu ersetzen be- 
stimmt ist. Wie bei letzterem haben sich auch hier zwei hervorragende Pralitiker 
Tereinigt, um «ns 4er FUIe fbnt KenatBiiBe md Srfehrungen die Beiliinmungeu 
der ZiTflproiefleordiniiig sn erl&atam. 0ie Erlftnterangen laeaen erkennen, den die 

Verfasser nicht nur die Materialien, Literatur und Rechtsprechung vollständig be- 
herrschen, sondern sich auch in sxUen Streitfragen die grösste Selbständigkeit und 
Klarheit äo» Urteik wahren. Wir komineu auf den Kommeutor, sobald er weiter 
fortgeeeliritten lein wird, wiedemm inrflek. Soluniti, K9ln. 

Funke, Ernst, und Hering, Walter, Kaiserl. Exped.-Sekr. im Beichs-VarsicfaMmugsainte. 
Buch der Arbeiterversicherung^ CKrankeii-, Unfall- nnd InvalMenver8ichprflnp:\ 
Nach dem neuesten Stande der Gesetzgebung uud Bechtsprechung zum prakt. Qebrauch 
bearbeitet. Berlin IdOö. i iarnz Vahlen, 

Das Buch der Arbeitervenieberang, traldies dnreb Erweitemng und Aus- 
gestaltung einer kleineren, vor zwei Jahren mit günstigem Erfolge erschienenen 
Schrift desselben Verfassers „Die reichsgesetzliche Arbeiferversichennig" entstanden 
ist, kann aufs wärmste empfohlen werden. In vier AI»-» Imitten : Kranken-, Unfall-, 
Invalidenversicherung, Kosteu den Feststellung»- uud ötreitverialireud, ist das ganze 
Qebiel der'Atbeiterrenloheniiig endiOpfettd, klar nnd ttbersiebtUch fuiUst eingebender 
BerOelnicbtigun^^ der Gesetzgebung, Literatur nnd Keclitsprechaag daigestellft. 
Fassnnj^ und Inhalt lassen überall erkennen, dass dos Buch von geübten und er- 
fahrenen Praktikern mit grossem Fietsse, tüchtiger Sachkenntnis und voller Be- 
bemcbnog des amüassendMt Stoflisa gesebrieben ist. Der Zweck des Werken: »den 
Yersidierten abi Ratgeber nnd Wegweiser, dem PnAtiker als Hilfst und NaebscIiUge- 
buch, dem Belohrungsbedflrftigen als Iiehrbucb zu dienen", ist in jeder Hinsieht er- 
reicht. Die Darstellung der Beatimmungen über die Kosten des Feststellungs- und 
Streitverfahrens bildet eine wertvolle Ergänzung der uiateriellrechtUchen Erörterungen. 
Das Bach kann eines nacbhalUgen Erfolges gewiss sein. Dr. Egcr, Berlin. 

Andri, LoalSt et Liea tinüiMri» le Code du travai], annot6 d*aprte la jurisprudcuce et 
les eirculaireü ministerielles, recneil mfethodique de la l^gislation et de la jurispruJeucc, 
rrglant la »ituation des traTaülears et de leors emplo^^. Paris 1905. Pichon et 
Durand-Auzias. 

Aivillirin^ Leilt. Lee onvriers 6traagers et en Franoe et les aooidents da trarail. 

Paris 1905. Picbon et Durand- Auzias. 
Coermann, W., Ämtsgerichtsrat Die Oewerbegesetsgebong In EUseas-Lotbriugen. 

Metz 1905. R Lnpns. 

Priedel, Poli£eiaääe<iäur. Die polizeiliche Strafverfüguug. Berlin 1905. Carl Ueymonn. 
OeaiMer, 8t Die Poliaei. Poliaeirerwaltnng, Straf^liaei, Sicherhettspoliael, Ordnnngs- 
poli/ei Handbacb der Qesetzgelnmg in Prensseu etc. Berlin 1905. Julius Springer. 
Hahn, Ju!., Amtsgeriebtsrat. Das KrankenTenicberongsgeeeta. 4. Aufl. Berlin läOö. 

A. Troscbel. 

Herrfartfa, G. Das gesamte preuss. Etats-, Kassen- und Becbnungswesen. S. Bd. Daa 

Beamtenreebt. Berlin 1906. Carl Eej^mann. 
Kaiser, l r l t lic Patentgesetz vom T.April 1891. Leipzig 1905. A. Deichert Naclif. 
Lange, Dr. Walther. Die rechtliche Stellung des Enipfäuper? \m Frachtgeschäft (unter 

AusschloBS des Eisenbabufracbtrechts) nach geltendem üandelärecht. Leipzig 1905. 

Serig. 

Pmantler, E. Droits de la famille sur rindMunilft en cas d'aeeident. Paris 1906. 
Lanee et Teain* 
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Pittrzickowski, Ed. Dio Begutachtong der UufallTerletiongen. BerUn 1904. Fischers 
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Trautvetter, Dr. E. Das neue dents- hc Zolltarifroebt. Berlin 1D0.">. Julius Springer. 
WiedemaRN, Alb. Die sftcbsiscfaea Eiaeubabnen in bistoriscb-statistiscber DarsteUnag. 
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WiMiiar, Dr. W. Die feebtliehe Stelinng der Post und dai ebCuhe PettfinuihtgMdltlft 

nach Schweiz Recht. Bern 1905. StimpfU & Co. 
ZliMMCittar. Die Wirtecbaftsfrage im Biieiibabnweeea. Leipsig 1905. W. Engelmann. 

III. Abhandlungen aus Zeltschrifieii. 

Angel, Edm., und NtlMber, Dr. Fr. Handelqpotitik und EieeDbahntaxife (Oesterr. Biaeub.- 

Ztg. XXVIII Nr. U a. 16). 
Biberfeld, Dr. Verspfttetee Eintreieit tob Frachtgfltem (Sped.- a. Schiff-Ztg. XIII 

Kr. 24). 

Birk, Alfr. Die neuen OnindzUge der Vorschriften des Verkebrsdlenstes auf den Eisea- 

bahnea Oeeterreidii (Ztg. d. Ver. Deutsdi. Eiiaib.-V«rw. 1906 Nr. IK). 
Braun, v. Das Verfahren vor der unteren Vcrwaltnngsbehörde gemäss 9 50 Aba. 1 des 
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(Dtseh. jQr..Ztg. X (1906) Nr. 8 S. 888). 
Eger, Dr. 6., Rcgiemngsrat. Die Erlaubnis zur Betriebseröffnnng von Kldii- and 

Strassenbabnen (Zeit^ehr f. d. ges. Lok.- u. f'trassenbahnw, 1905 Heft 1). 
Fasquel, H. De la revision des indeouit^s temporaires en niati^re d'acddents du travalL 

Paris 1905. Larose et Tania. 
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Hertzer, Or. Die Kaufmannscigaasobaft der Staatseisenbabaen (Ztg. d. Ver. Dtsob. 

Eisenb.-Verw. (1905) Nr. 40). 
Hllse, Dr. Zur Anwendbarkdt des g 270 Post-Straf-Qesetsbacb auf das Unter* 

bietangsrerfahraa bei Vergebaag wa Bantea (Preaas. Venr.-Bl. XXVI Nr. 88 8.659). 
lautr, Begierungsrat. Haftung der Eiseubahnverwaltoagen fttr den durch Funkenflug 

verursachten Brandschaden auBscrhalb eines hesteheadoi SehaldverhUtiüssea (Ztg. d. 

Ver. Dtach. Eisenb.-Verw. (1905) Nr. 46). 
Hella« ratt, Dr., BUrgenodster. Uater wddtm VmaaBsetsangan arifd darch Hlto^ 

legaag «aar sttdtlsehen Strassa m Baehtsanspradi der anHegendaa HaasdgaatflaMr 

gegen die Stadtgemeinde begründet? (Selbstverw. Jahrg. 32 Nr. 11 S. 163). 
Kowarz. Die BernfsbUdong der Eisenhahnbeamten (Oesterr. Verw.-Arch. 2. Jahig. 

4. Hel l). 

Uray-BaanliM, PiiL L^taadae pvteenta et ftitoxa des chenlBs da Übt aa Fraaoe. 
(BooMieta Fraagals (1906) Nr. 11 8. 867). 
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Nachbargrenzen. II. UetÜbrdungen diircb nachbarliche Anlagen (Arch. f. bOrg. Eecht 

ZXTI Heft 8 8. 887). 

ParhiMR, W. Bin Beitrag zum Strasaanrechte (Jar. Bl« (1906) Nr. 8 S. 86, Nr. 9 S. 97, 
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Philippovich, E. V. Die wissenscbaftlicbe Behandlung des Transportwesens (Zeitschr. f. 

Vülksw., Sozialp. u. Verw. (1905) Nr. 1, 2). 
IVMtiMun, Dr. R. Der Heimfall der Kohteabalia Wolfaegg— BrdtenBchlltaing an dan 

(Oesterreicli.) Staat (Oeaterr. Ei.senb.-Ztg. XXVIII Nr. 8). 
Ravaioli. La legislaiioDa fenoviaria agli Stati Uniti (Monit. delle atrad. ferr. (1905) 

Nr. 18 ä. 271). 

Rosenaieyer, Or. Zu § 196 Ziff. 3 BGB. Veijäbrung der Ansprüche von Fracbtftihrem 

wagan dar Fracht (Dtadi. Jiir.«Ztg. X Nr. 18 8. 698), 
Sahierllnger. Das Baiehaliaftpllichtgasata und § 264 BOB. (Saaffarta Bl f. BeclitiMiw. 

Jahrg. 70 Nr. 4). 

Saaok^iafal, Dr., Amtsrichter. Verfahren bei Ablieferangsbiuderniasen (Sped.< u. Schlff.- 
Ztg. Xm Nr. 88). — Dia Austaiiiftiertailaiig dar BaMatan (Nr. 14). — Dia Widei^ 
raOicUuit d«r Tartrlge (Nr. 18, 19). 

Voigt, A. Eisenbabotarilb and Handelspolitik (Zeitaebr. f. d. gea. StaatawisflanKb. 

Jahr^', Gl Heft 2). 

Ueber die Haftung der Eisenbahnen bei frachtfreier Beförderung von privaten Wagen- 
deeken und Ladageritten (Zritachr. f. d. intamat Bi8anb.-Tranap. XIII Nr. 4 8. 184). 
— Zu Art 6 lit. I den intcmat. Ucberainkonunens betr. die Angabe and die Wahl dea 

Tnuisportwegefl (XIII Nr. n P. 204). 
Haftung der Hehßrlen n\r falsclie Auskunft (Spcd.- u Schiff -Ztg, XIII Nr. 9). 
Die neue Ei^eubabiibau- und Betriebsordnung (Annal. f. Gewerbe- u. Bauwes. Bd. 66 

Heft 6). 

Zur Wiederkehr des zehnten Julire-itages dar praoMiacben Staataeiienbalinyainraltiing 

(Bayr. Verk.-Bl. XXI (ITOo) Nr, 7, S;. 
Verkehrseinheit und ätaatseisenbabn (üt^b. Hand.-Hus. Jahrg. 2 (19üö; Heft 3). 
Unaer Baamtanstand and unsere Presse (Dtsch. Ei8eab.-Beaint.-Ztg. VUl Nr. 14). 
Die Marke im Dianate der Biianbahnan (Oeateir. Siaanb.-Ztg. (1906) Nr. 18 8. 141). — 
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Ein nenw (Oestemieb.) Mflitirtarif für SiMiilwIiBtnuiqioTto (Allg. Taf.*Ai». XXIV 

(1905) Nr. 11 S. 209). - Ein neuer Tarif Teil IB (Nr. 18 8.290). — Die Vewtaat- 
lichiing der italienischen Eisenbahnen (Nr. 12 S. 230). 
Ueber dea Beweis der rechtzeitigen Beuacbricbtiguiig des Empfängers dtucb die Eisen- 
bahn im Falle ein« Beditastnitet (D«r Bote f. d. Verinhiaanatalten. 8t PtttuAmg 
1906. Nr. 2). 

Reklamation von FrachtdifFereTizPti nach Art. 12 des internal. UebereinkoMmens (2<«it8chr. 
f. d. inteniat. Einenb.-Transp. XIII Nr. 5 S. 162. — Die FraffB der ZoUbehandlaog 
unterwegs (S. 168). 

L'eeerddo di State ferroviario (Monitore delle »trade fem*« (1906) Nr. 8). 

Uaihvay legislation in Congress (TheRailway Age (IJJOÄ) Nr. 7, 8). Railway legi.slatian 
in Uie States (Nr 9). Tlailway bill« (Tl.e BailUBj Newa (1905) Nr. 2146). Wods- 
men'a compeosatioa biU. (lUUöj (Nr. 2152). 

IV. Gasetzgebmig. 

Baden. Verordnung vom 31. MArz 1905, die Zuständigkoitoii rler Beamten im ftosieren 
Dienste dos Eisenbahnbetriebs betr. (Ges.- u. Verordn.-Bl. 8. 293). 

Bayern. Bekanntmachong vom 13. April 1906, betr. die Eisenbabnbaa- und Betriebs- 
ordnnniT Ar Bmft- md Nebeneieenbalinen Baj cinä (Qe8> n. Verordn.-Bl. 8.251). 

Otitaehea Relob. BekMintmacbnng dci^ Reicbskanslera Tom 7. llSra 1906, betr. eine nene 
Ausgabe der dem internationalen Uebereiukoininen über den Eisenbabnfiarhtvcrkchr 
bpiiji'fiigten Liste (R(iBI. Nr. 9 S. ^nl^, — vom 7. April l!H.)."i, betr. Aeaderoug der 
Anlage B der Eisenbahnverkehrtiurduung (,li(ttii. (190ö) Nr. 13 ä. 235). 

Frmiireieb. Zirk. des Minist, d. Mfentl. Ärb. Tom 14. Febr. 1905, betr. die Verweignrang 
der Annahme von lebendem Ueflügel (Zeitschr. f. d. Internat. Eisenl Tr uisp. XTII 
Nr. 4 S. 147), — vom 8. März IWö. botr (las Verbot des Fabrens von Roisenden in 
den Gepäckwagen (S. 147), — Erk. vom 27. Febr. 190B. betr. Aenderung des Art. 34 
der Verordu. vom 27. Oktbr. 190U, Uber die Erhebung von Nebengebübren auf den 
Hanptbahnmi in Frankreich (Jonm. ofAe. Tom 87. Mäm 1906, Zeitschr. f. d. interaat 
Eiaeub.-Transp. XIII Nr. 6 S. 54), — Gesetz vom 21. März 1903, betr. den BechUw^ 
bei Streit i;::kelten zwi-irhcn «1er StaatseisenbahiivorwitltnnE^ nnd ihren Anjrestellten 
(Jonm. oftic. Nr. 88 vom 80. März 1905 S. 2045), — Zirk.-Erk. d. Minist, d. öffentl. 
Arb. vom 10. April 1905, betr. 13. Abindemng de» Beglemente ftlr die BeflMening 
▼en ge^rliehen oder slteleRngendfln GegenstBaden in Frankreldi (Zdtadir. f. d. 
ir t rnat. Eiaenb.-Transp. XIII Nr. 6 8. 55). 

Italien. Gesetz, betr. den Staatseisenb.ihnbetrieb vom 22 April 1905 (Monitore delle 
Strade f errate Nr. 17 vom 29. April 19i>ö, — Zeitschr. f. d. intemat. Eisenb.-Transp. 
Xin Nr. 6 n. 6, BeB. 8. 88, 45). 

Niederlande. Köuigl. Beschlnss vom 18. Angoat 1902, beir. Fbatstellnng «nee wSgm. 
Reglements für die in Art. 1 des Oes. Tom 9. Jnli 1900 beaeiefaneten BiaenbtbneB 
(Pren.ss. Eii^eIlb.-Arcb. (19(^5) S. 748). 

Oeeterreiob. Erliws de» Ei-wubahniuiniateriums vom 20. Februar 1905, betr. die Uerans- 
gäbe einer nenen Verordnung Uber die VerDlTentlicbang der Tarife (Oeeterr. IBiaaib.- 
Verordn.-Bl. XVIII Nr. 24 S. 745) - Kundmachung vom 16. Min 1906, betr. die Li«te 
der Riseiib;i!in-<t recken, auf welche dan infernal. Uebereinknmmen tiber den Eiäcnbahn- 
Fracbtverkehr vom 14. Oktober 185)0, KGBl. Nr. 18«i ex 1S92, Anwendung- findet 
(Nr. 88 8. 1006—1017). — Verordnung de«» Eiaeubahumiuisteriums vom lö, April 1905, 
betr. Abftttdemng nnd Evginmng einiger Bestimmungen des Eisenbahabttrlebe- 
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TCcIemMita: 8$ 46, 61, 68^ 70, 77 (R0B1. Nr. 66). — Qents Tom 16. Kai 1906 wogen 

nenerlicher luUraftsetzang der Anordnungen des Oesetzes vom 31. Dezember 18W, 
KGBl. Nr. 9 ex 1895, über Bahnen niederer Ordnung fR(;i?I. öt. XXXIII Nr. 81). — 
tiesetz Tom lU. März 1905, womit das GeseU vom lö. Mai 1872, LGBl. Nr. 19, abge- 
lodert dtneh dae Geeets Tom 16. Juni 1876 LQBl. Nr. 91, betr. die Hentellimg und 
firfaaltang von Znfkhrtstrusen nichtlrarisöher Btaenbehtttti, auf ZiMbttJttmMta m 
Btaatseiaeobabnen a&wendiwr erkiftrt wird (Oei.- «. yerorda.'BI. Uenogt. Salcbarg 
^^t XX Xr. 2n). 

Preussen. Erla»» des iliaist. der öffeutl. Arb. vom 16. August 1904, betr. Besteuerung 
der OuentieBasdtane Ton Biseabalmea (Setbrtverw. XXXII (1905) Nr. 8 8. 29/30), ~ 
20. Oktober 1904, betr. Witwen- und Waisengelder fUr Hinterbliebene von durch 
einen Unfal! im Dienste getl^teten Beamten (S. 30), — 14. J^epteinber 1904, betr. Ver- 
öffentlichung von Nachträgen zu den Üenehraigungsurkundeii für Kleinbahnen nnd 
die Kostentragung dafUr (S. 29), — 15. November 1904, betr. Fürsorge für Beamte 
infoige von BetriebaonflUen (Nr. 6 8. 77), — Briaas dee Handelsuiniat. Tom 18. Pelnr. 
1905, betr. Unzuständiglteit der GewcrbeaiifäicbtilieaiBten für Eisenbahn -Reparator* 
werltstätteu. — Erlass des Minist, der öffeutl. Arb. vom 15. März 1905, befr Führung 
der Untersuchung in Disziplinar- und Beschwerdesachen (Eisenb.-Verordn.-Bl. (1905) 
8. 127). — Aileifa. Brian vom 16. Min 1906, betr. eine Abttoderung der Verwaltungs- 
erdnvnff Air die Staateeiienbabnen (Bisenb.-Verordn.«Bi. S. 147, 08. 8. 190), vom 
18. März 1905, betr. anderweite Abgrenzung der Ycrwaltungsbezirlce mehrerer Eisen- 
bahndirektionen (Eisenb.-Verordn.-Bl. S. 131, GS. S. 147). — Gesetz vom 31. Mttis 

1903, betr. die Abänderung des Pensionsgesetzes vom 27. März 1872 (GS. S. 177 
Biflenb.-yerordn.-Bl. 8. 148). — Briaas dea Minist der OffentL Arb. vom 81. Min 
1905, betr. Beiaeentscbädigungen der StaatseisenbalntbeaDten (Eisenb.-Verordn.-Bl. 
S. 125). — Erlass des Minist, der öffentl. Arb. vom 1. April 1905, betr. Abänderung 
der Tclpgraphenordnnng für das Dcntsche Reich von; 11. .Juni t^Pjisenb.-Veronln.- 
Bi. 8. 137), — 1. Mai 190ö, betr. Beaufsichtigung der Werkütätteu und suustigcii 
Znbebttnmgett der Eleiiibabtten (Zeitaehr. f. Kleinb. XII 8. 436), — 9. Mai 1906, betr. 
Bildung der Emeuemngsfonds für nebenbahn&bnliche Klelnbabaea und Aenderon^ 
der Ausführungsanweisnng zum Kleiubahngesetz (S. 435). 

Rnaalnnd. Zirkular der Eeichs-Kiseubalm- Verwaltung vom 4./17. Mai 1904, betr. Vor- 
aebriften über den Gebrauch des Frachtbriefe und des Frachtbrief-Duplikats bei den 
maaiaeban Eiaanbabnen (Sbornik der Tarife der rnaa. Biaenb. bia 1690 vom 10./8S. Jnli 

1904. Zeitscbr. f. d. iuternat Eisenb.-Tnn^ XIII Nr, 4 8. 29). 

Sachsen, Königreich. Verordnung, das Bisenbaknweaen betreffend. Vom 1. April 1906 
^Gea.- n. Ver.-Bl. 8. 83). 

Mii#lt. Bnntogeaets vom 88. lOn 1906, belr. die Haftyiklit dar Blaanbakn- und 
DampfadiilfehrtaantenehfflDn^ und der Poat (8ehweis. Bnnd.-Bl. Nr. 16 vom 16, April 
1905 S. 868). — Verordnung vom 2.^. Mürz 1905, betr. Festsetzung der Jlaxinial- 
geschwindigkeit der Züge der Schweiz. Hauptbahnen (Ridgen. GS. Bd. XXI ö. 60). 

Wiirtteatbern. Ausführungsgeseu vom 3. November 19U4 zum Kraukenvcrsicherongs- 
gnsetB in der Faaanng dea Beichsgesetaea vom 26. Mai 1908 (Reg.-Bl. 1904 8.878, 
874). — Verfügung des Uiniat dea Innern vom 8. November 1901, betr. dne Alh 
ftndomns der Vollangsverfügung zum Invalidcnvcrjsichornnjj^g'csctz vom 25. NoyemlHjr 
1899 iRcg.-Bi. 1904 S. 374, 375), vom 2. Dezember 1904, betr. die Eiaeubahu-ßau- 
und -Betriebsordnung (Eegl.-Bl. 1904 6. 409). 
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Alphabetisches Sachregister. 

(Die Zahlen bedeuten die Seiten.) 



A. 

Abbruch eines Gebäudes vor der Offen- 
legnng des Bebauungsplanes 262. 

Ablieferung des (iutes 131 

Absender, ob der Absf^nder, welchem 
Wagen zur Selbsteutladung gestellt 
sind, für die denselben ohne sein Ver- 
scbuldcn durch Brand zugefHpten Be- 
schädiffiiiigcii haftet IfL — Eintreibung 
eines FraL'htdL-tLzit.s vom Absender ist 
Sache der Versandbahn üL — Aufhebung 
einer Nachnahme durch den Absender 
65. — ob derselbe einen durch Tarif- 
uuigehung z\i wenig gezahlten, der 
Eisenbahn nachgezahlten Betrag vom 
Empfänger ersetzt verlangen kann 17.3. 
— Entschiidiguuf,' desselben für den 
ihm durch verspätete Rücksendung eines 
Naohnabmebegleitscheins verursachten 
Nachteil Mä. — Angabe des Transport- 
weges seitens des Absenders im Fracht- 
briefe ML 

Abstürzen eines Kindes über das ent- 
sprechend gebaute Geländer einer Brücke 
über den Babukürpcr lüL 

Aktiengesellschaft, wann Garantie- 
znschüsse Dritter zur Kasse einer Aktien- 
geaellscbaft nicht steuerpflicliti^ .sind 'Mh. 

Anlieger einer KIcinbalin, Entschädigung 
desiieiben fUr einen durch Lokomutiv- 
funkcn verursachten Schaden 153. 

Anliegcrbeiträge, ob der Gemeinde 
ein Recht auf sulcbe für l'lätze zusteht 
IM. — Berechnung der Anliegerbeiträge 
für bebaute Omndstflcke liKL — An- 
liegerbeitriiMC zu neuen Strassen 23&. 

Anschlnas gle i s , Anlegung eines solchen 
an einer Eisenbahn 17^. 

Ansprüche auf Leistungen der Kranken- 
kasse für das Personal der k. k Staats- 
bahuen, wer zur Eutscheiduug Uber 
solche kompetent ist IBü. — Ansprüche 
gegen die Eisenbahn wegen ztt viel erhobe- 
ner Fracht 277. — ( icrichts.'itaud aus An- 
sprüchen aus dem Haftpflichtgesetz 3!£ä. 

Anstellnngsnrkunde eines Beamten, 
Bedeutung und Form derselben 2i. 

Anwendung von Tarifern)!i.^signnpen 
auf Sendungen bestimmter Kategorie 
lia. — Anwendung des Tarifs ä2fi. 

Arbeiter, Krankenversichcrungspflicht der 
in dem von einem Akkordaiiteu geleiteten 
Steinbruchbetriebe einer Eisenbahn be- 
schäftigten Arbeiter 23, — ob der ge- 
werbliche Arbeiter, der regelmässig ein 
Fahrrad zum imd vom Arbeitsplatz be- 



nutzt, bei dieser Benutzung in Aus- 
übung seines Benifs begriffen ht 129. 
— ob einem Arbeiter, der infolge uuter- 
iasäener Einklebung der Alters- und 
InvaliditÄrsmarken durch den Arbeit- 
geber seiner Rente verlu.stig gegangen, 
der Arbeitgeber dafür verantwortlich 
ist 250. — Haftung des Unternehmers 
für Beschädigung eines Arbeiters in- 
folge mangelhafter Aufsicht des leitenden 
Ingeuicurä 2B(> 

Arbeiterausstand, wann derselbe als 
ein Fall höherer Gewalt angesehen 
werden kann 286. 

Aufhebung, gegenseitige von Forderung 
und Gegenforderung 347. 

Aufsicht über Kleinbahnen 139. 

Aufsichtspersonen, Haftung des Bau- 
herrn lUr solche 2ää^ 

Ausgleiten auf dem Bahnsteig 17ft- 

Ausländer, wann den Hinterbliebenen 
eines im Inland beim Gewerbebetrieb 
verunglückten Auslünders, die zur Zeit 
des Unfalls ihren Wohnsitz nicht im In* 
lande hatten, ein Anspruch auf Ersatz 
des durch den Unfall erlittenen Schadens 
gegen den Betriebsunternebmer zusteht ^ 

Auslegung der Tarife 16, 22H. 

Aussen arbeiten, wann dieselben zum 
Betriebe einer Fabrik geboren 3.')5. 

B. 

Bahn durchlas» ist ein Bestandteil der 

Bahnaiilage -^fi^ 
Bahnhöfe, gesetzlich festgesetzte Zeit 

für die Oeffniing derselben 3^2. 

Bahnhofsgebäude, Herabfallen eines 
(Jesinisstiickes von demselben 179. 

Bahnhofsrestanrateur, Haftung des- 
selben für getlihrliche Einrichtungen in 
den gepachteteuRe.slauratiouHräumen 38f>. 

Bahuholätrcppe, wann die Eisenbahn 
für den. unbedeutenden Konstruktions- 
fehler einer solchen nicht haftet 2'.tl. 

Bahnmeister, ob derselbe den Charakter 
einer Behörde hat IM. 

Bahnsteig, Ansgleiten auf demselben 178. 

Bahnsteigantomatcn, oh dieselben den 
polizeilichen Vorschriften über die Sonn- 
tagsruhe unterliei;en & 

Bahnsteigschaffner als Babnpolizei- 
beamter 287. 

Barvorschüsse, Zahlung solcher dorcb 
die Eisenbahn und Einziehung von dem 
Empfanger IML 

Bauherr, Haftung desselben für Auf- 
sichtspersonen 2fiä. 



Alphabetisches Sachregister. 



441 



Baukunst, Verstoss gegen die allgemein ■ 
anerkannten Begeln derselben 21. 

Banland, VorausäOtzungou filr die 
Schätzung eines Grundstücks als Bau- t 
land bei der Enteignung 3B8. 

Baulichkeiten, Sicherung der in der 
Nähe vou Eisenbahnen gelegenen Bau- 
lichkeiten; Zuständigkeit zum Erlass be- 
züglicher polizeilicher Verfügungen 3 '»9 

Bauunternehmer hat die gehörige Aus- 
wahl bei der Bestellung von Aufsichts- 
personen zu beweisen H7Q. 

Beamter, Gehaltsforderungcn der Be- 
amten; VerprtiL'litiintr zum Schadens- 
ersatz aus einer uiierlauLteu, eine Ver- 
letzung der Ämtspflichten enthaltenden 
Handlung iL — Ablegnng der öster- 
reichischen Staatsbürgerschaft seitens 
eines pensionierten Staatsbeamten zieht 
den Verlust des Pensionsanspruchs nach 
sich 28. — für die Höhe der Pension 
eines Beamten ist nicht der Zeitpunkt 
des Betriebsunfalls, sondern der der 
Pensionierung massgebend 60. — Be- 
deutung und Form der Anstfllungs- 
urkuude eines Beamten Ii. — Beloiilij^nntg 
eines Beamten 181 , — bei Beauuen- 
vergelien bildet die Unkenntnis bzw. der 
Irrtum über die Beaniteneigenscbaft 
einen Strafausschi iessungsgrund 182. — 
Dienstvertrag der Beamten der Privat- 
eisenbahnen 209 . 496. — Fälschliche 
Annahme des Charakters eines öffent- 
lichen Beamten 2A2. ~ Ansprüche eines 
durch einen Strassenbahnunfall dauernd 
an seiner Gesundheit geschädigten Be- 
amten 253. — ob ein Beamter, der 
wegen eines im Dienste erlittenen Un- 
falls pensioniert ist, Anspruch auf Er- 
stattung der vor der Pensionierung auf- 
gewendeten Heilungskosten hat •^■?4 | 

Beförderungsvertrag, Bestimniungs- , 
ort ist Erfüllungsort bei demselben 127. 

Begleitang lebender Tiere 2äiL 

BcitraRSpf licht zu den Strassen- 
herstellungskosten ^ 

Beleidigung eines Beamten 1S1 

Benennung der Eisenbahnstationen 27ri 

Benutzungsbef ugnis an öffentlichen 
Strassen fUr Strassenbalinen 911 

Bergwerkeigentum, Beschränkungen 
desselben zugunsten einer Eisenbahn 28. 

Berufsgenossenschaft, gesetzlicher 
Uebergang von Haftpflichtansprüchen 
an dieselbe 284 

Beschädigung des (lUtes 280. 

Bestiiiiinnngsort ist Erfüllungsort beim 
Beforderungsverträge 127. 

Betrieb, Begriff desselben Ul ~ Begriff 
einer wesentlichen Veränderung des Be- 
triebes 2!L 

Betriebsstätte, Begriff einer wesent- 
lichen Verändemng derselben 22. 



Betriebsunfall, wann ein solcher vor- 
liegt iihl ; s. auch HaftpÖichtgesetz. 

Betriebs untornohmungen, öffentliche, 
Entschädigung derselben bei polizeilich 
verfügter Straasenspermng 309, 428 

Bruch bei Eisengusswareu 123. 

D. 

Deklaration, nnrichtige, des Inhalts 
eines Gutes im Frachtbriefe 3. 

Desinfektiop von Wagen 114. 

D i e n s t i n s t r u k t i 0 n e u der Eisenbahuver- 
waltungen, ob dieselben mit der Revision 
angreifbare Rechtsnonnen sind ifi. 

Dienst vertrag der Beamten der Privat- 
eisenbalineu 209, iOfi 

E. 

E i g e n t ü ni e r eines Gespann3,Verptlichtnng 
zur Vertretung dos Verschuldens seines 
Kutschers Hfi7 

Eisenbahn, Eisenbahnhaftpflicht ISl — 
Verantwortlichkeit für unklare Fassung 
der Tarifbestimmungen 30^ IS. — wann 
ausscrgewöhnliche Betriebsverhältnisse, 
wif- z. B. strenge Kälte, eine Liefer- 
fristüberschreitung der Eisenbahn recht- 
fertigen oL — Eintreibung eines Fracht- 
defizits vom Absender ist Sache der 
Versandbahn fiL — Geltendmachung 
von Frachtrückerstattnngsfdrdcningen 
bei der Eisenbahn üL — Hattpflicht 
für die Verletzung eines auf dem Bahn- 
steig befindlichen Passagiers infolg«^ der 
gewaltsamen Entfernung eines auUereu 
— trunkenen — Passagiers durch den 
Eisenbahnportier QS. — Pföndang der 
einer Eisenbahn bei einer anderen 
künftig entst«henden Guthaben aus dem 
Transportverkehr 23. ~ Kompensation 
verjährter Gegenforderungen der Eisen- 
bahnen Oä. — Haftbefreiung der Eisen- 
bahn beim Transport des Gutes in 
offenen Wagen 1211 — Haftung für 
den Unfall eines Kindes 122. — wer 
zur Entschädigungsklage gegen die 
Eisenbahn berechtigt ist 127. ~ Ver- 
jährung der Ausprtlche gegen die Eisen- 
bahn bei grober Fahrlässigkeit erst 
nach drei Jahren 129 — Verpflichtung 
zur Tragnng der Prozosskosten , wenn 
der Entschädigungsberechtigte die Unter- 
lagen für die Prüfung seiner Seharlcns- 
forderung liefert 1!^). — Ablieferung 
des ttutes 131 — Nichtberechtignng 
der Eisenbahn, das Gut auf Wagen 
anderer Gattung zu verladen, wenn 
eine spezielle Gattung von Wagen be- 
stellt ist 134 — Haftung für den durch 
denEisenbahnbetrieb(Rauchentwickelung 
der Lokomotive) an Wahl untreu verur- 
sachten Schaden 132. — Zahlung von 
BarvorschUssen an den Absender und 
Einziehnng von dem Empfänger 140^ 



Egor, RlsonbaliDroobUicbe Entsclicldungon XXI. 
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— ob die Bestiramuiifjsbahn für die auf 
den Vorbaliuea eiugetietenen Scliäden 
haftet 145. — ob die Eiseubabii tlir den 
Schaden haftet, den ein nicht bezo<:ene9 
und auf Lager geuomuieut» Gut durch 
Frost erleidet th7 — Haftung fiir die 
während des Transportes in plombierten 
Waggons ciugctrctene(tewichtsiijindeiung 
164 — Verpüichtuug der Eisenbahn, 
von den nngebübrlicb eingehobeneu 
Frachtbeträgen Zinsen vom Tage der 
IlekJumation ab zu vergüten Ifin — 
Haftung fiir Lieferfristüberschreitung 
lüB. — bahnaintlicher Verkauf des 
(tntC3 173 — Anleiruntr eines Anschluss- 
giciseä an eine Kisenbahn 175. — 
Konkurrenz der Haftpflicht der Eisen- 
bahn mit der des Tierhalters 177. — 
Ersatzpflicht der Eisenbahn bei Zahlung 
der NachniiLme an einen Unberechtigten 
1H2. — Wahl des Transportweges iHft — 
Haftung der Eisenbahn bei Beförderung 
des Gutes in offenen Waj/en 188. — 
Widerrechtliche Beuutzung der Eisen- 
bahn zu unentgeltlicher Fahrt 242. — 
Haftnn^ der Eisenbahn für alla rinfusa 
verladene« Getreide 2fiL — Verpflichtung 
zur Zollbehandlung des Gutes ü^-^i — 
Haftung bei der Beförderung lebender 
Tiere 255- — Haftung für das in 
ordnnngsraääsiger Verpackung über- 
nommene Gm 2liL — Zulääsigkeit des 
Gegenbeweises der Eisenbahn gegen die 
im Frachtbrief beurkundete Gewichts- 
angabe auch bei plumbierten Sendungen 
2fiä — Begriff „Eisenbahn* 221i — 
Eisenbahnhaftpflicbt 28ö. — grobes Ver- 
schulden der Eisenbahn in der Routen- 
wahl — wann die Eisenbahn für 
den nnbedentenden Konstruktion$)fehler 
einer Bahnhofstreppe nicht haftet 291. 

— ob Streik der Leute der Eisenbahn 
die Einrede der höheren Gewalt be- 
gründet 22iL — Aufrechnung verjährter 
Gegenforderungen der Eisenbahn HIS — 
Lagergeldfordernngen der Eisenbahn 
32iL — Verptliclitung zur Entschädigung 
des Absenders lilr den ihm durch ver- 
spätete Rücksendung eines Nachnabme- 
begleitscheins verursachten Schaden 365. 

— Haftung der Eiscnbalm auch ausser- 
vertraglich für ihre Leute in Ausübung 
ihrer Dienstverrichtun^en 38Q. — Berech- 
tigung der Eisenbahn zur Abweichung von 
dem seitens des Absenders im Frachtbriefe 
vorgeschriebenen Transportwege 381 

Eisenbahnbauteu, Einziehung öffentl. 
Wecje infolge von Eisenbahnbauten 23n 

Eiseubahnf ahrkarte, Benutzung der- 
selben durch eine andere l'erson i?4fi. 

Eisenbahnfrachtvertrag, s. Fracht- I 
vertrag. 

fliseubahngesellschaft, ob dieselbe I 



haftpflichtig ist, wenn der von ihr an- 
gestellte Bahnarzt durch fehlerhafte Be- 
han<llung einen durch einen Betriebs- 
unfall verletzten ßahnbeaniten schädigt 

Eisenbahnhaftpflicbt, s. Eisenbahn. 

Eisenbahnniinisterium in Oesterreich, 
Konze-Mionierung von Eiscnbabubauten 
durch dasselbe IK — Kompetenz zur 
Entscheidung über die Art und Weise 
der Herstellung von Ersatzkommuni- 
kationen anstatt der durch den Babnbau 
gestörten r)fl"entlichen Wege, Brücken etc. 
43. — Verpflichtung zur Ueberwachung 
der Erfüllunir einer bei Erteilung des 
Baukuusenseri auf gea teil teiiBedingungetc. 
iA. — Beurteilung der Ziilässigkeit 
eines Projekts vom Standpunkte der 
öiTentlirhcn Interessen, insbesondere der 
Feuersicherheit lfi3. 

Eisenbahnstation, Benennung der- 
selben 22fi, 

Eisenbahn transportgefährdnng IL 

Eisenbahnunternehmer, Umfang der 
Verpflichtung desselben, die zu den 
Bahnhofsanlagen führenden Wege erang- 
bar zu erhalten 24. — Verx^^ilicbtung 
zur Wiedcrherstellnng gestörter Kom- 
munikationen 211 — ob der Eisenbahn- 
Unternehmer einem Dritten für die ent- 
gehenden Dienste des Verletzten ersatz- 
pdichtig ist 3fi. — Einfluss des Ver- 
schuldens von Angestellten des Be- 
schadifTten auf die Haftung des Eisen- 
bahnunternehmers 295, 413. 

Eisenbahn verkehr sord nun g, Beiträge 
zur Erläuterung des § 21 derselben &2. 

Eisenbahnwerkstätten unterliegen 
nicht der Gewerbeor dnung, sondern sind 
Bestandteile der Eiscubalm 37iS 

Eisen bahnznfahrtsstrasse, Be^iff 
derselben 12, — Unfall beim Bau einer 
solchen iiS."?. 

Eisenbahn zug, Ueberfahrenwerden eines 
Pferdes durch einen Eisenhahnzug 382. 

Eisengusswaren, Bruch bei solchen l2iL 

Elektrizitätsgesellschaft, Recbts- 
natur des Verhältnisses derselben zu den 
die Anbringung eiserner Träger gestatten- 
den Hausbc<itzern; Haftung f.Schäden IfiB. 

Empfänger, Ergänzung der nicht voll- 
ständigen Adresse des Empfängers durch 
die Empfang^sstation 115. — Ent- 
schiidiguug-sieilit des Empfängers I7fi. 

— nachträgliche Aunahmebereitschaft 
desselben beim Frachtvertrage 204. — 
Prüfung der äusseren und inneren Be- 
scbaffcnhcit des Gutes durch den 
Empfänger vor Zahlung der Fracht 362. 

— nachträgliche Aunahmebereitschaft 
des Empfängers beim Frachtverträge 308. 

Empfangsstation, Veriiliichtung zur 
Ergänzung der nicht volIsUiudigen 
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Adresse des Empfitrifrers durch Rück- 
frage bei der Veraiindätation 115. 

Enteignung, ob bei der Teiloutcigiiung 
die Aufrochnting der allgemeinen Vor- 
teile aus der neuen Anlage fllr das 
RestgrnudstUck gegen die Enteiguungs- 
eutscbädigung statthaft ist 3Ü — ob 
der Einwand, dass über den Anspruch 
erst im Verwaltungswege entschieden 
werden müsse, wenn mit der Mehr- 
forderung Entschädigung für eine im 
Verwaltungswege noch nicht festgestellte 
Fläche verlangt wird, begründet ist 53. 
— Schätzung des enteigneten Areals 
als Fabrikbauland nach richterlichem 
Ermessen füi — Berücksichtigung der 
durch die Enteignung veranlassten 
Acnderungen an Nachbargrundstücken 
zugunsten des Enteigneten und der 
durch die Strassenantage entspringenden 
besonderen Vorteile zu dessen Nachteil 
22. — Entschädigung für den durch das 
Fluclitliuiengesetz und in dessen Folge 
stattündeudea Eingi'iff in das Recht des 
Eigentümers 144 ~ Erläuterung des 
Enteignuugsgesetzes 213. — Enteignung 
von Kulturland 238. — Stellung von 
Grnndbnchantrügen im Euteignungs- 
verlahrc'U üß. — Bedeutung des Ab- 
bruchs eines Gebäudes vor der Offen- 
legung des Bebauungsplanes 262. — 
Bemessung der Entschii<li^uiig für einen 
Vorgartenteil 271. — ob der Enteignete 
im Verwallungsverfahren den Ersatz 
der Rechtsanwaltskosteu vom Unter- 
nehmer verlangen kann, und ob die 
Kosten für den Erwerb eines gleich- 
artigen Grundstücks bei Bemessung der 
Entschädigung zu berücksichtigen sind 
274. — voller Wert ist nicht der 
Maximalwert, sondern die nach der all- 
gemeinen Verkehrsanschauung volle und 
reichliche Bemessung der Entschädigung 
2M. — Kostenff-itsetzung im Zwaugs- 
enteignnngsverluhrfcu AM. ~ Voraus- 
setzungen für die Schätzung eines 
Grundstücks als Bauland Sfifi. — Um- 
fang der zu entschädigenden Be- 
rechtigungen ■'^ft4 

Enteignung in Sachsen, Zulässigkeit 
der Enteignung auch zur Befriedigung 
eines znkiinftitren Bedürfiiisse3 Iii — 
Berücksichtigung der küiUtigeu Be- 
banungsfähigkeit des enteigneten Grund- 
stücks bei der Wertbemesstnig V2i 

Enteignung in Oesterreich, Fest- 
stellung der Entschädig\ing 1^ — 
ob darin eine Einwendung gegen die 
angesprochene Enteignung zu erblicken 
ist, wenn der Enteignete bei der Ent- 
eignungsverhandlung die Ablösung eines 
grösseren Stückes seines Areals verlangt, 

. als die Bahnuntemehmnug anspricht l.^R 



— Zulässigkeit des Rekurses gegen die 
von der politischeu Ikzirksbehörde aus- 
gesprochene Bewilligung zum zwangs- 
weisen Vollzuge der Enteignung 2ilL 
Enteignung in derSchwei z, rechtliche 

Natur derselben 352. 
Entschädigungsauspruch der Kinder 
eines infolge körperlicher Verletzung 
Getöteten 2:]:V 
I Ereignuugeu im Verkehr, Anweudbar- 
j keit des österreichischen Eiseubahn-Haft- 
pflifhtcresetzes vom ö. März 1869 auf Er- 
eiguungeii im Verkehr von Lokalbahnen 
I 1 IB. — Begriff der pEreignunii im Ver- 
kehr" •^4<i — körperliche Verletzung 
oder Tötung eines Kindes durch eine 
Ereignuug im Verkehr einer mit An- 
wendung von Daiupfkraft betriebenen 
Eisenbahn 348. — d&s Hinauswerfen 
eines l>rahte3 seitens Dritter auf die 
Ueberleitung einer elektrischen Strasseu- 
bahu und die dadurch bewirkte Köri)er- 
vcrletzung eines Passanten ist eine Er- 
cignung im Verkehr 377. 
Ersatzpflicbt-Koukurrenz für den uach 

Haftpflichtrecht Verantwortlichen EL 
Erwerbsfähigkeit eines Kindes, ob bei 
Vermin flenin? derselben auf Anerkennung 
der Schadeusersatzpflicht gegen den Ur- 
heber geklagt werden kann 1H4 — trau- 
matische Neurasthenie als Ursache einer 
dauernden Verminderung der Erwerbs- 
fUbigkeit 

F. 

Fabrikland, Schätzung eines enteigneten 
Areals als Fabrikland nach richter- 
lichem Ermessen 6iL 
I Fahrlässigkeit grobe, Verjährung der 
Ansprüche gegen die Eisenbahn erst nach 
drei Jahren 121L 

Fälschung eines Gepäckscheins 38ö- 

Feuerbcstattung, Ersatzpflicht des 
Strassenbahnuntemehmers MiL 

Fracht, Nachzahlung zu wenig erhobener 
Fracht 382. 

Frachtbegünstigungen, wann Sonder- 
abmachtmgen zwischen Bahn und ein- 
zelnen .Uisemlern über Gewährung solcher 
nicht unzulässig sind 3fifi 

Frachtberechnung erfolgt nach den 
veröffentlichten Tarifen 122. — Fracht- 
berechnuug für das ribeffhiessende Ge- 
wicht bei der ßelurderuug dcü Gutes in 
Wagenladungen 1F>H — Anwendung des 
Verbandfrec^lements bei doi" Fracht- 
berecluiuug ;ÜL 

Frachtbrief, Angabe der anzuwendenden 
Tarife in der Frachtbriefrubrik 128. — 
Inhaltsbezeichnung auf dem Frachtbriefe 
ist massgebend für die Tarifierung eines 
Frachtgutes 3ö2i 32iL 
. Frachtführer, wann der Anspruch gegen 
denselben erlischt IM. 
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Frachtgut, unrichtige Inhaltgfleklaration 
eines solchen im Frachtbriefe iL — Trans- 
port eiues Frachtgatea in offenon Wagen 
120, 188. — Bruch eines Gutes (Eiseu- 
gu.-sswiiren) 123. — Ablieferung des Fracht- 
guts 131. — Feststellung des Inhalts 
eines Frachtguts 136. — Verwechslung 
des Gutes iftft — Beförderung in Wageu- 
ladun^ion 156. — «b die Eisenbahn für 
einen Schaden liaftet, den ein nicht be- 
zogenes und auf Lager genommenes Gut 
durch Frost erleidet ln7. — Zugehörig- 
keit des Glasballons bei Mssigen, in 
«olcben verwahrten Gütern zum Gute 
IfiL — Verkauf des (iutcs m. — Ver- 
pflichtung der Eisenbahn zur Zollbcband- 
luTig de* Gutes 2:^4 . — Haftung der 
Eiäunbahn filr das in ordnutigsmässiger 
Verpackung flbcmonimene Gut 2ßl. — 
Berechininp: der Eutschildigung bei tcil- 
wei.xeii) Verlust eines Frachtguts iJliS, — 
Beschädigung des Gutes 28(). — Inhalts- 
bezeicbuung eines Frachtgutes ist mass- 
gebend für die Tarifierung 352. aßü. — 
Prüfung der äusseren und inneren Be- 
echail'euheit des Gutes durch den Em- 
pfänger vor Zahlung der Fracht 3fi3 — 
Inhaltsangabc eines Gutes im Frachtbriefe 
a2fL — Verlust von Frachtgütern 'ML 

Frachtrückerstattuugsforderung, 
Geltendmachung solcher üL 

Frachtvertrag, nachträgliche Aunahme- 
bercitschaft des Empfängers bein» Fracht- 
vertrage gO-l — Eisenbahnfrachtvertrag 
ist ein Werkvertrag 3t Kl — nachträg- 
liche Annahmebereitßchaft beim Fracht- 
vertrage üüh, 

Fuukenauswnrf einer Lokomotive, Haf- 
tung der Kleinbahnen für den dadurch 
verursachten Schaden 76, 153^ 3'.)! 

«. 

Garantiezaschttsso Dritter zur Kasse 
einer Aktiengcsell-jchaft, wann dieselben 
nicht steuerpilichuj,' sind 345. 

Gebäude, Abbruch eines solchen vor der 
Offenlegung des Bebauungsplanes •^fi'i 

Gefährdung gleichzeitiger einer Bahu- 
und Strassenaulage durch Lehnenabrat- 
Bchungen 273. 

Gehal tsfordorung eines Beamten L 

Gemeinde, ob derselben ein Recht anf 
Auliegerbeiträge für Plätze zusteht 

Oemeindegrundsteu erfrei heitder 
Rangier-, Neben- und Ladegleise 282 

Gepäck, Abfertigung unter Mitbenutzung 
der Fahrkarte einer mit dem Reisenden 
nicht gemeinsam reisenden Person be- 
hufs Befreiung von der Oepäckfracht 
stellt sich als Betrug dar 170 

Gepäckschein, Fäli^chnng eines solchen 
3HÖ. 

GeiJchüftsherr, Begriff der von dem- 



seTbon bei der Auswahl eines Angestellten 
anznweudendou Sorgfalt 

Gesimsätück, Herabfallen desselben vom 
Bahnhofsgebäude 179. 

Gewerbliche Haftpflicht 2fiL 

Gewichtsmindcrung, Haftung der 
Eisenbahn für die während des Trans- 
ports in plombierten Waggous einge- 
tretene GewichtsminiliLTUiit,' lü_L 

Glasballons, Beförderung Üu&siger Güter 
in solchen liLL 

Gleisanlage als Erbbaurecbt 387. 

Glockenzeichen, Beib'uumjj: eiues solchen 
beim Motorwagenbetrieb 388. 

Grenzspeditoure 304. 

Grundstück, Berücksichtigung der zu- 
künftigen Bebauungsfähigkeit bei der 
Wertbemessung des enteigneten Grund- 
stücks 124 — Berechnung der Anlieger- 
beiträge für bebaute OnuidHtücke llkL — 
Stellung von Grund buchauträgen bei Ent- 
eignung eines Grundstücks 2M. — Vor- 
aus«ietzungeu für die Schätzung eines 
Grundstücks als Bauland 368 

Gut, 8. Frachtgut. 

Haftpflichtgosetz, Zusamnienstoss 
zwischen Fuhrwerk und Eisenbuhnzug 
BL — Umfan^^ des iSchadeusersatzes für 
Tötung eines Kindes KL — Abwägung 
der allgemeinen Betriebseefabr der 
Eisenbahn und des Verschuldens dos Be- 
schädigten gegeneinander 11. — Ver- 
pflichtung der Sirasseubahugesellschaft 
zum Schadenersatz, wenn nicht aufge- 
klärt ist, auf welche .Weise der Unfall 
sich ereignete 3^ — ob der Eiseubahn- 
Unternehmer einem Dritten für die ent- 
gelieiiden Verdienste eines Verletzten er- 
satzpfliclitigist äfi. — inwieweit die Za- 
lassungder Uebertretunij liahnpulizeiliLhcr 
Vorschriften seitens der Babuorgauu den 
Verunglückten entschuldigt 52- — ob 
Verjährung des ganzen Ent«chitdiq:angä- 
anspnichs durch Anstellung einer Tcil- 
klagc unter Vorbehalt weiterer Ent- 
schädigungsansprüche unterbrochen wird 
54. — ob beim Eisenbahnbetriebe unvor- 
sichtige Handlungen von Kindern die 
Einrede der höheren Gewalt begründen 
fiS. — Anwendung des § 51 BGB. bei 
konkurrierendem Verschulden in Eisen- 
bahuhaitpflichifällen filL — Hafipüicbt 
der Eisenbahn für die Verletzung eines 
auf dem Bahnateicr befindlichen Passa- 
giers infolge der gfcwaltsamen Entfernung 
eines anderen — trunkenen — Passagiers 
durch den Eisenbahnportior 68- — Fest- • 
Stellung der Haftpllicht ihrem Ornnde 
nach für einen zukünftigen Zeitpunkt 
bei Verletzung eines Kindes 118 — Ein- 
rede <les eigenen Verschublen» des Ver- 
letzten 171 — Konkurrenz der ilaft- 
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pflicht der EiBcnbahn mit der des Tier- 
halters 177 — Würdifftina: des eigenen 
Verschaldens des Verletzten IRl. — ob 
NervenerschiUtenuii? als eine Ki>rperver- 
letzung im Siunu des § 1 des Uaftpflicht- 
gesetzes anzusehen ist 183. — Zulftssig- 
keit eitler nnr auf Feststellung der 
Schadeiiser-satzpflicht gerichteten Fest- 
stellungeklage unter späterer Liquidation 
des Schadens 27n — das Ueberfahren- 
werden eines noch nicht siebenjährigen 
Knaben von der Strussenbahn schliesst 
die Einrede der höheren Gewalt aus 
2S!L — mitwirkendes Verschulden des 
das Trittbrett der Stra^senbalin während 
der Fuhrt beim Absteigen betretenden 
Fahrgastes 288 — die UrsÄchlicbkeit 
der aüffpinpinpn Oefährlichkeit de« Eisen- 
bahnbetriebes einerseUa und des Ver- 
Bcbnldens des Verletzten anderseits 
müssen gegeneinander abgewogen werden 
29(). — nicht jede Vornahme einer ge- 
llihrlichcn Verrichtung ist Fahrlässigkeit; 
es kommt auf den Zweck der Iland- 
long an 2iiÜ. — unvorsichtiges Aus- 
steigen vor Halten des Zuges auf der 
Station bej,'riuidet ein mitwirkendes Ver- 
schulden des Reisenden 222. — Betriebs- 
unfall liegt vor, wenn von dem Mo^t 
einer elektrischen Stras:>enbahn die nur 
zur Pckuration dienende Bekrönung her- 
abstürzt und einen auf der Strasse vor- 
Ubergebeudeu Menschen verlet'/t 351. — 
die Einrede der höheren Gewalt erfordert 
den Nachweis der Unabwendbarkeil und 
der Folgen eines Ereignisses 371. — 
mitwirkendes Vorschulden liegt vor. wenn 
im elektrischen Strassenbahnbetriebe der 
Beschädigte trotz der gefahrdrohenden 
Nähe des Motorwagens die Gleise noch 
mit seinem B'uhrwerk zu kreuzen sucht 
37R. — wie die Dauer der Unterhultungs- 
päicht des getöteten Vaters und Ehe- 
mannes zu bemessen ist 388. — Gerichts- 
stand aus Ansprüchen aus dem Haft- 
pflichtgesetz 323. 

Handelsgerichte in Oesterreich, Kom- 
petenz für Klagen aus dem österreichischen 
Eisenbahn-Haft pflichtgesetz 244 

Handgepäck, I^cfnrderung von Zeitnngs- 
paketeu als Handgepäck 151. 

Hoilungskosten, wann dem Begehren 
eines verletzten Reisenden um Fest- 
stellung der Haftbarkeit einer Bahu- 
verwaltung für alle künftigen Heilungs- 
kosteu stattztigeben ist 2IiIL — ob ein 
Beamter, der wegen eines im Dienste 
erlittenen Tonfall« pensioniert ist, An- 
spruch Ulli" Erütaituug der vor der Pen- 
sionierung aufgewendeten Heilungskosten 
batHM. — Ersatz von Heilnnjjskosten 4111. ' 

Hinterbliebene, wann den Hinter- 
bliebenen eines im Inland beim Gewerbe- 



betrieb verunglückten Ausländers, die 
znr Zeit des Unfalls ihren Wohnsitz 
nicht im Inlande hatten, ein Anspruch 
auf Ersatz des durch den Unfall erlitteneu 
Schadens gegen den Betriebsuuternehtuer 
zusteht 2. 

Hinterlegungsstelle, Uuzulä.ssigkcit 
des Hechtsweges für Klagen gegen die 
Hinterlegungsstelle auf Auszahlung des 
hinterlegten Betragen bh. 

Höhere Gewalt, ob beim Eisenbahn- 
betriebe unvorsichtige Handlungen von 
Kindern die Einrede der höheren Ge- 
walt begründen 5iL — höhere Gewalt 
ist ausgeschlossen, wenn das als solchu."« 
sich darstellende Ereignis nicht allein 
den Unfall verursacht 177 — wann ein 
Arbeiteranastand als ein Fall höherer 
(iewalt angesehen werden kann 2'Mi — 
das Ueberfalirenwerden eines noch nicht 
siebenjährigen Knaben von der Strasseii- 
bahn schliesst die Einrede der höheren 
Gewalt aus 287 — ob Streik der Lente 
der Eisenbahn die Einrede der höheren 
Gewalt bef?ründet 2t)3 — Die Einrede 
der höheren Gewalt crfnrrlert den Nach- 
weis der Unabwendbarkeit und der 
Folgen des Ereignisses 371 — ob . 
Sturm höhere Gewalt 3ää. 

J. 

Inhalt, Feststellung des Inhalts eines 
Frachtguts 13fi. — die anf dem Fracht- 
briefe vorkommende luhaUsbezeichnuug 
ist für die Tariferuug einer Sendung 
massgebend 352. 3H0, 37f). 

K. 

Kind, Umfang des Schadensersatzes fUr 
Tötung eines Kindes Hl — ob beim 
Eisenbahnbetriebe unvorsichtige Hand- 
lungen von Kindern die Einrede der 
höheren Gewalt be<;rihiden 5iL — Fest- 
stellung der Haftptlicht ihrem (jrundo 
nach Hir einen zukünftigen Zeitpunkt 
bei Verletzung eines Kindes 118. — 
Haftung der Eisenbahn für den 
Unfall eines Kindes 122. — Ab- 
stürzen eines Kindes über das ent- 
sprechend gebaute Geländer einer Brücke 
über den Bahnkürper lüL — ob bei 
Verminderung- der Krwerbsfähigkeit eines 
Kindes gegen den Urhel)er geklagt 
werden kann 184 — Entschädigungs- 
anspruch der Kinder eines infolge 
körperlicher Verletzung (Jetöteten 

— kör])erliclie Verletzung oder Tötung 
eines Kindes durch eine Ereignung im 
Verkehr einer mit Anwendung von 
Danipfkraft betriebenen Eisenbahn 348, 

— Festsetzung der Rente der unterhalts- 
bercchtigten Kinder eines Getöteten Mi)'2 

Kluge gegen die Eisenbahn wegen Ent- 
schädigung 127. — für Klagen aus dem 
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österreicbisclien Eisenbabu - Haff [iflicbt- 
gesctz siud au88cblies8lich <lie liaiuleh- 
gerickte zustäudig 9AA — Uuzulä^sigkeit 
der Klage auf Aen«!eruii^ dcH Eisenbabu- 
betriches einer koiizessiunierten Privat- 
eiscnbabu nacb badiscbeiii Kecbt 252. — 
Unterschied zwischen Eiidurteil über 
eine i>chadensrest9teUung8klage und 
Zwiscbenuiteil (Iber den Grund des An- 
Hprucbs 2iLi — Zuläsäigkeit einer nur 
auf Feststellaii^; der Schadeusersatz- 
pflicht gerichteten Feststcllungsklagu 
unter spiitcrcr Liquidation des Schadens 
270 — Verjährung der Klage des Ab- 
senders gegen die Eisenbahn, wenn die 
Klage auf ein Quasi -Delikt gegründet 
ist aüL 

Kleinbahugcsetz, Beiträge zur Er- 
läuterung desselben 101. 

Kleinbahnen, Haftbarkeit derselben für 
den durch Brand infolge Fuukentlugs 
verursachten Schaden auch ohne das 
Vorhandensein eines Verschuldens 76. 
31il. ~ Aufsicht Uber Kleinbahnen 

Kleinbahnunternehnier, ob dieselben 
durch Dritte (Nachbarn) zu Aenderungcn 
der Bahnanlage und des Betriebes im 
ordentlichen Rechtswege gezwungen 
weiden können I8fi 

Kompensation venährter Gegenforde- 
rungen der Eisenbahnen Sä. 

Kondukteur einer elektrischen Strassen- 
bahn in Oesterreich, polizeiliche Befugnis 
desselben 358. 

Körperverletzung, Haftung der Stra- 
ssenbabnen für KiSrperverlr izunü;cn H<;!-> 

Kostenfestsetzuug im Zwuugsent^ig- 
nungflverfahren 860. 

Kraf twiipftMibetrieb, ob derselbe zum 
EiscnbuhnbeLrieb gehört 22fi. 

Krankenversicbcrungsgesetz, Be- 
ginn der Krankheit nnd der Unter- 
stützung 3^1 — im § 52 a des Gesetzes 
haben die Worte , Erkrankung' und 
„erkranken" dieselbe Bedeutung wie 
sonst und sind die des Zustande«, der die 
Notwendigkeit der Heilbehandlung be- 
dingt oder die Erwerbsfähigkeit aus- 
Bchliesst 1 U. Erfordernisse der frei- 
willigen Fortsetzung der Versicherung 
12ö — Krankenhauspllcgc '^Mi 

Kulturland, Enteignung von Kultar- 
laud 238. 

Ladegleise, Gemeindestenert'reiheit der- 
selben 2&L 

Lagcrgeldf orderungen der Eiseubahn 
323. 

Lebende Tiere, s. Tiere. 

I*ebnenabrutschnng, gleichzeitige Ge- 
fährdung eiuer Bahn- und Strassenanlage 
durch dieselbe '^7-^ 

Leistenbruch als Unfallverletzung Htk) 



Leitungen tclegrapbiache und telepho- 
nische, Sicherung derselben gegen Be- 
triebsstörung durch andere elektrische 
Leitungen 211. 

Leute, liat'tung der Eisenbahn auch ausser- 
vertraglich für Verschulden ihrer Leute in 
Ausübung ihrer Dienstverrichtungen 380. 

Lieferfrist, wann dieselbe gewahrt ist 
13H — Berechnung der Lieferfrist 37.'» 

Lieferfristüberschreitung, wann 
aussergcwöhnliche Verkehrsverbältuisse, 
wie z. B. strenge Kälte, eine Lieferfrist- 
überschreitung der Eisenbahn recht- 
fertigen üL — Schadensersatz wegen 
Lieferfristüberschreitaug 113. 120. — 
Haftung der Eisenbahn für Lieferfrist- 
überschreitung — Lieferfristüber- 
schreitung infolge des ungarischen Eiseu- 
bahnstreiks vom April 1904 dSfi. 

Lokomotivführer einer Kleinbahn, Haf- 
tung wegen Saclibescbadigung infolge 
unterlassenen Läutens IM. 

Mieter, Haftung desselben für gefährliche 
Beschaffeuheit des MietgrundstUcks '2(H 

Nachnahme, Aufhebung einer solcbeu 
durch den Absender ßii — Zahlung der- 
selben an einen Unberechtigten; Ersatz- 
pflicht der Eisenbahn 1H3 — verspätete 
Rücksendung eines Nachnahmebeglcit- 
scbeins 3(15 . 

Nachzahlung zu wenig erhobener Fracht 
ML 

Nebengleise, Grund Steuerfreiheit der- 
selben 282. 

Nervenerschtitternng, ob dieselbe als 
eine Körperverletzung im Sinuc des § 1 
des Reicbshaftpflichtgesetzes anzusehen 
ist IH:-^ — ist als körperliche Beschädi- 
gung im Sinne des österreichischen Haft- 
pflicbtgesetzes anzusehen H-lfi 

Neurasthenie traumatische als Ursache 
einer dauernden Venniudenmg der Er- 
worbsfäbigkeit 3äiL 

O. 

Ocffentliche Strasse, s. Strasse. 

Oeffentlicher Weg, «. Weg. 

Oeffnnng der Bahnhöfe, gesetzlich fest- 
gesetzt« Zeit für dieselbe 3fi2. 

Ortspolizeibehörde, Umfang der Be- 
fugnis derselben zum Erlass von Polizei- 
verordnuugen über den Betrieb elek- 
trischer Bahnen 171 

P. 

Peusionsstatuteu, ob die Bestimmung 
in solchen, dass einem Bediensteten vor 
Ablauf von ID Jahren ein Pensions- 
anBpnich nur dann zukommt, wenn er in- 
folge VerungUickuug im Dienste als dienst- 
unfähig erklärt wird, eine unzulässige 
Ausschliessung des Rechtsweges ist 13ä. 
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Per9onenfahrkarte,Befreinngder8olben 

von SiemiH'Igeltäbren 240. 

Petroleuuil üllaulage zur Uiiiladuiig in 
Schiffe auf Babuhofstenitoriuni, ob solche 
als Eiseubahnanlasro anzusehen ist LI2. 
— ob auf eine auf Haliubofsgebiet er- 
richtete Petrolcnmfüllanlage die Be- 
stimmungen der Gewerbeordnung An- 
wendung finden 240. 

Pfändung der einer Eisenbahn bei einer 
anderen künftig entstehenden Guthaben 
aus dem Transportverkebr 2iL 

Pferd, IJcLerfalircnwerden eines solchen 
durch eiuen EisciibaLu^ug ^82 

Plattform eines Wagens, köri)erliclie Ver- 
letzung eines Reisenden durch Herabfallen 
von derselben L • 

Pol izei Verordnung, die von einer zu- 
ständigen Behörde erlassene stebt dem 
Gesetze gleich Hö?. 

Postfiskus, ob derselbe für einen durch 
Sturz in den orduaug!!iüäs.sig angebrachten 
Licbtscbacbt eines Postgebäudes ver- 
ursachten Unfall haftet 141 

Postvcrwaltnng, Anfang der Haftbar- 
keit derselben fUr nuerlaubte Handlungen 
ihrer Beamten in Ausübung ihrer 
Funktionen 5Ü. 

Pri vatstrassc, Umwandlung in einen 
ölfcntlichen Weg 258. 

Privatubereinkommen, ob sich das 
Verbot eines solchen nicht nur auf Preis- 
ermässigungen, sondern auch auf Preis- 
erhöhungen gegenüber den Eiseubahn- 
tarifeu bezieht 22. 

R. 

Rangiergleise, Gemeindesteuerf reiheit 
derselben 2fi2. 

Ranchentwickelung der Lokomotive, 
Haftung der Eisenbahn für den dadurch 
an Waldungen verursachten Schaden 

Rechtsanwaltskosten, ob der Ent- 
eignete den Ersatz derselben im Ver- 
waltnugsverfahren vom Unternehmer ver- 
langen kann '274 

Regierung, Tarifbestimraungsrecht bei 
den mit elementarer Kraft betriebenen 
öffentlichen Kisoiibahnen 220. 

Reisender, körperliche Verletzung eines 
solchen durch Herabstürzen von der 
Plattform eines Wagens L — Abferti- 
gung von Gepäck unter Uitbenutzung 
einer Fahrkarte einer mit ihm nicht ge- 
meinsam reisenden Person behufs Bc- 
frciiiDg von der Gepiickfracbt stellt sich 
als Betrug dar IUI — wann dem Be- 
gehren eines verletzten Reisenden um 
Feststellung der Haftbarkeit einer Bahn- 
verwaitung für alle künftigen lleilnngs- 
kosten stattzugeben ist 2Ml — Aus- 
steigen eines Reisenden vor Halten des j 
Zuges auf der Station 222. i 



Rente, Zusprechung einer solchen an 
einen noch nicht Erwerbsfähigen in 
einem Zwischenurteil 281. — Festsetzung 
der Rente der nnterbaltsberechtigten 
Kinder eines Getöteten Mth^ — zeitliche 
Begrenzung der Rente -^^14 — Sicher- 
heitsleistung fUr die Reute 32fi. 

Schadensersatz wegen Lieferfristüber- 
schreitung 113, 
Scbadensorsatzansprüche beim Zu- 
sammentreffen von Bergban und Eisen- 
bahn iÜÜ 

Sübmorzonsgeld, ob bei Unfällen der 
Anspruch auf ein solches für künftige 
Schmerzen geltend gemacht werden kann 1. 
Schutzvorrichtungen ftlr eine Tele- 
graphen- und Telepbouleitung aus An- 
lass einer später angelegten städtischen 
elektrischen Strasscnbabn Ii? 
Sicherheitsleistung für die Rente 39fi. 
Sicherung der in der Nähe von Eisen- 
bahnen gelegenen Baulichkeiten; Zu- 
ständigkeit zum Erlass bezüglicher 
polizeilicher Verfügungen 202. 
Staatsbeamter, s. Beamter. 
Staatshoheitsrecht, ob das im%A des 
Eisenbahngesetzes vom 3. November 1838 
begründete Staatshoheitsrecht der Ver- 
tragsfreiheit der als Unternehmer handeln- 
den Staatsbehörde unterliegt 150. 
Strasse, wer als Unternehmer einer Strasse 
im Sinne des Fluchtlinieugesetzes anzu- 
sehen ist 2ä. — Anliegerbeiträge zu 
neuen Strassen 235. — Beginn der 
Strasscnanlegnng 232. — Benutzungs- 
befugnis an öffeutliehen Strassen für 
Strassenbahnen 277. 
Strassenbahn, Unfall anfeiner elektri- 
schen Strassenbahn — Bemitzungs- 
befugnis an öffentlichen Strassen für 
Strassenbahnen 277 — Haftung der 
Strassenbahn für Körperverletzungen 3fi2. 
— Ersatzpflicbt des Strasscnbahnunter- 
nehmers bei Feuerbestattung 4()4. 
Strassenbahnschaff ner, ob bei dcnseU 
ben dasTriiik2:e!il als Arlicit^vordienstbei 
Reutenfestrietzuiiyeu anzurechnen ist 2L 
Strasseuherstellungskoston, Voraus- 
setzungen für die Entstehung der Bei- 
tragspflicbt 1. 
Strassen Pflasterung, Anordnung durch 

die Polizeibehörde Iii 
Strasscnspcrruug, Entschädignng der 
öffentlichen Betriebsunternehmungen hei 
polizeilich vcrliigter Strassensperruug 
309. 428 

Streik der Leute der Eisenhahn, ob der- 
selbe die Einrede der höheren Gewalt 
begründet 22iL — rechtliche Folgen des 
j Streiks der Eisenbahnangcstellten iu 
1 Ungarn 32H. — Lieferfristüberschreitung 
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infolge des nnG:ari!?f hcn Eisenbnbnstreiks 
vom April 1904 ML 
Sturm, ob derselbe böherc Gewalt -^^n 
T. 

Tarife, Aaslegnng derselben lö^ 273 — 
Verantwortlichkeit der Eisenbahn für 
anklare Fassung der Tarifbestimmnnpfcn 
3(), IR. — Angabe der anzuwendenden 
Tarife in der Frachtbriefrubrik 12H — 
Frachtberechmuig erfolgt nach den ver- 
öffentlichten Tarifen lil2. 

Tarifermiissiuting, Anwendung solcher 
auf Sendungen bestimmter Kategorien 148. 

Telegraphen- nud Tclephouleitung, 
HerBtellnnp: von Schntzvorrichtnngcn für 
eine koIcIic aus Anlass einer später an- 
gelegten elektrischen Strassenbabn 147. 

Tiere, Begleitung lebender Tiere 2DiL — 
Abfertigung lebender Tiere und Fracht- 
berecbnnng für dieselben 374 

Transportweg, Wahl desselben durch 
die Eisenbahn 18ä — Angabe und Wahl 
desselben im interna tioni^Ien Kisenbahn- 
verkehr i?>n — grobes Verschulden der 
Eisenbahn in der Wahl des Transport- 
weges ^Hfl — Abweichung von dem- 
selben 3aL 

Trinkgeld, ob dasselbe bei Strassenbahn- 
schaft'uern bei RenteQi'e3ti»teUungäu als 
Arbeitsverdienst anzurechnen ist 21. 
V. 

Uebereinkommen internationales über 
den Eisenbahn-Frachtverkehr ist lediglich 
Landesgeaetz in jedem der Vertrags- 
staaten il. — Artikel Ifl desselben und 
die Lage der Qrenzspeditenve :-til4. 

Ueberfanrenwerden eines Pferdes durch 
einen Eisenhabnzug 382 

Um b ante n über die Fluchtlinie hinan??, bau- 
poiizeiliclie Geneliuiigung zu sülchen ^-'HT 

Unfall durch Sturz in den ordnungsmässig 
angelegten Licbt^cbacbt eines Fostgc- 
bäudes, ob der Fostfiskus dafür haftet 
141 — Unfall beim Ausgleiten auf dem 
Bahnsteig 178 — durch Herabfallen 
eines Gesimsstücks vom Bahnhofsgebäude 
179. — auf einer elektrischen Strassen- 
bahn — beim Ban einer Eiscnbahn- 
zufabrtJistrasse iiHö. 

U n f a 1 1 v e r 8 i ch c r n n g s a n s t a 1 1 der öster- 
reichis<:hen Eisenbahnen, Anzeigepflicht 
derselben im Sinne des § 2(Jfi des Per- 
soneustenergesetzes hinsichtlich der an 
die versicherton Eisenbahnbediensteten 
zu leistenden Unfallrenten 212. 

Uufallversichcrnngsgesetz, Trag- 
weite des § Ba in betreff der Ansprüche 
der Hinterbliebenen 2. 

Unterhaltungspflicht des getöteten 
Vaters und Ehemannes, wie die Dauer 
derselben zu bemessen ist 388 

Unterlassung als unabwendbare Hand- 
lung einer dritten Person 83. 



Unternehmer einer Strasse, wer als 
solcher anzusehen ist 2fi. — Haftung 
des Unternehmers für Beschädigung eines 
Arbeiters infolge mangelhafter Aufsicht 
des leitenden lugeuieurs 26G. 

V. 

Verdienstentgang, Berechnung des- 
selben bei einem Unfälle L 

Verjährung des ganzen Entschädigungs- 
anspruchs, ob dieselbe dnrch Anstellung 
einer Tcilklage unter Vorbehalt weiterer 
Ansprüche unterbrochen wird M. — 
Verjährung der Entscliädigungsiuispnlche 
gegen die Eisenbahn bei grober Fahr- 
lässigkeit erst nach drei Jahren I2ä. — 
Verjiilirnng der Ansprüche gegen die 
Eiscubalui wegen zu viel erhobener 
Fracht 277. — Verjährung der Klage 
des Absenders gegen die Eisenbahn, 
wenn die Klage auf ein Quasi-Delikt 
gegründet ist 3fil . 

Verkauf des Gutes 173. 

Verkebrserschwernisse infolge Um- 
wandlung einer Handschranke iu eine 
Zugschranke lifi. 

Verkehrs Verhältnisse anssergewöbn- 
lichc, wann dieselben eine Lieferfristüber- 
schreitung der Eisenbahn rechtfertigen 5Z 

Verlnst teilweiser einer Sendung, Be- 
rechnung der Entschädigung 2ßSL — 
Verlust von Gütern 384. 

Verwechslung des Gutes IT)"!. 

W. 

Wagen, Desinfektion derselben 114 — 
Transport eines Frachtguts in offene» 
Wagen 120, IBS, ~ Bestellung von 
Wagen i2L 

Weg, Einziehnncr öffentlicher Wege in- 
folge von Ei»enbalinl>auten 235. — Be- 
nutzung eines Weges 237 — Umwand- 
lung einer Privatstrasse in einen öffent- 
lichen Weg 258. 

Wegebaulast, eine Vereinbarung über 
dieselbe zwischen Unternehmer einer 
Kleinbahn nnd dem Wegebaupflichtigeu 
ist privatrechtlicher Natur 372. 

Z. 

Zeitungspakete, Beförderung solcher 
als Handgepäck löl. 

Zinsen, Vergütung solcher durch die 
Eisenbahn von ungebührlich eingebobenen 
Fracbtbeträgeu vom Tage Rekla- 
mation ab iTtiS 

Zollbehandlung des Gutes 9f»l 

Znsprcchnng einer Rente an einen noch 
nicht Erwerbsfähigen iu einem Zwiscben- 
urteil 2aL 

Zuwendungen beim Ban von Eisenbahnen, 
Stempelpflicbtigkeit derselben als Schuld- 
verschreibungen 7A. 

Zwangsenteignungsverf abren, Ko- 
stenfest^tzung in demselben 36<) 
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A. Internationales Recht. 



füteriationales Uebereln* 
kommen tfber den Eisen* 
bahnfrachtverkehr vom 
1^ Oktober 1890. 

Art. 1 . . . . s. aai 

Art. i S. Ifi 

Art. 5 8.15,16,47,48,131 
Art. a 8.16,16,17,01,02. 

128. 381. 3^2 
... S. 15, 12 
. . S. 15, 16, 2ßä 
S. 61. 62. 261. 2ü2 
17. 



Art. 2 
Art. a 

Art. e 

Art. US. 15 



11^ 



30. 78, 
Ifif), ■'i.">6 



Art. 12 S. 30, 31, fiL 78, 
128, 356. 381 
Art. 13 S. fiä 



Art. U . . . . S. 362 
Art. 15 S. 61. 62. 127. 176. 

112 

Art. 2ü . . . S. 3fiä 
Art. 2i S. 6L 62, 115, m 
Art. 2ii . S. 155, 2r.'.<, ilO 
Art. 2ß . . . STliK 1^ 
Art. 22 S. 61. 62. 67. 176. 

177 

Art. 3D S. 46, 155, 261. 2fi2. 

31 . S. 120. 123. 2fi2 

32 ... . S. 2fi2 
M . . . . S. 2ßa 
3a S. 4fi 

32 . . ■ S. 280. 2ai 

33 . . .8. 126, 13Ü 



Art. 
Art. 
Art. 
Art. 
Art. 
I Art. 



Art. iü . S. 126, m mi 
Art. 11 . S. 126, m 2liä 
Art. 12 . . . S. m Ifiü 
Art. 11 S.67. 130. 1.^.^. l>62. 

280, 2fil 

Art. lä . S. 67, m», 3ül 
Art. bl .... S. dl 
Art. 22 . .. . S. 121 

Ausfuhrtmgsbestfmmangen 
zum internationalen Ueber» 
einkommen über den Eisen- 
bahnfrachtverkehr voin 
L4. Oktober 1890. 

§ 2 S. 62 

§6 S. 3S2 



B. Relehsgesetze, Verordnungen, Reglements etc. 



Reichsgewerbeordnung vom 
2LJuni 1869 

LJjiU 1883. 

§ ß ■ 8.8. 76. 375. 32ß 

§ 2£i S. 22 

§ 2fi . . S. 76, 77, IM 
§ 121 s. m 

Relohsstrafgesetzbuch vom 

äL Mai 1870. 
§59 . . . S. Iö2. IM 

§ 113 8.282 

§ Ißl S . 158 

§ g^?3 S. 1B3 

I 230. . . . S. 129, 2ßl 

§ 2£i3 S. HQ 

§ 2ti2 8.385 

§ aiü .... 8. 10. 21 

§ aao s . 21 

§ 3äÖ S. 182 

§ 352 S. 182 

§ 3fi2 S. 3fifi 

Reichahaftpflichtgesetz 
vom Z. Juni 1871. 

§1 S. 10,14, 32, 38, 39, 
52. 53. 59. 68. 118, 
171. 177. 178. 179. 



18;^, 184. 253. 287. 
288. 290. 292. 351. 
371. 378, 387, 394. 

325 

2 S. 181. 266. 267. 290. 

35a 

3 8. 10. 14, 37. 118. 184. 

253. 388. 392. 331 
3a . . . S. 10, 15, 32 
2 . . S. 37. m. 
8 . S. 54, 65. 118. 22fi 
a . S. 36j 39, 40, 11 

Reichspostgesetz vom 
28. Oktober 1871. 



2 
6 
9 

m 

§ 27 



S. 151 
S. 50, 51 
. S. 51 
. S. 51 

S. 151 



Gesetz, betr. die Reolite- 

vcrhältnisse der Reichsbo- 
amten vom ^ März 1873. 

§ 1 S. 21 

§ 51 S. 61 

§ 55 S. ßl 



Zivilprozeseordnung vom 
30. Janttar 1877. 



§ 29 
S 32 
§ 39 
§ 12 
§ 13a 
^ 252 
§ 256 
§ 258 
§ 286 
§ 282 
§ 301 
§ 323 
§ 549 
§ 562 
§ 565 
§ 832 
§ 844 
§ 850 



. . S. 127. 390 
S. 393, ^ 395 
. . . . S. 12 
. . . S. 3fiÜ 
S. 58, lai 
. . . 8.391 
S. 263. 264. 225 
. . S. 392, 3ü3 
8. 69, 2D 
69. 70. 166. m2 
S. 263, 2H1, 2ii2 

. . s. 3w^ -m 

S. 47, lOki äÜ 
S. 47, 18, 49, 5Q 
. . 8. m. 288 
S. 73, 21 
S. 73, 24 
. . . . S. 6 



Krankenversicherungs- 

li Juni 1883 
gesetz vom , . . r. 
" 10. April 1892. 

.... S. 231 

S. 2M 

S. 125 

S 33 

52a, 3.114,115,231 



I 
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Unfallversloherungsgesetz 
von a.Juli 1884. 

§ fi S. ä 

§ 9ä S. 2, a 

Relchsbeamtenfiirsorge- 
gesetz vom UL März 1886. 

§ S S. 355 

Telegraphcngesetz vom 
& April 1892. 

§ ß S. 142 

§ 12 . . . S. 147, 211 

§13 s. m 

§ 14 S. 241 

Betriebsordnung fOr die 
Hauptelsenbahnen Deutsch- 
lands vom ^ Juli 1892. 

§ M . . . S. ir)8. 2H2 

Balinordnung für die Neben- 
eisenbahnen Deutschlands 
vom 5. Juli 1892. 

§ 12 S . 252 

§ 22 S. 252 

§ 42 . . . S. 252, 25a 

Eisenbahnverkehrsordnuno 
vom 2fi. Oktober 1899. 

. S. 30, 28 
S. P8, 2iiE 
. S. 1Ü2 
. S. 2Mä 
. S. 28ä 
. S. 256 
S. 30, 28 
31. 173. 212 

. s. laü 
. s. aau 

. S. 293 
§ 22 S. 120. 123. 161. 1B2. 

163. 255 

Gewerbeunfailverslche- 
rungsgesetz v. Juni 1900. 



§ 1 
§ ^ 
§ 21 
§ 22 
§ 135 
§ lü8 



S. 129 
S. 21 

. S.3 
S. 60 

S. 2^ 3 

. S.3 



Handeisgesetzbuch. 

425 S. 122 

434 S. aüQ 

43a 8.390 

454 S. 39Q 

45fi ■ . ■ S. 101. 255 

459 . S. 161. 255. 2ü6 

470 S. 222 

472 . . . . S. 68, fiä 

Reiohsgrundbuchordnung. 



§ 32 
§ 42 
§ 43 
§ 44 
§ S2 
§ 83 



, . S. 252 
S. 256. 252 
S. 256. 252 
S. 256. 252 
. . S . 252 
. . S. 252 



Deutsche Strafprozess- 
ordnung. 
§ aifi . . . S. 46, 12Ü 

BBrgeriiohes Gesetzbuch. 



§ 31 
§ 89 
§ IM 
§ 232 
§ 252 
§ 254 



. . . S. Ul 
S. LLL 

. . . S. Ü3 
. . S. 55, aß 
S. 394. 395 
8. 14, 52, 53, 58, 
66, 171. 181. 182. 
18^ 28S, 289, 2SMI 

2Ü2. 293, 3GL ^jK 
.^79 

.... S. 4, 8 

s. ö 

S. 53, 21)0, 2111 
S. 68, 6U, lüO, 178. 

179, 362 

288 S. ß 

§ 3Ü2 S. 264 

§ 322 . . . . S. 55, 56 
§ 326 . . . . S. 55, öfi 
S. 4, 5. 6, 7, a 
. . . S. 122 
. . . S. Ififi 




§ 394 
§ i2ß 
§ 598 

§ 631 S. 39Ü 

8 688 S. 56 

§ 823 S. 24. 76, 141. 153. 

im, 167, 2m, 280, 



§ 828 
§ 829 
§ 831 



833 
834 
835 
g 836 



§ 837 
§ 838 
§ 840 
§ 842 
§ 813 
§ 844 



S. 24, 



, . . S. 1S2 
S. 38, aiil 
58. 76, 141. 



142. 166. 167. '>m, 
268. 286. 367, 370. 

S. 38. 177. 178. 394 
. . - 8. 177. UÄ 
8.38. 177. 178. Mi 
S. 141_, 177, 178, 

179. im 
s. 177, m 2fia 

S. 122 
S. 38. 177. 128 
8. 39. 184. 185 
S. 184, ISi 324 
S. 36, 38, 388, 3ii9 
392, 3Üi 
S. 36, 37, 38, 39, 43 
. . 8. 39 
. . S. 252 
. . S. 153 
S. 77. 
S. 76 
S. 76 
76 



§ 1708 



1 1 



IM 

153 
IM 

_ 153 

s. aü2 

8. IIa 

s. aaa 

S. 393 
S. IQ 

S. 389 



EinfQhrungsgesetz zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch. 

Art. 1 .... 8. 222 
Art. 2 ... S. 7, 222 

Art. a S. 2 

Art. 12 S. 43 

Art. 42 S.36, 37. ^ 178, 

1Ä3 

Art. 55 . . . . 8. 7, 4Ü 
Art. 56—172 . 8. 2 

Art. 1Ü5 S. 36, 40, 41^ 42 
Art. 1D9 8. 72, 154^ 257, 

aal 

S. 253 



Art. III 
Art. 125 
Art. 145 
Art. 1Ö9 
Art. 2ia 



S. 77, 154 
8 .55, 56 
. '57222 
S. 77, lül 



C. Landesgesetze, Verordnungen, Reglements ete. 



Altgemeines Landrecht 

§ lü II. 12 . . . S. 259 

29 L Ö ... S. 221 

30 L 8 . . S. 221 
8 äl L 8 . S. 271. 391 



§ 24 Eiül. L 8 ^_a. 221 
§ 25 L 8 . S. 27L 391 
§ 1D2 L ß . . . S. 382 
§ 570 L 9 . . . S. 25 
§ 1053 L U . . 8. 25 



Aligemeine Vorschriften 
zum Stempeltarif vom 
L März 1822. 

§ 1 S. 24 

§ Iß S. 24 



Qnellenregister. 
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Eisenbahngeseiz vom 3. No- 
vember 1838. 

§ 4 S. 150. 151. :m 367 
§25 8.36,39,41,42,77, 

1517 ir.r>, 11)7. im. 

367, «68, 382 

Verfassungsurkunde fürden 
Preussischen Staat vom 

3L Januar 1850. 
Art. ä . . . S. IL IM 

Gesetz über die Pollzeiver- 
waltung vom II. März 1850. 

8 1 S. Ifl2 

§ 2 S.läl 

§ 3 S. lÄZ 

§ 4 S. Ifil 

M S. Iii 

§ fi ... S. 171. 259 

§ U S . III 

§ 12 . . S. 171. 259 
§ 15 S. 259 

Grundsteuergesetz vom 
2LMai 1861. 

§ 4 S. 283 

Kurhessisches Gesetz über 
die Anlegung von Eisen* 
bahnen vom 2. Mai 1863. 

S. 235. 

Preussisches allgemeines 
Berggesetz 
vom 2A. Juni 1865. 

6 15Ü 8. IM 

§ 151 8. Ifia 

Beamtenpensionsgesetz 
vom 22. Marz 1872. 

§ 11 .. .. . 8. 6Q 



§ 12 S. 6Q 

8 21 S. fiü 

§ 22 8. fiü 

Enteignungsgesetz vom 
II. Juni 1874. 

§ 1 S. Ü9 

§ 2 ..... S. 221 
§ 8 S. ö3. 69. 72. 169, 
272. 274. L^S4, mn 

§ 8 S. 114 

§ lü . . . . S. 53, 51 

§ U S. 381 

§ 12 S. III 

5 11 S. 72 

6 21 S. 2fi2 

§ 32 S. 251 

§ 33 . . . S. 256. 252 

§ 13 S. 221 

§ 11 S. 252 

§ 15 S. 252 

Fluohtliniengesetz vom 
2. Juti 1875. 

§ 1 S. 15fi 

8 2 S. 231 

8 11 . . . S. 144. 232 
8 13 . S. 144, 145. 2fi2 

8 U 8. 12 

§ 15 8. 4, 155. 156. 160. 

230, 232 

Gesetz über die allgemeine 
Landesverwaltung 
vom m Juti 1883. 



§ 5 
8 122 

8 1^ 
§ 129 
8 13Ü 
§ 132 



. 8. 139 
8. 139. 182 

. S. 182 
, . 8. 182 
S. 139. 182 
. . 8. 259 



Zustindigkeitsgesetz vom 
L August 1883. 

8 q2 S. 235 

8 158 S. 3£iß 

Preussisches Beamtenfür- 
Sorgegesetz 
vom 1& Juni 1887. 

8 1 .... S. 60, 355 
§ 8 S. 355 

Einkommensteuergesetz 
vom 24. Juni 1891. 

8 2 S. 3iÄ 

8 11 S. 31fi 

8 Ifi . . . S. 345. 3iB 

Kleinbahngesetz vom 
28. Juli 1892. 

3. 11. 13. 77, 139. 153. 166. 
171^ 186, 187, 372, 323. 

Kommunalabgabengesetz 
vom (4. Juli 1893. 

8 21 . . . S. 282, 283 
8 82 S. 1 

Preussisches Stempel« 

Steuergesetz 
vom 3L Juli 1895. 

§ lü 8. 25 

Preussisches Beamten- 
fürsorgegesetz 
vom 2. Juni 1902. 

8 1 S. fiü 



Code oivU 

Art. 545 ... 
Art. 1384 . . 



8. 22 
S. 50, 51 



Königlich sächsisches Eisen- 

bahnentelgnungsgesetz vom 
3. Juli 1835. 

s. m. 



SäohBische besetze. 

Sächsische Verordnung vom 
12. Oktober 1883. 

8. 211. 



Neues sächsische« Ent- 
eignungsgesetz 
vom 21. Juni 1902. 
S. 14, 121. 



B. Auslttndische 



ElMibaliobetriebsordnung 
VOM IB. November 1851. 

s. 165, aai 

Kaiserliche Verordnung vom 

Ifi. November 1851. 

8. 'dlüL 



Gesetze, Verordnungen, 
Oesterreich-Ungarn. 

Eisenbalinkonzessions- 

gesetz vom 
11. September 1854. 

■ S.29, 30. i^. i:;7, 13H, 163. 
! 172. 270. 2ZL 



Reglements ete. 



Ministerlaiverordnung vom 
11. September 1854. 
8. 43, 11. 

MInisterialverordnung vom 
30. September 1857. 

8. 112. 



QnelleiiTCglatfir. 



Kaiserliches Patent van 
20. Dezenber 1859. 
8.240. 

OMternichlteliM Statts- 

grundgesetz 
VOM 21. Dezember 1867. 
s.as, 29. 

Oesterreichisches 
Eiseibahnhaftpflichtgeseti 
vom 5. März 1869. 

S. llÜ, 118, 122, 123, 244, 
S4&, 347, 860, 377. 

Gesetz vom 15. April 1873. 
8. 13& 

Gesetz von 31. März 1875. 
8. 840. 

Gesetz v. 22. OktoNr 1875. 
8. SO, 68, 163, 841, 876. 

GeseU V. 18. Feliruar 1878. 
S 143, lö9, 160. 

Ministeriaiveroritnuna vom 
25. Januar 1879. 

8.45,168,178,173,276,877 

fiaatti vtai la April 1886. 

8. 19, 20. 

«••etz vom 30. März 1888. 
S. 185, 136. 

Ilfnisf fTialvf rordiiung vom 
3Q. Auoust 1890. 
8. 117. 



Sohweiierisches 
Enteignungsgpsetz vom 
3. September 1868. 

S. 353, 354. 



Französisches 2ivil< 
Msetzboob. 
8 361. 



' Eisenbahnbetriebsregte- 
ment vom 10. Dezember 1892. 

8. 9, 10. 57, 5«. fi5, II-?, 

; III, i;n, i:v2. i;57, uo, 

■■ 141, 157, i:)S, 164, 168, 
: 182, im, 180, 251, 2.^4, 
' 289, 293, 294, Hh2, 374, 
375, 376, 380, 381, 884, 
3^7. 

i Oesterreichtsches Straf- 
gesetz vom 19. April 1894. 
8. 873, 274. 

I Getetz von 31. Oez. 1894. 
8. 117. 

OrBanlaaftaittalat ftr 41a 

•tütHcheEisenbahnverwal- 
taag vom 19. Januar 1896. 
, 8. 136. 

Gesetz vom 19. Sept. 1898. 
8.18a 

Mhltlerfalvaroftlaang von 

23. Januar 1901. 

S. 172, 173. 

Gooolz vom 19. Juli 1902. 

S. .349. 377 



büraertioiiea 



^91 8. 2.H4 

8 141 . . , S. 233, 2M 

§ 161 S. 234 

§ 330 S. 166 

§ 364 S. 137 

§ 863 ,^ . . . .8. 374 

§ 914 ' 8. 185 

§915 ai7 

Schweiz. 

Sohwelzerisches Transport- 
gesetz von 1893. 
a 280, 281. 



Frankreich. 

Franzilsisches Handela* 

Äetetzbacli. 
. 165, 173. 



§ 1038 . 
§ 1294 . 
§ 1297 . 
g 1304 . 
§ 1306 . 
§ 1308 . 

8 1309 . 
1325 . 

§ 1326 . 
§ 1327 . 
§ 1437 . 
§ 1438 . 

9 1489 . 



. . . . a 881 
a 189. 138, 318 

. . . S. 116 
S. 1, 348, .3.tO 
. S. IL':^. 349 

. S. 123, 349 
. S. 123. 349 
. ' a 182, 347 
. . 8.122 
a 122, 233, 247 
. . . S 166 
. S. 347, 348 
. a 264, 288 



Oesterreiohisches Handeis* 
lowtzlaoh. 

Art. 278 ... . 8. 16 
Art. 888 . . a la 198 
Art. 288 .... a 165 
Art. 289 .... S. 166 

Oasitrrelchlsches Straf> 

gesotzbuch, 
a 181, 839, 247 . 248, 368, 

35». 

Oesterreichische Zivll- 
prozessordnung. 

S. 113, 130. 131, 148, 244. 
245, 246. 248, 254, 255, 
359, 877. 

Gettorrolohitobes Kraakea- 
vortiebernngsgooolz. 

S 24. 

Oesterreichisches Eai» 
eignungsgeseti. 
a 849. 

Oootarreich bc h c s Persoaal- 
otoaergetetz. 
a848, 843. 



Sohweizerisohea Eisenbahn- 

baftpflichtgesetz. 
a 15, 28ö, m, 885. 



Franz. Code civil, 
a 46, 146, 155, 998, 853, 
961. 



XtaUen. 

Code civiie. 
a 362, 865. 
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